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Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. II 
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schüsse, S. 526 — Berechnung der während der 
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Gesellschaften für deren eigene Rechnung, S. 538; 

3. künftiges Erfordernis an Zinsen, Tilgung und Mini- 
maldividende für die Aktien und Obligationen (ohne 
Konversion) der sechs großen Gesellschaften für 
deren eigene Rechnung, S. 540 ; 

4. mutmaßliche künftige Betriebsüberschüsse der sechs 
großen Gesellschaften, S. 542; 
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5. Differenz zwischen den kfinfligen Botriebsüber- 
schQssen und Kapitallasten (ohne Konversion), inkl. 
den Mininialdi videnden (Nettoüberschuß bezw. Ga- 
rantiebedarf der einzelnen Gesellschaften), S. 544 ; 

6. zukünftiges Erfordernis an Zinsen und Tilgung der 
Obligationen, sowie Garantiebedarf bezw. Netto- 
überschüsse der OrMans- und P.-L.-M.-Compagnie 
nach event. Konversion, S. 546. 

Der Betriebsüberschuß als Hauptelement der 

Wahrscheinlichkeitsrechnung 548 

Mutmaßliche Höhe desselben im Jahre 1950, deren 
Voraussetzung die Verdoppelung der Bruttoeinnahmen 
bezw. des Verkehrs, S. 548. 

Die Entwickelung der Bruttoeinnahmen . . . 549 
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über den Verkehr, die Transportleistung und die Brutto- 
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Das Fazit der Wahrscheinlichkeitsrechnung . 557 
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Hauptbahnnetzes Frankreichs ; die künftigen Betriebs- 
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Buch IL 

Spezieller Teil. 



Vorbemerkung. 

Wenn wir in dem ersten Teile unserer Arbeit die Ge- 
schichte der französischen Eisenbahnpolitik und die 
von letzterer bedingte Entwickelung des französischen 
Eisenbahnnetzes derartig zur DarsteUung zu bringen Ter- 
sucht haben, daß wir, die Vertreter der verschiedenen Rich- 
tungen, ihre Anschauungen selbst kundgebend, an uns vorbei- 
ziehen ließen, so wählten wir diese Form, weil uns dieselbe 
die Möglichkeit bot, dem Leser das Urmaterial als solches zu 
unterbreiten, damit er aus demselben sich über die jeweüig 
in Frankreich herrschenden Strömungen unterrichten könne. 

Bei solchem Vorgehen haben wir in ihrer sich voll- 
bewußten Absicht darauf verzichten wollen, nach Art der 
gewohnten Kompendien jene Materialien mit den Meinungs- 
äußerungen aller möglichen in- und ausländischen Autoren zu 
verbrämen, um so den Schein eines erborgten Ideenreichtums 
über unsere Arbeit zu breiten ; denn wir verlangen ebenso wie 
von uns, so auch von unserem Leser, daß er selbst auf das 
hinhorche, was der beredte Mund der Thatsachen zu be- 
richten hat, und nicht auf das, was irgend ein Schriftsteller in 
Anlehnung an ein Dutzend seinesgleichen, aus deren Berichten 
herausgehört haben will. 

Jede Institution eines Landes und damit auch sein Eisen- 
bahnwesen zeigt aber nicht nur das Resultat einer Reihe von 

Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 1 
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ErwäguDgen bezw. Begebenheiten, sondern ist in jedem ge- 
gebenen Zeitpunkte eine thatsächliche Erscheinung, 
die in ihrem Wesen, d. i. im Zusammenwirken und der Be- 
deutung ihrer einzelnen Glieder, erkannt sein will. 

Somit werden wir nunmehr den Organismus des französi- 
schen Eisenbahnwesens, wie er in verschiedenen epochemachen- 
den Momenten gewesen und nach einer jahrzehntelangen Aus-, 
man kann kaum sagen: Umgestaltung heute geworden ist, in 
seinen wesentlichen Einzelteilen darzustellen haben. Und 
das soll die Aufgabe eines zweiten Teiles unserer Studie 
sein, wobei wir jedoch die Einschränkung zu wiederholen 
haben, daß wir das Eisenbahnwesen Frankreichs auch hier 
nicht vom Standpunkte der Technik, sondern ausschließlich 
als wichtiges Instrument der Staats- und Volkswirtschaft schil- 
dern wollen. 

Unser Augenmerk wird sich bei der Verfolgung dieser 
unserer zweiten Aufgabe zunächst auf die notwendige Unter- 
lage für jede Organisation innerhalb der staaÜichen und ge- 
sellschaftlichen Ordnung, d. h. auf eine Aufzählung der Be- 
stimmungen über die Verwaltung des Eisenbahnwesens 
zu erstrecken haben, welche die Pflichten und Rechte der öffent- 
lichen Gewalten, der Unternehmer und der staatsbürgerlichen 
Gesellschaft an dem der Allgemeinheit dienenden mächtigen 
Verkehrswerkzeug — der Eisenbahn — abgrenzen. 

Wie sich die Einflußnahme des Staates aber wesentlich 
auch auf dem Gebiet der Feststellung des Preises für den Ver- 
kehr auf den Eisenbahnen, d. i. in deren Tarifwesen abspielt, 
so werden wir eine Betrachtung der Ausgestaltung des letzteren am 
besten dem vorstehend bezeichneten Gebiet unserer Beobachtung 
angliedern, um sodann den Staat selbst als Eisenbahnunter- 
nehmer kennen zu lernen, insoweit auch St aats bahnen in den 
Organismus der französischen Eisenbahnen eingeschaltet sind. 

Von besonderer Bedeutung wird es weiter für uns sein, 
die wichtigeren Seiten des Systems der französischen 
Eisenbahnpolitik in ihrem Wesen, d.h. in ihrer Bedeu- 
tung sowohl für die Eisenbahnen wie für die öffentlichen Ge- 
walten und die Gesellschaft, zur Darstellung zu bringen. 
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Als solche sind uns im Verlaufe der geschichtlichen Dar- 
stellung stets von neuem entgegengetreten: 

die unmittelbare Mitwirkung der öffentlichen Gewalten 
insonderheit des Staates bei der Herstellung des Eisenbahn- 
netzes; mit anderen Worten: die verschiedenartige Gestalten 
annehmenden Subventionen in weiterem Sinne des Wortes; 
als Korrelat sodann zu diesen Aufwendungen des Staates und 
der Zwangsgemein wirtschaften innerhalb desselben, wie zu denen 
der Unternehmer und der weiteren Kreise der Nation, die 
Regelung der direkten und indirekten Gewinnbeteiligung 
jener Faktoren an dem wirtschaftlichen Nutzen der Eisen- 
bahnen; und als stützendes und förderndes Element, recht eigent- 
hch als das Rückgrat des ganzen Organismus, eine besondere 
Form der staatlichen Subventionierung, die Zinsgarantie, 
die wiederum, wie in jedem organischen Gebilde alle Teile 
unter sich in Wechselwirkung zusammenhängen, sowohl die 
Herstellung der Eisenbahnen befordert, im einzelnen Falle so- 
gar nur ermöglicht hat, als auch eine der Formen der Ver- 
teilung des wirtschaftlichen Nutzens der Eisenbahnen unter die 
angeführten Faktoren darstellt. 

Da die vorstehend skizzierten drei Teile des Systems 
der französischen Eisenbahnpolitik in innigstem Zusammen- 
hange zu- und untereinander stehen, so werden dieselben in 
entsprechenden Unterabteilungen eines gemeinsamen Kapitels 
zu behandeln sein. 

Ein weiteres Kapitel wird dem Verhältnis der Eisen- 
bahnen zu dem einzigen, ihnen in vielfacher Beziehung eben- 
bürtigen Transportmittel, den Wasserstraßen, zu widmen 
sein, während endlich ein Schlußkapitel die äußere Gestalt 
des ganzen Organismus und seine unmittelbaren Lebensäuße- 
rungen an der Hand der Statistik zu schildern und, nach 
einem wiederholten Blick auf die wahrscheinliche Gestaltung 
seiner Zukunft, die Grundzüge des ganzen Eisenbahnwesens 
Prankreichs in einem Gesamtbilde zu vereinigen haben wird. 
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15. Kapitel. 

Die verwaltangsrechtlichen Grundlagen des fran- 
zösisclien Eisenbahnwesens nnd das Bedingnisheft 

Das materielle Eisenbahnrecht Frankreichs ist in den 
Artikeln 96 bis 108 des Code de commerce, in dem Eisenbahn- 
polizeigesetz vom 15. Juni 1845 (Loi sur la police des chemins 
de fer), der Verordnung vom 15. November 1846 (Ordonnance 
portant röglement sur la police, la süret^ et Texploitation des 
chemins de fer) und den sogenannten Bedingnisheften (Cahiers 
des charges) enthalten. Dazu treten die Bestimmungen der 
mit den einzelnen Gesellschaften resp. Unternehmern ge- 
schlossenen Verträge, einer großen Anzahl von Finanz- und 
anderen Gesetzen, Verordnungen und Verfügungen. 

Bevor wir an eine Schilderung der gesetzlichen Grund- 
lagen des französischen Eisenbahnwesens herantreten, sei ein 
kurzer Blick auf die innere Verwaltung der bestehenden 
Bahnen geworfen. 

üeber die Verwaltung der 1878 vom Staat erworbenen 
und seitdem ausgebauten Bahnen haben wir bereits bei Gelegen- 
heit der Erörterungen über die Entstehungsgeschichte der Staats- 
bahnen und die Einrichtung eines sie betreffenden „provi- 
sorischen** Staatsbetriebes reden können (cf. Kap. 9 und 11), 
so daß wir an dieser Stelle nur hervorzuheben haben, daß die 
Staats b ah nen ^) von einer unter dem Ministerium der öffent- 



^) Am 5. Dezember 1895 ließ der Minister der öffentlichen Arbeiten 
im Ministerrat ein Dekret gutheißen, demzufolge die Verwaltung der 
Staatsbahnen reorganisiert werden soll: Die Staatsbabnen sollen 
fürderhin von einem Direktor geleitet werden, dem ein Beirat an Stelle 
des jetzigen Yerwaltungsrates beigegeben wird. Kein Parlamentsmitglied 
sollte diesem Beirat angehören, woraus erbellt, daß die Regierung von 
der Voraussetzung der Unvereinbarkeit des parlamentarischen Mandate 
mit der Bekleidung einer amtlichen Stellung bei Finanz- und Eisenbahn- 
Unternehmungen, selbst wenn es sich dabei um ein Staatsinstitut handelt 
überzeugt war, wenn auch ein entsprechender Antrag nicht zur Be- 
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liehen Arbeiten zwar ressortierenden , im übrigen aber selb- 
ständigen Behörde verwaltet werden, die nach Analogie der 
Privatgesellschaften aus einem Verwaltungsrat, mit neun 
vom Präsidenten der Bepublik ernannten Mitgliedern, und der 
sogenannten , Direktion der Staatsbahnen'' als der aus- 
führenden Behörde zusammengesetzt ist^). 

An der Spitze der Privatbahnen steht ein von der 
Generalversammlung der Aktionäre gewählter Verwaltungs- 
rat, dessen Mitglieder zumeist Großaktionäre oder Vertreter 
solcher der betreffenden Bahn sind, unter ersterem führt 
ein Generaldirektor die Geschäfte, dem drei Hauptabteilungen 
unterstehen: 1. für den „service central'', die allgemeine Ver- 
waltung, 2. für den „service de construction", den Bau, und 
3. fttr den »service de l'exploitation", den Betrieb der Bahnen. 
Letztere Abteilung hat ihrerseits wiederum drei Unterabtei- 
lungen: und zwar für die Unterhaltung und Bewachung der 
Bahn, für das rollende Material einschließlich des Maschinen- 
personals (traction), die Vorräte und die Werkstätten, und für 
den Verkehr als solchen (trafic). 

Die staatliche Aufsicht über die Eisenbahnen und die 
EisenbahngeseUschafben wird von dem Minister der öffentlichen 
Arbeiten ausgeübt, welchem nach den Dekreten vom 20. Juli 
1886 und 20. Mai 1893 für jede der großen Gesellschaften 
besonders bestellte Aufsichtsbehörden unterstehen. 

Dieses Aufsichtsrecht geht sehr weit, und ließen vor allem 
die vielfachen finanziellen Beziehungen zwischen dem Staat 
und den Eisenbahngesellschaften eine eingehende Kontrolle 
des ganzen Gebarens derselben zu einem dringenden Erforder- 
nis werden. So hatten bereits die Verträge des Jahres 1859 
stipuliert, daß Vertreter des Finanzministeriums nicht nur die 
Kosten der ersten Einrichtung des „neuen" Netzes und im 
einzelnen Fall auch die des „alten* Netzes zu verifizieren 



ratoDg in der Kammer gekommen ist. Cf. über die Vereinbarkeit von 
Mandat und einer Stelle bei den Eisenbahngesellschaften, Buch I S. 351, 
auch Anmerk. 1 daselbst. 

*) Der Betriebsdienst der Linie Ghartres-Orl^ans wird als Militär- 
bahn seit dem 28. Februar 1887 ausschlieMch von Genieoffizieren geleitet. 
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hätten, sondern daß denselben auch eine jährliche Abrechnung 
der Betriebseinnahmen beider Netze zur Ueberprüfung unter- 
breitet werden müsse. Zwecks dessen sei ftlr jede Gesell- 
schaft von dem Minister der öffentlichen Arbeiten eine unter 
dem Vorsitz eines Regierungsvertreters stehende Kommission 
von sechs Mitgliedern, von denen der Minister drei zu er- 
nennen hätte, einzusetzen, während gleichzeitig Beamte des 
Finanzministeriums in die ganze Finanzgebarung der Gesell- 
schaften Einsicht zu nehmen hätten. Diesen waren ebenso 
wie der oben genannten Kommission alle ihnen selbst oder 
ihren Bevollmächtigten nötig erscheinenden Materialien, Ab- 
rechnungen, Korrespondenzen u. s. w. sowohl bei der Zentral- 
stelle wie an jedem anderen Platz, der denselben zweckdien- 
lich erschien, zugänglich zu machen. Die Kommission richtete 
ihre Berichte an den Minister der öffentlichen Arbeiten, der 
über eventuelle Beanstandungen zu befinden hatte. Im Streit- 
fall sollte der Staatsrat als Oberverwaltungsgericht entscheiden^). 

Neben der geschilderten Generalkontrolle ging die 
eines besonderen Begierungskommissars ^) einher, der die Ge- 
sellschaften laufend zu beaufsichtigen hatte, und dem aber- 
mals Einsichtnahme in alle Schriftstücke etc. der Gesellschaften 
zustand. 

Diese KontroUeinrichtungen wurden nach Abschluß der 
Verträge vom Jahre 1883 durch ein Dekret vom 7. Juni 1884 
weiter verschärft. Nach demselben ernennt der Minister der 
öffentlichen Arbeiten für jede Gesellschaft je vier General- 
inspektoren, die im Interesse des Staates das gesamte Gebaren 
der Verwaltung ebenso wie die Innehaltung der Bestimmungen 
der Statuten der Gesellschaft zu überwachen haben. Die- 
selben wohnen den Sitzungen des Verwaltungsrates der Ge- 
sellschaft ebenso wie deren Generalversammlungen bei, können 



*) Alle diese Bestimmungen sind für die entsprechenden heutigen 
Kommissionen noch in Gültigkeit. 

«) Bis 1879 führte der betreffende Beamte den Titel: General- 
inspektor der Eisenbahnen. Bas betreffende besondere Amt wurde 
durch Dekret vom 20. Juni 1879 aufgehoben und seine Funktionen auf 
einen Generalinspektor des Brücken- und Wegebaus übertragen. 
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Bemerkungen zu den betreffenden Protokollen machen, nehmen 
Kenntnis von der Ausgabe und Amortisation von Aktien imd 
Obligationen, von der Anlegung von Fonds der Gesellschaft, 
von den deswegen gezahlten Provisionen etc. Auf ihr An- 
suchen sind Sitzungen des Verwaltungsrates in jedem Falle 
zu berufen, in welchem ihnen dieses nützlich scheint, und ist 
über von ihnen zu machende Vorlagen innerhalb derselben in 
ihrer Gegenwart zu beraten. Die Sitzungsprotokolle sind ihnen 
mitzuteilen. Auch sind die Gesellschaften verpflichtet, ihre 
Eontrolle in jeder Weise zu erleichtern ^). 



') Daß bei den engen finanziellen Beziehungen, in welchen Re- 
gierung und Eisenbahngesellschaften zu einander stehen, der ersteren 
ein umfassendes, man kann sagen: unbegrenztes Aufsichtsrecht über 
Einnahmen und Ausgaben der Gesellschaften zusteht, ist, da ohne solche 
tiefgreifende Kontrolle das ganze System unhaltbar sein wtirde, selbst- 
Teratändlich : Die Gesellschaften stellen die Rechnungen auf, welche die 
Regierung periodisch revidieren läßt, und ist die Art und Weise, wie 
dies zu geschehen hat, bis ins kleinste Detail vorgeschrieben. So 
bestehen besondere Vorschriften wegen des Anlagekonto (compte 
d'etablissement) ; dasselbe wird am 1. Januar nach der Eröffnung einer 
Bahn provisorisch festgestellt und mit allen auf die betreffende Bahn 
verwendeten Ausgaben, Zinsen und Tilgungsquoten nach Abzug der bis 
dahin eingekommenen Bruttoeinnahmen belastet. Dann werden gewisse 
weitere Ausgaben hinzugerechnet, die in den Verträgen besonders auf- 
geführt sind, so z. B. drei Fünftel der Unterhaltungskosten des ersten 
Jahres nach Eröffnung einer Bahnstrecke oder die Kosten staatlicherseits 
genehmigter Erweiterungs- und ErgUnzungsarbeiten und manches andere. 
Daß dabei vielerlei Schwierigkeiten zu überwinden und oft möglichst 
spitzfindige Unterscheidungen zwischen Anlage- und Betriebsausgaben 
n5tig sind, ist leicht erklärlich. — Die Betriebsrechnungen werden 
immer für ein Jahr aufgestellt und begreifen neben den eigentlichen 
Betriebsausgaben auch die für Ausbesserung und Verwaltung, deren 
Gesamt die Roheinnahmen gegenübergestellt werden. Die Differenz 
zwischen beiden bildet den jährlichen Reinertrag (produit net), der zur 
deutlicheren Unterscheidung vom Reingewinn besser als Betriebsüber- 
sehufi zu bezeichnen ist. 

Wegen der Ausgaben für Obligationenzinsen und Tilgung von 
Aktien und Obligationen, die nicht zu den Betriebsausgaben gehören, 
die aber vor den auf die Aktien entfallenden Dividenden bei der Be- 
rechnung des Reinertrages der Untemehmergesellschafb Berücksichtigung 
finden müssen, ist eine besondere Rechnung aufzumachen. *- Auf 
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Schließlich wurde durch MinistorialTerfügungen vom 
20. Juli 1886 und 20. Mai 1893 die Kontrolle bei den ver- 
schiedenen Gesellschaften einheitlich geregelt und bei jeder 
Gesellschaft eine besondere «Direktion der Kontrolle" ein- 
gesetzt, an deren Spitze ein Generaldirektor des Brücken* und 
Wegebaus steht, unter welchem ein „ Komitee des Bahnnetzes' 
funktioniert, zu welchem ein «Generalkommissar des Netzes*, 
ein besonderer Finanzinspektor und besondere Chefs der Kon- 
trolle des technischen Betriebes und der kaufmännischen Ge- 
barung gehören. 

Das Komitee tritt auf Einladung seines Präsidenten jeden 
Monat wenigstens einmal zusammen, und sind seiner Meinungs- 
äußerung alle Gegenstände der Kontrolle zu unterbreiten und 
ebenso Anfragen des Ministers. Dasselbe überprüft des weiteren 
die nach Maßgabe der bestehenden Regulative jährlich 
aufzustellenden Voranschläge der Gesellschaft und berichtet 
periodisch an den Minister über alle technischen Vorkomm- 
nisse, sowie über die finanziellen Resultate des Betriebes. 

Unter der Oberaufsicht der Mitglieder dieses Komitees 
ist je ein Oberingenieur bei den Vorarbeiten für Neubauten, 
bei deren Beaufsichtigung, mit der Aufsicht der Bahnstrecken 
und der Bauwerke, der Beaufsichtigung des Betriebes und des 
Zugdienstes und der allgemeinen technischen Aufsicht be- 
schäftigt. 

Die Handelskammerpräsidenten der Hauptplätze der von 
dem einzelnen Bahnnetz berührten Departements haben Zu- 
tritt und beratende Stimme in den Sitzungen des Komitees, 
sobald es sich um Fahrplanangelegenheiten und die Fest- 
stellung des Jahresberichts handelt. 

Die Gesamtkontrolle aller Gesellschaften ist 
sodann bei dem Ministerium der öffentlichen Arbeiten zu- 
sammengefaßt, bei welchem ein „Generalkomitee der Kon- 



diese und die anderen Rechnungsaufstellungen, die Revision und die 
zu gebenden Belege näher einzugehen, ist hier nicht der Ort; doch 
sei ganz allgemein darauf hingewiesen, daß die amtliche französische 
Buchführung eine sehr peinliche und formelle ist. Gf. unsere ^Finanzen 
Frankreichs'', Kap. 4. 
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trolle* unter dem Vorsitz des Ministers und in seiner Ver- 
tretung des «Direktors der Eisenbahnen*', aus den « General- 
direktoren der Eontrolle ** und den ^ Generalkommissären der 
Netze* zusammengesetzt, funktioniert, dessen Geschäfte ein 
, Ingenieur en chef de contröle**, dem bei den Verhandlungen 
des Komitees beratende Stimme zusteht, besorgt. 

Dieses Komitee versammelt sich, abgesehen von regel- 
mäßigen Sitzungen, so oft der Minister demselben die Kon- 
trolle betreffende Vorlagen macht, und hat dem Präsidenten 
der Republik einen Jahresbericht über die Gesamtresultate des 
Eisenbahnbetriebes in Frankreich zu erstatten, welcher der 
Deputiertenkammer und dem Senat mitgeteilt und im Journal 
officiel veröffentlicht wird. 

Schließlich besitzt Frankreich seit 1878 neben dem Mini- 
sterium der öffentlichen Arbeiten unter dem Namen „Comit^ 
consultatif des chemins de fer*' einen ständigen Eisenbahn- 
beirat % der häufiger, so 1880, 1887, 1889 und zuletzt 1893, 
umgestaltet worden ist. Demselben müssen alle wichtigeren 
Tarif- und Fahrplanangelegenheiten, die Vorschläge für An- 
lage von Stationen und Haltestellen u. s. w. zur Beratung und 
B^^tachtung vorgelegt werden. Des weiteren gehören neuer- 
dings auch alle Wohlfahrtseinrichtungen für die Angestellten 
der Eisenbahnen zur Kompetenz des Eisenbahnbeirats. 

Unter den 53 Mitgliedern des letzteren, von denen 49 
durch den Präsidenten der Republik ernannt werden, während 
vier Beamte ,von Rechts wegen* Sitz und Stimme in dem 
Eisenbahnbeirat haben, sitzen gegenwärtig sechs Mitglieder 
des Staatsrats, 19 höhere Beamte aus den verschiedenen Mini- 
sterien und sonstigen Behörden, acht Mitglieder der Deputierten- 
kammer, vier Senatoren, Mitglieder der Handelskammern von 
Paris und der Provinz, solche von freien wirtschaftlichen Ver- 
einigungen, ein Mitglied des Ausschusses des internationalen 
Eisenbahnkongresses, ein Angestellter einer Eisenbahn u. s. w. 



') Cf. die lehrreiche Arbeit von A. v. d. Leyen, Die Vertretung 
der wirtechafUichen Interessen bei den Eisenbahnen. Jahrbuch für 
Gesetzgebung u. s. w. 1888, Heft 4. 
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Von Anbeginn des Eisenbahnwesens an stand in Frankreich 
der Grundsatz fest, daß keine Eisenbahn ohne die Erlaubnis 
des Staates gebaut werden dürfe. Während aber die Schaffung 
und Anordnung von öffentlichen Stra&en und Wegen zu den 
Hoheitsrechten gehörte, deren Ausübung dem Staatsoberhaupte 
allein oblag, wobei im Laufe der Zeit die Mitwirkung des Parla- 
ments nur insoweit hinzugetreten war, als Staatsausgaben 
mit der betreffenden Angelegenheit verbunden waren, galt von 
1833 bis zur Errichtung des Kaiserreichs, bei der Oeneh- 
migung einer Eisenbahn in unserem Sinne, welche die Land- 
straße verließ und einer eigenen Trace bedurfte, gleichzeitig 
wie zu der Erklärung derselben als von , allgemeinem Inter- 
esse **, ein Oesetz für unerläßlich^), sofern es sich nicht um 
Linien von weniger als 20 km Länge handelt*). Ein Senats- 
beschluß vom 25. Dezember 1852 setzte sodann an die Stelle 
eines solchen Gesetzes ein vom Staatsoberhaupt erlassenes 
Dekret und verlangte die Mitwirkung der gesetzgebenden 
Körperschaft nur insoweit, als abermals finanzielle Engage- 
ments des Staates in Frage stünden. 

Nach dem Gesetz vom 27. Juli 1870 sollte hinwiederum 
das Staatsoberhaupt als solches nur noch berechtigt sein, den 
Bau von Verkehrsstraßen aller Art von höchstens 20 km Aus- 
dehnung durch ein Dekret von sich aus zu genehmigen, 
während bei allen größeren Bauten, auch wenn der Staat keine 
finanzielle Beihilfe zu denselben gewähre, abermals ein Gesetz 
die nötige Voraussetzung für ihre Inangriffnahme zu bilden 
hätte. 

Dieses Vorrecht des Staatsoberhauptes ist dann durch das 
Gesetz vom 11. Juni 1880, welches auch für die Errichtung von 
Lokalbahnen die Mitwirkung des Parlaments erfordert, von 
neuem eingeschränkt worden*). Nach diesem Gesetz haben 
zwar die Bezirke und Gemeinden das Recht, Lokalbahnen zu 



Gesetz vom 7. Juli 1833, Artikel 3, §. 1. 

^) Artikel 3, §. 2 des genannten Gesetzes. Solche kleineren Arbeiten 
wurden durch eine königliche Ordonnanz genehmigt. 
') Cf. Buch T, S. 168. 
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konzessionieren, doch hängt die Erklärung der öffentlichen 
Gemeinnützlichkeit (declaration d'utilitä publique) und damit 
die Möglichkeit zur Durchführung der .Konzession mittelst 
des Enteignungsrechts von der Genehmigung der Kammern 
und damit von einem Gesetz ab. Nur für den Bau von 
Tramways (worunter nicht allein Pferdebahnen, sondern auch 
mechanisch fortbewegte Bahnen zu verstehen sind, insoweit 
deren Trace die öffentlichen Straßen mitbenutzt) ist kein 
Gesetz nötig; in solchem Falle genehmigt die Staats- 
regierung den betreffenden Bau durch Dekret, wenn es sich 
um eine sogenannte route nationale (eine Staatsstraße) handelt, 
der (}eneralrat iiir die routes departementales (die Provinzial- 
straßen) und der Munizipalrat für die Vizinal-, d. h. Oemeinde- 
wege^). — In allen Fällen hat aber vor der betreffenden Ge- 
nehmigung eine öffentliche Enquete über die Gemeinnützlich- 
keit des Unternehmens stattzufinden^). 

Die Ausübung des durch die Erklärung der utilite publique 
verliehenen Enteignungsrechtes ist durch Gesetz vom 3. Mai 
1841 in der genauesten Weise geregelt. Das Gesetz zerfällt 
in acht Titel, deren erster die prinzipiellen Grundlagen des 
Verfahrens feststellt. Nach Art. 1 vollzieht sich die Ent- 
eignung unter der Autorität der ordentlichen Gerichte. Art. 2 
knüpft die Eröffnung des Verfahrens an folgende Vorbe- 
dingungen: 1. an das Vorhandensein des Gesetzes oder der 
Ordonnanz, welche die Ausführung der betreffenden Arbeiten 
autorisieren und die utilite publique derselben erklären; 2. an 
eine Akte des Präfekten, welche die Lokalitäten oder Terri- 



*) Der Bau von Lokal- und Straßenbahnen wurde damals zugleich 
durch ein R^lement d^administration publique vom 20. Mai 1880 er- 
leichtert, wonach der Minister , versuchsweise* die Erlaubnis erteilen 
darf: 1. zur Beförderung von Reisenden in solchen Wagen, die ihren 
Motor in sich enthalten; 2. zur Benutzung von Tender-Lokomotiven, die 
ihren Personenzug ohne Einschaltung eines Gepäckwagens schleppen; 
3. zur Reduktion des Zugpersonals bis auf einen Maschinisten und einen 
Kondukteur. 

') Ordonnanz vom 18. Februar 1834, Artikel 1 und 9, modifiziert 
durch Ordonnanz vom 15. Febniar 1835. 
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torien bezeichnet, die durch die betreffenden Arbeiten berührt 
werden, sofern das nicht schon in dem die Ausführung autori- 
sierenden Gesetze respektive der Ordonnanz geschehen ist; 
3. an eine weitere Verfügung des Präfekten, welche die ein- 
zelnen zu enteignenden Besitztümer namhaft macht. Art. 3 
wiederholt nochmals die Bestimmung, daß alle großen öffent- 
lichen Arbeiten nur auf Grund eines Gesetzes und nur bis zu 
20 km Länge auf Grund einer Ordonnanz ausgeführt werden 
dürfen, daß diesen Akten eine Enquete voranzugehen habe, 
und daß die Formen dieser Enquete durch ein r^glement 
d'administration publique bestimmt werden sollen. Titel II 
behandelt die Mitwirkung der Verwaltungsbehörden beim Ent- 
eignungsverfahren, Titel in die Enteignung selbst und deren 
Folgen hinsichtlich Privilegien, Hypotheken und anderen ding- 
lichen Rechten, Titel IV die Festsetzung der Entschädigung, 
Titel V deren Auszahlung; Titel VI trifft verschiedene Be- 
stimmungen; Titel VII behandelt Ausnahmefälle, wenn z. B. 
aus zwingenden Gründen unbebaute Grundstücke vor Durch- 
führung des Enteignungsverfahrens bereits in Besitz genommen 
werden müssen, und eximiert die Anlagen der Militär- und 
Marine Verwaltung ausdrücklich von diesem Gesetze, indem be- 
züglich derselben das Gesetz vom 30. März 1831 in Kraft 
bleibt. Titel VIII erklärt die entsprechenden Bestimmungen der 
Gesetze vom 8. März 1810 und 7. Juli 1833 für aufgehoben. 

Die einmal bestehende Eisenbahn „von allgemeinem Inter- 
esse ** erhält nach dem Gesetz vom 15. Juli 1845 den Charakter 
der in Frankreich sogenannten „Domanialitä*^, d. i. sie tritt 
in die Gesamtheit des „Eigentums der Oeffentlichkeit*' ein 
und wird damit unveräußerlich und unpfändbar. 

Jener Charakter der „Domanialität^ entspricht einerseits 
dem Umstand, daß die Eisenbahnen den gesetzlichen Bestim- 
mungen über die grande voirie unterstehen und somit zu den 
„öffentlichen nationalen Straßen** gerechnet werden, 
andererseits der Thatsache, daß dieselben nur unter Kon- 
kurrenz der Staatsgewalt hatten zu stände kommen können. So 
werden die Untemehmergesellschaften, die eventuell von sich aus 
und aus Eigenem die zum Eisenbahnbau und -Betrieb nötigen 
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Gelände hatten ankaufen müssen, trotzdem nicht als Eigen- 
tQmer dieser Immobilien aufgefaßt, an denen sie überhaupt 
kein dingliches Recht haben, auch nicht das des usus fructus 
oder der Emphyteuse. Ihnen ist nach der französischen Rechts- 
auffassung eben nur ein nach Ma&gabe der allgemeinen Be- 
stimmungen der Bedingnishefte und der jeweilig mit ihnen 
geschlossenen Spezialvertnlge normiertes Vertra gs recht für 
die Dauer ihrer Konzession zugestanden, in Gemä&heit dessen 
sie die Bahnstrecken, die zu Staatseigentum geworden sind, 
wirtschaftlich zu nutzen berechtigt sind. Die Gesellschaften 
sind damit nichts anderes als zeitlich begrenzte Pächter der 
£isenbahnstra£e, deren Eigentümer der Staat ist, welcher 
jenen nur unter dieser Bedingung die Betriebskonzession erteilt, 
ihnen das ihm zustehende Expropriationsrecht von sich aus 
delegiert und sie sonstwie bei Errichtung ihres Unternehmens 
unterstützt bat. So bedeutet auch, wie bereits wiederholt an- 
gedeutet worden ist, die Operation des Rachat^) nicht die 
Rückerwerbung eines zugestandenen Eigentumsrechts, auch 
nicht die Ablösung eines erworbenen dinglichen Rechts, son- 
dern lediglich die billige Entschädigung für gewisse auf- 
gewendete Unkosten und entgangenen Gewinn. 

Bei der unter vorstehend geschilderten Modalitäten er- 
folgten Genehmigung des Baues einer Eisenbahn sind 
die verschiedenartigsten Gesichtspunkte in Betracht zu ziehen; 
in erster Reihe der, daß die Bahn dem allgemeinen 
Verkehr zu dienen bestimmt sei. Daher sollen ihre Linien 
so gezogen sein, daß durch sie, außer den Anforderungen der 

') Der Ausdruck ist schwer zu übersetzen, da es sich bei der be- 
treffenden Operation um keinen eigentlichen .Rückkauf* der Bahnstraße 
handelt, die, wenn sie auch von der betreifenden Eisenbahngesellschafb 
aus eigenen Mitteln erworben und hergestellt sein sollte, ebenso wie 
die von dem Staat der Gesellschaft erstellte Trace, den Charakter des 
Staatseigentums behalten resp. angenommen hat, sondern nur um die 
Zorflcknahme der Konzession unter Vergütungen, die wir bereits wieder- 
holt haben kennen lernen können. Ebensowenig würde der Ausdruck 
«Ablösung* passen, und andererseits ist der Sinn des Wortes „Verstaat- 
Uchung'' ein zu weitgehender, da der Rachat nicht auch den Staats- 
betrieb zur notwendigen Folge hat. 
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Landesverteidigung, möglichst umfassende landwirtschaftliche, 
industrielle und kommerzielle Interessen befriedigt werden. — 
In den meisten Fällen hat in Frankreich die Regierung die 
Richtung der Bahnen vorgeschrieben, wobei zwar die Ad- 
jazenten und Konzessionäre ihre Wünsche geltend machten, 
der Regierung aber das letzte entscheidende Wort zustand. — 

Der Gestaltung des Tarifwesens, der wir ebenso wie der 
Beeinflussung desselben durch den Staat bereits in unserem 
allgemeinen geschichtlichen Teil wiederholt begegnet sind, 
widmen wir die Abschnitte I und II des Kapitels 16. 

Die bei Bau und Betrieb der Eisenbahnen in Betracht 
kommenden finanziellen Gesichtspunkte wurden bereits in 
dem die geschichtliche Entwickelung des französischen Eisen- 
bahnwesens behandelnden ersten Teile unserer Arbeit vielfach 
gestreift. Dort wurde dargelegt; in wie mannigfaltiger Weise die 
zu den Bahnbauten nötigen Mittel teils durch den Staat, teils unter 
Beihilfe des Staates, teils auf rein privatem Wege aufgebracht 
worden sind, und wie sich die einschlägigen Verhältnisse, 
unter dem Zusammenwirken von Staat, Gemeinde und IVivat- 
unteniehmung auf das verschiedenartigste ausgestaltet und ver- 
wickelt haben. In einem weiteren, ausschließlich der finan- 
ziellen Seite des französischen Eisenbahnwesens gewidmeten 
Kapitelabschnitt (Kap. 18, Abschn. II) werden wir noch aus- 
führlicher auf dieses Gebiet zurückkommen, während jetzt vor- 
zugsweise die Gesichtspunkte von Verwaltungsrecht und -Praxis 
bei der staatlichen Oberleitung zu betrachten sind. 

Die betreffenden Regeln finden sich im wesentlichen in 
den mit den französischen Eisenbahngesellschaften geschlossenen 
Verträgen, dem denselben zur Nachachtung tibergebenen 
Bedingnisheft, den Eisenbahnpolizeigesetzen und 
deren Ausführungsverordnungen. 

Den Inhalt der „ Verträge ** haben wir bereits kennen ge- 
lernt, so daß wir uns nunmehr, unter möglichster Weglassung 
aller Details, vorzugsweise mit dem Bedingnisheft und dem 
sonstigen in Gesetzen und Ausführungsverordnungen nieder- 
gelegten Eisenbahnpolizeirecht zu befassen haben, wobei wir 
an dieser Stelle alle das Eisenbahnwesen betreffenden Be- 
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Stimmungen zunächst in ihren offiziellen Rahmen, in welche 
dieselben, nicht immer in systematischer Anordnung und nur 
dem Bedürfnis entsprechend, eingefügt worden sind, belassen, 
da die Bedeutung der wichtigeren unter ihnen durch den In- 
halt der folgenden Kapitel ohnedies klargestellt wird. 

I. Das Bedingnisheft der sechs grossen Gesellschaften. 

Neben den mit den Privateisenbahnuntemehmem resp. 
-Gesellschaften seitens des Staates abgeschlossenen Verträgen 
gingen von Anfang des Eisenbahnwesens an Vereinbarungen 
über ein sogenanntes Bedingnisheft, wörtlich: Lasten-, d. i. Ver- 
pflichtungsheft (cahier des charges), einher. Für die Trennung 
der gesamten Abmachungen in diese beiden Teile, nämlich die 
im Bedingnisheft und die im Vertrage festgelegten, waren 
folgende Ghründe maßgebend^): Verträge mit dem Staat be- 
dürfen zu ihrer Gültigkeit nicht nur vieler "Formalitäten und 
weiter Instanzenwege, sondern vor allem auch einer gesetzlichen 
Festlegung. Es kann sich daher das eine Mal empfehlen, den 
Abschluß jener Verträge dadurch zu beschleunigen, daß in den 
Vertrag nur die Hauptzüge des Abkommens Aufnahme finden, 
während die spezielleren und zumal technischen Bestimmungen, 
für die jener die Hauptgrundlage bietet, weiteren Abmachungen 
vorbehalten bleiben. Sodann kann die Trennung auch die Be- 
deutung haben, daß die eine Partei der anderen die Bestim- 
mungen des Bedingnisheftes von vornherein vorschreibt und er- 
klärt, nur unter der Anerkennung dieser unerläßlichen Grund- 
lagen unterhandeln zu wollen, während der Vertrag selbst die 
gewissermaßen beweglichen Punkte des Verhältnisses zwischen 
Staat und Privatgesellschaft ordnet. — Der letztere Trennungs- 
grund liegt zumal auf dem Gebiet aller technischen Bestim- 
mungen vor, und wurde deshalb bei allen späteren Verträgen 



') Diese Trennung ist in der von uns durchgesehenen einschlägigen 
franzOaigchen und ausländischen Litteratur nirgends hervorgehoben 
worden, sondern scheint, weil vorhanden, als selbstverständlich hin- 
^nommen worden zu sein. 
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ein Bedingnisheft als solches regelmäßig der mit dem Staat 
kontrahierenden Partei vor Beginn der eigentlichen Vertrags- 
Verhandlungen vorgelegt. 

Drittens ist die Trennung von Bedingnisheft und Vertrag 
auch dann nützlich und vielleicht nötig, wenn gleichzeitig mit 
mehreren Unternehmern Verträge abzuschließen sind, die, obschon 
sie in vielen Details unter sich verschieden sein können, trotz- 
dem eine Anzahl von prinzipiell gleichmäßigen Bestimmungen 
zur Voraussetzung haben. 

So sind die „cahiers des charges" seit dem Jahre 1857 ^) 
für alle Eisenbahnen übereinstimmend festgestellt worden und 
bilden deren Bestimmungen seitdem die Grundlage des eigent- 
lichen Eisenbahnrechts, während bis dahin die Ausgestaltung 
jener sie betreffenden Vorschriften seitens der Privateisenbahn- 
gesellschaften vielfach direkt oder indirekt beeinflußt worden 
war, wie das in der Jugendzeit des Eisenbahnwesens auch gar 
nicht anders möglich gewesen wäre*). Sobald aber mit den 
Fusionen und den Verträgen von 1859 die bis dahin befolgte 
französische Eisenbahnpolitik in ein festes, in sich geschlossenes 
System zusammengefaßt wurde, mußten auch die im Bedingnis- 
heft niedergelegten allgemeinen Orundlagen eine feste - und 
gleichmäßige Gestaltung gewinnen. 

Wenn nun auch ein derartiges Bedingnisheft mit allge- 
meiner Gültigkeit vorliegt, so werden im einzelnen Falle doch 
immer noch Modifikationen mancher Bestimmungen desselben 
jeweilig wünschenswert sein, für deren Feststellung dann im 
Vertrag der richtige Platz ist. 

Im folgenden wird das Bedingnisheft vom Jahre 1857 
auszugsweise mitgeteilt, wobei wir nur diejenigen Artikel, 
welche von größerem Interesse sind, ausführlicher wiedergeben. 

*) Genauer seit 1859; das Bedingnisheft ist zwar bereits im Jahre 
1857 im großen und ganzen in seiner jetzigen Gestalt festgestellt worden, 
wenn auch kleine Aenderungen im Detail seitdem vielfach beliebt 
wurden; dasselbe war aber erst im Jahre 1859 von allen Compagnien 
angenommen. 

*) So gewährt z. B. das Bedingnisheft der in dieser Zeit erst auf- 
kommenden Lokalbahnen deren Unternehmern im Vergleich zu denen 
der großen Eisenbahnen vielfache Erleichterungen. 
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Titel 1. Trace und Bau der Eisenbahnen. 

Artikel 1 schildert die jeweilig zu konzessionierenden Bahn- 
linien und bestimmt, daß die Tracen nach den beigelegten, 
vorher genehmigten Projekten und Plänen auszuführen sind. 

Artikel 2 setzt die für Fertigstellung des Baues be* 
stimmte Frist fest. 

Artikel 3 bestimmt, daß keine Ausführungsarbeit ohne 
Torherige Genehmigung der betreffenden Spezialpläne seitens 
des Ministers vorgenommen werden darf. (Der Minister der 
öffentlichen Arbeiten kann die betreffenden Pläne beliebig ab- 
ändern; will die Compagnie solches thun, so hat sie dem 
Minister Vorschläge zu unterbreiten, deren Genehmigung ihm 
ausdrücklich vorbehalten ist.) 

Die Artikel 4 und 5 beschäftigen sich mit den Bestim- 
mungen, wie die dem Minister vorzulegenden Pläne bezüglich 
ihrer Dimensionen, ihrer Ausführlichkeit etc. etc. beschaffen 
sein sollen. 

Artikel 6 bestimmt, daß auch bei den zunächst nur mit 
einem Geleise zu bauenden Bahnen, welche mit Ausweich- 
geleisen zu versehen sind, der für den Bahnbau zu erwerbende 
Grund und Boden dennoch von vornherein für zweigeleisige 
Bahnen ausreichen muß, und daß alle Kunstbauten ebenfalls 
für eine zweigeleisige Strecke hergestellt werden müssen. — 
Das zweite Geleise wird erst im Bedarfsfalle gelegt, keinesfalls 
darf aber der für das zweite Geleise erworbene Grund und 
Boden unterdessen irgendwie anders verwendet werden. 

Artikel 7 trifft Bestimmungen über die Breite der Bahn 
und der Geleise (1,44 — 1,45 m im Innern der Geleise), über 
die Entfernung der Geleise voneinander (2 m) etc. 

Artikel 8 handelt über Kurven, Steigungen und Senkungen. 

Artikel 9 betrifft die Zahl der Stationen und der Geleise 
zwischen denselben. (Die Compagnie macht die Vorschläge 
und die Regierung genehmigt sie etc.) 

Artikel 10 setzt prinzipiell fest, daß alle Niveaukreuzungen 
mit Straßen zu vermeiden seien. Die gekreuzten Straßen sind 
über oder unter den Geleisen durchzuführen. 

Kaufmann, Eisenbahnen FrankreichB. U, 2 
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Artikel 11 beschäftigt sich mit der Höhe und Weite der 
in solchen Fällen zu erbauenden Brückenbogen und der Breite 
der betreffenden Oeffnungen unter den Brücken. 

Artikel 12 enthält Vorschriften für die Fälle, in denen 
Straßen mittelst Brücken über die Bahnen geführt sind. 

Artikel 13 trifft Vorkehrungen für den Fall ausnahms- 
weiser Niveaukreuzungen: Neben denselben sind Wächter- 
häuser zu stationieren und Barrieren anzubringen. (Ein 
Muster der letzteren ist der Regierung vorzulegen.) 

Artikel 14 und 15 treffen Anordnungen für den Fall 
des Zusammentreffens von Eisenbahnen und Landstraßen 
und bestimmen die Art der Vorrichtungen, die zur Sicher- 
heit der neben den Eisenbahnkörpem herlaufenden Straßen 
zu treffen sind, ebenso die Anlagen für Entwässerung und 
Vorflut. 

Artikel 16 setzt die Höhe und Weite der Tunnels fest» 

Artikel 17 sucht dem bei der Ueberbrückung einer Wasser- 
oder einer Landstraße während des Baues gehemmten Verkehr 
möglichste Erleichterungen zu schaffen. 

Artikel 18 beschäftigt sich mit den bei der Aufführung 
von Kunstbauten zu verwendenden Materialien. 

Artikel 19 führt die im vorhergehenden Artikel getroffene 
Bestimmung näher aus und setzt das Gewicht der Schienen 
fest, das wenigstens 35 kg für den laufenden Meter bei Quer- 
schwellen-Oberbau und 30 kg bei Anwendung von Lang- 
schwellen betragen muß. 

Artikel 20 bestimmt, daß die Bahnkörper ihrer ganzen 
Ausdehnung nach durch Mauern, Hecken etc. von den benach- 
barten Grundstücken geschieden werden müssen. 

Artikel 21 legt den Eisenbahngesellschaften die Pflicht 
auf, für alle Bedürfnisfälle, auch für Verlegung von Wegen 
und Wasserläufen, das nötige Terrain zu erwerben und für 
alle durch den Bahnbau veranlaßten Beschädigungen oder Ent- 
wertungen aufzukommen. 

Artikel 22 enthält die wichtige Bestimmung, daß der 
Eisenbahnbau als ein Unternehmen von „öffentlicher Nützlich- 
keit* anzusehen sei und somit den Privateisenbahngesellschaften 
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alle den Behörden bei öflFentlichen Arbeiten zustehenden Rechte, 
namentlich in betreff der Enteignung von Grundstücken, Be- 
nutzung benachbarter Steinbrüche etc. , — alles unter angemessener 
Entschädigung — beizulegen seien (Expropriationsrecht). 

Artikel 23 bestimmt, dag sich die Gesellschaft allen Vor- 
schriften der Landesverteidigung wegen ihrer Bahnen zu unter- 
werfen habe. 

Die Artikel 24 und 25 handeln von Vorsichtsmaßregeln 
bei der Nachbarschaft von Bergwerken oder Steinbrüchen. 

Artikel 26 setzt fest, daß sich die (Gesellschaft während 
der Ausführung der Bauten allen Vorschriften des Ministers 
aber Sonntagsruhe zu fügen habe. 

Artikel 27 erteilt der Gesellschaft das Recht, die Bauten, 
vorbehaltlich der Eontrolle und Aufsicht des Staates, nach 
ihren Anordnungen ausführen zu lassen. (Die Bauaufsicht dient 
vor allem der Eontrolle, ob die Vorschriften des Bedingnis- 
heftes beachtet und die genehmigten Pläne innegehalten werden.) 

Artikel 28 bestinmit, daß jede Bahnstrecke je nach ihrer 
Fertigstellung einzeln abgenommen und deren Betrieb provi- 
sorisch genehmigt werden könne, während die endgültige 
Genehmigung erst nach Beendigung der ganzen Bahnanlage 
zu erfolgen habe. 

Artikel 29 verfQgt, daß die Gesellschaft nach Beendigung 
des Baues eine vollständige katastrale Aufnahme ihrer ge- 
samten Anlagen zu veranlassen, Grenzsteine zu setzen und für 
die Instandhaltung des Eartenmaterials ihres Planums zu 
sollen habe. 

Titel II. Unterhaltung und Betrieb. 

Artikel 30. Die Gesellschaft hat die Bahn stets im besten 
Zustande zu erhalten^). 

Artikel 31. Die Gesellschaft hat für die genügende An- 
zahl der zur Sicherheit und Bewachung der Bahn nötigen 
Bahnwärter oder sonstigen Wächter zu sorgen. 



') Der Regierung stehen in dieser Beziehung, z. 6. nach Art 40, 
weitgehende Zwangsmittel zu. 
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Artikel 32. Lokomotiven und Waggons sollen nach den 
besten, der Regierung yorzulegenden Modellen gebaut und 
eingerichtet und drei Klassen von Waggons in Gebrauch er- 
halten werden. (Folgt deren Beschreibung 6tc.) 

Artikel 33. Alle die Materie der Eisenbahnpolizei be- 
trefiFenden Bestimmungen erläßt die Regierung in einem , Re- 
glement der öffentlichen Verwaltung* (cf. S. 31 Anmerk. 2). 
Die dadurch verursachten Ausgaben fallen der Gesellschaft zur 
Last. Die von der letzteren aufzustellenden Reglements für den 
inneren Betrieb bedürfen der Genehmigung der Regierung. 
Die Maxima und Minima der Fahrgeschwindigkeit werden 
sowohl für den Personen- wie für den Güterverkehr nach 
Anhörung der Gesellschaft seitens des Ministers festgesetzt. 

Artikel 34. Der Zustand des gesamten Bahnmaterials 
unterliegt der steten Aufsicht und Kontrolle der Staatsverwal- 
tung. Wenn letztere es für nötig erachtet, werden außerdem 
noch besondere Kommissare mit der Untersuchung des Zu- 
standes der Bahnen etc. beauftragt. 

Titel III. Dauer der Konzession und Verfall 
derselben. 

Artikel 35. Die Dauer der Konzession beträgt 99 Jahre 
und endigt . • . (Die einzelnen Daten sind in den Verträgen 
von 1883 [vergl. Kap. 13] angegeben). . . . 

Artikel 36. Nach Ablauf dieser Zeit tritt die Regierung 
stillschweigend in alle Rechte der Gesellschaft wegen der 
Eisenbahnen ein und bezieht von demselben Augenblick an 
sämtliche Einkünfte derselben. Die Gesellschaft hat die 
Bahnen, die Gebäude, alles feste Zubehör, Barrieren, Weichen, 
Drehscheiben, Wasserbehälter, Maschinen etc. in bestem Zu- 
stande zu übergeben. — Die Regierung hat das Recht, in 
den fünf letzten Jahren vor Ablauf der Konzession die Ein- 
nahmen der Gesellschaft mit Beschlag zu belegen, damit, falls 
die Gesellschaft nicht für genügende Instandhaltung der 
Bahnen etc. gesorgt hätte, sie jene Einnahmen für diesen 
Zweck von sich aus verwenden könne. 
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Der Gesellschaft steht dagegen bei Ablauf der Konzession 
der Anspruch zu, daß der Staat ihr Mobiliarvermögen: das 
rollende Material, Baumaterial, die Kohlen- und anderen Vor- 
räte aller Art zum Schätzungswert von ihr übernimmt, und 
ist dieselbe umgekehrt auch verpflichtet, dieses Material dem 
Staat zum Schätzungswerte zu überlassen. Der Staat ist aber 
nicht gehalten, größere Vorräte an kleinem Material (d. i. 
Kohlen, Oel etc.) von der Gesellschaft zu übernehmen, als für 
einen sechsraonatlichen Betrieb erforderlich sind. (In den Ver- 
tragen des Jahres 1883 ist wegen der Kaufpflicht des Staates 
ein Maximum für den zu ersetzenden Gesamtwert der Mate- 
rialien in Ansatz gebracht. Cf. Kap. 13.) 

Artikel 37. Nach Ablauf der ersten 15 Jahre der Kon- 
zession ist die Regierung jederzeit berechtigt, die Eisenbahnen 
an sich zu nehmen (racheter) *). 

Der dann zu zahlende Abstandspreis wird in der Weise 
festgesetzt, daß von den letzten sieben Betriebsjahren die fünf 
einträglichsten ausgewählt werden und deren durchschnitt- 
licher Reinertrag die Annuität oder Jahresrente darstellt, die 
der Staat der Gesellschaft für die noch laufenden Jahre der 
Konzessionsdauer zu vergüten hat. In keinem Fall darf jene 
Annuität aber unter den Durchschnittsreinertrag der letzten 
sieben Jahre sinken. Ueberdies ist der Gesellschaft vor Ab- 
lauf von drei Monaten die Abfindungssumme, auf welche sie 
nach dem vorstehenden Artikel 36 Anspruch hat, zur Ver- 
fügung zu stellen. 

Artikel 38. Bei weiteren Konzessionierungen ist die Ge- 
sellschaft von jeder Kautionsstellung befreit. 



') Cf. Anmerkung S. 13. — Dieser Artikel wurde durch Art. 12 des 
Gesetzes vom 28. März 1874 dahin ergänzt, daß die Gesellschaften im 
Falle des Rachat berechtigt sein sollten, für alle noch nicht 15 Jahre 
lang konzessionierten Linien die Abschätzung statt nach dem Nutzungs- 
werte nach den von ihnen wirklich aufgewendeten Anlagekosten zu ver- 
langen — eine Bestimmung, die durch die Verträge von 1883 wiederum 
dahin abgeändert wurde, daß die 15jährige Frist nicht vom Datum der 
Konzession, sondern von dem der Vollendung der Bahnen laufen sollte ; 
cf. Buch I, S. 225 und 376. 
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Artikel 39. Die Gesellschaft geht der Konzession verlustig, 
wenn sie die ihr übertragenen Arbeiten nicht in gegebener 
Zeit fertig stellt oder dem Bedingnisheft nicht nachkommt. 

Artikel 40. Sollte der Betrieb von der öesellschaft vor 
Ablauf der Eonzession eingestellt werden, so hat ihn die Re- 
gierung zunächst provisorisch auf Kosten der Compagnie zu 
übernehmen; sollte sich sodann aber eine dauernde Unfähig- 
keit der Gesellschaft, den Betrieb fortzuführen, herausstellen, 
so verfällt die Konzession und hat der Minister das Recht, 
die Bahnkonzession anderweitig öffentlich auszubieten. 

Artikel 41 bestätigt zu den beiden vorstehenden Artikeln 
ausdrücklich die Ausnahme der force majeure. 

Titel IV. Tarife und Bedingungen für den Transport 
der Personen und der Güter. 

Artikel 42. Als Entschädigung fllr die Leistungen, welche 
die Gesellschaft nach dem vorliegenden Bedingnisheft auf sich 
nimmt, und unter der Voraussetzung, daß sie diese Leistungen 
thatsächlich darbietet, wird sie von der Regierung ermächtigt, 
während der ganzen Dauer der Konzession folgende Sätze als 
Wegegeld (pöage) und Transportvergütung zu erheben ^). 

Tarif. 



Wege- 
geld 

Frs. 



Trans- 
port- 
gebühr 

Frs. 



Zu- 
sam- 
nien 

Frs. 



1. Per Kopf und Kilometer. 
Eilzugverkehr (grande vitesse): 



7 Jahre alt | [ 



Personen über 



1. Klasse 



0,067 

0,or.o 

0,037 



0,083 
0,0S5 
0,018 



0,10 
0,07 S 
0,055 



>) Cf. Buch I, S. 27, Anm. 1. — Nachstehende Tarifsätze bedeuten 
Maxima, welche, mit Ausnahme derjenigen der grande vitesse, in der 
Praxis kaum vorkommen; cf. Kap. 16. 
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Wege- 
geld 

Frs. 



Trans- 
port- 
gebühr 

Frs. 



Zu- 
sam- 
men 

Frs. 



auf dem Schöße, d. h. bis zu 3 Jahren, frei 

zwischen 3 nnd 7 Jahren je die Hälfte 

Kinder V des Preises einer erwachsenen Person; 

zwei Kinder zusammen dürfen aber 

nur einen Platz einnehmen. 

Hunde, im Personenzug transportiert — minde- 
stens 30 Cent 

Güterzugfracht (petite vitesse): 
Rindvieh, Pferde, Maultiere, Zugtiere .... 

Kälber und Schweine 

Wollvieh und Ziegen 

(Werden diese Tiere, auf Verlangen des Ab- 
senders, im Eilzug transportiert, so wird der 
Satz verdoppelt.) 

2. Per Tonne und Kilometer, 
a) Im Personenzug transportierte Güter — Eilgut 

(grande vitesse): 
Austern, frische Fische, Nahrungsmittel, Gepäck, 
Waren aller Art 

b) Im Güterzug transportierte Güter (petite 
vitesse) : 
1. Klasse: Spirituosen, Oele, feinere Tischler- und 
Färbehölzer, chemische Produkte (nicht speziell 
genannte), Eier, Fleisch, Früchte, Wildpret, 
Zacker, Kaffee, Droguen, Spezereien, Gewebe, 
Kolonialwaren, Manufakturwaren, Waffen . . 



0,010 



0,07 
0,OS5 

0,01 



0,20 



0,09 



0,005 



0,os 

0,015 

0,01 



0,16 



0,07 



0,015 



0,10 

0,04 
0,OJ 



0,86 



0,16 



*) Obigen drei Güterklassen wurde durch die Verträge von 1863 
eine vierte für Dünger (8 Gent.) und Steinkohle (4 Cent.) angefügt; 
cf. Buch I, S. 135. Diese vierte Klasse erscheint in der Neuredaktion 
des Bedingnisheftes vom 4. Dezember 1875 folgendermaßen ausgestaltet: 
Kohle, Mergel, Natur- und Kunstdünger, Bausteine, Straßenbaumaterial, 
Eisenerz, Kies und Sand — bis 100 km 0,08 Fr., mindestens 5 Frs.; 
101—300 km 0,05 Fr., höchstens 12 Frs.; über 300 km 0,o4 Fr. 
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Wege- 
geld 

Frs. 



Trans- 

port- 

gebahr 

Fre 



2. Kl a 8 8 e : Weizen, Körnerfrüchte, Mehl, Hülsen- 
früchte, Reis, Mais, Kastanien and andere Nah- 
rungsmittel, Kalk und Gips, Holzkohlen, Brenn- 
holz, Stangenholz, Sparren, Bretter, Bohlen, 
Zimmer-(Werk-)Holz, Marmorblöcke, Alabaster, 
Asphalt, rohe Baumwolle, Wolle, Wein, Essig, 
Bier, andere Getränke, Hefen, Coaks, Eisen, 
Kupfer, Blei und andere rohe und bearbeitete 
Metalle, Eisenguß 

3. Klasse: Steinkohlen, Mergel, Asche, Natur- 
dünger, Düngerstoffe, Kalk- und Gipssteine, 
Pflastersteine und andere Materialien zum Wege- 
bau, Quadersteine und andere Produkte der 
Steinbrüche, Eisen- und andere Erze, Roheisen, 
Salz, kleine Bruchsteine (moällons), Mühlsteine, 
Kiesel, Sand, Lehm, Ziegeln, Schiefer . . . 

3. Wagen und rollendes Fahrmaterial, 
mit dem Güterzug transportiert. 
(Per Stück und Kilometer.) 

Waggons oder Güterwagen mit einer Tragfähig- 
keit von 3—6 t 

Waggons oder Güterwagen mit einer Tragfähig- 
keit von mehr als 6 t 

Lokomotiven, 12 — 18 t schwer (die keinen Zug 
schleppen) 

Lokomotiven, über 18 t schwer (die keinen Zug 
schleppen) 

Tender von 7—10 t 

j, n mehr als 10 1 

Lokomotiven sollen auch als keinen Zug schlep- 
pend angesehen werden, wenn der in Wirk- 
lichkeit geschleppte Zug, er enthalte Personen 
oder Güter, weniger Wegegeld zu entrichten hat 
als eine Lokomotive nebst Tender ohne Zug ^). 



0,08 



0,06 



0,09 
0,12 
1,80 

2,S5 

0,00 
1,8 & 



0,06 



0,04 



0,06 

0,08 

1,30 

1,50 
0,«0 
0,90 



^) Wichtig för leihweise Befahrung von Strecken durch andere 
Gesellschaften. 
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Wege- 
geld 

Fra. 



Trans 
port- 
gebühr 

Frs. 



Zu- 
sam- 
men 

Fra. 



Zwei-, auch dreisitzige Wagen, zwei- und vier- 
raderige 

Vier- und mehrsitzige Wagen, Omnibus, Diligenee 
Wenn die Wagen, auf Verlangen der Absender, 
einem Personenzug mitgegeben werden, so 
kennen, bei Verdoppelung des Preises, in den 
zweisitzigen Wagen zwei , in den mehrsitzigen 
drei Personen frei mitfahren; fahren mehr 
Personen mit, so zahlen alle weiteren den Be- 
trag der 2. Klasse des Personentarifs. 

Möbelwagen (für ümzOge bestimmte), leere, zwei- 

oder vierräderige 

Sind diese Wagen beladen, so wird die La- 
dung per Tonne und Kilometer berechnet mit 

4. Leichentransport (Eilzug). 

Toten wagen mit einem oder zwei Särgen . . . 
Ein allein verfrachteter Sarg wird in einem be- 
sonderen Abteil transportiert zu 



0,15 
0,18 



0,10 

0,14 



0,25 
0,82 



0,12 
0,08 

0,86 
0,18 



0,08 
0,06 

0,18 
0,12 



0,20 
0,M 

0,64 
0,80 



Alle vorstehend aufgeführten Transportpreise sind, so- 
weit sich dieselben auf Eilzüge (grande vitesse) beziehen, 
exklusive der auf dem Eilverkehr ruhenden Steuer zu ver- 
stehen. 

Die Gesellschaft hat nur dann das Recht auf Erhebung 
des vollen Tarifsatzes, wenn sie selbst mit ihrem eigenen 
rollenden Material den Transport besorgt, andernfalls kommt 
ihr nur das Wegegeld zu. Die geringste in Ansatz zu bringende 
Entfernung sind 6 km, der niedrigste zu erhebende Preis für 
eine Sendung ist 0,40 Fr. Die Gewichtsbruchteile einer Tonne 
werden im Güterverkehr von 10 zu 10 kg, für Gepäcküber- 
gewicht und Eilgut zu 5, 10, 20, 30 etc. kg berechnet. Im 
Fall der Weizenpreis eine gewisse Höhe (20 Frs. per Hekto- 
liter) erreicht, kann die Regierung Frachtermäßigungen für 
Roggen, Mais, Mehl und Hülsenfrüchte verlangen, so zwar, 
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daß deren gesamter Transportpreis 7 Cent, per Tonne und 
Kilometer nicht übersteigt. 

Artikel 43. Außer in besonders zu genehmigenden Fällen 
muß jeder Zug die für den voraussichtlichen Verkehr nötige 
Anzahl von Wagen jeder E^asse führen. Die Gesellschaft 
kann auch besondere Wagen mit Plätzen zu höheren, von der 
Regierung genehmigten Preisen in ihre Züge einstellen; auf 
• derartige Wagen dürfen aber nicht mehr als ^-5 der gesamten 
Plätze fallen. 

Artikel 44. Jeder Reisende hat das Recht, 30 kg Frei- 
gepäck mitzuführen; für Kinder, die zum halben Preise be- 
fördert werden, vermindert sich dieser Gewichtssatz auf 20 kg; 
für Schoßkinder, welche frei mitfahren, wird kein Freigepäck 
gewährt. 

Artikel 45. Kein Frachtgut darf überhaupt zu höheren 
Sätzen transportiert werden, als zu denen der ersten Klasse 
des vorstehenden Tarifs. Die in demselben nicht namentlich 
aufgeführten Güter werden vorläufig von der Gesellschaft und 
endgültig von der Aufsichtsbehörde einer der genannten Kate- 
gorien gleichgestellt oder in die entsprechende Klasse ein- 
gereiht. 

Artikel 46. Die Wegegeld- und Transportsätze des Tarifs 
finden auf Gegenstände, die über 3000 kg wiegen, keine An- 
wendung. Die Gesellschaft darf sich zwar nicht weigern, 
3000 — 5000 kg wiegende Gegenstände zu transportieren, doch 
wird der entsprechende Satz für dieselben um die Hälfte er- 
höht. Dagegen ist die Gesellschaft nicht verpflichtet, Gegen- 
stände, welche über 5000 kg schwer sind, zu verfrachten; hat 
sie aber den Transport eines derartigen Stückes einmal über- 
nommen, so ist jedermann während der nächstfolgenden drei 
Monate berechtigt, den Transport eines gleich schweren Gegen- 
standes zu dem in beiden Fällen von der Staatsverwaltung 
auf Antrag der Gesellschaft festzusetzenden Transportpreis zu 
verlangen. 

Artikel 47. Die Transportpreise des Tarifs finden keine 
Anwendung: 1. auf im Tarif nicht genannte Gegenstände, 
welche weniger als 200 kg auf den Kubikmeter wiegen; 2. auf 
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leicht entzündbare und Explosionsstoffe, sowie auf gefährliche 
Tiere und Gegenstande, für welche die Polizei besondere Vor- 
sichtsmaßregeln vorschreibt; 3. auf Tiere, deren Wert 5000 Frs. 
übersteigt; 4. auf Gold und Silber in Barren oder Münzen, 
Quecksilber und Piatina, auf Geschmeide, Spitzen, Edelsteine, 
Kunst- und andere kostbare Sachen; 5. überhaupt auf jedes 
Packet, EoUo oder jeden Gepäcküberschuß, der weniger als 
40 kg wiegt, außer wenn jene einzelnen Packete etc. Teile 
einer größeren Gesamtsendung bilden. — Für die vorstehend 
besonders aufgeführten Gegenstönde wird auf Antrag der Ge- 
sellschaft jährlich ein Tarif von der Staatsverwaltung fest- 
gestellt ; der Transportpreis für eine Sendung von weniger als 
40 kg darf jedoch niemals höher sein als für eine entsprechende 
Teilsendung von größerem Gewicht. 

Artikel 48. Alle Transportermäßigungen dürfen beim Per- 
sonentarif nicht vor Ablauf von drei Monaten, beim Gütertarif 
nicht vor Ablauf eines Jahres zurückgenommen werden. Jede 
Tarifanderung ist wenigstens einen Monat im voraus durch 
Anschlag bekannt zu machen. Alle neuen Tarifsätze be- 
dürfen zu ihrem Inkrafttreten der vorhergehenden Genehmi- 
gung der Verwaltung, wie solches bereits durch die königliche 
Ordonnanz vom 15. November 1846 vorgeschrieben war. Der 
gleiche Tarifsatz ist von jedermann, mit Ausschluss jeder Be- 
günstigung des Einzelnen, zu erheben. Alle Verträge, die 
einzelnen Interessenten ermäßigte Tarife gewähren, sind ver- 
boten ; ausgenommen davon sind nur Uebereinkünfte zwischen 
Regierung und Gesellschaft für den Staatsdienst, einschließlich 
der Militärverwaltung. Alle Tarifermäßigungen werden ver- 
hältnismäßig auf Wegegeld und Transportgebühr verrechnet. 

Artikel 49. Die aufgegebenen Güter mit gleichem Ziel 
müssen der Reihe nach eingeschrieben und abgesandt werden. 
Der Transportpreis ist jeweilig schriftlich zu bestätigen und 
dem Absender eine Empfangsbescheinigung zu erteilen. 

Artikel 50 enthalt Vorschriften über die Dauer der Fahrt 
und über die Ablieferungsfristen. (Ursprünglich war die 
Maximaldauer auf 24 Stunden per 125 km festgesetzt, jetzt 
erstreckt sich die nämliche Frist auf 200 km.) Die Gesell- 
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Schaft kann indessen mit Genehmigung des Ministers einen 
herabgesetzten Tarif für diejenigen Absender einführen, die 
mit längerer Fahrt und Ablieferungsfrist, als die im Bedingnis- 
heft vorgesehenen, einverstanden sind. 

Artikel 51. Die im Tarif nicht erwähnten Nebenkosten, 
wie Einschreibegebühr, Auf- und Abladungs- sowie Lagergeld, 
werden jährlich von der Staatsverwaltung auf Vorschlag der 
Gesellschaft festgesetzt. 

Artikel 52. Die Gesellschaft hat (in Ortschaften von mehr 
als 5000 Einwohnern) Ab- und Anfahrts- sowie ßestellein- 
richtungen zu treffen. Roll- und Packetwagen zu halten, um 
die ankommenden Güter den Adressaten ins Haus zu bringen, 
oder die Abholung der aufgegebenen zu besorgen. Die zu 
zahlende Vergütung für diesen Dienst bestimmt die Staats- 
verwaltung auf Vorschlag der Gesellschaft; doch ist jeder 
Interessent berechtigt, seine Güter selbst nach dem Bahnhof 
zu bringen oder von dort abzuholen. 

Artikel 53. Den Transportunternehmern ist ausdrücklich 
untersagt, einzelne Interessenten zu begünstigen. Die Staats- 
verwaltung hat darüber zu wachen, daß das Publikum gleich- 
mäßig behandelt werde. 

Titel V. Bestimmungen im Interesse des öffent- 
lichen Dienstes. 

Artikel 54 handelt von Truppensendungen: die Gesell- 
schaft hat für solche ihr gesamtes Material gegen Vergütung 
des halben, bei Militärreisen des vierten Teiles des Fahrpreises 
zur Verfügung zu stellen. 

Artikel 55 bestimmt, daß den Regierungs-Eisenbahn- 
Inspektoren und -Steuerbeamten freie Fahrt zu gewähren ist. 

Artikel 56 regelt die Leistungen der Gesellschaft auf 
dem Gebiete des Postwesens: Die Gesellschaft hat die Be- 
förderung der Briefposten und der dieselben begleitenden 
Beamten ohne Vergütung zu übernehmen. Die Postverwaltung 
kann nötigenfalls auch die Einstellung besonderer Wagen ver- 
langen, für welche sie eine geringfügige Vergütung zu leisten 
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hat. Für grö&ere Strecken kann die Post eigene Wagen in 
die ZOge einstellen, die unentgeltlich mitzubefördern sind. 

Artikel 57 bestimmt, daß die Gesellschaft auch die zum 
Transport von Gefangenen benutzten Wagen ohne Vergütung 
zu befordepi bat. Die dieselben begleitenden Beamten zahlen 
die Hälfte, die sie begleitenden Gensdarmen ein Viertel des 
Fahrpreises. Falls der Staat eigene Wagen zum Gefangenen- 
transport nicht einstellt, hat die Gesellschaft Coupes IL El. gegen 
eine Vergütung von 20 Cent, per Kilometer herzugeben. 

Artikel 58. Dem Staat werden für seine Telegraphen- 
einrichtungen weitgehende Erleichterungen gewährt: die Eisen- 
bahnbeamten sind z. B. verpflichtet, die längs der Bahnstrecken 
einherlaufenden Telegraphenleitungen mit zu beaufsichtigen. 

Titel VI. Verschiedene Bestimmungen. 

Artikel 59. Im Falle neue Straßenanlagen die BahnUnien 
der Gesellschaft berühren, darf dieselbe unter keinem Vor- 
wande deren Bau hindern, doch soll stets Vorsorge getroffen 
werden, daß dem Eisenbahnverkehr möglichst wenig Hinder- 
nisse und der Gesellschaft keine Kosten aus dem Straßenbau er- 
wachsen. 

Artikel 60. Die Gesellschaft hat keinerlei Entschädi- 
gungen zu beanspruchen, wenn zukünftig Landstraßen, Schienen- 
wege, Kanäle etc. in ihrer näheren oder weiteren Umgebung 
gebaut oder konzessioniert, oder wenn der Schiflffahrt Er- 
leichterungen gewährt werden. 

Artikel 61. Die Regierung behält sich das Recht vor, 
anderen Eisenbahnen die Befugnis zu erteilen, ihre Geleise an 
die der Gesellschaft gehörenden Bahnlinien anzuschließen, ohne 
daß der letzteren dafür irgendwelche Entschädigungsansprüche 
zustehen. Die neue Gesellschaft ist in solchem Falle berechtigt, 
die alten Bahnen gegen Zahlung des oben angeführten Wege- 
geldtarifs (in einigen Fällen zu ermäßigten Taxen) zu benutzen ^). 

') Die gegenseitige Benatzung zweier sich aneinander schließender 
Bahnen dnrch verschiedene Gesellschaften hat nicht den Umfang er- 
reicht, den man anfangs erwartet hatte. 
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Falls die beiden Gesellschaften sich nicht einigen können, 
entscheidet die Regierung. Für die Benutzung des Materials 
anderer Bahnen ist Ersatz zu leisten. 

Artikel 62 enthält Bestimmungen über die kleineren 
Schienenwege, welche Fabriken, Hütten, Gruben u. s. w. mit 
den großen Linien verbinden (Industriebahnen). 

Artikel 63. Die Gesellschaften haben für ihre Bahn- 
körper nach den Bestimmungen des Gesetzes vom 25. April 
1803 Grundsteuer zu zahlen (nach Analogie der Kanäle). Die 
Eisenbahngebäude werden nach dem gleichen Satz wie die 
anderen Gebäude desselben Bezirks zur Steuer eingeschätzt 

Artikel 64. Alle von der Gesellschaft angestellten Be- 
amten und Wärter können als Beamte vereidigt werden, und 
erhalten dieselben dann die Rechte der Flurschützen. 

Artikel 65 bestimmt, daß nach Anhörung der Gesell- 
schaft ein besonderes Reglement erlassen werden soll, in 
welchem die Aemter oder Stellen zu bezeichnen sind, die zur 
Hälfte Militäranwärtern der Land- und Seemacht zur Verfügung 
gestellt werden müssen. 

Artikel 66 führt besondere Kommissare auf, welche die Ge- 
sellschaft in allen den Beziehungen zu beaufsichtigen haben, 
für welche die technischen Aufsichtsbeamten nicht zuständig sind. 

Artikel 67. Die Aufsichtskosten aller Art fallen der 
Gesellschaft zur Last. Zur Deckung derselben hat die Gesell- 
schaft jährlich 120 Frs. für jeden im Betrieb befindlichen und 
50 Frs. für jeden im Bau begriffenen Kilometer ihrer Bahn- 
lange an die Staatskasse abzuführen. 

Artikel 68 bestimmt, daß die (größeren) Gesellschaften ihr 
Domizil in Paris zu nehmen haben. 

Artikel 69. Alle die Auslegung einer Vertragsklausel 
betreffenden Streitigkeiten zwischen Staat und Gesellschaft 
werden vom Präfekturrat des Seine-Departements mit Berufung 
an den Staatsrat entschieden^). 

Artikel 70. Die Einregistrierungsgebühr beträgt 1 Fr. 

') Das heißfc, bei den entsprechenden Streitfällen sind ebenso wie 
bei denen aller anderen Kommunikationsmittel die Verwaltungsgerichte 
zustandig. 
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Es erschien zweckmäßig, die Bestimmungen des Be- 
dingnisheftes in der breiteren Form, wie es vorstehend ge- 
schehen, wiederzugeben, weil eine Anzahl allgemeiner, das 
Eisenbahnwesen betreffender Regeki nur aus dem Bedingnis- 
heft selbst zu ersehen sind; doch glaubten wir alle weiteren 
Details und ebenso die spezielle Falle regelnden Bestimmungen 
unerwähnt lassen zu dürfen. 

Wegen Abänderung aller der berührten Punkte haben die 
Gesellschaften nur ein Vorschlagsrecht und bedürfen die- 
selben für jede auch noch so geringfügige Neueinrichtung der 
Genehmigung seitens der Staatsbehörde, wie überhaupt das 
Aufsichtsrecht des Staates über die französischen Eisenbahnen 
ein sehr umfassendes ist^). 

Wegen der eigentlichen Bahnpolizei sind ein Gesetz 
Tom 15. Juli 1845, amendiert durch die Novelle vom 27. De- 
zember 1880, sowie eine Ausführungsverordnung (ordon- 
nance portant reglement sur la police, la süret^ et Texploi- 
tation des chemins de fer) *) vom 15. November 1846, mit 
Abänderung vom 20. Mai 1880, in Gültigkeit, deren Be- 
stimmungen wir nachfolgend ausziehen. 



Wegen Veränderungen an dem Bedingnisheft cf. S. 23 » An- 
merkung. 

*) Es ist hervorzuheben, daß eine solche «ordonnance'' als ein so- 
genanntes .reglement d^administratioii public** nach französischem Staats- 
and Verwaltnngsrecht von weitgehenderer Bedeutung ist als die ein- 
fache vom Staatsoberhaupte ausgehende Verordnung (d^cret oder ordon- 
nance [royale]). Einem reglement d'administration public liegt regel- 
mäßig ein Gesetzesakt zu Grunde, nach welchem der Gesetzgeber das 
Staatsoberhaupt resp. in dessen Vertretung den Minister beauftragt, das 
erlassene Gesetz durch ein solches Reglement in Einzelheiten zu ver- 
rolbtandigen, resp. alle die zu dessen Handhabung nötigen verwaltungs- 
rechtlichen und -technischen Bestimmungen im Rahmen des Gesetzes 
20 Neffen (Ausführungsverordnung). Wogegen die Vorschläge wegen des 
zu erlassenden Reglements zwar von der Zentralverwaltungsbehörde (dem 
Minister) ausgehen, aber erst nach einer zweimaligen Beratung im 
Staatsrat — das eine Mal in dessen betreffender Abteilung, das andere 
Mal in dessen Plenarversammlung — Rechtskraft erhalten. Das Regle- 
ment kann auf demselben Wege, ohne Genehmigung also seitens des 
^iesetzgebers, abgeändert werden. 

f 
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II. Das Eisenbahnpolizeigesetz vom 15. Juli 1845. 

Das Oesetz ist in drei Titel geteilt. 

Titel I handelt von den Maßregeln zum Schutz oder zur 
Erhaltung der Bahnen. 

Die Artikel 1 bis 3 wenden alle zum Schutze der Straßen 
oder Wege bestehenden Polizeivorschriften auf die Eisenbahnen 
im allgemeinen an. Artikel 4 schreibt vor, daß die Eisen- 
bahnen durch Mauern oder Hecken von den anstoßenden Grund- 
stücken getrennt sein sollen — eine Vorschrift, die allerdings 
für manche Lokalbahn und selbst für manche größere Bahnen 
als zu hart befunden worden ist, so daß die oben erwähnte 
Novelle vom 27. Dezember 1880 den Minister ermächtigt hat, 
von derselben in gewissen Fällen abzusehen ^). Artikel 5 ver- 
bietet die Errichtung eines neuen Gebäudes innerhalb einer 
Entfernung von 2 m von der Bahntrace. Artikel 6 untersagt 
die ohne Erlaubnis vorzunehmende Aushöhlung der Erde in 
der Nähe der Eisenbahndämme. Nach Artikel 7 dürfen 
weder Strohdächer, Stroh- und Heuschober noch sonst 
leicht entzündbare Stoffe innerhalb 20 m Entfernung von 
der Bahnanlage errichtet oder aufgeschüttet werden. Inner- 
halb 5 m, setzt Artikel 8 hinzu, soll kein Steinhaufen 
oder eine Anhäufung nicht entzündbarer Stoffe ohne obrig- 
keitliche, stets widerrufliche Erlaubnis geduldet werden, 
mit den Ausnahmen, daß die hinter einem Bahndamm liegende 
Anhäufung die Höhe desselben nicht erreiche, oder es sich 
um nur vorübergehend aufgeschüttete Düngerhaufen und 
andere der Landwirtschaft dienende Vorrichtungen handele. 
Sofern die öffentliche Sicherheit nicht darunter leidet, ge- 
stattet Artikel 9, die Bestimmungen der vorhergehenden drei 
Artikel zu mildem. Nach Artikel 10 können die Behörden 
etwa vorhandene Strohdächer, Pflanzungen, Aushöhlungen, 
welche sich nicht mit den zu eröffnenden Schienenwegen ver- 
tragen, un verweilt beseitigen lassen; doch soll den betreffen- 
den Interessenten nach Maßgabe des Expropriationsgesetzes 
vom 3. Mai 1841, in einigen Fällen nach dem Gesetz vom 



^) Cf. auch das Lokalbahngesetz vom 12. Juli 1865; Buch I, S. 165. 
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16. September 1807, Entschädigung gewährt werden. Artikel 11 
enthält die Straf bestimmungen wegen Uebertretungen dieser 
Vorschriften. 

Titel II verbreitet sich über Vergehen seitens der Eisen- 
bahnbesitzer, -Konzessionäre oder -Pächter gegen die Be- 
stimmungen der Straßen- und Wegepolizei (voirie). 

Artikel 12 bezeichnet die Beamten, welche jene Vergehen 
protokollarisch festzustellen haben. Artikel 13 schreibt die 
dabei zu beobachtenden Formen yor. Artikel 14 setzt die 
Strafen fest (bis 3000 Frs.). Artikel 15 ermächtigt die Be- 
hörden, im Dringlichkeitsfalle ohne weiteres alle ihnen nötig 
erscheinenden Maßregeln zu ergreifen. 

Titel m stellt die Bestimmungen zusammen, welche 
der Sicherheit des Verkehrs auf den Eisenbahnen dienen sollen 
(zumeist handelt es sich dabei um Strafandrohungen). 

Artikel 16 bedroht denjenigen, der böswillig Schienen 
losreißt oder sie mit Hindernissen belegt, um eine Ent- 
gleisung zu verursachen, mit Zuchthausstrafe. Werden in- 
folge des genannten Verbrechens Personen getötet, so soll auf 
Todesstrafe, finden nur Verwundungen statt, auf Zwangsarbeit 
erkannt werden. In Artikel 17 ist der Fall vorgesehen, in 
welchem mit solchen Thaten Aufruhr oder Plünderung ver- 
bunden ist. Artikel 18 behandelt die Bedrohung mit Atten- 
taten jener Art zwecks Erpressung, Die Artikel 19 bis 21 
handeln von den Strafen, mit welchen diejenigen Beamten zu 
belegen sind, die sich Nachlässigkeit oder Unvorsichtigkeit zu 
schulden kommen lassen. Artikel 22 statuiert die Verantwort- 
lichkeit des Eisenbahnuntemehmers (Gesellschaft oder Staat) 
Privaten gegenüber für den beim Eisenbahnbetrieb etwa angerich- 
teten Schaden sowie für Verletzungen u. s. w. Die Artikel 23 
und 24 treffen nähere Bestimmungen über die Feststellung der 
oben genannten Vergehen und Verbrechen, deren Protokol- 
herung u. s. w. Artikel 25 stellt gewaltthätigen Widerstand 
gegen Eisenbahnbeamte unter Strafe. Artikel 26 beschäftigt 
sich mit Milderungsgründen. Artikel 27 bestimmt, daß im 
PaUe der Konkurrenz mehrerer infolge dieses Gesetzes ver- 
wirkter Strafen die schwerste allein verhängt werden soll. 

Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. ^ 
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Wie ersichtlich, dient das vorstehend ausgezogene Bahn- 
polizeigesetz vorzugsweise dein Zweck, allenfallsige Zweifel 
über die Anwendbarkeit der allgemeinen Stra&enpolizeibestim- 
mungen auf die Eisenbahnen zu beseitigen und einzelne be- 
zügliche Strafen zu verschärfen. 

ni. Die Ausführungsverordnung vom 15. November 1846. 

Die Ordonnanz vom 15. November 184(), welche, weil ilir 
Erlaß im Artikel 5 des Bahnpolizeigesetzes vorgesehen und die- 
selbe vom Staatsrat beraten worden war, den Charakter eines 
^Reglements der öflfentlichen Verwaltung* erhalten hat, ist von 
größerer praktischer Bedeutung und eingehender und ausführ- 
licher als das Gesetz selbst. Wir fassen den Inhalt derselben, 
soweit wir ihre Bestimmungen nicht schon in dem „Bedingnis- 
heft*, wo viele derselben wiederholt sind, kennen gelernt 
haben, wie folgt, zusammen. 

Aus dem Titel I, der von den Stationen und der Bahn 
als solcher handelt, ist nur der Artikel 6, die Verpflichtung, 
nachts bis zur Abfahrt des letzten Zuges alle Stationen etc. 
zu beleuchten, erwähnenswert, während aus dem Titel II, 
welcher vom rollenden Material handelt, entnommen sein mag, 
daß die Lokomotiven vor dem Gebrauch gewissen Proben 
zu unterwerfen sind, ferner, daß für jede Lokomotive Buch 
zu führen ist über die von derselben täglich geleisteten 
Dienste und über den Zustand ihrer verschiedenen Teile 
(Artikel 9). Auch die Personenwagen sind vor ihrem Gebrauch 
einer Probe zu unterwerfen (Artikel 12). Jede Lokomotive 
und jeder Wagen müssen an sichtbarer Stelle den Namen der 
Bahn und eine Erkennungsnummer tragen (Artikel 15). 

Titel III handelt von der Zusammensetzung der Züge 
(Artikel 17). Jeder Zug soll die nötige Anzahl Wagen jeder 
Klasse enthalten (Artikel 18), und sollen ihn ein Lokomotiv- 
führer, ein Heizer und die nötige Anzahl Bremser begleiten 
(Artikel 19). In der Regel soll nur eine Lokomotive den Zug 
ziehen, doch ist es im Notfall auch gestattet, eine zweite ein- 
zustellen; darüber, wann dies geschehen, ist besonders Buch 
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zu führen (Artikel 20). Explodierbare und feuergefährliche 
Stoffe dürfen in Personenzügen nicht mitgeführt werden 
(Artikel 21). Der Zugführer und der Bremser des letzten 
Wagens sollen mit dem Lokomotivführer durch eine Vor- 
richtung derartig verbunden sein, daß sie sich gegenseitig im 
Notfall Signale geben können (Artikel 24). 

Titel IV regelt die Abfahrt, den Qang und die Ankunft 
der Züge. Aus solchen Detailbestimmungen ist hervorzuheben, 
dafi nach Artikel 25 der Minister auf Vorschlag der Gesell- 
schaft die Zahl der in jeder Richtung abzulassenden Züge 
wie auch die Abfahrtszeiten festsetzt. Vor der Abfahrt 
müssen Lokomotive und Wagen untersucht werden (Artikel 26). 
Die Artikel 27 bis 30 handeln von den zwischen der Abfahrt 
der verschiedenen Züge einzuhaltenden Pausen, von Sig- 
nalen und Vorsichtsmaßregeln verschiedener Art. Ferner ist 
Bestimmung getroffen über die Anzahl der zur Sicherheit der 
Bahnen und der Züge nötigen Wärter (Artikel 31), über 
das Signalwesen und die Meldung von Unfällen sowie von un- 
erwarteten Verkehrshindernissen (Artikel 32 bis 34). Artikel 35 
bestimmt, daß jede Gesellschaft über das bei ihr in Anwendung 
stehende Signalsystem dem Minister Bericht zu erstatten hat. 
Die Artikel 36 bis 39 enthalten Vorschriften für die Lokomotiv- 
führer: wann sie langsamer zu fahren, wann und wo sie die 
Dampfpfeife in Anwendung zu bringen haben u. s. w. Artikel 40 
spricht von stets bereit zu haltenden Reserve- oder Hilfs- 
maschinen und Artikel 41 von auf jeder größeren Station in 
Bereitschaft zu haltenden Wagen, von denen einige zur Auf- 
nahme von Verunglückten eingerichtet sein müssen. Artikel 42 
schreibt die Führung eines Buches vor, in das alle Verspätungen 
einzutragen sind. Artikel 43 bestimmt, daß auf allen Stationen 
Fahrpläne anzuschlagen sind. 

Titel V handelt von der Aufstellung der Tarife und der 
Nebenkosten: Vor seiner Genehmigung durch den Minister darf 
kein Tarif in Anwendung gebracht werden (Artikel 44). Die 
Artikel 45 bis 47 enthalten Vorschriften über die Form, in der 
die bezügliche Genehmigung des Ministers einzuholen ist. 
Die Artikel 48 und 49 bestimmen, daß die Tarifsätze und 
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Nebengebühren wie auch beabsichtigte und genehmigte Ab- 
änderungen derselben durch Anschlag in den Bahnhöfen, und 
zwar die beabsichtigten Aenderungen einen Monat im voraus, 
zur Kenntnis des Publikums zu bringen sind. Artikel 50 ver- 
bietet nochmals die Bevorzugung einzelner Interessenten. 

Titel VI spricht von der Beaufsichtigung der Bahnen, 
Bahnhöfe etc. Drei Kategorien von Beamten sind mit der 
Aufsicht betraut: Königliche Kommissare (deren Funktionen 
jetzt von anderen Beamten ausgeübt werden) *), Ingenieure 
und deren Untergebene und Polizeikommissare (Artikel 51). 
Erstere überwachen das Tarifwesen, die Einhaltung der Fahr- 
zeiten, die Innehaltung der mit den Transportunternehmern ab- 
geschlossenen Verträge, verhindern etwaige Bevorzugungen, 
überwachen den Personen- und Güterverkehr und die Auf- 
stellungen über die Betriebskosten und Einnahmen (Artikel 52). 
Den Kommissaren sind auf Verlangen alle Bücher vorzu- 
legen (Artikel 53 und 54). Die Ingenieure beaufsichtigen die 
Bahnen und das Material in technischer Hinsicht (Artikel 55 
und 56). Die Polizeikommissare und ihre Agenten wachen über 
richtige Ankunft und Abfahrt der Züge, deren Zusammen- 
setzung und Gang, über die Ordnung in den Wagen, über die 
Droschken und Omnibusse vor den Bahnhöfen, über den Ver- 
kehr des Publikums in den Bahnhöfen u. s. w. (Artikel 57). 
Den Regierungskommissaren ist auf den Bahnhöfen selbst ein 
Lokal einzuräumen (Artikel 58). Alle Unfälle sind der Be- 
hörde sofort anzuzeigen (Artikel 59). Die Reglements der 
Gesellschaft über den inneren Dienst sind dem Minister zur 
Genehnugung vorzulegen (Artikel 60). 

Titel VII betriflft die Reisenden und die nicht im Dienst 
der Eisenbahnen stehenden Personen und enthält zunächst im 
Artikel 61 das Verbot, ohne Berechtigung die Bahnen oder 
Stationen zu betreten. Artikel 62 zählt die Beamten auf, auf 
welche sich dieses Verbot nicht bezieht, die aber besondere 
Vorschriften und Vorsichtsmaßregeln zu beobachten haben. 
Artikel 63 enthält eine Anzahl weiterer Vorsichtsmaßregeln 



') Cf. S. 5 ff. 
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sowie das Verbot, ohne Fahrkarte einzusteigen, ohne Erlaub- 
nis im Wagen zu rauchen u. s. w. Artikel 64 verbietet, mehr 
Personen in einer Wagenabteilung unterzubringen als vor- 
geschriebene Plätze vorhanden sind. Artikel 65 untersagt das 
Einsteigen von Betrunkenen, von Leuten mit geladenen Waffen 
und von solchen, die übelriechende Güter oder Gegenstände 
mit sich führen. Nach Artikel 66 müssen alle entzünd- und 
explodierbaren Stoffe deklariert werden. Wenn sie überhaupt 
zuzulassen sind, darf das nur unter besonders vorgeschriebenen 
Vorsichtsmaßregeln geschehen. Artikel 67 betriffb die Be- 
förderung von Hunden. Artikel 68 enthält Maßregeln gegen 
unbefugtes Betreten der dem Publikum nicht zugänglichen 
Räume. 

Titel Vni behandelt „Verschiedenes". — Aus den be- 
treffenden Vorschriften sei erwähnt, daß nach Artikel 70 kein Aus- 
rufer oder Verkäufer auf Bahnhöfen, Stationen oder in sonstigen 
Räumlichkeiten der Eisenbahn ohne Erlaubnis des Präfekten 
zugelassen werden darf, daß nach Artikel 73 die Eisenbahn- 
beamten eine Uniform tragen müssen, daß nach Artikel 74 
niemand ohne Fähigkeitszeugnis als Lokomotivführer ange- 
stellt werden darf. (Das Zeugnis stellt der Minister der 
öffentlichen Arbeiten aus.) Artikel 75 bestimmt die Stellen, 
an denen Medikamente u. dergl. für Unfälle' bereit zu halten 
sind. Artikel 76 schreibt die Auflegung von Beschwerde- 
büchern vor, und Artikel 78 bestimmt, daß das vorstehende 
Reglement auf jeder Station anzuschlagen und jedem Eisen- 
bahnbediensteten ein Exemplar desselben zu übergeben ist. — 
(Die im Gesetz vom 15. Juli 1845 aufgeführten Strafbestim- 
mungen beziehen sich gleichzeitig auf die Vergehen gegen die 
Vorschriften der „ordonnance* vom 15. November 1846.) 

Ein Blick auf die in dem vorstehenden Kapitel auszugs- 
weise wiedergegebenen rechtlichen Bestimmungen über die 
der Staatsgewalt den Eisenbahngesellschaften gegenüber vor- 
behaltenen Rechte, die strenge Beaufsichtigung aller Maßnahmen 
derselben: die Verträge, das Bedingnisheft, das Eisenbahnpolizei- 
gesetz und die Ordonnance, lehrt stets von neuem, wie jede 
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Lebensäußerung der französischen Eisenbahngesellschaften von 
der Genehmigung und Beaufsichtigung des Staates abhängig 
ist. Allüberall wacht das Auge des Staates, überall dekretiert, 
ordonniert, reglementiert, ja — drangsaliert er die Eisen- 
bahnen, deren anscheinend in den Händen von Privaten liegende 
Verwaltung, abgesehen von der rein finanziellen Seite der- 
selben, die sich jedoch abermals nur unter scharfer Kontrolle und 
unter fortdauernden Eingriffen des Staates vollzieht, einer vom 
Staat beauftragten thatsächlich näher steht als einer eigent- 
lichen Privatverwaltung. So fallen auch manche der Klagen, 
die in Frankreich über die Eisenbahnen laut werden, dem 
Staat viel eher zur Last als den Eisenbahngesellschaften, die oft 
genug gar nicht in der Lage sind, manchem, auch von ihnen 
tief empfundenen üebelstande abzuhelfen, weil die Hand der 
Regierung so schwer auf ihnen ruht, daß sie sich unter der- 
selben kaum mehr selbständig zu regen vermögen. An manchen 
Verbesserungen hindert die Gesellschaften die Schwerfälligkeit 
des Bureaukratismus, an anderen der Umstand, daß die finan- 
zielle Zwangslage, in die sie der Staat gebracht hat, der ihnen 
immer von neuem weniger rentierende Linien aufbürdete, 
damit ihre besseren Linien auch diesen forthelfen möchten, 
sie auch in die thatsächliche Unmöglichkeit versetzt hat, 
manche veraltete und den modernen Bedürfnissen nicht mehr 
entsprechende Einrichtung von sich aus zu verbessern, während 
die Regierung andererseits derartige Verbesserungen nicht 
selten im Hinblick resp. aus Furcht vor deren finanziellem 
Effekt, der schließlich auf den Staat zurückwirken würde, 
verhindert. 

Die aus solchen Verhältnissen häufig genug entspringende 
Unzufriedenheit trifft aber nicht den Staat, sondern die von 
demselben zwischen sich selbst und das Publikum geschobenen 
Gesellschaften, die an allem schuld sein sollen, und ist der 
Umstand, daß der Staat jene Unzufriedenheit regelmäßig auf 
die Gesellschaften hat abwälzen können, für die jeweiligen 
Regierungen mitbestimmend gewesen, die Uebernahme des 
Eisenbahnbetriebes in auch also genannten Staatsbetrieb 
von der Hand zu weisen. 
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Wenn andererseits sehr häufig, und zumal auch im 
nicht&anzösischen Ausland, behauptet worden ist, die Eisen- 
bahngesellschaften hätten es verstanden, sich Hilfe gegen den 
Staat dadurch zu schaffen, daß sie sich die französische Judi- 
katur dienstbar zu machen gewußt hätten, so sei zur Wider- 
legung dessen, ohne daß wir auf unsere eigenen in Frank- 
reich selbst gemachten langjährigen Erfahrungen hinweisen 
möchten, auf die juristische Pachlitteratur Frankreichs ver- 
wiesen, welche darin einmütig ist, daß die französischen Ge- 
richte bei Differenzen zwischen Staatsverwaltung und Eisen- 
bahngesellschaften viel eher geneigt scheinen, alle gesetzlichen 
und sonstigen Bestimmungen in strengster Weise gegen die 
Gesellschaften als zu deren Gunsten auszulegen ^). 



16. Kapitel. 
Abschnitt I. 

Das Tarifwesen bis 1883. 

Solange die wichtigsten Schienenwege noch gebaut werden 
müssen, sind vor allen anderen zwei Fragen zu beantworten: 
eine finanzielle, wie die nötigen Kapitalien zum Bau der Bahn- 
strecken und deren Ausrüstung unter möglichst günstigen Be- 
dingungen herbeigeschafft und nach Möglichkeit nutzbar in 
den Bahnen angelegt werden können, — dann die volkswirt- 
schaftliche, wie dem öffentlichen Interesse dadurch bestens zu 
dienen sei, daß Eisenbahnverbindungen, soweit irgend an- 
gängig, der Gesamtheit des Landes, eventuell auch um den 
Preis einer geringeren Rentabilität des in den Bahnen in- 
vestierten Kapitals, zugänglich werden möchten. 



*) Cf. Dalloz, „Jurisprudence" und Aucoe, , Conferences de 
droit administratif.* 
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Mit dem fortschreitenden Ausbau des Schienennetzes tritt 
die Sorge um die Beschaffung der Anlagekapitalien mehr und 
mehr hinter die Aufgabe zurück, den Verkehr auf den einmal 
gebauten Linien zu fördern und das Eisenbahnwesen sowohl 
den staatlichen wie den Interessen möglichst vieler Landes- 
teile und Volksgenossen dienstbar zu machen. 

In letzterer Hinsicht steht die Ausgestaltung des Tarif- 
wesens an erster Stelle. — So begleitet ein Kampf der 
widerstreitenden Interessen um die Tarife die ganze Geschichte 
auch des französischen Eisenbahnwesens. Bei allen Kämpfen, 
und zumal bei denen, die sich auf volkswirtschaftlichem Boden 
abspielen, pflegt auf beiden Seiten Recht und Unrecht unter- 
einander gemischt zu sein: jede Partei sieht aber immer nur 
das eigene Recht und verkennt ihr Unrecht, das sie aus- 
schließlich auf der gegnerischen Seite sucht; anderenfalls würde 
die Verständigung in jedem einzelnen Falle leichter sein. 
Diese wird vor allem durch den Umstand erschwert, daß die 
materiellen Einzelinteressen, welche Befriedigung suchen, häufig 
genug nicht in ihrer wahren Gestalt hervortreten, sondern 
sich unter dem Deckmantel theoretischer Grundsätze verbergen 
oder sich in die Toga der Vertretung des vermeintlichen Inter- 
esses der Allgemeinheit hüllen. Solchem Vorgeben gelingt 
es dann häufig genug, Maßnahmen, die dem gemeinen Nutzen 
der Gesamtheit sehr wohl dienen könnten, als demselben un- 
dienlich hinausgeschoben zu sehen und an deren Stelle dem 
Interesse nur Einzelner nützliche zu setzen. 

Bei einem so wichtigen Verkehrsmittel, wie die Eisen- 
bahnen es sind, wird das Tarifwesen, gleichviel ob deren 
Betrieb in der Hand des Staates oder in der privater Unter- 
nehmer liegt, stets ein Gegenstand der öffentlichen Für- 
sorge sein müssen: denn die Transporfcleistung der Eisenbahn 
ist keiner von den Diensten, dessen Preis freier Uebereinkunft 
tiberlassen bleiben darf: und zwar schon darum nicht, weil 
der Staat verpflichtet ist, den einzelnen Bürgern als den 
Schwächeren in dem Preiskampf mit dem mächtigeren Eisen- 
bahnbesitzer um den Tarif helfend zur Seite zu • treten 

wenn auch die Eisenbahnunternehmer selbst das allerdringendste 
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Interesse daran haben werden, den Verkehr von sich aus nach 
Kraften zu beleben, d. i. die Frachtsätze so zu gestalten, daß 
dieselben den Bedürfnissen aller derjenigen, von deren Verkehr 
ihre Unternehmungen abhängen, möglichst entgegenkommen. 
Der zweite Grund, aus dem der Staat für sich das Recht 
hernimmt, das Tarifwesen zu leiten, ist in dem umstand be- 
legen, daß er den Eisenbahngesellschaften bei der üebertragung 
der Yon ihnen betriebenen Linien ein thatsächliches Mono- 
pol ausgeliefert hat, und ebenso in dem anderen, da& über- 
haupt keine Eisenbahn ohne staatliche Mithilfe hätte entstehen 
können. So ist der Staat sowohl verpflichtet wie berechtigt, 
darüber zu wachen, dafi jenes mächtige Verkehrswerkzeug der 
Gesamtheit des Landes diene und jeder Machtmißbrauch 
des jeweiligen Unternehmers im Keime erstickt werde. 

Wenn sich die französische Regierung bei der Eonzessio- 
nierung jeder einzelnen Eisenbahngesellschaft zwar regelmäßig 
vorbehalten hat, auch parallele Strecken zu konzessionieren, 
so ist es dennoch in der Praxis niemals dazu gekommen, daß 
in Frankreich zwei Bahnen unter denselben Bedingungen als 
direkte Eonkurrenzlinien ausgeführt worden wären ^). Somit 
ist die Existenz des eben erwähnten thatsächlichen, wenn 
auch nicht rechtlichen Monopols, dessen sich dort jede ein- 
zelne Eisenbahngesellschaft für die ihr jeweilig konzessionierten 
Linien erfreut, unbestreitbar. 

In Erkenntnis der vorstehend angedeuteten Verhältnisse 
hat die französische Regierung, von Anbeginn des Eisenbahn- 
wesens an, ihrerseits Maxima für die Transportpreise fest- 
gesetzt, welche als integrierende Bestandteile in das im Kapitel 15 
auszugsweise wiedergegebene Bedingungsheft aufgenommen 
worden sind. Ueber jene Maxima dürfen die Eisenbahnen 
in ihren Tarifansätzen nicht hinausgehen, und wenn sie unter 
denselben bleiben wollen, so bedürfen sie dazu und, was noch 
wichtiger ist, auch zu jeder einzelnen Veränderung der 



Selbst die beiden Bahnen Paris-Versailles sind nach den Bedürf- 
nissen eines großstädtischen Vorortverkehrs und nicht als Konkurrenz- 
linien im eigentlichen Sinne zu betrachten. 
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Sätze unterhalb der Maximalgrenze, der ministeriellen Ge- 
nehmigung. Damit sind die Eisenbahngesellschaften in ihrem 
Tarifwesen allüberall an die Zustimmung der Staaisregierung 
gebunden, die ihrerseits wiederum ohne die Zustimmung jener 
keine Veränderung der in beiderseitiger Uebereinstimmung 
festgelegten Tarife dekretieren kann. 

Wenn eine französische Eisenbahngesellschaft aus irgend 
welchem Grunde mit ihrem Tarife oder einem einzelnen Tarif- 
satze unter die vereinbarten und im^edingnisheft niedergelegten 
Maxima hinabzugehen oder überhaupt Veränderungen inner- 
halb ihres einmal bekannt gegebenen Tarifs vorzunehmen 
wünscht, so hat sie, gleichzeitig mit dem an den Minister zu 
richtenden und ausführlich zu motivierenden Ersuchen um 
seine Zustimmung, durch öflFentlichen Anschlag bekannt zu 
geben, daß sie den und den Tarif in dieser oder jener Weise 
zu ändern beabsichtige, und von der obigen Eingabe Ab- 
schriften an die Präfekten der berührten Bezirke und an den 
ihr bestellten Generalkontrollkommissar weiterzugeben. 

Die Präfekten, durch deren Departement die betreflfende 
Eisenbahn läuft, teilen die Eingabe den Handelskammern ihrer 
Bezirke mit, während sie der Minister allen übrigen Handels- 
kammern unterbreitet. Den Handelskammern wird zur Ab- 
gabe ihres Gutachtens ein Monat Zeit gelassen, in dessen Ver- 
lauf eventuell Widerspruch von seiten einzelner Interessenten 
zu erheben ist und die staatlichen Betriebsinspektoren die An- 
gelegenheit auch ihrerseits untersuchen und über dieselbe gut- 
achtlich berichten. 

Darauf wird der Eisenbahnrat mit der Frage befaßt, der 
über dieselbe an den Minister berichtet, welcher seinerseits 
erst nach Prüfung des gesamten Materials über den Vorschlag 
der Gesellschaft entscheidet. 

Wünscht der Minister Abänderungen an den Gesell- 
schaftsvorschlägen, so muß der ganze Instanzenweg auf Grund 
einer neuen Eingabe der Gesellschaft abermals durchlaufen 
werden. 

Die schließliche ministerielle Genehmigung, die sogenannte 
„Homologation", erfolgt trotz des ihr vorhergehenden sehr 
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komplizierten Instanzenwegs ^) seit einer Reihe von Jahren 
regehnä£ig nur als eine «provisorische*', damit der Minister 
in der Lage bleibt, seine Genehmigung zurückziehen zu können^). 
Ein solcher Widerruf ist aber dadurch erschwert, daß der 
Minister der zu Gunsten des Publikums getroflFenen Bestim- 
mung, welche es den Gesellschaften untersagt, einmal herab- 
gesetzte Tarife plötzlich wieder zu erhöhen — jeder neu auf- 
gestellte Tarifsatz muß wenigstens ein Jahr lang in Kraft 
bleiben und eine Abänderung desselben vier Wochen vorher be- 
kannt gegeben werden —auch seinerseits Rechnung zutragen hat. 
Im nachstehenden sei der Versuch gemacht, in möglichst 
großen Zügen , und im wesentlichen abermals nach offiziellen 
Quellen, die im französischen Tarif wesen geltenden Haupt- 
bestimmungen zu schildern, wobei vor allem hervorzuheben 
ist, daß der das ganze Tarifwesen Frankreichs beherrschende 
Grundsatz lautet: ^Gleichheit vor dem Tarif* ^), d. h.: kein 
Interessent darf vor dem anderen bevorzugt werden. Für 
die einzelnen Gütergattungen sind dagegen je nach ihrer Art 
verschiedenartige Sätze in Anwendung, welche das Prinzip 
durchzuführen bestimmt sind, daß jedes Gut im Verhältnis zu 
meinem absolut größeren Konsum zu relativ billigeren Sätzen 
transportiert werden solle; einerseits damit dasselbe dem je 
weiteren, seiner bedürfenden Konsum entenkr eise weniger ver- 
teuert werde, und weil viele Güter gerade des Massenkonsums 
bei unverhältnismäßig hohen Tarifsätzen überhaupt nicht ver- 
frachtet werden könnten; andererseits aber auch darum, weil 
die Verfrachtung von Gütern in demselben Verhältnis, wie 
dieselben in größeren Massen auftreten, mit relativ geringeren 



'J Cf. eine offiziöse Note im „Bulletin du miniatere des travaux 
I>ublic8* 1880, S. 318. 

') Die Gesellschaften, welche ein solches Vorgehen anfangs als 
ungesetzlich ansahen, fdgten eich seit dem März 1880 stillschweigend 
in diesen Gebrauch, da derselbe gegenüber der Thatsache, daß es sich 
doch immer nur um Tarif herabsetzungen handelte, schließlich eine 
blofie Formalität bedeutete. 

*) ,La perception des taxes sur les chemins de fer doit avoir lieu 
«ans faveur pour personne* (Artikel 53 des Bedingnisheftes). 
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Kosten und gleichzeitig mit weniger Verantwortlichkeit für 
den Frachtführer verbunden ist, der auf sie geringere Sorg- 
falt zu verwenden braucht als auf die seltenere und darum 
meist teuerere Ware (Werttarif). 

Wenn, wie wir bereits gesehen haben, das französische 
Tarifwesen seinen Ausgangspunkt von den in den Bedingnis- 
heften festgestellten, als «legal'' bezeichneten Maxi maisatzen 
nimmt, so sei, bevor wir weiter gehen, darauf hingewiesen, dag 
der einstmalige Direktor des Ostnetzes, F. Jacqmin, eine erste 
Autorität in solchen Fragen, seiner Zeit bereits mit großem Nach- 
druck darauf aufmerksam gemacht hatte , ' daß die in dem 
ersten Bedingnishefb beliebte Festsetzung der Tarifmaxima auf 
99 Jahre hinaus aus vielen Gründen, und zumal auch wegen 
der Schwankungen des Geldwertes, sehr gewagt gewesen sei; 
wie dieselbe auch thatsächlich vielfache Umgestaltungen hat 
erfahren müssen. 

Die erste Herabsetzung der ältesten vereinbarten Tarife 
brachte für den Personenverkehr die Einführung von 
Retourbillets , Jahresabonnements, Vergnügungszügen, Rund- 
reisebillets, Vergünstigungen für Lehrer, Schüler, Arbeiter etc. 

Weiter wurde den Gesellschaften gestattet, wenn zwischen 
zwei Orten die Entfernung per Eisenbahn in ihrer absoluten 
Kilometerzahl größer wäre als auf der jene Orte verbindenden 
Landstraße, den Personentarif so zu berechnen, als ob die 
Eisenbahn thatsächlich die kürzere Linie gewählt hätte. Hier- 
bei handelt es sich um den sogenannten «tarif d'application'', 
dem wir beim Güterverkehr nochmals begegnen werden. Der- 
selbe kommt übrigens heute im Vergleich zu den Anfängen 
des Eisenbahnwesens verhältnismäßig seltener in Anwendung, 
da die unterdessen gebauten vielfachen Querlinien den früher 
oft bedeutenden Unterschied mehr und mehr ausgeglichen 
haben ^). 



*) In Deutschland bestand jahrelang ein Verhältnis, welches das 
oben geschilderte französische durch seinen Gegensatz zu verdeutlichen 
wohl geeignet ist. Bekanntlich gab es vor der Besitzergreifung Han- 
novers durch Preußen keine direkte Bahn zwischen Hamburg und 
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Obige Ermäßigungen waren zur Zeit, als die Bedingnis- 
hefte Yon 1859 mit ihren Normen in Gültigkeit traten, schon 
recht fühlbar geworden, so daß z. B. für das Jahr 1864 be- 
rechnet werden konnte^), daß einer Gesamteinnahme von 
183642288 Frs. aus den Personenbillets durch jene Er- 
mäßigungen ein Ausfall von 23928474 Frs. gegenüberstünde. 
Ein ähnliches Beispiel findet sich in einer Zusammenstellung 
aus dem Jabre 1881, nach welcher von 100 Personen, die 
überhaupt die Eisenbahnen benutzten, 52,8 von den Preis- 
ermäßigungen durch Abonnements, Retourbillets u. s. w. Vor- 
teil zogen und nur 47,2 den vollen Tarif entrichteten^). 

Während die Preisvergünstigungen innerhalb des Personen- 
verkehrs hauptsächlich für die kleineren Strecken ins Gewicht 
fallen, werden entsprechende Vergünstigungen beim Güter- 
transport gerade auf den großen Strecken in Anspruch ge- 
nommen, ein Vorgang, der in den Differentialtarifen, 
d. h. in einer abnehmenden Skala der Einheitssätze bei zu- 
nehmender Entfernung, seinen Ausdruck findet. 

Der ältere französische Ausdruck zur Bezeichnung der 
abnehmenden Skala: „tarif diff€rentiel'* ^), war ebenso unglücklich 
gewählt wie der belgische Ausdruck: „tarif ä la distance**. 
Heute wird diese Tarifart in Frankreich: „tarif a base de- 
croissante'' genannt, und während dieselbe früher, weil sie dem 
Xamen nach der Ungleichheit („diffärentiel'^) zu huldigen 
schien, sehr häufig angegriffen wurde, pflegt die „base d^crois- 
sante'' nunmehr allgemein verteidigt zu werden, da das Wort 



Bremen; wer die Reise von dem einen Orte nach dem anderen mit der 
EiBenbahn zurücklegen woUte, mußte den Umweg über Hannover machen, 
zugleich aber auch den Fahrpreis für die volle Länge dieses Umweges 
erlegen, obgleich die hannoversche Regierung, welche dem Bau einer 
direkten Bahn Hamburg-Bremen Hindemisse in den Weg legte, gerade 
durch diesen Umstand sich hätte veranlaßt sehen müssen, dafQr Sorge 
zu tragen, daß der Fahrpreis nach einer kürzeren Linie berechnet werde. 

*) Jacqmin ,De Texploitation des chemins de fer*, Paris 1868, 
1,328. 

*) Neuere Beispiele bringen wir im Abschnitt H des vorliegenden 
Kapitels S. 129. 

») Cf. Buch I, S. 47. 
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^sinkender Tarifsatz'* aller Welt angenehm klingt, — ein 
charakteristisches Beispiel, wie die öfiPentliche Meinung sogar 
von zufälligen Wortbezeichnungen abhängig ist^). 

Wie gesagt, wurden die Differentialtarife seiner Zeit viel- 
fach angegriffen. Die näher wohnenden Produzenten beschwerten 
sich, daß den entfernter wohnenden durch jene Tarifmaßnahme 
die Konkurrenz erleichtert werde, wodurch ihnen „ihre natür- 
lichen Vorteile" verkümmert würden. Weiter wurde geltend 
gemacht, daß, wenn die Eisenbahnen die betreffenden Roh- 
stoffe oder Fabrikate überhaupt zu den billigeren Preisen 
transportieren könnten, kein Grund erfindlich sei, den für 
kürzere Strecken in Betracht kommenden Transporten jenen 
Vorteil zu versagen. 

Darauf wurde geantwortet, daß zunächst niemand be- 
streiten könne, daß die für größere Entfernungen gewährte 
Preisermäßigung dem großen Publikum zum Nutzen gereiche, 
während andererseits der Transport auf kurze Strecken den 
Eisenbahnen verhältnismäßig mehr Kosten als der für längere 
verursache. 

Wegen des ersten Arguments glaubte man des Beispiels 
halber nur an die Menge der für Städte wie Paris nötigen 
Nahrungsmittel erinnern zu brauchen, welche, da ihr über- 
wiegend größter Teil meist aus großer Entfernung heran- 
geschleppt werden müsse, einer stetigen Verteuerung in 
steigender Progression unterliegen würden, wenn die Diffe- 
rentialtarife nicht das Mittel böten, den Pariser Markt auch 
den entfernteren Produktionsstätten zu eröffnen. 

Ein weiteres in Frankreich zur Illustration der Differen- 
tialtarife häufig angeführtes Beispiel liefern die Steinkohlen: 
Wenn man, heißt es bei solcher Gelegenheit, annehmen wolle, 
daß die meisten Gewerbe, die dieses Brennstoffs benötigten, 



^) Uns über das Wesen der Differentialtarife und die verschiedenen 
mit denselben zusammenhängenden Kombinationen im allgemeinen zu 
verbreiten, ist hier nicht der Platz, da wir uns, dem Plane unaerer Arbeit 
entsprechend, dabei zu begnügen haben, über die bezüglichen fran- 
zösischen Anschauungen zu berichten. ' 
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nicht mehr als etwa 30 Prs. für die Tonne zu zahlen in der 
Lage seien, der Preis der Kohlen an der Grube aber 15 Frs. 
und die Fracht für jede Entfernung 6 Cent, pro Tonne und 
Kilometer = 6 Frs. für 100 km betrage , so müsse sich der 
Preis der Kohle in dieser Entfernung auf 15 -}- 6 = 21 Frs. 
stellen. Sei die Grube 200 km von dem Bedarfsorte entfernt, 
so ergäbe die Rechnung 15 + 12 = 27 Frs., bei 300 km Ent- 
fernung würde die Tonne Kohlen dagegen schon 33 Frs. kosten, 
und so je G Frs. mehr für jede weiteren 100 km. Demgemäß 
würden Steinkohle konsumierende Gewerbe, welche ihren Be- 
trieb weiter als etwa 250 km von der Grube zu führen ge- 
zwungen seien, nicht mehr existieren können, und umgekehrt 
würden Steinkohlen nach dorthin keinen Absatz mehr finden, 
wenn es nicht gelänge, die Kohle, deren Preis als solcher 
nicht herabgesetzt werden könne, dem Konsumenten durch 
Transportermäßigung billiger zu stellen, so daß also ohne Diffe- 
rentialtarif Käufer, Verkäufer und Eisenbahn, vor allem aber 
auch der £inzelkonsument der Kohle und der in den Kohle 
verbrauchenden Gewerben hervorgebrachten Güter, Schaden 
leiden müßten. Setze man aber die Fracht abnehmend auf 
6, r>, 4, 3 Cent, fest, so könnten in dem entfernteren Bezirke 
einerseits Steinkohlen überhaupt konsumiert werden und an- 
dererseits die betreffenden Gewerbe dort betrieben und damit 
der Frachtdienst der Eisenbahn von ihnen benutzt werden. 
Die Konsumtion aber sei die schliefiliche Zweckbestimmung 
jeder wirtschaftlichen Thätigkeit und somit diene alles, was 
der einen diene, auch der anderen. 

Wolle man aber, so wird weiter argumentiert, sämtliche 
Kohlen etwa zu 3 Cent, auf jede Entfernung hin transpor- 
tieren, so werde die betreffende Eisenbahngesellschaft bei einem 
solchen Frachtsatz auf die Dauer nicht bestehen können, da 
ein großer Teil der, bei kleinen wie großen Strecken und 
Gütermassen, in ihrer absoluten Höhe gleichen generellen und 
speziellen Transportkosten den Verkehr relativ im umgekehrten 
Verhältnis zu seiner räumlichen und sachlichen Ausdehnung 
belaste, so daß also, wenn überhaupt an einen einheitlichen 
Tarif auf alle Entfernungen hin gedacht werden solle, die 
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Eisenbahnen stets an der Beibehaltung des höheren Tarif- 
satzes Interesse haben würden. Andererseits werde aber auch der 
«niedrige Tarif, wenn für alle Entfernungen geltend, Preisdifferenzen 
der Güter hervorrufen, aus welchen den entfernter wohnenden 
gewerblichen Konsumenten derselben eine verschärfte Kon- 
kurrenz seitens der näher wohnenden erwachsen müßte. Die 
Eisenbahnen seien aber gerade deshalb gebaut worden, um 
die Nachteile der größeren Entfernung aufzuheben, Menschen 
und Dinge einander näher zu rücken ^). — 

Auch in Frankreich wird zwischen allgemeinen und 
Spezialtarifen (g^näraux und sp^ciaux) unterschieden, wobei 
erstere auf dem in den Bedingnisheften niedergelegten so- 
genannten „legalen*^ Tarif basieren : d. h. ihren Ausgangspunkt 
nehmen von den in den Konzessionsbedingungen enthaltenen, 
d. h. vertragsmäßig festgesetzten Tarifmaxima für drei Klassen 
von Reisenden zu 10, 7V«, 5V« Cent, pro Person und 
Kilometer, und zwei Gütertarifarten für je den sogenannten 
, Eilverkehr* und den „Gewöhnlichen Verkehr* (grande et 
petite vitesse). Bei ersterem sollte nur ein Transportsatz für 
alle Arten von Gütern = 36 Cent, per Kilometertonne gelten, 
während bei letzterem vier Tarifklassen je nach der Art der 
zu transportierenden Güter unterschieden werden, so zwar, 
daß die Verfrachtung der Güter der ersten Klasse 16 Cent., 



^) Der prinzipielle Streit über die Richtigkeit des Systems der 
Staffeltarife, welcher seit Jahren auch in Deutschland entbrannt ist, 
laut dort ein Moment vielfach aufier Acht, welches fQr die Stellung- 
nahme zu dieser Frage von wesentlichem Belange ist: Wenn auch 
in Deutschland seit dem Beginn des Eisenbahnwesens die Tarife von 
vornherein nach dem Grundsatz der fallenden Skala aufgestellt ge- 
wesen waren, so würde dagegen heute schwerlich von irgend einer Seite 
gekämpft werden, da alsdann die ganze Erwerbsthätigkeit des Landes 
sich in ihrer Entwickelung diesem Tarifzustande angepaßt haben würde. 
— Die Dinge haben sich jedoch anders vollzogen, und ist nicht zu 
verkennen, daß, nachdem nahezu ein halbes Jahrhundert der Kilometer- 
(bezw. Meilen-)Tarif die Grundlage des Frachtensystems Deutschlands 
gebildet hat, die plötzliche allgemeine Einführung der Staffeltarife bei 
einer stark fallenden Skala bedenkliche Wettbewerbsverschiebungen zur 
Folge haben müßte. 
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der zweiten 14 Cent., der dritten 10 Cent, und der vierten 
Klasse 8 bis 4 Cent, per Kilometertonne resp. Kilometer sollte 
kosten dürfen ^). 

In der Praxis sind die legalen Sätze des Bedingnisheftes nur 
beim Eilverkehr beibehalten worden, während beim gewöhn- 
lichen Güterverkehr der „allgemeine Tarif" von den Gesell- 
schaften je andersartig innerhalb der vorgeschriebenen Maxima 
ausgebildet worden ist, so zwar, daß von Gesellschaft zu Gesell- 
schaft unterschiedliche Warenklassifikationen beliebt worden 
waren. Die eine Gesellschaft fügte dementsprechend die Güter 
in vier, die andere in fünf oder sechs Serien ein, auf welche 
sie die verschiedenen Tarifsätze anwendete. Alle Gesellschaften 
aber hatten für die einzelnen Warengattungen differentiale, 
d. h. mit der Entfernung abnehmende Sätze eingeführt und 
brachten ebenfalls sämtliche Eisenbahngesellschaften auch in 
ihrem Güterverkehr den bereits erwähnten sogenannten tarif 
d'application in Anwendung. 

(Ist z. B. die Schienenverbindung des Ortes A, der an 
einer Zweigbahn liegt, mit dem an der Hauptbahn gelegenen 
Orte B eine längere als die geradlinige Entfernung beider, 
so wird diesem Umstände dadurch Rechnung getragen, daß 
der Frachtsatz derart berechnet wird, als ob die Orte A und B 
durch direkte Schienenwege verbunden wären.) 

Wenn wir nunmehr einen Blick auf die Spezialtarife, 
welche in den Bedingnisheften nur prinzipiell vorgesehen sind, 
werfen, so handelt es sich bei ihnen regelmäßig um eine an 
besondere Bedingungen geknüpfte Herabsetzung der 
Tarife. 

Diese Bedingungen sind dreierlei Art: erstens beziehen 
sie sich auf bestimmte Strecken, zweitens sind sie an 
gewisse Umstände geknüpft, und drittens betreffen sie die 
Dauer des Transports. 

Die Frachtpreise könnten, so hat man vielfach in Frank- 
reich wegen der ersten Art der Spezialtarife argumentiert, schon 
darum nicht für alle Bahnstrecken dieselben sein, weil die 



*) Cf. S. 22 und inabesondere S. 23, Anmerk. 1. 
Kanfmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 
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Kosten des Betriebes z. B. über Strecken, auf denen die 
Lokomotionskraft — etwa auf ebener Bahn, bei dauernd 
gutem Verkehr etc. — stets voll ausgenutzt werden könne, 
naturgemäß niedriger sein müßten als bei anderen Strecken, 
auf denen die Züge halb leer führen und eventuell bergan 
geführt werden müßten. 

Gegen dieses Argument für eine verschiedene Bemessunge 
der Tarifsätze auf einzelnen Strecken ist in Frankreich 
selten Einwand erhoben worden, während andere hierhin ge- 
hörende Spezialtarife Ursache zu Angriffen gegeben haben: 
So pflegt bei dem sogenannten »tarif de d^tournement", d. i. 
Ablenkungstarif, für gewisse weitere Strecken ein niedrigerer 
Satz nur aus dem Grunde berechnet zu werden, um ein Fracht- 
gut eventuell mit einem Umweg über die eigene Bahnstrecke nach 
seinem Bestimmungsort führen zu können, das auf der kürzere» 
Linie einer anderen Bahn sein Ziel ebenfalls erreichen könnt«. 
— Derartige Ablenkungs- oder richtiger Konkurrenztarife, die 
früher häufiger beliebt worden waren, sind heute auf ein 
Minimum eingeschränkt, so daß dieselben im wesentlichen nur 
mehr bei der Konkurrenz mit den Wasserstraßen vorkommen. 
Dieselben gelten nach der französischen Auffassung nur dann 
für verwerflich, wenn sie ausschließlich dem Zweck dienen, 
den Gegner zu schädigen und zu Zugeständnissen zu zwingen, 
um, wenn derselbe gefügig geworden ist, sofort wieder auf- 
gehoben zu werden, während die Allgemeinheit nur von 
dauernd herabgesetzten Konkurrenztarifen, unter der Voraus- 
setzung, daß die Staatsfinanzen durch dieselben nicht in Mit- 
leidenschaft gezogen würden, Nutzen ziehen könne. 

Zu den Spezialtarifen unserer ersten Art gehören weiter 
die des Transitverkehrs, der ebenfalls auf den ihm dienen- 
den Strecken ermäßigte Frachtpreise zu genießen pflegt. — 
Dieselben sind in Frankreich, so weit es sich um reine Transit- 
tarife handelt, niemals bekämpft worden, während sogenannte 
Einfuhrtarife, die, für die Verbindung zwischen den Hafen- 
oder Grenzplätzen und dem Inland aufgestellt, eventuelle Schutz- 
zölle in ihrer beabsichtigten Wirkung illusorisch machen konnten» 
zu vielfachen Beschwerden führten. So mußten sich die Gesell- 
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Schäften in den Verträgen von 1883 bereit erklären, die be- 
treffenden Tarife gemeinschaftlich mit der Regierung zu re- 
vidieren und etwa begründeten Ausstellungen gerecht zu werden. 

Freundlicher werden in Frankreich Ausfuhrtarife auf- 
gefaßt für Strecken, die in einem Hafen etc. endigen, und haben 
die Eisenbahngesellschaften den französischen Exporteuren, die 
aQ einer solchen oder bis 50 km seitwärts von einer solchen 
Linie domizilieren, seit 1883 die Beförderung ihrer Export- 
waren zu den niedrigeren Sätzen des eigentlichen Transit- 
verkehrs zugestehen müssen. 

Von der zweiten Kategorie der Spezialtarife, derjenigen 
also, die an besondere Umstände geknüpft sind (auch sie 
unterstehen der Genehmigung des Ministers), sind etwa folgende 
zu nennen: Gütersendungen, die einen vollen Waggon (5000 
oder 10000 kg) oder gar einen ganzen Zug von 100, 200, 
•300 Tonnen beanspruchen, werden durch den Tarif begünstigt. 
Des weiteren wird demjenigen Absender ein geringerer Tarif- 
satz berechnet, der von vornherein erklärt, die Gesellschaft 
im Schadensfalle nicht oder nur in beschränktem Maße ver- 
antwortlich machen zu wollen. 

Beide Vergünstigungen sind, weil „selbstverständlich'*, in 
Frankreich nie beanstandet worden, während andere von den 
Gesellschaften in Aussicht genommene Vergünstigungen, so 
z. B. für solche Verfrachter, die sich vorher verpflichten 
würden, jährlich ein gewisses Quantum Waren zu expedieren 
(die namentlich in Oesterreich und Ungarn berüchtigt ge- 
wordenen sogenannten Refaktien), als dem Grundsatz der Be- 
dingnishefte, welcher einzelnen Interessenten, mit Ausnahme 
des Staates selbst^), besonders günstige Bedingungen zu ge- 
währen verbiete, widersprechend, von der Regierung nicht 
genehmigt worden sind. 



') Wenn Jacqmin 1. c. auch gegen die Vergünstigung des Staates 
aU Benutzer der Eisenbahn polemisiert, so hat er unrecht: von allen 
Vergünstigungen, die der Staat genießt, profitieren schließlich alle 
Bürger, während der einzelne Privatmann durch Einräumung solcher 
Vergünstigungen dem anderen gegenüber unberechtigterweise bevorzugt 
erscheint. 
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Die dritte Kategorie der Spezialtarife tritt bei Ver- 
längerung der Ablieferungsfrist ein und wird in 
FrankreiQh abermals als selbstverständlich aufgefaßt, da die 
Gesellschaften an und für sich kein Interesse daran hätten, 
Güter länger in ihren Magazinen liegen zu lassen, als nötig 
sei, wohl aber mit Recht wünschen müßten, den Transport der- 
selben so zu verteilen, daß sie stets mit vollen Zügen zu 
fahren vermöchten; wer ihnen in dieser Beziehung entgegen- 
komme und auf schnellere Abfertigung verzichte, dem seien 
billigere Bedingungen zu gewähren. 

Bisher erwähnten wir Tariffragen, soweit bei ihnen nur 
eine Gompagnie in Betracht kommt. Wie sich aber das fran- 
zösische Eisenbahnnetz in der Hauptsache aus sechs großen 
Privatnetzen und einem Staatsnetz zusammensetzt und Sendungen 
sehr häufig verschiedene Eisenbahngebiete zu durchfahren 
haben, so sind einzelne gemeinschaftliche Durchgangstarife 
bereits frühzeitig vereinbart, mehrfach umgewandelt und ver- 
einfacht worden, so daß die wegen derselben früher vielfach 
erhobenen Klagen mehr und mehr verstummt sind. 

•Manche dieser und anderer Klagen über die französischen 
Eisenbahnen im allgemeinen und deren Tarifaufstellung im 
besonderen sind zweifellos durchaus begründet gewesen und, 
trotz der durchgreifenden Tarifreformen * der letzten Zeit, die 
wir in Abschnitt IL dieses Kapitels zu besprechen haben 
werden, auch heute noch begründet, während aus wieder 
anderen solcher Klagen egoistische Wünsche einzelner Privat- 
interessenten , die allerdings regelmäßig vorgegeben haben 
werden, die Interessen der Allgemeinheit zu vertreten, oder 
einfache Mißgunst gegenüber den Eisenbahngesellschaften 
herausgehört werden können. 

Viele dieser berechtigten oder weniger berechtigten Aus- 
stellungen haben unterdessen Berücksichtigung gefunden. Um die 
Berechtigung anderer wird dagegen ebenso wie um die Möglich- 
keit oder Nützlichkeit, denselben entgegenzukommen, noch 
gestritten. Jedenfalls aber wird es für uns von Interesse sein, 
von den an dem französischen Eisenbahnwesen im Laufe der 
letzten Dezennien geübten Kritiken und von den ihm gegen- 
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über geäu&ertea Wünschen, soweit sich dieselben auf Tarif- 
fragen beziehen, an dieser Stelle in übersichtlicher Weise 
Kenntnis zu nehmen. 

Zu diesem Zweck beginnen wir mit der Betrachtung der 
Schlußberichte der großen Eisenbahnenqußte vom Jahre 
1871 ^). Letztere hatte sich an Obrigkeiten und Korporationen, 
die Präfekten, die Maires, die Handelsgerichte und Handels- 
kammern etc. um Auskunft gewandt, und hat der Senator 
Dietz-Monnin *) über ihre Ermittelungen zwei Berichte, vom 
14. März 1874 und vom 2. August 1875, erstattet. 

Der Bericht des Jahres 1874 führt aus, daß die Mehrzahl 
der erteilten Antworten sich für die Beibehaltung von Diffe- 
rentialtarifen, welche im Transportwesen immer gebräuch- 
lich gewesen seien, ausgesprochen hätten. Von vielen Seiten be- 
schwere man sich dagegen über die von den einzelnen Gesell- 
schaften beliebte Verschiedenheit der Klassifikation der Güter, 
wodurch der Ueberblick über die Tarife sehr erschwert werde. 
Weiter sei der Uebergang der Gütertransporte von einem 
Netz zum andern mit zu großem Zeitverlust und vielfachen 
Kosten bei Umladungen etc. verknüpft. Das rollende Material 
reiche nicht aus, die Zahl der Beamten sei zu klein, die 
Magazine in den Bahnhöfen seien nicht geräumig genug. — . 
Bezüglich der drei zuletzt genannten Punkte ist zu beachten, 
daß die Enquete unter dem Eindruck der Nachwehen des 
Krieges eingesetzt worden war, der einerseits viel Material 
u. s. w. vernichtet hatte, während andererseits der Verkehr, 
der in der Kriegszeit daniedergelegen hatte, unmittelbar nach 
dem Friedensschluß gewaltig emporschnellte. 

In seinem zweiten Berichte beklagt Dietz-Monnin , daß 
die Antworten weder zahlreich, noch vollständig genug ge- 
wesen seien, und stellt gleichzeitig eine Reihe neuer Fragen 
auf, deren Beantwortung wünschenswert sei. 

Da die beiden vorstehend erwähnten Berichte öfter zitiert 



M Cf. Buch I, S. 206 if. 

') Ein bekannter Fabrikant, später einer der Hauptleiter der Welt- 
auastellung von 1878. 
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werden, als sie eigentlich verdienen, so mögen jene Fragen, 
die sich im wesentlichen auf ein Gutachten der Pariser Handels- 
kammer stützten, hier kurz gestreift werden, obgleich die ent- 
sprechenden Arbeiten der Enquete zu keinem direkten Re- 
sultate geführt haben. 

Die gedachten Fragen sollten sicherstrecken: 1. auf eine 
Revision der allgemeinen, speziellen, differentialen und gemein- 
schaftlichen Tarife und auf die Aufstellung eines einheit- 
lichen für alle Compagnien geltenden Tarifs; 2. auf Um- 
arbeitung der internationalen, der Transit- und aller derjenigen 
Tarife, die den ausländischen Absender gegenüber dem inländi- 
schen begünstigten; 3. auf Begutachtung der Verpflichtung 
der Compagnien, immer den Tarif des „kürzesten Weges" an- 
zuwenden, auch wenn der Absender das nicht ausdrücklich 
verlangt haben sollte; 4. auf die Verpflichtung zur regel- 
mäßigen Ausstellung von Empfangsscheinen, auf denen der 
Transportpreis, die Nebenkosten, der Ablieferungstermin u. s. w. 
einzeln anzuführen seien; 5. auf die Wiederherstellung der 
48stündigen Frist, welche den Adressaten zur Abholung der 
Güter vom Bahnhof früher eingeräumt gewesen war; 6. auf 
die Möglichkeit einer aUgemeinen Tarif herabsetzung, die ge- 
eignet sein könne, den Verkehr zu heben; 7. auf das Verbot, 
einmal herabgesetzte Tarife wieder zu erhöhen, und auf die 
Herabsetzung der Tarife lediglich aus Konkurrenzrücksichten; 
8. auf die bessere Unterscheidung zwischen größerer und 
mittlerer Schnelligkeit des Gütertransports; 9. auf die den 
großen Industriewerken zuzubilligende Erlaubnis, eigenes Trans- 
portmaterial zu erstellen; 10. auf die Zweckmäßigkeit der Er- 
richtung großer Speditionsanstalten ; 11. auf die Herabsetzung 
des Transportsatzes für Getreide, Steinkohlen, Dünger, Gips 
und die für die Landwirtschaft bestimmten Chemikalien auf 
2 Cent, per Kilometer und Tonne; 12. auf den Bau von Kon- 
kurrenzbahnen; 13. auf die Einfügung der genannten Re- 
formbestimmungen in das zukünftig neu zu gestaltende Be- 
dingnisheft. 

Von der Antwort der Gesellschaften auf die vorstehend 
aufgeführten Forderungen wird später zu reden sein, während 
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hier noch hervorzuheben ist, daß eine ganze Reihe zu jener 
Zeit herausgegebener Schriften, welche sich über jene Forde- 
rungen verbreiteten, in ihrer, sei es ablehnenden oder zu- 
stimmenden, Begründung wesentlich übereinstimmend, sich nur 
durch das größere oder geringere Geschick unterscheiden, mit 
welchem sie dieselben Argumente, die zu jener Zeit auch 
in den Kammern und in den von uns besprochenen Enqueten 
immer von neuem wiederholt worden sind, vorbrachten. 

Um in der Aufzählung der zu den französischen Tarifen 
geäußerten Wünsche und der an denselben geübten Kritiken 
fortzufahren, sei nunmehr der ausführlichsten der dem Tarif- 
wesen gewidmeten Enquöten, die während des Jahres 1877 
vom Senat*) veranstaltet wurde, Erwähnung gethan. — Ihre 
Ergebnisse sind in drei Berichten zusammengefaßt, deren einer, 
vom Senator Georges am 13. September 1878 erstattet, sich 
nur mit dem Gütertarif befaßt und von dem Personenverkehr 
absieht. 

In seinem Bericht sucht Georges zunächst den Unter- 
schied zwischen legalen, allgemeinen und Spezialtarifen fest- 
zustellen, dieselben näher zu erklären und zu kritisieren. 
Dabei kommt derselbe zu nachfolgenden Ausführungen: 

1. Bei den legalen Tarifen handele es sich um Maxima, 
die sich häufig genug zu normalen Sätzen ausgestaltet hätten, 
so z. B. sowohl in Betreff der Personentarife als der für die 
spezifisch wertvolleren Güter. In den ältesten Bedingnisheften 
seien drei Güterklassen, und zwar zu 0,8 o, 0,i8 und 0,i6 Fr. 
per Kilometertonne unterschieden worden, für die der Trans- 
portpreis proportional mit der Entfernung gestiegen sei. Später 
seien vier Klassen aufgestellt, die Kilometertonne zu 0,i6, 0,i4, 
0,10, 0,08 Fr. angesetzt und für die vierte Klasse eine ab- 
nehmende Skala eingeführt worden, so zwar, daß jene 0,o8 Fr. 
nur für die ersten 100 km mit einem Maximum von 5 Frs. 
gelten sollten, und 0,o5 Fr. per Kilometertonne für Entfer- 
nungen von 101 — 300 km, mit einem Maxiraum von 12 Frs., 
sowie 0,04 Fr. für alle größeren Distanzen folgten. 



') Cf. Buch I, S. 276. 
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2. Die allgemeinen Tarife seien nicht gegliedert ge- 
nug, um sich den mannigfachen Verhältnissen des Geschäfts* 
lebens anzupassen. Die Gesellschaften hülfen sich dabei so, 
daß sie gewissermaßen neue « allgemeine Tarife^ kombinierten, 
indem sie die Güter in Serien ordneten und mit unterhalb 
der Maxima gehaltenen Sätzen belegten. Als große Belästi- 
gung würde bei diesem Vorgehen empfunden, daß jede Gesell- 
schaft für sich arbeite und es so sechs verschiedene Systeme 
gäbe, von denen das eine verwickelter als das andere sei, 
wofür der Berichterstatter einige anschauliche Beispiele an- 
führt '). 

3. Das den Spezialtarifen, welche der Tendenz der 
Verbilligung dienten, Eigentümliche bestünde, führt Georges 
weiter aus, in der Nötigung des Absenders, derartige Spezial- 
tarife durch eine ausdrückliche Erklärung in Anspruch zu 
nehmen. Die Folge jener Nötigung sei, daß manche Verfrachter 
wegen der Schwierigkeit, alle die einzelnen irgend möglichen 
Vergünstigungen zu kennen, jenen Anspruch zu erheben ver- 
säumten. 

4. Bezüglich der gemeinschaftlichen und der inter- 
nationalen Tarife brachte der Berichterstatter keine neuen 
Gesichtspunkte vor. 

In seinem Bericht resümiert er dann die Klagen und 



*) Die Tarife waren in einem eng gedruckten Quartband zusammen- 
gestellt, in welchem trotz seines gewaltigen Umfangs der Absicht : jedes 
Frachtgut im Hinblick auf jede einzelne Station aufzuführen und die 
Sätze für jeden einzelnen Transport fall aufzustellen, nicht vollständiiaf 
hatte genügt werden können, so daß, da die Spezialfälle in dem Tarif- 
kompendium nicht mit der nötigen Klarheit auseinandergehalten waren,, 
es für die Interessenten vielfach fast zur Unmöglichkeit geworden war, 
den Transportpreis herauszurechnen. — An die Stelle jenes möglichst 
unbequemen Bandes sind später wesentlich vereinfachte Tarifregister, 
sogenannte »livrets", getreten, während als großes, unterdessen vielfach 
verbessertes Tarif konipendium der „Recueil Chaix* fungiert, der trotz 
seines gewaltigen ümfanges (je ein Band in gr. Folio für petite und 
grande vitesse) es heutzutage mit verhältnismäßiger Leichtigkeit er- 
möglicht, jeden vorkommenden Verfrachtungsfull in seinen Haupt- und 
Nebenko.sten im voraus zu berechnen. 
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Wünsche und faßt dieselben in sieben Petita zusammen, deren 
Inhalt Tielfach durcheinanderläuft. Es werde verlangt: 

1. Die Vereinfachung des Tarifwesens und 2. Einheit der 
Klassifikation auf allen Netzen; 3. daß der gleiche Satz für 
dasselbe Gut auf allen Netzen angewendet werde; 4. daß 
der Transport für größere Entfernungen stets mehr kosten 
müsse als für geringere ^) ; 5. eine Abänderung der festen 
Frachtsätze von Station zu Station; 6. die vollständige Ein- 
heitlichkeit der allgemeinen und eine größere Einheitlichkeit 
der Spezialtarife unter Herabsetzung der Ausfuhrtarife; 7. Ab- 
stellung der Klagen sowohl der kleineren Gesellschaften wie 
der Interessenten der Fluß- und Küstenschifffahrt, welche die 
großen Gesellschaften einer illoyalen ihnen gemachten Kon- 
kurrenz beschuldigten, die aufrecht zu erhalten denselben um 
so leichter sei, als sie sich einer staatlichen Zinsgarantie 
erfreuten. 

Auf diesen Bericht und auf die früher erhobenen ähn- 
lichen Beschwerden haben die Gesellschaften geantwortet, daß 
die Kompliziertheit des Tarifbandes bei der großen Anzahl 
der Frachtsätze und der Mannigfaltigkeit der zu berücksich- 
tigenden Interessen kaum zu vermeiden sei. Und während 
sie im allgemeinen darauf hinweisen könnten, daß die Trans- 
portkosten sich stets weiter verbilligt hätten, sähen sie sich 
im übrigen veranlaßt, zu betonen, daß ihnen, unter der Vor- 
aussetzung der ordnungsmäßig eingeholten Bewilligung des 
Ministers, freie Verfügung im Tarifwesen innerhalb der ihnen 
auferlegten Maxima rechtlich zustünde, während der Regierung 
bei jener Bewilligung, d. i. der Homologation, nur die Unter- 
suchung obliege, ob die beabsichtigte Tarifänderung gegen 
die Bestimmungen des Bedingnisheftes verstieße oder nicht. 



*) Unter den Spezialkombinationen kamen nämlich auch ermäßigte 
feste Taxen für den Verkehr zwischen bestimmten Orten vor, wogegen 
filr den Transport zwischen den übrigen Stationen derselben Linie die 
einfache Kilometerzahl berechnet wurde (sogenannte Tarif dispari tat). 
So konnte unter Umständen der Kilometersatz für eine Anzahl von 
Stationen vor dem durch den festen Satz begünstigten Ort diesen über- 
steigen, «ras möglichst anstößig wirken mußte. 



Digitized by LjOOQ IC 



- 58 — 

Gegen eine derartige, bereits häufiger prätendiert« enge 
Auslegung des Homologationsrechtes hatte die Regie- 
rung regelmäßig protestiert, und hatte sich der Berichterstatter 
auf den Standpunkt der letzteren gestellt, wenn er ausführte, 
daß der Privatcharakter der Eisenbahnen stets und überall 
hinter deren „öffentlichem** Charakter zurückzutreten habe. 
Die Konzessionäre der Eisenbahnen seien keine einfachen 
Transportunternehmer, sondern es sei auf sie ein Teil der 
öffentlichen Macht delegiert, weshalb auch ihre Beamten in 
gewissen Beziehungen mit den Vorrechten öflFentlicher Beamten 
ausgestattet seien. Aus dieser Erkenntnis habe bereits der 
Artikel 44 der Ordonnanz vom Jahre 1846 den Gesellschaften 
direkt verboten, Tarife ohne vorherige Homologation durch 
die Regierung überhaupt aufzustellen. Die späteren Bedingnis- 
hefte hätten diese Bestimmung beibehalten, und seien die Ge- 
sellschaften unterdessen infolge der ihnen zugestandenen Zins- 
garantien von der Regierung nur noch abhängiger geworden. 
Das Homologationsrecht berechtige daher die Regierung nicht 
bloß zu der Untersuchung, ob keine Klausel des Bedingnis- 
heftes verletzt sei, sondern darüber hinaus auch zu der anderen, 
ob das allgemeine Interesse bei jedem einzelnen Tarifansatz 
gewahrt bleibe. 

Zur Bekräftigung seiner Auffassung hatte der Bericht- 
erstatter eine Menge von Beispielen beigebracht, aus denen 
hervorginge, daß die verschiedenen Minister das Homologations- 
recht stets so, wie er es thue, verstanden hätten. — Dies 
festgestellt, frage es sich, ob dem Staate neben seinem Recht, 
bei der erstmaligen Feststellung aller Tarife mitzuwirken, auch 
die weitere Befugnis zustehe, die Gesellschaften jeden AugenWick 
zwingen zu können, einmal bestehende Tarife wieder ab- 
zuändern: Bezüglich der Spezialtarife sei das zweifellos, da 
die Autorisation zu deren Aufstellung regelmäßig nur „provi- 
sorisch" erteilt werde, so daß sie die Regierung jeweilig 
zurückziehen könne ^) und damit abermals in die Lage käme, 



^) Dabei darf nicht vergessen werden, daß jede Aufhebung eines 
Spezialtarifs , die etwa einseitig vom Minister ohne vorherige Vei*stan- 
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bei der Neufestsetzung der an die Stelle der zurückgezogenen 
tretenden Ansätze mitzuwirken, während in Bezug auf die 
, allgemeinen Tarife" die Möglichkeit einer derartigen fort- 
gesetzten Einflußnahme derK^gierung weniger gewiß erscheine. 

Nach dieser allgemeinen Bemerkung bespricht der Bericht- 
erstatter speziell die legalen Tarife und erinnert daran, 
daß die ältesten Tarife zwar streng im Verhältnis zur Kilo- 
meterzahl gegliedert gewesen seien, damit aber den Anforde- 
rungen des Lebens nicht entsprochen hätten. Er sei kein 
prinzipieller Feind der Tarife mit abnehmender Skala, wenn 
er auch seinerseits ein dem belgischen ähnliches System, 
d. h. den Zonentarif^), vorziehe. Die Bildung von Zonen mache 
den Tarif bis zu einem gewissen Grade unabhängig von der 
Länge des Transportweges (d. h. er bleibt für eine bestimmte 
Anzahl von Kilometern gleich), obgleich auch beim Zonentarif 
nicht immer vermieden werden könne, daß eventuell für zwei 
benachbarte Ortschaften, von denen die eine innerhalb, die andere 
außerhalb der Zonengrenze liege, die Sätze sehr verschieden 
ausfielen. Um diesem Uebelstande abzuhelfen, ließe sich ohne 
zu große Mühe innerhalb der Zonen abermals eine abnehmende 
Kilometerskala kombinieren. 

Auch innerhalb der allgemeinen Tarife sei; nach 
Ansicht des Berichterstatters, die Einführung von Zonen even- 
tuell wünschenswert, die für die verschiedenen Warenkate- 
gorien unterschiedlich auszugestalten seien, so zwar, daß z. B. 
für wertvollere Gegenstände eine langsamere Degression als 



digung mit der betreffenden Gesellschaft erfolgt wäre, zunächst eine 
Verteuerung der bezüglichen Transportkosten hätte zur Folge haben 
müssen. 

') Der Unterschied zwischen dem oben gemeinten Zonen- und dem 
Differentialtarif wird durch folgendes, in seinen Zahlen willkürlich 
gewähltes Exempel veranschaulicht: Im Zonentarif würde es z. B. heißen: 
für die ersten 10 km 6 Cent., für die folgenden 10 km 5 Cent, und 
ftr die ferneren 10 km 4 Cent. So kosten also 30 km 60 + 50 + 40 
= 150 Cent. Im Differentialtarif würde es dagegen heißen : für 10 km 
i 6 Cent. = 60, bei 20 km ä 5 Cent. = 100 Cent., bei 30 km a 4 Cent. 
= 120 Cent. u. s. w. 
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für RohstoflFe und geringwertige Artikel Platz griffe. Be- 
sonderer Wert aber sei auf eine möglichste Gleichheit der 
Klassifikation für sämtliche Eisenbahnen Frankreichs zu legen, 
damit ein Oüterquantum, das unter den Bedingungen des allge- 
meinen Tarifs rolle, auf allen Netzen für gleiche Strecken den- 
selben Frachtsätzen begegne. Diese von allen Geschäftsleuten 
herbeigesehnte Reform werde von den Leitern der großen Gesell- 
schaften bekämpft, welche die Einführung desselben Tarifs 
auf allen Netzen, ja selbst nur für die verschiedenen Strecken 
des einzelnen Netzes für unmöglich erklärten. Wenn sich 
die Gesellschaften bei ihrem Widerspruch auf die topographi- 
schen und wirtschaftlichen Verschiedenheiten der einzelnen 
Bahnen beziehen zu können glaubten, so sei der Einwand 
insofern nicht zutreffend, als der Staat ja gerade deshalb die 
Vereinigung vieler Bahnen in eine Hand gefördert habe, 
damit innerhalb des betreffenden Netzes sowohl Einheitlichkeit 
der Direktion wie des Betriebes herrsche. 

Dem erwähnten Erfordernis habe die Gesellschaft des 
Ostnetzes zuerst zu genügen verstanden, die dementsprechend 
auf ihrem ganzen Netz überall denselben allgemeinen Tarif, 
trotz der Verluste, die ihr daraus für einzelne Strecken er- 
wachsen seien, eingeführt habe. Ihrem Beispiel sei bisher 
nur die Nord-Gompagnie, ungeachtet der ihr von der SchiflF- 
fahrt gebotenen Konkurrenz, gefolgt. 

Wenn sich der Berichterstatter prinzipiell für gleiche 
Sätze auf allen Bahnen aussprechen müsse, so wolle er damit 
keineswegs die Möglichkeit ausgeschlossen wissen, für Gegen- 
den, die den Eisenbahnen besondere Schwierigkeiten bereiteten, 
Ausnahmstarife aufzustellen. 

Die Spezialtarife seien, fährt der Berichterstatter fort, 
prinzipiell beizubehalten, da den Gesellschaften erstens das 
Recht, dieselben einzuführen, grundsätzlich nicht abgesprochen 
werden könne und zweitens zuzugeben sei, daß eine derartige 
Spezialisierung den Interessen der Allgemeinheit in vielen 
Fällen entgegenkomme. So sei z. B. an Ausfuhrtarifen 
festzuhalten, weil sie den Export zu unterstützen, an Transit- 
tarifen, weil sie den Verkehr auf die französischen Bahnen 
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zu lenken, an internationalen Tarifen, weil sie die Herbei- 
Schaffung vieler nützlichen Rohstoflfe zu erleichtern geeignet 
seien. Auch einzelne eigentliche Ausnahmetarife, die, ohne be- 
rechtigte Interessen zu schädigen, die bessere Ausnützung des 
Eisenbahnmaterials ermöglichten und damit den Ertrag der 
Bahnen erhöhten, ließen sich verteidigen. 

Alles das zugestanden, sei der Berichterstatter dennoch 
lür möglichste Einschränkung der Freiheit der Eisenbahnen, 
deren Privatinteressen in jedem einzelnen Fall hinter den 
allgemeinen Interessen zurücktreten müßten. So dürften z. B. 
die Ausfuhrtarife, die an und für sich heilsam seien, nicht 
dazu mißbraucht werden, irgend einen speziellen Hafen gegen- 
über anderen Häfen zu begünstigen ^) ; dasselbe gelte von den 
Transit- und internationalen Tarifen. Der Berichterstatter 
ergeht sich darauf des längeren darüber, wie es Pflicht der 
Obrigkeit sei, überall das Gute zu fördern und allen Miß- 
bräuchen entgegenzutreten, und faßt zum Schluß die Petita 
der Enquete in folgende drei Punkte zusammen: 

1. Die legalen Tarife sollten nach dem belgischen System, 
d. h. unter zonenweiser Ermäßigung der Frachtsätze, aufge- 
stellt werden (tarif ä bases constantes et decroissantes); 

2. bei den allgemeinen Tarifen sollten a) die Grundlagen 
immer ausdrücklich angegeben werden, auf welchen dieselben 
aufgebaut seien, b) die Güter überall gleichartig benannt und 
in gleiche Serien oder Klassen eingeteilt, c) die Frachtpreise 
so viel als möglich überall gleichmäßig aufgestellt und 
d) überall die wirkliche Entfernung der Tarifierung zu Grunde 
gelegt werden; 

3. die Spezialtarife seien einer Revision zu unterwerfen 
und dafür Sorge zu tragen, daß nur die der Allgemeinheit 
wirklich nützlichen beibehalten würden. 

Obige Forderungen enthalten die Quintessenz einer ganzen 
Reihe von Erhebungen und Denkschriften. Der Bericht wurde 
im Juli 1879 dem Minister überwiesen. 



*) Der Berichterstatter vergißt, daß Dekrete von 1862 und 1864 
(1. August) die betreffende Frage bereits in seinem Sinne geregelt hatten. 
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Der Einllulä aller der vorbesprochenen Enqu^tearbeiten 
und Berichte auf die späteren Entscheidungen ist leiclit 
ersichtlich, und waren dieselben insofern von besonderem 
Nutzen, als sie aufklärend gewirkt hatten und die allgemeinen, 
gegen die Gesellschaften erhobenen Beschwerden sich nunmehr 
auf gewisse Punkte konzentrierten, die reformbedürftig 
schienen. So waren die Vereinheitlichung und weitere Herab- 
setzung der Tarife gewiß erstrebenswerte und allem Änscheiu 
nach auch erreichbare Ziele. Wobei übrigens darauf hinzu- 
weisen ist, dal3 die Tarife im großen Ganzen fortdauernd 
herabgesetzt worden waren, wie eine Tabelle im Bulletin des 
Ministeriums der öflFentlichen Arbeiten zeigt ^), nach welcher die 
Durch Schnittsfrachtpreise für Güter während der Jahre IS.V» 
bis 1882 betragen haben: 



1855 . 


. . 0,07 «5 


Frs. 


1856 . 


. 0,07 5G 




1857 . 


. 0,0726 




1858 . 


. 0,0718 




1859 . 


. 0,0721 




1860 . 


. 0,0692 




1861 . , 


. 0,0672 




1862 . 


. 0,0673 




1863 . 


. 0,0660 




1864 . . 


. O,0fil0 




1865 . 


. 0,0608 




1866 . . 


. 0,0599 




1867 . . 


. O,0fil0 


n 


1868 . 


. 0,0007 


y> 



1869 
1870 
1871 
1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 



0,0616 Frs. 



0,0598 
0,0590 
0,0597 
0,0606 
0,0602 
0,0596 
0,0597 
0,0595 
0,0595 
0,0688 
0,0579 



Das Sinken der Frachtsätze war in Wirklichkeit noch kon- 
stanter gewesen, als aus obiger Tabelle hervorgeht; da zu be- 
rücksichtigen ist, daß jährlich neue Bahnstrecken hinzugetreten 
waren, auf die sich die Spezialtarife nicht ohne weiteres anwenden 
ließen, so daß die — wenigstens momentan — höheren Sätze der 
betreffenden Strecken den Durchschnitissatz zeitweilig höher 
erscheinen lassen. 



Cf. Tome II, S. 134, von 1879 an Picard, ,Le8 chemins de 
fer fran^ais IV, S. S66. 
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In der Betrachtung der Geschichte der Tarifbildung^ 
der französischen Eisenbahnen fortfahrend, ist zunächst her- 
Torzuheben, daß die Gesellschaften im Jahre 1879, infolge 
der Agitationen der letzten Jahre, den Entwurf einer all- 
gemeinen, für alle Gesellschaften gültigen Güterklassi- 
fikation vorlegten, der am 17. April 1879 genehmigt wurde ^). 
In dieser allgemeinen Klassifikation sind die Güter in sechs 
Serien eingeteilt und innerhalb jeder derselben in alphabetischer 
Ordnung eingereiht. Für die verschiedenen Serien waren von 
den Gesellschaften je andere Tarifsätze sofort nach der Ge- 
nehmigung der gemeinschaftlichen Nomenklatur neu aufgestellt 
worden. 

Die Gompagnien reichten alsdann einen den oben ent- 
wickelten Prinzipien entsprechenden, von ihnen ausgearbeiteten 
gemeinschaftlichen Tarif dem Minister unter dem 8. Juli 
1880 ein. In demselben war für jede Station bis zu allen anderen 
Stationen und für jedes Gut der betreffende Frachtsatz für ge- 
wöhnliche Güterzüge (petite vitesse) berechnet und auf Wunsch 
des Ministers nach den vom Senator Georges aufgestellten Grund- 
sätzen kombiniert: 1. unter Berücksichtigung des belgischen 
Tarif Systems, 2. für die verschiedenen allgemeinen Tarifklassen 
unter Angabe der Grundlagen ihrer Berechnung, 3. unter Zu- 
grundelegung der wirklichen Entfernung statt der sogenannten 
distance d'application. 

Ad 1. bemerkte die Eingabe, daß in ihr die Tarife für 
alle Entfernungen von 6 bis 1500 km in einer Tabelle vereint 
seien; ad 2.: die Grundtaxen für die ersten fünf Serien be- 
trügen pro Tonnenkilometer 16, 14, 12, 10 und 8 Cent. ^), 
und zwar bis zu 350 km für die beiden ersten Serien und bis 
300 km für die drei anderen. Bei größeren Entfernungen 
falle der Satz für jede neue Zone von 100 km bis zu 7, 6, 
4, 3 Cent., d.i. den niedrigsten Sätzen, während die oben 



*) Bulletin du minist^re des travaux publics, T. II, p. 195 ff. 

*) Bei Picard, T. V, p. 525 werden 9 Cent, angegeben. Wir be- 
nutzen eine offizielle Quelle, nämlich das Zirkular des Ministers vom 
2. November 1881. Picard bringt übrigens S. 529 ebenfalls die Zahl 8. 
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für die ersten zwei Serien bis zu 350 km angenommene 
Grenze dem höheren Wert der betreflFenden Gütergattungen 
entspreche. Obschon wegen letzterer keine abnehmende Skala 
gefordert werde, so hätten die Gesellschaften dennoch keine 
Ausnahme gelten lassen wollen, so daß sie auch für Güter von 
hohem spezifischen Wert einen abnehmenden Tarif einzuführen 
beabsichtigten. 

Für die sechste Güterserie, welche der vierten Klasse 
des Bedingnisheftes entspricht, war der Tarif nach folgenden 
Grundsätzen aufgestellt: 

zwischen 1 und 40 km zu 8 Cent, per Kilometertonne, 
41 , 200 , , 4 , 
, 201 „ 1500 , , S r r 

Der bis dahin bestehende Tarif berechnete für diese 
Güter 8 Cent, bei Entfernungen bis 100 km, 5 Cent, bei 
Entfernungen von 101 bis 300 km und 4 Cent, bei größeren 
Entfernungen. 

Zum dritten Punkt wird angegeben, daß die Uebergangs- 
abgaben von einem zum anderen Netz aufgehoben worden 
seien und bei der Berechnung der Entfernung davon abgesehen 
werde, welchen Gesellschaften der betreflFende Schienenweg 
gehöre. 

Die Gesellschaften hoben weiter hervor, daß in ihrer 
Eingabe, statt der im Bedingnisheft namhaft gemachten 
58 Güterarten, 1614 Gegenstände namentlich aufgeführt seien, 
so daß jeder Irrtum in der Einordnung der verschiedenen Fracht- 
objekte nunmehr ausgeschlossen scheine, auch fänden sich in 
der sechsten Serie, statt der im Bedingnisheft aufgeführten 12. 
nunmehr 34 Bezeichnungen. Des weiteren sei darauf auf- 
merksam zu machen, daß, wenn auch für die kürzesten Ent- 
fernungen die Sätze des legalen Tarifs — 16, 14, 12, 10 und 
8 Cent. — beibehalten worden seien, dieselben doch für große 
Entfernungen bedeutend abnähmen: so verminderten sich z. B. 
diese Anfangssätze bei einer Entfernung von 1000 km auf 
13,5, 11,5, 9,2 7,3, 5,5 und 3,36 Cent. Andererseits könnten 
einzelne, bei der Vereinheitlichung nicht zu vermeidende, kleine 
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Tariferhöhungen gegenüber dem derzeitigen Zustande, wenn 
sie auf den allgemeinen Tarif beschränkt blieben, keinen Ein- 
fluß auf Handel und Wandel ausüben, da ein Unterschied von 
3 — 5 Frs. per Tonne, also von 0,8o — 0,5o Fr. auf den metri- 
schen Zentner, z. B. bei einem Ballen Gewebe oder einem 
Fafi Wein, überhaupt nicht ins Gewicht falle. 

Die Eingabe der Gesellschaften wurde vom Minister den 
Handels- imd den Gewerbekammem vorgelegt, und begut- 
achteten 111 von 173 dieselbe. Die Mehrzahl billigte zwar 
die vorgesehenen Vereinfachungen und sonstigen Verbesse- 
rungen, beschwerte sich jedoch über die einzelnen Erhöhungen, 
während 17 Kammern darauf antrugen, die Vorschläge der 
Eingabe nicht zu genehmigen. 

Die Kontrollbeamten verlangten ebenfalls Aenderungen, 
und stellte der Minister vor allen Dingen die Anforderung, 
daß der , gemeinschaftliche Tarif von jeder Gesellschaft zu- 
gleich als innerer, für ihr Netz gültiger angenommen werde, 
während der allgemeine Tarif von den Gesellschaften nur für 
solche Sendungen als gemeinschaftlicher aufgestellt worden war, 
die mehr als ein Gebiet berührten, und jede Gesellschaft für 
Sendungen innerhalb ihres Netzes ihre eigenen Tarifsätze bei- 
behalten wollte. 

Im Ministerium wurden Daten zusammengetragen, aus 
denen berechnet werden sollte, wie sich der neue Tarif zu 
den bestehenden Tarifen sowohl der einzelnen Gesellschaften 
als auch zu den bisherigen allen gemeinschaftlichen verhalte. 
Diese Arbeit bot viele Detailschwierigkeiten. So mußten 
193 Tabellen und eine große Anzahl von Diagrammen auf- 
gestellt werden, aus welchen hervorging, daß sich die Transport- 
preise für die wertvolleren Güter sowohl von Netz zu Netz wie 
innerhalb der Netze selbst, zumal für die kleineren Entfernungen, 
bedeutend erhöhten, und daß in der sechsten Serie der Tarif 
für die Entfernung von 101 bis 300 km sogar den legalen Satz 
übersteige, was unstatthaft sei. Aus solchen und anderen 
Gründen machte der Eisenbahnbeirat, der sich mit einer 
bloßen Kritik nicht begnügen wollte, den positiven Vor- 
schlag: 

Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs, ü. 5 
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1. für die ersten fünf Serien als Anfangssätze folgende 
gelten zu lassen: 

1. Serie 0,i5 Fr. statt 0,i6 Fr. per Kilometertonne, 

2. , 0,11 „ , 0,14 , „ 

3. , 0,11 r, „ 0,11 „ , „ 

4. „ 0,10 , wie in dem Entwurf, 

5. » 0,08 » , , , , 

2. diese Anfangss'ätze nur auf die ersten 100 km, statt, 
wie die Gesellschaften vorgeschlagen hatten, auf 300 bezw. 
350 km, in Anwendung zu bringen ; 

3. für jede weiteren 200 km die Sätze zonenweise für die 
ersten fünf Serien um je 1 Gent., jedoch nicht unter 7 Cent, für 
die erste, 6 Cent, für die zweite, 5 Gent, für die dritte, 4 Cent. 
itlr die vierte und 3 Cent, für die fünfte Serie fallen zu lassen: 

4. die sechste Serie, welche genau der vierten Klasse des 
Bedingnisheftes entspräche, mit 7 Cent, bis 25 km, statt bis 
40 km, gehen zu lassen, von 26 bis 200 km die vorgeschlagenen 
4 Cent, beizubehalten und bei Entfernungen von mehr als 
200 km den Tarif auf 3 Cent, sinken zu lassen. 

Solche Aenderungen seien, so glaubte der Eisenbahn- 
beirat, geeignet, Parlament und Publikum zu befriedigen und 
gleichzeitig den Interessen der Gesellschaften zu genügen, welche 
bei deren Annahme nichts verlieren würden. — Die vom 
Minister zu erteilende Genehmigung der neuen Tarife solle in- 
des abermals nur eine provisorische sein, damit noch andere, 
sich etwa als notwendig herausstellende Verbesserungen an den- 
selben leichter vorgenommen werden könnten. 

Der Minister gab den Gesellschaften am 2. November 1S'>2 
von den Vorschlägen des Eisenbahnbeirats, die er zu seinen 
eigenen gemacht hatte, Kenntnis und forderte sie zugleich 
auf, ihrerseits Anträge wegen der Revision der Spezialtarife 
einzureichen ^). 

Während sodann die Gesellschaft des Orl^ans-Netzes unter 
dem Drange der Verhältnisse bereits die Annahme der mini- 



Cf. Bulletin du ministdre des travaux publics, T. IV, p. 270. 



Digitized by LjOOQ IC 



— 67 — 

Bteriellen Forderungen zugestanden hatte und auch die anderen 
Gesellschaften geneigt schienen, deren Beispiel zu folgen, hatte 
sich die Sachlage wesentlich verändert: die Regierung hatte 
infolge finanzieller Schwierigkeiten beschlossen, tiefer ein- 
schneidende Ma&regeln zu treffen, d. h. den Bau der Bahnen 
des agro&en Programms' den Gesellschaften aufzuerlegen und 
deshalb neue Verträge mit denselben abzuschließen, üeber 
diese ist im allgemeinen Teil ausführlich gesprochen und dort 
bemerkt worden, daß in den Verhandlungen über die damals 
beliebten Verträge, die Gesellschaften sich anheischig gemacht 
hatten, weitgehende Reformen der Gütertarife durchzuführen. 
Diese Reformen sollten sich nach den den Verträgen von 
1883 beigegebenen Erklärungen der Gesellschaften im wesent- 
lichen auf folgende Punkte beziehen: 1. Bezüglich des Fracht- 
gutverkehrs sollte von allen Gesellschaften die Güterklassi- 
fikation von 1879 nach sechs Serien angenommen und auf Grund 
derselben neue allgemeine Tarife mit für alle Bahnen mög- 
lichst gleichen Einheitssätzen auf mit der Entfernung sinkender 
Basis aufgestellt werden. 2. An Stelle der bisherigen Spezial- 
tarife von Bahnhof zu Bahnhof sollten solche für bestimmte 
Artikel treten, die aber auf das ganze Bahnnetz ausgedehnt 
und ebenfalls nach staffeiförmig sinkenden Einheitssätzen zu 
berechnen seien. Daneben .sollte allerdings eine Anzahl 
fester Sätze als Ausnahmetarife bestehen bleiben. 3. Von den 
übrigen Spezialtarifen sollten namentlich die Einfuhrtarife 
einer Revision unterzogen werden, während die Durchfuhrtarife 
nach den Sätzen von 1862 und 1864 im allgemeinen bei- 
behalten und die Ausfuhrtarife in gewissen Grenzen nach den 
Durchfuhrtarifen bemessen werden sollten. 4. Die P.-L.-M.- 
iind die Ostbahn-Gesellschaft wollten eine Ermäßigung auch 
der Eilgut- und Viehtarife eintreten lassen, und endlich 
sollten 5. die Retourbillets in ausgedehnterem Maße in An- 
wendung kommen. 

Wir haben nunmehr in Kürze anzugeben, wieweit die obigen 
Grundsätze teils vor, teils nach den Verhandlungen über die 
Verträge von 1883 Nachachtung gefunden haben, und beginnen 
mit der Compagnie des Ostnetzes, welche zuerst einen Reform- 
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Vorschlag unter dem 18. November 1882 eingebracht hatte und 
die Genehmigung desselben, nach vielfachen Aenderungen, am 
1. August 1884 erlangte, so dag mit dem 1. September des- 
selben Jahres der neue Tarif in Geltung trat. — Im Nachfol- 
genden geben wir die Grundlagen dieses neuen Tarifs, d. h. 
dessen Einheitesätze per Kilometertonne: 



1. Serie 

2. , 

3. , 

4. . 

5. , 



0,16 Fr. 

0,14 

0,11 

0,10 

0,08 
0,07 
0,Ü4 

0,08 
0,04 
0,085 
l 0,01 



für Entfernungen bis 100 km ; für Ent- 
fernungen von 101 bis 300 km fällt der 
Eilometersatz um 1 Cent., von 301 km 
an um 2 Cent.; 

von bis 150 km, 
. 151 . 200 . , 
, 201 km an; 

bis 25 km, 
. 26 , 100 „ 
, 101 , 800 , 
, 301 km an. 



Bei diesem Tarif handelt es sich also um das »belgische* 
System mit zonenweis abnehmender Skala, auch zeigt eine 
Vergleichung mit den früheren Tarifen, daß fast alle Sätze 
des neuen — mit Ausnahme der etwas erhöhten vierten Serie 
— niedriger sind. Des weiteren waren die bisherigen 72 Spezial- 
tarife zu 28 in 12 Gruppen zusammengeschmolzen, nämlich: 
1. lebende Tiere, 2. Nahrungsmittel, 3. Heizmaterial, 4. Holz, 
5. Baumaterialien, 6. Mineralien, 7. Erdharze, 8. Fette und 
Oele, 9. SpinnstoflFe und Papier, 10. chemische Produkte und 
Glas, 11. Dünger aller Art, 12. Verschiedenes. 

Zur Illustration dieses Tarifs mag die Berechnungstafel 
(baröme) des allgemeinen Tarifs für den Transport der Fracht- 
güter per Tonne und der Spezialtarif für die Gruppe der leben- 
den Tiere auf S. G9 dienen. 

Die Gesellschaft des P.-L.-M. -Netzes berichtet bald 
darauf, daß sie beabsichtige, die drei legalen Klassen 16, U 
und 10 Cent, innerhalb der ersten fünf Serien auf 16, 14, 
12, 10 und 8 Cent, zu setzen, die bis zu den Sätzen 13, 11, 
9, 7 und 3 Cent, abnehmen sollten; sie erwähnt weiter einer 
Preisermäßigung für den Transport von Steinkohlen, Metallen, 
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Transportpreise des allgemeiiien Tarifs und des Spezialtarifs 
far Tiere der Ost-Compagnie von 1884. 





1 Güter, per Tonne 

(ausschließlich der Nebenkosten) 


Lebende Tiere, 

1 Stück (einschließlich 

' Nebenkosten) 




Rind- 
Vieh, 
Pferde, 
Maul- 
tiere, 
Esel, 
Zug- 
tiere 




Entfer- 

DtUg 


nach Serie 


Kälber, 
Schwei- 
ne 


Hammel, 
Schafe, 

Lämmer, 
Ziegen 




1 


2 


3 


4 


5 


6 


km 


Pra. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


6 


0,9» 


0,85 


0,65 


0,60 


0,50 


0,60 


1,60 


0,65 


0,80 


25 


4,00 


3.50 


2,75 


2,50 


2,00 


2,00 


3,50 


1,40 


0,70 


50 


8,00 


7,00 


5,50 


5,00 


4,00 


3,00 


6,00 


2,40 


1,20 


75 


' 12,00 


10,50 


8,25 


7,50 


6,00 


4,00 


8,50 


3,40 


1,70 


100 


: 16,00 


14,00 


11,00 


10,00 


8,00 


5,00 


11,00 


4,40 


2,20 


125 


19,75 


17,25 


13,50 


12,25 


10,00 


5,90 


13,50 


5,40 


2,70 


150 


23,50 


20,50 


16,00 


14,50 


12,00 


6,7 5 


16,00 


6,40 


3,20 


175 


27,25 


23,75 


18,50 


16,75 


13,75 


7,65 


18,60 


7,40 


3,70 


200 


31,00 


27,00 


21,00 


19,00 


15,50 


8,50 


21,00 


8,40 


4,20 


225 


34,75 


30,25 


23,50 


21,15 


16,50 


9,40 


23,50 


9,40 


4,70 


250 


38,10 


33,50 


26,00 


23,50 


17,50 


10,25 


26,00 


10,10 


5,20 


275 


42.15 


36,75 


28,50 


25,75 


18,50 


11,15 


28,50 


11,40 


5,7 


300 


46,00 


40,00 


31,00 


28,00 


19,50 


12,00 


31,00 


12,40 


6,20 


325 ; 


49,50 


43,00 


33,25 


30,00 


20,50 


12,75 


33,50 


13,40 


6,70 


850 ; 


; 53,00 


46,00 


35,50 


32,00 


21,50 


13,50 


36,00 


14,40 


7,20 


375 ■ 


56,50 


49,00 


37,75 


34,00 


22,50 


14,25 


38,50 


15,40 


7,70 


400 


60,00 


52,00 


40,00 


36,00 


23,50 


15,00 


41,00 


16,40 


8,20 


425 : 


1 
63,50 


55,00 


42,25 


38,00 


24,50 


15,75 


43,50 


17,40 


8,70 


450 ' 


67,00 


58,00 


44,50 


40,00 


25,60 


16,50 


46,00 


18,40 


9,20 


475 . 


70,50 


61,00 


46,75 


42,00 


26,50 


17,25 


48,50 


19,40 


9,7 


500 


' 74,00 

1 


64,00 


49,00 


44,00 


27,50 


18,00 


51,00 


20,40 


10,20 



Zucker, Vieh, Dünger etc., und endlich, daß sie in vielen 
Fällen die festen Sätze von Bahnhof zu Bahnhof durch eine 
abnehmende Skala ersetzen wolle. 

Die Nord-Compagnie hatte dieselben Frachtsätze für 
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die ersten fünf Serien der Güterfracht angenommen, das heißt 
ungefähr die gleichen Ansätze, welche die Gesellschaften, wie 
wir bereits sahen, im Jahre 1880 unter sich vereinbart hatten, 
die damals aber vom Minister für ungenügend erklärt worden 
waren. Wegen der sechsten Serie hatte die Nord-Compagnie 
die Vorschläge des Eisenbahnbeirates, wenn auch nicht ihrem 
ganzen Umfange nach, angenommen: für die ersten 25 km 
8 Cent., von 26 bis 100 km 4 Cent., von 101 bis 300 km 
3 V» Cent. , wobei sie hervorhob, daß sie längere Strecken als 
300 km innerhalb ihres dicht zusammengedrängten Netzes 
überhaupt nicht in Betrieb habe. 

Die Gesellschaft des Westnetzes hatte ebenfalls den 
schon angegebenen Frachtguttarif angenommen, und gingen 
die Orleans- und die Südbahn-Gesellschaft gleichmäßig vor. 

Von einem auch heute noch fehlenden gemeinschaftlichen 
allgemeinen Tarif ist bei allen diesen Reformen keine Rede; 
immerhin wäre dessen spätere Durchführung durch die Ver- 
einfachung des inneren Tarifwesens und durch die Annahme 
der gleichen Güterklassifikation seitens der verschiedenen Ge- 
sellschaften, mit nur sehr wenig voneinander abweichenden 
Sätzen wesentlich erleichtert. Innerhalb der Spezialtarife blieben 
aber immer noch Verschiedenheiten bestehen, wie das bei dem 
Wesen derselben, sofern sie besonderen Verhältnissen angepaßt 
sein sollten, erklärlich ist; doch wurden auch sie vereinfacht. 
Ebenso erfuhr der Eilgutverkehr Tarifreduktionen von 10 bis 
15 "/o, wie auch die Ausgabe von Retourbillets sehr vermehrt 
wurde, während die Herabsetzung der einfachen Personenfahr- 
preise durch die Verträge von 1883 an die Voraussetzung einer 
Aufhebung oder doch Verminderung der bezüglichen Staats- 
steuer geknüpft und somit bei der dermaligen Finanzlage des 
Staates fürs erste vertagt wurde. 

Die Reform der vielbesprochenen Einfuhr-, Ausfuhr- und 
Durchfuhrtarife, bei welcher Gesichtspunkte der allgemeinen 
und zumal der Wirtschaf tspolitik maßgebend sein mußten, konnte 
nicht durch eine einseitige Abrede zwischen der Regierung und 
je einer einzelnen Eisenbahngesellschaft ihren Abschluß finden, 
sondern mußte sehr vorsichtig unter Anhörung aller Inter- 
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essenten behandelt werden. Somit forderte der Minister der 
öffentlichen Arbeiten mit Zirkular vom 26. Januar 1884 die 
Gesellschaften auf, in dieser Beziehung Vorschläge zu machen, 
und zugleich auch die Handelskammern, ihre Wünsche zu 
formulieren. Eine besondere Kommission, in der die Eisen- 
bahngesellschaften mit Sitz und Stimme vertreten wären, sollte 
«odann die einzelnen Tarife einer Beratung unterziehen. 

Alle diese Bestrebungen werden wir im zweiten Abschnitte 
unseres Kapitels, der der Entwicklung des Tarifwesens seit 
1883 gewidmet ist, weiter zu verfolgen haben. Bevor wir 
aber an die Schilderung der Ereignisse seit 1883 herantreten, 
wollen wir die bisher besprochene Periode dahin charakterisieren, 
daß, während der Durchschnittskilometerpreis ^) im Jahre 1855 
noch 0,07 65 Fr. für Güter und 0,05 9i Fr. für Reisende 
betragen hatte und nach den Fusionen von 1852/57 im Jahre 
18G0 auf 0,o69j resp. 0,0564 Fr. gefallen war, derselbe 1872 
iiir Güter 0,o59i und für Reisende 0,053i Fr., 1882 aber für 
Güter 0,0589 und für Reisende 0,o486 Fr. betrug, ist gleich einem 
Abschlag von 23 V für Güter und 17,8 V für Reisende seit 
dem Jahre 1855. 



Abschnitt II. 

Das Tarifwesen seit 1883. 

Die Ereignisse, welche zu den Verträgen von 1883 führen 
sollten, hatten die Sorge um die Weiterentwickelung des fran- 
zösischen Bahnnetzes vor alle anderen Eisenbahnfragen und 
damit auch vor die der Reform des Tarifwesens in den Vorder- 
grand gerückt. Letztere war zwar während jener Ereignisse, 
wie wir am Schluß des Abschnittes I des vorliegenden Kapitels 
gesehen haben, nicht aus dem Auge verloren, aber doch nicht 
80 schnell vorwärts gerückt, wie es von allen den Interessenten 



') Ezkl. Staatssteuer. 



Digitized by LjOOQ IC 



— 72 — 

gewünscht wurde, welchen die inzwischen eingeführten Aende- 
rungen nicht genügten. Dazu kam, dag die Anhänger der Ver- 
staatlichung sich noch nicht in ihre Niederlage zu finden ver- 
standen hatten und gerade in dem bisherigen Tarifwesen den 
Stein des Anstoßes zu erblicken glaubten, an dem sie den 
Hebel ihrer Agitation für die Verstaatlichung von neuem an- 
setzen könnten. 

Solche Stimmungen zeitigten eine Interpellation, welche 
von den Deputierten Th^venet und Jamais am 22. Februar 
1886 eingebracht und, mit einigen Unterbrechungen, bis zum 
27. März in der Kammer verhandelt wurde. 

Zwei Punkte waren es, um welche die Debatte sich im 
wesentlichen drehte: einmal die Tarife der P.-L.-M.-Gesellschaft, 
welche die unmittelbare Veranlassung zur Interpellation ab- 
gaben, sodann die allgemeine Frage, welchen Einfluß der 
Staat auf die Tarife überhaupt ausüben könne und solle, wo- 
bei von den Interpellanten auf eine Erweiterung der Befug- 
nisse des Staates gedrungen wurde. 

Die P.-L.-M.-Gesellschaft hatte, wie bereits erwähnt, ein 
neues Tarifsystem auf ihrem Netze einzuführen, gewisse Vergünsti- 
gungen aufzuheben und damit eine Ausgleichung der Frachtsätze 
anzubahnen versucht; als ihre Tariftabellen aber publiziert wurden^ 
glaubten sich viele gegen den bisherigen Zustand benachteiligt 
und erhoben so laute Beschwerden, daß der Minister der öfiFent- 
lichen Arbeiten sich veranlaßt sah, einzuschreiten. Der Kürze 
wegen waren daraufhin einzelne der angefochtenen Sätze als 
angebliche „Errata" (!) unter dem 25. November 1885 und 
1. Januar 188G richtig gestellt resp. abgeändert worden. 

Eine derartige, zu gerechten Bedenken Veranlassung ge- 
bende Maßnahme hatte die Interpellation erklärlicherweise 
nicht zurückhalten können, bei welcher die Redner zunächst 
nur Einzelheiten vorbrachten, auf die hier nicht eingegangen 
zu werden braucht. — Der Minister glaubte sich in seiner Ant- 
wort darauf beschränken zu dürfen, auseinanderzusetzen, daß 
bei der Einführung der abnehmenden Skala an Stelle des gleich- 
mäßigen Kilometersatzes im allgemeinen Tarif und an Stelle 
vieler Spezialtarife, neben den zahlreichen Frachtreduktionen, 
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welche besonders bei sehr langen Linien einträten, notwendig auch 
einige kleine Erhöhungen der bisherigen Frachtpreise hätten 
vorkommen müssen. Im übrigen könne er sich auf verschiedene 
wichtige Tarifkategorien, welche den billigen Wünschen des 
Publikums unstreitig entgegenkämen, berufen und versichern, 
dai er auch fernerhin solche Wünsche bei der Compagnie 
unterstützen werde. 

Zur Erklärung der Sachlage ist hier einzuschalten, daß 
die P.-L.-M.-Gesellschaft zwar den großen, in ihrem Rayon 
dominierenden Eisen- und Steinkohlenindustrien bei ihren 
Tarifaufstellungen manche Zugeständnisse gemacht, dagegen 
viele kleine Gewerbe unbefriedigt gelassen hatte, weil ihr Tarif 
im großen und ganzen zu schematisch — oder, wie es hieß: 
,plu8 th^orique qu'^clairä* — aufgestellt sei und in dem 
Bestreben, die Tarifsätze möglichst zu verallgemeinern, die 
speziellen Verhältnisse nicht genügend im Auge behalten 
habe. Auch hatte eine in manchen Gewerben damals herr- 
schende Gesebäftskrisis jede Veränderung im Tarif doppelt 
f&hlbar machen müssen. 

Die Besprechung der Tarifsätze der Eisenbahngesellschaften 
war aber für die meisten Redner, wie schon angedeutet, nur 
ein Vorwand gewesen, um hinter demselben die allgemeine 
Regierungspolitik angreifen zu können, wie denn auch 
der Deputierte Wilson seinerseits an den Tarifen der Orl^ans- 
Bahn nur darum heftige Kritik übte, um darüber klagen zu 
können, daß die Gelegenheit zu deren Verstaatlichung ver- 
paßt worden sei. Ihm erwiderte der Minister Ba'ihaut: er sei 
zwar selbst früher Berichterstatter einer Kommission gewesen, 
welche den Wunsch ausgesprochen habe, den Rückkauf jener 
Bahn zu , studieren* (d. h. vorzubereiten), auch sei er noch 
immer der Ansicht, daß der Staat sein Rückkaufsrecht unter 
keinen umständen preisgeben dürfe, da eine Verstaatlichung 
unter gewissen Umständen notwendig werden könne, doch 
müsse er trotzdem zugeben, daß, wenn 1881 oder 1882 alle 
Eisenbahnen vom Staat erworben worden wären, letzterer damit 
eine jährliche Last von 574 Millionen auf sich hätte nehmen 
müssen, während das von den Eisenbahnen erzielte Reinerträgnis 
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in den Jahren 1881 bis 1884 nur 531 resp. 520-499-481 Mü- 
lionen Frs. betragen habe, also weit hinter jener Summe zu- 
rückgeblieben sei^). 

Ein anderer Redner, der Deputierte Dreyfuß, wünschte, 
daß in Zukunft das Parlament an Stelle des Ministers die 
Tarife homologisieren solle, oder daß wenigstens, wenn diese 
Reform zu radikal scheine, Deputierte und Senatoren in den Eisen- 
bahnbeirat delegiert würden; auch solle die Verwaltung des Tarif- 
wesens vom Minister der öfifentlichen Arbeiten auf den Handels- 
minister übertragen werden — Vorschläge, die widerlegt wurden, 
da die Gefahr nicht verkannt wurde, wenn einerseits von politi- 
schen Strömungen abhängige Kammermajoritäten über die Tarif- 
bildung zu befinden haben würden, andererseits der Handels- 
minister, bei einem Wechsel des Ressorts, Einflüssen der ihm 
besonders nahe stehenden Kreise ausgesetzt werde, die sich in 
einer den Gesamtinteressen unersprießlichen Weise geltend 
machen könnten. 

Der Deputierte Waddington schrieb den französischen 
Eisenbahntarifen die Schuld zu, daß während der Krisis der 
ersten 80er Jahre der französische Handel mehr als der englische 
und deutsche gelitten habe. Dem Eisenbahnbeirat müsse an 
Stelle seines bisher nur konsultativen Charakters ein be- 
stimmender Einfluß beigelegt und die Machtbefugnis des Ministers, 
dem bisher in Tariffragen nur ein Vetorecht, aber keine Initia- 
tive^) zustehe, erweitert werden. Durch einen Zwischenrui 
veranlaßt, erklärt der Redner schließlich, daß er vor fünf Jahren 
die Verstaatlichung allerdings für durchführbar gehalten habe 
und darum damals auch für dieselbe eingetreten sei, währenc 
er zur Zeit nicht mehr für dieselbe stimmen könne. 

Felix Faure suchte sodann in längerer Rede vom 15. März^ 



^) Die ßetriebsergebnisse und Nettoüberschüsse der Hauptbahnei 
nach den später definitiv festgestellten Rechnungen. Cf. Buch I, S. 439 

') Eine Initiative in dem Sinne, aus eigener Machtvollkommenhei 
die Frachtpreise herabzusetzen, stand dem Minister allerdings nich 
zu — der Großindustrie wäre eine solche unter Umständen nicht un 
angenehm gewesen! 

') Joum. off. vom 16. März 1886. 
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aus der bisherigen Geschichte der französischen Eisenbahnen 
den Nachweis zu erbringen, daß es für den Staat unthunlich 
gewesen wäre, wenn er seiner Zeit den Ausbau des Netzes 
hätte befördern wollen, sich einen größeren als den bestehenden 
Einfluß auf die Tarife vorzubehalten; auch habe dei-selbe in den 
Verträgen von 1883 keines seiner früheren Rechte, weder was die 
Tarife, noch den Rückkauf, noch auch die Teilnahme am Rein- 
gewinn anlange, aufgegeben. Die bestehenden Tarifsätze hielten 
{^icll, wie er an der Hand zahlreicher Beispiele nachweisen könne, 
durchgeh ends unter den entsprechenden englischen, deutschen, 
schweizerischen und italienischen Sätzen, während nur die bel- 
gischen sich noch etwas niedriger stellten als die französischen. 
Allgemeine Klagen über die Höhe der Tarife seien somit un- 
begründet. Die P.-L.-M.-Compagnie sei* allerdings in ihrem 
abstrakten Bestreben, alle Verhältnisse gleichmäßig behandeln 
zu wollen, zu weit gegangen. Derartiges könne die Praxis 
nicht vertragen. Im übrigen sei es bedauerlich, daß den 
mit der Entfernung abnehmenden Kilometersätzen, nachdem 
man sich seit fünfzig Jahren um deren Durchführung bemüht 
habe, nunmehr eine neue Gegnerschaft erwachse, welche das 
eben Erreichte wieder rückgängig zu machen wünsche. 

Redner verbreitet sich darauf über die s. Z. von Allain-Targ^ 
^0 genannten «tarifs de p^nätration* : Frachtsätze, welche die 
Einfuhr insofern zu erleichtern bestimmt seien, als sie für die- 
selbe Strecke von der Grenze nach dem Innern Frankreichs 
niedriger wären als in umgekehrter Richtung ^), und stellt wegen 
derselben verschiedene von den Vorrednern gemachte irrtüm- 
liche Mitteilungen klar, die zum Teil auf einer Verwechslung 
der beiden Richtungen und damit der Einfuhr- utid Ausfuhr- 
tarife beruhten. So betrage z. B. die Fracht für fremde 
Weine von Hävre nach Lyon, also vom Hafen ins Inland, 
nicht, wie behauptet worden sei, 39 Frs., sondern 49,55 Frs., 
gegenüber einem Ausfuhrtarif von 39 Frs. für einheimische 
Weine in der umgekehrten Richtung. Auch sei es zu einer 
Würdigung der für den Auslandsverkehr bestimmten französi- 



*) Wir werden weiter unten auf diese Tarife zurückkommen. 
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sehen Tarifsätze unumgänglich, die sich an dieselben an- 
schließenden Tarife des Auslandes mit in Betracht zu ziehen. 

Die weitere Debatte brachte Reden von sehr verschie- 
denem Werte ^). Im Mittelpunkt derselben standen die Aus- 
führungen des früheren Ministers Raynal *), welcher, mit seiner 
Rede die beiden Sitzungen vom 22. und 23. März ausfüllend, 
viele der vorgebrachten Kritiken, die wir zur Vermeidung von 
Wiederholungen unserem nachfolgenden Referate in möglichster 
Kürze einflechten wollen, widerlegte: 

Wenn Pelletan behauptet habe, daß den Gesellschaften 
angesichts der Thatsache, daß sie aus ihrem Eisenbahnkapital 
11 ^/o Nutzen zögen, sehr wohl außerordentliche Lasten auf- 
erlegt werden könnten, so sei die Angabe irrig: die Com- 
pagnien hätten in Aktien- und Obligationen, ohne die Staab- 
zuschüsse, ein Barkapital von 9 V« Milliarden in den Eisenbahnen 
angelegt, denen im Jahre 1885 ein Betriebsüberschuß von 470 Mil- 
lionen, d. h. ca. 4^/4 ^/o, gegenübergestanden habe, während die 
englischen Bahnen nach einer Rede von Mundella in demselben 
Jahre 4,5o ®/o und die amerikanischen nach dem Werke von 
Lavoinne und Pontzen 4^/o eingetragen hätten. 

Auch werde, wenn ferner behauptet worden sei, daß die 
„hohen" französischen Frachtsätze Handel und Industrie in 
Frankreich zu keiner rechten Blüte gelangen ließen, eine 
derartige Behauptung durch die einfache Thatsache widerlegt, 
daß im Jahre 1869 auf den französischen Bahnen nur 111 Mil- 
lionen Reisende und 44 Millionen Tonnen Güter, 1882 dagegen 
195 Millionen Reisende und 88 Millionen Tonnen Güter be- 
fordert worden seien. Der Verkehr habe sich demnach in 
jenen dreizehn Jahren fast verdoppelt; ein Resultat, welches 
dem keines anderen Landes nachstehe. 

^) Der Deputierte Brialon rief während derselben aus: ^Wenn 
man fortfahrt, den legalen Rückkauf zu verweigern, den die Industrie 
und der Handel, den die ganze Nation verlangt, so wird sich das fran- 
zösische Volk gezwungen sehen, einen revolutionären Rückkauf zu 
veranstalten gleich dem, welchen unsere Väter den Gütern des Adels 
und der Geistlichkeit gegenüber ins Werk gesetzt haben.* 

*) Journ. off. 18S6, p. 544 ff. 
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Zur Unterstützung ihrer vorangeführten Behauptung sei 
von den Rednern vielfach der sogenannte „mittlere Frachtsatz" 
der verschiedenen Länder angezogen worden, den man erhalte, 
wenn die gesamten Einnahmen aus dem Güterverkehr eines 
Jahres durch die Zahl der geleisteten Tonnenkilometer oder 
die Einnahmen aus dem Personenverkehr durch die Zahl der 
geleisteten Personenkilometer dividiert würden. Solche Ver- 
gleiche seien aber höchstens für je eine bestimmte Gütergattung, 
die in zwei Ländern unter sonst gleichartigen Bedingungen 
rolle, zulässig, während derartige aus dem Betriebsergebnis 
der Bahnen eines ganzen Landes berechnete sogenannte ^mittlere 
Transportpreise" zu generellen Vergleichen mit anderen Ländern 
und vollends zu Schlüssen auf den Wert der verschiedenen 
Tarifierungen ungeeignet schienen. Wenn z. B. die ameri- 
kanischen Eisenbahngesellschaften, um ihre großen Land- 
dotationen zu fruktifizieren, Kolonien anlegten und den Kolo- 
nisten, mitunter für mehrere Jahre, freie Fracht auf bestimmten 
Strecken gewährten, so müßten die für dieselben umsonst 
geleisteten Personenkilometer den „mittleren Transportsatz" 
für den Personenverkehr herabdrücken und zu Vergleichen 
besonders mit den Verhältnissen Europas ganz ungeeignet 
machen. Dasselbe sei der Fall, wenn der sogenannte mitt- 
lere Eisenbahnfrachtsatz Deutschlands mit dem Frankreichs 
verglichen werde, da der Eisenbahngüterverkehr des ersteren 
Landes ganz überwiegend Massengüter enthalte, die zu 10000 kg, 
d. h. in Waggonladungen, verfrachtet würden, während in 
Frankreich, und zumal auf mehreren Netzen, solche Massen- 
güter (denen Wasserstraßen zur Verfügung stehen) eine viel 
kleinere Rolle spielten; die Massengüter mit ihren niedrigeren 
Tarifsätzen partizipierten also in Deutschland zu einem be- 
deutenderen Teile an dem Gesamtergebnis aus dem Eisenbahn- 
güterverkehr und drückten auf diese Weise den beredeten 
mittleren Durchschnittsfrachtsatz herab. Als weitere Momente 
traten noch die kürzeren oder längeren Entfernungen, in 
denen sich in den verschiedenen Ländern die Hauptmasse des 
Verkehrs bewege, hinzu, wobei dasjenige Land, welches in 
größerer Menge Massengüter auf weitere Entfernungen £rans- 
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portiere, oder dessen Personenverkehr sich naturgemäß — wie 
z. B. in Amerika — in weiteren Distanzen bewege, rücksicht- 
lich des mittleren Durchschnittsfrachtsatzes wieder im Vorteil 
sei. Schließlich komme für das Steigen oder Fallen des letzteren 
während einer bestimmten Periode auch in Betracht, in welchem 
Maße während derselben ein Land neue Bahnlinien in Betrieb 
gesetzt habe. Solchen neuen Linien pflege, zumal in den ersten 
Jahren, in denen sie vielfach erst einen Verkehr hervorrufen 
müßten, nur ein geringer Transport in großen Massen und 
auf weite Entfernungen zuzufallen,- damit aber kämen für 
deren Verkehr die billigeren Vorzugs- und Spezialtarife in 
erheblich geringerem Maße zur Anwendung, was notwendiger- 
weise eine abermalige Erhöhung des sogenannten mittleren 
Frachtsatzes zur Folge haben müsse, ohne daß die Tarife selbst 
darum erhöht zu sein brauchten. So sei z. B. in den Jahren 
von 1875 bis 1883 das deutsche Eisenbahnnetz um nur 29*^3, 
das französische dagegen um 42 V gewachsen, und rühre da> 
vielfach beklagte Steigen des französischen mittleren Trans- 
portsatzes während dieser Jahre gerade von diesem Umstände 
her, während doch jedermann wisse, daß seit zehn Jahren 
(d. h. seit 1875) in Frankreich auch nicht eine einzige Tarif- 
erhöhung vorgekommen sei. 

Zu einer wahrheitsgetreuen Beurteilung der Tarifierung 
verschiedener Länder könne man somit nur gelangen, wenn 
man die Tarifsätze der einzelnen gleichartigen Güter oder 
Gütergattungen miteinander vergleiche, wie das unter den Vor- 
rednern schon Faure an zahlreichen Beispielen gethan hätte. 
Er wolle dementsprechend ebenfalls einzelne deutsche Tarif- 
sätze mit den französischen vergleichen und wähle dazu die drei 
wichtigsten Massengüter: Getreide, Steinkohlen und Erze, und 
zwar in Lasten von 10000 kg, weil in Deutschland 90*^'^ 
dieser Güter auf diese Weise verfrachtet würden. 

Dabei gelangt der Redner, der seinem Vergleich dit 
Frachtsätze des französischen Staatsbahnnetzes, die bekanntlicli 
etwas niedriger als die der Compagnien sind, zu Grunde legt 
zu den nachstehenden Resultaten: 
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Die französische Skala falle also rascher als die deutsche^ 
und wenn auch die Staatsbahn etwas niedrigere Tarife als 
die Gesellschaften habe, und die der letzteren in einzelnen 
Fällen etwas höher als die deutschen seien, so sei die DiflFerenz 
doch nur unbedeutend *). 

Des weiteren hält sich der Redner längere Zeit bei der 
Verteidigung der »tarifs ä base d^croissante" auf und 
zeigt, da& dieselben in Amerika wie in England allen Angriffen 
siegreich widerstanden hätt^en. Die sämtlichen im Laufe der 
Zeit eingeführten Spezialtarife beruhten ebenfalls auf dem 
Prinzip der mit der Entfernung fallenden Einheitsfrachtsätze, 
mit denen die Gesellschaften den Interessenten weit über das 
Mag hinaus entgegengekommen seien, zu dem sie durch die 
Verträge und das Bedingnisheft verpflichtet wären; der Staat 
habe also gar keine Veranlassung gehabt, zum Wohle der 
Interessenten eine weitergehende Tarif hoheit anzustreben, als 
sie ihm nach den Verträgen bereits zustehe. Dieser Aus- 
führung fügte der Redner, infolge eines Einwurfs des Deputierten 
Pelletan, die Bemerkung an, daß das Recht, die Maxima zu 
revidieren, mit dem Rechte, die Tarifsätze nach Belieben fest- 
zustellen, schon deshalb nicht verwechselt werden dürfe, weil die 
Maxima thatsächlich fast nirgends zur Anwendung kämen und 



*) Cf. Ulrich, ,Die fortschreitende Ermäßigung des Eisenbahn- 
Gütertarifs*, Jahrbücher far Nationalökonomie und Statistik 1891, S. 55. 
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daher mit einer etwa einseitig vom Minister dekretierten Auf- 
hebung eines bestehenden Tarifs den betreflfenden Interessenten 
niemals gedient sein könne. Redner zitiert darauf eine Stelle 
aus den Motiven der dem englischen Parlament vorgelegten 
„Bill Mundella**, in der es heiße: „Der Grundsatz, nach dem 
sich die Eisenbahngesellschaften bei der Festsetzung ihrer Tarife 
richten, ist der, solche Sätze aufzustellen, Vielehe es den Pro- 
dukten einer Gegend ermöglichen, mit den Produkten einer 
anderen Gegend auf demselben Markte zu konkurrieren. Das 
den Eisenbahngesellschaften zustehende Recht, derartige Spezial- 
tarife aufzustellen, hat die Wirkung, einen Verkehr hervorzu- 
rufen, der sonst nicht bestehen würde, und ist es gewiß, daß 
ein Teil des diesländischen (englischen) Handels nicht vorhanden 
wäre, wenn ihn die Spezialtarife nicht ins Leben gerufen und 
unterhalten hätten.** 

Indem Redner mit diesem Zitat zugleich der Ansicht der- 
jenigen entgegentritt, welche nur gleiche, allgemeine Tarife 
unter Aufhebung aller Ausnahmetarife wünschten, bringt er 
die Sprache auf die weitere Erklärung Mundellas, der gesagt 
habe, „er glaube nicht, daß die englischen Eisenbahngesell- 
schaften den heimischen Güterverkehr zu erschweren suchten, 
da ihr Interesse in allen solchen Fragen mit dem des Landes 
zusammenfalle. ^ 

Wenn der Deputierte Brialon die Frage aufgeworfen habe, 
ob nicht eine allgemeine Reduktion der Tarife eine solche 
Steigerung des Verkehrs herbeiführen würde, daß die Eisen- 
bahneinnahmen trotzdem keinen Ausfall erleiden würden, so 
antworte ihm der Redner, daß, wenn man selbst annehmen 
wolle, daß jede Tarif reduktion für Handel, Landwirtschaft und 
Industrie erwünscht sei, man dennoch mit der Durchführung 
derartiger Maßnahmen stets sehr vorsichtig vorgehen müsse, 
zumal wenn die Eisenbahnen, wie in Frankreich, durch die 
Staatsgarantie in enger finanzieller Beziehung zum Staate 
stünden. Auch hier gebe es keine absolute Wahrheit, sondern 
hänge der Erfolg der von dem Vorredner gewünschten Maß- 
regel von den verschiedenartigsten Umständen und Verhält- 
nissen ab. Das französische Staatsbahnnetz habe mit seiner 
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Tarifreduktion im allgemeinen günstige Erfolge erzielt ^), doch 
sei damit noch keineswegs eine Garantie geboten, daß ähn- 
liche Ma&regeln unter anderen Umständen das gleiche Resultat 
ergeben müßten. Beispielsweise habe man in Belgien, wo der 
Staat Eigentümer der Eisenbahnen sei, zu erfahren versucht, 
wieweit man in der Herabsetzung der Tarife gehen könne, 
ohne die Reineinnahme zu schädigen, und zu dem Zwecke 
seiner Zeit die Sätze für den Personenverkehr um 60 ^jo herab- 
gesetzt. Die Zahl der Reisenden habe sich darauf wohl ver- 
mehrt, doch nicht in dem Maße, daß dadurch der finanzielle 
Ausfall ausgeglichen worden wäre, so daß die Sätze nach 
1 ^2 Jahren wieder so weit hätten erhöht werden müssen, daß 
gegenüber der früheren Höhe derselben nur noch ein Ab- 
schlag von ca. 20 ^/o übrig geblieben sei. Ebenso habe 
die vielfach zitierte Reform des englischen Postwesens vom 
Jahre 1838/39 zur Folge gehabt, daß der Bruttoertrag von 
58 Millionen des Jahres 1839 erst nach 13 Jahren, näm- 
lich 1852, mit 60 Millionen wieder erreicht worden sei, 
während die Betriebskosten in denselben Jahren von 17 auf 
32 Millionen gestiegen wären, so daß der Reinertrag, der 1839 
41 Millionen betrug, 1852 sich nur auf 28 Millionen belaufen 
habe. Die Höhe des früheren Reinertrages sei erst bei be- 
deutend höheren ümsatzziffem, im Jahre 1874 mit 46 Millionen, 
als die Bruttoeinnahmen 143 Millionen, die Ausgaben dagegen 
97 Millionen betragen hätten, wieder erreicht worden. Eine 
ähnliche Erfahrung sei auch bei der Reform des französischen 
Post- und Telegraphen Wesens gemacht worden: noch im Jahre 
1885, d. i. sieben Jahre nach derselben, habe die Zunahme 
der Bruttoeinnahmen nur 27 Millionen, die Zunahme der Be- 
triebskosten dagegen 30 Millionen betragen. 

Raynal weist alsdann nach, daß sich der Verkehr bei einer 
Tarifverminderung von 25®/o ungefähr verdreifachen müsse, 
wenn die Einnahmen der betreffenden Bahn keinen Ausfall 
erleiden sollten; die Hauptfrage bei solchen Maßnahmen sei 



') Wir werden im folgenden Kapitel kennen lernen, wie sieb die 
entsprechenden Yerhältnisse tbatsächlich gestaltet haben. 

Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 6 
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eben die, ob man nach Lage der Verhältnisse überhaupt auf 
eine entsprechende Vermehrung des Verkehrs rechnen könne. 
Aus diesem Grunde halte er den derzeitigen Moment nicht 
für geeignet, in Frankreich mit durchgreifenden Tarif reduktioneu 
vorzugehen, da zu den Interessenten einer solchen Maßregel 
zumal auch das Staatsbudget gehöre und dieses zur Zeit jede 
Unvorsichtigkeit verbiete. 

Dom Deputierten Dreyfuß, der von der Herabsetzung der 
Tarife als von einem „demokratischen Interesse" gesprochen 
hatte, wolle Redner antworten, daß er nicht einsehen könne^ 
weshalb es demokratisch sein solle, dem Budget, d. h. der 
Allgemeinheit, Lasten aufzuerlegen, die bis dahin eine 
einzelne, wenn auch zahlreiche Klasse von Bürgern in Ver- 
folgung ihres eigenen Vorteils zu tragen gehabt hätte. Auch 
könnten die Transportpreise, welche konkurrierende Privatgesell- 
schaften erhöben, durchaus nicht als eine „Besteuerung" des 
Publikums bezeichnet werden, sondern nur als das entsprechende 
Aequivalent für einen geleisteten großen Dienst. Steuern zahle 
niemand gern, überall aber würde nach neuen Eisenbahnen 
verlangt; Steuern pflegten die Tendenz des Steigens zu haben, 
während die Bahnen heute eine Verfrachtung, die früher 2o 
bis 30 Cent, gekostet habe, für 6 Cent, ausführten. 

Die Bedeutung der Verträge von 1883 für das Tarifwesen, 
die ebenfalls in ungünstigem Sinne beurteilt werde, sei, worauf 
Redner ausdrücklich hinweisen wolle, nicht so sehr nach den 
bereits durchgeführten Tarifreformen, als unter Inbetracht- 
ziehung der mit den Verträgen in engstem Zusammenhang 
stehenden Zusagen der Gesellschaften zu beurteilen — Zu- 
sagen, die, wenn zum Teil auch nur in brieflichen Erklärungeu 
niedergelegt, doch ebenso bindend wie die Verträge selbst 
seien und, sobald der richtige Moment gekommen sein werde, 
auch sicher erfüllt werden würden ^). 

Die übrigen bei Gelegenheit der erwähnten Interpellatioi 
gehaltenen Reden können hier übergangen werden. Die De- 
batte schloß mit einer motivierten Tagesordnung, nach welchei 

^) Wir werden auf jeae Zusagen und deren Ausführung -weite 
unten ausführlicher zurückkommen. 
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die Regierung ersucht wurde, die Notwendigkeit weiterer Tarif- 
reformen nicht aus den Augen zu verlieren. 

üeber die oben erwähnten Ein- und Ausfuhrtarife 
und namentlich über die ersteren, für welche AUain-Targ^, 
wie bereits gesagt, das Schlagwort «tarifs de Penetration" er- 
fanden hatte, i77aren auch außerhalb der Kammern vielfach 
Klagen erhoben worden, und hatte die Regierung besonders 
in der Richtung Abhilfe versprochen, Fürsorge treflFen zu 
wollen, da& Frachtsätze die Wirkung von Zollsätzen weder auf- 
zuheben, noch zu verstärken vermöchten. 

Der Minister der öffentlichen Arbeiten hatte dem- 
entsprechend, wie wir bereits gesehen haben ^), unter dem 
26. Januar 1884 ein Zirkular an die Handels- und Gewerbe- 
kammem erlassen, in welchem denselben folgende Fragen zur 
Beantwortung vorgelegt worden waren: 

1. Welche Eisenbahn tarife gestatten es fremden Gütern, 
die französischen Märkte unter günstigeren Bedingungen auf- 
zusuchen, als dies unter Benutzung anderer Transportmittel 
möglich ist, und welche von denselben sind geeignet, die von 
der Zollpolitik bedingten Verhältnisse der nationalen Produktion 
zu alterieren oder zu schädigen? 

2. Welche von den Eisenbahngesellschaften für den Transit- 
verkehr aufgestellten Tarife scheinen zu einer Anwendung bei 
der Ausfuhr französischer Produkte geeignet? 

3. Welche Maßregeln sind in Betreff der Ausfuhrtarife zu 
treffen, um den Handelsverkehr der französischen Häfen zu heben ? 

In allen diesen Beziehungen sich den Wünschen des 
Ministers möglichst fügen zu wollen, hatten die Eisenbahn- 
gesellschaften zugesagt. 

Als die Rundfrage am 1. Februar 1885 geschlossen wurde, 
zeigte es sich, daß von 173 Handels- und Gewerbekammem, 
trotz wiederholter Aufforderung, nur 59 geantwortet hatten. 
Von diesen Antworten verloren sich 34 in Gemeinplätzen, 
während nur 25 auf die vorgelegten Fragen genauer ein- 
gegangen waren und zum Teil Beschwerden vorbrachten. 

') Cf. S. 71. 
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Deren Petita (etwa 50 Positionen) wurden darauf den 
Gesellschaften zur Begutachtung vorgelegt und die Akten an 
den Eisenbahnbeirat, in dem bekanntlich auch Geschäftsleute 
Sitz und Stimme haben, weitergegeben. 

Der Letztere verwarf ohne weiteres 30 von jenen Aende- 
rungsvorschlägen und behielt nur 20 einer weiteren Beratung 
und Beschlußfassung vor, von denen einzelne weiter unten zu 
besprechen sein werden. 

Nachdem wir vorstehend den Stand der Tariffrage zur 
Zeit der erwähnten Interpellation resp. die wegen der Tarife 
geäußerten Wünsche und Ansichten im großen und ganzen 
kennen gelernt haben, erübrigt für uns zunächst eine Wür- 
digung einiger besonders wichtigen Einzelheiten, die sowohl 
bei Gelegenheit jener Interpellation wie auch sonst, die Tarife 
angehend, damals in Frankreich zur Sprache gekommen sind: 

Zunächst seien die sogenannten „Eindringungstarife" 
(tarifs de Penetration), die richtiger als tarifs d'expansion zu 
bezeichnen sein dürften, erwähnt^). 

Dieselben gehören zumeist zur Kategorie der internatio- 
nalen Tarife, unter den letzteren finden sich einmal solche, 
welche gegenseitige Begünstigungen gewähren und für be- 
stimmte Transporte, z. B. von Frankreich nach Italien und um- 
gekehrt, von den beiderseitigen Eisenbahnen vereinbart und 
von den betreffenden Regierungen genehmigt sind. Manche 
dieser Bestimmungen, obgleich in beiden Richtungen gültig, 
kommen in der Praxis allerdings nur in der einen zur An- 
wendung, z. B. in Betreff des Weines, da Italien Ueberfluü 
an Rebensaft hat, dagegen das von der Phylloxera immer noch, 
wenn auch weniger als früher, heimgesuchte Frankreich seine 
Produktion durch Einfuhr ergänzen muß. 

Andere internationale Frachtsätze wiederum sind nicht 
gegenseitig, da dieselben Güter betreffen, welche Frank- 
reich nicht produziert, deren es aber für seinen Konsum oder 



^) Cf. ,La tarification sur les chemins de fer et les tarifs de pene- 
tration" von M. G. Noblemaire. Revue des deux mondes vom 1. November 
1890. 
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als Rohstoffe für seine Industrie bedarf, z. B. Apfelsinen, rohe 
Baumwolle u. a. ; — über letztere Vergünstigungen hatte sich 
selbstredend niemand beschwert. Sodann können hierher auch 
diejenigen Tarife gerechnet werden, welche die Einfuhr frischer 
GfemQse und Früchte, der sogenannten primeurs, aus den süd- 
licher gelegenen Ländern zu einer Jahreszeit ermöglichen, in 
der die nördlicheren Gegenden dieselben erst heranreifen sehen. 
Vieles ist bei den entsprechenden Tarifsätzen speziell auf 
Paris bezw. auf die Bedürfnisse und die Genußsucht seiner 
Millionenbevölkerung berechnet, und könnte allerdings ein 
Stoiker, sagt Noblemaire 1. c, einwenden, daß es keine Auf- 
gabe der Eisenbahnen und ihrer Tarifpolitik sei, der Genuß- 
sucht Vorschub zu leisten; ebensowenig aber sei es die Auf- 
gabe Ton Eisenbahnver waltungen , ethische Fragen zu lösen. 
Jene hätten sich vielmehr im Interesse der ihnen anver- 
trauten Kapitalien einfach an die Thatsache zu halten, ob be- 
stimmte Genußmittel zu einem Bedürfnis geworden seien und 
daher ein geeignetes Transportobjekt darstellten. Sie könnten 
dabei immer noch das Verdienst für sich in Anspruch nehmen, 
durch ihre Tariffeststellungen dazu beizutragen, daß solche 
Genüsse nicht nur wenigen Bevorzugten, sondern sich erweitern- 
den Kreisen zugänglich würden. 

Abgesehen aber von solchen Luxusbefriedigungen hat der 
Transport zumal Bedürfnisse der dringendsten Art zu befrie- 
digen, so die Einfuhr von Brotfrucht und von Steinkohlen, 
,dem Brot der Industrie**. Von letzteren bezieht Frankreich 
jährlich ca. 25 Millionen Tonnen aus seinen eigenen Berg- 
werken, während es deren 33 Millionen bedarf, das Minus 
also durch Einfuhr ergänzen muß. Da übrigens die Kohlen- 
lager im Innern des Landes nicht gleichmäßig verteilt sind, 
so haben die Transportanstalten zugleich die Aufgabe, die 
Verteilung dieses unentbehrlichen Guts über das ganze Land 
zu erleichtem. 

Läßt sich somit, wie die vorstehend erwähnten Beispiele 
zeigen, die eventuelle Ersprießlichkeit von Einfuhrtarifen 
nicht ableugnen, so war im Laufe der Debatte über solche 
Tarife den Eisenbahnen dennoch zum Vorwurf gemacht worden, 
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daß sie des Guten zu viel thäten und durch eine übermäßige 
Begünstigung der Einfuhr dazu beitrügen^ dem einheimischen 
Produzenten eine ungebührliche Konkurrenz zu schaffen. Diese 
Behauptung wird, soweit sie die Eisenbahnen betrifft, durch 
die Thatsache widerlegt, daß das „Eindringen* der betreffenden 
Waren in Frankreich hauptsächlich auf den großen Strömen 
Rhone, Garonne, Loire und Seine vor sich geht und des weiteren 
durch das binnenländische, der Schifffahrt sozusagen kostenlos 
zur Verfügung gestellte Kanalnetz erleichtert wird. Fremdes 
Getreide, spanische Weine, englische Steinkohlen gelangen 
eben zumeist in Schiffsladungen bis ins Herz des Landes. So 
waren, nach den Angaben von Noblemaire, z. B. im Jahre 1880 
auf dem Wasserwege über Gibraltar und Ronen 250000 Tonnen 
Wein von Tarragona nach Paris zu einem Transportpreis von 
30 — 35 Frs. gebracht worden, während gleichzeitig die P.-L. -M.- 
Bahn, der aus ähnlichen Transporten ein besonderer Vorwurf 
gemacht wurde, nur 87000 Tonnen zu einem Frachtpreis von 
52 Frs. ab Tarragona nach Paris befordert hatte. Trotz dieser 
Sachlage sei, hebt Noblemaire hervor, bei den Klagen über 
die fremde Einfuhr in Frankreich, immer nur von den Eisen- 
bahnen die Rede; das seien einmal die «puissantes com- 
pagnies" ... „les monopolistes" . . . „Toligarchie financi^re* und 
wie die Schlagworte sonst lauteten. Und obgleich die Fracht- 
sätze der Eisenbahnen — deren Herabsetzung in anderem Zu- 
sammenhang regelmäßig gefordert werde — höher als die der 
Schifffahrt seien, werfe man auffälligerweise gerade ihnen 
vor, daß sie Auslandsgüter zu billigeren Tarifen als die gleichen 
französischen transportierten, dadurch die Wirkung der Zölle 
illusorisch machten und die in den geographischen Verhält- 
nissen gegebenen natürlichen Grenzen der Produktionsgebiete 
verwischten. 

Wenn man den Dingen auf den Grund gehe, so handele 
es sich bei dem inkriminierten Vorgang um nichts anderes als 
um die Anwendung des mit der Entfernung abnehmen- 
den Kilometersatzes, so daß sich der ganze Vorwurf 
gegen ein sonst allseitig anerkanntes Prinzip richte, das auch 
im übrigen geschäftlichen Leben tausendfach angewandt werde. 
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wenn z. B. ein Fabrikant, um seine Waren auf entfernten 
Märkten überhaupt absatzfähig zu machen, sich dort mit einem 
geringeren Nutzen begnüge als an einem anderen, näheren 
Platz. Demselben daraus einen Vorwurf zu machen, fiele 
niemand ein. Schließhch seien aber auch die Eisenbahnen 
geschäftliche Unternehmungen, denen eine gewisse Bewegungs- 
freiheit zu lassen sei, wolle man ihnen nicht den Lebensnerv 
unterbinden. Daß die Eisenbahnen im übrigen bei derartigen 
Iniportfrachten die Interessen des Landes nicht schädigten, 
lasse sich leicht beweisen. 

Einige weitere vom Direktor der P.-L.-M.-Bahn in dem be- 
sprochenen Zusammenhange angeführte Beispiele hier wieder- 
zugeben, dürfte zumal darum von Interesse sein, weil sie gerade 
die von einigen Handelskammern ^) erhobenen Beschwerden 
betreffen und dieselben widerlegen sollten. Die Handelskammer 
von Montpellier hatte z. B. behauptet, der Handel mit Trauben 
(raisins de table) zwischen dem Departement H^rault und Paris 
sei durch die Einfuhr spanischer Trauben bedroht. Dies sei, 
erwidert Noblemaire, eine sehr gewagte Behauptung, da 
von 1884 bis 1889 der gesamte Trauben transport auf der 
P.-L.-M.-Bahn nur von 7000 auf 8800 Tonnen, die Trauben- 
ausfuhr des H^rault-Departements dagegen von 500 auf 2500 
Tonnen gestiegen sei. Dabei hätten die spanischen Trauben, 
welche von Murcia abgingen, bis Paris eine Gesamtfracht von 
480 Frs. per Tonne zu tragen, die von Montpellier abgesandten 
dagegen eine solche von nur 205 Frs. , während der Teil der 
Gesamtfracht der spanischen Trauben, welcher für die Strecke 
Montpellier-Paris zu berechnen sei, sich auf 197,5 o Frs. be- 
laufe. Der ganze Unterschied ftlr die gleiche Strecke betrage 
also nur 7,5 o Frs. und rühre, wie schon erwähnt, von dem 
für die größere Entfernung sich niedriger stellenden Kilometer- 
satz her. Worauf es aber für die größere oder geringere 
Konkurrenzfähigkeit eines Gutes ankomme, das sei eben die 
Gesamtfracht, die dasselbe zu tragen habe. In dieser Be- 
ziehung weist unser Autor nach, daß die von Paris entfernteren 

') Cf. S. 83. 
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Gegenden oder Ortschaften stets eine bei weitem höhere Ge- 
samtfracht zu zahlen hätten als die näheren. Dieselbe betrage 
z. B. von Fontainebleau nach Paris für 59 km 20 Frs., von 
Dijon 96 Frs., von Lyon 143 Frs., von Avignon 200 Frs.. 
von Perpignan 266 Frs., von Barcelona aber 290 Frs. und 
von Murcia (1850 km) 480 Frs. 

Zu anderen Rekriminationen hatte der Tarif Nr. 110, § 6 
der P.-L.-M.-Qesellschaft Veranlassung gegeben. Es handelt 
sich dabei um einen mit den italienischen Bahnen vereinbarten 
gemeinsamen Tarif für den Eilgutverkehr frischer Gemüse. Der- 
selbe berechnet für die Strecke von Mailand bis Paris (924 km), 
ohne Rücksicht auf das zu befördernde Quantum, 212 Frs. per 
Tonne, dagegen bei Wagenladungen von 5000 kg: 165 Frs. 
und bei solchen von 10000 kg: 140 Frs. Der entsprechende 
interne Tarif beträgt, ohne Rücksicht auf das Quantum, von 
Avignon bis Paris (724 km) 151,55 Frs. und von Hyeres bis 
Paris 186,25 Frs. Auf Grund derartiger Gegenüberstellungen 
war die P.-L.-M.-Gesellschaft beschuldigt worden, den Ruin 
der französischen Landwirtschaft zu befördern, und war man 
so weit gegangen, in jener Tarifierung geradezu landesfeind- 
liche Absichten zu suchen. Und doch war der zwingende 
Grund für die Bewilligung eines solchen Tarifs der gewesen, 
daß ein gleicher für die Linie Mailand- Gotthardbahn-Delle- 
Französische Ostbahn bereits bestand, während im übrigen 
auch hier das „much ado about nothing" am Platz ist: da 
volle Wagenladungen von 5000 oder gar 10000 kg mit frischen 
Gemüsen von Mailand nach Paris, wie Noblemaire meint, in 
der Praxis gar nicht vorkommen! 

Schließlich kommt unser Autor nochmals auf den Weintarif 
zurück, da auch die Handelskammer von Cette einen Protest gegen 
die Beförderung der Weineinfuhr durch die Eisenbahnen er- 
hoben hatte. Daß diese Einfuhr zum bei weitem größten 
Teil auf dem bequemeren und viel billigeren Wasserwege statt- 
findet, ist schon oben erwähnt worden. Der Wein aber, der 
auf dem Schienenwege nach Paris gelangt, hat je nach der 
Entfernung folgende Frachtsätze pro Tonne zu tragen: 
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Von Dijon (314 km) im ganzen 21,$o Frs., oder per km 6,8 Cent. 



M&con (422 , ) 

, Lyon (488 , ) 

, Yalence (Dröme) (599 , ) 

. Cette (776 , ) 

, Barcelona (1126 , ) 

^ Tarragona (1229 , ) 

. Valencia (1504 , ) 



26,10 , « , » 6,2 

28,50 , » T» » 5»* 

82^0 , „ „ , 5,4 

39,70 , , a , 5,1 

52,0 „ , „ a 4,6 

52,0 „ , , , 4,2 

52,0 j, „ , „3,7 



Die Gesamtfracht nimmt also mit der Entfernung be- 
ständig zu, wenn auch infolge der sinkenden Kilometer skala 
nicht im geraden Verhältnis zu derselben, während, wenn 
letzteres Verhältnis aufrecht erhalten würde, die Gesamtfracht 
für die entfernteren Gegenden in so rapidem Maße steigen 
müßte, daß jeder Transport von oder nach dort unmöglich 
würde. In jedem der oben aufgeführten Fälle ist aber der 
Gesamtfrachtpreis, den die spanischen Weine zu zahlen haben, 
höher als der der inländischen, und würde noch höher sein, 
wenn nicht bei der Verfrachtung über einzelne außerfranzösische 
Hafenplätze eine Kombination von SchifiPs- und Eisenbahn- 
transport Platz griffe. 

Die vorstehenden Ausführungen dürften genügen, um die 
französische Auffassung über das Wesen und die Bedeutung 
der sogenannten tarifs de Penetration, die neuerdings kaum 
mehr zu Klagen Veranlassung geben, klarzustellen. 

Nun haben die französischen Eisenbahngesellschaften, wie 
schon früher so auch nach Abschluß der Verträge von 1883, 
teils aus eigener Initiative, teils auch dazu gedrängt, stets aber 
im Einverständnis mit der Regierung, zwar an einer Verein- 
fachung und Vereinheitlichung der Tarife sowie an 
der Abschaffung einzelner, besonders anstößiger Frachtsätze 
gearbeitet, und, wenn dabei schließlich Resultate erzielt 
worden sind, welche die Verkehrsinteressenten im großen und 
ganzen zufriedenstellen, und die — worauf es zur Beurteilung 
des wirtschaftlichen Wertes eines Verkehrsinstruments unter 
den heutigen Verhältnissen ganz besonders ankommt — dem 
produzierenden Frankreich in seinem Wettbewerb mit den 
anderen Völkern eine wesentlich erleichterte Stellung ver- 
schafft haben, so wird es den unbefangenen Beobachter dennoch 



Digitized by LjOOQ IC 



— 90 — 

überraschen, daß sich das französische Publikum auch heute 
noch eine Verwickelung der eigentlichen Frachtpreise mit 
den minutiösesten und jedesmal wieder andersartig gestalteten 
Neben- und Zusatzabgaben gefallen läßt, die in jedem 
anderen Lande als unerträgliche Belästigungen empfunden 
werden würden. Das läßt sich nur so erklären, daß einerseits 
die entsprechenden Verhältnisse in Frankreich früher noch 
viel unerfreulicher waren, so daß der heutige Zustand dort 
bereits als eine Erleichterung empfunden wird, andererseits 
aber das französische Publikum durch langjährige Gewöhnung 
an die kompliziertesten Verwaltungsmaßregeln in einem Grade 
geduldig geworden ist, der um so mehr überrascht, wenn man 
an das sonst so feurige französische Temperament denkt. Eine 
solche Gewöhnung resp. Erziehung zur Geduld zeigt sich z. B. 
auch auf dem Gebiet der indirekten Steuern, welche Formen 
kennen, die in Frankreich als selbstverständlich ruhig hin- 
genommen werden, während dieselben in anderen Nationen 
als schlimmste Vexationen empfunden, zu den heftigsten 
Rekriminationen führen würden. Auch hier bekundet sich 
der konservative Geist der Franzosen allem in Verwaltung und 
.Wirtschaftsleben Althergebrachten gegenüber. 

Die allgemeinen Tarife hinwiederum der einzelnen Ge- 
sellschaften haben zwar, seitdem die gemeinsame Güterklassi- 
fikation nach sechs Serien durchgeführt ist, eine gegen früher 
wesentlich größere Gleichförmigkeit erhalten, doch zeigen die 
kilometrischen Einheitssätze von Gesellschaft zu GeseUschaft 
immer noch zahlreiche Verschiedenheiten, wie man denn auch 
noch zu keinem für alle Gesellschaften gemeinsamen Tarife ge- 
langt ist. In der folgenden Uebersicht werden zunächst die kilo- 
metrischen Einheitssätze der jetzt geltenden allgemeinen Tarife 
der sechs großen Gesellschaften und des Staatsbahnnetzes zu- 
sammengestellt, während in einer zweiten Tabelle die daraus 
sich ergebenden Frachtsätze pro Tonne auf gewisse Ent- 
fernungen für die verschiedenen Netze und Güterserien be- 
rechnet sind ^). 



') Cf. Leon Leygue, »Chemins de fer*, Paris 1892, S. 306 ff. 
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1. KUometrisclie Einheitssätze der allgemeinen Tarife. 

(Peiite vitesse.) 



GeseU- 
Schäften 


Entfernung 
km 


Per Tonne und Kilometer, Francs: 
ftlr Güter der 


1. Serie 


S. Serie 


3. Serie 


4. Serie 


6. Serie 


6. Serie 




0—100 


0,1« 


0,14 


0,1« 


0,10 


0,08 


0,08 


Nordnetz 


100—200 


0,15 


0,18 


0,11 


0,0« 


0,07 


0,09 


j 
i 


200-300 


0,15 


0,18 


0,10 


0,08 


0,06 


0,085 




0—25 


0,16 


0,14 


0,11 


0,10 


0,08 


0,08 


Ostnetz 


25—100 


0,16 


0,14 


0,11 


0,10 


0,08 


0,04 


100—300 


0,15 


0,18 


0,10 


0,09 


0,07 


0,085 




>300 


0,14 


0,12 


0,08 


0,08 


0,04 


0,080 




0—25 


0,16 


0.14 


0,1« 


0,10 


0,08 


0,08 




26-100 


0,16 


0,14 


0,1« 


0,10 


0,08 


0,04 




101—300 


0,15 


0,18 


0,11 


0,09 


0,07 


0,085 


Westnetz 


301—400 
401-500 


0,14 
0,1 s 


0,18 
0,10 


0.10 
0,08 


0,08 
0,06 


0,06 
0,05 


0,08 
0,08 




501—600 


0,10 


0,08 


0,06 


0,06 


0,04 


0,08 




601-700 


0,08 


0,07 


0,05 


0,05 


0,08 


0,025 


1 


701-800 


0,07 


0,06 


0,05 


0,04 


0,08 


0,0«5 




0-100 


0,16 


0,14 


0,1« 


0,10 


0,08 


0,08 




101-300 


0,15 


0,18 


0,11 


0,09 


0,07 


0,04 




; 301-500 


0,14 


0,1« 


0,10 


0,08 


0,06 


0,085 




501—600 


0,18 


0,1, 


0,08 


0,07 


0,05 


0,08 


Orleanjs-Netz 


601-700 
701-800 


0,1« 
0,11 


0,10 
0,09 


0,08 
0,07 


0,06 
0,05 


0,04 
0,0« 


0,025 
0,0«5 




801—900 


0,10 


0,08 


0,06 


0,04 


O.OS 


0,025 




1 901-1000 


0,08 


0,07 


0,05 


0,04 


0,08 


0,025 




1001-1100 


0,08 


0,06 


0,05 


0,04 


0,08 


0,025 




>1100 


0,07 


0,06 


0,05 


0.04 


0,08 


0,085 




0—25 


0,16 


0,14 


0,1« 


0,10 


0,08 


0,08 




26-80 


0,16 


0,14 


0,1« 


0,10 


0,08 


0,04 




31—50 


0,16 


0,14 


0,1« 


0,10 


0,08 


0,04 


P.-L..M..Netz 


51-100 


0,16 


0,14 


0,12 


0,10 


0,06 


0,04 




101-150 


0,15 


0,18 


0,11 


0,09 


0,08 


0,086 




151—200 


0,15 


0,18 


0,11 


0,09 


0,07 


0,085 




201-300 


0,15 


0,1« 


0,11 


0,09 


0,04 


0,085 
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1. £iIoni( 

(Pet 


)tri8clie Fiinl 

ite vitesse.) 


Leitssätze der allgemeinen Tarife. 

Fortsetzung von Tabelle S. 91.) 


Ge«eU- 

schtkftpn 


Entfernung 
km 


Per Tonne und Kilometer, Francs: 
für Güter der 


OwXlCa* It^U 


I.Serie 


2. Serie 


S.Serie 


i. Serie 


5. Serie 


6. St-rie 




301-400 


0,14 


0,11 


0,10 


0,08 


0,04 


0,01 




401—500 


0,14 


0,1. 


0,10 


0,08 


0,04 


0,03 




501—600 


0,is 


0,11 


0,09 


0,07 


0,04 


0,OJ 


P.-L.-M.-Netz 


601-700 
701-800 


0,12 

0,11 


0,10 
0,09 


0,08 
0,07 


0,06 
0,05 


0,04 
0,04 


0,055 
0,0» 




801-900 


0,10 


0,08 


0,06 


0,04 


0,04 


0.'>:'. 




901-1000 


0,09 


0,07 


0,05 


0,04 


0,04 


0,02 




1001-1100 


0,08 


0,06 


0,05 


0,04 


0,04 


0,01 




0-25 


0,ie 


0,14 


0,18 


0,12 


0,10 


0,05 




25-100 


0,16 


0,14 


0,1 s 


0,11 


0,10 


0,04 




100-150 


0,.6 


0,14 


0,18 


0,12 


0,10 


0,015 




150-200 


0,16 


0,14 


0,18 


0,12 


0,08 


0,035 




200-250 


0,16 


0,14 


0,18 


0,11 


0,08 


0,01 s 




250-300 


0,16 


0,14 


0,12 


0,11 


0,07 


0,035 




300—350 


0,16 


0,1$ 


0,12 


0,09 


0,07 


0,030 


Südnetz 


350—400 
400-450 


0,15 
0,15 


0,1» 

0,12 


0,11 
0,11 


0,09 
0,07 


0,06 
0.06 


0,030 
0,030 




450—500 


0,14 


0,12 


0,09 


0,07 


•0,05 


0,030 




500-550 


0,14 


0,11 


0,09 


0,06 


0,05 


0,010 




550—600 


0,1 S 


0,11 


0,07 


0,06 


0,04 


0,«^3.> 




600-650 


0,1 s 


0,10 


0,07 


0,05 


0,04 


0,02% 




650-700 


0,12 


0,10 


0,06 


0,05 


0,04 


0,015 




700-750 


0,12 


0,09 


0,06 


0,06 


0,04 


0,02S 




>750 


0,11 


0,09 


0,06 


0,05 


0,04 


0.02S 




0-25 


0,16 


0.14 


0,12 


0,10 


0,09 


0.08 




26-50 


0,16 


0,14 


0,12 


0,10 


0,07 


0.06 




51-75 


0,146 


0,126 


0,114 


0,094 


0,05 


0,04 




76-100 


0,1 S4 


0,114 


0,106 


0,086 


0,08 


0,020 


Staatsbahnnetz 


101-150 


0,185 


0,115 


0,10 


0,08 


0,058 


0.045 




151—200 


0,125 


0,105 


0,09 


0,07 


0,047 


O,osr 




201—250 


0,115 


0,095 


0,098 


0,078 


0,048 


0,035 




251—300 


0,105 


0,085 


0,087 


0,067 


0,087 


0.027 




>300 


0,13 


0,11 


0.10 


0,08 


0,05 


0,04 



Digitized by LjOOQ IC 



— 93 — 



a 



a 

()0 



o 










s 


s 


s 


s 


?? 


5^ 


s 


8 


8 














z^ns^wBis 


» 


« 




2 


9« 


s 


© 




s 


1 


1 


1 


1 


1 






« 


s? 


8 


s 


s 


S 


8 


8 


% 


s 


g 


g 


g 




1 


PBS 


CO 


to 




s' 


s 


s 


S 


i 


s 


S 


s 


s 


S 


1 


£ 

© 
"E 
c 
QQ 


■K-T'd 


1 s 

1 « 


s 


1 

M 


s 


8 


« 


1 


8 


8 


1 


8 

oo 


J 

oo 


8 

00 


8 


8ire9TO 


1 


1 


o 
9 




8 


1 


8 


8 


8 
orT 


8 


1 

90 


1 


s 


1 


85 










'^ 


9« 


« 


-^ 


CD 


r- 


»* 


ob 


00 


s 




s 


s 


8 


s 


s 


s 


8 


8 


8 


g 


8 










;»öAi 


0» 


» 


m 


t* 


•o 


■H" 


5 


9« 


OD 


§ 


oc 


1 


1 


1 


M 








iH 


»^ 










«o 








i; 


_ 






























:9 

3 




j ? 


s 


1 


8 


8 


1 


8 


1 


















M 


•e 




(0 


iH 


^ 


o 


Oi 


1 


1 


1 


1 


1 


1 




- 






•^ 




c« 


00 


^ 


•* 
















s 


s 


s 


s 


8 


8 






















CO 


te 


94 


r- 


« 


« 


1 


1 


1 


1 


1 


1 


1 


1 




- 








»^ 


91 


CO 




















; s 


s 


8 


o 


s 


8 


8 


8 


8 


1 














CO 


r- 




OD 


;si 


s 


5 


2 


§ 




1 






1 




' s 


? 


8 


8 


s 


8 


8 


8 


8 


8 


8 


8 


s 








« 


r3 


-*. 




oo 


9« 


»o 


t- 


oo 


S 


r* 


'S 




1 
















** 


tO 
















































s 


1 


8 


8 


8 


8 


8 


8 


8 


8 


f 


8 


8 


8 












^ 


09 


5 


2? 


S 


J2 


S? 


eS 


?? 


S 






- 
































s 


8 


8 


S 


8 


o 


8 


8 


8 


8 


8 


8 


8 


8 






« 


t- 


<**» 


S 


r- 


o 


94 




•A 


»o 


;s 


94 


o» 


o 














^ 


ift 




r- 


« 










- 
































s 


§ 


8 


S 


s 


8 


5 


8 


8 


8 


8 












« 


t* 


•^ 


o 


t* 


o 


91 


•4 


o 


r- 


e^ 


1 


1 


1 




- 






IH 


M 


91 


«5* 


lO 


W 


r- 


r- 


QO 










? 


S 


1 


? 


1 


8 


1 


8 




















r» 


"«*• 


O 


t- 


c 


94 


















- 






t-l 




94 


-^ 




«o 
















1 


1 


1 


g 


1 


1 






















« 


t- 


•>* 


o 


t- 


o» 


1 


1 


1 


1 


1 


1 


1 


1 












9« 


9« 


eo 






















8 


J 


1 


?2 


8 


1 


8 


1 


§ 














s 


^ 


oo 


•o 




00 


Oi 


94 


Kl 


00 


1 


1 


1 


1 


1 




- 






iH 


99 


9« 


CO 


«C 


«o 


t- 














8 


§ 


s 


8 


8 


g 


s 


s 


g 


8 


s 


g 


S 








1 *♦ 


OD 


<D 


-f 


M 




s 


oo 




"^ 


\a 


O 


»* 


1 






1 








« 






o> 


o 






00 






" 
































s 


s 


8 


s 


S 


8 


8 


8 


8 


8 


8 


8 


8 


8 






-•ii 


oo 


(O 


« 


t-i 


«o 


o 


«♦ 


t- 


S 


o 


o 


o> 


r- 












o>i 


« 


X* 


;e 


r- 


QO 




94 


04 


co 




^ 
































1 


8 


8 


s 


8 


8 


8 


8 


8 


8 


8 


8 


8 


8 






«* 


oo 


« 


eo 




«0 


o 


^ 


r- 


o> 


o 


o 


o> 


t- 


















to 




00 






94 




CO 




— 
































§ 


8 


S 


s 


8 


8 


8 


8 


8 


8 


8 












-* 


00 


«o 


S 




CO 


o 


94 


9« 


c 


t- 


1 
















« 


-* 


<D 


r* 


OD 


a 


OJ 










1 


1 


1 


g 


8 


1 


1 


1 


1 


1 


1 


1 


1 


1 






•* 


oo 


«D 


CO 


t-i 


w 


O 


























9« 


« 


*«• 


?© 


r- 
















s 


8 


8 


g 


8 


8 












1 










"* 


oo 


«e 


«■ 




«ö 




1 


1 


1 


1 




1 












IH 


91 


« 


■»J' 


















-tSvn] 


l9pJ0i9S 2 


£ 


s 


s 


s 


i 


i 


1 


1 






oc 


i 


iH 





Digitized by LjOOQ IC 



94 — 



1 i 


i 


1 


i 


2 


1 


1 


1 


1 




i 


§ 


g 


Ä* Befördenmgs- I 
3 länge || 


1 1 


1 


1 


1 


1 


1 


1 


1* 


r 


8 


1 




t© 

1 


Nord 


c 
1 

00 

i 


1 1 


1 


1 


1 


1 


1 


1 


SS 
8 


1 


*•* 


s 
1 


Ül 

1 


» 1 
^ i 


Ost 


1 1 


1 


Ol 

r 


8 


1^ 

QO 
1 


r 


f 


to 


f 




o 

8 


Ol 

8 


1 


West 


1 1 


1 


r 


5 
8 


2 


t 
1 


SS 
8 


8 


8 




S 
8 


1 


r 1 


Orlö&ns 


-4 -q 

■— O 

8 8 


1 


1 


-4 

1 


1 


1^ 
1 


8 


r 


8 




o 
8 


Ol 

8 


to 


P.-L.-M. 


' r 


8 




8 


3 

1 


1 


1^ 

4- 

1 


CO 

8 


1 


8 


to 

1 


1 


CO 

8 


Süd 


1 1 


1 


1 


1 


SS 
8 


1^ 
o 

1 


1 


5S 

1 


s 




«o 

1 


o« 

1 


to 

s 


Staatsnetz 


1 1 


1 


1 


1 


1 


1 


1 


1* 


c»« 

1 


1 


00 

1 


1 


1 


Noni 


Q 

p: 

1 

1 


1 1 


1 


1 


1 


1 


1« 


»0 


«o 
?. 

o 




to 

1 


1 


1^ 

1 


to 

1 1 


Ost 


1 1 


1 


00 

1 


1 


SS 

8 


r 


1 


i 


1 


g 


00 

s 


1 


k 


West 


1 1 


CO 

1 


1 


8 


1 


2 

1 


1 


8 


V« 

1 


8 


OD 

8 


1^ 

1 


to 

■^ 1 


Orleans 


2 :^ 

1 s 


CO 


CO 

§ 


S 

S 


CO 


to 


CO 

1 


1 




to 

1 


00 

1 


1^ 

1 


to 

1 


P.-L.-M. 




1 


2 

1 


1^ 


CO 

8 




ce 

CO 

1 




1 


1 


i 


Ol 

i 


to 

1 


Süd 


1 1 


1 


I 


1 


1 


1 


8 


f 


r 


00 


1 


1^ 

1 


to 


Staatsnetz 


1 1 


1 


1 


1 


1 


1 


1 


(« 

8 


OD 


oa 


Ol 

1 


CO 

1 


s 


Nord 


Q 
C: 

j 


1 1 


1 


1 


! 


1 


00 
1 


1 


J* 


QC 




1 


CO 

8 


IC 

1 


Ost 


1 1 


I 


i 


§ 


1 


1 


JU« 


tc 

1 


<x 


öl 


Ol 

8 


cc 

1 


1 


West 


SS S2 

1 1 


? 


1 




i" 


So 

1 


1 


1— 
to 

1 


00 


OS 


Ol 

1 


00 

1 


to 

1 


Orleans 




1 


-^ 


1 




OD 
1 


1 


t© 

1 


00 


Ol 


Üi 

1 


CO 

1 


to 

1 


P.-L.-M. 


CO 

' r 




1 






^00 

o 


1 


to 

1 


QC 


Ol 


1 


8 


to 

8 


Süd 


1 1 


1 


1 


1 


1 


1 


1 


t« 

1 


«o 

1 




1 


CO 


to 

8 


Staatsnetz 



Digitized by LjOOQ IC 



— 95 — 

Vergleicht man die vorstehend angegebenen Tarifsätze 
untereinander, so lassen sich namentlich folgende Verschieden- 
heiten konstatieren: 

1. Die Anfangssätze sind ziemlich gleich, nur auf dem Süd- 
netz höher als bei den übrigen Gesellschaften in der 3., 
4. und 5. Serie, dagegen niedriger beim Staatsbahnnetz 
in der 5. und bei der Ostbahn in der 3. Serie. 

2. Die Tarifsätze des Staatsbahnnetzes sind überhaupt 
niedriger als die der sechs Gesellschaften, mit Ausnahme 
der 6. Serie, für welche sie sich durchweg höher stellen, 
und der 3. Serie, für die sie höher als die Sätze der 
Ostbahn sind. 

3. Die Westbahn hat in den ersten fünf Serien von 400 km 
an niedrigere Sätze als die Ost-, Orleans-, P.-L.-M.- 
und die Süd-Compagnie, dagegen sind ihre Tarife höher 
als die der Ostbahn in der 3. Serie von 25 km und in 
der 5. Serie von 300 km an, und ebenso höher als die 
des Nordnetzes in Entfernungen von 200 bis 300 km 
für die 2. bis 5. Serie. 

4. In Entfernungen von 200 bis 300 km hat das Ostnetz 
höhere Frachtsätze als das Nordnetz für die 2. und 
4. Serie. 

5. Die Tarifsätze der Süd-Compagnie sind von 100 km an 
in der 1. und 2. Serie und bereits von 25 km an in 
der 3., 4. und 5. Serie höher als die der anderen Bahnen. 

6. Die Frachtsätze der 6. Serie sind bei den sechs Gesell- 
schaften sehr gleichmäßig, dagegen, wie schon bemerkt, 
beim Staatsbahnnetz höher. 

Neben diesen sogenannten „allgemeinen** Tarifen sind 
indessen die Spezial- und Ausnahmetarife im Aus- und 
Inlandverkehr so zahlreich, dag dieselben für den gesamten 
Güterverkehr von größerer Bedeutung als jene sind. 

Wie es aber nicht in die Oekonomie dieses Buches gehören 
kann, alle jene die mannigfaltigsten Verkehrsinteressen berück- 
sichtigenden Tarifaufstellungen und -Korabinationen, die Frank- 
reich nicht immer zu seinem Vergnügen kennt, hier aufzuzählen, 
80 wollen wir uns darauf beschränken, deren buntes Bild weiter 
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unten mit einigen aus dem Recueil-Chaix ^), der großen fran- 
zösischen Tarifsammlung, zusammengestellten Beispielen zu 
beleuchten, die so gewählt sind, daß sie je eine der möglichen 
Kombinationen charakterisieren. 

Vorher sei aber noch erwähnt, daß nach der von dem 
französischen Arbeitsministerium herausgegebenen Statistik 
(Documents principaux für 1893)*) die durchschnittlichen 
Kosten der Verfrachtung per Tonne und Kilometer unter In- 
rechnungziehung sämtlicher Bahnstrecken Frankreichs d'int^r^t 
g^n^ral im Jahre 1893: 5,2 5 Cent, betragen hatte und die 
verfrachtete Tonne durchschnittlich 6,64 Frs. bei einer durch- 
schnittlich durchfahrenen Strecke von 126,5 km hatte auf- 
bringen müssen. 

In demselben Jahre hatte die verfrachtete Tonne nach den 
Documents divers ^) bei den einzelnen Eisenbahngesellschaften 
durchschnittlich nachfolgende Frachtsätze aufgebracht: 

bei durchschn. 
per Kilometer überhaupt Beförderung 
Cent. Frs. von km 

Nord 4,56 4,61 101,5 

Ost 5,05 5,79 113,9 

West . 6,09 7,46 122,4 

Orleans 5,69 9,09 17d,s 

P.-L.-M. (inkl. Rh6ne-Mt. Cenis 5,o7 9,oi 177,5 

Süd 6,17 8,68 140,0 

Pariser Gartelbahn .... 14,64 l,4i 9,6 

Große Pariser Gürtelbahn . . 7,i2 2,os 28,5 

Im Durchschnitt . . 5,24 6,9i 132,t 

Staatsbahnnetz 4,95 6,0s 121,7 

') Recueil-Chaix, Paris, Imprimerie et Librairie centrales des 
chemins de fer. (Eine Aktiengesellschaft mit 5 Millionen Frs. Kapital.) 

«) Erschienen 1895. Cf. Tabelle S. 286—287, Kolumnen 9—11. 
Die entsprechenden Zahlen für den Personenverkehr waren 3,88 Cent 
pro Personenkilometer resp. 1,98 Frs. für durchschnittlich 81,5 durch- 
fahrene Kilometer. 1894 brachte der Tonnenkilometer 5,i4 Cent., die 
Tonne, welche durchschnittlich 126 km durchfahren war, 6,55 Frs., und 
waren für den Personenverkehr die Zahlen: 3,85 Cent. resp. I,i8 Frs. 
bei 30,7 km. 

') Premiere partie, erschienen 1895. Cf. Tabelle S. 209, Kolumnen 
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Wegen der Aufstellung der vorstehenden Durchschnitts- 
säize ist hervorzuheben, daß in dieselben die sogenannten 
.Recettesaccessoires'^, d. h. die pro Kopf bezw. Stück zu be- 
rechnenden Transportpreise für Wagen und Tiere sowie die 
Neben- und Zusatzgebühren, welche im Güterverkehr außer 
dem Bruttotarif entrichtet werden müssen, nicht mit einbezogen 
sind. Letztere sind^): 1. Enregistrement 10 Cent.; 2. ein 
Recepissestempel 70 Cent.; 3. Verladungs- und ebenso Ablade- 
gebühren per Tonne je 0,4 o Fr. für Stückgut und 0,so Fr. 
bei ganzen Wagenladungen, bei letzteren jedoch fortfallend, 
wenn Versender und Empfänger die Ver- und Entladung selbst 
besorgen, Sendungen bis 40 kg überhaupt frei; 4. Bahnhofs- 
gebühren für die Aufgabe- und ebenso für die Ankunftsstelle 
per Tonne je 0,35 Fr. bei Stückgut und 0,2 o Fr. bei ganzen 
Wagenladungen, Sendungen bis 40 kg ebenfalls frei; 5. Ueber- 
gangsgebühren beim Wechsel der Strecken verschiedener Eisen- 
bahnen 40 Cent, per Tonne, auf Bruchteile zu 10 kg zu be- 
rechnen; die Gebühr wird von den betreffenden Eisenbahn- 
gesellschaflen geteilt; 6. für besonderes Nachwiegen, auf Ver- 
langen des Versenders oder Empfängers, 10 Cent, für je 10 kg 
und 30 Cent, für einen ganzen Waggon auf der Brücken wage; 
die Gebühr ist aber nicht zu entrichten, wenn sich ein Ver- 
wiegungsirrtum der Compagnie herausstellt; 7. Lagergeld 
(magasinage) per 100 kg 5 Cent, für jeden der ersten 3 Tage 
nach Verweigerung der Annahme, oder nachdem 48 Stunden 
seit Avisierung der Ankunft der Sendung verstrichen sind, 
und 10 Cent, für jeden weiteren Tag, bezw. 8. Wagenstand- 
geld für die Be- oder Entladung per Tag und immobilisierten 
Waggon 10 Cent, mit Ausnahme der ersten 24 Stunden nach 
Bereitstellung des Wagens bezw. nach Avisierung seiner An- 
kunft; jedoch hat der Empfänger zwei Tage zur Entladung 
Zeit, ohne das Standgeld entrichten zu müssen, wenn er mehr 



IS und 19. Die Docaments divers für 1894 waren Juni 1896 noch nicht 
erschienen. 

') Gemäß den Bestimmungen des Bedingnisheftes festgesetzt durch 
Ministerialverfagung vom 30. November 1876. 

Kaufmann, Eäsenbahnen Frankreichs. II. 7 
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als 10 Wagen verschiedener Provenienz erhält. An Stelle der 
unter 3 und 4 genannten Gebühren, welche sich auf Güter 
beziehen, treten Sätze per Kopf für Rindvieh und Zugtiere 
1,0 Fr., für Kälber und Schweine 40 Cent., für Schafvieh 
20 Cent.; bei Verfrachtung von rollendem Material werden 
die Transportmanipulationen auf Kosten und Gefahr des Ab- 
senders am Aufgabeort und des Empfängers am Ankunftsort 
besorgt. — Das Rollgeld für Abholung der Güter aus dem 
Hause des Versenders und für Abfuhr in das Haus des 
Empfängers gehört nicht zu diesen Nebengebühren und unter- 
liegt je nach Ort und Gesellschaft besonderer Tarifierung. 

Unter Berücksichtigung dieser Nebengebühren und 
sowohl der General- wie der Spezialtarife stellt sich der 
Frachtpreis bei den verschiedenen Eisenbahnen in deren Einzel- 
verkehr und beim Verkehr über mehrere Strecken für die nach- 
folgenden aus den verschiedenen Güterserien und -klassen mit 
der Absicht zusammengestellten Verfrachtungsbeispiele, 
daß aus ihnen das Gefüge der französischen Tarif- und Ge- 
bührenkombinationen ersichtlich werde, wie folgt: 

NordbAhn. 

I. Verfrachtung auf der eigenen Strecke. 

Es ist an Fracht zu zahlen für Güter der I.Serie (S. 4)') von 
Douai nach Paris (Bahnhof zu Bahnhof): 

Verfrachtung von Douai nach Paris (1. Serie) . 33 Frs. 40 Cent. \ per 
Lade- und Bahnhofsgebühren 1 , 50 , /Tonne 

zus. 34 Frs. 90 Cent., 
d. i. für 500 kg 17 Frs. 45 Cent., zuzüglich 
Stempel und Enregistrement (80 Cent.): 18 Frs. 
25 Cent. 

Wenn die Güter vom Domizil des Ver- 
frachters abgeholt und zu dem des Empfängers 
gebracht werden (2. Zone), erhöht sich die 
Fracht von 34 Frs. 90 Cent. : 



^) Die eingeklammerten Seitenzahlen beziehen sich auf die Seiten 
des Recueü-Chaix Nr. 217. 
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um die AbholungsgebQhr (S. 77) ... . 2 Frs. 50 Cent. \ per 
und um die AbliefeniDgsgebühr (S. 76) . . 6 , — „ / Tonne 

auf zus. 43 Frs. 40 Cent., 

d. i. für 500 kg 21 Frs. 70 Cent., zuzüglich Stempel und Enregistre- 
ment (80 Cent): 22 Frs. 50 Cent. 

Wenn dieselbe Verfrachtung von einem Platze aus, der an einer 
in Douai mündenden Zweigbahn liegt, z. B. von Lalaing, erfolgt, um 
im Domizil des Pariser Empföngers abgeliefert zu werden, stellt sich 
der Preis, wie folgt: 



Verfrachtung von Lalaing nach Douai (S. 78) 15 Frs. — Cent. 

, , Douai nach Paris (S. 24) . 83 , 40 , 

Lade- und Bahnhofsgebühren (S. 7) . . . . 1 , 50 , 

Abhefenmgsgebühr (S. 76) 6 , — , 



per 
Tonne 



zus. 55 Frs. 90 Cent., 
d. L für 500 kg 27 Frs. 95 Cent. , zuzüglich Stempel und Enregistre- 
ment (80 Cent.): 28 Frs. 75 Cent. 



Der herabgesetzte Frachtpreis für 5000 kg Bretter, die nicht länger 
Hnd als 6,5 in, beträgt, wenn die Ab- und Aufladung von der Eisen- 
bahn nicht besorgt wird, von Gravelines nach Laon = 224 km (Bahnhof 
zu Bahnhof), weil es sich dabei um ein Frachtgut (S. 5) handelt, das 
dem Spezialtarif P.V. Nr. 9 unterliegt, weiter der Bareme IV in An- 
wendung kommt (S. 5), und dasselbe auf einem einzelnen Wagen ver- 
frachtet wird: 

Verfrachtong von Gravelines nach Laon (S. 11 ] 

a. 48) 8 Frs. 60 Cent. LJ^^^ 

Bahnhofsgebühr am Abgangs- und Ankunftsort — «40 , J 

zus. 8 Frs. 90 Cent., 
macht für 5000 kg 44 Frs. 50 Cent., zuzüglich Stempel und Enregistre- 
ment (80 Cent): 45 Frs. 30 Cent. 

Bei Anwendung des Bar&me IV wird ein unbedeckter Güterwagen 
benutzt (§ 6, S. 33), und erhöht sich der Frachtpreis um 3 Frs., wenn 
der Verfrachter die Lieferung einer Wagendecke beansprucht. 

11. Verfrachtung Über von verschiedenen Verwaltungen 
betriebene Strecken. 

Die Verfrachtung zum billigsten Preis von 600 kg nicht näher 
bezeichneter Textilwaren von St. Quentin nach Paris-Bercy (164 km) 
(Bahnhof zu Bahnhof) würde kosten: 



Digitized by LjOOQ IC 



Fracht: 

der 
Nord- 
bahn 



der 

Gürtel- J 

bahn 



— 100 — 

Aufladungs- und Bahn- 
hofsgebühr am Abgangs- 
ort (S. 7) — Frs. 75 Cent. 

Verfrachtung v. St. Quen- 
tin nach La-Chapelle 
(152km) (I.Serie, S. 23) 23 

Uebergangs- 



, 24 Frs. 75 (^nt 



Nord (S. 7) 

Gürtelbahn 

(S. 1258) 



gebühr auf 

die Gürtel- 
bahn 

Verfrachtung von La- 
Chapelle nach Bercy 
(12 km) (S. 1259). . • 

Bahnhofsgebühr und Ab- 
ladung am Ankunfts- 
ort (S. 1258) . . . . 



80 
20 



- . .20 



16 



11 



zus. 27 Frs. 86 Cent., 



d. i. für 600 kg 16 Frs. 70 Cent., zuzüglich Stempel und Enregistremei 
(SO Cent): 17 Frs. 50 Cent. 



Wenn dieselbe Verfrachtung nach B^ziers geschieht, stellt sie 
die Rechnung folgendermaßen: 
Aufladungs- und Bahn- 
hofsgebühr am Abgangs- 
ort (S. 7) — Frs. 75 Cent. 

Verfrachtung v. St. Quen- 
tin nach La-Chapelle 
(152 km) (I.Serie, S. 23) 23 



Fracht; 
der 

Nord- 
bahn 



der 
Gürtel- 
bahn 



der 
P.-L.- 
M.- u. 

der 
• Süd- 
bahn 



Uebergangs-f Nord (S. 7) 
' gebühr in! Gürtelbahn 

La-Chapellel (S. 1258) 

Verfrachtung von La- 
Chapelle nach Bercy 
(12 km) (S. 1259) . . . 

üebergangsgebühr in 
Bercy auf dieP.-L -M.-Bahn 

Verfrachtung von Bercy 
nach Beziers nach dem 
gemeinschaftlichen Ta- 
rif der P.-L.-M.- und 
Süd-Gesellschaft Nr. 100 
(1. Serie) (S. 1393) . . 



80 
20 



24 Frs. 75 Cent. 



- . 20 



16 



— . 20 



56 



107 



,107 



zus. 134 Frs. 31 Cent. 
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d. i. für 600 kg 80 Frs. 60 Cent., zuzOglich Stempel und Enregistrement 
[SO Cent): 81 Frs. 40 Cent. 



Der herabgesetzte Frachtpreis fQr 5000 kg Blei weiß in Fäesern be- 
tragt TOD Lille nach Orleans, einschließlich üebergangsgebühr: 
[es handelt sich um ein Frachtgut (Serie 2), das die Vor- 
teile des Spezialtarifs Nr. 18 (S. 32) genießt] 



Fracht: 
der 

Xord- 
bahn 



der 
Gürtel- 
bahn 



der 

Or- 
leans» 
Bahn 



Äufladungs- und Bahn- 
hofsgebfibr amAbgangs- 

ort (S. 7) 

Verfrachtung von Lille 
n. La-Chapelle (245 km) 
nach SpeziaJtarif Nr. 18, 
Bartoe IE, W. C, S. 39 

(S. 25) 

Uebergangs- [Nord (S. 7) 
gebühr in | Gürtelbahn 
La-Chapelle[ (S. 1258) . 
Verfrachtung von La Cha- 
pelle nach Jyry (S. 1259) 
f Gürtelbahn 
(S. 1258) . 
Orions 
(S. 751) . . 
Verfrachtung von Jvry 
nach Orleans nach Spe- 
zialtarif Nr. 18, Bar^me 
D, S. 807 (S. 758) . . 
Abladungs- und Bahnhof s- 
g^bühr am Ankunfts- 
ort') (S. 751) . . . . 



— Frs. 50 Cent. 



10 



50 
20 



11 Frs. 20 Cent. 



- . 20 



16 



üebergangs- 
gebühr in 
Jvry 



20 



~ » 20 



11 



- , 75 



56 



g 



11 



95 



zus. 25 Frs. 71 Cent., • 

•1. i. für 5000 kg 128 Frs. 55 Cent., zuzüglich 80 Cent, (wie oben): 
129 Frs. 35 Cent. 



') Obgleich es sich um eine Verfrachtung von 5000 kg handelt, 
betragen die Ablade- und Bahnhofsgebühren 0,4o + 0,35 = 0,75 Fr. und 
nicht 0,1« + 0,80 = 0,50 Fr., weil der der Orleans-Gesellschaft durch 
den Spezialtarif Nr. 18 zugebilligte Baröme D ohne Tonnengeld zu be- 
rechnen ist. 
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Die Verfrachtung zum billigsten Preis von 5000 kg Eleesamen in 
Säcken von Cbaronne nach Arras (Bahnhof zu Bahnhof) beträgt, im 
Falle, daß die Aufladung vom Verfi*achter und die Abladung von der 
Eisenbahngesellschaft besorgt wird, da nach S. 1260 und 1261 die Ve^ 
frachtung von Futterpflanzen, wenn dieselbe in einer vollen Waggon- 
ladung von 5000 kg erfolgt, auf der Gürtelbahn dem Spezialtarif P.V. 
Nr. 1 und auf dem Nord dem Spezialtarif P.V. Nr. 2 unterliegt: 

Bahnhofsgebühr in Cbaronne (S. 1256) — Frs. 20 Cent. 
Verfrachtung von Cbaronne nach La- 

Chapelle (S. 1260) - 

üebergang8gebührrGürtelbahn(S.1256) — 

in La-Chapelle INord (S. 1260) . . - 
Verfrachtung von La-Chapelle nach 

Arras (190 km) nach Bardme 111 (S. 24 

und 48) 9 

Bahnhofsgebühr und Abladung (S. 7) . — 

zus. per 1000 kg 10 Frs, 85 Cent , 
d. i. für 5000 kg inkl. Stempel etc. (80 Cent.): 55 Frs. 05 Cent. 



s t b a h n. 

1. Verfrachtung auf der eigenen Strecke. 

Es ist an Fracht zu zahlen für 510 kg kleine Stahlwaren voi 
Langres-Mame nach Faris-La Villette (Bahnhof zu Bahnhof): 



201 


;ent. 


iFrs. 


— Cent 




00 


« 






s 


20 


* 






5 


20 


n 






■i 






9 . 


85 , 


*" 


15 


y 








50 


t» 




} 



Verfrachtung von Langres-Mame nach Paris- 

La Villette, 296 km (1. Serie) (S. 261—268) . 45 Frs. 40 Cent. 
Ver- und Entladungs- und Bahnhofsgebähren 

(S. 251) 1 , 50 , 



per 
Tonn 



zus. 46 Frs. 90 Cent., 
d. i. für 510 kg inkl. Stempel etc. (80 Cent.): 24 Frs. 70 Cent. 



Wenn dieselbe Verfrachtung von der Stadt Langres nach Par 
vom Domizil des Verfrachters zu dem des Empfängers erfolgt, so ist a 
Fracht zu zahlen: 



Digitized by LjOOQ IC 



— 103 



per Tonne 

Abholung (S. 295) 3 Fre. — Cent. 

Enregutrement undRecepissestempel 

(S. 251 u. 252) 

Auflade- and Bahnhof8gebahr(S. 251) — , 75 
Verfrachtang von Langres (Stadt) 

nach Bahnhof Paris 302 km (1. Serie) 

(S. 261— 268) 46 . 80 , 

Ablade* und Bahuhofsgebühr in Paris 

(S.251) _ , 75 ^ 

Abliefening 5 

zus. 55 Frs. 80 Cent. 



für 510 kg 

1 Frs. 55 Cent. 
- . 80 , 

24 , 40 , 

2 . 55 . 



29 Frs. 30 Cent. 



"Wenn dieselbe Verfrachtung von Montignj-le-Roi aus erfolgt, einem 
Platz, welcher der Station Meuse-Montigny-le-Roi als Verfrachtungsstelle 
dient, und für Paris nach dem Hause des Empfängers gerichtet ist, so 
ist an Fracht zu zahlen: 



Ueberftkhrung von Montigny-le-Roi 
nach Meuse - Montigny - le • Roi 
(8. 296) 

Enregistrement un dRecepissestempel 
(8. 251 u. 252) 

Bahnhofsgebühr am Abgangsort 
(8. 251) 

Verfrachtung Ton Meuse-Montigny- 
le-Roi nach Paris Bahnhof La Vil- 
lette, 323km (I.Serie) (S. 268— 268) 

Bahuhofsgebühr am Ankunftsort 
(8. 251) 

Ablieferung (S. 291) 

zus. 



per Tonne 



4 Frs. — Cent. 

- . 75 . 
49 , 20 r 

5 r — J» 



59 Frs. 70 Cent. 



für 510 kg 



2 Frs. 05 Cent. 



— . 80 



25 . 85 



2 , 55 



31 Frs. 25 Cent. 



Die Verfrachtung Ton 10 000 kg Kohlen von Givet nach Chälons-sur- 
Mame würde kosten (Spezialtarif P.V. Nr. 7, § II): 
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Verfrachtung von Givet nach GhäJons-sor- 
Marne (S. 276) 6 Frs. 10 Cent 

Bahnhofsgebühr am Abgangs- und Ankunfts- 
ort (S. 251) — , 40 , 



per 
Tonne 



zus. 6 Frs. 50 Cent, 



das macht, wenn Auf- und Abladung vom Versender und Empfänger 
besorgt wird, für 10000 kg Kohlen inkl. 80 Cent Stempel etc.: 65 Frs. 
80 Cent 



IL Verfrachtung Über von verschiedenen Verwaltungen 
betriebene Strecken. 

Die Verfrachtung von 510 kg kleiner Stahlwaren würde (Bahnhof 
zu Bahnhof) von Langres-Marne nach Ronen (linkes Ufer) kosten: 



Fracht: 
der 
Ost- 
bahn 



der 
großen 
Gürtel- 
bahn 



der 
West- 
babn 



Enregistrement und Rece- 
pisse (S. 251 u. 252) 

Bahnhofsgebühr am Ab- 
gangsort (S. 251) . . . 

Verfrachtung von Langres- 
Marne nach Noisy-le-Sec, 
288 km (1. Serie) (S. 261 
bis 268) 

Halbe üebergangsgebühr in 
N.-le-S. (S. 251) . . . 

Halbe Üebergangsgebühr in 
Noisy-le-Sec (S. 1251) . 

Verfrachtung von N.-le-S. 
nach Argenteuil, 21 km 
(S. 1255 und 1256) . . . 

Halbe Üebergangsgebühr in 
Argenteuil 

Halbe üebergangsgebühr in 
Argenteuil 

Verfrachtung von Argen- 
teuil nach Rouen, 125 km 
(S. 1168—1174) . . . 

Bahnhofsgebühr am An- 
kunftsort (S. 1151) . . 



per Tonne 



- Frs. — Cent. 

- , 75 . 

44 , 20 , 

- « 20 « 

- , 20 . 

3 . 25 , 

- « 20 , 

- . 20 . 

19 „ 75 , 

- , 75 , 



69 Frs. 50 Cent, 



für 510 kg 



Frs. 80 Cent 



*23 



05 



90 



10 , 55 



30 Frs. 30 Cent. 



Digitized by LjOOQ IC 



— 105 — 



P.-L.-M.-Bahn. 

I. Verfrachtung auf der eigenen Strecke. 

Die Verfrachtung einer verpackten Maschine im Gewicht von 671 kg 
(Spezialtarif Nr. 14, 4. Serie) wOrde bei Versendung von einem in Paris 
im 17. Stadtbezirk = 4. Zone belegenen Hause nach Nizza, ebenfalls 
in das Haus des Empfängers abgeliefert, kosten: 



Enregistrement und Stempel (S. 451 

n. 452) 

Abholung (4. Zone) (S. 507) . . . 

Verfrachtung vom Bahnhof in Paris 

nach dem in Nizza (1029 km, Tarif 

special Nr. 14) (4. Serie) (S. 491) 

Ter- und Entladungs- und Bahn- 

hofsgebflhren (S. 452) .... 

Ablieferung, Tarif Nr. 187 (S. 521) 



zus. 



per Tonne 



— Frs. — Cent. 

8 , - . 



71 , 

1 . 
8 , 



60 
50 



671 kg auf 680 kg 

abgerundet 

(S. 452) 



— Frs. 80 Cent. 
5 , 45 „ 




84 Frs. 10 Cent. 58 Frs. — Cent. 



Die V^frachtung eines Fasses Wein im Gewicht von 526 kg würde 
unter den Bedingungen des Spezialtarifs Nr. 6 (S. 487) von Montpellier 
(Haus des Verfrachters: 1. Zone) nach Paris in das Entrepöt Quai St. 
Bemard kosten: 





per 


Tonne 


526 kg ab- 
gerundet auf 
530 kg 


Enregistrement und Stempel (S. 451 
und 452) 


-Frs. 


— Cent. 


— Frs. 80 Cent. 


Abholung, Tarif Nr. 61 (1. Zone) 








(S. 513) 


3 . 




1 , 60 , 


Verfrachtung von Bahnhof Mont- 








pellier nach Bahnhof Paris, fester 








Satz zwischen beiden Städten, in 








den alle Nebengebühren einge- 








schlossen sind (S. 487) .... 


47 . 


— - , 


24 . 90 . 


Ablieferung 


3 „ 


50 , 


1 . 85 , 


zus. 


53 Frs. 


50 Cent. 


29 Frs. 15 Cent. 
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IL Verfrachtung Über von verschiedenen Verwaltungen 
betriebene Strecken. 

Die Verfrachtung von 200 kg Seide würde kosten von Lyon-Vaise 
(1. Zone) nach Rennes von Haus zu Haus: 



Enregistrement und Stempel (8. 451 

und 452) 

Abholung, Tarif Nr. 3 (1. Zone) 

(S. 507) 

Verlade- und Bahnhofsgebühren 

(S. 452) 

Verfrachtung von Bahnhof Lyon- 

Vaise nach Bahnhof Saincaize, 

288—240 km (1. Serie) (S. 476) . 
üebergangsgebühr ( P.-L.-M. (S. 451) 

in Saincaize l Orleans (S. 751) 
Verfrachtung von Saincaize nach 

Angers (Transit: 1. Serie) (S. 757) 
üebergangsgebühr ( Orleans (S. 751) 

in Angers \ West (S. 1151) 

Verfrachtung von Angers nach 

Rennes Bahnhof (1. Serie, S. 968) 

(S. 1160) 

Entladungs- und Bahnhofsgebühren 

(S. 1151) 

Ablieferung (S. 1221) 

zus. 



per Tonne 



— Frs. — Cent 
5 , - , 

- . 75 , 



37 , - . 

- . 20 , 

- . 20 , 

47 . 10 , 

- . 20 , 

- , 20 , 



22 , 30 , 

- , 75 , 
3 , - , 



200 kg 



— Frs. 80 Cent 



1 . - . 



7 . 60 . 



9 , 50 . 



4 , 65 . 



- . 60 , 



1 16 Frs. 70 Cent. 24 Frs. 15 Cent 



Orl^ans-Bahn. 

Die Verfrachtung von 465 kg gegossener Glaswaren würden (Bahnhof 
zu Bahnhof) kosten von Paris nach Chäteauroux: 

Bahnhofsgebühr etc. (S. 751) — Frs. 75 Cent. 

Verfrachtung, Tarif special D Nr. 18, BarömeD I per 

(262 km) (S. 812) 16 , 85 , (Tonne 

Bahnhofagebühr etc. (S. 751) — ^ 75 ^ 

zus. 18 Frs. 35 Cent, 
das macht für 470 kg (abgerundet) zuzüglich Enregistrement etc. 
(80 Cent.): 9 Frs. 40 Cent. 
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Die Verfrachtung von 250 kg Schuhwaren würde (Haus zu Haus) 
▼on Paris nach Lorient kosten : 

Abholung in Paris (S. 822) 5 Frs. — Cent 

Bahnhofsgebühr etc. (S. 751) — ^ 75 , 

Paris-Nantes (Tarif special D 

Nr. 32, 1. Serie) (S. 820) . 48 , ~ , I per 
Nantes-Lorient, 189 km (Tarif (Tonne 

genöral, 1. Serie (S. 776) . 29 , 35 , 

Bahnhofsgebühr und Abladung (S. 751) . . — ^ 75 ^ 

Abüeferung (S. 822) 2 , 50 , 

zus. 86 Frs. 35 Cent., 
das macht für 250 kg zuzüglich Enregistrement etc. (80 Cent.) : 22 Frs. 
40 Cent 



Verfrachtung 



Die Verfrachtung von 500 kg Traubenzucker (Bahnhof zu Bahn- 
hof) Ton Paris nach Brive (501 km) würde kosten: 
Aufladung und Bahnhofsgebühr (S. 751) . . -- Frs. 75 Cent. \ 

(Tonne 



Verfrachtung (Tarif special D Nr. 5, Barßme B) 
Babnhofsgebühr und Abladung (S. 751) . . 



35 



05 
75 



zus. 36 Frs. 55 Cent, 
daa macht für 500 kg zuzüglich Enregistrement etc. (80 Cent): 19 Frs. 
10 Cent 

Bei thatsächlicher Verfrachtung von 5000 kg oder Bezahlung für 
5000 kg stellt sich die Tonne (Tarif special D Nr. 5, Bardme D) auf 
nur 25 Frs. 5 Cent, macht bei 5 Tonnen (inkl. 80 Cent.): 126 Frs. 
5 Cent 



27 Frs. 50 Cent 



20 
75 



Die Verfrachtung von 362 kg Flachs (roh oder gebrochen) würde 
kosten (Bahnhof zu Bahnhof) von Paris nach Nantes : 
Verfrachtung: Paris nach Angers (St Land), 

Tarif special D Nr. 20, § 2, 

fester Satz (S. 813) .... 
, Angers (St. Land) nach Nantes 

(Tarif special D Nr. 32) (3. Serie) 

(S. 820) 5 

Aufschlag, Tarif special D Nr. 33 

(S. 82) - 

Bahnhofsgebühr und Abladung — 

zus. 33 Frs. 45 Cent 
oder für 870 kg (+ 80 Cent): 13 Frs. 20 Cent. 



per 
Tonne 
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Staatsbahn. 

Die Verfrachtung eines Fasses Wein im Gewicht von 250 kg 
wQrde, zu den «billigsten Bedingungen" versandt (Bahnhof zu Bahnhof), 
von Rochefort nach Orleans (237 km) über den vorgeschriebenen und 
billigsten Weg Über Tours kosten: 

Bahnhofsgebühr etc. (S. 901) — Frs. 75 Cent. 

Verfrachtung über Tours (Tarif special P. V. 

Nr. 2, Baröme Nr. 5) (S. 906) 12 , 70 , 

Halbe üebergangsgebühr in Touw (S. 901). . — „ 20 , 
Verfrachtung über Tours nach Orleans (Tarif 

special D Nr. 6, fester Satz (S. 758) ... 11 , 50 , 



per 
Tonne 



zus. 25 Frs. 15 Cent., 
das macht für 250 kg inkl. 80 Cent: 7 Frs. 10 Cent. 

Hätte aber der Verfrachter volle Verfrachtung über die Staatsbahn 
verlangt, so würde derselbe Transport nach Artikel 3 des gemeinschaft- 
lichen Tarifs G Nr. 5 (Steat), E Nr. 211 (Orleans), Nr. 204 (West) ge- 
kostet haben von Rochefort über Villeneuve-dlngr6 nach Orleans, 7 km: 

Zweimal Bahnhofsgebühr etc. (S. 901) 1 Frs. 50 Cent. 

Von Rochefort nach Villeneuve = 402 km (S. 912) und 
von Villeneuve nach Orleans = 7 km (S. 908), 
zus. 409 km (S. 903) 40 , 90 , 



zus. 42 Frs. 40 Cent, 
das macht für 250 kg inkl. 80 Cent.: 15 Frs. 10 Cent. 



Sttdbahn. 

Die Verfrachtung einer Waggonladung Maultiere oder Maulesel 
von Lourdes nach Irun würde kosten (Tarif special P.V. Nr. 1) (S. 1061): 

Von Lourdes nach Pau (39 km) k 0,6o Fr. (Bardme 

special Nr. 2, § 1) 19 Frs. 50 Cent. 

Von Pau nach Irun (§ 1, Ausnahmepreis) .... 56 , — ^ 

zus. per Waggon 75 Frs. 50 Cent 



Die Verfrachtung von 1000 kg Nudebi würde kosten (Bahnhof zu 
Bahnhof) von Villemur nach Valence d'Agen: 
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Ver- und EntladuDgs- und Bahnhofsgebühren . . 1 Frs. 50 Cent. 
VonYillemur nach Montauban (25 km, Tarif g^n^ral, 

2. Serie) 3 , 50 , 

Aufschlag auf Tarif gen^ral (Tarif P Nr. 29 Kap. 111) — , 20 , 
, , special P Nr. 2 (Tarif P Nr. 29 

Kap. III) — , 20 , 

Von Montauban nach Valence d'Agen (45 km, Tarif P 

Nr. 2, Bar^me special, § 5) 3 r 60 r 

zus. 9 Frs. — Cent. 

Bei Ab- und Zufuhr von und zu Haus erhöht sich der obige Betrag 
um 2.50 resp. 1,75 Frs., zus. um 4,ss Frs. 



W e s t b a h n. 

I. Verfrachtung auf der eigenen Strecke. 

Eine Tonne Wollgarn würde kosten (Bahnhof zu Bahnhof) von 
Elbeuf nach Paris : 

1. Serie (S. 1163) 20 Frs. 50 Cent. 

Ver- und Entladungs- und Bahnhofsgebühreu . . 1 „ 50 „ 



zus. 22 Frs. — Cent. 
Von Haus zu Haus: 

Abholung (S. 1226) 3 Frs. 

Ablieferung (Posten bis zu 1000 kg, 1. Zone, S. 1221) 5 „ 

zus. 8 Frs. 



Dieselbe Tonne Wollgarn würde von Orival über Elbeuf nach 
Paris (Haus) kosten: 

Verfrachtung von Orival nach Elbeuf (S. 1231) . . 3 Frs. 50 Cent. 

, Elbeuf , Paris (S. 1163) . . 20 , 50 ^ 

Ver- und Entladungs- und Bahnhofsgebühren 1 ^ 50 „ 

Ablieferung (Posten bis zu 1000 kg, 1. Zone, S. 1221) 5 , — ^ 



zus. 30 Frs. 50 Cent. 



Eine Verfrachtung von 5000 kg Salz (Tarif special P.V. Nr. 4, 
S. 1184 und 1185), Aufladung und Abladung von der Eisenbahn besorgt, 
^on Dieppe nach Maus einschließlich Ver- und Entladungsgebühr per Tonne 
12 Frs. 20 Cent., macht per 5 Tonnen zuzüglich 80 Cent.: 61 Frs. 80 Cent. 
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Im Falle Verfrachter und EmpfUnger Zu- und Abfahr Qbemebmen, 
betragt die Fracht von Dieppe nach Serqueux (S. 1163) per Tonne für 
50 km (Bar§me F, S. 1217), einschl. der Bahnhofsgebühr von 40 Cent: 
3 Frs. 40 Cent. x)der für 5 Tonnen, zuzüglich 80 Cent: 17 Frs. 80 Cent. 

11. Verfrachtung über von verschiedenen Verwaltungen 
betriebene Strecken. 

Die Verfrachtung von einer Tonne Rohzinn von Ronen (1. U.) nach 
Moulins-sur-Allier : 

Fracht [Fester Satz von Rouen nach BatignoUes (Tarif 



j special P. V. Nr. 14) inkl. Verladungsgebühr 



West- , 

bahnl (S. 1194) 

Halbe Uebergangsgebühr in 
Batignolles-Gürtelbahn 

(S. 1258) 

Verfrachtung von BatignoUes 

nach Bercy (S. 1259) . . 
Halbe Uebergangsgebühr 

(S. 1258) - « 20 , 

der I Verfrachtung von Bercy nach Moulins (312 km, 

M- I '^^"^ ^P^^^*^ ^•^- ^^•^^' ^'^^^' § 8» 2) 
Bahn ( einschließlich Entladungsgebühr (S. 475) . . 



der 
Gürtel- 
bahn 



- Frs. 20 Cent. 
2 . 70 , 



7 Frs. — Cent. 



10 



19 



zus. 29 Frs. 10 Cent. 



5000 kg Ziegelsteine in voller Waggonladung von Rouen nach 
Chevilly würden kosten: 

Transit von Rouen nach Auneau-Orläans (144 km, Tarif spedal) 

Fracht derfTarif P.V. Nr. 12 Baröme G (Maximum 

Westbahn \ 5 Frs. 90 Cent.) 5 Frs. 90 Cent. 

Halbe Uebergangsgebühr in Auneau . . — «20 « 
Transit von Auneau-Orl^ans nach Chevilly 

(82 km, Tarif special D 12, Baröme 6) . 4 , 30 . 

Bahnhofsgebühr am Ankunftsort .... — »20 , 



der 

Orleans- 

Bahn 



zus. 10 Frs. 60 Cent 



Aus allem, was wir über das französische Tarifwesen unc 
dessen auch heute noch, trotz vieler und immer von neuem an- 
gestellter Verbesserungsversuche, fehlende Einheitlichkeit unc 
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Duichaichtdgkeit bisher kenuen lernen konnten, dürfte ebenso wie 
aus den Torstehend wiedergegebenen Beispielen die Unmöglich- 
keit erhellen, die allgemeinen, je mit der weiteren Ent- 
fernung degradierenden Gütertarifsätze der französischen Eisen- 
bahnnetze und die ihnen gemeinsamen Tarife für be- 
stimmte Güterarten pro Tonnenkilometer in einer Übersicht- 
hohen Aufstellung zur Anschauung zu bringen. Das aber ist 
nicht möglich, weil einerseits alle jene jeweihg verschiedenen 
Accessorien, d. s. zum Teil fixe Sätze, zu entrichten sind, die, 
mit den zu durchfahrenden Strecken in keinem proportionalen 
Verhältnis stehend, den eigentlichen Frachtsätzen im einzelnen 
Falle zugerechnet werden müssen, wodurch diese in ihrem 
gegenseitigen Verhältnis alteriert werden. Andererseits ist 
sehr wohl zu beachten, daß die tarifs g^n^raux in ihrer An- 
wendung auch heute noch von Netz zu Netz divergieren und 
in sehr vielen, ja den meisten Fällen Ausnahmen insofern er- 
leiden, als gerade die wichtigsten Güter der Massenverfrachtung 
und des Massenkonsums, wie z. B. Baumaterialien, Dünger 
und Düngemittel, Goaks und Kohlen, Eisen in seinen ver- 
schiedenen Formen und andere Metalle, Farbstoffe, Getreide 
und die meisten übrigen Nahrungsmittel, Holz, Torf, Vieh, 
Webestoflfe u. s. w., nach in verschiedenartigster Weise auf- 
gestellten Spezialtarifen^) verfrachtet werden, und der- 
artige Spezialtarife in gewissen Fällen den Verkehr zwischen 
bestimmten Plätzen begünstigen. 

So darf man der obigen Zusammenstellung der franzö- 
sischen sogenannten allgemeinen Gütertarifsätze, da dieselben 
in den meisten Fällen bloß auf dem Papier stehen, keine zu 
große Bedeutung beimessen, und wollen wir, bevor wir weiter 
gehen, nur noch einzelne markante Beispiele von Spezial- 
tarifen erwähnen, welche Verhältnisse, die in Deutschland den 
Gegenstand von Klagen bilden, in Frankreich besser zu regeln 
scheinen, als solches bei uns geschieht^). 



•) Cf. Recueil-Chaix S. III. 

*) Cf. unter anderem .Stahl und EiseiiS Düsseldorf 1895, und die 
.Kolnische Zeitung** vom Dezember 1895. 
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Worüber bei uns aber wegen der Eisenbabntarife zumal 
geklagt wird, das ist, daß die deutschen Eisenbahuverwaltunger 
und insbesondere die der preußischen Staatseisenbahnen bei ihren 
Tarifierungen keine genügende Rücksicht auf die Weltmarkt- 
stellung der heimischen Produktion nähmen. 

Das aber ist zweifellos, daß für die Eonkurrenzfahigkeii 
eines Volkes auf dem Weltmarkt und damit für seine materielle 
Wohlfahrt nicht nur die offiziell für den internationaler 
Verkehr eingerichteten, sondern auch, und mitunter nichl 
zum wenigsten, die thatsächlich in Anwendung stehenden In- 
landtarife von allergrößter Bedeutung sind. 

Bei uns wird indessen vielfach behauptet, daß z. B. di( 
preußische Eisenbahnverwaltung, statt einem solchen Mißver 
hältnis durch ihre Tarifpolitik zu begegnen, es ruhig zulasse 
daß nach Deutschland eine Menge von Gütern nur darum au« 
dem Ausland eingeführt und dem Ausland bezahlt werder 
müßte, weil deren Anfertigung sich im Inland wegen zu hohei 
Frachtkosten für deren Rohstoffe überhaupt nicht lohne 
während sich der Preis anderer deutscher Erzeugnisse au: 
dem Weltmarkte aus demselben Grunde so hoch stelle, daf 
deren Ausfuhr erschwert werde. Desgleichen wird darauf hin- 
gewiesen, daß, obschon der preußische Landeseisenbahnra 
immer von neuem die Verbilligung der inländischen so 
genannten Spezialtarife für alle Grundstoffe der gewerb 
liehen Arbeit, unter gleichzeitiger und zwar weiter als bishei 
gehender Einbeziehung der Rohstoffe des Massenbedarfs ii 
den billigsten jener Spezialtarife, befürwortet habe, jene Be 
Schlüsse einer Körperschaft, deren offizielle Aufgabe es sei 
das Gesamtinteresse des Landes vor der EisenbahnverwaltuD| 
zu vertreten, bisher ohne genügende Nachachtung gebliebei 
wären. Wenn aber die Nichterfüllung jenes Verlangens mit de 
Finanzlage des preußischen Staates, welche nicht gestatte, mi 
Frachtermäßigungen vorzugehen, häufig genug habe begründe 
werden sollen, so sei ein solcher Entschuldigungsversuch nur z 
sehr geeignet, das Wort, „daß das preußische Eisenbahnressoi 
in fiskalischem Geist vom Finanzministerium aus regiert werde* 
zu bewahrheiten. 
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Der letzteren Bemerkung gegenüber ist darauf hinzu- 
weisen, daß, wie wir weiter unten zeigen werden, die französi- 
sche Finanzverwaltung sich unterdessen nicht gescheut hat, 
im Interesse der wirtschaftlichen Entwickelung des Landes 
Ma&nahmen zu trefiFen, die einerseits die unmittelbaren Steuer- 
einnahmen aus dem Eisenbahnverkehr um über 50 Millionen Frs. 
mindern mußten, — und andererseits, soweit dieselben Einfluß 
auf die Eisenbahntarife nahmen, das französische Budget bei 
seiner ebenfalls engen Verbindung mit dem dortigen Eisen- 
bahnwesen auch mittelbar hätten empfindlich treffen können. 

Als seinerzeit die Verstaatlichung der Bahnen in Deutsch- 
land auf der Tagesordnung stand, da war der ursprüngliche 
und richtigere Gedanke auf die Uebernahme sämtlicher deutschen 
Bahnen für das Reich gerichtet. Derselbe scheiterte an dem 
Widerstreben der Einzelstaaten und an dem in großen Kreisen 
der Bevölkerung erregten Bedenken, eine so gewaltige neue 
Macht in die Hand des Reiches zu legen. Auf ähi;liche Be- 
denken stieß sodann auch der Plan der Verstaatlichung der 
preußischen Bahnen; das Budgetrecht schien bei dessen 
Durchführung gefährdet, die Gefahr fiskalischer Verwaltung 
nicht ausgeschlossen. Andererseits wurde allerdings die Kraft- 
vergeudung nicht verkannt, wenn große Konkurrenzgesell- 
schaften Parallelbahnen bauten und sich gegenseitig den Ver- 
kehr zu entziehen suchten: so z. B. die Bahnen im Westen, < 
die Köln-Mindener, die Rheinische und die Bergisch-Märkische 
Bahn. 

Derjenige Verfrachter, dem es vergönnt war, durch An- 
schluß an mehrere Bahnen von einer solchen Konkurrenz 
Nutzen ziehen zu können, stand sich dabei nicht schlecht, um 
so schlimmer ging es dem anderen, an dem sich die einzelne 
Gesellschaft schadlos halten konnte. War derselbe auf eine 
bereits in der Hand des Staates liegende Bahn angewiesen, 
so war seine Lage keine bessere. 

Letzterer Umstand eröffnete keine gar zu erfreulichen 
Aussichten für die UeberfÜhrung sämtlicher Bahnen in Staats- 
eigentum. 

Alle solche Bedenken wurden jedoch bei den Verhand- 

Kanfmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 8 
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lungen der Jahre 1879 bis 1882 über die Verstaatlichung 
vom Regierungstisch aus in unzähligen amtlichen Aeugerungen 
des verantwortlichen Ministers zu beschwichtigen versucht. Zwei 
Thronreden thaten das gleiche, und feierlich versprach der 
Gesetzentwurf vom 27. März 1882, daß die einmal verstaatlichten 
Bahnen in Preußen nur soviel erwerben sollten, als sie für 
ihre Erhaltung nötig hätten; was sie über ihre Betriebskosten 
und die Verzinsung und Amortisation des zu ihrem Ankauf 
aufgewendeten Kapitals hinaus einnehmen würden, sollten sie 
bis auf wenige Millionen Mark dem Eisenbahnwesen als solchem 
zurückerstatten und damit den Verkehr verbessern und ver- 
billigen und nach Möglichkeit über alle Landesteile verbreiten, 
flOhne nach der Rentabilität zu fragen**, wie Minister Majbach 
sich ausdrückte. Ein Hinarbeiten auf möglichst hohe Tarife 
und ein Festhalten an solchen, wie derartig die Privatbahnec 
vorzugehen gewohnt seien, sei bei der Staatsbahu aus- 
geschlossen. Letztere solle nur eine genau begrenzte 4^/oigt 
Rente zuzüglich ^M *^/o für Amortisation erwirtschaften, so da£ 
alle darüber hinausgehenden Einnahmen, zu welchen Handel 
Industrie und Landwirtschaft gewissermaßen zu Unrecht bei 
schießen müßten, dem werbenden Leben derart zurückzuerstattei 
seien, daß die Verkehrsanstalten sich aus sich selbst herau 
regenerieren und verwohlfeilen und so einen Verkehr ermög 
liehen könnten, der allen auf Verbilligung der Fracht um 
Verbesserung der Verkehrsmittel gerichteten Anstrengungei 
der benachbarten Konkurrenzstaaten wenigstens ebenbürtig un< 
gewachsen bleibe. 

So dachte man und so sprach man zur Zeit der Vor 
bereitung der Verstaatlichung, und auf Grund derartiger Ei 
wägungen wurden die preußischen Bahnen thatsächlich vei 
staatlicht. 1882 aber war das Eisenbahneigentum Preußens ai 
IV2 Milliarden Mark festgestellt worden, und heute betraf 
dasselbe über 6 Milliarden Mark — die Versprechungen d( 
Regierung sind jedoch nicht innegehalten worden, dieselbe hj 
vielmehr regelmäßig danach getrachtet, möglichst viel Gel 
aus dem Betrieb ihrer Bahnen herauszuschlagen. 

Das aber kann nicht die Aufgabe der Verwaltung von Staat 
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bahnen sein, daß sie mit den Eisenbahnen als dem wichtigsten 
Teil des Verkehrswesens so viel als möglich zu verdienen sucht 
und so zum , Schröpfkopf der Erwerbsarbeit" wird. Ihre Auf- 
gabe ist vielmehr: den Verkehr möglichst zu heben, und zwar 
nicht, wie von einzelnen Seiten irrtümlich behauptet wird, auf 
Kosten der Steuerzahler, sondern gerade mit den Mitteln, die 
jener Verkehr selbst ihr in die Hand spielt. So entspringt die 
Forderung, daß die 150 bis 160 Millionen Mark, die die preußi- 
schen Staatsbahnen dem Verkehr, d. i. der Arbeit des Landes, 
über ihre Selbstkosten und über die Beträge für Verzinsung und 
Amortisation ihres Anlagekapitals hinaus abnehmen, verwandt 
werden möchten zur Herabsetzung der Tarife oder zum 
Bau neuer und zur Verbesserung alter Verkehrswege, 
oder zu einer weit stärkeren Amortisation der Eisenbahn- 
schuld als bisher, damit die dadurch in der Zukunft um 
so größer werdenden Ueberschüsse abermals der Verkehrs- 
erleichterung dienen könnten — weder dem Verlangen ein- 
zelner egoistischer Interessenten noch dem abstrakten Wunsche 
von blassen Theoretikern, sondern ist der Ausdruck wohlver- 
standener Sorge um die Wohlfahrt der Allgemeinheit. Die 
definitive Ablehnung jener Forderung würde mit der Arbeits- 
gelegenheit zugleich die Konkurrenzfähigkeit des Landes 
schädigen. 

Gerade aber die Arbeitsgelegenheit, d. i. der wichtigste 
Faktor der Volkswirtschaft, wird, wie die Dinge in Preußen 
liegen, dadurch fortwährend geschmälert, daß die Staatsbahnen 
die Rohprodukte der Landwirtschaft und die der Gewerbs- 
thätigkeit notwendigen Rohstoffe durch Belastung des Verkehrs 
derselben zu fiskalischen Zwecken verteuern, d. i., wenn man 
der Sache auf den Grund geht, durch eine versteckte Ver- 
kehrasteuer treffen, statt die für Staats- und Reichsbedarf 
nötigen Mittel durch klar und deutlich ausgesprochene Staats- 
oder Reichssteuern aufzubringen. 

Die französische Politik ist einen anderen Weg gegangen : 
sie hat die Eisenbahnen einstweilen in der Hand der Bürger 
belassen wollen, die sie geschaffen haben, und geglaubt, daß 
sie jene Hand dazu nutzen könne, ihr eigenes Werk weiter 
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zu lenken und ininoier grö&er auszugestalten. Da& solches im 
Sinne der Beförderung des Gemeinwohls geschehe, dafür sind 
Kautelen geschaffen. Die Eisenbahnpolitik Frankreichs abei 
hat von Anbeginn des Eisenbahnwesens an das Ziel nie au; 
dem Auge verloren, da& dem Staat das schließlich voll ausge- 
staltete Eisenbahnnetz kostenlos zufalle, damit dann alle Be- 
triebstiberschüsse zu Reineinnahmen für diesen würden 
So werden die Untemehmergesellschaften von der Re- 
gierung gezwungen, bis zum Ablaufstermin ihrer Eonzessionei 
ihr eigenes Kapital zu amortisieren und ebenso das KapiU 
zurückzuerstatten, das ihnen unterdessen von privaten Gläubigen 
oder vom Staat vorgestreckt worden war. An jene Unter 
nehmen sind alle die Teile der Nation, die überhaupt etwa 
ihr Eigen nennen, durch Selbstinteresse gefesselt, sei es, daJ 
es sich um Bürger handelt, die als Aktionäre Teilhaber der 
selben oder als Obligationäre deren Gläubiger sind. Beid 
Interessentengruppen bleiben durch ihr Einkommen aus der 
Eisenbahnwesen in ihrer Steuerfähigkeit gekräftigt und al 
Steuerzahler und Wähler gleichzeitig geneigt, mit den andere 
Steuerzahlern die Sorge zu teilen, daß ihre Steuerlast sie 
nicht allzusehr mehre, wenn der Staat jene üntemehmunge 
durch Zuschüsse erst dazu befähigt, dafa sie, seinem Machtgeb( 
folgend, der Allgemeinheit all das darbieten können, was ii 
Verkehrsinteresse von den Eisenbahnen in deren Expansion ai 
immer weitere Landesteile und intensiv durch Verkehrserleicht< 
rungen mit Recht verlangen kann. Der Fortschritte in beid( 
Richtungen erfreuen sich wiederum dieselben Bürger, insowe 
sie Benutzer der Eisenbahnen sind, und in beiden Richtung« 
immer mehr zu leisten zwingt der Staat, wie gesaj 
die Eisenbahngesellschaften ebenso wie dazu, daß sie v( 
den Mehrerträgnissen ihrer besseren Strecken an die wenig 
guten, die sie dem Verkehr dennoch eröffnen müssen^), a 
geben, und zum dritten dazu, daß auf allen ihren Strecken si 



*) In welchem Umfang die Gesellschaften selbst von vornher 
als unrentabel erkannte Linien sowohl haben bauen als immer n( 
weiter bauen müssen, vergl. zumal Buch I, S. 449 ff. und 454 ff. 
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der Frachtdienst immer weiter verbillige, von dessen Entlohnung 
der Staat wiederum verhältnismäßige Steuern nimmt, ebenso 
wie von den Rechtstiteln, die das Einkommen nachweisen, sei 
es der Aktionäre der Gesellschaften oder deren Gläubiger. 

Damit liegen die Steuereinkünfte, welche der französische 
Staat direkt oder indirekt aus dem Eisenbahnwesen zieht, klar 
vor aller Augen. Dort verstecken dieselben sich nicht hinter 
Frachtverteuerung, nicht dahinter, daß große Erwerbseinkünfte 
der Volkswirtschaft den Privatwirtschaften entzogen sind 
und ausschließlich in die Kasse des Staates fließen. Gerade 
jenes doppelte Verstecken ist gefährlich, weil es zahlenmäßig 
unsere Steuerlast kleiner erscheinen läßt, als sie wirklich ist, 
und dem leicht kontrollierbaren Gewinn privater Unternehmungen 
einen Unternehmergewinn des Staates gegenüberstellt, 
auf den alle die mit Genugthuung hinweisen, die sich jeder 
Erweiterung der Staatsthätigkeit als solcher freuen, während 
ihnen der erstgenannte Gewinn Anlaß zu Rekriminationen und 
zu dem Verlangen geboten haben würde, daß er durch billigere 
Erstellung der Dienste, aus denen er erwächst, sich mindern solle. 

Und noch ein Anderes tritt hinzu: Die mittelbare Be- 
steuerung des werbenden Lebens, wie sie unsere Staatsbahnen 
durch ihre Tarife hervorrufen, zu der jeder, der überhaupt am 
Eisenbahnverkehr teilhat, beizutragen vom Staate gezwungen 
wird, da er außer der Staatsbahn keine Möglichkeit sieht, sich 
und sein Gut auf größere Entfernung hin zu bewegen, und 
zu welcher Steuer ebenfalls jeder beitragen muß, der eines im 
Verkehr stehenden Gutes überhaupt bedarf, ist um so schäd- 
licher, als sie in der Verteuerung der Produkte der deutschen 
Arbeit nicht nur den inländischen Konsum belastet, sondern 
auch die Konkurrenzfähigkeit Deutschlands mit solchen Nach- 
barn lähmt, die, wie Prankreich, neben Eisenbahntarifen, welche 
einzelne Güterarten, wie z. B. Eisenerz und Kohle, jeweilig bis 
zu 40 ®|o billiger zu verfrachten gestatten als bei uns, ein viel 
mächtigeres und dazu abgabenfreies Wasserstraßennetz 
besitzen, auf dem sich gerade alle vom gewerblichen Leben 
konsumierten Rohstoffe vorzugsweise bewegen. — Das aber ist 



Digitized by LjOOQ IC 



— 118 — 

das Unerfreulichste, dag es bei uns dazu hat kommen können, daß., 
während das Eisenbahngarantiegesetz und die dasselbe begleiten- 
den Zusagen der preußischen Regierung der Motivierung der 
Verstaatlichung hatten entsprechen wollen und sollen, daß näm- 
lich eine Verteuerung des Verkehrs durch Tarifsätze, die zu dem 
Zweck aufrecht erhalten würden, um Unternehmer gewinn 
zu machen, eine nicht zu rechtfertigende Belastung der Arbeit 
des ganzen Volkes bedeute, — das preußische Budget selbst heute 
die Ueberschüsse der staatlichen Eisenbahnverwaltung, welche 
über die Verzinsung des Eisenbahnkapitals und die für das- 
selbe bestimmte Amortisationsquote hinaus in die allgemeine 
Staatskasse abfließen, „Unternehmergewinn^ ^) nennt. Das 
aber ist ein Gewinn, der nunmehr vom Staat nur so hatte 
gemacht werden können, daß letzterer die auf Verkehrsver- 
besserungen oder Tarifreformen zu Gunsten der konsumieren- 
den sowohl wie der produzierenden Allgemeinheit gerichteten 
Wünsche unberücksichtigt ließ. 

Was man bei uns vor allem wünscht, das sind billigere 
Frachtsätze für alle Massengüter sowohl in deren in- 
ländischem Verkehr wie für deren Ausfuhr. Die wirt- 
schaftlichen Vereine: der Zentralverband der deutschen In- 
dustriellen, der deutsche Handelstag, der Landwirtschaftsrat 
und andere Körperschaften haben sich seit vielen Jahren 
hierüber in Vorträgen, Beschlüssen und Eingaben eingehend 
ausgesprochen, und wird in den Jahresberichten der landwirt- 
schaftlichen Vereine ebenso wie der Handelskammern aller 
Gaue Deutschlands mit gleicher Regelmäßigkeit auf die Not- 
wendigkeit einer durchgreifenden inländischen Tarifermäßigung, 
vor allem für RohstoflFe, hingewiesen. 

Wäre das Wasserstraßenwesen in Deutschland in 
gleicher Weise wie in Frankreich *) entwickelt, so würde sich 
für Massengüter der Weg der billigen Verfrachtung von selbst 
ergeben, und es würden auch die Eisenbahnen zu einer ent- 
sprechenden Herabsetzung ihrer Tarife sich gezwungen sehen; 



^) Cf. Vorbericht zum Staatshaushaltsetat für 1894/95 S. IX. 
') Cf. weiter unten Kap. 19. 
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jedenfalls würde dann der gesamte Verkehr unter günstigeren 
Bedingungen arbeiten und eine für Landwirtschaft, Industrie 
und Handel gleich wünschenswerte weitere Ausdehnung des 
inländischen Güteraustausches und der Abgabe von Pro- 
dukten deutscher Arbeit auch nach außen hin sich anbahnen 
können. 

Ebensowenig aber wie der auf Verbilligung der RohstoflF- 
tarife gerichteten Forderung werden sich die deutschen Eisen- 
bahnverwaltungen dem anderen Wunsche großer Kreise des 
werbenden Lebens auf die Dauer entziehen können, auch die 
eigentlichen Ausnahmetarife weiter auszubilden, sofern es 
gelingen kann, dieselben nach vorhergehender reiflicher In- 
betrachtziehung aller einschlägigen Verhältnisse derart auf- 
zustellen, daß die für die Mannigfaltigkeit der wirtschaftlichen 
Bethätigung notwendige Vielheit der Tarifierung in einem über- 
sichtlichen Schematismus untergebracht werde. 

Wegen des Fehlens einer genügenden Spezialisierung^) 
in Preußen ist vor allen Dingen in den Zeitungen des Westens 
des öfteren Klage geführt und zur Charakterisierung des Ver- 
haltens der Staatsbahnverwaltung z. B. auf die den dortigen 
Industriellen auffällige Maßnahme hingewiesen worden, daß 
die aus dem lothringischen Eisensteinbezirk leer nach West- 
falen zurückgehenden Coakswagen nicht zur Beladung mit 
Minette für die rheinisch - westfälischen Eisenhütten benutzt 
würden. Die Staatsbahn ließe die sämtlichen Wagen auf der 
Ober 300 km langen Strecke lieber leer und ertraglos zurück- 
laufen, anstatt sich durch eine kleine Frachtermäßigung auf 
der einen Seite eine nicht unbeträchtliche Frachteinnahme auf 
der anderen Seite zu verschaffen. Währenddessen müsse der 
westfälische Hüttenbezirk Erze — in dem einen Jahre 1894 
für 27^2 Millionen Mark — aus dem Auslande beziehen. 

Solchen Verhältnissen gegenüber wird, abermals nur des 
Beispiels halber, auf die dem Interesse des inländischen Ver- 
kehrs dienende Tarifpolitik der französischen Ost- 
und derNordbahn hingewiesen, welche den Transport der 



*) Cf. weiter oben S. 80 die Motive zu der „Bill Mundella**. 
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Minetteerze aus dem Becken von Nancy nach den Hochöfen 
der Departements du Nord und Pas-de-Calais zum Satze von 
1,5 Cent, für das Tonnenkilometer (gleich 1,2 Pfg.) einschließ- 
lich aller Abfertigungsgebühren ermögliche. 

Auch ist der den Interessen des werbenden Lebens ent- 
gegenkommende, seit dem 7. August 1886 in Kraft befind- 
liche tarif special commun P.V. Nr. 107 u. s. f. für die 
Tarifpolitik der französischen Bahnen bezeichnend, nach 
welchem französische Kohlen und Coaks aus den De- 
partement« du Nord und Pas-de-Calais nach dem Departement 
Meurthe et Moselle (Becken von Longwy und Nancy) auf 
einer Grundlage von 2 Cent, für das Tonnenkilometer ohne 
Nebenkosten (gleich 1,6 Pfg.) in 100-Tonnen-Zügen gefahren 
werden, und haben die französischen Bahnen des weiteren 
seit dem April 1895 für größere Entfernungen und bei 100- 
Tonnen-Zügen Staffeltarife eingeführt, zufolge deren für Kohlen 
u. s. w. von 201 — 300 km ein kilometrischer Streckensatz 
von 2,5 Cent., von 301 — 400 km ein solcher von 1,25 Cent 
und über 400 km ein solcher von nur 1 Cent, (gleich 0,8 Pfg.) 
berechnet wird. Noch geschickter und dabei äußerst gefähr- 
lich für den deutschen Absatz verfahren die vorgenannten 
französischen Bahnen in der Verfrachtung von Coaks aus 
den Departements du Nord und Pas-de-Calais nach den ost- 
wärts gelegenen Hütten sowohl als auch in das deutsche 
Reichsland hinein. Für letztere Verbindung haben dieselben 
einen speziellen Grenztarif aufgestellt, welcher unterm 10. und 
20. September 1895 eine weitere Ermäßigung erfahren hat. 
Dieser tarif special commun d'exportation P.V. Nr. 307 für 
die Grenzstation Audun-le- Roman ist auf der Grundtaxe von 
2 Cent, (gleich 1,6 Pfg.) für das Tonnenkilometer aufgebaut^ 
und zwar „y compris les frais de gare, tant au d^part et a 
l'arriv^e", also ohne Erhebung der Lade- und Bahnhofs- 
gebühren, bei Aufgabe geschlossener Züge von 25 Wagen. Von 
Auduu-le- Roman gehen dann die französischen Coaks zum 
Normaltarif auf den Reichsbahnen nach den lothringischen 
Eisenhütten weiter. — Diese außerordentlich billige Fracht 
für Coaks hat denn auch wirklich zur Folge gehabt, daß 
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bereits sehr große Mengen französischer Coaks an lothringische 
Hütten verkauft worden sind, da sich letztere nach dorthin 
billiger stellen als deutsche Coaks. 

Frankreich gewährt seiner Bergwerksindustrie im übrigen 
nicht nur die obigen billigen Frachten, sondern außerdem noch 
einen Zoll von l,2o Fr. (bezw. 1,455 Fr. einschließlich Gebühr 
für Statistik u. s. w.) auf die Tonne Kohlen, so daß die deutsche 
Bergwerksindustrie dem französischen Wettbewerb doppelt ge- 
fährdet gegenübersteht. 

Statt aber unserem gewerblichen Leben für seine infolge 
der deutschen Zollpolitik weniger begünstigte Lage in der 
Eisenbahntarifpolitik einen Ausgleich zu bieten, wird bei uns 
im Gegenteil zähe an Tarifieningen festgehalten, die den 
Wünschen der nationalen Arbeit durchaus nicht entsprechen. 
Nur so ist es erklärlich, daß z. B. in einem so reich mit Kohlen 
aller Art gesegneten Lande wie Deutschland noch im Jahre 
1894 vom Auslande 4805000 Tonnen Steinkohlen im Werte 
von 60,3 Millionen Mark, 6868000 Tonnen Braunkohlen für 
24,7 Millionen Mark, 404000 Tonnen Coaks für 5,7 Millionen 
Mark, zusanomen 12078000 Tonnen für 90,7 Millionen Mark 
bezogen worden sind. 

Auch in Belgien, dem für unsere westliche Industrie 
besonders wichtigen Konkurrenzlande, sind sowohl für den 
Inlandsverkehr wie für die Ausfuhr, z. B. von Kohlen und 
Coaks, auf welche Belgiens Montanindustrie ganz vorwiegend 
angewiesen ist, billigere Tarife in Kraft als in Deutschland. 

Derartige Erzeugnisse werden nach dem französischen 
Departement Meurthe et Moselle seit dem 15. Mai 1886 auf 
Grundlage eines kilometrischen Tonnentarifs von 1,9 Cent. 
einschließlich Abfertigungsgebühr (= 1,5» Pfg.) gefahren, und 
ist den belgischen Hochofenanlagen, als Kompensation für die 
jüngst erfolgte Herabsetzung des belgischen Eingangszolls auf 
Roheisen von 5 Frs. auf 2 Frs., seit dem 18. August 1895 
eine inländische Frachtermäßigung gewährt worden, derzufolge 
Kohlen und Coaks aus dem Centre nach Arthus mit 1,7 Cent. 
pro Tonnenkilometer tarifiert sind. Letzterer Satz ergibt in 
deutscher Währung einen kilometrischen Gesamtstreckensatz 
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von 1,86 Pfg., der damit um fast einen Pfennig billiger ist. 
als die deutschen Eisenbahntarife für Kohlen- und Coaks- 
sendungen. Die belgischen Inlands frachten für Eisenerze 
sind wiederum um 45 ^/o niedriger als in Deutschland, während 
die auf einer Grundtaxe von 1,69 Cent, aufgebauten Ausfuhr- 
tarife Belgiens, wie von dort verlautet, demnächst noch weiter 
herabgesetzt werden sollen. Wenn aber eine Lieferung tod 
z. B. 1000 Tonnen Schienen wegen einer Frachtdifferenz von 
etwa 2000 Mark der belgischen Konkurrenz zufällt statt einem 
deutschen Werk, so verliert das deutsche Eisenwerk damit eine 
Einnahme von 110000 bis 140000 Mark, die Eisenbahn eine 
solche für die Verfrachtung sowohl des Rohmaterials wie der 
fertigen Schienen, die in der Eisenindustrie beschäftigten 
Arbeiter den größten Teil der obigen Summe an Löhnen und 
der Staat seine Steuern von dem entsprechenden Einkommen 
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern. 

Daß, während alle in den letzten Jahren in Deutschland 
gemachten Versuche eine VerbiUigung der Inlandtarife für 
Massengüter und ebenso neue Ausnahmetarife, wenn auch nui 
als Kampftarife den Anstrengungen der ausländischen Kon- 
kurrenz gegenüber, zu erlangen, erfolglos geblieben sipd und 
eine angekündigte Reform der Rohstofftarife im preußischer 
Arbeitsministerium, trotz deren, wie es heißt, erfolgter Aus- 
arbeitung, liegen geblieben zu sein scheint, in Frankreich unter- 
dessen auf dem Gebiete der Tarifierung des Transports dei 
Massengüter, bei der dort eigentümlichen Verteilung uiu 
Wechselwirkung von Initiative und Exekutive zwischen Staa 
und Privatgesellschaften, eine Reihe wohldurchdachter, da 
produzierende wie konsumierende Frankreich im ganzen zu 
friedenstellender Einzelmaßnahmen im stillen getroffei 
worden sind, haben wir mit den vorstehend berührten Bei 
spielen an dieser Stelle nur andeuten wollen^). Solche Einzel 

') Um ein Bild von der nimmer rahenden Sorge der französische 
Tarifpolitik um die Entwickelung sowohl der heimischenKonsumtio 
und Produktion, wie der Verstärkung der Exportfähigkeit d*^ 
letzteren zu bieten, greifen wir aus den uns vorliegenden Verwaltung? 
berichten der einzelnen Gesellschaften des Beispiels halber nur den de 
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ma&nahmen pflegen aber im Auslande, trotz ihrer Wichtigkeit, 
dann erst ToUe Beachtung zu finden, wenn sich ihre Folgen 
gleich denen des eigenen Zurückbleibens deutlich fühlbar ge- 
macht haben. 



Orleane-Compagnie vom Jahre 1895 (Rapport du conseil d'administration. 
Äscemblee g^n^rale des actionnaires du 30 Mars 1896. Paris, Ghaix, 1896, 
S. 45 ff.) heraus und bringen aus demselbeu nachfolgenden Auszug, der 
zamal auch darum von großem Interesse ist, weil derselbe lehrt, wie 
dich die verschiedenen Gesellschaften in obigem Sinne untereinander 
die Hand reichen. 

Der Passus ans dem Bericht lautet wie folgt: 

Les marchandises dont le trafic (im Vergleich mit 1894) s'est le 
plus sendblement d^veloppä en 1895 sont les suivantes: 



. 


tonnes 


% 




tonnes 


> 




en plus 




en plus 


Hooilles et ecke . 


146 70« 


7,79 


Avoines et orges 


13 326 


8,48 


Bles 


142 440 


40,8» 


Füte vides . . . 


12 936 


11,70 


Fruitsvertslpornjues 






Ardoises .... 


8 947 


8,84 


a ddre) . . . 


39 886 


93,74 


Sucres bruts et me- 


1 




Farines et f^cules 


56146 


10,»5 


lasses .... 


1 7 650 


15,12 


Bois a brüler . . 


31379 


10,11 


Graines .... 


0109 


22,61 


Briqaes,tuile8,terres , 






Chanvres et cor- 






etsables . . . 


28 549 


11,85 


dages .... 


5 540 


11.84 


Vins en füts . . i 


24 404 


2,86 


Tissus et vete- 






Froite secs ... 


13 644 


23,69 


ments .... 


5 246 


5,46 



L'angmentation considerable que nous constatons sur le tounage 
des bles et farines (142000 tonnes sur les blös et 36 000 tonnes sur les 
farines) faisant suite a un accroissement de 80 000 tonnes sur les bles 
et de 25 000 tonnes sur les farines, dejä r^alise en 1894, paralt etre, 
en grande partie du moins, le resultat du nouveau tarif ä prix reduit 
mis en vigueor en 1892, pour faciliter leur transport ä grande distance. 

Encoarages par ce r^nltat, nous venons de soumettre ä Thomo- 
lo^tion la proposition d*etendre aux avoines et aux orges Tapplication 
do bargme reduit dont b^öficient d^jä les bles et les seigles. Nous 
donnerons ainsi satisfaction aux int^r^ts agricoles de notre region et 
neos avons Fespoir de trouver la compensation de ce nouveau sacrifice 
dans un d^veloppement correspondant du trafic. 
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Dagegen hat die mit den Verträgen von 1883 angebahnte, 
aber erst 1892 bei unserem Nachbarn durchgeführte, sich laut 
genüg ankündigende Reform der Personen- und Eilgut- 
tarife die Aufmerksamkeit auch des nichtfranzösischen Aus- 
landes von vornherein erregt. 

Die Initiative zu einer solchen Reform hatte, als für die- 
selbe endlich der geeignete Moment gekommen zu sein schien, 

Nous continuons ä constater las excellents effets du tarif r^duit 
mis en application au commencement de 1894, en vue de faciliter le 
transport sur Paris des produits des vignobles du Midi aujourd'hni 
reconstitu^s en grande partie. Pour les provenances de la region du 
Midi, Taugmentation est encore cette annee de plus de 50 000 tonnee, 
faisant suite k une augznentation de plus de 100 000 tonnes en 1894. 

De concert avec la Compagnie du Nord , nous avons soumis ä 
rhomologation ministerielle un nouveau tarif commun qui, en etendant 
k la region du Nord le benefice de prix reduits analogues ä ceux dejä 
etablis pour le transport des vins du Midi sur Paris, aura, nous l'espe- 
rons, pour effet de developper la consommation du vin dans le Nord 
de la France, et d'ouvrir ainsi aux vins du Midi de nouveaux d^bouchw. 

Nous continuons d'ailleurs ä rechercher toutes les combinaisons 
de tarifs propres k faciliter les progr^s de Tagriculture et de Tindustrie, 
et le developperaent du trafic dans les regions que nous desservons. 
C'est ainsi que nous avons, cette annee, mis en application de nouveaui 
tarifs reduits, destines ä permettre aux bois des Landes de trouver des 
debouches nouveaux sur notre reseau pour la fabncation des pktes ä 
papier; aux huiles d'olive de Provence, de disputer aux huiles d'Italie 
apportees ä tres bas prix par la navigation maritime, la clientele des 
fabriques de conserves de sardines en Bretagne. 

D'autres tarifs, actuellement soumis ä Thomologation, feront bene^ 
ficier les bois ä bröler d*importantes reductions sur tout le r^eau. 
D'aceord avec la Compagnie du Nord, nous allons soumettre k l'appro 
bation de TAdministration superieure un nouveau tarif commun destint 
a OQvrir aux bois de mines de Sologne et des Landes des deboucbes 
plus ^tendus dans les Mines du Nord et du Pas-de-Calais. 

Les Usines raetallurgiques que nous desservons ont ete mises ei 
possession de nouveaux tarifs tres reduits pour le transport des mine 
rais de diverses natures en provenance des reseaux de Lyon et du Mid 
ainsi que pour le transport des cokes destines aux hauts foumeaux. 

Un nouveau tarif dont nous attendons encore Thomologation doil 
raettre ces Usines a möme de placer leurs produits sur le marche d( 
Paris, avec des prix de transport analogues k ceux dont b^neficien 
dejä les Usines concurrentes situees sur les autres reseaux. 
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die ttegierung ergriffen, indem sie im Jahre 1891 eine Herab- 
setzung der auf dem Personen- und Eilgutverkehr ruhenden 
Staatssteuer beantragte, die in den Artikeln 26, 27 und 28 
des Finanz-(Budget-)Gesetzes vom 26. Januar 1892 erfolgt ist. 
Wir übersetzen zunächst den Text dieser drei Artikel, 
am sodann ihre Bedeutung abermals an der Hand von offiziellen 
Aktenstücken, insbesondere der Motive zum Budget für 1892 



De rnSme, la mise en vigueur de mesures nouvelles propos^es pour 
faciliter reztension des debouches des Usines ä, zinc du b assin de 
rAyeyron, devra augmenter la puissance de production de ce bassin. 

Dejä, retabllssement de tarifs r^duits pour le transport du sable et 
pour celui des verres ä vitres, tant en trafic interieur que pour i'ex- 
portation, a r^cemment permis de retablir, dans ce meme bassin de 
rATejrron, une verrerie dont la fabrication avait ete anterieurement 
arrötee. 

L*annee demi^e, nous vous signalions les tarifs mis en vigueur 
pour Texportation des extraits de chätaignier produits dans la rägion 
du plateau central. Ün nouveau tarif commun avec le r^eau du Nord, 
pour le transport de ces extraits, doit de mgme permettre aux Csines 
de cette r^g^on de developper leur trafic ä Tint^rieur du pays. 

Un taiif reduit mis en application pour le transport des papiers 
d'emballage sur Marseille tant pour le trafic local que pour Texporta- 
tion, un autre actuellement propos6 pour le transport de ces papiers 
sur Paris et sur les points de transit avec le r^seau de Lyon consti- 
tueront pour le groupe industriel des Usines du Gentre de nouvelles et 
importantes ameliorations. 

La proposition que nous avons faite d*appliquer un bareme reduit 
au transport des savons et diverses autres mesures ^galement soumises 
a Thomolog^ation pour les bois et les grains, ou döja r^alis^es pour les 
engrais» coniribueront, lorsqu'elles auront et6 sanctionnäes par M. le 
Uinistre des Travaux publics, selon les vceux de la Chambre de Com- 
merce de Nantes, au döveloppement du trafic de Tagglom^ration nantaise. 

La mise en vigueur d*un tarif reduit pour les transports de tissus 
et de lingerie confectionnee en retour, permettant aux industriels pari- 
siens d'etendre leur rayon d'action vers le Centre du r^seau, apportera 
aox populations pauvres et si interessantes de ces regions un uouvel 
eUment de travail d'autant plus pr^cieux que ce travail peut 3tre ex- 
ecute au foyer de famille. 

Enfin, des tarifs nouveaux pour le transport du feldspath et des 
terres granitiques lavces, ce dernier attendant encore Thomologation, 
domieront de nouvelles facilit^s tant aux industries extractives qu'aux 
fabriques de produits c^ramiques 
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sowie des von Felix Faure erstatteten parlamentarischen Be- 
richts, heryorznheben. — Jene Artikel lauten: 

^Artikel 26. Vom 1. April 1892 an ist die Zuschlags- 
steuer von 10^0, welche der Artikel 12 des Gesetzes vom 
16. September 1871 eingeführt hat, aufgehoben, und zwar: 

1. in Betreff der Platzpreise f&r die von den Eisenbahnen, 
den öffentlichen Fuhrwerken (voiture publique), Dampf- 
schiffen und anderen flQr das Publikum bestimmten 
Fahrzeugen transportierten Reisenden; 

2. in Betreff der Frachtpreise für das transportierte Reise- 
gepäck (bagages), sowie für die in Eilzügen beforderten 
Packe te und Güter (messageries), wobei auch die 
Einregistrierungsgebühr von 10 Cent, wegfällt. 

Artikel 27. Ebenso sind von demselben Datum an 
aufgehoben die proportionalen Steuern, welche bisher auf den 
in Eilzügen transportierten Packeten und Gütern (messageries), 
Nahrungsmitteln (denrees) und Vieh lasteten. Das üeber- 
gewicht des Reisegepäcks, Geldsendungen und Hunde bleiben 
der Steuer von 12 ^,o unterworfen. 

Artikel 28. Vom 1. April 1892 an sind die Bestim- 
mungen des letzten Paragraphen des Artikels 8 des Gesetzes 
vom 28. Juni 1833 und des Artikels 2 des Gesetzes vom 
11. Juni 1879 auf Eisenbahnen und mechanisch bewegte Tram- 
ways nicht mehr anwendbar, sie bleiben dies nur in Bezug 
auf Pferdebahnen. 

Die Lokalbahnen und die mechanisch bewegten Tramways 
haben, unbeschadet ihrer Ausdehnung, von demselben Datum 
an eine dreiprozentige proportionale Taxe von den Platzpreisen 
der Reisenden und von den Frachtpreisen für den Eiltransport 
von Gepäck (transport de bagages a grande vitesse) zu ent- 
richten. Diejenigen Tramway-Ünternehmungen, die sich eines 
mechanischen Motors bedienen, und auf deren Netz der Preis 
der Plätze 30 Cent, nicht übersteigt, können auf ihr Verlangen 
auch weiterhin (an Stelle der proportionalen Abgabe) die 
festen Taxen zahlen." 



^) Tramways a traction mecanique. 
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Durch das Gesetz vom 26. Januar 1892 war demnach 
vom 1. April 1892 an der durch den Art. 12 des Gesetzes 
vom 16. September 1871 eingeführte lO^'/oige Zuschlag auf 
den Bruttotarifertrag (inkl. Steuer) des Personentransports '), 
der Gepäckbeförderung und der Eilfracht abgeschafipfc und mit 
jenem Zuschlag zugleich die gesamte proportionale Abgabe 
von dem Nettotarifpreise der Eilverfrachtung von Lebensmitteln 
und Vieh, so daß die wichtigsten Teile des Eilgutverkehrs 
steuerfrei geworden waren. Auch war die Besteuerung des 
Lokalbahn- und Tramwayverkehrs ermäßigt resp. auf 3 ®/o ge- 
bracht und gleichzeitig die feste, nach den in denselben der 
Benutzung zur Verfügung stehenden Plätzen bemessene Steuer *) 
auf sämtliche Eisenbahnwagen und die Wagen der mechanisch 
bewegten Tramways aufgehoben. 

Damit war der in den Abmachungen von 1883 vorgesehene 
Fall der Steuerreduktion eingetreten, und mußten die Gesell- 
schaften der von ihnen für diesen Fall übernommenen Ver- 
pflichtung, die Frachtsätze entsprechend herabzusetzen, nun- 
mehr nachkommen. — Bevor wir aber die Tarifreform selbst 
besprechen, ist des besseren Verständnisses halber zunächst in 
Kürze auf die Entwickelung der Transportsteuer ein- 
zugehen ^). 

Nachdem der französische Staat die von ihm bis dahin in 
Konkurrenz mit Privatunternehmungen betriebene Personen- 
und Packetpost (ferme nationale des Messageries) endgültig 
aufgegeben hatte, belegte das Gesetz vom 9. Vend^m. VI 
(30. September 1797) die Einnahmen aus dem regelmäßigen 
Personentransportdienst zwischen bestimmten Plätzen mit einer 
10% igen proportionalen Steuer und führte gleichzeitig eine feste, 



*) Die thatsächlicben Steuerzuschläge betragen nunmehr fUr ge- 
wöhnliche Billets (Billets simples) pro Kilometer 0,ois (früher 0,o28s) in 
der ersten, O.oosi (früher 0,0174) in der zweiten und 0,00528 (früher 0,oi 270) Fr. 
in der dritten Klasse. 

*) (besetz vom 28. Juni 1833. Gf. weiter unten. 

*) Cf. wegen aller Einzelheiten unsere , Finanzen Frankreichs* 
S. 434 ff., ebenso Wagner, Finanzwissenschaft III, 1886, S. 572 ff. und 
III. Ergänzongeheft 1896, S. 86 ff. 
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nach der Anzahl der in denselben zur Verfügung stehendei 
Plätze bemessene Steuer auf solche Fuhrwerke ein, die nacl 
vorhergehender Bestellung ebenfalls dem Personenverkehr zi 
dienen bestimmt waren. Die proportionale Steuer wurde so 
dann durch Gesetz vom 5. Vent. XII (23. Februar 1804) aucl 
auf den regelmäßigen Güterverkehr über Land ausgedehni 
Weitere Gesetze und Dekrete bildeten jene in der französische! 
Steuergesetzgebung häufig beliebte Kombination von propor 
tionalen und festen Steuern weiter aus, bis mit dem Geset 
vom 25. März 1817, das im übrigen nur die bisherigen, di 
Transportbesteuerung betreffenden Bestimmungen systematisc 
zusammenfaßte, noch eine besondere Licenzgebühr eingefuhi 
wurde, die von jedem Fahrzeuge zu bezahlen war, weicht 
dem öffentlichen Fuhrdienst angehörte. 

Die Steuerverwaltung hatte sich bei Aufkommen dt 
Eisenbahnen beeilt, dieselben unter Bezugnahme auf das 6e 
setz vom Jahre 1817 ebenfalls mit einer 10^/oigen Proportional 
Steuer von ihren Einnahmen beim Absatz der dem Personei 
verkehr dienenden Platzkarten zu belegen, und wurde der Eir 
wand der EisenbahngeseUschaften gegen die Anwendung d< 
genannten Gesetzes auf ihre Unternehmungen : daß ihre Wagt 
nicht auf der öffentlichen Straße, sondern auf besondere! 
von ihnen hergestellten Tracen verkehrten, durch endgültig' 
Urteil des Kassationshofes vom 1. August 1833 abgewiese 
Unterdessen hatte ein Gesetz vom 28. Juni desselben Jahr 
die feste Steuer ^) von den öffentlichen Fuhrwerken und dam 
auch von den Eisenbahnwagen auf folgende Sätze festgestell 



für Wagen mit 




jährlich 


1—2 Plätzen . . 


. . 40 Frs. 


3 


r • • 


. . 60 . 


4 


y> 


. . 80 , 


5 


?» 


. . 90 , 


6 


r • 


. . 110 . 


für jeden Platz über 6 




. . 10 , 



*) Außerdem war eine Licenzgebühr von 6,25 Frs. für jedes Fii' 
werk (auch Schiff), das dem öffentlichen Verkehr diente, zu erlegen. 
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Nachdem sodann die Eisenbahngesellschat'ten durch Gesetz 
Tom 2. Juni 1838 ausdrücklich mit einer 10^/oigen Pro- 
portionalsteuer von einem Drittel ihrer Platzpreise, d. i. von 
dem Teil des Tarifs, der wegen des eigentlichen Transport- 
dienstes, also nicht wegen der Benutzung der Fahrstra&e, zu 
zahlen war^), belegt worden waren, wurde diese Besteuerung 
durch ein Gesetz vom 14. Juni 1855 dahin ausgedehnt, daß 
fortan der ganze Transportsatz des Personen- wie des 
Eilgutverkehrs der 10®/oigen Steuer unterworfen sein sollte, 
so da£ die Steuer nunmehr aus einer Abgabe auf öffentliche, 
dem Personenverkehr dienende Fahrzeuge, zu einer Steuer vom 
gesamten Personen- und Eilgutverkehr unter der Maßgabe ge- 
worden war, daß es den Gesellschaften anheimgesteUt blieb, 
diese Steuer ihren Tarifsätzen zuzuschlagen und dieselbe somit 
von sich auf die ihre Transportdienste Benutzenden abzu- 
wälzen *). 

Dem seit dem 9. Prair. VII (25. Mai 1799) eingeführten 
Zuschlag auf fast alle indirekten Steuern, dem auch die be- 
sprochene 10% ige Proportionalsteuer verfallen war, wurde 
ebenfalls durch das Gesetz von 1855 ein weiterer Zuschlag 
von P/o (d^cime de guerre) hinzugefügt, so daß die propor- 
tionale Transportsteuer vom Personen- und Eilgutverkehr 
seitdem 12**/o betrug. Zu dieser Steuer trat, wie wir bereits 
gesehen haben, durch Gesetz vom 16. September 1871 ein 
weiterer Zuschlag von 10%, der aber nach der damals be- 
liebten Auslegung dieses Gesetzes nicht nur von dem wirklichen 
Fahrpreis, sondern auch von der schon bestehenden Steuer von 
12 ^'o mitberechnet wurde, so daß die gesamte Steuer fortan 
nicht 12 -I- 10 = 22 >, sondern 12 + 10 + 1,2 = 23,2 > des 
Fahrpreises betrug. In jedem Franc, den die Eisenbahnen 
von ihrem Eilzug- und Personenverkehr vereinnahmten, waren 



*) Cf. Bach I, Anmerkung zu S. 27. 

*) Daß die franzöeische proportionale Steuer vom Personen- und 
Eilgutverkehr auch äußerlich nicht, wie Wagner 1. c. S. 574 meint, eine 
ErtragBsteuer ist, sondern ihrem Wesen und ihrer Wirkung nach nur 
eine von den Gesellschaften ausgelegte Gebrauchs- und Genußsteuer auf 
den Eilverkehr darstellt: cf. unsere Bemerkung im Schlußkapitel. 
Kaufmann, Bisenbabnen Frankreichs. II. 9 
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also 18,8 Cent Steuer enthalten ^), ist gleich einer rund 19®/oigen 
Verkehrssteuer. 

Diese Steuer, welche in ihrer Durchführung vielfache 
Schwierigkeiten darbot, die durch Gesetz vom 11. Juli 1879 
und Dekret vom 21. Mai 1881 ^) gehoben wurden und heute 
kein Interesse mehr darbieten, hatte vom Jahre 1880 an fol- 
gende Summen eingebracht^): 



Ertrag der Eisenbahnsteuer auf Reisende und Eilgut: 


im Jahre 


Frs. 


im Jahre 


Frs. 


1880 

1881 

1882 

1883 

1884 

1885 


81098319 
85 781172 
87832 991 
88 616 182 
85917 589 
85 889 328 


1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 


87 021 521 
87 014472 
87301177 
99185725 
92030598 
95 160 101 



') Setzt man nämlich den eigentlichen Transportpreis gleich 100, 

so steUt sich das Exempel folgendermaßen: Transportpreis -|- Steuer 

23200 
= 123,2 verhalten sich zu 100 wie 23,a zu x — = 18,8t. Cf. unsere 

, Finanzen Frankreichs* S. 437. 

') Durch dieses Dekret war es den Eisenbahngesellschaften frei- 
gestellt worden, zwischen einer Steuerzahlung nach ihren Nettoein- 
nahmen aus dem Personen- und Güterverkehr und einem Abonnement 
zu wählen. Bei letzterem, das allgemein eingegangen worden war, 
wurden von Tarifeinheiten der Roheinnahmen von 50 Cent, und darüber 
»»/i54= 18,811 7o (von solchen unter 50 Cent, "/in = 10,7i4 7o). unter 
Abstellung von 2 Cent, per Einnahmepost bei jenen , an Stelle der ge- 
setzlichen Sätze von den Nettoeinnahmen (22V3-|-127o Zuschlag) in 
Rechnung gestellt. Cf. unsere , Finanzen Frankreichs* S. 440 und 
Wagner 1. c. S. 577. 

') Eine am 21. März 1874 eingeführte Steuer von 57o auf die im 
Inland zirkulierende Güterzugfracht der Eisenbahnen (transport par 
petite vitesse) war inzwischen durch Gesetz vom 28. März 1878 wieder 
fortgefallen (cf. Buch I, S. 207), wobei zu bemerken ist, daß die wegen 
exportierter Güter erhobene Transportsteuer ebenso wie die des Traneit- 
verkehrs zurückvergütet worden war. 
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In den Artikeln 14 bezw. 15 und 17 der Verträge von 
1883 war, wie uns bekannt ist, vereinbart worden, daß, so- 
bald der Staat den durch das Gesetz von 1871. eingeführten 
Zuschlag von 10% auf die Proportionalsteuer von dem Per- 
sonen- und Eilgutverkehr aufheben würde, die Eisenbahn- 
gesellschaften gleichzeitig die Nettopersonentarife der 2. Wagen- 
ktasse um 10 V^ die der 3. Klasse um 20®/o herabzusetzen 
hätten. Die Compagnien hatten sich femer verpflichtet, daß 
sie auch weiteren Reduktionen der Steuer mit ihren Nettotarif- 
sätzen gleichmäßig folgen würden, während die Fahrpreise 
andererseits wieder verhältnismäßig steigen sollten, falls der 
Staat seine Zugeständnisse ganz oder teilweise zurücknehmen 
würde. 

Die Ausführung dieser Vereinbarungen war sowohl durch 
die 1883 hereinbrechende wirtschaftliche Depression, welche 
eine namhafte Verminderung der Brutto- und Nettoeinnahmen 
der Eisenbahnen zur Folge hatte, als auch durch die gleich- 
zeitige mißliche Lage des Staatsbudgets jahrelang verzögert 
worden. Nachdem aber in beiden Beziehungen eine Besserung 
eingetreten war, wurde in den Budgetdebatten der Jahre 1890 
und 1891 dringend auf die Notwendigkeit hingewiesen, jene 
Reformen endlich zur Ausführung zu bringen, so daß sich 
die Regierung im Jahre 1891 veranlaßt sah, die erwähnten 
Steuerreduktionen in ihren Budgetreformplan aufzunehmen. 

Der Finanzminister Rouvier erklärte dementsprechend in 
den Motiven zum Budget, daß, da ein neuer, und zwar höherer 
Zolltarif mit dem 1. Februar 1892 in Wirksamkeit treten 
werde, die hierdurch zu erwartenden Mehreinnahmen keine 
bessere Verwendung im Interesse der Allgemeinheit finden 
könnten, als wenn dieselben zur Durchführung der Bisenbahn- 
tarifreform benutzt würden, welche derart dem französischen 
Publikum gewissermaßen Ersatz für die höhere Zollbelastung 
bieten werde. Zu einer Aufhebung der ganzen Proportional- 
steuer vom Fahrpreis für Reisende und Eilgüter würden die zu 
erwartenden Mehreinnahmen allerdings nicht ausreichen, wohl 
aber glaube die Regierung in ihnen einen Ersatz für den im 
Jahre 1871 eingeführten Zuschlag von 10 ^/o zu finden. Die Auf- 
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hebung desselben aber werde in Verbindung mit den ver- 
tragsmäßig zugleich eintretenden Tarifreduktionen für alle 
Verkehrsinteressenten inmierhin von fühlbarem Vorteil be- 
gleitet sein. 

Daß übrigens auch schon vor der Steuer- und Tarifreform 
von 1892 viele Preisherabsetzungen zu Gunsten des Reise- 
verkehrs durchgeführt worden waren, geht aus folgender, die 
früher^) mitgeteilten ergänzenden Angabe hervor, nach 
welcher im Jahre 1889 von 220,8 Millionen Reisenden nur 
77,7 Millionen den vollen Tarif zu zahlen hatten, während 
142,5 Millionen die verschiedenen Preisermäßigungen auf 
Retourbillets, Abonnementskarten etc. genossen. Für das 
Jahr 1890 waren in dieser Beziehung folgende Zahlen fest- 
gestellt worden: 

Zahl der Reisenden 



auf der 


zum vollen 

Tarif 
Millionen 


zum ermäßig- 
ten Tarif 
Millionen 


zusammen 
Millionen 


Staatebahn 

Nordbahn 

Ostbahn 

Westbahn 

Orl^ans-Bahn 

P.-L.-M.-Bahn 

Südbahn 


1,3 
14,5 

9.0 
26« 

6,7 

13,4 

4,6 


7,8 
18.4 

30,6 
84,« 

15.8 

27..'» 
8,0 


8.6 

32,9 
39,s 
60.5 
22.5 

40.7 

12.6 


zusammen 


75,7 


141,7 


217.4 



Das Durchschnittsmaß der verschiedenartigen Fahrpreis- 
abschlage ist aus einem Vergleich des aus den Einnahmei 
des Personenverkehrs eines Jahres sich ergebenden Durch 
Schnittsfahrpreises pro Kilometer (des sogenannten durchschnitt 
liehen Kilometersatzes) mit dem betreffenden Normaltarif zi 
ersehen. Der entsprechende Vergleich ergibt für 1889: 



') Cf. oben S. 45. 
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Normaltarif nach Durchschnitt- ^ , , .. 
dem Bedingnis- licher Kilo- ^''^^^"^' 
heft pro Kilometer * metersatz ® ^ 

Erete Klaase . . 0,io Fr. 0,o68 Fr. 32,o '/o 

Zweite Klasse . . 0,075 » 0,047 « 37,8t ^ 

Dritte Klasse . . 0,055 , 0,o89 , 29,o2 „ 

Der Steuerbetrag, welchen der Staat durch die Aufhebung 
des Zuschlags von 1871 verlieren würde, wurde in den 
Motiven zum Budget für 1892 nach dem derzeitigen Stande 
der von den Gesellschaften erhobenen Nettofahrpreise auf 
35884667 Frs. für den Personenverkehr einschl. des Passagier- 
gepäcks und auf 13206819 Frs. für den Verkehr von Eil- 
gütern und Nahrungsmitteln, zusammen also auf 49 Mil- 
lionen berechnet, wozu noch weitere 4 Millionen kämen, die 
sich aus der Verminderung der übrig bleibenden Proportional- 
steuer von 12^/0 infolge der von den Gesellschaften vorzu- 
nehmenden Tarifreduktionen ergeben müßten. Der gesamte 
Ausfall für den Staat war also auf Grund der jüngsten Be- 
triebsergebnisse auf 53 Millionen zu schätzen, wobei eine zu- 
künftige Wirkung der Tarifherabsetzungen auf den Verkehr 
allerdings nicht in Rechnung gezogen war und, da es sich 
darum handelte, die unmittelbare Wirkung mit Rücksicht auf 
das vorliegende Budget zu berechnen, auch nicht in Betracht 
kommen konnte ^). 

Im Vorbeigehen muß hier noch bemerkt werden, daß, 
wie wir oben sahen, die vom Staate gewährten Steuen-eduk- 
tionen sich zwar auch auf die Lokalbahnen erstreckten, 
daß für diese aber keine entsprechenden Herabsetzungen der 
Nettotarife versprochen waren und auch nicht gewährt wurden. 
In vielen Fällen wäre letzteres bei der prekären Lage der 
betreffenden Gesellschaften überhaupt nicht möglich gewesen. 



') Daß die Bechnung im großen und ganzen zutreffend war, be- 
weisen die Erträgnisse der Eilverkehrsteuer in den Jahren 1892 u. 1893, 
die 55488 997 bezw. 48 357 622 Frs. betrugen, gegen 95160101 Frs. im 
Jahre 1891. 
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Auch ist daran zu denken, daß, da eine Anzahl Lokal- 
bahnen von den groi&en Gesellschaften verwaltet werden, so- 
mit auch in den Regionen der großen Netze immer nocb 
Strecken vorkommen, auf denen die Nettotarife unverändert 
geblieben sind. 

Um eine Uebersicht über die Wirkung der Reform vom 
Jahre 1892 auf die Herabsetzung des Personenfahrgeldes zu 
erleichtern, lassen wir aus dem Kommissionsbericht Faures 
einige Zusammenstellungen folgen, wobei hervorzuheben ist, 
daß die in denselben angeführten bisherigen Tarife sich nur 
auf die Normalpreise, nicht aber auf die erwähnten, schon 
früher durchgeführten Fahrpreisvergünstigungen beziehen. 



Per Kilometer 


1. Klasse 


2. Klasse 


3. Klasse 


Bis 1892 von den Gesellschaften 
erhobene Taxe Cent. 

Das Publikum zahlte einschließ- 
lich der Steuer ^ 

Seit 1892 von den Gesellschafben 
erhobene Taxe ^ 

Das Publikum zahlt seitdem ein- 
schließlich der Steuer ... „ 


10,00 

12,si 

10,00 
ll,so 


7,50 
9,24 
6,75 
7,5. 


5,so 

6,T7« 
4,40 
4,f2. 


Die Reduktion 
bezw. der Aus- 
fall beträgt 


für den Staat . . ^o 
für die Gesellschaf- 
ten 7o 


9 


10 

8 


11 

16 


zusammen . *^/o 


9 


18 


27 



Die Wirkung dieser Reduktion auf die Personentarife zeigi 
die in der ersten Tabelle auf S. 135 folgende Gegenüber 
Stellung einiger früherer und der jetzigen Fahrpreise. 

Obgleich die schon bestehenden Preisvergünstigungen au 
Retourbillets etc. bei der Durchführung der Reform die Aus 
gleichung etwas erschwerten, sind dennoch Mittel und Weg 
gefunden worden, um auch wegen ersterer eine allseitige Be 
friedigung herbeizuführen, indem die Gesellschaften sich dem 
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Ent- 
fer- 


1. Klasse 


2. Klasse 


3. Klasse 


Fahistrecke von 


alter 


neuer 


alter 


neuer 


alter 


neuer 




nung 


Preis 


Preis 


Preis 


Preis 


Preis 


Preis 




km 


Prs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Fl-8. 


Frs. 


Paris nach Lille . . 


1 
247 


30,40 


27,65 


22,80 


18,65 


16,70 ' 


12,25 


, Havre . . 


228 


28,10 


25,55 


21,05 


17,25 


15,45 


11,25 


, Brest . . 


610 


75,10 


67,20 


56,85 


46,10 


41,80 


80,06 


, , Bayonne . 


783 


96,45 


86pio 


72,85 


59,20 


53,05 


88,60 


, Lyon . . 


512 


68,05 


56,40 


47,80 


38,60 


34,70 


25,25 


, . Maneille . 


868 


106,so 


95,10 


79,78 


65,25 


58,45 


42,55 


n , Nizza . . 


1088 


184,00 


121,85 


100,50 


82,25 


73,70 


53,65 


, Nancy . . 


! 351 


43,30 


39,to 


32,45 


26,55 


23,75 


17,30 


Marseille nach Lille . 


IlllO 


136,70 


124,50 


102,55 


83,00 


75,15 


54,75 


Nizza nach Dünkirchen 


,1393 


171,55 


156,00 


128,65 


105,80 


94,85 


58,45 



entsprechend zu weiteren Tarifherabsetzungen bereit finden 
liefien, deren Wirkung sich folgendermaßen darstellt: 



Auf Rackfahrtkarten etc. 
per Kilometer 


1. Klasse 
Cent. 


2. Klasse S.Klasse 
Cent. Cent. 


vorden bis 1892 von den Gesellschaften 
erhoben 


7,5 
9,24 

7,5 
8,4 


5,625 
6,98 
5,4 
6,048 


4,125 


vom Publikum einschließlich der Steuer 
bezahlt 

werden seit 1892 von den Gesellschaften 
erhoben 

und Tom Publikum einschließlich Steuer 
bezahlt 


5,062 

3,5 

3,948 


Die Re- ( ^' den Staat 

duktion { ^^ die Gesellschaften . . 


9V 


3,2 7o 


9,8^/0 
12,4 > 


betr&gt [ zusammen 


9o/o 

1 


12,7^0 


22,2 7o 



Im ganzen wurde . auf der Basis des Ergebnisses von 
1890, welches bei 106 Millionen Frs. Ertrag der Retourbillets 
24 Millionen Prs. Steuer von denselben erbracht hatte, der 
Ausfall der Gesellschaften auf 10 Millionen und der des Staates 
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auf 13 Millionen, der gesamte Ausfall am Bruttoertrage inkl. 
Steuer und damit die durchschnittliche Ersparnis der betreffen- 
den Reisenden auf 17 ^/o geschätzt^). 

Wenden wir uns nunmehr zu den Wirkungen der Re- 
form auf den Tarif des Eilgutverkehrs. Als legaler 
Tarif galt bis dahin ein Satz von 36 Cent, per Tonne und 
Kilometer, der sich durch die Steuer auf 44,852 Cent, (in 
der Praxis rund 44 Cent.) erhöhte. Für Kolli von weniger 
als 40 kg bestand der Satz von 45 Cent., mit der Steuer 
55,44 Cent., in der Praxis 55 Cent. Für die kleinen Packete 
bis zu 5 kg war, ohne Unterschied der Entfernung, eine 
Transportgebühr von l,«e Fr. eingeführt worden. Für ge- 
wisse Nahrungsmittel bestanden außerdem sie begünstigende 
Spezialtarife. 

Wenn sich nun auch die Verbindlichkeiten, welche die Ge- 
sellschafben im Jahre 1883 in Betreff der Personenfahrpreise 
übernommen hatten, nicht zugleich auf den Eilgüterverkehr 
erstreckt hatten, so erklärten sie sich gleichwohl ohne weiteres 
bereit, auch hier die Wirkung der Steuerherabsetzung durch 
Frachtreduktionen zu verstärken. 

Die ersten von den Compagnien gemachten Vorschläge 
wurden jedoch vom Ministerium als ungenügend zurückgewiesen. 
Die Details können kein Interesse mehr beanspruchen, und 
verdient nur der eine Punkt hervorgehoben zu werden, dai 
die Gesellschaften einen teilweisen Zonentarif vorgeschlagen 
hatten, der aber den Beifall des Eisenbahnbeirats nicht hatte 
finden können. 

Nach einigen Verhandlungen wurde sodann eine Einigung 
über folgende Bestimmungen erzielt: 

Lebende Tiere, Vieh (per Stück und Kilometer): 

Rindvieh, Pferde 0,i6 Fr. statt 0,2o Fi*., mit der Steuer 0,i464 Fr. 
Kälber u. s. w. 0,o6 , ^ 0,o8 „ „ ^ „ 0,o985f , 
Hammel, Ziegen 0,o3 „ , 0,o4 , „ , , 0,049«8 , 



*) Vergl. auch Raffalovich, ,Die ersten Resultate der Herab 
Setzung der Eilgütertarife in Frankreich"* in Schanz' Finan«archiv 5 
1893, S. 692. 
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Obige Sätze bedeuten eine von Seiten der Gesellschaften 
zugestandene Tarifreduktion von 20®/o, die einer solchen von 
35^,0 im ganzen entspricht. 

Wagen und Kutschen: 

je nach der Größe 0,4o und 0,5o Cent, statt 0,5 o und 0,6« Cent., mit 
der Steuer 0,6i6 und 0,78848 Cent. 

Güter, überhaupt Packete von mehr als 40 kg (Eilgut): 

Für diese ist ein gemeinschaftlicher oder einheitlicher 
kilometrischer Tarif (tarif commun kilom^trique) auf folgender 
Grundlage vereinbart worden: 





per Kilo- 




per Kilo- 


. 


meter und 




meter und 




Tonne 




Tonne 


bis 100 km . . . 


. 0,82 Fr. 


von 701 bis 800 km 


. 0,22 Fr. 


von 101 bis 800 km 


. 0,80 , 


« 801 , 900 . 


0,20 , 


, 301 . 500 , 


. 0,28 , 


, 901 , 1000 , 


0,18 , 


. 500 . 600 , 


. 0,2« , 


. 1001 , 1100 , 


. 0,16 , 


. 601 , 700 , 


. 0,24 , 







Bis dahin hatte für diese Kategorie von Eilgut eine gleich- 
mäßige, nicht abnehmende Eilometertaze von 0,3571 Fr., mit 
der Steuer von 0,4* Fr. bestanden. 

Für Packete (messageries de toute nature) von 40 kg 
und darunter wurde folgender gemeinschaftlicher Tarif an- 
genommen : 





per Kilo- 




per Kilo- 




meter und 




meter und 




Tonne 




Tonne 


bia 200 km . . . 


. 0,35 Fr. 


über 400 bis 800 km 


. 0,80 Fr. 


über 200 bis 300 km 


. 0,82 , 


, 800 , 1000 r, 


. 0,28 y, 


, 300 . 400 , 


. 0,81 „ 


, 1000 km . . . 


. 0,25 , 



Dieser Tarif ist auch auf Nahrungsmittelsendungen 
von weniger als 40 kg anzuwenden. 

Auf Sendungen von Nahrungsmitteln über 40 kg wird 
folgende Frachtskala angewendet: 
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per Kilo- 




per Kilo- 




meter und 




meter und 




Tonne 




Tonne 


bis 100 km . . . 


. 0,24 Fr. 


von 701 bis 800 km . 


0,165 Fr. 


von 101 bis 300 km 


. 0,225 , 


, 801 . 900 , . 


0,15 , 


, 301 , 500 , 


. 0,21 , 


, 901 , 1000 . . 


0,115 , 


, 501 . 600 . 


. 0,195 , 


, 1001 „ 1100 , . 


0,12 , 


, 601 , 700 , 


.0,18 , 


, 1101 km u. darüber 


0,105 , 



(Bei den vorstehenden Frachtsätzen ist zu berücksichtigen, 
daß auch der Eilgutverkehr außer den eigentlichen Transport- 
tarifsätzen Nebengebühren zu tragen hat, welche durch die 
bereits erwähnte Ministerialverfügung vom 20. November 1876 
folgendermaßen festgesetzt sind: 1. Enregistrement 10 Cent., 

2. Ver- und Entlade- inkl. Bahnhofsgebühren nach sechs 
Gruppen: a) Packete und Güter, Lebensmittel und Milch per 
Tonne 1,7 6 Fr., b) Wagen- und Leichentransporte per Stück 
2,20 Frs.; c) Rindvieh und Zugtiere per Kopf l,io Fr.; d) Kälber 
und Schweine per Stück 0,4* Fr.; e) Schafe und Ziegen 
0,»2 Fr.; f) Tiere in Käfigen und Körben per Tonne 1,76 Fr.; 

3. für Nachwiegen von Gütern per 100 kg, ohne Bruchteile, 
10 Cent. — Lager- oder Standgeld für Waggonladungen kommen 
beim Eilgutverkehr selbstverständlich nicht in Betracht.) 

Im Durchschnitt beträgt das bei den Steuerreduktionen 
vom Fiskus gebrachte Opfer 19 ^/o, während die Eisenbahn- 
gesellschaften 17 bis 25 ^/o ihrer Einnahmen preisgaben, so daß 
sich der Vorteil des Publikums auf 36 bis 44 ^/o Kostenminde- 
rung belauft. Von einer derartigen Frachtermäßigung war eine 
Vermehrung der Transporte mit einigem Recht zu erhoffen, 
und glaubte der Berichterstatter der parlamentarischen Kom- 
mission das Land zur Durchführung jener Reform beglück- 
wünschen zu sollen, welche er durch einen Vergleich der neuen 
französischen Tarife für Personen- undEilgutverkehr mitden 
deutschen hezw. preußischen, den belgischen, englischen, italie- 
nischen, österreichischen und ungarischen zu illustrieren versucht. 

Obgleich es nicht möglich ist, jene Vergleichungen ohne 
genaue Kenntnis ihrer Unterlagen zu kontrollieren, so dürfte 
es doch nicht ohne Interesse sein, dieselben, da sie offiziellen 
Ursprungs sind, hier wiederzugeben: 



Digitized by LjOOQ IC 



— 139 







1 


» Frankreich, 


neuer 


Tarif. 








Ent- 


Fahrpreis für Personen in Francs 


Traosportpreis für 
Eilfifüter in Francs 




einschließlich Steuer 


ausschließlich Steuer 




fer- 
nusg 


Paokete 

per 
1000 kg 


Nah- 
nmgs- 
mittel 
1000 kg 


kleine 
Kolli 


1. Kl. 


2. Kl. 


3. Kl. 


1. Kl. 


2. Kl. 


3. Kl. 


von 
20 kg 


20 km 


2,« 


1,50 


1,00 


2,00 


1,15 


0,90 


6,40 


4,so 


0,40 


50 . 


5,80 


3,80 


2,45 


5,00 


3,40 


2,to 


16,00 


11,00 


0,40 


100 . 


11,20 


7,M 


4,05 


10,00 


6,15 


4,40 


32,00 


24,00 


0,70 


200 , 


22,40 


15,10 


9,85 


20,00 


13,50 


8,80 


62,00 


46,50 


1,40 


400 . 


44,so 


30,25 


19,70 


40,00 


27,00 


17,80 


120,00 


90,00 


2,85 


800 . 


89,60 


60,50 


39,45 


80,00 


54,00 


35,20 


220,00 


165,00 


5,05 



2. Italien^). 



20 km] 

50 , 
100 , 
200 , 
400 , 
800 . 



2,25 


1,60 


1,00 


2,00 


1,40 


0,90 


7,24 


4,50 


6,85 


3,95 


2,50 


5,00 


3,50 


2,25 


18,08 


11,50 


11,10 


7,90 


5,00 


10,09 


7,00 


4,50 


36,16 


22,60 


22,80 


15,80 


10,00 


20,00 


14,00 


9,00 


64,41 


40,8. 


45,20 


31,60 


20,00 


40,00 


28,00 


18,00 


83,8« 


74,58 


90,4« 


63,20 


40,00 


80,00 


56,00 


36,00 


102,81 


131,08 



0.60 
0,60 
0,90 
1,70 
2,82 
4,20 



S. Dentsehland, insbesondere die prenssisclien Staatsbahnen« 



Ent- 


Fahrpreis fELr Personen 


Transport fQr Eilgüter und 


fer- 


in Francs*) 


Nahrungsmittel in Francs 


nung 


1, Kl. 


2. Kl. 


3. Kl. 


4. Kl. 


per 1000 kg 


per 20 kg 


20 km 


2,00 


1,50 


1,00 


0,50 


8,25 


1,25 


'W, 


5,00 


3,15 


2,50 


1," 


17,25 


1,25 


100 , 


10,00 


7,90 


5,00 


2,50 


32,25 


1,25 


200 , 


20,00 


15,00 


10,00 


5,00 


60,00 


2,60 


400 , 


40,00 


30,00 


20,00 


10,00 


115,00 


4,40 


800 . 


80,00 


60.00 


40,00 


20,00 


225,00 


6,25 



') Einschließlich 13% Steuer. 

*) In der vorliegenden Zusammenstellung ist die im französischen 
Bericht angewendete Umrechnung der verschiedenen Währungen in 
Francs beibehalten. So ist in derselben der österreichische Gulden zu 
2r$c Ftb. (== 2 Mark) berechnet, obgleich er thatsächlich zur Zeit nur 
2,85 bis 2,10 Frs. zu bewerten war. 
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4. 


Belgrisehe Staatsbahneii. 


(Vom 1. 


Dezember 1891 ab.) 


Ent- 
fer- 


Fahrpreis für Personen 
in Francs 


Transport für Eilgüter und 
Nahrungsmittel in Francs 


per 1000 kg 


per 20 kg 


nung 


1. Kl. 


2. Kl. 


3. Kl. 


Packete 


Nah. 
nmgs- 
mittel 


Packete 


Nah- 
rrnigs 
mittel* 


20 km 
50 , 
100 , 
200 „ 


1,80 
3,90 

7,«o 
15,10 


1,85 
2,85 

5,70 
11,40 


0,«0 
1,90 
3,80 
7,80 


3g 
56 

86 


5,40 

;,oo 

,00 
1,00 


1,10 

l,so 

1,40 
1,70 



20 km 
50 . 
100 . 
200 , 
400 , 
800 . 



20 km 
50 . 
100 . 
200 , 
400 , 
800 . 



5. Oesterreleh (StaaUbahnen) ■). 



1,50 


1,01 


0,60 


9,52 


4,71 


1,90 


3,7B 


2,B0 


1.» 


23,81 


9,97 


4,78 


7,50 


5,00 


2,50 


47,81 


18,75 


9,52 


15.00 


10,00 


5,00 


95,s4 


36,80 


19,05 


30,00 


20,00 


10,00 


190,48 


71,4« 


38,10 


60,00 


40,00 


20,00 


380,98 


142,88 


47,62 



0,»5 

2,11 

3.75 

7,S6 

14,« 

28.5C 



6« Ungarn (Staatsbahnen). 



1,25 


1,01 


0,88 


7,02 


4,22 


3,T6 


3,00 


1,889 


17,02 


8,50 


7,50 


6,00 


3,75 


33,51 


16,75 


15,00 


12,00 


7,50 


66,01 


34,38 


20,00 


14,50 


10,00 


116,25 


57,00 


20,00 


14,50 


10,00 


216,19 


107,00 



0,47 
0,St 
0.66 
1,26 
2,82 
4,82 



7. 


England. 


Personentarif. 


Ent- 


1. Klasse 


2. Klasse 


3. Klasse 


fernung 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


20 km 


2,50 


1,96 


1,S0 


50 , 


6,25 


4,85 


3,05 


100 . 


12,50 


9,80 


6,50 


200 , 


25,00 


18,80 


13,00 


400 , 


50,00 


37,20 


26,00 


800 . 


100,00 


74,40 


52,00 



^) Die österreichischen Tarife haben unterdessen mehrfache l 
gestaltungen und zwar nicht unbeträchtliche Erhöhungen erfahren. 
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Zur Erläuterung bezw. zum richtigen Verständnis der 
Torstehend aufgeführten Fahrpreise werden zu dem Bericht 
nachfolgende Punkte hervorgehoben: 

Freigepäck wird in Frankreich bis zu 30 kg, auf den 
preufiischen Bahnen bis zu 25 kg, in England, je nach den 
Bahnen und Entfernungen, von 27 bis 54 kg gewährt. Die 
italienischen und die Österreich-ungarischen Staatsbahnen kennen, 
letztere seit Einfahrung des Kreuzer- bezw. Zonentarifs, kein 
Freigepäck. 

FOr Betourbillets wird in Frankreich eine Reduktion 
des doppelten normalen Fahrpreises von 25 ^/o in der ersten 
und von 20 ^/o in der zweiten Erlasse, in Preußen eine solche 
von 25 ^/o und in Belgien von 20 ^/o gewährt, während in Italien 
für Retourbillets wohl ein Rabatt von 20 und 35 > bewiüigt 
wird, derartige Fahrkarten aber nur in gewissen Fällen aus- 
g^eben werden. 

Zuschläge für die Fahrt in Eil- bezw. Expreßzügen 
bestehen in Italien von 10 ^/o, in Preußen von 12 V« bis 16^/3 Vi 
in Belgien von 25 ®/o und in esterreich bis 50 V, während 
in Frankreich ein solcher Zuschlag nicht stattfindet, dafür aber 
in diesen Zügen die 3. Klasse fast immer, und meist auch die 
2. Klasse fehlt, so daß der Personenverkehr für die großen 
Reisen dort wesentlich auf die 1. Klasse angewiesen ist. 

Daß es eine vierte Wagenklasse nur in Norddeutschland 
gibt, braucht kaum erwähnt zu werden, ebenso, daß sich für 
Belgien Fahrpreise für Entfernungen von 400 und 800 km 
Oberhaupt nicht aufstellen lassen. In England wiederum herrscht 
wegen der Eilguttarife eine zu große Verschiedenheit, als daß 
es möglich wäre, Mittelsätze für dieselben auszurechnen. 

Die Durchführung der vorstehend in ihrer thatsächlichen 
Wirkung geschilderten letzten französischen Reform der Per- 
sonenfahi^eld- und Eilguttarife kennzeichnet von neuem den 
Einfluß der französischen Regierung auf das gesamte Tarif- 
wesen, der sich in der Richtung auf den in Frankreich so- 
genannten Eilverkehr unterdessen soweit geltend gemacht hat, 
daß die vorzüglichsten Nationalökonomen Frankreichs, und 
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unter ihnen Leroy-Beaulieu, der Ansicht haben Ausdruck geben 
wollen, daß die äußerste Grenze der bezüglichen Tarifreduk- 
tionen erreicht sei, die unbeschadet zu empfindlicher Einbußen 
an den Eisenbahneinnahmen vorerst erreicht werden könne. 

Wenn andererseits die relative Bereitwilligkeit der Eisen- 
bahngesellschaften, auf die Tarif herabsetzungsanträge der Re- 
gierung einzugehen, vielfach mit dem Umstand zu erklären 
versucht worden ist, daß dieselben durch die Zinsgarantie gegen 
allzugroße Einnahmeausfälle geschützt seien, so kann eine solche 
Erklärung keineswegs genügen, da der Unternehmer sein Ge- 
schäft nicht darum zu betreiben pflegt, um an demselben 
nicht zu verlieren, sondern um zu gewinnen und seinen 
Gewinn stets zu mehren. Außerdem bedeuten in Frankreich 
die Zinsgarantieleistungen des Staates nur Vorschüsse, die in 
besseren Zeiten alsbald und jedenfalls bei der Liquidation, 
d. h. dem Heimfall der Bahnen an den Staat, zurückgezahlt 
werden müssen, üebrigens waren gleich die ersten Resultate 
nach der Tarifreform geeignet, den Vorwurf, daß die Gesell- 
schaften etwa zu leichten Herzens auf dieselbe eingegangen 
wären, zu widerlegen: 

Die nächste Budgetkommission, die des Jahres 1893, hatte 
sich nämlich wiederum eingehend mit dem Eisenbahnwesen, 
besonders vom Standpunkte der Zinsgarantie aus, beschäftigt, 
wobei sich eine Untersuchung der Folgen der Tarifreform von 
selbst ergab. Der von uns schon früher zitierte sehr ein- 
gehende Bericht, den Gornudet erstattet hatte ^), stellt ziffer- 
mäßig fest, daß während der ersten zehn, seit dem 1. April 
1892, dem Datum des Inkrafttretens der neuen Tarife, ver- 
flossenen Monate, deren Resultate damals nur vorlagen, gerade 
die Einnahmen aus dem Personen- und Eilgutverkehr eine 
Zunahme aufwiesen, während im Güterverkehr (petite vitesse) 
bereits während der neun Monate April bis Dezember 1892 
und sodann besonders im Januar 1893 im Vergleich zu den 
letztverflossenen gleichen Monaten ein Einnahmeausfall ein- 



^) Drucksache Nr. 2849 der Deputiertenkammer, Session 1893, An- 
lage zu den Verhandlungen der Sitzung vom 22. Juni. 
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getreten sei. Für die erstgenannten neun Monate bezifferte 
sich dieser Ausfall nur auf 1 152 000 Frs. und rührte , nach 
den Ausf&hrungen des Berichts, hauptsächlich davon her, daß 
gewisse Gütergattungen, namentlich auch lebende Tiere, seit 
der Herabsetzung der Tarife den Eilzügen übergeben worden 
seien. Die Einnahmen aus dem Güterverkehr während des 
Monats Januar 1893 waren dagegen um 6454000 Frs. niedriger 
als die des Januar 1892, eine Erscheinung, die nicht sowohl 
in einem anormal geringen Verkehr des ersteren, als vielmehr 
in einem anormal hohen des letzteren seine Ursache hatte. 
Im Laufe des Januar 1892 waren nämlich, da mit dem 
l. Februar dieses Jahres der autonome Schutzzolltarif Frank- 
reichs in Kraft treten sollte, noch gewaltige Warenvorräte 
aus dem Auslande eingeführt worden und hatten in jenem 
Monat einen außerordentlichen Güterverkehr herbeigeführt, der 
im Januar des nächsten Jahres fehlen mußte, um diesem 
Umstände Rechnung zu tragen, scheint es daher angezeigt, in 
den nachstehenden Angaben die Zahlen für die neun Monate 
April bis Dezember der Jahre 1891 und 1892 von denen des 
Januar 1892 bezw. 1893 gesondert zu geben. 



Einnahmen der 


grossen Gesellschaften: 




In den Monaten 


Aus dem 
Personen- 
verkehr 
Frs. 


Aus dem 
Eilgut- 
verkehr 
Frs. 


Zusammen 
Fra. 


April bis Dezember 1891 
Januar 1892 


296 667 000 
22 320000 


74 307 000 
6 331 000 


370 974000 
28 651000 


Zu^mmen in den 10 Monaten 
1891/^2 nach dem alten 
Tarif 1 


318 987 000 


80 638 000 


399 625 000 


1 

April bis Dezember lb92 
Januar 1893 


801 790 000 
21796 000 


76 396 000 
6 642 000 


378186 000 
28438 000 


Zusammen in den zehn Mona- 
ten 1892/93 nach dem neuen 
Tarif 


323 586 000 


83038 000 


406 624 000 


Mithin 1892/93 mehr ... 


4599 000 


2 400 000 


6 999 000 
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Die Bruttoeinnahmen der ersten zehn Monate unter dei 
Herrschaft der neuen Tarife hatten also im Vergleich zu den 
gleichen Zeitraum des Vorjahres ein Plus von fast 7 Millio- 
nen Frs. geliefert und damit den Ausfall im Güterverkeh 
(petite vitesse) während des gleichen Zeitraums nahezu, trot: 
der anormalen Verhältnisse des Januar 1892, ausgeglichen. 

Wie sich das Ergebnis für die Nettoeinnahmen stellte 
wird in dem Bericht auf folgende Weise berechnet: Wem 
man von dem Ueberschuß der ersten neun Monate (378,i Mil 
lionen — 370,9 Millionen) = 7212000 Frs., die Betriebskoskn 
zu 55 ^/o berechnet ^), mit 3 960 000 Frs. abziehe, so verbleib 
ein Nettogewinn von 3 250 000 Frs. als Mehreinnahme der Monat 
April bis Dezember 1892 gegenüber den gleichen Monate 
des Vorjahres. Der Januar 1893 hatte dagegen im Vergleic 
mit dem Januar 1892 eine Mindereinnahme von 213000 Fr 
gebracht. Bringe man diesen efiTektiven Verlust von dei 
größeren Nettogewinn von 3250000 Frs. der vorhei^hende 
neun Monate in Abzug, so verbleibe immer noch ein üebei 
schuß an Reingewinn für die ersten zehn Monate des neut 
Tarifs von rund 3 Millionen Frs. 

Die Befürchtung, daß infolge der Tarifreduktion wenigstei 
zunächst ein Einnahmeausfall entstehen würde, war also nid 
eingetreten, dagegen konnte der Berichterstatter konstatiere 
daß der für den Staat berechnete Steuerausfall von ca. 50 Mi 
lionen Frs. mit ca. 40 Millionen Frs. für diesen Zeitraum fa 
genau zugetroflFen sei. 

Ebenso wie der uns im Augenblick beschäftigende Beric 
der Budgetkommission, so bezeichneten auch die Verwaltung 
der Gesellschaften in ihren an die Generalversammlungen ^ 
statteten Berichten über das Jahr 1892 die Ergebnisse ( 
Tarifreform als befriedigend und beglückwünschten sich 
dem Gelingen derselben, da, während sie selbst durch diese] 

^) Der Betriebskoeffizient im Durchschnitt der Betriebsergebn 
der französischen Hauptbahnen hatte 1886: 54,to, 1887: 52,»o, 18 
52,40, 1889: 51,65, 1890: 52,58, 1891: 53.98% betragen und war n 
den Voranschlägen für 1892 auf 55,? 8 > berechnet, so daß man 
obige Schätzung als eine vorsichtige bezeichnen kann. 
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keine Einbuße erlitten hätten, das ganze Land aus derselben 
Vorteil ziehe. 

Im Jahre 1894 war Cornudet wiederum Berichterstatter 
der Budgetkommission über dieselbe Materie. Er vergleicht 
nunmehr die Ergebnisse der Tarifreduktion für das ganze Jahr 
1893 mit den entsprechenden Ergebnissen der Jahre 1890 und 
1891, da das Uebergangsjahr 1892 zu einem solchen Vergleiche 
nicht herangezogen werden konnte^). 

Dieser Vergleich ergibt für die sieben großen Netze, ein- 
schließlich der Staatsbahnen, folgende Resultate: 

Einnahmen aus dem ^„...„i,«,« „^«« 

Personen. undEilgut- Zunahme gegen 

Im Jahre verkehr (exkl. der ^^ vorgenannte 

Steuer) *^^^^ 

Frs. Frs. 

1890 434637 000 

1891 451520000 +16883000 

1893 488568000 +37048000 

Selbstverständlich kann nicht die ganze Zunahme des 
Jahres 1893 auf Rechnung der Tarifreduktion gesetzt werden. 
Der Berichterstatter läßt daher die immerhin hohe Zunahnie des 
Jahres 1891 gegenüber dem Jahre 1890 von rund 17 Millio- 
nen Frs., das sind gegen 4®/o, als die normale gelten, die auch ohne 
die Tarifreduktion zu erwarten gewesen wäre; das würde nach 
zwei weiteren Jahren für 1898 gegenüber 1891 eine solche von 
34 Millionen Frs. voraussetzen, so daß der Tarifreduktion nur 
der hierüber hinausgehende Betrag der wirklichen Zunahme 
von etwas über 3 Millionen Frs. zuzuschreiben wäre. Während 
der Berichterstatter im Vorjahre sich damit begnügt hatte, 
für die ersten zehn Monate der Geltung des neuen Tarifs eine 
Zunahme der Einnahmen aus dem Personen- und Eilgutver- 



') Depatiertenkammer, außerordentliche Session 1894, Drucksache 
Nr. 959 als Anlage zur Sitzung .vom 8. November. Rapport fait au 
nom de la commission de budget cbargee d'examiner le projet de 
loi portant fixation du budget genöral de Texercice 1895. Garanties 
d'interet»- fitudee et travaux de chemins de fer, en vertu des Conven- 
tions de 1883, par M. E. Cornudet; p. 29. 

Kaafmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 10 
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kehr überhaupt nur nachzuweisen , geht er hier also auf di( 
Frage ein, wie viel von dieser Zunahme etwa der Herab- 
setzung der Tarife zugeschrieben werden könne, und kommi 
dabei annähernd auf ein gleich günstiges Resultat wie dei 
vorhergehende Bericht. 

Sodann stellt Cornudet dieselbe Untersuchung noch speziel 
ttlr diejenigen großen Gesellschaften an, welche die Staatsgaranti( 
in Anspruch nehmen, da die Nordbahn-Gesellschaft bekanntiicl 
dieses auch unter dem Regime der Konventionen von 188-: 
nicht thut und andererseits beim Staatsbahnnetz nicht in 
gleichen Sinne wie bei den Gesellschaften von einer Zins- 
garantie die Rede sein kann. Außerdem hatte das letztere 
wie schon früher erwähnt ist, von jeher niedrigere Tarife al 
die übrigen Bahnen gehabt und konnte — auch vermöge seine 
mehr sekundären Bedeutung — von der Tarifreduktion nich 
die gleichen Erfolge wie jene erwarten. 

Für die fünf großen, die Garantie genießenden Gesellschaftei 
der Ost-, West-, Orleans-, Süd- und P.-L.-M.-Bahn stellt 
sich die Rechnung folgendermaßen: 

Einnahmen aus Zunahme gegen 

j TV der grande vitesse das vorgenannte 

Im Jahre ^^^^^ g^^^^^.^ j^l^^. 

Frs. Frs. 

1890 853173000 

1891 367 611000 14438000 

1893 399 001000 31390000 

Wird die Zunahme des Jahres 1891 von 14 V^ Millionen Fr 
wieder als die normale angenommen, so würde das für IS^ 
gegenüber 1891 eine solche von 28876000 Frs. ergeben ui 
wäre der üeberschuß der effektiven Zunahme von etwas üb 
2^2 Millionen Frs. als eine Folge der Tarifreduktion anz^ 
sehen. Allerdings erwähnt der Berichterstatter, daß die 
außerordentliche Zunahme der Einnahmen sich nur auf vi 
der genannten Gesellschaften ziemlich gleichmäßig vertei 
während bei der Südbahngesellschaft eine solche Wirkung i 
Tarifreduktion sich noch nicht konstatieren lasse. So v 
aber stehe fest, daß auch die schwächeren, garantiebedttrftdg 
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Gesellschaften von der Herabsetzung der Personen- und Eil- 
guttarife zum mindesten keinen Nachteil gehabt hätten, und 
dafi daher auch die Höhe der Garantievorschüsse von derselben 
nicht beeinflußt worden sei. Für den Staat aber sei die Ein- 
buße an Steuern in der vorausberechneten Höhe von rund 
oO Millionen Frs. per Jahr abermals ziemlich genau einge- 
froffen. 

Allerdings wäre es erforderlich, um die finanzielle Wir- 
kung der Tarifherabsetzung genau kontrollieren zu können, 
vor allem die entsprechenden Ausgaben der oben genannten 
Jahre zu vergleichen, was nicht möglich ist, da die Betriebs- 
kosten speziell für den Personen- und Eilgutverkehr sich nicht 
herausschälen lassen. Wenn wir somit in dieser Beziehung 
auf den Vergleich der gesamten Betriebskosten angewiesen 
sind, so wollen wir hervorheben, daß dieselben für die Haupt- 
bahnen (d*inter6t g^n^ral) im Jahre 1890: 606,o Millionen, 
1891 : 639,0 Millionen, 1892 : 662,8 Millionen und 1893: 682,5 MU- 
iionen Frs. betrugen, daß also gerade für 1892 und 1893 eine 
ungewöhnliche Steigerung der Betriebskosten gegenüber den 
unmittelbar vorhergehenden Jahren, auf die sich der Vergleich 
bezieht, nicht zu konstatieren ist. Das Verhältnis der Be- 
triebskosten zu den Einnahmen, der sogenannte Betriebskoöf- 
fizient, steigt in diesen Jahren allerdings, doch hatte die 
Zunahme desselben bereits im Jahre 1890 begonnen, und es 
spielen hierbei andere Momente, wie die jährliche Einver- 
leibung von einigen hundert Kilometern unterdessen fertig- 
gestellter neuer Bahnen in die Gesamtrechnung, die Veringe- 
rung der Arbeitszeit des Betriebspersonals und die dadurch 
bedingte Vermehrung des letzteren, die Erhöhung der Leistungen 
für die Pensions- und Invalidenkassen der Angestellten u. s. w., 
eine so bedeutende Rolle, daß man der Vermehrung der Be- 
triebskosten infolge der Tarifreduktion kein zu großes Ge- 
wicht beilegen darf ^). 



') Wenn im , Album de Statiatique graphique de 1893", Paris 1894, 
ias vom Ministerium der Öfltentlichen Arbeiten regelmäßig — seit 1889 
die 4. Nummer — herausgegeben wird , auf S. IX die Vermehrung der 
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Daß andererseits diese Tarif herabsetzung auf die Belebung 
des Verkehrs in günstiger Weise gewirkt hat, ergibt sich aus 
folgenden Zahlen: 

Die Zahl der Reisenden, der von denselben zurück- 
gelegten Personenkilometer, sowie die durchschnittliche Länge 
der Fahrt eines Reisenden auf den Netzen der sechs 
großen Gesellschaften und der Staatsbahn betrug: 





Reisende in der 


Personen- 
kilometer 




Im 










lU^ 


Jahre 


1. Ela«se 


2. Klasse 


3. Klasse 


Zusammen 


überhaupt 


km 


1890 


17 613000 


63866 000 


139107000 


220586000 


7781987000 


35,^ 


1891 


17 862000 


67 922000 


146422000 


232206 000 


8099636000 


34.9 


1892 


17 883000 


71914000 


173570000 


263367 000 


9040565000 


344 


1893 


19540000 


78397000 


194507000 


282444000 


9 765830000 


38.4 


1894 


• 




• 


307782000 


10094433000 


32.^ 



Die Zunahme der Reisenden stellt sich demnach gege 
das jedesmal vergangene Jahr für die: 





1. Klasse 


2. Klasse 


3. Klasse 


Überhaupt 


1891 


1,4 > 


6,8% 


5,25 > 


5,8 > 


1892 


0,12 , . 


5,9, 


18,6 , 


13,4 . 


1893 


9,3 „ 


9,0, 


12,1 r 


11,0. 



1894 



9,0 



Charakteristisch ist, daß im Betriebsjahre 1892, von de 
drei Viertel unter der Herrschaft des neuen Tarifs stände 



Betriebskosten, die den Gesellschaften aus der Tarifreform erwachi 
werde, auf ca. 10 Millionen Frs. berechnet wird, so dürfte eine solche Re- 
nung nach den im Album benutzten Betriebsresultaten (1892 im Vergle 
mit 1891) unseres Erachtens nicht angezeigt sein. Die oben angegel>ei 
Zahlen der gesamten Betriebskosten zeigen, daß die Steigerung dersell 
gerade im Jahre 1892 geringer war als 1891, und 1893 wiederum gerin 
als 1892, so daß also irgend ein anormales oder durch die Tarifrefc 
bedingtes Anwachsen dieser Betriebskosten nicht zu vermuten ist. W< 
das Album aber zur Prüfung der Tarif reform das ganze Jahr 1892 
1891, was an sich methodisch unrichtig ist, vergleicht, so ist di< 
Zeitpunkt überdies zu einer serieusen Untersuchung der Wirkungen 
Tarif reform verfrüht. 
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sich zunächst nur eine besonders starke Zunahme in der 
Frequenz der dritten Klasse bemerkbar macht, und dag diese 
Zunahme im folgenden Jahre bereits nachläßt, während um- 
gekehrt das Publikum, welches die 1. und 2. Wagenklasse 
zu benutzen pflegt, im Jahre 1892 von der Tarifermä&igung 
zunächst, was die Häufigkeit seiner Reisen anlangt, unbe- 
einflußt zu bleiben scheint. Wie aber im folgenden Jahre 
1893 auch in diesen beiden Klassen eine namhafte Vermehrung 
der Reisenden zu konstatieren ist, während gleichzeitig die 
Zunahme in der Frequenz der dritten Wagenklasse wieder 
nachläßt, so wird man kaum fehlgehen, wenn man einen nicht 
unbedeutenden Teil der Zunahme der Reisenden in den höheren 
Wagenklassen auf Rechnung einer Verschiebung in der Be- 
nutzung derselben seitens des Publikums setzt: Leute, die 
früher in der dritten Wagenklasse fuhren, finden, daß sie nach 
der Reduktion der Fahrpreise sich auch den Komfort der 
2. Klasse gönnen dürfen, und mancher bisherige Benutzer 
dieser letzteren Wagenklasse mag sich wiederum, teils aus 
demselben Grunde, teils auch durch das Einströmen neuer Ge- 
sellschaftselemente in dieselbe, veranlaßt sehen, nunmehr die 
1. BUasse zu benutzen. Wie dem auch sei: die Tarifreform 
kam, soweit sie sich auf die 3. Wagenklasse bezog, sicher- 
lich einem wirtschaftlichen Bedürfnis des dieselbe benutzenden 
Publikums entgegen, und die Eisenbahnen sahen sich in 
jedem Falle dadurch in die Lage versetzt, auch ihre Betriebs- 
mittel für die höheren Wagenklassen besser ausnutzen zu 
können. 

Der hier erörterten Erscheinung entspricht es übrigens, 
daß die Zahl der zurückgelegten Personenkilometer nicht in 
demselben Maße wie die Zahl der Reisenden zunahm, und daß 
demzufolge die durchschnittliche Länge der Fahrt eines Reisenden 
etwas zusammenschrumpfte. Es war eben das kleinere Publi- 
kum, das nur in seltenen Fällen weitere Reisen zu machen 
pflegt, welches die Vermehrung des Personenverkehrs herbei- 
fahrte. 

Bei der vorstehenden Betrachtung über die Wirkung der 
Personen- und Eilgut- Tarifreform von 1892 ist absichtlich 
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nicht über die Zeitgrenze hinausgegangen, bis zu welcher 
offizielle französische üntersuchunge» über dieselbe vorliegen, 
weil bei jeder weiteren Entfernung von jenem Zeitpunkt-e der 
anderweitigen, den Verkehr und seine Ergebnisse beeinflussen- 
den Momente immer mehr werden, die zu analysieren und aus- 
zuscheiden ohne die Grundlagen amtlicher, alle Verhältnisse 
berücksichtigender Feststellungen dem Femerstehenden nicht 
möglich ist; will er sich und andere nicht täuschen. Ein ab- 
schließendes Urteil über diese Reform wird erst nach Verlauf 
noch mehrerer Jahre zu fällen sein, wenn es möglich sein 
wird, Durchschnittszahlen von längeren Perioden vor und nach 
derselben miteinander zu vergleichen. 

Unter Mitberücksichtigung aber aller dem Reiseverkehr 
durch die Reform von 1892 gewährten Vergünstigungen (auf 
Rückfahrtkarten etc.) hat sich der Preis der Fahrkarten seit- 
dem für die 3. Klasse um 30 ^/o, für die 2. Klasse um 20^ 
und für die I.Klasse um lO'Vo gemindert, und ist der durch- 
schnittlich bezahlte Fahrpreis für den Personenkilometer von 
4,84 Cent, im Jahre 1884 auf 3,85 Cent, im Jahre 1894, d. i. 
um rund 20 ^/o, heruntergegangen. In demselben Zeitraum ist 
der durchschnittliche Verfrachtungspreis für den Tonnenkilo- 
meter des gewöhnlichen Güterverkehrs (petite vitesse) vor 
5,98 Cent, auf 5,2i Cent., d. i. um 12V«^/o, gesunken. 

Das Tarifwesen Frankreichs wird uns sowohl in seine: 
Gesamterscheinung als auch in seinen Eigentümb'chkeitei 
während des weiteren Verlaufes unserer Betrachtungen nocl 
wiederholt begegnen, und sei an dieser Stelle nur hervor 
gehoben, daß der nächste Erfolg der ausführlicher bespreche 
nen Reform des Eilverkehrs immerhin beachtenswert ist. Wem 
derselbe ohne eine nachweisbare finanzielle Einbuße der Eisen 
bahnen und somit auch ohne Nachteil für die Zinsgaranti 
erreicht wurde, so spricht dies jedenfalls zu Gunsten de 
Eigenart des Systems der französischen Eisenbahnpolitik, i 
welchem, gleichsam wie im Parallelogramm der Kräfte, ai 
dem Zusammenwirken der durch den Staat vertretenen al 
gemeinen und der in den Eisenbahn Verwaltungen lebendigt 
wirtschaftlichen Privatinteressen Ergebnisse gezeitigt \verde 
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die in Terständigem Ma&halten nach beiden Seiten hin den 
Fortschritt befördern, ohne doch die Kontinuität einer ziel- 
bewußten und am letzten Ende für die Allgemeinheit nützlichen 
Eotwickelung gewaltsam zu stören. 

Auf jenen Zielpunkt aber der gesamten französischen 
Eisenbahnpolitik: den schuldenfreien Heimfall der Eisenbahn- 
netze der großen Gesellschaften an den Staat, sind — das 
darf nie übersehen werden — die Compagnien ebenso wie der 
Staat, zumal auch in der Tarif politik Rücksicht zu nehmen 
genötigt, damit erstere befähigt bleiben, die ihnen vom Staat 
auferlegte schwere Aufgabe der Zwangsamortisation des 
gesamten Eisenbahnkapitals, zuzüglich aller Schulden und 
(rarantiezahlungen, bis zum Ablauf der Konzessionen aus 
ihren Reineinnahmen zu einem glücklichen Ende zu führen. 



17. Kapitel. 

DBpS französische Staatsbahnnetz. 

Das Staatsbahnnetz verdankt seine Entstehung und Ge- 
staltung nicht, wie die anderen gro&en Netze Frankreichs, 
vorausschauenden Plänen, sondern unvorhergesehenen um- 
ständen. 

Im Südwesten des Landes zwischen West- und Orläans- 
Bahn eingezwängt und in der Richtung auf Paris eine eigene 
Linie von Saumur über Chäteau-la-Valliere und Courtalain, 
mit einigen Seitenausläufern ^), nur bis Chartres vorschiebend, 



') Von Sarg^ nach Vouvi-ay an der Orleans-Bahn zur Verbindung 
mit Tours, von Font-de-Braye über VendÖme nach Blois, Chartres- 
AuDeau, Nogent-le-Rotrou-CourtaJam-Chä,teaudun-Patay und Chartres- 
Orleans als Bindeglied der direkten Linie Orleans-Rouen. Drei andere 
Dobedeatende Zweigbahnen sind noch nicht im Betrieb, und befindet 
sieb unter den projektierten, aber noch nicht als d'utilit^ publique 
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wird das Verkehrsgebiet des beutigen Staatsbahnnetzes im 
übrigen von dem atlantischen Ozean und den von der Orleans- 
Gesellschaft betriebenen Linien Nantes -Saumur -Tours und 
Tours-Poitiers-Angoul^me-Bordeaux begrenzt. Seine virichtigsten 
Punkte sind neben Chartres und Saumur: La Rochelle, Roche- 
fort und als Knotenpunkt Niort. 

Im 9. Kapitel des ersten Teiles unserer Studie ¥nirde ge- 
schildert, wie in dieser Region, teilweise aber auch über 
dieselbe hinausreichend oder gar nicht zu ihr gehörig^), ein- 
zelne kleinere Bahnnetze entstanden waren, und aus welchen 
Gründen dieselben nicht selbständig zu bestehen vermochten; 
wie dann deren Angelegenheiten im Parlament mit der Frage 
der Verstaatlichung der Eisenbahnen überhaupt und zunächsi 
der des Orl^ans-Netzes verquickt wurden, und die Regierung 
schließlich, nachdem ihre mit der Orl^ans-Gesellschaft mehr- 
fach vereinbarten Stipulationen betreflfend Uebernahme jenei 
notleidenden Bahnen verworfen worden waren, durch die zun: 
Beschluß erhobene Resolution Allain-Targ^'s veranlaßt wurde 
den Rückkauf derselben und ihre „vorläufige* Organisierung 
als ein siebentes, vom Staate zu betreibendes Bahnnetz ir 
Vorschlag zu bringen. 

Am Schlüsse jenes Kapitels ist auch schon angedeute 
worden, wie wenig Aussicht, nachdem dieser Vorschlag ein 
mal angenommen und der Rückkauf vollzogen war, dem Staat 
blieb, die auf sich genommene Last in absehbarer Zeit wiede 
abzuschütteln resp. Gesellschaften zu finden, die bereit sei 
würden, den weiteren Ausbau und Betrieb des unrentable 
Netzes unter ähnlichen Bedingungen zu übernehmen, wie s 
für die übrigen Gesellschaften bestehen. In den der »prov 
sorischen** Bildung des Staatsbahnnetzes nächstfolgenden Jährt 
ließen zudem das gi-oße Bauprogramm, welches den Staat ni 
einer weiteren Anzahl provisorischer Bahnbetriebe belastet 



erkläi-ten Linien eine 85 km lange direkte Verbindung von Aune 
nach Paris, die dort in einen besonderen Bahnhof münden soll. 

^) So namentlich St. Nazaire-Croisic, Orleans-Chälons und Tu! 
Clermont; cf. Buch I, S. 253. 
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sowie die fortdauernden Bestrebungen der Verstaatlichungs- 
partei einen solchen Gedanken gar nicht aufkommen. 

So war die nächstliegende Aufgabe die, dem Staats- 
ftainnetz durch Weiterführung der übernommenen Linien, 
vor allem aber durch eine zweckentsprechende Arrondie- 
ruDg und durch Eröffnung des Zuganges zu den großen Ver- 
kehiszentren überhaupt erst eine lebensfähige Gestaltung zu 
geben. 

Diese Notwendigkeit wird um so deutlicher, wenn man 
sich den Bestand der 1878 in Betrieb befindlichen Linien ver- 
gegenwärtigt, welche der Staat damals in der Region seines 
heutigen Bahnnetzes übernahm. Diese Linien bildeten einer- 
seits eine zusamfiienhängende Verbindung von La Roche-sur- 
Yon über La Rochelle und Rochefort bis zu ihren südlichen 
Anschlüssen an das Orl^ans-Netz bei Angoulöme, Coutras und 
Liboume, sodann eine zweite von La Roche-sur-Yon über 
Bressuire, Loudun und Chinon nach Tours, und ging außerdem, 
die letztere kreuzend, eine dritte Bahn von Poitiers über Loudun 
nach Saumur und Angers. Aber die direkte Verbindung jener 
zuerst genannten Linie mit Nantes (über Glisson) einerseits 
und mit Bordeaux andererseits, ebenso die kürzeste Verbindung 
von Orleans nach La Rochelle und Rochefort über Poitiers 
und Niort und ferner die Linie Niort-Bressuire-Chalonnes- 
Angers befanden sich in Händen der Orleans- Compagnie; 
andere der heute in Niort sich kreuzenden Verbindungen 
existierten noch nicht und war auch von der Bahn Saumur- 
Chartres, soweit sie damals in Staatsbesitz gelangte, erst 
die 36 km lange Strecke von letzterer Stadt bis Brou, von 
ihren Seitenlinien erst Chartres-Orl^ans und Chartres-Auneau 
in Betrieb Y während sich zugleich die Konzession der eben- 
falls noch nicht fertigen Strecke von Chäteau-du-Loir bis 
Hesse niit Verbindung auf St. Calais in anderen Händen 
befand. 

Die bessere Arrondierung des Staatsbahnnetzes war bald 
nach seinem Inslebentreten versucht worden. Bereits im An- 
fang des Jahres 1879 hatte Freycinet behufs umfassenden 
Austausches von Bahnlinien zwischen dem Staate und der 
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Orleans-Compagnie einen dahingehenden Vertrag vorbereitet, 
der jedoch gar nicht an das Parlament gelangte ^). 

Einen zweiten Vertragsentwurf, der den Erwerb der west- 
lich der Bahn Tours-Bordeaux gelegenen Linien der Orl^ans- 
Gompagnie für das Staatsbahnnetz, darunter auch der Strecken 
Tours-Mans, Tours-Nantes und Paris-Sceaux, die für letzteres 
besonders wichtig gewesen wären, und andererseits die üeber- 
nähme eines Teiles der außerhalb jener Region gelegenen 
Staatsbahnen ') durch die Gesellschaft bezweckte, hatte sodann 
der Minister Varroy dem Parlament im Februar 1880 unter- 
breitet. Diese Vorlage war aber in der damaligen Hochflut 
der Verstaatlichungsbestrebungen dem radikalen Gegenantrage 
der Eammerkommission auf Rachat des ganzen Orl^ans-Netzes 
begegnet, der seinerseits wiederum jene Erregung der öffent- 
lichen Meinung hervorrief, die der vermeintlichen Bedeutung 
der parlamentarischen Verstaatlichungspartei den ersten Stols 
versetzte, und zu deren Beruhigung der Nachfolger Varroy 's 
die Regierungsvorlage zurückzogt). 

Erst die Verträge von 1883, durch welche die außerhalb 
des heutigen Staatsbahnrayons gelegenen Linien des Staates teils 
der Ost-, West- und der P.-L.-M. -Gesellschaft abgetreten, 
teils gegen die westlich der Bahn Tours- Bordeaux und südlich 
der Loire gelegenen Linien der Orl^ans-Gompagnie vertauscht 
wurden, brachten dem Staatsbahnnetz die notwendige Kon- 
solidierung und eröffneten ihm zugleich die Zugänge nach 
Bordeaux und Paris*). 

Ueber den Ankaufspreis der 1878 verstaatlichten Bahnen 
und die erste Einrichtung derselben als ein provisorisch 
vom Staate betriebenes Bahnnetz ist bereits im 9. Kapitel des 
ersten Buches berichtet worden *). Dieses Provisorium, welches 



') Cf. Buch I, S. 290. 

^) Darunter auch eine Anzahl dem großen Programm entstammen- 
der Linien. 

») Cf. Buch I, S. 291 ff. 

*) Cf. die Artikel 16 der Verträge mit der Orleans- und der West- 
Compagnie, Buch I, S. 372 u. 377. 

») Cf. Buchl, S. 253 u. 263 f. 
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verwaltungsrechtlich die Bedeutung hat, daß, mit Ausnahme 
der Ereierung neuer Linien und der Budgetbewilligung, die 
gesamten Angelegenheiten des Netzes nicht durch Gesetze, 
sondern durch ministerielle Dekrete geregelt werden, blieb in 
den dort geschilderten Formen bis in die jüngste Zeit be- 
stehen. Erst das schon erwähnte Dekret vom 5. Dezember 
1895 ^) änderte die administrative Organisation dahin ab, daß 
von 1896 ab an Stelle des Direktoriums ein Direktor, und an 
Stelle des Verwaltungsrats ein bloßer Beirat treten sollte, so 
daß dadurch der Minister in der That zum eigentlichen Diri- 
genten des Staatsnetzes geworden wäre. Indessen scheint 
neuerdings an Stelle des bisherigen Provisoriums eine ander- 
weitige Regelung der Organisation des Staatsbahnnetzes statt- 
finden zu sollen^). 

Im Finanzgesetz von 1883 (Budget für 1884) war des 
weiteren beschlossen worden, die Etatisierung des Staatsbahn- 
netzes von dem Budget des Ministeriums der öffentlichen 
Arbeiten zu trennen und unter den „budgets annexes** be- 
sonders zu behandeln. Damit war der verselbständigte Etat 
dieser Bahnverwaltung auch in seinen Details den jährlichen 
Kammerberatungen unterworfen worden. 

Während derselben kam es gelegentlich vor, daß der 
Wiederverkauf des Netzes beantragt wurde, meistens aber 
waren die Berichterstatter ihm freundlich gesinnt und zu- 
weilen einer Ausdehnung desselben nicht abgeneigt. Mit- 
unter aber gaben diese Verhandlungen auch zu sehr unlieb- 
samen Erörterungen Veranlassung. Seit der angeführten Ver- 
änderung in der Etatisierung des Staatsbahnnetzes gehörte 
dasselbe nämlich zu denjenigen Verwaltungen, welche, mit 
einem eigenen Betriebsbudget arbeitend, in dem eigentlichen 
Staatsbudget nur mit dem an dieses abzuführenden üeberschuü 
ihres Betriebes oder mit eventuellen Zuschüssen zu demselben 
figurieren. Die Verzinsung oder Nichtverzinsung des Anlage- 
kapitals verbirgt sich dagegen unter den Posten des eigent- 



') Cf. Kap. 15, S. 4. 

*) Gf. am Schluß dieses Kapitels (S. 177) den Antrag Lemercier. 
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liehen Staatsbudgets und zwar in dem Etat der aUgemeinen 
Staatsschuldenverwaltung, da die Kosten des Rückkaufs und 
weiteren Ausbaues des Netzes durch die Anleihen von 3^/oigen 
amortisierbaren Staatsobligationen mit gedeckt worden sind. 
Dieses Verhältnis, welches von Unkundigen leicht übersehen wird, 
haben die Gegner der Verstaatlichung niemals hervorzuheben 
versäumt, wenn von anderer Seite die im Staatsbudget figu- 
rierenden Betriebsüberschüsse der Staatsbahnen als Nettogewinne 
bezeichnet wurden. So verfuhren jeweilig aber nicht nur 
Anhänger der Verstaatlichungsidee, sondern auch Männer, die 
eine durchgreifende Tarifreform beschleunigt zu sehen wünschten 
und dabei auf die allmählich steigenden Betriebsüberschüsse 
des Staatsbahnnetzes hinweisen zu können glaubten, für welches 
bald nach der Verstaatlichung erhebliche Tarifreduktionen 
eingeführt worden waren. 

Zur Widerlegung derartiger Hinweise hat unter anderen 
Rattoin berechnet, daß dem Betriebsüberschuß des Jahres 1892 
mit 9,6 Millionen Frs. ein Erfordernis von 24 Millionen Frs. 
für Verzinsung und Tilgung des Rückkaufs- und Erweiterungs- 
kapitals (zu 4^/2 ^/o) und ferner 2,9 Millionen Frs. DiflFerenz- 
zahlung an die Orl^ans-Qesellschaft für die 1883 ausgetauschten 
Linien gegenüberständen, so daß sich jener Betriebsüberschuß 
in ein thatsächliches Defizit von etwa 18^2 Millionen und 
unter Abzug des Ertrags der Transportsteuer in ein solches 
von 16^2 Millionen Frs. verwandle^). 

Selbstverständlich sind solche Berechnungen, besonders 
was das Anlagekapital und die Verzinsung und Tilgung des- 



') Rattoin, ^Les ehern ins de fer en France et ä l'etranger*, Journ. 
des Econ. Bd. 53, 1894, Februarheft p. 161 flF. — Der Abzug der Trans- 
portsteuer aus dem Personen- und Eilgutverkehr von dem Defizit ist zu 
beanstanden; denn in seiner Rolle als Eisenbahnuntemehmer kann der 
Staat nicht die Steuern, die er als solcher bezieht, von seinem Betrieba- 
defizit in Abrechnung bringen. Andererseits hat der Staat, wenn er 
gegenüber den als Subventionen etc. ä fonds perdu von ihm fiir das 
Staatsnetz hergegebenen Kapitalien die sonstigen ihm aus demselben 
erwachsenden Vorteile in Rechnung ziehen will, nicht nur die Transport- 
steuer der grande vitesse, sondern auch namhafte andere Betrage zu 
berücksichtigen; cf. weiter unten S. 161, Anmerk. 1. 
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selben anlangt, nur sehr vorsichtig zu benutzen. Auch sind 
die verschiedenen Berichterstatter der Budgetkommissionen 
bei denselben zu den abweichendsten Resultaten gelangt. 

So berechnete der Deputierte Godefroi Gavaignac in dem 
Bericht ftlr 1885 das bis dahin für die Herstellung des Staats- 
bahnnetzes aufgewendete Kapital auf folgende Summen: 

Bückkaufspreis der kleinen Netze 268493502,s4 Frs. 

Beim RQckkanf vorgesehene Arbeiten . . . 70842077,89 „ 
Vom Ministerium weiter geführte Bauten . . 72572877,m ^ 
Von der Verwaltung des Staatsnetzes ausge- 

f&hrte Bauten und Arbeiten 141211364,89 ^ 



zusammen 553 119 821,56 Frs., 
wovon nach Abzug der lokalen Zuschüsse mit 2 246 740,64 „ 



als Aufwendungen des Staates blieben . . . 550873080,92 Frs. 

Da in dem Budget für 1885 aber von neuem 48 Mil- 
lionen Frs. an weiteren Ausgaben vorgesehen waren, so waren 
die Bauausgaben allein auf rund 600 Millionen Frs. in Ansatz 
zu bringen, denen die Ausgaben fUr das rollende Material 
und die sonstige Ausrüstung noch hinzuzurechnen sind: und 
zwar mit 33140000 Frs. für das übernommene Material und 
mit weiteren 66230000 Frs. für Neuanschaffungen, welche in 
— wie nachgewiesen wurde — übertriebenem Umfange be- 
liebt worden waren. Das gibt für die Ausrüstung zusammen 
99370443 Frs., ist für die damals in Betrieb stehenden 2480 km 
gleich einem Durchschnitt von 40000 Frs. per Kilometer. 
Gleichzeitig aber waren noch für fernere 9 Millionen Frs. 
Wagen bestellt. Ein derartiges Uebermaß in den Material- 
ankäufen wurde vielfach und mit um so größerem Recht ge- 
tadelt, als in Frankreich angenommen zu werden pflegt, 
daß eine Ausgabe von durchschnittlich 25000 Frs. für das 
rollende Material pro Kilometer Eisenbahn genügend sei. 

Der vom Deputierten Terrier für das Budget von 1892 
erstattete Bericht^) suchte ebenfalls die Höhe des für das 
Staatsnetz verwendeten Kapitals festzustellen, konnte jedoch 

*) Sitzung vom 18. Juli 1891. Drucksachen der Deputiertenkammer, 
Session 1891, Nr. 1648. 
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jinem bestimmten Resultat gelangen und begnügte sich 
iner Würdigung der Schätzungen seiner Vorgänger, indem 
sführte, daß die von Gegnern der Verstaatlichung, welche 
naturgemäß am eifrigsten an solchen Aufstellungen be- 
b hatten, da sie mit deren Hilfe aus der Unrentabilitat 
l^etzes Argumente gegen den Staatsbetrieb als solchen 
ten wollten, berechnete Ausgabenziffer von 973MillionenFrs. 
istandslos sei, da das Staatsnetz wesentlich andere Auf- 
1 zu erfüllen habe, als alle für dasselbe aufgewendeten 
alien zu verzinsen. Aehnlich habe auch, als der An- 
über den Rückkauf der betreffenden kleinen Netze zur 
mdlung stand, der damalige Berichterstatter Sadi Camot 
ht, indem er über die Frage, ob dieselben nach ihrem 
eiswerte — d. h. unter Zugrundelegung ihres Reinge- 
)s — oder nach . ihren Herstellungskosten abzuschätzen 
1, sich folgendermaßen ausgedrückt habe : „Es sind ledig- 
iilligkeitsgründe, bloßes Wohlwollen für denjenigen Teil 
Bevölkerung, in deren Händen sich die Aktien und Obli- 
len der notleidenden Compagnien zur Zeit befinden, welche 
jgierung der Republik veranlassen, das Prinzip des Gesetzes 
L874 auf diese Gesellschaften anzuwenden* ^). Da man 
mit dem Rückkauf keine eigentliche Geschäftsoperation 
ausführen wollen, so dürfe man, folgert Terrier, keines- 



) Das Gesetz vom 23. März 1874, welches eine große Anzahl im 
1868 verliehener eventueller Konzessionen für die großen Gesell- 
in und auch für die Charentes-Compagnie in definitive verwandelte, 
wie wiederholt hervorgehoben worden ist (cf. Buch I, S. 225), in 

12. Artikel den Artikel 87 des Bedingnisheftes dahin modifiziert, 
ei einem etwaigen Rückkauf der Bahnnetze diejenigen Strecken, 
iren Konzessionierung noch nicht 15 Jahre verflossen seien, nicht 
ihrem Reingewinn, sondern nach ihren wirklichen Herstellungs- 

abgeschätzt und die betreffenden Summen wie diejenigen für 
illende Material bar erlegt werden sollten. Dieses Gesetz fand 
awendung auf die 1878 zurückzukaufenden Netze, von denen nur 
immlinien der Charentes- und der Vendee-Compagnie etwas länger 
Jahre konzessioniert waren, indem der Staat nicht die gerichtliche 
snzerklärung der betreffenden Gesellschaften abwartete, um deren 
isionen dann für verfallen zu erklären, sondern vorher den Rachat, 
lie freihändige Zurücknahme der Konzessionen, Platz greifen heß- 
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wegs, wie es die Gegner des Staatsnetzes zu thun beliebten, 
den Reingewinn desselben mit seinen gesamten Anlagekosten 
vergleichen. Auch die später dem yerstaatlichten Netze hinzu- 
gefugten Bahnlinien seien nicht unter dem Motiv, bei deren 
Uebemahme für den Staat ein gutes Geschäft zu machen, in 
dessen Hände gelangt, sondern nur unter dem Gesichtspunkt, 
den Interessen der Bevölkerung Frankreichs zu dienen; die- 
selben würden sich der Allgemeinheit nützlich erweisen, auch 
wenn sie dem Staat keinen direkten pekuniären Gewinn zu 
erbringen vermöchten. 

In seiner weiteren Polemik gegen die bisherigen Berech- 
nungen der Herstellungskosten des Staatsnetzes macht der 
Berichterstatter darauf aufmerksam, dag bei der Aufstellung 
derselben zwar Abzüge für die an die Ost-, West- und P.-L. -M.- 
Bahn abgetretenen Linien im Gesamtbetrage von 115 Mil- 
lionen Frs. gewöhnlich nicht vergessen würden, dagegen ver- 
kehrterweise der zwischen dem Staat und der Orleans-Gesell- 
schaft im Jahre 1888 ausgeführte Tausch meistens nicht in 
Anrechnung gebracht werde. Der Staat habe damals aber 
dieser Gesellschaft, zur besseren Abrundung seines und deren 
Netzes, und um jeder lästigen und illoyalen Konkurrenz zwischen 
beiden den Boden zu entziehen, 982 km seines Netzes über- 
lassen, deren Herstellung bezw. Anschaffung 221 Millionen Frs. 
gekostet hätte. 

Würde jener Tausch mit der Orl^ans-Bahn in Rechnung 
gezogen, so erscheine auf Grund neuerer Rechnungsabschlüsse 
folgendes Resultat: 

Am 31. Oktober 1885 hatte das Staatsnetz gekostet 788000000 Frs. 
Davon gehen ah für die im Jahre 1883 an die 

Orleans-Bahn ahgetretenen 982 km .... 221000000 , 



Es bleiben demnach 567 000 000 Frs. 
Die dagegen von der Orleans-Bahn an das Staats- 
netz abgetretenen 448 km haben gekostet . . 105 000 000 « 



Sonach ergeben sich als Gesamtkosten des durch 

den Tausch veränderten Staatsnetzes . . . 672 000 000 Frs. 

Vorstehende Summe von 672 Millionen ist aber nach 
Ansicht von Terrier immer noch zu hoch gegriffen, und be- 
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müht er sich, nach dem Vorgänge des radikalen Deputierten 
Pelletan, die Herstellungskosten des Staatsnetzes bis auf 622 Mil- 
lionen herabzudrücken, indem er statt der Herstellungskc^ten 
der eingetauschten Linien von 105 Millionen Frs. nur den 
Kapitalbetrag für die vom Staate an die Orl^ans-Compagnie 
durchschnittlich jährlich zu zahlende Differenz des Betriebs- 
ergebnisses von 2 200 000 Frs. mit 55 Millionen den vorstehend 
für das Stammnetz berechneten 567 Millionen hinzurechnet. 

In der oben S. 158 erwähnten höchsten Berechnung von 
973 Millionen waren dagegen, wie beiläufig erwähnt sein mag, 
sowohl jene 221 Millionen für die an die Orl^ans-Gesellschaft 
abgetretenen Linien berücksichtigt, als auch weitere 132 Mil- 
lionen Frs. wegen der seit 1878 aufgelaufenen Beträge, um 
welche die Betriebsüberschüsse des Staatsnetzes hinter den 
für die Verzinsung und Tilgung seines Anlagekapitals not- 
wendigen Summen zurückgeblieben sein sollten ^). 

Aus dem Vorstehenden wird die Schwierigkeit ersichtüch. 
aus den vorliegenden Zahlengruppierungen, wenn deren Einzel- 
posten auch regelmäßig authentisches Material zu Grunde 
liegt, ein stichhaltiges Fazit zu ziehen; geht man aber von 
dem Grundsatze aus, daß die Betriebsergebnisse eines Jahres 
jedenfalls nur zu den Herstellungskosten*) derjenigen Linien 
in Beziehung gebracht werden dürfen, welche dieses Betriebs- 
ergebnis geliefert haben, und daß demnach die vorstehend (S. 158) 
wiedergegebene Aufstellungsart die einzig mögliche Grundlage 
für eine Berechnung dieser Herstellungskosten abgeben kann, 
so folgt daraus des weiteren, daß die eflfektiven Herstellungs- 
kosten des heutigen Staatsbahnnetzes nicht mit denjenigen 
Summen identisch sind, welche der Staat im Laufe der Jahre 
überhaupt für den Ankauf, die Erweiterung und die Arron- 
dierung dieses Netzes durch Tausch ausgegeben hat, und da& 
der Staat, um überhaupt zu einem lebensfähigen Netze zu 



^) Selbstverständlich ist diese letztere Zahl unkontrollierbar, da 
sie ja ganz davon abhängt, was in das Anlagekapital eingerechnet wird. 

*) Streng genommen sollte man beim Staatsbahnnetze nicht von 
Anlage- oder Herstellungskosten, sondern nur von Anschaffung8-(Erwerbs) 
und Erweiterungskosten sprechen. 
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gelangen, unter jenen Summen auch namhafte Opfer ä fonds 
perdu hat bringen wollen, deren Verzinsung von den Betriebs- 
ergebnissen des heutigen Staatsbahnnetzes nicht verlangt werden 
kann ^). 



^) Jenen von ihm als Sabventionator und Förderer der Eisenbahnen 
gebrachten Opfern hat der Staat nur diejenigen besonderen Vorteile 
gegenüberzustellen, die ihm, wie von allen Eisenbahnen, so auch von 
seinem eigenen Netze in Gestalt von Steuern und mehr oder weniger 
kostenlos für Staatszwecke dargebotenen Leistungen, also an Ersparnissen 
erwachsen. Wir werden auf diese besonderen Vorteile, die der Staat 
aas dem Eisenbahnwesen überhaupt bezieht, im IL Abschnitt des folgen- 
den Kapitels näher einzugehen und dort auch diejenigen Einnahmequellen 
zu bezeichnen haben, welche, wie die Ausgaben der Bahnen für Brief- 
marken und der Ersatz für die Kosten der staatlichen Aufsicht, diesen 
besonderen Vorteilen zuweilen, aber mit Unrecht, zugerechnet worden 
sind; hier können wir uns daher darauf beschränken, diese Einnahmen 
bezw. den Geldwert der dem Staate kostenlos dargebotenen Leistungen 
seines Bahnnetzes für die letzten Jahre in der folgenden üebersicht 
zusammenzustellen : 

Steuereinnahmen und besondere Vorteile des Staates 
vom Staatsbahnnetz. 





1890 
Frs. 


1891 
Frs. 


1892 
Frs. 


1893 
Frs. 


Steuern vom Personen- und 
Eilgutverkehr 

Andere Steuereinnahmen . . 

Wert der dem Staat darge- 
botenen Leistungen . . . 


3 283901 
1799603 

7 560195 


3393769 

1886 788 

7546393 


2048143 
1526 511 

7499531 


1739218 
1884733 

7 416149 


zus. 


12648699 


12826950 


11074185 


11040100 



Wenn diese Summen zu dem offiziell für die Verzinsung und 
Amortisation der Anlagekosten angenommenen Zinsfuß von 4,5 % kapita- 
lisiert werden, so stellen sie die Deckung der Lasten dar für Kapital- 
beträge von 1890: 281 Millionen Frs., 1891: 285 Millionen Frs., 1892: 
246 Millionen Frs. und 1893: 245 Millionen Fi-s., so daß der Staat in 
jenen Einnahmen und Vorteilen in der That einen Ersatz, wenn nicht 
für alle, so doch für einen namhaften Teil der von ihm gebrachten 
Opfer, besonders für jene 221 Millionen Frs. findet, welche iha\ die an 
die OrUans-Bahn abgetretenen Linien gekostet haben. 

Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 11 
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s letztere hatte am 31. Dezember 1894 (und ebenso 
5 Betriebslänge von 2631 km ^), nämlich: 

itrieb befindlich: 

te angekauftes und erweitertes Netz unter Aus- 

ß der 1883 abgetretenen Linien 2188 km^) 

jans-Netz eingetauschte Linien 443 - 

zusammen 2631 km 

ide 1894 im Bau begrifTen 140 , 

in Angriff zu nehmen: 

s d'utilite publique erklärt 72 , 

it d'utilite publique 205 , 

Staatsbahnnetz d'interet g^neral 3048 km 

i die durch die Staatsbahnverwaltung betriebene 

Ibahn von Ligre-Riviere nach Richelieu ... 16 » 

r befuhr die Staatsbahnverwaltung mit ihren Zügen 
s Westnetzes, 38 km des Orleans- und 2 km des 

Lnlagekosten der Ende 1894 in Betrieb befindlichen 
d'inte'röt g^n^ral berechnete die offizielle Statistik 
laßen: 

kauf, Vollendung und Erweiterung der 
n, exkl. der von der Orleans-Bahn ein- 

hten Linien . . . . ' 44 11 43 000 Frs. 

ollende Material etc. derselben ... 96 105 000 , 
Xe an die früheren Gesellschaften der- 

^ezablte Subventionen 52 327 666 » 

ibventionen für diese Linien .... 14 814 346 , 

len Anlagekosten des Staatsnetzes exkl. 

hemahgen Orleans-Linien 604390012 Frs. 



yen der Betriebalängen am Ende der vorhergehenden Jahre 

I, Kapitel 14, S. 423. 
on 23 km noch auf Kosten der Baurechnung betrieben. — 
erte Nachweisung über den jeweiligen Stand des Netzea 
n den jährlichen »Documents principaux" der Statistique des 
n9. in deren Tableau 2. 
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Dazu für die von der Orl^ans-Gesellschaft ab- 
getretenen 443 km: 
Vom Staate für Austausch bezw. Ankauf, Vol- 
lendung und Erweiterung ausgegeben 

für die Bahnlinien 13 193 000 Frs. 

für das roUende Material 17 691 000 , 

Frühere Staatssubventionen 38 000 , 

Frühere Lokalsubventionen 4 008 000 , 

Von der Orlöans-Gesellschaffc aufgewendet . . . 100 946 000 „ 



Zusammen eingetauschte Linien . 135 876000 Frs. 



Gesamte Anlagekosten der 2631 km . 740 266012 Frs. 
oder per Kilometer . 281 363 , 

In dieser Aufstellung sind die Anlagekosten der an die 
Orl^ans-Compagnie vertauschten Linien nicht enthalten. Bringt 
man außerdem die älteren Staats* und die Lokalsubventionen 
sowie die von der Orleans -Gompagnie für ihre ehemaligen 
Linien aufgewendeten Summen, für welche die Tauschdifferenz 
nicht aus den Betriebseinnahmen des Staatsbahnnetzes, sondern 
aus der Staatskasse bezahlt wird, in Abrechnung, so hatte 
der Staat für den Rückkauf bezw. seit demselben und ftir die 
eingetauschten Linien 568132000 Frs. aufgewendet, für welche 
die offizielle Statistik als Zins- und Tilgungserfordernis zu 
4,50 ^'o die Summe von 25565940 Frs. berechnet^). 

Wie die offizielle Statistik in derselben Weise die ge- 
samten Anlagekosten des Staatsbahnnetzes einerseits und die 
aus dem Betriebe desselben zu bestreitenden Eapitallasten 
andererseits für eine Anzahl früherer Jahre berechnet, und 
wie sich gegenüber diesen Kapitallasten die Betriebsüberschüsse 
Aes Netzes thatsächlich verhalten, lassen die beiden auf S. 164 
folgenden Uebersichten erkennen. 

Aus der bloßen Vergleichung der Betriebslänge und der 
Bruttoeinnahmen in den Jahren 1883 und 1884 geht hervor, 
welche Bedeutung die durch die Verträge von 1883 erzielte 
Umgestaltung des Staatsbahnnetzes für dessen weitere Ent- 
wickelung hatte. Waren die Betriebsüberschüsse vorher. 



') Statistiqae des eh. d. f. fran^., documents principauz, tabl. 10. 
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1. Anlagekosten, sowie Zins- und Tilgnngserfordemis des 
Staatsbalinnetzes. 



Jahr 


Staats- u. Lokal- 
subventionen u. 
Kosten der ein- 
getauschten 
Linien 


Zu verzinsen- 
des Anlage- 
kapital 


Summe 


Kapital- 
erfordernis 
(4,5 */o von 
Sp. 3) 




Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


1882 


101867 715 


415417 415 


517 285 130 


18 693 784 


1887 


169 325 666 


491 385 000 


660 710 666 


22112 325 


18S8 


169 530 666 


502 846 000 


672 376 666 


22 628 070 


1889 


169 642 666 


517 084 000 


686 726 666 


23 208 780 


1890 


1 170 350 666 


529 470 000 


699 820 666 


23 826 150 


1891 


170 566 666 


537 215 000 


707 781 666 


24 174 675 


1892 


170 772 861 


540 779 254 


711552115 


24 335 065 


1893 


170 789 112 


555 133 235 


725 922 347 


24 98099Ö 


1894 


172134 012 


568132 000 


740 266 012 


25 565 940 





2. 


Die Betriebsergebi 


lisse des Staatsbalinnetzes. 






. 








Per Kilometer 


Be 


Jahr 


Mittlen 
Betriebs 
länge 1 


Einnahmen 
(exkl. 
Steuer) 


Betriebs- 
ausgaben 


Betriebs- 
überschuß 


Ein- 
nahmen 


Be- 
triebs- 

aus- 
gaben 


Be- 
triebs- 
nber- 
schuß 


triebs- 
Koeffi- 
zient 




j km 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


% 


1879 


- 
1621 


15 333 382 


12 056 119 


3 277 263 


9 459 


7 437 


2022 


^\i 


1S80 


1820 


17 268 186 


14 183 731 


3 084 395 


9 488 


7 793 


1695 


«.1 


IS-il 


1893 


19 204 189 


16 252 740 


2 951 449 


10145 


8 586 


1559 


844. 


1882 


2081 


21306 268 


18 393 249 


2 918 009 


10 118 


8 991 


1124 


W.5 


188S 


27G5 


26 655 460 


23 856 443 


2 799 017 


9 610 


8 623 


1012 


^9.5 


1884 


2164 


25 156 415 


20 761 282 


4 395 133 


11625 


9 594 


2031 


82,s 


1885 


2216 


25 765 148 


21 003 Ü27 


4 751 521 


11628 


9 483 


2145 


81., 


1886 


2365 


29 085 526 


23 382 991 


5 702 535 


12 298 


9 887 


2411 


80,: 


1887 


2563 


33 160 222 


26 527 338 


6 632 884 


12 938 


10 350 


2588 


80,, 


1888 


2597 


34 209 988 


26 583 223 


7 626 765 


13 173 


10 236 


2937 


7^; 


1889 


2625 


35 139 756 


26 889 614 


8 241 142 


13 386 


10 247 


3139 


76,s 


1890 


2647 


36 097 766 


27 590 133 


8 507 623 


13 259 


10 423 


2836 


76., 


1891 


2663 


37 796 083 


28 922 764 


8 873 319 


14 193 


10 861 


333» 


76,3 


1892 


2665 


39 097 985 


29 508 823 


9 589 162 


14 671 


11073 


3598 


75., 


1893 


2C91 


39 383 609 


30 481 688 


8 901 921 


14 635 


11327 


3308 




1894 


2741 


40 150 540 


30 815 421 


9 335119 


14 618 


11 242 


3406 


76.7 


18902) 


2761 


41 201 500 


' 




14 923 




• 





') Die mittlere Betriebslänge erscheint hier zumeist größer als die 
ei^rene Betriebslänge des Netzes, weil für das Staatsnetz nach den Ver- 
trügen von 1883 die oben erwähnte Mitbenutzung gewisser Linien anderer 
Gesellschaften ausbedungen ist. 

'*) Vorläufige Mitteilungen im Journal ofF. 1896, Nr. 96. 
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absolut wie relativ, von Jahr zu Jahr zurückgegangen, weil das 
Staatsnetz sich auch mit dem Betrieb einer Anzahl hier und 
da an seine ohnedies zerstreuten Linien sich anschließender 
Bahnen des großen Programms hatte belasten müssen, so 
tritt mit der durch die Verträge von 1883 erfolgten Kon- 
solidierung des Netzes sowohl in den absoluten wie relativen 
Betriebsresultaten eine stetige Aufwärtsbewegung ein. Der- 
selbe Unterschied macht sich auch in der Zusammensetzung 
des Verkehrs geltend: hatte die durchschnittliche Fahrt- 
länge im Personenverkehr 1882: 33 km und 1883: 29,2 km 
betragen, so stieg sie 1884 auf 34,9 km und 1886 auf 37,8 km; 
die Tonne Güter hatte durchschnittlich 1882: 81,o km, 1883: 
71,3 km durchlaufen, 1884 dagegen betrug ihre durchschnitt- 
liche Transportlänge 88 km,. 1885: 93,7 und 1886: 103,9 km, 
so daß diese jüngeren Ziffern in keiner Weise hinter den ent- 
sprechenden des Nordnetzes in jenen Jahren zurückstehen. Im 
Jahre 1893 betrugen die entsprechenden Zahlen für den 
Personenverkehr auf dem Staatsbahnnetz 39,9, auf dem Nord- 
netz nur 31,5, für den Güterverkehr entsprechend 121,7 bezw. 
101,5 km. Dabei wird der Umschwung, der mit 1884 in den 
Betriebsergebnissen des Staatsbahnnetzes eintritt, in keiner 
Weise durch Tarifveränderungen beeinflußt, da die Reform der 
Tarife desselben gleich nach seiner Konstituierung in Angriff 
genommen und bereits im Jahre 1880 durchgeführt wurde. 
Die Jahre vor 1884 eignen sich somit in keiner Weise zu 
einer Vergleich ung mit den späteren, da das ältere ein von 
dem jüngeren Staatsbahnnetz so völlig verschiedenes Wesen 
hat, daß jenem nicht einmal der Begriff des Netzes im eigent- 
lichen Sinne zukommt. 

In der Uebersicht auf S. 166, welche die Transportleistungen 
des Staatsbahnnetzes und die aus ihnen sich ergebenden ver- 
«^chiedenen Einnahmen darstellt, beschränken wir uns daher 
darauf, die entsprechenden Zahlen aus jener älteren Periode 
nur für das erste Jahr der Staatsverwaltung (1879) und für das 
letzte vor der Neuformation des Netzes (1883), in fortlaufender 
Reihenfolge aber erst von 1884 an mitzuteilen. 

Bereits im Jahre 1886 wird danach fast derselbe Personen- 
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Transportleistung nnd Transporteinnalmieii des Staats- 
balmnetzes« 





Vom Staatsbahnnetz 
geleistete 


Einnahmen (exkl. Steuer) vom 




Personen- 
und Eilgui- 
verkehr 
Frs. 


Güter- 
verkehr 
Fra. 




Jahr 


Personen- 
Kilometer 
(grande vitesse) 


Tonnen- 
Kilometer 
(petite vitesse) 


ver- 
schiedene ') 
Frs. 


1879 


133112 088 


97 804 981 


6 297 302 


7 719147 


1316 933 


1883 


299 057 278 


220 876 060 


11124 800 


12 126 100 


3 404 560 


1884 


251 209 213 


210 712 225 


9 118 894 


11568101 


4 469 420 


1885 


258 595 132 


224 403146 


9 464 582 


11646 523 


4 644 043 


1886 


291 225 505 


255 320 538 


10 513 240 


13 404 328 


5 167 958 


1887 


322 045 732 


294 772 315 


14 342 624 


17 347 803 


1 469 795 


1888 


332 886198 


311432 563 


14 738121 


18 313 065 


1158 802 


1889 


373448163 


300 568 508 


15 763 416 


18 282 218 


1 094 122 


1890 


358 481014 


306 707 457 


15 756 572 


19 532 379 


808 805 


1891 


374 153 258 


352 206 279 


16 337 097 


20 492 285 


966 701 


1892 


399 265 869 


329 573 750 


16 997 086 


20 738 256 


1 362 643 


1893 


414 389 614 


858 981 781 


17 896 981 


20 150485 


1 336 143 


1894 


436 616 301 

1 


329 689 422 


18 742 826 


20 380 262 


1 027 452 



verkehr wie im Jahre 1883, trotz der um 300 kra kleineren 
Betriebslänge, erreicht, während gleichzeitig der Güterverkehr 
den des letzten Jahres vor der Umgestaltung des Netzes 
bereits um 35 Millionen Tonnenkilometer übertriflft. Daher 
steigen, wie aus der Tabelle 2 auf S. 164 ersichtlich wird, 
seit 1884 nicht nur die absoluten Einnahmen stetig, sondern 
zeigt auch der kilometrische Betriebsüberschuß bis 1892, mit 
einziger Ausnahme von 1890, ein beständiges Wachstum, ob- 
gleich die ßetriebslänge von 1882 bis 1892 die nicht unbedeutende 
Zunahme von 500 km aufweist. Der Betriebskoeffizient ist 
infolgedessen allmählich bis auf 75,5 ^/o im Jahre 1892 zurück- 
gegangen. 

Dabei macht sich der Einfluß der Pariser Weltausstellung 
im Jahre 1889 innerhalb des Personenverkehrs mehr in der 
Zahl der geleisteten Personenkilometer (Zunahme 12^/o) als 



^) Von 1883 bis 1886 einschließlich der recettea accessoires der grande 
wie der petite vitesse. 
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in den Einnalimen aus der grande vitesse (+ ö^/o) bemerklich, 
wie dieser Einfluß beim Staatsbahnnetze überhaupt nicht so 
bedeutend als bei den anderen Bahnen gewesen zu sein scheint, 
da der Rückschlag im Jahre 1890 nur gering ist und die ent- 
sprechenden Zahlen von 1891 diejenigen von 1889 bereits wieder 
übersteigen. Eine ebenso bemerkenswerte Zunahme des Er- 
trages aus dem Personen- und Eilgutverkehr wie das Jahr 
1891 brachte auch das folgende, in welchem am 1. April die 
jüngsten Tarifreduktionen in Kraft getreten waren, und eine noch 
stärkere das Jahr 1893. Für letzteres war in der Aufstellung 
des Budgets vorsichtigerweise eine Verminderung dieser Ein- 
nahmen vorgesehen worden, weil die Wirkung der Tarifreform 
zur Zeit der Budgetberatung im Jahre 1892 noch gar nicht 
übersehen werden konnte. Bei der Beratung des Budgets 
für 1894 — im Juni 1893 — lagen die ersten Resultate vor 
und teilte der Berichterstatter Jacqmin hierüber folgende 
Zahlen mit: 

Einnahmen des Staatsbahnnetzes aus dem Personen- 
und Eilgutverkehr: 



in den Monaten April 
bis Oktober 


einschließlich der 
Steuer 


ausschließlich der 
Steuer 


1891 

1892 


15 779 323,09 Frs. 
15 172 725,88 , 


13 070 287,88 Frs. 
13 790 547,84 , 


1892 j -^^^ (+) \ 
\weniger (— )j 


— 606597,«! Frs. 


+ 720 259,96 Frs. 



Die Einbu&e hatte also nur die Transportsteuer des Staates 
betroflFen, während für die Einnahmen der Bahn die Wirkung 
der Tarifermäßigung durch die Vermehrung des Verkehrs mehr 
als ausgeglichen wurde. 

Während so die Einnahmen wie die Transportleistung 
der grande vitesse fortdauernd, auch 1894, gleichmäßig ge- 
stiegen sind, machten sich im Güterverkehr während der vier 
Jahre von 1891 bis 1894 merkwürdige Schwankungen geltend, 
die bei dem Ertrage und der Transportleistung in entgegen- 
gesetztem Wechsel von Ab- und Zunahme zum Ausdruck 
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en. Im Jahre 1893 aber, für welches bei der Etatisierung 
is Einnahmenpostens nach den günstigen Ergebnissen von 
l gerade auf eine bedeutende Zunahme gerechnet worden 
, machte sich der Rückschlag in so empfindlicher Weise 
md, da& dadurch auch der kilometrische Betriebsüberschuü 
[itleidenschaft gezogen wurde und, obgleich die Betriebs- 
en gar nicht in ungewöhnlichem Maße gestiegen waren, 
loch bedeutend hinter dem von 1892 zurOckblieb. 

Auffalliger aber noch als diese Erscheinung und zugleich 
akteristisch für die wirtschaftliche Bedeutung des Staats- 
metzes ist der Umstand, daß selbst in den Jahren schlimmster 
ression, von 1883 bis 1888, in denen die kilometrischen Be- 
isüberschüsse der großen Privatbahngesellschaften bedeutend 
en, die Verkehrs- und Einnahmenentwickelung des Staats- 
es ruhig fortschreitet. Es läßt sich dies nur dadurch 
Iren, daß dasselbe wesentlich von den lokalen Wirtschafts- 
Irfnissen seiner Region in Anspruch genommen und, fast 
»rührt von dem großen Verkehr der Weltwirtschaft, auch 

deren Krisen nicht oder doch nur wenig in Mitleiden- 
,ft gezogen wird. 

Wenn trotzdem die Betriebsresultate unbefriedigende sind, 
lürfte der Grund dafür weniger im System der Betriebs- 
ung, heute auch nicht mehr in der Einengung und Be- 
pfung durch übermächtige Nachbarnetze, als vielmehr in 
ursprünglichen, relativ zu kostspieligen Anlage des Staats- 
metzes selbst zu suchen sein ^), nach welcher dessen Bahnen 
melierweise ihren Platz nicht neben, sondern innerhalb 
r großen Gesellschaftsnetze hätten erhalten sollen. 

Daß wenigstens die Verwaltung des Staatsbahnnetzes es 
tanden hat, Ersparnisse herbeizuführen und die Betriebs- 
en zu verringern, geht deutlich aus der Neben einander- 
ung ihrer speziellen Ausgabenbudgets für die Jahre 1885 

1891 bis 1894 in der nachstehenden Tabelle hervor: 



*) Wenn Ende 1893 auch nur 411,8 km mit Doppel gel eisen ver- 
1 waren, so befindet sich doch unter den sämtlichen Linien des 
tsbahnnetzes , auch den noch zu vollendenden, keine einzige mit 
■ geringeren als der normalen Spurweite. 
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Budgets des Staatsbahnnetzes. 



i 1885 
] Frs. 


1891 
Frs. 


1892 
Frs. 


1893 

Frs. 


1894 
Frs. 


Einnahmen: 
Personen nnd Rilgni ^^ande 

Titesse) 

Fnchtgat (petite vitesse) . 
Andere Einnahmen . . . 


12 916 500 

15 284 500 

500000 


15 477 000 

19483 000 

310 000 


16 328 340 

20113 000 

320000 


16 040 000 

20 860 000 

300 000 


17 821 000 

21 879 000 

iOOOOO 


Gesamteinnahmen . 
Ausgaben : 

VerwaltiiDgsrat (Präsenz- 
geWer)!) 

Generalsekretariat n. Haupt- 
kasse 

Direktion 

Betrieb 

Mateiial nnd Zugkraft . . 

Batmköiper nnd Gebäude . 

Gntifikationen und Unter- 
stützungen 

Stenem und Versicherungs- 
kosten 

Gemeinschaftliche Bahnhöfe 

Annuität an die Orl^ans- 
Gesellscbaft 

Uebenchua, an die Staats- 
kasse abzuführen . . . 


28 701 000 

75 000 

124 000 

490 000 

1 6566400 

, 6 900000 

6 760 000 

1 1015 000 

! C50 000 
896 000 

3 000 000 

j 3 824 600 


35300 000 

15 000 

102 000 
381 000 

2) 

26 438 000 

764 000 

7 60O 000 


36 761 340 

15 000 

102 000 

403 000 

27 305 000 
766 000 

8 170 340 


37 200000 

15 000 

108 000 

409 000 

27 918 000 
769 000 

7 981 000 


40 100 000 

15 000 

108 000 

409 000 

29 758 000 
731000 

9 079 000 


Gesamtausgaben, wie oben 


28 701 000 


35 300 000 


36 761 340 


37 200 000 


40 100 000 



Zu dem Ausgabenetat in dieser Uebersicht sei be- 
merkt, da& die an die Orleans-Compagnie als TauschdiflFerenz 
zu zahlende Annuität aus dem Betriebsbudget der Staatsbahn- 
verwaltung nur verschwunden ist, um dafür in dem allgemeinen 
Staatsbudget im Kapitel des Ministeriums der öffentlichen 
Arbeiten unter den »der Staatsschuld anzureihenden" soge- 
nannten .außerordentlichen" Ausgaben zu figurieren. Die be- 
treffenden Summen, die bereits an anderer Stelle genannt sind ^), 



Die Mitglieder der Verwaltung erhalten für die Sitzungen, denen 
sie anwohnen, sogenannte ^jetona de presence**, die remuneriert werden. 

*j Seit mehreren Jahren sind diese vier Posten unter dem zu- 
treffenden Titel ,depenses non susceptibles d'evaluation fixe** vereinigt- 

») Cf. Buch I, Kap. 14, S. 435. 
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yerringern somit den ebenfalls im allgemeinen Staatsbudget als 
Einnahme desselben erscheinenden Betriebsüberschuß des Staats- 
bahnnetzes. 

Sodann aber fällt die Verminderung der drei ersten Aus- 
gabepositionen für den Verwaltungsrat und die Zentralver- 
waltung überhaupt ins Auge; diese drei Posten hatten 1885: 
689000 Frs. betragen und waren 1894 bis auf 532000 Frs., 
d. h. um 157000 Frs. oder fast 23 ^/o herabgegangen. Anderer- 
seits kann die Zunahme der eigentlichen Betriebskosten, welche 
1885 unter Einrechnuug der Bahnhofsmieten 21 137400 Frs. 
= 9382 Frs. per Kilometer mittlerer Betriebslänge betragen 
hatten und 1894 sich auf 29 758000 Frs. = 10856 Frs. per 
Kilometer stellten, als eine nur sehr mäßige bezeichnet werden, 
wenn neben der Steigerung der Preise und Löhne auch be- 
rücksichtigt wird, daß die Längen ausdehnung schwacher Bahnen 
stets mit einer unverhältnismäßigen Steigerung der notwen- 
digen Zugleistung verbunden zu sein pflegt. 

Ein Bild von der heutigen Ausrüstung des Staatsbahn- 
netzes bieten die folgenden Zahlen, denen wir die enisprechen- 
den Verhältniszahlen für das Nordnetz, das des öfteren zum 
Vergleich mit jenem herangezogen worden ist, an die Seite 
stellen : 



Ausrüstung und Personal des Staatsbahnnetzes im Jahre 1893: 




Lokomotiven 

Personenwagen 

Güterwagen 

Andere Wagen 

Beamte überhaupt 

Darunter die der Zentralverwaltung 



Daß 4ias Personal der Zentralverwaltung auf zwei je über 
zwei- bezw. dreitausend Kilometer großen Bahnnetzen nicht 
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wesentlich in der Zahl differieren kann, liegt auf der Hand; 
beim Nordnetz bezifferte sich dasselbe 1893 auf 297 Beamte. 

Bemerkenswert in den oben gegebenen Etatsaufstellungen 
ist ferner, dag die veranschlagten gesamten Betriebskosten, 
die man durch Ausscheidung der an letzter Stelle bud- 
getierten Betriebsüberschüsse* erhält, abgesehen vom Jahre 
1893, in der That niemals überschritten worden sind, und 
daß auch der Irrtum in der Etatisierung des genannten Jahres 
nur ein minimaler war^). 

Dieselbe Vorsicht in der Budgetaufstellung wird auch be- 
züglich der Einnahmen ersichtlich, die bekanntlich nach den 
Betriebsresultaten des zweiten der betreffenden Budgetperiode 
vorhergehenden Jahres unter Berücksichtigung der sonstigen, 
etwaige Aenderungen bedingenden Umstände verauscblagt 
werden. So erklärt es sieb, daß die aus den Betriebsergeb- 
nissen an die Staatskasse thatsächlich abgeführten Ueberschüsse 
regelmäßig über die veranschlagten Beträge hinausgehen. 

Gleichwohl sind diese Betriebsüberschüsse weit davon ent- 
fernt, das in der Tabelle 1 auf S. 164 berechnete Mindest- 
erfordemis für Verzinsung und Amortisation der vom Staate 
aufgewendeten Kapitalien zu decken. Der betreffende Fehl- 
betrag, der sich 1882 auf 15780775 Frs. belaufen hatte, stellte 
sich in den Jahren: 



1887 auf 15479 441 Frs. 

1888 , 15001305 , 

1889 , 15 027 638 , 

1890 , 15 318529 , 



1891 auf 15 301 356 Frs. 

1892 , 14 745 903 , 

1893 , 16 079 075 . 

1894 , 16 280 821 , 



Das Manko hatte 1887: 70> des Kapitalerfordernisses 
betragen, war dann stetig bis auf GO^/o im Jahre 1892 herab- 
gegangen, um in den beiden letzten Jahren sich wiederum auf 
64 bezw. 63,5^/0 zustellen. Die Bruttoeinnahmen, welche 1894: 
40 Millionen Frs. betrugen, müßten danach, um jenes Defizit 
ausgleichen und auch die dann nötigen höheren Betriebskosten 
decken zu können, ungefähr um den ganzen Betrag der Kapi- 



Cf. die Tabelle 2 über die Betriebsergebnisse auf S. 164. 
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tallast, d. h. nach deren Stand von 1894 auf 40 + 25 = 
65 Millionen Frs. steigen. Daß aber ein solches Wachstum 
der Bruttoeinnahmen um 62 ^/o wenigstens nicht außerhalb des 
Bereiches der Möglichkeit liegt, lehrt die Zunahme der kilo- 
metrischen Bruttoeinnahmen seit 1879 und vor allem seit 1884; 
die erstere ist in den 15 Jahren bis 1894 in der That von 
9459 auf 14648 Frs., also um 55 ^/o gestiegen, was aller- 
dings nicht beweiskräftig wäre, wenn nicht auch die zehn- 
jährige Zunahme des jetzigen Netzes seit 1884: 24 V be- 
trüge. Terrier hatte zwar in seinem vorstehend wiederholt er- 
wähnten Berichte über das Budget für 1892 gemeint, daß die 
Einnahmen der Staatsbahn in noch höherem Maße hätten zu- 
nehmen können, wenn dieselbe nicht durch den Vertrag mit 
der Orläans-Bahn gezwungen worden wäre, die bei ihr auf- 
gegebenen Güter stets auf dem kürzesten Wege, eventuell 
unter Mitbenutzung der Strecken der Orl^ans-Bahn, an ihren 
Bestimmungsort zu befördern. Zur Begründung seiner Be- 
hauptung hatte Terrier sodann einige Beförderungsstrecken zu 
konstruieren versucht, auf denen sich in der That für das Staats- 
netz ein pekuniärer Vorteil hätte ergeben können, wenn es 
die betreflFenden Güter ausschließlich auf seinen Schienen zu 
befördern befugt gewesen wäre. — Ein solches von einzelnen, 
nach Lage der Verhältnisse überdies gegenstandslosen Fällen 
abgeleitetes Argument ist aber auch darum von nur zweifel- 
hafter Beweiskraft, weil die Orleans -Gesellschaft demselben 
Zwang unterliegt, und umgekehrt auch ihrerseits zur kürzesten 
Beförderung Linien des Staates benutzen und denselben damit 
Verkehr zuführen muß. 

Ein anderer Berichterstatter, Pelletan, hatte in seinem ein 
Jahr zuvor (1890) erstatteten Bericht dem außerordentlich hohen 
Betriebskoeffizienten des Staatsbahnnetzes seine Aufmerksam- 
keit gewidmet und erklärt, daß, wenn schon die Sekundär- 
bahnen die Aufgabe hätten, die Betriebskosten möglichst 
niedrig zu gestalten, vor allem das französische Staatsbahn- 
netz alles aufzubieten habe, um zu einem Vorbild billigen Be- 
triebes zu werden. Von einem solchen Ziele scheine ihm 
die Staatsbahnverwaltung nach den bisherigen Betriebsresul- 
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taten aber noch ziemlich weit entfernt zu sein, da er viele 
Privatbahnen von sekundärer Bedeutung anführen könne, auf 
denen sich das Verhältnis der Betriebskosten zu den Einnahmen 
bei weitem günstiger als dort stelle. Ein Vergleich mit den 
betrefiTenden Strecken der Nordbahn ergebe z. B. für 1888 
folgendes Resultat: 

Betriebskoeffizient des 
Staats- Nord- 



Bahnen mit 15-20 000 Frs. 
, 10—15 000 , 
, 7—10000 . 
, 5— 7 000 n 
, 1—5000 , 



Bruttoeinnahme 
per Kilometer 



netzes 


netzes 


58,8 % 


49,« «/o 


93,4 7o 


57,1 7o 


86,6 % 


74,5 7o 


106,, Vo 


80,1» ö/o 


143,8 7o 


177,2^0 



Freilich sei bei einem solchen Vergleich die Verschieden- 
heit der Tarifsätze in Betracht zu ziehen, da die gleiche Ein- 
nahniensumme auf dem Staatsnetze eine größere Zahl von 
Reisenden bezw. eine größere Menge beförderter Gütter zur 
Voraussetzung habe als auf dem Nordnetze; dennoch glaube 
er, daß der bedeutende Unterschied der Betriebskoeffizienten 
sich dadurch allein nicht erklären lasse, und daß somit der 
Betrieb auf dem Staatsbahnnetze noch nicht den höchst- 
möglichen Orad von Billigkeit erreicht habe. 

Terrier hatte 1891 der Frage der Verbilligung des Be- 
triebes ebenfalls seine Aufmerksamkeit zugewandt und sich zu 
diesem Zweck über die Tarife und die Einnahmen der frag- 
lichen Strecken der beiden oben erwähnten Bahnen bei den 
betreffenden Betriebsverwaltungen selbst orientiert und er- 
fahren, daß im Jahre 1888 auf den Sekundärbahnen des Nord- 
netzes vom Reisenden ein durchschnittlicher Eilometersatz 
(exkl. der Steuer) von 0,0054 Fr. und von der Tonne Güter 
eia solcher von 0,0697 Fr. vereinnahmt worden sei, während 
auf dem Staatsbahnnetze die entsprechenden Sätze 0,0355 Fr. 
vom Reisenden und 0,o58o Fr. von der Tonne Güter betragen 
hätten. Auf letzterem hätten demnach durchschnittlich der 
Reisende 46 Vi ^i© Tonne Güter 24 V weniger als auf den 
Sekundärbahnen des Nordnetzes zu zahlen gehabt. Wolle man, 



Digitized by LjOOQ IC 



— 174 — 

führte Terrier aus, die Tarifsätze des Nordnetzes auf die Trans- 
porte des Staatsbahnnetzes im Jahre 1888 in Anwendung 
bringen, resp, die Einnahmen des letzteren aus dem Personen- 
und Güterverkehr um die angegebenen Prozentsätze erhöhen, 
so werde das Verhältnis der Betriebskosten zu den entsprechend 
berechneten Einnahmen sofort auf 51,98 oder rund 52®/o sinken, 
während der Betriebskoöffizient für die sämtlichen Sekundär- 
linien des Nordnetzes im genannten Jahre 58,7 ^o betragen 
habe. 

Es gäbe aber noch andere Gründe zur Erklärung der 
günstigeren Betriebsergebnisse des Nordnetzes. Demselben 
kämen vor allem die Kohlen billiger zu stehen; im Jahre 1888 
habe z. B. der durchschnittliche Preis per Tonne am Verbrauchs- 
orte für die Nordbahn 9,43 Frs., dagegen für die Staat^bahn 
23,30 Frs. betragen; hätte letztere aber ihre Kohlen zu dem- 
selben Preise wie jene kaufen können, so hätte sich ihr Be- 
triebskoöffizient abermals um 5,i4"/o niedriger stellen können. 

Ein weiterer Grund für die Verbilligung des Betriebes 
bei der Nordbahn liege in dem Umstände, daß dieselbe di»* 
Anfänger unter ihren Beamten auf ihren Sekundärbahnen zu 
verwenden pflege, wodurch sich die Löhne dort verhältnis- 
mäßig niedriger stellten, und drittens bedürften die Linien 
von sekundärer Bedeutung bei der Nord bahn zu einem großen 
Teil keiner besonderen Bahnhöfe, da sie sich derjenigen der 
Hauptlinien bedienen könnten. Ueberdies seien auch mancherlei 
andere Verhältnisse in Betracht zu ziehen, so z. B. daß die 
Strecke Orleans -Chartres des Staatsbahnnetzes als üebungs- 
bahn für die Genietruppen benutzt und von diesen bedient 
werde. 

Was die von Terrier hervorgehobenen Tarifverschieden- 
heiten betrifft, so waren die Tarifsätze des Staatsbahnnetzes 
seit ihrer schon erwähnten Reform vom Jahre 1880, besonders 
für den Personenverkehr, thatsächlich erheblich niedriger als 
die der Privatgesellschaften. Durch jene Tarifreform wurden 
die bis dahin bestehenden verschiedenen Tarife der verstaat- 
lichten Gesellschaftsnetze aufgehoben und durch für das ganze 
Netz einheitliche, wesentlich niedrigere ersetzt. DerPersonen- 
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tarif wurde nach dem belgischen System in der Weise auf- 
gestellt, daß die legalen Sätze des Bedingnisheftes für die 
ersten 50 km in Kraft blieben, von 50 bis 400 km aber pro- 
gressiv bis auf 8,3 Cent, für die erste, 6,25 Cent, für die 
zweite und 4,6 Cent, für die dritte Klasse (ausschließlich 
Steuer) sanken, so daß der Abschlag in den weitesten Ent- 
fernungen 17*^/0 betrug. Gleichzeitig wurden die Rückfahr- 
karten, mit einer Ermäßigung des normalen Tarifs von 40 ^/o, 
auf dem ganzen Netze eingeführt. Für den Güterverkehr 
(petite vitesse) wurde die allgemeine Güterklassifikation nach 
sechs Serien mit Anfangssätzen von 16, 14, 12, 10, 9 und 
8 Cent, für den Tonnenkilometer angenommen, die dann für 
die ersten vier Serien von 50 km an, für die beiden letzten 
Yon 25 km an mit der Entfernung allmählich abnehmen und 
von 300 km an 13, 11, 10, 8, 5 und 4 Cent, betragen. Neben 
diesem allgemeinen Gütertarif bestehen auch auf dem Staats- 
bahnnetze noch eine Anzahl Spezial- bezw. Ausnahmetarife. 
Die große Reform der Personentarife von 1892 gab dann 
auch der Staatsbahnverwaltung Veranlassung, ihre Fahrpreise 
abermals, wenn auch um geringere Prozentsätze als die Gesell- 
schaften, herabzusetzen. 

In welchem Maße durch diese von der der Gesellschaften 
abweichende Tarifierung die Einnahmen des Staatsbahnnetzes 
beeinflußt werden, kann — allerdings mit den im Kapitel 16 
hervorgehobenen Reserven ^ — durch die von ihm erzielten 
durchschnittlichen kilometrischen Transportpreise unter Ver- 
gleichung derselben mit den entsprechenden Sätzen im Mittel 
der sämtlichen Hauptbahnen illustriert werden (siehe Tabelle 
S. 176). 

Bei solchen Tarifverschiedenheiten und den sonstigen eben 
erwähnten ungünstigen Betriebsbedingungen ist das Steigen 
des kilometrischen Betriebsüberschusses auf dem Staatsbahn- 
netze in der That nur durch eine entsprechende Zunahme in 
der Intensität des Verkehrs zu erklären, die allerdings in 
ihrer zahlenmäßigen Höhe nicht mit der des Nordnetzes zu 



») Cf. S. 77 und 89 ff. 
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DurclisolLnittliGli erzielte Transportpreise: 




Pro Personenkilometer 


Pro Tonnenkilometer 


Im 
Jahre 


auf dem 
Staatsnetz 


auf deu 

Bahnen d'int^r. 

g^ör. überh. 


auf dem 
Staatsnetz 


auf den 

Bahnen d'int^r. 

gen^r. fiberh. 




Cent. 


Cent. 


Cent. 


Cent 


1878 


4,70 


5.17 


' 7.16 


5,97 


1879 


4,74 


5,17 


' 7,28 5,95 


1880 


4,01 


5,01 


1 6,87 j 5,95 


1881 


3,85 


4.99 


5,46 ! 5,88 


1882 


8,85 


4,86 


5,35 


5,S9 


1883 


3,78 


4,7 7 


' 5,49 


5,7« 


1884 


3,68 


4,72 


5,56 


5,90 


1885 


3,66 


4,63 


5,19 


5,94 


1886 


3,61 


4,59 


5,25 


5,94 


1887 


3,57 


4,58 


5,18 


5,80 


1888 


3,52 


4,48 


5,15 


5,66 


1889 


3,37 


4,40 


5,20 5,55 


1890 


3,51 


4,40 


5,57 j 5,46 


1891 


3.45 


4,85 


5,06 1 5,96 


1892 


3,81 


4,01 


! 5,48 ! 5,86 


1893 


3,29 


3,88 


4,93 


5,25 



vergleichen, in der Nebeneinanderstellung beider aber recht 
geeignet ist, die oben berührte Verschiedenheit des Staats- 
bahnnetzes von denen der großen Gesellschaften bezüglich 
seiner geringeren Empfindlichkeit für die Krisen der Welt- 
wirtschaft zu illustrieren; wie viele Personen- und Tonnen- 
kilometer nämlich, abgesehen von dem für den Verkehr in 
Frankreich anormalen Jahr 1889, durchschnittlich auf 1 km 
Betriebslänge gefahren wurden, zeigt die Tabelle auf S. 177. 
Aus der Erörterung aller dieser Einzelheiten läßt sich 
schließlich nur das Fazit ableiten, daß die ganzen Verhältnisse 
des französischen Staatsbahnnetzes zu eigenartige sind, als 
daß man seine Betriebsergebnisse ohne weiteres mit denen 
anderer Bahnen — sei es in lobender oder tadelnder Absicht 
— vergleichen könnte, und daß ersteres sich ebenso wenig 
dazu eignet, als Argument für oder wider den Staatsbetrieb 
im allgemeinen gebraucht zu werden. 
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Pei-8onenkilometer 


Tonnenkilometer 


Im Jahre 


auf dem 


auf dem 




Staatsnetz 


Nordnetz 


Staatsnetz 


Nordnetz 


1882 


109622 


468 707 


90 495 


879 603 


1883 


108 158 


394 836 


79 883 


721 449 


1884 


116 0Ö6 


318 830 


97 372 


557 201 


1885 


116 747 


312 193 


101 311 


520 102 


1886 1 


123 140 


310 509 


107 958 


512 464 


1887 


125 652 


317 922 


115 010 


552 660 


1888 


128 181 


325 624 


119 920 


596 330 


1890 


135 429 


349 337 


115 893 


669 076 


1891 


140 501 


359 677 


132 259 


676 769 


1892 


149 818 


407 565 


123 667 


671 274 


1893 


153 991 


440 965 


133 401 


677 142 


1894 


159 291 


456 009 


120 280 


685 745 



Soweit sich die Dinge gegenwärtig übersehen lassen, dürfte 
die Behauptung nicht ganz unberechtigt sein: daß erstens, nach- 
dem einmal das Staatsbahnnetz als etwas für sich Bestehendes 
in dem Gebiete einer abseits vom großen Weltgetriebe in 
Terhältnismäßig einfachen Verhältnissen lebenden Bevölkerung 
etabliert war, die Verwaltung desselben weise gehandelt hat, 
sich nach Kräften in Betrieb und Tarifierung den Bedürfnissen 
und namentlich auch der Leistungsfähigkeit dieser Bevölkerung 
anzupassen, um dadurch die von der Allgemeinheit einmal ge- 
brachten Opfer so nutzbringend als möglich zu verwerten — das 
Aufgehen der Saat, die Rückkehr des Nutzens zur Allgemein- 
heit, in Qeduld von einer späteren Zukunft erwartend ; und daß 
zweitens dementsprechend heute kaum noch daran zu denken 
ist, daß das Staatsbahnnetz als solches wieder beseitigt werden 
konnte. 

Dieser letzteren Thatsache trägt ein vom Grafen Lemercier 
und mehreren anderen Deputierten am 13. Dezember 1895 in 
der Kammer gestellter Antrag Rechnung, dessen einziger Para- 
graph lautet: 

«Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wird die Organi- 
sation des Staatsbahnnetzes dem Regime der Gesetzgebung 
unterworfen.* 

Kanfmann, Eisenbahnen Frankreichs. IL 12 
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Die ebenso kurze Begründung des Antrages erkennt an, 
daß die bisher 17 Jahre lang durch ministerielle Dekrete ge- 
regelte Verwaltung des Netzes sowohl zur Zufriedenheit des 
reisenden Publikums funktioniert, als auch in der Verkehrs- 
und Einnahmenentwickelung anerkennenswerte Resultate erzielt 
habe. Soeben sei die Organisation dieser Verwaltung durch 
ein ministerielles Dekret abgeändert worden, und ergri£Pen 
die Antragsteller, ohne damit dem Werte der Neuerung, die 
noch gar nicht funktioniert habe, präjudizieren zu wollen, 
diese Gelegenheit, den Erlaß des vorstehenden Gesetzes zu be- 
antragen. Sie wiesen dabei auf das die Verwaltung des Staats- 
bahnnetzes konstituierende Dekret Freycinets vom 24. Mai 1878 
hin, dessen motivierendes Expose ausdrücklich eine spätere 
definitive Regelung der Betriebsfrage wegen der Staatsbahnen 
ins Auge gefaßt hatte. 

Der Antrag wurde der Eisenbahnkommission der Kammer 
zur Bearbeitung überwiesen. 

Somit scheint nunmehr der bisherigen Fiktion des Pro- 
visoriums ein Ende bereitet werden zu sollen ; ob es aber an- 
gezeigt ist, dies Ende durch einen so lakonischen Oesetzes- 
artikel herbeizuführen, der jedem Deputierten das Recht geben 
würde, fortwährend an der Verwaltung der Staatsbahnen bessern 
oder ihm unbequeme Tarife „zur Hebung des Verkehrs" herab- 
setzen zu wollen, dürfte zweifelhaft sein. 



18. Kapitel. 



Das System der fraoizösischeii Eisenbahnpolitik. 

[Subventionierung, Gewinnverteilung, Zinsgarantie.] 

Je nach Zeit, Land und Umständen sind drei verschiedene 
Methoden bei der Begründung der Eisenbahnen in Anwendung- 
gekommen: Entweder hat der Staat sie gebaut und in Betrieb 
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gesetzt, oder es übernahmen Privatgesellschaften den Bau mit 
eigenen Kapitalien und verwalteten die von ihnen gebauten 
Bahnen wesentlich selbständig, oder es entstand ein gemischtes 
System: das Zusammenwirken von Staat und üntemehmer- 
gesellschaften auf Grund von vor allem finanziellen Ab- 
kommen. 

Während im ersteren Falle Privatunternehmer nicht in 
Betracht kommen, haben dieselben in den beiden anderen 
Fällen, gleichviel welche Staatsverfassung die herrschende ist, 
mit der Landeshoheit zu rechnen und sind von ihr mehr oder 
weniger abhängig. Qehört doch die Sorge um den Verkehr 
und damit die Beaufsichtigung eines so wichtigen Qliedes des 
Verkehrswesens, wie die Eisenbahnen es sind, in den 
Pflichtenkreis des Staates; wobei es nur fraglich bleibt, ob 
derselbe sich auch in finanzieller Beziehung bei der Her- 
steUung und Erhaltung dieses Verkehrsmittels zu beteiligen 
habe. Anspruch auf irgend welche Staatsunterstützung aber 
hat der Eisenbahnuntemehmer ohne weiteres ebensowenig 
wie jeder andere Unternehmer, und darf der Gesichtspunkt 
einer solchen Unterstützung auch hier immer nur der sein, 
daß die entsprechenden, der Gesamtheit der Steuerzahler ent- 
zogenen Beträge abermals nur der Gesamtheit, durch den 
Nutzen der Einrichtung, die sie eventuell ermöglichen oder 
erleichtem, zu gute kommen. 

Eisenbahnen entsprechen, darüber herrschte, nachdem die 
ersten gebaut waren, bald kein Zweifel mehr, dem allgemeinen 
Interesse. Wenn somit die Privatinitiative in irgend einem 
Lande nicht ausreichte, die wünschenswert erscheinenden 
Schienenwege auszuführen, und der Staat selbst sich der Auf- 
gabe der Erstellung derselben nicht unterziehen wollte, so 
blieb nur der Mittelweg der Staatsbeteiligung, d. h. des 
Zusammenwirkens von Staat und Privatunternehmern offen. 

Die Ersprießlichkeit eines solchen Zusammenwirkens ist 
in Frankreich durch eine Menge von uns bereits erwähnter 
Parlamentsbeschlüsse, welche die ganze Geschichte des Eisen- 
bahnwesens von dessen ersten Anfängen an begleiten, aner- 
kannt worden — das Parlament aber hat die Aufgabe, die 
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Qesamtheit der Bürger zu repräsentieren. Auch lautete in 
Prankreich die Frage nie: ob, sondern immer nur: wie der 
Staat sich bei den Eisenbahnen zu beteiligen habe. 

Dies Problem kann auf mannigfaltige Weise gelöst werden, 
und ist die bei unseren Nachbarn getroffene Lösung in viel- 
facher Hinsicht interessant. Sie verdient auch schon deshalb 
eine eingehende Beachtung, weil die daselbst beliebte weit- 
gehende Staatsintervention von großem Einfluß auf die ge- 
samte Finanz- und Wirtschaftslage des Landes sein sollte. 

Will oder muß sich der Staat an den Eisenbahnen beteili- 
gen, so kommt es vor allem auf das Maß einer solchen Be- 
teiligung an : Entweder bemißt der Staat den von ihm herzu- 
gebenden Anteil an den Herstellungskosten so hoch, daß mit 
großer Wahrscheinlichkeit vorauszusehen ist, daß der von der 
Privatinitiative aufzubringende Rest aus den zu erwartenden 
Betriebsüberschüssen verzinst und amortisiert werden könne; 
oder der Staat will sich nicht in solcher Höhe oder je 
nach den umständen überhaupt nicht beim Anlagekapital 
engagieren, wozu ihn die mannigfachsten Erwägungen veran- 
lassen mögen. Zunächst aber, und namentlich bei den ur- 
sprünglich zu bauenden Stammlinien, handelte es sich überall 
gar nicht so sehr darum, der voraussichtlichen Rentabilität 
des privaten Anlagekapitals durch eine teilweise Uebemahme 
der Baukosten seitens des Staates zu Hilfe zu kommen, sondern 
nur darum, dem Privatkapital zu den neuen Unternehmen 
überhaupt Zutrauen einzuflößen und dieses Zutrauen für den 
Anfang auch materiell durch Garantien zu stützen. Ebenso 
hat der Staat bei Bahnbauten, deren Rentabilität nicht immer 
oder doch nicht in genau absehbarer Zeit vorauszuberechnen 
ist, wenn er deren Bau für wünschenswert hält und darum 
von sich aus unterstützt, stets auf seine eigenen Finanzen, 
d. h. seinen Kredit, und auf die Gesamtheit der Steuerzahler 
Rücksicht zu nehmen. Denn Kapitalien in solcher Höhe, wie 
sie nötig sind, um den ganzen vielleicht unrentablen Teil der 
Anlagekosten aufzubringen, konnte und kann der Staat nur 
in den seltensten Fällen aus seinen ordentlichen Einnahmen 
und in der Regel nur durch Anleihen, die wiederum aus jenen 
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zu verzinsen sind, beschaffen ; in beiden Fällen hätte der Staat 
ako von vornherein die Gesamtheit der Steuerzahler zu Gunsten 
von Unternehmungen belastet, deren Gewinn immer nur einem 
Bruchteil derselben und deren Leistungen, wie man bald er- 
kennen mußte und heute allgemein anerkennt, ebenfalls nur 
in sehr verschiedenem Ausmaße den einzelnen Staatsgenossen 
zu gute kommen. Die Verantwortlichkeit bei einer solchen 
Belastung der Allgemeinheit ist selbstredend um so größer, 
je schwieriger die Vorausberechnung des Privat-, Staats- und 
volkswirtschaftlichen Nutzens der in Frage stehenden Unter- 
nehmung ist. 

Solche Erwägungen mußten auch in Frankreich dazu 
fOhren, die Aufbringung der Anlagekosten der Eisenbahnen 
in ausgedehnterem Maße dem Privatkapital, d. h. dem- 
jenigen Teile der Gesamtheit zu tiberlassen, der, wie er einer- 
seits sich der größeren Leistungsfähigkeit erfreut, andererseits 
auch voraussichtlich den größten Anteil an dem von den 
Bahnen eventuell erbrachten Nutzen haben würde. Mit einem 
Worte: es galt Mittel und Wege zu finden, welche die Her- 
stellung aller im allgemeinen Interesse wünschenswerten Bahnen 
ermöglichten, ohne doch den Staat und damit die Gesamtheit 
der Steuerzahler unverhältnismäßig hoch zu belasten. Diesem 
Zweck zu begegnen, lag es nahe, zunächst die eventuellen 
größeren üntemehmergewinne der Stammlinien heranzuziehen, 
indem man mit diesen auch weniger aussichtsvolle Bahnen in 
gemeinsamer Verwaltung vereinigte. Das ließ sich ohne Schwie- 
rigkeiten erreichen, solange eine derartige Vereinigung im Inter- 
esse der Unternehmer selbst zu liegen schien, die auf die zu- 
künftige Entwicklung auch der schwächeren Linien vertrauen 
zu können glaubten, und soweit dadurch nicht deren eigener 
Gewinn ganz in Frage gestellt und die Erfüllung ihrer Pflichten 
gegenüber ihren Gläubigern gefährdet schien. Aber auch 
darüber hinaus konnte der Staat das Privatkapital veranlassen, 
sich an den weniger, gering oder auch als gar nicht rentabel 
erachteten Unternehmungen zu beteiligen, wenn er ihm die 
nötige Sicherheit durch Garantien bot. 

Die Uebernahme einer solchen Garantie, zu der unter Um- 
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ständen noch direkte Subventionen hinzutreten mußten, konnte 
es thatsächlich in vielen Fällen nur ermöglichen, überhaupt 
Unternehmer für solche Anlagen zu finden resp. die schon 
vorhandenen Unternehmer zu veranlassen, auch die geringer 
bewerteten Eisenbahnlinien zu übernehmen. 

Mochte nun aber der Staat sich in indirekter Weise 
durch Zinsgarantie, oder aber durch direkte Hergabe von 
Kapitalien bei dem Eisenbahnbau beteiligen, immer mußte er 
sowohl vom finanziellen als auch vom volkswirtschaftlichen 
Standpunkte aus danach trachten, daß aus den Ueberschüssen 
der Unternehmungen selbst womöglich nicht nur das in 
ihnen angelegte Privatkapital, sondern mit der Zeit auch das 
von ihm selbst in irgend welcher Form hergegebene verzinst 
und amortisiert werden könne. In dieser Beziehung konnte 
der Staat den Bahnen eine weitere Erleichterung insofern ge- 
währen, als er sich für die von ihm zugeschossenen oder 
zuzuschießenden Beträge mit der Stellung eines Gläubigers 
an zweiter oder dritter Stelle begnügte, und er mußte 
das rationellerweise thun, wenn er nicht die von ihm ge- 
währte Hilfe durch verfrühte Oeltendmachung seiner An- 
sprüche wieder illusorisch machen wollte. Wir sagen: eines 
Gläubigers an zweiter und dritter Stelle — denn der 
Staat kann thatsächlich nicht umhin, seine aus der Beteili- 
gung an den Eisenbahnunternehmungen resultierenden An- 
sprüche, je nach der Art dieser Beteiligung, verschiedenartig 
abzustufen. 

Soweit es sich dabei um die Leistung von Zinsgarantien, 
d. h. um Befriedigung der Revenueansprüche einzelner Privat- 
kapitalisten aus den Mitteln der Allgemeinheit für so lange 
handelte, als die Betriebsüberschüsse selbst nicht zu einer der- 
artigen Befriedigung ausreichen sollten, konnten und durften 
die aus solchen Garantien hervorgehenden Zahlungen, sowohl 
aus Gründen der Staatsraison wie mit Rücksicht auf die 
notwendige Wirtschaftlichkeit der Eisenbahnuntemehmungen 
selbst, von vornherein nur als Vorschüsse gewährt werden, 
welche der Allgemeinheit mit angemessenen Zinsen zurück- 
zuerstatten seien, sobald sämtliches den Unternehmungen zu- 
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gewendete Privatkapital ^) seine Befriedigung aus deren Be- 
triebsergebnissen vorweg finden konnte. — Für diese Vorschüsse 
mußte der Staat ein eigentliches Gläubigerrecht an zweiter 
Stelle beanspruchen. 

Anders gestaltete sich die Stellung des Staates, soweit er 
sich unmittelbar mit der Hergabe von Kapitalien, d. i. mit 
baren Bausubventionen oder durch Zurverfügungstellung 
von Qrund und Boden, beteiligte oder gar einen Teil der Bauten 
von sich aus fertig stellte. In dieser Beziehung darf nicht 
übersehen werden, daß der französische Staat — in folgerich- 
tiger Weiterentwickelung seines öffentlichen Rechts — sich 
von vornherein als den geborenen Eigentümer der von ihm 
ausschließlich konzessionierten Bahnstraße hinstellt, dessen 
Eigentumsrecht unveräußerlich und unverlierbar ist, und daß 
er daher in konsequenter Würdigung dieser seiner Rechts- 
stellung sich mit seltenen Ausnahmefällen nur an der Her- 
stellung des sogenannten Unterbaues, d.i. der eigentlichen 
Straße, über die der Verkehr geleitet wird, beteiligte. 

Hatte nun der Staat auch derartigen Subventionen resp. 
Unterstützungen den Charakter bloßer Vorschüsse geben und 
wegen derselben frühere oder spätere Rückvergütung von den 
Privatunternehmern fordern wollen, so hätte er dadurch im 
einzelnen Falle gevnssermaßen anerkannt, daß nicht die be- 
treffende Bahn als solche, trotz ihres privatwirtschaftlichen 
Minderwertes, also wegen ihrer sonstigen Bedeutung für den 
Verkehr, einen Anspruch auf teilweise Herstellung aus den 
Mitteln der Allgemeinheit habe, sondern daß er die betreffende 
ünternehmergesellschaft dem Unternehmen nicht ganz 
gewachsen erachte und darum diese unterstütze: das aber 
wäre für den Staat als Vertreter der Interessen der All- 
gemeinheit, der in derartig schwache Hände kein so mäch- 



*) Selbstverständlich einachließlich des eigenen Kapitals der Unter- 
nehmer selbst, wobei der diesem zugestandene etwas höhere Zinsfuß 
in Form einer begrenzten Minimaldividende nur eine folgerichtige Kon- 
sequenz des ganzen Systems ist, so lange es sich bei diesem überbaupt 
dämm handelt, die Bahnen nicht nur mittelst Privatkapital, sondern 
auch von Privatantemehmem ausführen zu lassen. 
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tiges, der Oeffentlichkeit dienendes Verkehrsinstniment, wie 
es eine Eisenbahn ist, hätte legen dürfen, und dessen Auf- 
gabe nicht ist, einzelne seiner Bürger zu bevorzugen, eine 
unmögliche Stellung gewesen. Konsequenterweise hat daher 
die französische Regierung in allen denjenigen Fällen, in denen 
sie Ton ihr bereits in Angriff genommene Bahnen doch noch 
an Privatunternehmer ohne Subvention vergeben konnte, die 
sofortige Erstattung der von ihr schon verauslagten Kosten 
in die Konzessionsbedingungen aufgenommen. 

Das ist eben der in beider Wesen begründete Unterschied 
zwischen der Zinsgarantie und der Bausubvention, dafi erstere 
eine nur vorübergehende, letztere eine dauernde Unzulänglich- 
keit der Betriebsergebnisse voraussetzt, und daß sonach, wo 
die Bausubvention Platz greift, es ihrem Zwecke geradezu 
widersprechen würde, sie ohne weiteres als einen wieder zurück- 
zuzahlenden Vorschuß zu gewähren. Einen eigentlichen Schuld- 
charakter konnten somit die staatlichen Bausubventionen nicht 
erhalten^). Wollte der Staat sich gleichwohl auch für diese 
Subventionen, abgesehen vom Heimfallsrecht der gesamten 
Eisenbahnen und von sonstigen bei deren Konzessionierung fQr 
sich ausbedungenen Vorteilen und Vorrechten, bezahlt machen, 
so konnte er das nur — und unter Umständen viel wirksamer 
— in der Form thun, daß er für dieselben, wie das auch 
dem thatsächlichen Verhältnis besser entspricht, eine Stellung 
als Unternehmer in zweiter Reihe und somit eine Teil- 
nahme an dem Reingewinn beanspruchte'). Daß er aber 
wegen dieser Gewinnbeteiligung seine Ansprüche gewisser- 
• maßen erst als die eines stillen Teilhabers an dritter Stelle 



^) Selbstverständlich kann hierbei nicht von den wenigen und geringen 
Kapitalvorflchüssen die Rede sein, welche vom Staate in den Anfangs- 
jahren des Eisenbahnwesens außerhalb und vor Ausbildung jedes festen 
Systems für seine Eisenbahnpolitik an einzelne in Verlegenheit geratene 
Gesellschaften gewährt worden sind. Dieselben sind für das Wesen des 
Systems irrelevant. 

') Der französische Staat ist ja nicht nur durch solche Ban- 
subventionen, sondern schon als Eigentümer der Straße gewissermaßen 
Mituntemehmer. 
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in das System einschaltete, liegt wieder in der Folgerichtigkeit 
dieses Systems, indem der Staat am Reingewinn teilzunehmen 
nicht frQher beanspruchen durfte, als bis die Unternehmer 
selbst einen über das festgesetzte Minimum hinausgehenden 
Oewinn hatten, welcher wiederum erst nach Befriedigung aller 
vorgängigen Gläubigerrechte, einschließlich der eigenen des 
Staates als Zinsbürge, in Frage kommen kann. 

An diesem Punkte angelangt aber hat der Staat, so- 
lange er an dem System des Zusammenwirkens von Staats- 
initiative bezw. Staatshilfe und Privatunternehmung fest- 
hält, auch mit der Natur der letzteren als einer auf Gewinn 
gerichteten Bethätigung seiner Bürger zu rechnen. Drängt er 
im Interesse der Allgemeinheit, sowohl rücksichtlich des Aus- 
baues des ganzen Schienennetzes wie rücksichtlich seiner 
Garantievorschüsse, für immer oder selbst nur für längere 
Zeit die Aussicht auf jeden eigentlichen üntemehmergewinn 
zurück, so wird sich schließlich doch herausstellen, daß der 
Staat auch letzterem Faktor der bestehenden Wirtschaftsordnung 
Rechnung zu tragen hat, da er anderenfalls überhaupt keine 
Kapitalisten mehr finden würde, welche die Rolle von Eisenbahn- 
untemehmem zu spielen geneigt wären, wenn sie nur auf eine 
mittlere Verzinsung ihrer Kapitalien angewiesen sein sollten, 
da sie sich in solchem Falle in der Rolle bloßer Kapitalgläubiger 
wohler befinden würden. Demnach liegt es in der weiteren Kon- 
sequenz der einmal eingeschlagenen Eisenbahnpolitik, daß, nach- 
dem die eigentlichen Gläubiger der Bahngesellschaften ihre 
voUe Befriedigung gefunden haben, deren Unternehmern ein 
angemessener, wenn immerhin beschränkter Spielraum für einen 
Gewinn verstattet wird, an dessen oberer Grenze erst der Staat 
mit seinem Anspruch auf Beteiligung eintritt. 

Wie wir vorstehend sahen, hat sich die französische Eisen- 
bahnpolitik zu einem System entwickelt, dessen Ausgangspunkt 
die von vornherein ergriffene Staatsinitiative ist, welche das 
Land mit allen nötigen Bahnen zu versorgen wünscht, ohne 
doch den Staat mehr denn dringend nötig dabei zu verpflichten, 
und welches gleichzeitig die je nach den Umständen bemessene 
Staatsbeihilfe mit der Privatunternehmung in einer straffen 
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Organisation zur Erfüllung des Zwecks einer allen Anforde* 
rungen möglichst entsprechenden Entwickelung des Eisenbahn- 
wesens vereinigt. Die Kernpunkte dieses Systems sind, neben 
dem unveräußerlichen Eigentumsrecht des Staates an den 
Bahnstraßen, einmal die Subventionen aller Art im weiteren 
Sinne des Wortes, also einschließlich der Zinsgarantie, die 
ebenfalls eine Form der Subventionierung ist, und andererseits 
die Gewinnbeteiligung oder, genauer gesagt, die Art der 
Verteilung der Betriebsüberschüsse zwischen Gläubigern, Unter- 
nehmern und Staat, während alles andere: die Ausbildung 
großer Gesellschaftsnetze unter Beseitigung oder, richtiger, Ver- 
meidung jeder ungesunden Konkurrenz, die eingehendste staat- 
liche Beaufsichtigung und Rechnungskontrolle, der Amortisa- 
tionszwang, das für alle Fälle vorbehaltene Rückkaufsrecht 
des Staates und last not least das Heimfallsrecht des letzteren 
— ebensosehr Voraussetzungen wie Folgen dieses Systems sind. 

um letzteres nach allen Seiten hin zu würdigen, wird es 
nötig sein, die vorstehend bezeichneten Kernpunkte desselben in 
je besonderen Abschnitten dieses Kapitels einer eingehenderen 
Würdigung zu unterziehen: und zwar erstens die unmittel- 
bare Mitwirkung der öffentlichen Gewalten bei der 
Herstellung der französischen Eisenbahnen durch 
Subventionen einschließlich der Zinsgarantie, da direkte Sub- 
ventionierung und Zinsgarantie in einem sich gegenseitig be- 
dingenden Verhältnis stehen, insofern ein größeres Ausmaß 
der ersteren ein geringeres der anderen und umgekehrt zur 
Folge haben wird. Bei dieser Betrachtung wird es sich 
nicht umgehen lassen, die Grundzüge der ganzen Eisenbahn- 
politik Frankreichs, wie sie sich in den verschiedenen Phasen 
der Geschichte seines Eisenbahnwesens darstellen, nochmals 
zu berühren. 

Sodann wird in einem zweiten Abschnitt die Verteilung 
des Gewinnes aus dem Betrieb der Eisenbahnen 
und besonders die Gewinnbeteiligung des Staates zu be- 
sprechen sein. 

Endlich müssen wir einen dritten Abschnitt der Zins- 
garantie im besonderen widmen, da diese den Staat in 
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eine ganz eigenartige Stellung zu den Eisenbahnen, als Sub- 
rentionator und Gläubiger zugleich, bringt: eine Stellung, die 
im Laufe del^Zeit im französischen Eisenbahnwesen eine so 
flberwiegende Bedeutung erlangt hat, daß sie heute recht 
eigentlich als das Rückgrat desselben bezeichnet werden muß. 



Abschnitt I. 



Die unmittelbare Hitwirknng der öffentlichen Gewalten bei 

der Herstellimg des französischen Eisenbahnnetzes. 

Subventionierong. 

Das französische System der Staatsbeteiligung an den 
Eisenbahnen, das eine Terwickelte Kombination von Staats- 
beiträgen oder Bausubventionen , Zinsgarantien in Form von 
Vorschüssen, von Verwaltungs- und Einnahmeüberschüssen der 
PrivatbahngeseUschafben und Gewinnbeteiligung des Staates zeigt, 
verdankt, wie wir im ersten, der geschichtlichen Darstellung 
des Werdens des Eisenbahnwesens gewidmeten Teil unserer 
Arbeit bereits gesehen haben, seine heutige Erscheinungsform 
keineswegs planvoll vorausschauenden theoretischen Erwägungen, 
80 daß dasselbe von Anbeginn her fertig, wie Pallas aus dem 
Haupt des Zeus, auf dem Plane erschienen wäre; dasselbe hat sich 
vielmehr rein thatsächlich aus einer Reihe von eklektischen 
Versuchen entwickelt, aus denen allmählich Regeln abgeleitet 
Mnirden, die, nachdem sie einmal in Anwendung gewesen waren 
und unter bestimmten Voraussetzungen erprobt schienen, wieder 
aufzugeben bisher kein zwingender Grund vorlag. 

Bis zum Jahre 1842 wurde, wie leicht erklärlich, einfach 
experimentiert: zunächst fehlte es an Vertrauen zu dem ab- 
solut Neuen, dem man gegenüberstand, sodann nicht minder 
an Kapital, dessen Masse sich erst innerhalb des letzten 
Menscbenalters , nicht zum wenigsten gerade unter der Ein- 
flußnahme der Eisenbahnen, in bis dahin ungeahnter Weise 
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vermehrt hat, und endlich an Entschlossenheit der Frage gegen- 
über, ob Staats- oder Privatbahnen der Vorzug zu geben sei. 
FQr beide Arten aber waren gleich machtvolle Stimmen in 
Frankreich eingetreten. 

Wenn nun auch der Bau der allerersten Bahnen in Frank- 
reich zunächt der freien Privatinitiative überlassen blieb, 
so sollte damit doch kein Präjudiz für alle Zukunft geschaffen 
sein, und wurde dementsprechend schon in den dreißiger Jahren 
an den Heim fall der Eisenbahnen an den Staat gedacht und 
somit die Dauer der Konzessionen nur auf kurze Zeit und, 
wie sich bald herausstellte, auf zu kurze Zeit bemessen. 
Letzteres Mißverhältnis entsprang wesentlich dem umstände, 
daß die Eonzessionen sehr häufig an den in öffentlichem Ver- 
fahren Mindestfordemden vergeben worden waren. 

Der Oedanke an Staatssubventionen kam gleich- 
zeitig auf. — Daß derartige Unterstützungen unter Umständen 
auch solchen Unternehmern zufielen, die unter dem Titel, daß 
es sich bei den Eisenbahnen um Unternehmungen öffentlichen 
Interesses handle, nur an ihren eigenen Vorteil dachten, ist 
durchaus menschlich. — Zur selben Zeit waren neben eigent- 
lichen Bausubventionen auch einzelne vom Staat dargebotene 
Darlehen, sowie Zinsgarantien von ihm gefordert und ge- 
währt, ja angeboten und noch andere Formen der Hilfeleistung, 
z. B. Aktienbeteiligung seitens des Staates, versucht oder an- 
geregt worden. Einstweilen aber stützte sich die staatliche 
Eisenbahnpolitik noch nirgends und auch dann nicht, wenn 
der Staat selbst einen Teil der für den Eisenbahnbau nötigen 
Arbeiten ausführte, auf als solche anerkannte Regeln. 

Im ganzen waren im Jahre 1841 nur 193 Millionen Frs., 
und zwar überwiegend von Privatunternehmern, vom Staate 
nur etwa 3 Millionen Frs., in Eisenbahnen angelegt, von denen 
damals 573 km gebaut, 210 km im Bau begriffen und außer- 
dem noch ca. 100 km konzessioniert waren. 

Jetzt gewahrte man mit einer gewissen Beschämung, daß 
Frankreich hinter anderen Ländern in der Entwickelung seines 
Eisenbahnwesens zurückgeblieben war. Man nahm einen nenen 
Anlauf und verfuhr planmäßiger: Der Ausbau der Hauptlinien 
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Ton der Hauptstadt nach Norden, Süden, Osten und Westen 
und der kürzesten Verbindung zwischen dem Ozean und dem 
Mittehneer, Linien, die mehr oder weniger schon in den 
froheren Regierungsvorlagen regelmäßig in den Vordergrund 
getreten waren, wurde als die dringende, zunächst durch- 
zofbhrende Aufgabe hingestellt und gleichzeitig nach einer 
Norm gesucht, der folgend jene Linien baldigst zur Ausfüh- 
nmg gebracht werden könnten; die benötigten Hauptkosten 
soUte zwar immer noch das Privatkapital aufbringen, doch 
hielt es der Staat nunmehr für angebracht, von vornherein 
deaÜich auszusprechen, daß er gewillt sei, seinerseits die 
Privatuntemehmungen zu unterstützen und eventuell auch von 
sich aus die Initiative zu ergreifen. 

Das war die Aufgabe und der Zweck des Gesetzes von 
1842, welches bestimmte, daß, wenn keine leistungsfähigen Ge- 
sellschaften sich für den Bau der vorgesehenen — „klassierten** — 
Bahnen finden sollten, der Staat selbst und auf seine Kosten, 
unter Beihilfe der von den Bahnen durchschnittenen Bezirke 
und Gemeinden, deren Bau zu übernehmen habe. 

Bei dem neuen System — und von dem besprochenen 
Zeitpunkt an kann man bereits von einem solchen sprechen — 
erstellt der Staat, sofern er anders keine Unternehmer findet, 
den nötigen Grund und Boden und führt die Erdarbeiten, die 
Kunstbauten, Tunnels, Viadukte und (nach Uebereinkunft im 
einzelnen Falle) die Anlage der Stationen selbst aus. Alle 
diese Operationen wurden unter dem ungenau gehaltenen Aus- 
druck , Unterbau** zusammengefaßt. Den Betrieb aber über- 
nimmt der Staat nicht, überlägt ihn vielmehr einer besonde- 
ren Art von „ Pachtgesellschaften ** , welche die Bahnen fertig 
zu stellen, d. h. auf der vom Staat ausgeführten Trace die 
notige Bettung für die Schwellen zu beschaffen, diese und 
die Schienen zu legen, das rollende und Ausrüstungsmaterial 
zu stellen und die Bahnen in gutem Zustande zu erhalten 
haben. 

Gleichzeitig sind, nach demselben Gesetze, auch andere 
Kombinationen zur Begründung von Eisenbahnen nicht aus- 
geschlossen: so die Konzessionierung von Gesellschaften, die 
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die Verpflichtung abernehmen , den ganzen Bau auf eigene 
Kosten auszuführen, oder die sich an Stelle der Ausführung 
des Unterbaues durch den Staat mit der Zahlung einmah'ger 
größerer oder geringerer Barsubyenüonen, oder auch mit der 
bloßen Beschaffung des GFrund und Bodens durch den Staat, 
zuweilen auch mit der Ausführung einzelner Teile des Unter- 
baues auf Kosten des Staates zufrieden erklären. Dabei ist 
es wichtig und bezeichnend zugleich für die veränderte Stellung- 
nahme sowohl des Unternehmungsgeistes wie des Kapitals zu der 
Eisenbahnuntemehmung, dafi für die Herstellung der im Ge- 
setz von 1842 vorgesehenen Hauptlinien die zweite Art der 
Konzessionierung in ihrer verschiedenartigen Ausgestaltung 
weit häufiger zur Anwendung kam als die Ausführung des 
Unterbaues durch den Staat, und daß selbst Fälle eintraten, 
in denen der Staat für eine bereits von ihm in Angriff ge- 
nommene Bahn Unternehmer fand, bevor seine Arbeiten sehr 
weit fortgeschritten waren ; mitunter sogar unter Bedingungen, 
nach denen er die von ihm unterdessen verauslagten Summen 
zurückerhielt. 

Nach der ersten in den Bestimmungen des Gesetzes von 
1842 vorgesehenen Art wurden in den Jahren 1844 bis 1847 
nur folgende vier Linien konzessioniert: Orleans -Bordeaux 
mit einer Konzessionsdauer von 27 Jahren, Tour-Nantes auf 
34 Jahre, die Bahnen nach dem Zentrum von Frankreich über 
Vierzon auf 39 Jahre und Paris -Strasburg auf 43 Jahre, 
während nach der zweiten Art mittelst der sogenannten 
^gewöhnlichen Konzessionierung'' vergeben wurden: neben 
einigen weniger wichtigen Linien die Nordbahn von Paris nach 
der belgischen Grenze auf 38 Jahre, Creil - St. Quentin auf 
24 Jahre, Avignon- Marseille auf 33 Jahre, Paris -Lyon auf 
41 Jahre, Lyon-Avignon auf 44 Jahre und Bordeaux-Cette auf 
60 Jahre. 

Die Staatsunterstützung mittelst der Zinsgarantie war in 
dem Gesetze von 1842 noch nicht vorgesehen, auch war sie 
bis dahin bei Bahnkonzessionierungen kaum je zur Anwendung 
gekommen, sondern nur in einigen Fällen als gelegentliches 
Auskunftsmittel nachträglich gewährt worden, um schon be- 
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stehenden Gesellschaften über augenblickliche Schwierigkeiten 
(Versteifung des Geldmarktes u. s. w.) hinwegzuhelfen und 
ihren Kredit zu starken. Als ein solches HiKsmittel ist die 
Zinsgarantie auch später bis zu den Fusionierungen nur f&r 
einzelne Strecken gewährt worden, in Wirksamkeit ist sie 
aber f&r die der bisher besprochenen Bauperiode angehörenden 
Bahnen nicht getreten. 

Wenn der Staat nach dem Gesetze von 1842 die Bahn- 
strafie, d. h. also den Unterbau, geliefert hat, so sieht er die 
den Betrieb übernehmende Gesellschaft als Pächterin an, 
erstattet ihr nach Ablauf der Pachtzeit den Wert des von ihr 
hergegebenen Oberbaues und Materials und kann nachher mit 
seiner Bahn frei schalten und walten. Ueber den Pachtzins 
selbst schweigt das Gesetz: die betreffenden Summen sollten 
von den Umständen abhängen. Wahrscheinlich wurde vor 
der Hand überhaupt kein Pachtzins in Aussicht genommen: 
einmal, weil die Pachtgesellschaften so wie so Lasten genug 
auf sich zu nehmen hätten, und zweitens, weil die Eisenbahn- 
Unternehmungen noch immer nicht für so einträglich galten, 
als sie es in Wirklichkeit sehr bald sein sollten. Ein eigent- 
liches Pachtsystem im engeren Sinne des Wortes hat übrigens, 
wie hervorzuheben ist (bis auf einige Fälle späterer Zeit, in 
denen es überdies nur vorübergehend zur Anwendung ge- 
kommen ist), im französischen Eisenbahnwesen keine dauernde 
Stelle gefunden^). Der in der besprochenen Periode aufkommende 
Gedanke an ein solches Pachtsystem war nur dem Wunsche 
entsprangen, unter allen Umständen und mit allen Mitteln 
vorwärts zu kommen, wobei es der Zukunft zu überlassen sei, 
alle Einzelheiten definitiv auszugestalten. 

Die Ent Wickelung des französischen Eisenbahnnetzes schritt, 
wie das bereits im ersten Teil unserer Arbeit des näheren 
dargelegt ist, von nun an rüstiger vorwärts. Die Erisis des 
Jahres 1848 war eine vorübergehende, auf die wir an dieser 
Stelle nicht nochmals einzugehen brauchen, und gab die in 



') Die einzigen Ausnahmen sind das Corsikanische Schmalspumetz : 
Päcfaterin die Comp. d. eh. d. f. döpart., und 82 km bei Lille. 
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der ersten Hälfte der 50er Jahre durchgeführte Verschmelzung 
der vielen kleinen Gesellschaften zu den sechs grofien Com- 
pagnien dem Eisenbahnbau neuen Impuls. 

Mitte der 50er Jahre gingen die großen durch das Gesetz 
von 1842 in Aussicht genommenen Eisenbahnlinien zum größten 
Teil ihrer Vollendung entgegen. Die Hauptbahnen von Paris 
nach der belgischen Grenze und dem Kanal waren in den 
Jahren 1848 und 1849 in Betrieb gesetzt worden, die Strecken der 
Linie Paris- Straßburg von 1848 bis 1852; von den westlichen 
Bahnen waren Paris-Rouen bereits 1843, Rouen-Hävre 1847, 
die Abzweigung nach Dieppe 1848 dem Betrieb übergeben 
und wurde die weitere Verzweigung nach Päcamp 1856 voll- 
endet; die andere große westliche Linie von Versailles nach 
Rennes wurde in ihren einzelnen Strecken von 1849 bis 1857 
vollendet. In südlicher Richtung war die Bahn von Paris 
nach Orleans schon 1843 dem Verkehr übergeben worden, die 
weitere Strecke bis Tours 1846; in den Jahren 1851 bis 1853 
wurde auch die Fortsetzung bis Bordeaux fertig, gleichzeitig 
in den Jahren 1848 bis 1851 die Abzweigung von Tours 
nach Nantes einerseits, andererseits 1847 bis 1853 die Linien 
von Orleans über Vierzon in das Thal des Allier und bis 1856 
auch die nach Limoges und Ghateauroux. Die großen Bahnen 
Paris-Lyon und Lyon-Marseille waren in den Jahren 1847 bis 
1856 in Betrieb genommen, während die südlichen Ver- 
bindungen nach Nfmes und Gette in den Jahren 1839 bis 1852 
ausgebaut wurden. Endlich konnten die Bahnen von Bordeaux 
nach Cette und nach Bayonne in den Jahren 1854 bis 1857 
dem Verkehr übergeben werden. 

Unterdessen hatte sich gezeigt, daß viele der kleineren 
Gesellschaften, auf welche sich diese Bahnen verteilten, unter 
der Last ihrer Generalunkosten nicht aufkommen konnten. 
Sodann aber war, neben dem Ausbau der Hauptlinien, der 
Anschluß minder wichtiger, aber immer noch bedeutender 
Plätze und Gegenden an die Eisenbahnen zu einem Bedürf- 
nis geworden. Gleichzeitig waren Querbahnen zu bauen und 
Rücksicht auf die Landesverteidigung zu nehmen — kurz, der 
planmäßige Ausbau des französischen Eisenbahnnetzes, 
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Ton dem erst die Grundlinien vorhanden waren, war zur 
dringenden Notwendigkeit geworden. Dieses Bedürfnis zu be- 
friedigen und zugleich den erwähnten Uebelständen abzuhelfen, 
sollten die Fusionen dienen. Kleinen Unternehmungen, die 
oft Mühe genug hatten, ihr Dasein zu fristen, konnte man die 
für größere Bauten erforderlichen Aufwendungen nicht zu- 
muten, wohl aber den kräftigeren gut fundierten Gesellschaften, 
die sich thatsächlich bereit zeigten, die betreffenden Leistungen 
auf sich zu nehmen, ohne daß es erforderlich gewesen wäre, 
wegen der Staatsbeihilfe von der bisher befolgten Politik, je 
nach den Umständen hier oder dort Bausubventionen oder für 
vereinzelte Strecken im besonderen Fall eine Zinsgarantie zu 
gewähren, abzuweichen. In der ersten Zeit nach der durch- 
geftihrten Fusion strömte das Kapital den Gesellschaften willig 
zu und fanden die von ihnen ausgegebenen Obligationen gerne 
Käufer. 

Infolge der Krisis von 1856/57 trat ein neuerlicher Rück- 
schlag ein, zumal darum, weil auf unserem Gebiete des Guten 
zu viel geschehen war. Das Publikum wurde mißtrauisch, 
das Geld rar, und die Staatshilfe mußte wiederum mit Bau- 
subventionen, sei es in barem Gelde, sei es in Form von 
zu leistenden Arbeiten (nach dem Gesetze von 1842), und von 
jetzt an auch mit Zinsgarantien in größerem Umfange ein- 
treten, da die bestehenden Gesellschaften sich in verschiedenen 
Fällen anders nicht bereit finden ließen und zur Zeit auch 
kaum im stände waren, den Bau einzelner wünschenswert er- 
scheinender Bahnen ausschließlich aus eigenen Mitteln in An- 
griff zu nehmen. 

So kam es in den Jahren 1857 bis 1859 zwischen dem 
Staat und den großen unterdessen gebildeten Fusionsgesell- 
schaften zu einer Reihe von neuen Verträgen, aus denen sich die 
Grundsätze eines abermals modifizierten Systems herausbildeten, 
welches sich den jeweilig verschiedenen Verhältnissen anzu- 
passen vermochte und aus dem das heute noch herrschende un- 
mittelbar hervorgegangen ist. 

Die Beteiligung des Staates an den Eisenbahnbauten hatte 

sich bis dahin folgendermaßen gestaltet: 

Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs, n. 18 
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Anlagekosten der Eisenbahnen (Frs.), aufgebracht 


Jahr 


vom Staate 


durch lokale 
Subventionen 


von den 
Gesellschaften 


zusammen 


1841 ! 


3 230 000 





189 970 000 


193 200 OOÖ 


1842 1 


13 511000 


— 


224460000 


237 971 OOÖ 


1851 ; 


579 830 000 


. 


870 520 000 


1 450 350 000 


1855 ' 


673153 000 


4 279 000 


2 008 881 000 


2 686 313 000 


1858 


770 971 000 


9 480 000 


3 344146 000 


4124 597 000 


1859 , 


783 530 000 


11370 000 


3 603 779 000 


4 398 679 000 



Der Anteil des Staates an den gesamten Anlagekosten 
in Subventionen und Bauausführungen betrug danach 1841 
nur 1,7 Vi 1842: 5,7 ^jo und erreichte 1851 mit 39,9 ^ seinen 
Höhepunkt, um von da an wieder auf 25,o ^jo im Jahre 1855, 
18,7 V im Jahre 1858 und 17,8 % im Jahre 1859 zu sinken. 
Wenn das Gesetz vom 11. Juni 1842 bestimmt hatte, daB zwei 
Drittel der vom Staate für den Terrainerwerb zu übernehmen- 
den Ausgaben ihm von den Bezirken und Gemeinden zurück- 
zuerstatten seien, so hatte sich sehr bald gezeigt, da£ der 
Gesetzgeber gar zu vertrauensselig gewesen war, da die lokalen 
Subventionen 1855 nur 0,i6 ^/o, 1858: 0,2» ^lo und 1859: 0,26 "/o 
von den gesamten Anlagekosten ausmachten. 

Zugleich war Ende 1858 für die damals schon konzessio- 
nierten, aber noch zu vollendenden Linien der Staat, einschließ- 
lich der kommunalen Beiträge, mit 475 Millionen Frs-, die 
Gesellschaften mit 1900 Millionen Frs. engagiert. 

Neben der Beschaffung dieser Summen war zumal auch 
an die Erweiterung des Bahnnetzes zu denken, d. h. dringend 
begehrte und unter den mannigfaltigsten bereits erwähnten 
Gesichtspunkten als notwendig erkannte Linien waren neu 
zu konzessionieren. Solchen Anforderungen gegenüber hatte 
sich die Regierung zu fragen , ob der Staat bei dem bis- 
herigen System der Hergabe direkter Bausubventionen, deren 
alle Verhältnisse in gerechter Weise berücksichtigendes Aus- 



^) In den vom Staate aufgebrachten Anlagekoeten mit enthalten. 
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maß nur sehr schwer feststellbar war, einfach stehen bleiben 
und sich damit genötigt sehen solle, auch seinerseits imnoier 
wieder neben den großen Gesellschaften für denselben Zweck, 
d. i. die Ausbildung des Eisenbahnnetzes, an den Geldmarkt 
heranzutreten. 

Verschiedene der gelegentlich der Fusionen konzessio- 
nierten Linien waren von vornherein als weniger rentabel an- 
erkannt gewesen als die von dem Gesetz von 1842 vorgesehenen 
Stammbahnen, und war anzunehmen, daß die nunmehr zu ver- 
gebenden Linien an demselben Fehler litten, obschon zu er- 
warten war, daß sich die beiden Kategorien angehörenden 
Linien nach Ablauf einer größeren Keihe von Jahren aus ihren 
eigenen Einnahmen würden erhalten können. Gleichzeitig 
glaubte man darauf rechnen zu dürfen, daß jene Bahnen unter 
allen Umstanden zu einer Erhöhung der Erträge der Stamm- 
Unien, denen sie Verkehr zuführten, beitragen würden: Hatten 
doch gerade die Fusionen dem Zwecke dienen sollen, die Be- 
triebsresultate der geringwertigen und der besseren Linien sich 
innerhalb einer gemeinsamen größeren Verwaltung ausgleichen 
zu lassen. Die also erzielten Betriebsresultate waren durchaus 
nicht entmutigend. Denn es hatten sich im Durchschnitt 
aller jeweilig im Betrieb befindlichen Bahnen Betriebsüber- 
schüsse pro Kilometer ergeben: 1849 von 33456 Frs., 1850 
von 34315 Frs., 1851 von 34051 Frs., 1855 von 30 861 Frs. 
und in dem wirtschaftlich schlechten Jahr 1857 von immer 
noch 25 837 Frs. Derartige Resultate waren um so erfreulicher, 
als sie auf Bahnnetzen erzielt wurden, deren Linien zum Teil 
noch im Bau begriffen waren und deren Nettoeinnahmen trotz- 
dem im Jahre 1855: 5,7 8 % der von den Gesellschaften auf- 
gebrachten Anlagekosten erreichten. 

Was aber von fertigen und zumal von den Hauptbahnen 
zu erwarten war, hatten die Betriebsüberschüsse derselben vor 
den Fusionen gezeigt, welche im Jahre 1851 bei der Orldans- 
Bahn 12,8 ®/o , bei der Nordbahn 8 "/o , bei der Bahn nach 
St. Germain 7,» V ^^^ l>ei der sogenannten Bahn du Centre 
(nach Vierzon) immer noch 6,8 ^/o des Gesellschaftskapitals 
betragen hatten. Die Aktien der fusionierten Gesellschaften 
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erzielten erst recht hohe Dividenden: So waren für das Jahr 
1855 an Dividenden von der Nord-Compagnie 61 Frs. auf ihre 
Aktien von hauptsächlich 400, daneben von 575 Frs. Nenn- 
wert, von der Ost-Compagnie 78,5 o Frs., der Orl^ans-Gesell- 
schaft 80 Frs., der P.-L.-M.-Compagnie 82,50 bezw. 86 Frs. 
und von der West-Compagnie immer noch 50 Frs. auf die 
Aktien von 500 Frs. Nennwert verteilt worden. 

Hätte der Staat angesichts solcher Resultate seine neuen 
Konzessionen fortgesetzt und ausschließlich um den Preis nur 
aufs ungefähre hin zu berechnender Bausubventionen anbringen 
wollen, so lief er Gefahr, den üntemehmergesellschaften un- 
gerechtfertigt hohe Gewinne auf Kosten der Steuerzahler zu- 
zuwenden und zugleich unverhältnismäßig hohe Teile der 
Anlagekosten, der Amortisation aus den Ergebnissen des Bahn- 
betriebs selbst zu entziehen. 

Solche Erwägungen mußten bei einer durchgreifenden 
Neuordnung des Eisenbahnwesens eine bis dahin kaum an- 
gewandte Form der Staatshilfe: die Zinsgarantie, not- 
wendigerweise in den Vordergrund drängen. Kam der Staat 
bei deren Gewährung, wie man allerdings annehmen konnte, 
eine Reihe von Jahren hindurch in die Lage, wegen derselben 
in Anspruch genommen zu werden, so hatte er doch statt 
eines Teiles der Anlagekosten nur die Zinsen und Ämorti- 
sationsquoten für denselben aufzubringen, ganz abgesehen da- 
von, daß er mit solchen Garantiezahlungen, den Abmachungen 
mit den Gesellschaften gemäß, nur Vorschüsse gewähren 
wollte, die ihm später mit Zinsen zurückzuerstatten seien, und 
deren Beträge damit der Allgemeinheit auch als solche re- 
stituiert werden würden. 

Das System von 1859, das den vorstehend skizzierten 
Gedanken gerecht werden wollte, teilte die Bahnen sämtlicher 
Gesellschaften, mit deren jeder bis dahin eine Anzahl von Einzel- 
verträgen bestanden hatte, einheitlich in zwei Gruppen. 
Die besseren, den größeren wirtschaftlichen Wert repräsen- 
tierenden Linien, die dementsprechend auch zuerst in AngriflF 
genommen worden waren, wurden der einen derselben, dem 
sogenannten „alten" Netz, die jüngeren, großenteils noch zu 
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bauenden der anderen, dem „neuen" Netz zugeschrieben. Für 
beide galten besondere Regeln, so zwar, daß der Staat nur 
die Zinsen und die Tilgungsquote der für den Bau des 
.neuen" Netzes in der Form yon Obligationen aufgenommenen 
Kapitalien, und zwar zum Satze von 4 ^/o für Zinsen und von 
0,65 °/o für Tilgung, auf 50 Jahre ^) garantierte. Da zu jener 
Zeit aber der von den Gesellschaften thatsächlich zu zahlende 
Zinssatz 5 ^/o und die Tilgungsquote 0,7 5 ^/o betrug, so hatten 
die Compagnien die fehlenden l^ioo/^ aus dem Ertrage des 
alten Netzes zuzulegen, während der Staat sich verpflichtet 
hatte, die Summen zuzuschießen, um welche die Erträge des 
neuen zuzüglich der Ueberschüsse (döversoir) des alten Netzes 
unter 4,65 Frs. per 100 Frs. der für dasselbe ausgegebenen 
Obligationen bleiben würden. Wenn der Staat aber in die 
Lage kam, auf Orund seiner Zinsgarantie in Wirklichkeit 
irgend welche Beträge auszulegen, so sollten dieselben, wie 
wiederholt gesagt, als ein den Gesellschaften gemachter Vor- 
schuß denselben zur Last geschrieben werden, den sie zu- 
zOglich 4 ®/o einfacher Zinsen, mit Ausschluß also der Berech- 
nung von Zinseszinsen, sobald es ihre Einnahmen erlauben 
würden, zurückerstatten sollten. 

Für das „alte* Netz übernahm der Staat dagegen keine 
Zinsgarantie, deren dasselbe überdies nicht bedurft hätte, da 
es sicheren Gewinn abwarf. Die Einnahmen des alten Netzes 
sollten umgekehrt, wie soeben schon hervorgehoben wurde, 
teilweise zu Zuschüssen für das neue Netz benutzt werden. 

Wenn dieser Zuschuß in Frankreich zuweilen als ein dem 
öffentlichen Interesse zu bringendes Opfer dargestellt worden 
ist und in einzelnen Fällen auch wirklich als ein solches auf- 
gefaßt werden kann, so wird man doch allgemeinhin zugeben 
müssen, daß das alte Netz dem neuen in diesem Zuschüsse 
nur einen Teil der von dem letzteren ihm vermittelten Vorteile 



') Gerechnet vom 1. Januar des auf die Inbetriebsetzung der Balinen 
folgenden Jahres, und zwar war, da die Verträge bestimmte Vor- 
schriften für das Tempo der Bauausführung trafen, der Beginn der 
Garantie für die Ost-Compagnie auf 1864, für die Übrigen Gesellschaften 
auf 1865 festgesetzt. 
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zurückgab ; denn das neue Netz verhält sich zu dem alten wie 
der Nebenfluß zum Strom: es führt ihm Verkehr zu. Ab- 
gesehen aber von diesem Billigkeitsgrunde ist auch an der 
Erwägung festzuhalten, daß der Staat seinerseits zu den das 
alte Netz bildenden Bahnen mancherlei Subventionen aus 
öffentlichen Mitteln geleistet hatte, so daß er um so mehr zu 
der Forderung berechtigt war, daß das Ergebnis derartig zu 
stände gekommener Linien zur Erhaltung anderer Linien, die, 
wenn auch privatwirtschaftlich weniger wertvoll, so doch der 
Allgemeinheit dienlich wären, mit herangezogen würde, als 
der Staat nunmehr durch die Zinsgarantie — also wieder- 
um mit den Mitteln der Allgemeinheit — wenn auch nur 
vorschußweise, jenen jüngeren Bahnen zu Hilfe kommen 
wollte. So war der Staat nicht nur aus finanziellen Gründen 
genötigt, sondern geradezu verpflichtet, Sorge dafür zu tragen, 
daß jene' älteren, ebenfalls von ihm subventionierten Bahnen 
in erster Reihe für die Bedürfnisse der neuen aufkämen, 
und daß er seinerseits erst jenseits einer gewissen Grenze 
ergänzend einzutreten hätte. Es lag aber auch in der Kon- 
sequenz der in den Fusionen zum Ausdruck gekommenen Politik, 
die Mittel dieser großen Gesellschaftsnetze allen Teilen der- 
selben zu Gute kommen zu lassen und demnach, wenn man 
dieselben wegen der Zinsgarantie in zwei Teile zerlegte, 
andererseits ein Bindeglied zu schaffen, welches die wirtschaft- 
liche Einheit derselben wieder herstellte, indem es die üeber- 
schüsse des stärkeren Teils für den schwächeren nutzbar 
machte. Dieses wichtige Bindeglied war das «d^versoir*, 
d. h. derjenige Teil der Betriebsüberschüsse des alten Netzes, 
welcher eine gewisse diesem vorbehaltene Reineinnahme über- 
stieg. Von den Reineinnahmen des alten Netzes war nämlich 
für jede Gesellschaft zunächst die bisher bezogene Durch- 
schnittsdividende als Minimaldividende in Rechnung zu stellen. 
Zu dieser Summe waren 5,75 ®/o an Zinsen und Tilgung für 
die Obligationen des alten Netzes und ferner die uns bereits 
bekannten l,io*yo des Kapitals der für das neue Netz aus- 
gegebenen Obligationen hinzuzurechnen. 

Aus diesen drei Posten setzt sich das sogenannte ^re- 
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servierte Einkommen", die »Reserve", zusammen, welche der 
Gesellschaft vor allem gesichert bleiben soll und daher vom 
Nettoertrag des alten Netzes vorweg abgezogen wird. Das 
darüber hinausgehende Mehreinkommen desselben findet seinen 
Abfluß (daher d^versoir) in die Kasse des neuen Netzes und 
verringert auf diese Weise die eventuelle Zinsgarantielast des 
Staates. Reicht aber dieses Mehreinkommen des alten Netzes 
aus, um zusammen mit dem eigenen Betriebsüberschuß des 
neuen Netzes die Zinsen und Tilgungsquote auch für dessen 
Obligationen gänzlich zu decken, so wird von der Zinsgarantie 
des Staates kein Gebrauch gemacht und bleibt in diesem Falle 
sogar jene zu l,io®/o der Obligationen des neuen Netzes be- 
rechnete Summe der „Reserve" ein Mehrgewinn für die Ge- 
sellschaft, üebersteigen endlich jene D^versoir-Summen zu- 
sammen mit den Betriebsergebnissen des neuen Netzes die 
ftir die Obligationen des letzteren zu prästierenden Lasten, 
und erreichen solche üeberschüsse eine für die einzelnen Ge- 
sellschaften verschieden festgesetzte Höhe, so soll der über 
diese Grenze hinausgehende Gewinn vom Jahre 1872 ab 
zwischen der Gesellschaft und dem Staate zur Hälfte geteilt 
werden. 

In diesem System von 1859, das vorstehend in seinen 
Elementen dargelegt ist, tritt die früher nur nebenher an- 
gewendete Form der Staatshilfe, die Zinsgarantie, unbe- 
schadet dessen, daß immerhin auch noch die anderen Formen 
der direkten Subventionierung zur Anwendung gelangen, wie 
bereits gesagt, in den Vordergrund. 

Die neuerliche Ausgestaltung der französischen Eisenbahn- 
politik trug, wie sich in der Zukunft herausstellen sollte, der 
Forderung einer längeren Dauer Rechnung — allerdings nicht 
in dem Sinne, daß nunmehr überhaupt keine weiteren Ver- 
träge mehr abzuschließen gewesen wären. Das wäre schon des- 
wegen nicht möglich gewesen, weil das Bedürfnis nach Eisen- 
bahnen auch mit dem Ausbau der 1857 bis 1859 konzessionierten 
Linien keineswegs für alle Zeiten befriedigt sein konnte. Es 
wurden daher, wie wir im ersten Teile gesehen haben, im 
Jahre 1863, dann 1868-69 und nach dem Kriege in den Jahren 
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1873 und 1875 neue Verträge mit den großen Gesellschaften 
abgeschlossen, die aber, an dem System als solchem nichts 
ändernd f gewissermaßen nur Zusatzverträge zu denen von 
1859 bedeuten, im einzelnen allerdings, da sie jedesmal neue 
Bahnen konzessionierten und dadurch die Grundlagen für die 
Berechnung der , Reserve" verschoben, die Elemente des 
Systems in mancher Hinsicht modifizierten. Diese Elemente 
aber muß man genau kennen, um die Bedeutung des ganzen 
Systems und damit der Zinsgarantie richtig zu würdigen, so 
daß es nötig ist, die Oekonomie des ersteren und seiner einzel- 
nen Teile auch nach der materiellen Seite hin näher darzu- 
legen. Wir wählen dazu die Lage des Jahres 1869, da die 
unmittelbar vorhergehenden Verträge von 1868/69 die wesent- 
lichsten Modifikationen brachten ^). 

Letzteren Verträgen lagen, was die projektierten Grölsen- 
verhältnisse der Bahnen und ihre gesamten veranschlagten 
Herstellungskosten betrifft, die folgenden Zahlen zu Grunde: 



Nach den Verträgen von 
1868/69 



Länge der Netze 
Kilometer 



Altes 
Netz 



Neues 
Netz 



zusam- 
men 



Ostnetz 

Nordnetz 

Westnetz 

Orleans-Netz .... 
P.-L.-M.-Netz .... 
Südnetz 

Zusammen 
Rhöne-Mt. Cenis-Bahn . 

Summe Ende 1869 
Dagegen Ende 1859 



994 
1174 

900 
2 020 
4 345 

798 



10 231 



10 231 
7 564 



2123 
650 
1994 
2 340 
1756 
1771 



3117 
1824 
2 894 
4360 
6101 
2 569 



10 634 
144 



10 778 
8 638 



20 865 
144 



21009 
16 202 



Betrag der Anlage- 
kosten 
Millionen Fra. 



Altes 


Neues 


Netz 


Netz 


325 


865 


540 


200 


425 


719 


514 


832 


2024 


630 


295 


456 



zusam- 
men 



1190 
740 
1144 
1346 
2654 
751 



4123 



3702 
95,6 



4123 3797.6 



7825 
95,s 



7920,6 



^) Cf. die vorzügliche Arbeit des Ingenieurs de Labry, dem die 
Archive des Ministeriums der öffentlichen Arbeiten zu Gebote standen, 
in den Annales des Ponts et Chaussies, 1875, IL Semester. 
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In Betrieb waren Ende: 

1859 

Altes Netz 6 485 km 

Neues Netz .... 1 913 , 



1868 


1869 


7 873 km 


9 363 km 


7 797 . 


6 994 , 



Zusammen . 8398 , 15 670 , 16 357 , 

Die Zunahme der konzessionierten Länge von 1859 bis 
1869 betrug also nur 5207 km, während in demselben Zeit- 
raum 7959 km fertiggestellt worden sind. Dem alten Netze 
fehlten im Jahre 1859: 1079 km und im Jahre 1869: 868 km 
zu seiner Vollendung, dem neuen Netze 1859 noch 6725 km, 
während bis Ende 1868: 5884 km desselben vollendet wurden. 
Zugleich hatten, wie aus der Abnahme der fertigen Länge 
des neuen Netzes Ende 1869 gegenüber der von 1868 er- 
sichtlich wird, die Verträge von 1869 etliche Strecken, die 
bisher dem neuen Netze angehörten, dem alten zugewiesen. 

Wichtiger aber als diese Größenverhältnisse sind für das 
richtige Verständnis der damaligen Situation, als dem Re- 
sultat der bisher verfolgten Eisenbahnpolitik, die Anlage- 
kosten, so daß wir denselben besondere Aufmerksamkeit 
widmen müssen. 

Die obigen 7825 Millionen Frs. stellen nur die den Gesell- 
schaften zur Last fallenden Anlagekosten dar ausschließlich 
derjenigen Summen, welche der Staat bereits beigesteuert oder 
noch beizusteuern hatte. Wie aber der Betrag der Anlage- 
kosten (d^penses de premier Etablissement) in seinen einzelnen 
Teilen ein für die Berechnung sowohl der Zinsgarantie wie 
der Reserve wichtiger Faktor ist, so mußte ausdrücklich be- 
stimmt werden, welche Ausgaben dem Anlagekonto und welche 
dem Unterhaltungs- oder Betriebskonto zur Last zu schreiben 
seien; welcher umstand allerdings zu vielfachen Streitigkeiten 
und Reibungen, auch Kammerinterpellationen Veranlassung 
geboten hat. Die Gesellschaften hatten nämlich ein offen- 
bares Interesse daran, das Anlagekonto so lange als möglich 
offen zu halten resp. nicht abzuschließen, weil alle Ausgaben- 
posten, welche demselben einverleibt werden konnten, soweit sie 
das neue Netz betrafen, an der Zinsgarantie teilnahmen , und 
soweit sie das alte Netz betrafen, das reservierte Einkommen 
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erhöhten, und weil sich außerdem das Betriebskonto um 
manche Ausgaben, z. B. für Ergänzungs- und Emeuerungs- 
arbeiten, auf diesem Wege erleichtern ließ. Im staatlichen 
Interesse war es dagegen umgekehrt belegen, der Offenhaltung 
des Anlagekontos und einer übermäßigen Belastung desselben 
entgegenzuwirken, so daß schon deshalb in den Verträgen feste 
Summen für jenes als Maxima vorgesehen werden mußten. Diese 
Festsetzung, welche nach den Erfahrungen, die im Jahre 1869 
bereits vorlagen, und bei sorgfältiger Vorbereitung der pro- 
jektierten Linien mit ziemlicher Sicherheit erfolgen konnte, 
war aber auch notwendig, um das dem alten Netz reser- 
vierte Einkommen genau zur Zahl bringen zu können, von 
dessen Festsetzung wiederum die Berechnung des däversoir 
und von dessen Höhe die eventuellen Oarantievorschüsse ab- 
hingen. 

Die Tabelle auf S. 203 bringt eine derartige Berech- 
nung des reservierten Einkommens, wie dieselbe den 
Verträgen von 1868/69 zu Grunde gelegen hat. 

In Spalte 11 dieser Tabelle ist das reservierte Einkommen 
auf den Kilometer des alten Netzes reduziert, weil diese Kilo- 
meterbeträge zur praktischen Handhabung des Systems nötig 
sind, wobei zu bemerken ist, daß die vorstehenden Zahlen die 
Netze als fertiggestellt voraussetzen, eine Annahme, die während 
der Bauzeit thatsächlich nicht zutrifft. Da aber bis zur Fertig- 
stellung der Linien die zu ihrer Ausführung nötigen Kapitalien 
noch nicht vollständig aufgenommen sind, so muß dieser Um- 
stand jeweilig das reservierte Einkommen vermindern und 
damit die Abflußgrenze verschieben, indem für die noch nicht 
aufgenommenen Kapitalien des alten Netzes die für dessen 
Obligationen zu reservierenden 5,7 5 ®/o und ebenso für die noch 
nicht realisierten Kapitalien des neuen Netzes auch die in der 
Reserve enthaltenen l,ioV derselben nicht in Rechnung zu 
stellen sind. Aus diesem Grunde werden für die noch nicht 
fertigen Strecken vertragsmäßig Abzüge gemacht, und zwar 
200 Frs. per Kilometer, die also von dem Betrag des reser- 
vierten Einkommens derart abzuziehen sind, daß für diese 
Abzüge abermals — im Verhältnis zur ungefähren Zahl der 
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jeweilig noch nicht fertigen Kilometer — Maxima vorgesehen 
werden. 

War hierdurch Vorsorge getroffen, daß das reservierte 
Einkommen stets im Verhältnis zum Fortschritt der Neubauten 
blieb und erst allmählich bei deren Vollendung seine volle 
Höhe erreichen konnte, so war andererseits auch auf eine 
eventuell notwendig werdende Vermehrung des Anlagekapitals 
der schon vorhandenen Bahnen Rücksicht zu nehmen: Neue 
Bahnen beeinflussen unter Umständen den Betrieb der schon 
vorhandenen, namentlich des alten Netzes, in bedeutendem 
Maße; sie erfordern in den Anschlußstationen Verbindungs- 
geleise, Vergrößerung der vorhandenen Schienen- und Weichen- 
anlagen, Erweiterung der Bahnhöfe und bei allgemeiner Stei- 
gerung des Verkehrs die Anlage zweiter Geleise, Vermehrung 
des Wagenparkes u. dergl. 

Nach Maßgabe der je andersartigen Verhältnisse der- 
selben waren für die einzelnen Gesellschaften je andere Be- 
stimmungen getroffen. Bei vier derselben wird, sofern die 
Ergänzungsarbeiten das alte Netz betreffen, für jede inner- 
halb der nächsten zehn Jahre dafür aufgenommene Million 
die Reserve, und zwar bei dreien derselben um 57 500 Frs. 
(a 5,75 "/o) und beim Nordnetz um 55000 Frs. (ä 5,5o^/o) er- 
höht, wobei folgende Maxima festgesetzt sind : für das Ostnetz 
40 Millionen Frs., so daß sich dessen Reserve um 40 X 57500 
= 2300000 Frs. erhöhen kann; für das Südnetz 30 Millionen 
Frs., für das Nordnetz 60 Millionen Frs. und für das R-L.-M.- 
Netz 96 Millionen Frs. Das macht auf 1 km des alten Netzes 
bezw. 58, 72, 47 und 13,5 o Frs. per Million dieser Ergänzungs- 
arbeiten. Für das Ostnetz sind danach z. B. dem kilometri- 
schen Betrag der Reserve von 29100 Frs. eventuell 58 X 40 
= 2320 Frs. hinzuzufügen, wodurch jener auf 31420 Frs. 
steigen würde. Dagegen ist der Orleans- und der West- 
Compagnie und außerdem auch der P.-L.-M.- Gesellschaft, 
ebenfalls für die nächsten zehn Jahre, eine Erhöhung der für 
das neue Netz garantierten Kapitalien zugebilligt, sofern die 
betreffenden Ergänzungsarbeiten vom Staatsrat sanktioniert 
sind: der Orleans- Gesellschaft bis zum Maximum von 22 Mil- 
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lioneo, der West-Compagnie von 124 Millionen, und zwar für 
sowohl am alten wie neuen Netze vorgenommene Arbeiten, 
der P.-L.-M.-6esellschaft bis zum Maximum von 7 Millionen. 
Bei den beiden erstgenannten Gesellschaften erhöhen diese 
f&r Ergänzungsarbeiten auszugebenden und den Kapitalien 
des neuen Netzes zuzuschreibenden Summen die Reserve um 
lao^/o derselben, so daß für jede auf diese Weise ausgegebene 
Million der kilometrischen Reserve des Orl^ans-Netzes 6 Frs. 
und derjenigen des Westnetzes 12 Frs. zuzulegen sind. 

Wie aus Vorstehendem ersichtlich, sind alle hierher ge- 
hörenden Zahlen häufigen Veränderungen ausgesetzt. Unter 
Berücksichtigung aber der geschilderten Verhältnisse läßt sich 
der vorgesehene Betrag der Anlagekosten für das alte Netz 
sämtlicher Gesellschaften (einschließlich der Rhone -Mt. Cenis- 
Bahn) auf rund 4349 Millionen Frs. und für das neue auf 
rund 3950 Millionen Frs., zusammen auf rund 8299 Millionen 
Frs. berechnen. 

Wenn man weiter alle vorgesehenen Ausgaben, die in 
der Tabelle auf S. 203 angegebenen wie die für die Ergänzungs- 
arbeiten ausgeworfenen, zusammenrechnet, so war von dem 
Einkommen der sechs großen Gesellschaften in Gemäßheit der 
vorstehend besprochenen Grundlagen vom Jahre 1869 eine 
Summe von zusammen 333964375 Frs. reserviert. Das ergibt, 
zuzüglich der Maximalbeträge der für das neue Netz garan- 
tierten Zinsen nebst Tilgung mit 184453386 Frs., eine Total- 
sumroe von 518417 761 Frs. als das Minimalerfordernis für 
eine Rentabilität der Bahnen. Erst wenn diese Totalsumme als 
Betriebsüberschuß einkommt, hat der Staat keine Garantie 
zu leisten, weil dann alle nötigen Ausgaben einschließlich der 
Hinimaldividende gedeckt sind, während alle über jene Summe 
hinausgehenden üeberschüsse den eigentlichen Gewinn der 
Gesellschaften darstellen. Da nun die als notwendiges bezw. 
garantiertes Einkommen der Bahnen des neuen Netzes be- 
rechneten 184 Millionen Frs. ihrerseits zu den Dividenden 
nicht beitragen, so mußte den Aktionären wenigstens die 
Möglichkeit offen gehalten werden, mit der Zeit einen Gewinn- 
zuwachs über die reservierte Minimaldividende hinaus zu er- 
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zielen. So wurde den Gesellschaften für den Fall, daß sie 
die Staatsgarantie nicht mehr in Anspruch nähmen und die 
erhaltenen Garantievorschüsse zurückgezahlt hätten, in den 
Verträgen eine Revenue von 8^/0 vom alten und 6^/0 vom 
neuen Netz vorweg zugesichert, hevor der Staat einen Gewinn- 
anteil zu beanspruchen habe. 

Hier handelte es sich also um ein weiteres Moment, aus 
dem die Wichtigkeit einer zutreffenden Feststellung der Anlage- 
kosten hervorleuchtet: je höher diese, desto größer ist auch 
das Bedürfnis für ihre Verzinsung und Tilgung, desto großer 
eventuell die Verpflichtung des Staates zu Garantievorschüssen 
und um so ferner die Grenze, hinter welcher erst die Gewinn- 
beteiligung des Staates eintreten soll. 

Die folgende Tabelle zeigt, wie groü der Reinertrag jedes 
Netzes sein muß, um die Gewinnbeteiligung des Staates nach 
der Berechnung von 1869 eintreten zu lassen, wie hoch zu 
diesem Zeitpunkte die Dividende der Aktien (meist 500 Fr. 
Nominalwert) ist, und wieviel Kilometer dann im Betrieb sein 
müssen: 



Gesellschaften 



Reinertrag 
beim Beginn 
der Gewinn- 
beteiligung 

des Staates 

Frs. 




Kilometer 
im Betrieb 



Ostnetz 

Nordnetz 

Westnetz 

Orl^ans-Netz 

P.-L.-M.-Netz 

Rhone- Mt.Cenis-Bahn . . 
Südnetz 

Zusammen 



81 100 000 

74 622 850 

84 229 200 

111840 000 

183 487 600 

7 650 377 

61 444 000 



604 374 027 



3117 
1824 
2 894 
4360 
6101 
144 
2569 



21009 



Wir haben schon erwähnt, daß der materielle Inhalt der 
Verträge von 1869 nachmals, aber vollständig innerhalb des 
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Rahmens des bisher besprochenen Systems, durch die Kon- 
Tentionen von 1875 eine Revision erfuhr. Das Wesentlichste 
über diese Aenderungen sei der Vollständigkeit halber hier 
wiederholt: 

Das Anlagekapital des neuen Netzes mußte infolge zahl- 
reicher neuer Konzessionen erhöht werden; das bedeutete so- 
wohl eine Erhöhung der eventuellen Garantielast des Staates 
als auch eine Erhöhung des reservierten Einkommens, in- 
sofern der Betrag für die l,io^/o der Kapitalien des neuen 
Netzes entsprechend größer werden mußte. Das alte Netz 
blieb bis auf 2 km, welche inzwischen beim Ostnetze hinzu- 
gekommen waren, und einer bedeutenden Vergrößerung beim 
P.-L.-M.-Netz , unverändert, aber die Minimaldividende und 
dadurch wiederum die Reserve wurde bei allen Gesellschaften 
erhöht und entsprechend auch die sogenannte Maximaldividende, 
d. h. die obere Grenze des Mehrgewinnes, über welche hinaus 
die Bet-eiligung des Staates an diesem Mehrgewinn beginnt. 

Die betreffenden aus den Aenderungen von 1875 sich er- 
gebenden Zahlen sind in der folgenden üebersicht zusammen- 
gestellt ^) : 





Altes Netz 


Neues Netz 


-20 


Gesellschaften 


1 
Länge 

km 


reser- 
vierte 
Divi- 
dende 

A^tie 
Frs. 


reserviertes Ein- 
kommen 


Anlage- 
kapital 

Frs. 


garantiertes 

Zinsen- und 

Tilgungs- 

erfordemis 

zu 4,65 0;o 

Frs. 


Maximaldivide 
^ per Aktie vor 
S Teilung des 
Gewinns 


über- 
haupt S) 

Frs. 


pro 
Kilo- 
meter 

Frs. 


Ostnetz . . 
SorfBetz . . 
Westnetz . . 
Orifeffls-Netz. 
P.-L.M.-Netz 
Södnetz . . 


1 

996 

1174 

' 900 

2020 

5123 

798 


36,20 
55,85 
36,75 

56,10 

61.55 
45,35 


52 637 000 
58 857 000 
34 231 000 
52 787 000 
166 549 000 
27 580 000 


38 768 
50134 
38 035 
26132 
32 510 
34 561 


1 009 290 000 
223 500 000 
918 000 000 
854 000 000 
649 000 000 
594 800 000 


46 931 985 
10 392 760 
42 687 000 
39 711 000 
30 178 500 
27 058 200 


64,30 

89,10 

61,70 
83,30 

78,30 
67,80 


Summe . 


' 11011 

1 


• 


372 641 000 




4 248 590 000 


197 559 435 


• 



*) Cf. Leon Leygue, »Chemins de fer, notions generales et 
economiques*, Paris 1892, p. 63, dessen Tabelle als Summe der garan- 
tierten Beträge aber irrtümlicherweise die von 1869 angibt. 

') Nach dem Eüometersatze berechnet. 
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Das für das neue Netz garantierte Kapital hatte demnach 
gegen 1869 eine Zunahme von 546^2 Millionen Frs. erfahren, 
so daß das Garantiemaximum zu 4,65 ^o, welches 1869: 
172143000 Frs. betragen hatte, sich nach den Konzessionie- 
rungen von 1875 um 25416435 Frs. höher stellte. Man hatte 
also den Gesellschaften, in deren Betrieb sich damals ein Auf- 
schwung nach dem Kriege ankündigte, der sie ho£fen ließ, 
bald der Notwendigkeit der Inanspruchnahme der Garantie 
wie ihrer Garantieschulden ledig zu werden und in den Genufi 
höherer Gewinne zu gelangen, neue Lasten in erheblichem 
Maße aufgebürdet und damit ihre Aussichten verschlechtert. 
So war es ein Gebot der Billigkeit, ihnen ein Aequivalent zu 
bieten, das nach der ganzen Anlage des Systems nur in der 
Erhöhung der reservierten Minimaldividende bestehen konnte. 
Daß dabei nicht über ein zulässiges Mafi hinausgegangen 
worden ist, dürfte aus der thatsächlichen Lage der Gesell- 
schaften bei Abschluß der Konventionen von 1883 erhellen. 

Das System der Zinsgarantie mußte, wie schon in der 
Einleitung dieses Kapitels hervorgehoben wurde, die Annahme 
zur Voraussetzung haben, daß die auf dasselbe begründeten 
Bahnen nur eine Zeit lang so wenig rentabel sein würden, 
daß ihre Kapitallast von den Betriebsergebnissen der Gesamt- 
netze nicht allein getragen werden könnte. Nur unter dieser 
Annahme konnte der Staat erklären, vorschußweise für diese 
Kapitallast eintreten zu wollen, wie wiederum nur eine vor- 
schußweise Zinsgarantie den Grundsätzen der Wirtschaftlich- 
keit gemäß ist. Wenn der Staat dann diese Kapitallast nicht 
vollständig garantierte, sondern einen Teil derselben den Gesell- 
schaften auf ihre eigene Rechnung und Gefahr überließ, so 
that er doch weise daran, bei Bemessung dieses Teils (l,io^/o) 
durch die Bewilligung einer reservierten, d. h. also indirekt 
mitgarantierten Minimaldividende den Unternehmungsgeist zu 
schonen und letzterem in der Möglichkeit, zunächst jene l,io^^o 
zu erübrigen, weiterhin aber auch von den eventuellen Schulden 
sich befreien und größere Gewinne erzielen zu können, den 
nötigen Ansporn zu lassen. — 

Im Vorstehenden ist die Stellung des Staates den Privat- 



Digitized by LjOOQ IC 



— 209 — 

eisenbahnen gegenüber in Betracht gezogen, soweit der erstere 
als Zinsbürge auftritt. — Wenn diese Staatsgarantie sich nur 
als Vorschuß darstellt, der zunächst mit 4®/o Zinsen zurück- 
erstattet werden muß, bevor die reservierte Minimaldividende 
überhaupt steigen kann, so könnte die, wie wir sahen, in 
Aussicht genommene, bei dem ebenfalls bereits besprochenen 
Punkt beginnende Gewinnbeteiligung .des Staates mit der 
Hälfte als zu hoch gegriffen erscheinen. Andererseits darf 
aber nicht übersehen werden, daß der Staat neben seiner Zins- 
garantie den Eisenbahnen auch bedeutende direkte Sub- 
ventionen gewährt hatte. — De Labry stellt acht Formen 
solcher Subventionen zusammen, die wir, da seine Aufstellung 
zur Klarheit beiträgt, hier auszugsweise wiedergeben. 

Form 1: Der Staat übernimmt den Ankauf des Grundes 
und Bodens, die Erdarbeiten, die Kunstbauten, die Anlage der 
Stationsgebäude und überläßt den Gesellschaften die Her- 
stellung des Bahnplanums und das Legen der Geleise sowie 
die Beschaffung des gesamten Eisenbahnmaterials (Gesetz vom 
11. Juni 1842). — Form 2: Der Staat baut neben dem 
eigentlichen Bahnkörper auch die Bahnwärterhäuschen, während 
die Gesellschaften den Bau der Stationsgebäude übernehmen 
(V^erträge von 1868). — Form 3: Der Staat zahlt während 
des Baues jährlich oder halbjährlich Bausubventionssummen 
in bar, worüber die Verträge eventuell Näheres enthalten. — 
Form 4: Die Subvention wird den Gesellschaften in Form 
von Staatsobligationen zu 500 Frs. Nennwert und 20 Frs. 
Zinsen übergeben. Diese Obligationen werden von den Gesell- 
schaften an den Markt gebracht und im Laufe von 30 Jahren 
durch Auslosung amortisiert. Es sind das die bekannten 
Obligation« trentenaires (Vertrag von 1857). — Form 5: Der 
Staat behält sich vor, die Subvention entweder in 16 gleichen 
halbjährlichen Raten zu entrichten oder für einen entsprechen- 
den Betrag nur 4 ^J2 ^/o Zinsen zu zahlen und die Tilgung des- 
selben zu übernehmen. In diesem Falle laufen die Annuitäten 
bis zum Ende der Konzessionsdauer, wenn der Staat nicht vor- 
zieht, die Kapitalien früher auszuzahlen. — Form 6: Dasselbe 
System wie vorstehend, aber mit 5 ®/o statt 4 ^2 ^/o Zinsen. — 

Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 14 
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Form 7: Der Staat übernimmt den Ankauf des Grund und 
Bodens und die Errichtung der Bahnwärterhäuschen, die Ge- 
sellschaft schie&t das dazu nötige Geld vor und der Staat 
zahlt dasselbe (Form 5) in Annuitäten zurück. — Form 8: 
Der Staat behält sich die Wahl zwischen barer Auszahlung 
der Subventionen oder Lieferung des Bodens und der Erd- 
arbeiten vor. 

Früher wurden die Staatssubventionen vorwiegend in Form 
von Arbeiten gewährt, später begnügte sich der Staat dagegen 
meistens damit, Annuitäten zu zahlen, bis er in der Periode 
von 1879 bis 1881 wiederum viele Arbeiten unmittelbar und 
auf eigene Kosten vornehmen ließ. Indessen bezeichnete diese 
Periode, die heute nur als eine, wenn auch folgenschwere 
Episode aufzufassen ist, in ihrer Zeit ein Abschwenken von 
der bis dahin befolgten Eisenbahnpolitik, während die Ver- 
träge mit den Gesellschaften, wie wir sie geschildert haben, 
diese Periode unberührt überdauerten und erst, als man die 
Abschwenkung aufgab und in die alte Richtung zurücklenkte, 
durch die Konventionen von 1883 ersetzt wurden. 

Wenn wir uns nunmehr zur Betrachtung der eflFektiren 
Resultate des in den vorstehenden Seiten dargelegten Systems 
wenden, so werden wir diese Resultate gleich bis zum Jahre 
1883 verfolgen können. 

Was die Beteiligung des Staates an den Anlage- 
kosten der Hauptbahnen, also die direkte Subventionierung 
betrifift, so setzen wir auf S. 211 zunächst die auf S. 194 
gegebene Tabelle fort, wobei wir aber die Ausgaben des 
Staates für Ankauf und Ausbau des Staatsbahnnetzes aus- 
sondern, da diese keine Subventionen, sondern Aufwendungen 
darstellen, die der Staat in seiner Rolle als selbständiger Eisen- 
bahnunternehmer macht. 

Die starke Progression der Ausgaben des Staates für die 
konzessionierten Bahnen nach 1875 beruht auf den zahlreichen 
Bahnbauten, die der Staat in der oben erwähnten Periode 
1879;80 auf eigene Kosten ausführen ließ. Da diese Bahnen 
aber durch die Verträge des Jahres 1883 von den Gesell- 
schaften übernommen resp. denselben konzessioniert wurden, 
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Anlagekosten der Hauptbahnen, 
exkl. ätaatsbahnnetz, aufgebracht 



Jahr 



vom 
Staat 



durch 
lokale 
Subven- 
tionen 



von den 
Gesell- 
schaften 



Anlagekosten des Staats- 
bahnnetzes •2), aufgebracht 



vom 
Staat 



durch 
lokale 
Subven- 
tionen 



Summe: 
Anlage- 
kosten 

der 
Haupt- 
bahnen 











in 1000 Francs 








1S«5 


979 935 


24 510 


5 805 518 


6 809 993 


__ 






6 809 993 


18<» 


1122S40 


81430 


6 798 615 


7 952 885 


— 


— 


— 


7 952 885 


1870 


1 U7 010 


32448 


6 9888S6 


8168 284 


— 


— 


_ 


8 168 284 


18751) 


1952 850 


30480 


7 495 770 


8 779 100 


— 


— 


— 


8 779 100 


1877 


1 416 371 


37822 


7 826 951 


9 280 614 


— 


— 


— 


9 280 614 


18») 


1692839 


45 628 


8 058125 


9 796 592 


378430 


10 300 


888430 


10185 022 


1881 


1 870 093 


59131 


8 241 550 


10 170 774 


432 719 


10 300 


443 019 


10 618 793 


1»82 


2 005 994 


66183 


8510 526 


10582 003 


506 985 


10 300 


517 285 


11099 288 


1383 


2 071 036 


67 670 


8 785 643 


10 924 349 


546 620 


11000 


557 620 


11 481 969 



SO würde es das Bild verwirren, wenn die Kosten dieser 
Bauten in der Torstehenden Tabelle ausgesondert wären. 

Ueber den Anteil des Staates und der Gemeinden an den 
Anlagekosten der konzessionierten Hauptbahnen, exkl. des 
Staatsbahnnetzes, bilden wir die Tabelle auf S. 212. 

Einschließlich des Staatsbahnnetzes war der Staat im 
Jahre 1883 an den Anlagekosten der französischen Eisenbahnen 
d'int^röt g^n^ral mit 22,8 ^/o beteiligt. 

Zum richtigen Verständnis der umstehenden Tabelle ist daran 

^) Die Angabe von 9402,6 Millionen Fra., darunter 1371 Millionen Frs. 
als Ausgaben des Staates und 40,5 Millionen lokale Beiträge, die sich für 
das Jahr 1875 nach Picard, »Chemins d. f. fran?.', IV p. 839, gleichmäßig 
in Says Dictionnaires des Finances J. p. 1009 undbeiLejgue, „Chemins 
de fer* p. 64 vorfindet, enthält noch die Anlagekosten der an Deutschland 
abgetretenen Bahnen. Die bezügliche Differenz Ton 623,i Millionen Frs. 
darf jedoch den Kosten des vorhandenen Hauptbahnnetzes nicht weiter 
zugerechnet werden, zumal der Staat die Verzinsung und Amortisation 
der betreffenden Obligationen durch Zahlung einer jährlichen Annuität 
Ton 20Vs Millionen an die Ostbahn-Compagnie auf sich genommen hat. 

*) Ueber die verschiedenartige Berechnung der Anlagekosten des 
Staatsbahnnetzes cf. Kap. 17, S. 156. Nach den dort von uns geltend 
gemachten Gesichtspunkten, die auch mit den heute von der offiziellen 
Statistik angewendeten übereinstimmen, sind oben den Ausgaben des 
Staate« für Ankauf und Ausbau des Netzes, wie sie bei Picard 1. c, 
im Dict. des finances I p. 999, im Annuaire stat. und anderweitig sich 
vorfinden, die älteren Subventionen des Staates zugerechnet. 
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Verteilnng der Anlagekosten der Hanptbalmeii exkl. 
Staatsbabniietz. 



Im Jahre 


Staat 


Kommunen etc. 


Gesellschaften 




1 


»/• 


7o 


1865 


14,4 


0,4 


85,1 


1869 


14,1 


0,4 


85,s 


1870 


14,0 


0,4 


85,6 


1875 


14,t 


0,1 


85,4 


1877 


15,1 


0.4 


84.4 


1880 


17,1 


0,5 


82,1 


1881 


18,4 


0.6 


81,0 


1882 


19,0 


0,0 


80.4 


1883 


19,0 


0,6 


80.4 



zu erinnern, daß der Staat seinen Anteil an den Anlagekosten der 
konzessionierten Bahnen zu einem bedeutenden Teil nicht in bar 
hergegeben hat, sondern daß auch die Beträge jenes Staatsanteils 
yielfach unter Inanspruchnahme des Kredites der Gesellschaften 
aufgebracht worden sind, während der Staat sich die ent- 
sprechende Last durch Zahlung langfristiger Annuitäten erleich- 
tert hat. Auch daran muß erinnert werden, daß Ende der sieb- 
ziger und Anfang der achtziger Jahre das Hauptbahnnetz sich 
nicht mehr bloß, wie 1859, auf die sechs großen Gesellschaften 
verteilt, sondern daß, neben dem Staate, nunmehr auch eine 
Anzahl kleinerer Gesellschaften an demselben beteiligt waren. 
Wichtiger aber für die Bedeutung des besprochenen 
Systems , als die effektiven Zahlen , die nur den jeweiligen 
Stand der vollendeten Arbeiten anzeigen, ist es, die Gesamt- 
verpflichtungen zu kennen, die die verschiedenen Beteiligten 
eingegangen sind. Es ist oben S. 205 bereits erwähnt, daß 
diese Verpflichtungen, soweit sie die sechs großen Gesell- 
schaften betrafen, im Jahre 1869, einschließlich der für Er- 
gänzungsarbeiten vorgesehenen Maxima, sich auf 8299 Millionen 
Frs. beliefen. Die nachstehende Uebersicht zeigt die Ver- 
teilung dieser Summe auf die einzelnen Gesellschaften und 
daneben die Verpflichtungen des Staates sowohl wie die der 
Gemeinden und Bezirke. 

• Die vom Staate und den Eommunalverbänden gezahlten 
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oder noch zu zahlenden Subventionen, sowie die den 
Gesellschaften zur Last fallenden Ausgaben erreichten 
im Jahre 1869 folgende Summen: 



Gesellschaften 


Ausgahen 
der Gesell- 
schaften 

Frs. 


Subventionen 
des Staates 

Frs. 


Subventionen 
der Bezirke 

und 
Gemeinden 

Frs. 


Zusammen 
Frs. 


Ostnetz. . . ! 
Nordnetz . . i 
Westnetz . . 
Orleans-Netz . 
P.-L.-M.-Netz . 
Südnetz . . 


1230 000 000 
800 000 000 
1268 000 000 
1368 000 000 
2 757 000 000 
781 000 000 


190 652 153 
21463112 
284 710 160 
359 155 133 
479139 832 
255 516 561 


7 038 864 
3 868 637 

14 841135 

8 937 316 
32 654 709 
21223 336 


1 427 691 017 
825 331 749 
1 567 551 295 
1 736 092 449 
3 268 794 541 
1 057 739 897 


Zusammen 
Rhone-Mt.Cenis-, 
Bahn. . . ! 


8 204 000 000 
95 629 712' 


1 590 636 951 


88 563 997 


9 883 200 948 
95 629 712 


Hayptsumme 


8 299 629 712 


1590 636 951 


88 563 997 


9 978 830 660 



Dem gegenüber erreichten die effektiven Ausgaben 
für die sechs Qesellschaftsnetze zusammen im Jahre 1882^): 



altes Netz . 
neues Netz 



4 771874 980 
3 556 411848 



zusammen 
1859 zus.«) 



8 328 286 828 
3 603 779 000 



862 490 484 
771738 035 



1634 228 519 
783 530 000 



16 721931 
14 890 462 



5 651 087 395 
4 343 040 345 



31 612 393 
11370 000 



9 994 127 740 
4 398 679 000 



Ende 1882 war also die 1869 veranschlagte Gesamt- 
kostensumme gerade erreicht, d. h. das Bauprogramm von 
1869 im ganzen erledigt, während die 1875 konzessionierten 
Bahnen, wie aus dem ersten Teil unserer Arbeit bekannt ist, 
noch zu bauen waren. Dabei hatten die den sechs großen Ge- 
sellschaften zugewendeten staatlichen Bausubventionen im 
Jahre 1859: 17,8*^/0 der gesamten Ausgaben betragen, während 
dieselben im Jahre 1869 auf 15,9 ®/o veranschlagt worden waren 
und im Jahre 1882 den Satz von 16,4 ®/o erreichten. 



*) Einschließlich Pariser Gürtelbahnen und Rhöne-Mt. Cenis-Bahn. 
») Vergl. oben S. 194. 
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Da die lokalen Subventionen in der Höhe, wie sie 1869 
veranschlagt wurden, nicht zu erlangen gewesen waren, so 
hatten teils die Gesellschaften, teils der Staat die Di£ferenz auf 
sich nehmen müssen. 

An dieser Stelle ist es des besseren Verständnisses halber 
nötig, einen Augenblick in das Thema des Abschnittes III des 
vorliegenden Kapitels, der die Zinsgarantie im speziellen 
behandeln soll, hinüberzugreifen und von der Möglichkeit der 
Vorausberechnung des E£fekts jener, wie wir gesehen 
haben, in dem System von 1859 neu begründeten Form der 
Staatsbeihilfe für die Staatsfinanzen zu reden. Bildet ja 
doch die Annahme, da& eine solche Vorausberechnung möglich 
sei, die Voraussetzung für die staatliche Eisenbahnpolitik, wenn 
sie die Zinsgarantie in das System ihres Verhaltens gegenüber 
den von ihr zu unterstützenden Eisenbahnen einbeziehen will. 

Der Staat, der eine Bau Subvention gewährt, weiß von 
vornherein, welche Verbindlichkeiten er damit übernimmt. Das 
ihm dazu nötige Kapital verschafft er sich vorzugsweise durch 
Anleihen, so daß durch solche Subventionen das ordentliche 
Budget meist nur wegen der Verzinsung jener Anleihen in 
Mitleidenschaft gezogen wird. Anders verhält es sich mit den 
Zinsgarantien, da im voraus nie sicher zu berechnen 
ist, wie hoch der Staat durch sie in Anspruch genommen 
werden wird. 

Diese Schwierigkeit war wiederholt zur Sprache gebracht 
worden, und haben wir bereits gesehen (cf. Buch I, S. 388), 
daß der bekannte Generaldirektor de Francqueville, dem man 
die Erfindung und den Aufbau des Systems von 1859 zuschreibt, 
auf dieselbe in einer vielbeachteten Rede vom 25. Juni 1865 
(Moniteur vom 26. Juni 1865) im gesetzgebenden Körper 
zurückgekommen war. 

Francqueville führte damals aus, daß, wenn die Regierung 
die wahrscheinliche Belastung des Budgets durch die Zins- 
garantie regelmäßig und so auch im vorliegenden Falle im 
voraus zu berechnen versucht hätte, und nicht geleugnet werden 
könne, daß die Grundlagen solcher Berechnung zum Teil hypo- 
thetisch seien, dennoch zuzugeben sei, daß die bisherigen 
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Vorausberechnungen sehr rationell aufgestellt und bis dahin 
von den Thatsachen bestätigt worden seien. Dies gelte freilich 
nur solange , als die Sachlage dieselbe bleibe ^). Bei An- 
stellung solcher Berechnungen habe man einerseits die jährlich 
Toraussichtlich in Betrieb zu nehmende kilometrische Strecken- 
lange, andererseits die sowohl bei den alten Linien wie bei 
der Inbetriebsetzung neuer Strecken gemachten Erfahrungen 
zu berQcksichtigen ; wenn man aber alle diese Elemente mit 
Aufmerksamkeit verfolge, so werde man bei entsprechenden 
Vorherberechnungen yerhältnismäßig sicher gehen. Betreffs 
der Einnahmen sei ja bekannt, daß dieselben bei den länger 
in Betrieb stehenden Bahnen Ton Jahr zu Jahr regelmäßig 
um einen gewissen Satz wüchsen, während die neuen Linien 
anfangs zwar nur mäßige Erträge aufzuw^sen hätten, die sich 
aber in den ersten Jahren rasch, dann langsamer, aber eben- 
falls stetig zu erhöhen pflegten. Wenn man nun, führte 
Francqueville weiter aus, von den für das neue Netz 
garantierten Zinsen den wahrscheinlichen Rein- 
ertrag dieses Netzes zusammen mit dem „Abfluß 
des alten Netzes" abziehe, so finde man die Summe 
der jeweilig zu leistenden Oarantiezuschüsse. 

Die nach der Methode Francqueville als voraussichtlich 
berechneten Garantiesummen haben wir bereits an einer 
früheren Stelle neben der Nachweisung des thatsächlichen 
Oarantiebedürfnisses der einzelnen Gesellschaften bis zum 
Jahr 1882 wiedergegeben*), so daß wir uns an dieser Stelle 
darauf beschränken können, die Gesamtsummen des jähr- 
hchen Garantiebedarfs unter Gegenüberstellung der Francque- 
TÜle'schen Voranschläge zu wiederholen und diesen Summen die 
vom Staate thatsächlich geleisteten jährlichen Garantie- 
zahlungen (exkl. Zinsen) an die Seite zu stellen: 



^ Die apäteren Ergebnisse sind thatsächlich durch neuerliche Kon- 
zessionen und die Folgen des Krieges von 1870/71 beeinflußt worden. 

') Vergl. Buch I, S. 388 und 389, wo auch darauf hingewiesen 
i»t. daß die ursprünglichen Berechnungen Francqueville's in der Gesetzes- 
rorlage von 1866 etwas modifiziert worden sind. 
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Garantiebedarf und Garantiezahlungen bis 1882. 


Jahr 


Vor- 
anschlag 
Francque- 

ville\ 


Liquidierte 

oder 
geforderte 

Zins- 
garantie 


Thut- 
Bächlich 

gezahlte 

Zins- 
garantie 


Jahr 


Vor- 
anschlag 
Francque- 

viUe's 


Liquidierte 

oder 
geforderte 

Zins- 
garantie 


That- 
sachlieh 
gezahlte 

Zins- 
garantie 




Frs. 


Frs. 


Frs. 




Frs. 


Frs. 


Fn. 


1863 




1 492 958 


_ 


1875 


87 Mill. 


36 077 266 


45 8Um 


1864 


. 


15 867 882 


— 


1876 


32 « 


39 667 4«4 


45 691193 


1865 


. 


28 667 303 


16 000 000 


1877 


28 , 


50 021 075 


38 392750 


1866 


, 


24 324175 


31 442 008 


1878 


»5 ^ 


80 678 242 


49 254251 


1867 


81 MiU. 


22 173 299 


25 400 COO 


1879 


«1 n 


44 566 875 


58 906074 


1868 


81 n 


31 317 691 


18 500 000 


1880 


17 „ 


16 613 970 


S8 89«013 


1869 


26 , 


25 095 918 


32 991 226 


1881 


14 • 


13 7U 554 


21997 442 


1870 


»6 n 


61 940 257 


42 051 032 


1882 


11 n 


8 924 961 


9 271908 


1871 


*1 » 


1) 27 812 993 


50 913 494 


1883 


6 . 


— 


- 


1872 


41 n 


81 043 795 


2) 118 439 


1884 


1 . 


— 


— 


1873 
1874 


42 „ 


41 133 869 
51 252 314 


34 569 858 










Se.3) 


473 MiU. 


601916400 


654 729854 



') Nach dem Kriege Tenrden der Ost-Compagnie infolge des Verlustes 
eines Teiles ihrer Bahnen 42 061 528 Frs. an Garantieschuld erlassen, 
d. h. der GarantievorschuB in dies er Höhe in eine Subvention umgewandelt. 

^ Für die Jahre 1871 und 1872 ist die Zinsgarantie fast gänzlich 
in Annuitäten umgewandelt worden; cf. Buch I, S. 390. 

') Die meisten der in der Tabelle gegebenen Zahlen sind den Doch- 
ments statistiques und dem Bulletin du Minist^re des travaux publics 
entnommen; zuweilen konnten auch die schon zitierten Schriften Aucoc's, 
de Labry^s, Picard's sowie Say's «Dictionnaire des finances* benutzt werden. 
Neuerdings — Leygue, .Chemins de fer*, p. 68, und ohne Zitat v. d. Leyen 
im Jahrbuch für Gesetzgebung etc. Bd. 16 (1892), p. 1001 — werden diese 
Zahlen in der Form der definitiv festgestellten Rechnungen gegeben, in 
denen den faktisch geleisteten jährlichen Zahlungen des Staates die erst 
später nach Revision der Rechnungen gezahlten sogenannten «soldes de 
garanties' zugerechnet sind. Bis 1876 stimmen diese Zahlen mit den 
von uns in der Spalte 3 gegebenen ziemlich genau überein, während sie 
von 1877 ab mehr oder weniger abweichen. Wir halten es für ersprieß- 
licher, um die Sachlage, wie sie sich 1882 darstellte, möglichst getreu 
wiederzugeben, die Forderungen von Garantievorschüssen den Zahlungen 
des Staates gegenüberzustellen und diese selbst, wie sie in jedem Jahre 
thatsächlich geleistet wurden, also das jährliche Budget belasteten, 
zu geben, wobei die soldes de garanties in den Jahren ihrer effektiven 
Zahlung enthalten sind, unter diesem Gesichtspunkte ist es auch nicht 
angängig, wie es in der Tabelle bei Leygue geschieht, von den liqui- 
dierten Beträgen der Zinsgarantie die etwaigen Rückzahlungen einer 
oder der anderen Gesellschaft in Abzug zu bringen, da diese wohl die 
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Zur Zeit des Abschlusses des älteren Garantiekontos, 
d. h. im Jahre 1883, waren die Rechnungen bis zum Jahre 
1878 revidiert, welche ein Gesamterfordemis an Garantie- 
zuschüssen von 518066521,43 Frs. ergaben; die Zahlen der 
Tier übrigen Jahre zeigen dagegen mit ihrem Gesamtbetrag 
von 83849880,88 Frs. nur das Ergebnis der damals noch 
unrevidierten Rechnungen. Wie dann durch die Verträge 
Ton 1883 die gesamte Garantieschuld der Gesellschaften auf 
588921178,86 Frs. (einschließlich der Rhöne-Mont Cenis-Bahn) 
festgestellt wurde — es waren inzwischen auch Rückzahlungen 
erfolgt — , ist bereits im Kapitel 13 ausgeführt worden. 

Bis zum Jahre 1874 treffen die Francquevilleschen 
Schätzungen mit den thatsächlichen Ergebnissen des Garantie- 
bedarfs ziemlich zusammen, da jene 281 Millionen Frs., diese 
273 Millionen Frs. betragen. Im Jahre 1882 stellte sich 
dagegen ein größerer Unterschied heraus, wobei nicht über- 
sehen werden darf, daß die zahlreichen neuen Eonzessionen 
der sechziger und siebziger Jahre die Rentabilität der Netze 
stark beeinflussen und damit die ursprünglich auf die Ver- 
trage von 1859 gegründeten Schätzungen bezüglich des Ga- 
rantiebedarfs wesentlich modifizieren mußten. Andererseits 
fällt hinsichtlich der Abweichung der thatsächlich gezahlten 
Garantievorschüsse von dem rechnungsmäßigen Garantiebedarf 
ins Gewicht daß der Ost-Compagnie 42 Millionen Frs. erlassen 
und infolge des Krieges mehr als 60 Millionen Frs. seitens 
des Staates statt in bar in Form von Annuitäten für Verzinsung 
und Tilgung der betreffenden Summen gezahlt worden sind. 

Wenn übrigens die verschiedenen über diese Verhältnisse 
vorliegenden Zahlen sich zuweilen zu widersprechen scheinen, 
so rührt das im wesentlichen von den verschiedenen Grund- 
sätzen her, nach denen die betreffenden Berechnungen auf- 
gestellt sind. Wir sind möglichst vorsichtig verfahren, um 
bei den Auszügen aus dem uns zu Gebote stehenden Quellen- 



betreffende Ausgleichung in den Kassenbeständen der Staatskasse be- 
^ken, an den G-arantief orderungen der nicht rückzahlenden Gesell- 
schaften aber nichts ändern. 
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material die in demselben vorkommenden Verwechselungen 
zu vermeiden und nach einheitlicher Methode aufgestellte 
Zahlen zu finden. Wegen der gedachten Verwechselungen 
sei daran erinnert, daß z. B. die effektive Zinsgarantie von 
dem Betrag der „Reserve* (des reservierten Einkommens der 
Compagnie), also von der Höhe des über diese Reserve hinaus 
vorhandenen Abflusses aus der Kasse des alten Netzes in die 
des neuen abhängt. 

Der Betrag des Ueberschusses über die Reserve, d. h. 
das d^versoir, ist vor allem von den Compagnien selbst fest- 
gestellt worden, und findet sich bei Aucoc 1. c. eine dem- 
entsprechend vom Generalinspektor Moraudi^re aufgestellte 
Tabelle. Dieselbe zeigt für die Jahre 1864 bis 1880 eine Total- 
summe von 663645361 Frs. Diese Zahl aber, an der man, 
weil sie aus einer autoritativen Quelle geschöpft ist, ohne nähere 
Prüfung festhalten würde, ist später von der Eontrollbehörde 
revidiert worden, welche den Charakter der Ausgaben zuweilen 
anders wie die Compagnien selbst beurteilt, d. h. andere Unter- 
scheidungen bezüglich der Zuweisung in das Anlage- oder 
Betriebskonto macht. Die Kontrollbehörde erhöhte denn auch 
wirklich im vorliegenden Falle jene Totalsumme des Ueber- 
schusses über die Reserve für dieselben Jahre' 1864 bis 1880 
auf 704573761 Frs., also um etwa 40 Millionen Frs. ^). 

Selbstverständlich liegen solche berichtigten Zahlen erst 
verhältnismäßig spät vor, so daß bei dem Versuch einer Auf- 
stellung der „effektiven** Zinsgarantie sehr genau zwischen 
den definitiven und den provisorischen Zahlen zu unterscheiden 
ist, da immer drei bis vier Jahre verfließen, bevor ein Jahres- 
konto vollständig fertiggestellt ist *). 

Die nachstehende Tabelle enthält die bis zum 31. Dezember 
1882 festgestellten Zahlen über den Stand der Garantie- 



^) Bis 1882 fortgeführt wächst jene Summe auf 903 032 808 Frs. 

') Nehmen wir als Beispiel das Jahr 1875, so können die Gesell- 
schaften für dieses Jahr die Staatsgarantie erst 1876 in Anspruch nehmen, 
und es vergehen mindestens die Jahre 1877 und 1878, bevor die Rech- 
nungen bis ins Detail durchgeprüft und die letzten bezüglichen Francs 
bezahlt sind. 
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schuld, welche durch den Abschluß der Verträge von 1883 — 
abgesehen von dem bedeutenden Schulderlass an die West- 
Compagnie — keine großen Veränderungen erlitten haben. 



Stand der Garantieschuld 
am 31. Dezember 1882 



Vom Staate 
geleistete 

Zinsgarantie- 
vorschüsse 

nebst Zinsen 

Frs. 



Rück- 
zahlungen 
der Gesell- 
schaften 

Fr». 



Guthaben 
des Staates 
am 31. De- 
zember 1882 

Frs. 



Nordnetz 
Ostnetz . 



...... I! 156429516 

Westnetz i 238 205 874 



Orleans-Netz 
P.L.M..Netz 



für die Rhöne- 
Mt. Cenis-Bahn 



Südnetz . 



Zusammen 
Algerische Bahnen . . . 



237 029 979 



36 007 286 
52 236 094 



4 686 146 

3 310 398 

23 145 769 



596 213 
14 761 420 



151 743 370 
234 895 476 
213 884 210 



35 411073 
37 474 674 



719 908 749 
52 725 779 



46 499 946 
285 500 



673 408 803 
52 440 279 



Totalsumme 



772 634 528 46 785 446 725 849 082 



Unter den bezüglichen Summen waren an Zinsbeträgen 

176 654 805 32 746 745 
5 756 559 64 194 



Französische Bahnen 
Algerische Bahnen . 



Zusammen 



182 411364 



enthalten : 
143 908 060 
5 692 365 



32 810 939 



149 600425 



Die in obiger Tabelle aufgeführten Zahlungen erscheinen im 
Staatsbudget in folgender Weise: Vor 1870 bestand, seit 
1866, eine sogenannte Amortisationskasse, welcher besondere 
Einkünfte zugewiesen waren. Dieselbe hatte einerseits die 
Zinsgarantiesummen resp. Vorschüsse zu leisten, andererseits die 
Rückzahlungen einzuziehen. Nach der Aufhebung dieser Kasse 
wurden sodann der Zinsgarantieposten in das Budget des Mini- 
steriums der öffentlichen Arbeiten übertragen. In den ersten 
Jahren nach dem Kriege hatte aber der Staat so viele neue 
Lasten und so ungenügende Einkünfte, daß die Gesellschaften 
(mit Ausnahme der West-Compagnie, die sich nicht darauf 
einließ) die ihnen zustehenden Zinsgarantiesummen in der Form 
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von Annuitäten annehmen mußten ^). — Vom Jahre 1875 ab 
machten die Zinsgarantiezahlungen im Budget zunächst keine 
Schwierigkeiten mehr, da letzteres damals für eine Reihe von 
Jahren Einnahmeüberschüsse aufwies. Als dann Ende der sieb- 
ziger Jahre die 1869 projektierten Bauten ihrer Vollendung 
entgegensahen, gingen die Anforderungen an die Zinsgarantie 
gleichzeitig auch unter dem Einfluß des allgemeinen wirt- 
schaftlichen Aufschwungs immer mehr zurück. Für 1880 
leisteten die Orleans- und die Süd-Gesellschaft bereits Rück- 
zahlungen, 1881 schloß sich ihnen die Ost-Compagnie an, 
und setzten diese drei Gesellschaften ihre Rückzahlungen in 
den folgenden Jahren fort, während das Garantiebedürfnis der 
West- Gesellschaft ebenfalls zurückging, so daß dasselbe in den 
Jahren 1881 und 1882 von den Rückzahlungen der anderen 
Gesellschaften bereits um 6,5 bezw. 5,9 Millionen Frs. über- 
wogen wurde. 

Die mehrfach erwähnten Vorausberechnungen Francque- 
villes schienen sich also schließlich wieder als zutreffend zu er- 
weisen, und hätten die Gesellschaften, wenn auch bei den bald 
folgenden schlechten Jahren etwas langsam, immerhin in ab- 
sehbarer Zeit sich von ihren Garantieschulden befreien können, 
wenn die Regierung nicht inzwischen von der ruhigen Weiter- 
verfolgung des Systems von 1859 unter mannigfacher Beein- 
flussung abgewichen wäre. 

In unserem ersten Buch haben wir bereits gesehen, 
daß nach dem Friedensschluß von 1871 das Bedürfnis nach 
zahlreichen Verkehrsverbindungen zu Tage getreten war, 
und daß damals in allen Teilen Frankreichs neue Pläne 
und Ansprüche aufgetaucht waren, bei denen daran zu denken 
ist, daß in Ländern mit ausgesprochen demokratischer Staats- 
verfassung „Wünsche* gewisser Bevölkerungskreise oft genug 
zu Befehlen werden — ein Satz, der seine Bestätigung in 
der zu jener Zeit in Frankreich gemachten Erfindung eines 



*) Die Annuitäten ei*scheinen als Staatsschulden im Budget des 
Finanzministeriums , die Zinsgarantievorschüsse und die Subventionen 
dagegen im Budget des Ministeriums der (öffentlichen Arbeiten. 
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neuen Wortes: «Wahlbahnen** (chemins de fer electoraux) 
findet. — Gleichzeitig wurde die damals gerade stark in An- 
sprach genommene Leistungsfähigkeit der großen Gesellschaften 
als zu gering erachtet, um die als nötig befundene „schleunige* 
Durchführung aller oder auch nur der mehr oder weniger wün- 
schenswerten resp. gewünschten Projekte denselben aufbürden zu 
können. So hatte sich die Spekulation unter dem weiteren 
Vorgeben, daS der Rahmen der bisher konzessionierten Ge- 
sellschaften zu eng sei, um innerhalb desselben den Bedürf- 
nissen der Nation zu genügen, auf den Bau von „sekun- 
dären Haupt- und Lokalbahnen*^ geworfen, denen der 
Staat seine Unterstützung zu gewähren diesmal nicht umhin 
konnte. 

Die Geschichte dieser Bahnen haben wir bereits verfolgen 
können und gesehen, daß eine Reihe von kleinen Gesellschaften, 
die in Gemäßheit des Lokalbahngesetzes vom 12. Juli 1865 
entstanden waren, nur dann Existenzberechtigung und -Mög- 
lichkeit gehabt haben würden, wenn ihre Linien mit äußerster 
Sparsamkeit gebaut worden wären und sie es verstanden hätten, 
sich in Ermangelung eines genügenden Eigenverkehrs ihren 
größeren Genossen anzuschmiegen, deren Unterstützung sie um 
so sicherer hätten sein können, als sie jenen Verkehr zuzu- 
führen sehr wohl geeignet waren. 

Statt dessen hatte ein Teil der Lokalbahnunternehmer, 
unter dem Vorwand, den großen Gesellschaften die Spitze 
bieten zu wollen, sich zu unsinnigen Spekulationen hinreißen 
lassen, und war auch eine Reihe von Sekundärbahnen „allge- 
meinen Interesses^ entstanden, während die Hälfte jener Neu- 
schöpfungen zwar als von „lokalem Interesse*^ hatte erklärt 
werden müssen, die aber alle, sei es überhaupt zu teuer, oder 
von solchen Unternehmergruppen gebaut waren, deren finan- 
zieU« Kraft nicht ausreichte, sie dauernd zu stützen. 

Die nunmehrige überstürzte Inangriffnahme neuer der- 
artiger Lokal- und Sekundärbahnen entsprang in der Mehr- 
zahl der Fälle ebensowenig wie früher einem wirklichen Be- 
dürfnis und sollte sich in seiner Ausführung auch darum viel- 
fach als verfehlt erweisen, weil für jene Bahnen, obgleich 
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dieselben nur lokalen Interessen zu dienen hatten, wiederum so 
unyerhältnismä&ig große Summen aufgewandt worden waren, 
daß sie sich nicht aus Eigenem erhalten konnten. 

Abermals war das Wort „Fusion* zur Parole geworden, 
unter welcher die Zusammenfügung mehrerer kleiner Bahnen 
zu neuen weitausschauenden Unternehmungen, wie die einer Ver- 
bindung von Calais nach Marseille, ebenso von Havre nach Straß- 
burg, die Durchquerung also ganz Frankreichs von Nord nach 
Süd und Ost, angestrebt wurde. Bei allen diesen in ihrer 
üebertreibung pomphaften Projekten handelte es sich aber 
hauptsächlich um Börsenspekulationen, welche die Regierung 
um so weniger hätte unterstützen dürfen, als die sämtlichen 
Bahnen an demselben organischen Fehler litten, daß ihre An- 
lagekosten zu hoch und ihr Betrieb auf einem zu großen 
Fuße eingerichtet war, und demgemäß ihre Einnahmen keines- 
wegs den gehegten Erwartungen entsprechen konnten — ob 
ihre Gründer diese Erwartungen selbst geteilt hatten, bleibe 
dahingestellt. 

Im Jahre 1876 war es bereits zweifellos, daß viele der 
kleinen Unternehmungen dem Untergange geweiht seien. Um 
so rationeller wäre es, diese Unternehmungen für sich be- 
trachtet, gewesen, die unvorsichtigen, thörichten oder bös- 
willigen Gründer für ihre Fehler büßen und ihre Unterneh- 
mungen ihrem Schicksal verfallen zu lassen. Wenn es da- 
durch zu Liquidationen gekommen wäre, hätten die kleinen 
Netze einfach ihre Besitzer gewechselt; die neuen Käufer aber 
würden die Bahnen billig erstanden und bescheidener ein- 
gerichtet haben, so daß sich dieselben eventuell erträglich zu 
entwickeln vermocht hätten — Vorgänge, wie sie sich auf 
industriellem Gebiete häufig genug wiederholen. 

Bei den gedachten Eisenbahnen lag die Sache aber an- 
ders: die ausgegebenen Aktien und Obligationen befanden sich 
in den Händen des französischen Publikums und jeder Fran- 
zose ist Wähler. Weiter interessierten sich die Anlieger 
naturgemäß für die betreffenden Bahnen, und diese Anlieger 
sind abermals Wähler. Es wurden daher bald Stimmen 
laut, die vom Staate verlangten, er solle sich jener notleidenden 
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Bahnen annehmen, mit anderen Worten ausgedrückt: er solle 
sie ankaufen, verstaatlichen; denn verschiedene Versuche 
der Regierung, die Bahnen durch Fusionierung mit den an- 
grenzenden großen Netzen, vor allem mit dem der Orl^ans- 
GeseUschaft zu retten, waren, wie wir in unserem geschicht- 
lichen Teil bereits gesehen haben, vom Parlament wegen angeb- 
lich zu wenig günstiger Bedingungen zurückgewiesen worden. 
Gleichzeitig war bei manchen Deputierten, zumal bei denen, 
welche aus den Gegenden jener notleidenden Bahnen nach Paris 
gesandt waren, auf einmal auch die „theoretische Erkenntnis* er- 
wacht, daß in der Verstaatlichung des Eisenbahnwesens das 
Heil Frankreichs liege ! Die betreffenden Herren waren rührig und 
geschickt, der Eisenbahnverstaatlichungsgedanke lag überhaupt 
in der Luft, und so kam es wirklich dazu, daß die Regierung 
durch die bekannte Resulotion AUain-Targä's ein Mandat er- 
hielt, dessen Ausführung allein durch den Ankauf jener Bahnen 
möglich war, und daß schließlich dieser Ankauf, und zwar 
unter Bedingungen, die für deren Besitzer ziemlich günstig 
waren, von den Kammern beschlossen wurde. 

Das betreffende Gesetz vom 18. Mai 1878 bedeutete nur 
einen , ersten Schritt" in der neuen Richtung. Infolge dieses 
ersten Schrittes, den zu thun die regierenden Gewalten im 
Gegensatz zu dem bekannten französischen Sprichwort sehr 
leicht genommen hatten, wurde der Staat Eigentümer von 
2615 km fertiger oder im Bau begriffener Bahnen zum Ge- 
samtpreise von 278 Millionen Frs.; für die Vollendung der 
übernommenen Anlagen hatte er, abgesehen von einem even- 
tuellen Ausbau der Netze, außerdem zunächst weitere 60 Mil- 
lionen Frs. auszugeben. Die beregten Bahnen lagen alle im 
Westen Frankreichs und konnten leicht mit dem West-, dem 
Orleans- und dem Südnetz in Verbindung gebracht werden. 

Die einzelnen Bahnen, aus denen das nunmehrige Staats- 
netz (r^seau de TEtat) bestand, sind in Kapitel 9 S. 253 
des erst-en Teiles namentlich aufgeführt; sie haben ihre selb- 
ständigen Namen verloren und sind zu Sektionen des neu- 
gebildeten Staatsnetzes (cf. Kapitel 17) geworden. 

Gleich beim Ankauf jener Bahnen durch den Staat war die 



Digitized by LjOOQ IC 



— 224 — 

Frage laut geworden: what will he do with it, d. h. soll der 
Staat jene Bahnen definitiv behalten oder an vorhandene große 
Gesellschaften weitergeben? Und im ersteren Falle: soll er sie 
in eigenen Betrieb nehmen, oder soll er sie verpachten? Je 
nachdem diese Fragen entschieden wurden, mußten sich die 
finanziellen Beziehungen des Staates zu den Eisenbahnen anders 
gestalten. Wurden die erworbenen Linien bereits bestehenden 
Gesellschaften konzessioniert, so konnte das sicherlich nur unter 
Bedingungen geschehen, nach denen ein Teil des für dieselben 
angelegten Kaufpreises dem Staate zur Last blieb, und jeden- 
falls auch nur unter gleichzeitiger Garantierung der Zinsen 
für die von den betreffenden Gesellschaften aufzubringenden 
Mittel nach Analogie der für das „neue Netz'' gegebenen 
Zinsgarantie; es wären damit also beide Formen der Subven- 
tionierung aufs neue zur Anwendung gekommen und hätten 
die bestehenden Verträge revidiert werden müssen. Verpachtete 
der Staat seine Bahnen, so hätte er zweifellos keinen Pacht- 
zins erzielen können, der dem von ihm angelegten Kapital 
entsprochen hätte; auch in diesem Falle wäre also ein Teil 
des Anlagekapitals der Allgemeinheit zur Last geblieben. Be- 
hielt aber der Staat die Bahnen in eigenem Betrieb, so wurde 
er selbst Eisenbahnuntemehmer mit den Chancen und allem 
Risiko eines solchen, wobei nach Lage der Dinge die Betonung 
auf dem zweiten Worte liegen mußte. — Der Minister, der ein 
Interesse daran hatte, seinen Gesetzesvorschlag glatt durch die 
Kammern zu bringen, hütete sich, auf jene Frage deutlich zu 
antworten, und da die Ansichten wegen der Notwendigkeit 
resp. der Verwerflichkeit der Verstaatlichung sämtlicher 
Eisenbahnen sich schroff gegenüberstanden, so zog die Regie- 
rung vor, die Beantwortung der Betriebsfrage dilatorisch zu 
behandeln und die Gesetzesvorlage dementsprechend auszu- 
gestalten. Dieselbe wollte die Regierung ledifa^ich beauftragt 
wissen, die nötigen Maßregeln zu ergreifen, damit der Betrieb 
auf jenen Bahnen nicht unterbrochen werde. Dekrete vom 
25. Mai 1878 organisierten sodann deren „vorläufige" Ver- 
waltung durch den Staat. 

Wir haben diese Ereignisse eingehend im Kapitel 9 ge- 
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schfldert und dort bereits festgestellt, daß aus diesem pro- 
visorischen Staatsbahnbetrieb unterdessen ein definitiver ge- 
worden ist. Die Anlagekosten, welche der Staat für dieses Netz 
bis 1883 verauslagt hatte, sind ebenfalls bereits in Buch I in der 
Tabelle auf S. 346 angegeben, und haben wir uns mit den- 
selben an dieser Stelle um so weniger zu befassen, als wir 
dem Staatsbahnnetze ein besonderes Kapitel gewidmet haben. 
Hier mufite die Episode der Schaffung des Staatsbahnnetzes nur 
deshalb berührt werden, weil dieselbe, wie schon gesagt, den 
ersten Schritt auf einem Abwege bildete, der schließlich doch 
wieder, allerdings unter schwerwiegenden Folgen, in das alte 
Geleise der bis dahin geübten staatlichen Eisenbahnpolitik 
einlenken sollte. 

Daß der Ankauf der besprochenen Bahnen so leichten 
Herzens hatte beschlossen werden können, hat seinen ersten 
und vielleicht wesentlichsten Grund in der damaligen günstigen 
Lage der Staats finanzen, welche den Staat auch noch zu 
weiteren Ankäufen und sonstigen Ausgaben verführte ^). So 
wurden namentlich mehrere Lokalbahnen bei dem Rückkauf 
zu YoUbahnen, d. h. „Bahnen allgemeinen Interesses", um- 
gestempelt. 

Jene günstige Finanzlage, die, abgesehen von Steuer- 
Überschüssen, aus der Rückzahlung der Schuld des Staates an 
die Bank von Frankreich resultierte, wodurch jährlich Summen 
von 150 bis 170 Millionen Frs. verfügbar wurden*), hatte aber 
in noch ganz anderer als der bisher betrachteten Weise ge- 



*) Der Staat wurde dazu gedrängt, in den Jahren 1878 bis 1883 nocli 
weitere 1902 km teils Lokal-, teils sekundäre Hauptbahnen zurückzu- 
kaufen, von denen 1055 km im Betriebe waren. Die entsprechenden Rück- 
Kaufssummen worden dabei nach der Schätzung festgesetzt, wieviel die 
betreffenden Bahnen gekostet hätten, wenn sie der Staat selbst durch 
sebe Ingenieure gebaut hätte. 

*) Statt um jenen Betrag die Steuern zu verringern, zog man da- 
mals vor, diese Summe zur freien Verfügung zu halten. Dieselbe ei- 
whien im ordentlichen Budget in dem Artikel 5, während alle erborgten 
Beträge in dem außerordentlichen Budget, resp. in den „auf außerordent- 
liche Einnahmequellen gegründeten* aufgeführt werden. 

Kanfmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 15 
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wirkt. Ihr hatte das ^große Bautenprogramm'^ seine 
Entstehung zu verdanken; bei dessen Durchführung die Re- 
gierung von sich aus dem Eisenbahnnetz Frankreichs eine 
Menge von Maschen zuführen wollte, aus denen, nach dem 
damals bei mächtigen Parteien rege werdenden Wunsch, 
schließlich ein so dichtes Gewebe hätte werden sollen, daß die 
Netze der bestehenden Gesellschaften in ihrer Verknüpfung 
mit demselben darin verschwänden. Verstaatlichung sämt- 
licher Bahnen und deren Betrieb durch den Staat war viel- 
fach zur Parole geworden, — was von jener Absicht schließ- 
lich zur Thatsache wurde, haben wir bereits kennen lernen 
können. 

Bei dem wiederholten Vergleiche mit anderen Ländern 
hatte die Regierung abermals feststellen zu können geglaubt, 
daß diese verhältnismäßig mehr Bahnen besäßen als Frank- 
reich. Zugleich fühlte man sich unendlich reich, denn jene 
150 bis 170 Millionen Frs. genügten, um davon die Zinsen für 
mehrere Milliarden zu zahlen; und wenn man diese Milliarden 
in Eisenbahn- , Hafen- , Kanalbauten u. s. w. anlegte, so be- 
friedigte man damit zugleich eine Menge von Wahlkollegien! 
Deren Verfangen aber schien die finanzielle Möglichkeit in 
einer Weise entgegenzukommen, daß eine parlamentarische 
Regierung nicht umhin konnte, die von denselben geäußerten 
dringenden Wünsche zu berücksichtigen. Auf die großen 
Eisenbahngesellschaften konnte die Regierung in jenen Jahren 
aber nicht rechnen, einmal weil diesen eben erst (1875) be- 
deutende Bahnstrecken neu konzessioniert worden waren, wäh- 
rend sie noch an der Ausführung der Konzessionen von 1869 
vollauf zu thun hatten, sodann weil die politische Strömung 
überhaupt jedes Paktieren mit denselben zu verbieten schien. 
Somit blieb nichts übrig, als daß der Staat sich der Aufgabe 
selbst unterzog und, wie es einst das Gesetz von 1842 vor- 
gesehen hatte, die Bahnen von sich aus baute. 

Damit begann durch Gesetz vom 17. Juli 1879 das 
Frey ein etsche große Programm sich in die Wirklichkeit zu 
übersetzen, dessen Geschichte wir in den Kapiteln 10 und 11 
verfolgt haben. Nach diesem Gesetz übernahm der Staat 
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unter anderem die Aufgabe, 181 neue Bahnen ^) in einer 
Lange von 8827 km auf eigene Rechnung zu bauen, deren 
Anlagekosten anfänglich auf 200000 Frs., später auf 250000 
und schließlich auf 275000 Frs. per Kilometer geschätzt 
wurden, und diesen überall umhergestreuten Staatsbahnen — 
von einem Staatsbahnnetz kann man hierbei füglich nicht 
sprechen — 64 vorhandene Lokalbahnen anzugliedern. 

Für die Staatsfinanzen mußte es sehr gefährlich werden, 
wenn man sich derart überstürzte und zu viel auf einmal nach 
zu vielen Seiten hin in Angriff nahm, zumal man sich scheute, 
zugleich die Betriebsfrage ins Auge zu fassen. Daß übrigens 
die Schöpfer des Programms selbst weniger daran gedacht 
hatten, alle Wünsche auf einmal zu verwirklichen, als viel- 
mehr dieselben eben nur in ein Programm zu bringen und 
dadurch der Regierung die nötige Ruhe für ein maßvolles 
Vorgehen zu verschaffen, haben wir schon in den Schluß- 
bemerkungen des Kapitels 14 ausgeführt und dort das Zeugnis 
L^n Says für diese Auffassung beigebracht. Aber der Minister 
denkt und der Wähler lenkt, zumal die Minister in Frankreich 
häufiger zu wechseln pflegen als die Deputierten. 

Einmal beschlossen, mußten die Arbeiten in Angriff ge- 
nommen werden, ohne daß es den Schöpfern des Programms 
möglich gewesen wäre, selbst nur eine Klassierung für die 
Priorität in deren Ausführung durchzusetzen. Genug, daß Say 
als damaliger Finanzminister die besondere Anleiheorganisation 
mittelst der tilgbaren 3 ^/o igen Rente für die Ausführung dieser 
Arbeiten ins Leben gerufen hatte. 

Bis dahin hatten, mit wenigen und kaum ins Gewicht 
fallenden Ausnahmen, alle Staatsanleihen die Form der per- 
petuellen Rente angenommen, die den Nachteil hat, daß jede 
Anleihe — ^ ewige' Renten werden ja nicht zurückbezahlt — 
einen unauslöschlichen Fleck in den Finanzen zurückläßt. Das 
wollte der Minister vermeiden, und da es sich gerade um 
Eisenbahnanlagen handelte, so recepierte er die von den 
Privatbahngesellschaften beliebte Anleiheform für den Staat. 



^} Die Zahl wurde später noch vermehrt. 
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Jene Form ist übrigens in Frankreich den Bezirken und 
Gemeinden für deren Anleihen vorgeschrieben, indem man 
dort von der Ansicht ausgeht, daß nur der Staat ein ewiges 
Leben fOr sich präsumieren könne und somit auch allein nur 
ewige Renten ausgeben dürfe, während alle anderen Anstalten 
im Staate nur zeitlich begrenzte Bedeutung hätten und daher 
auch nur tilgbare Anleihen aufnehmen dürften. Der Cha- 
rakter der Eisenbahnen als werbender Unternehmungen legt 
es überdies nahe, die Amortisation des in ihnen angelegten 
Kapitals auch dann vorzusehen, wenn der Staat sie baut^). 

Abgesehen aber von der SchafiFung jenes neuen finanziellen 
Instruments war nichts Thatsächliches geschehen, was dem 
neuen Beginnen den Stempel einer radikalen Wendung in der 
Eisenbahnpolitik aufgeprägt hätte. Die Regierung war vor- 
läufig nur ermächtigt worden, zahlreiche Bahnen und Bahn- 
eben zu bauen, während über die Art des Betriebes der- 
selben noch keine Entscheidung getroffen war. 

Eine Vorlage der Regierung, welche dahin zielte, einige 
fertig gewordene Bahnen endgültig an bestehende Gesellschaften 
zu vergeben, wurde vom Parlament schlecht aufgenommen, 
das sich dabei begnügte, die Entscheidung über deren Be- 
triebsfrage abermals hinausschiebend, wegen jener Bahnen 
ebenso wie bei einzelnen zugekauften Lokal- und Sekundär- 
bahnen der Regierung aufzutragen, einen ^pi^ovisorischen* 
Betrieb derselben unter möglichster Wahrung der finanziellen 
Interessen des Staates einzurichten. — Die betreffenden Bahnen 
wurden sodann nach ihrer regionalen Lage teils dem Staats- 
bahnnetze angegliedert, zum größeren Teile aber den be- 
stehenden Gesellschaften auf Grund von zeitlich begrenzten 
Pachtverträgen übergeben^), die auf einer Remuneration für 
den geleisteten Zugkilometer beruhten. Die Gesellschaften 
stellten nämlich den Bruttoeinnahmen der Pachtbahnen ihre 
Betriebskosten bis zu einem gewissen, für den Zugkilometer 



*) Cf. unsere »Finanzen Frankreichs" S. 608 und die dort wieder- 
gegebene Rede von Say vom 7. Februar 1878. 
») Vergl. Buch I, S. 295 und 296. 
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berechneten Maximum gegenüber; für Ersparnisse an diesem 
Maximum wurden ihnen Prämien und au&erdem ein Anteil am 
etwaigen Gewinne zugesichert. Im Falle eines Betriebsdefizits 
trag dagegen der Staat die Differenz. Letzteres Verhältnis 
stellte sich, ganz abgesehen von der Verzinsung des Anlage- 
kapitals, die dem Staate so wie so oblag, fast überall ein. 
Auf Grund derartig ausgestalteter Pachtverträge wurden außer 
den angekauften so ziemlich alle in den Jahren 1879 bis 1882 
fertig werdenden Bahnen vergeben, während der Staat in eigener 
Regie durch seine Ingenieure nur 60 km in den Departements 
Ome und Westpyrenäen in Betrieb setzen ließ. 

Die Betriebsresultate der den Gesellschaften verpach- 
teten Bahnen stellten sich im Jahre 1883 folgendermaßen: 



Pachtende Gesellschaften, 
den Betrieb für Rechnung 


Der verpachteten Bahnen 


mittlere Be- 


Betriebsdefizits 


defl Staates führend 1883 

km 


überhaupt 
Frs. 


per 1 km 
Frs. 


Nord-Compagnie 

West-Compagnic 

Orl^ans-Compagnie .... 
P.-L.M.-Compagnie .... 
Süd-Compagnie 


63 

574 

117 

27 

10 


41342 

725 673 

288 348 

49475 

20 017 


656 
1264 
2038 
1832 
2002 


Zusammen . j 
Dazu Ausfall an Zinserforder- 
nis 


791 


1074 855 
1 126 670 


1358 
1425 






Gesamtdefizit . 




2 201 525 


2783 



unrentabel, wie diese Bahnen des gro&en Programms also 
waren, schien es unmöglich, daß sie der Staat für eigene 
Rechnung betreibe, es sei denn, daß auch die großen Netze 
verstaatlicht würden. An der Betriebsfrage mußte sich also 
zeigen, was aus der ganzen Verstaatlichungsidee werden sollte. 

Der Anteil des Staates an den Anlagekosten der Haupt- 
bahnen war infolge der erwähnten Bauten und Ankäufe, wie 
wir in der Tabelle auf S. 211 gesehen haben, von 1416,4 Mil- 
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Honen Frs. im Jahre 1877 auf 2512,» Millionen im Jahre 1882 
und 2617,6 Millionen im Jahre 1883, von 15,2 auf 22,6 bezw. 
22,8 ^/o gestiegen. Von der Zunahme mit 1095,9 Millionen Frs. 
im Jahre 1882 und mit 1201,2 Millionen Frs. im Jahre 1883 
entfielen 415,4 bezw. 505,7 Millionen Frs. auf die Kosten des 
Staatsbahnnetzes, während die übrigen 680,5 beziehentlich 
1888: 695,7 Millionen Frs. zu einem großen Teil auf den 
Bauten und Ankäufen des grofien Programms beruhten. Aus- 
schliesslich des Staatsbahnnetzes betrug im Jahre 1882 der 
Anteil des Staates an den Anlagekosten der Hauptbahnen 
2096,9 Millionen Frs., sein entsprechender Anteil an den 
Netzen der sechs großen Gesellschaften 1634,2 Millionen Frs.^); 
die Differenz von 462,7 Millionen Frs. hatte er für die bis 
dahin fertigen Bahnen des großen Programms ausgegeben, 
während gleichzeitig das Staatsbahnnetz ihm bereits 415,4 Mil- 
lionen Frs. kostete. Dabei stellen jene 462,7 Millionen Frs. 
nur den kleineren Teil dessen dar, was der Staat bis dahin 
überhaupt für die Bahnbauten ausgegeben hatte, da die Sta- 
tistik jeden Jahres nur die Anlagekosten der jeweilig dem 
Betrieb übergebenen Bahnen registriert, während der Staat 
damals bereits mit ca. der doppelten Summe — man hatte 
jährlich rund 500 Millionen Frs. ausgegeben — in den 
noch im Bau begrifiFenen Strecken engagiert gewesen sein 
dürfte. 

Diese Zahlen zeigen, in welchem Maße der Staat seinen 
Kredit hatte anspannen müssen, und daß man auf diesem 
Wege unmöglich weiterschreiten konnte, sobald die bis da- 
hin überaus günstige Finanzlage sich änderte. Diese Aende- 
rung hatte sich unterdessen teils durch die Verminderung 
der Staatseinnahmen nach der Herabsetzung der Zucker- 
und Weinsteuer, teils infolge der Erhöhung der Staats- 
ausgaben auf den verschiedensten Gebieten vorbereitet und 
nahm eine akute Gestalt an, als mit 1882 Budgetdefizits 
wieder sichtbar wurden und zu Anfang desselben Jahres gleich- 
zeitig eine Börsenkrisis ausbrach; Verhältnisse, welche L^on 



») Cf. oben S. 211 und 213. 
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Say bei der Uebemahme des Finanzministeriums zur Ausgabe 
der Parole ,ni rachat, ni emprunt, ni conversion" veranlaßten. 

Hatte die Regierung bis dahin gegenüber den Vorkämpfern 
der Verstaatlichung des Eisenbahnwesens, die zeitweilig die 
Majorität der Wähler bezw. der öffentlichen Meinung hinter 
sich zu haben schienen, eine schwankende und unklare Haltung 
eingenommen, so hatte sie sich von dem Augenblick an, als 
Say in das Ministerium eintrat, als Gegnerin der Verstaat- 
lichung bethätigt, doch hatte dieser Staatsmann um einen Moment 
zu früh sein Portefeuille übernommen. 

Es ist aus den Kapiteln 11, 12 und 13 des geschieht* 
liehen Teiles unserer Arbeit bekannt, daß die Mittel, die Say 
zur Balancierung des Budgets in Vorschlag brachte, bereits 
die Grundelemente der späteren Verträge mit den Eisenbahn- 
gesellschaften enthielten, daß aber gerade über den geplanten 
und zum Teil nur scheinbaren Eonzessionen an das Privat- 
bahnsystem das damalige Ministerium gestürzt war, und daß 
auch der Nachfolger Says trotz aller äußerlichen Abänderungs- 
versuche keine besseren Vorschläge zu machen wußte als sein 
Vorgänger und die Kammer endlich das „modifizierte^ Budget 
mit der ausgesprochenen Absicht annahm, behufs Erledigung 
der Eisenbahnfrage mit den großen Gesellschaften in 
neuerliche Unterhandlung zu treten. 

Bevor wir an die Betrachtung dieser letzten Phase heran- 
treten, ist daran zu erinnern, daß sich der Staat, nach den 
von uns im Kap. 14 gegebenen Daten, wegen seiner außer- 
ordentlichen Ausgaben von rund 1600 Millionen Frs., von denen 
über 70 ^lo auf die öffentlichen Arbeiten fielen, innerhalb vier 
Jahren, d. i. vom Jahre 1879, dem Beginn der Ausführung des 
großen Programms, an bis 1882 einschließlich, eine in 75 Jahren 
zu tilgende Rentenschuld von rund 1200 Millionen Frs. hatte 
aufbürden müssen, ohne damit vermeiden zu können, daß die 
schwebende Schuld zugleich in bedenklichem Maße anwuchs. 

Neben solchen Thatsachen hatte auch noch ein anderer mit 
derselben in engem Zusammenhang stehender umstand mit 
handgreiflicher Deutlichkeit auf die Notwendigkeit hingewiesen, 
mit den Ausgaben vorsichtiger umzugehen: Die Anleihe vom 
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Jahre 1880 (22. Dezember) hatte zu 416,25 Frs., die des 
Jahres 1882 (13. Dezember) dagegen nur zu- 396,2i Frs. fär 
15 Frs. Rente untergebracht werden können. — Der Geld- 
markt war mißmutig, die Stimmung nüchtern, die öffentliche 
Meinung fähig geworden, eine kühlere Sprache zu verstehen. 

Niemand war der Meinung, daß das große Bauprogramm 
aufzugeben sei, im Gegenteil blieb die weitaus große Mehr- 
heit der Kammer der Ansicht, daß Eisenbahnen auch dann 
noch wünschenswert seien, wenn sie selbst ihre Betriebs- 
kosten nicht vollständig deckten — wünschenswert zweifel- 
los für die Anwohner, wenn andere für den Ausfall mit ein- 
stehen. Bei derselben Mehrheit aber herrschte kein Zweifel, 
daß die Last des Staates nicht weiter wachsen dürfe, und 
wenn sich auch eine kleine, aber leidenschaftliche Schar immer 
noch dagegen sträubte, daß der Yerstaatlichungsgedanke fallen 
gelassen werde, so gab jene Majorität der Kammer der Regierung 
dennoch Recht, als sie die Präliminarverträge, die zu einem 
dauernden Frieden mit den Eisenbahngesellschaften führen 
sollten, in Angriff nahm. 

Damit war die Entscheidung darübergefallen, was aus 
dem 1879 Begonnenen werden sollte. Die Mittel des Staates 
hatten sich für dieses Beginnen, nicht zum wenigsten wegen 
der planlosen Ueberstürzung bei der Ausführung der projektier- 
ten Bauten, als unzulänglich erwiesen: das große Programm als 
solches wollte und konnte man aber nicht aufgeben; auch die 
begonnenen Bauten einfach zu sistieren, ging nicht an, weil 
dann statt produktionsfahiger Anlagen nur unproduktives Stück- 
werk übrig geblieben wäre. Gleichzeitig drängte der Betrieb 
der unrentablen Bahnstrecken mit Notwendigkeit zu deren 
Vereinigung mit den bestehenden Bahnnetzen. Da an deren 
Verstaatlichung nach Lage der Finanzen nicht mehr zu 
denken war, zu solchem Schritte sich auch keine wirkliche 
Majorität in der Kammer und im Senat bereit gefunden hätte, 
so blieb nichts übrig, als sich mit den bestehenden Gesell- 
schaften über die Weiterführung des Programms durch diese 
zu einigen. 

So endete die Episode ^der Isolierung der Anstrengungen 
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des Staates" (risolement des efiForts de l'Etat), wie Leygiie 
sie treffend nennt, notwendigerweise mit dem Einlenken in 
die alte Eisenbabnpolitik des organisierten Zusammenwirkens 
von Priyatuntemehmung und Staatshilfe. So kurz aber die 
besprochene Episode war, ebenso folgenschwer sollte sie für 
das bisherige System dieser Organisation werden. 

Wenn dasselbe seine Elastizität insofern wohl bewährt 
hat, als die durch die Ereignisse, welche sich unterdessen ab- 
gespielt hatten, notwendig gewordenen Aenderungen an dem- 
selben ohne einen Bruch mit seinen Prinzipien vorgenommen 
werden konnten, so erfuhr doch der materielle Inhalt jenes 
Systems eine wesentliche Umgestaltung. 

Der Friedenschluß mit den Eisenbahngesellschaften durch 
die Konventionen von 1883 — wenn anders man die in 
ihrem Rückhalt in der öffentlichen Meinung immerhin zweifel- 
haften Bestrebungen einer Parlamentariergruppe, welche auf 
Verstaatlichung der Bahnen gerichtet waren, überhaupt als 
einen Kriegszustand bezeichnen kann — beruhte auf dem neuer- 
dings betonten Grundgedanken, daß die noch zu bauenden 
Bahnen nach ihrer geographischen Lage auf die bestehenden 
Bahnnetze zu verteilen seien und die Oesellschaften den Aus- 
bau dieses „dritten Netzes^ wie auch den Betrieb der schon 
fertigen Bahnen desselben übernehmen sollten. 

Auf ihre eigenen Kosten aber, oder unter Beihilfe nur 
begrenzter Staatssubventionen, war jenen diese neue Last 
nicht aufzubürden. Auch der Grundsatz des Gesetzes von 1842, 
nach welchem der Staat etwa nur den unterbau hätte liefern 
dürfen, ließ sich nicht strikte in Anwendung bringen, da der 
Staat bereits durch Gesetz zur betriebsfähigen Herstellung 
der ganzen Bahnen verpflichtet war. Diese Pflicht war aber 
dadurch, daß man mit den Gesellschaften zu paktieren be- 
schlossen hatte, keineswegs verschwunden ; hierzu hätte es einer 
formlichen Aufhebung des diese Verpflichtung aussprechenden 
Gesetzes ^) bedurft; damit wäre zugleich das ganze Programm 



') Die Regierung war durch ein besonderes Gesetz vom 29. Juli 1880, 
in Ergänzung des das große Programm beschließenden Gesetzes, beauf- 
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annulliert worden. Solches zuzugeben, war für die Regierung 
wie für die Kammern eine politische Unmöglichkeit. 

Es konnte sich damals also nicht wie bei früheren Kon- 
zessionen darum handeln, daS der Staat, unter Berücksichtigung 
des wirtschaftlichen Wertes und der sonstigen Bedeutung der 
zu konzessionierenden Bahnen, deren Unternehmer eine oder die 
andere Bausubvention gewähre, sondern nur darum, welchen 
Anteil an der im Prinzip dem Staate verbleibenden Last die 
Gesellschaften übernehmen wollten und denselben auferlegt 
werden könnte. Das Verhältnis hatte sich also umgekehrt: 
jetzt galt es, von den Gesellschaften Subventionen für 
die vom Staat zu erbauenden Bahnen zu erlangen. 
Das war, die Stellung des Staates inmitten des französischen 
Eisenbahnwesens anlangend, ein trauriges Faktum, an dem 
die Schuld aber nicht das von Alters her bewährte System 
trug, dem man sich in der Not wieder zuwandte, sondern die 
Systemlosigkeit, mit der dasselbe eine Zeit lang bei Seite ge- 
schoben worden war. 

Abgesehen von der Nord-Compagnie, welche die ganze 
auf sie entfallende, allerdings kleinste Last mit der festen 
Summe von 90 Millionen Frs. auf sich nahm, und von der 
Orl^ans-Compagnie, welche sich für eine bestimmte Linie zur 
Zahlung von 40 Millionen Frs. verpflichtete, übernahm die 
letztere wie die übrigen Gesellschaften nur die Verpflichtung, 
25 000 Frs. per Kilometer für den Oberbau der von ihnen für 
Rechnung des Staates zu bauenden Linien zuzuschie&en und 
wegen derselben das rollende und Ausrüstungsmaterial zu 
erstellen, dessen Wert ebenfalls auf 25 000 Frs. per Kilometer 
geschätzt wurde. — Die nunmehr von den Gesellschaften zu 
leistenden Subventionen flelen also thatsächlich gering aus, 
man kann aber nicht sagen, daß sie z u niedrig gewesen wären, 
da die betreffenden Bahnen von vornherein Betriebsdefizits 



tragt worden, auf allen bis dahin d'utilite publique erklärten und damit 
zur Ausführung bestimmten Bahnen des Programms auch den Oberbau 
herzustellen; dieser Auftrag wurde ebenso in die späteren Spezial- 
^ gesetze für jede Bahn aufgenommen. 
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aufwiesen, resp. nicht einmal im stände waren, selbst für jene 
geringe Kapitallast der Gesellschaften aus ihren Betriebsein- 
nahmen vollständige Deckung zu schaffen. 

Alle übrigen Baukosten, die von den Gesellschaften, wie 
oben erwähnt, nicht zu tragen sind, fallen nach wie vor dem 
Staate zur Last, aber es werden auf dieselben — und das 
war der Schwerpunkt der Verträge von 1883 — die 
bis dahin aufgelaufenen Garantieschulden der Ge- 
sellschaften, deren Konto mit 1883 abgeschlossen wird, samt 
deren Zinsen vorweg verrechnet, und sind jene Bau- 
kosten von den Gesellschaften, die wegen derselben 
ihrerseits den Staat belasten, vorschußweise aufzu- 
bringen. Diese von den Compagnien also für Rechnung des 
Staates gemachten Ausgaben zahlt ihnen der letztere in Jahres- 
raten oder Annuitäten derartig zurück, daß es den Gesell- 
schaften ermöglicht wird, die von ihnen zu dem besprochenen 
Zweck aufgenommenen Kapitalien zu verzinsen und in 24 Jahren, 
auf jeden Fall aber bis zum Heimfall ihrer Konzessionen zu 
tilgen. Mit anderen Worten: der Staat übernimmt die Ver- 
zinsung und Tilgung der für seine Rechnung von den Gesell- 
schaften zu beschaffenden Kapitalien mittelst auf längere Dauer 
berechneter Annuitäten, so daß also dieser Teil der Anlage- 
kosten dem Betriebsergebnis der Bahnen niemals zur Last 
faUt. Der Staat hat aber jene Annuitäten an die vier durch 
die ältere Garantieschuld belasteten Gesellschaften nicht eher 
zu zahlen, als bis deren Garantieschuld getilgt ist^). 

Aus diesen Bestimmungen folgt, daß, wenn die Kosten 
der noch zu bauenden Bahnen exklusive des Ausrüstungs- 
materials, auf etwa 2200 Millionen Frs. geschätzt wurden^), 
von dieser Summe die eigenen Zuschüsse der Gesellschaften 



Außer der Nord-Greaellschaft, welche die gesamten Kosten der neuen 
Bahnen übernahm, hatte nur noch die P.-L.-M.-Gompagnie für ihr eigent- 
liches Netz von der Zinsgarantie bis dahin keinen Gebrauch gemacht. 
Die der letzteren gehörige Rhöne-Mt. Cenis-Bahn wurde von den Verträgen 
von 1888 nicht berührt. 

•) Bei der Berechnung der Ausgaben auf 250000 Frs. per Kilo- 
meter. 
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und der Betrag ihrer Oarantieschulden in Abzug zu bringen 
sind, will man das Saldo der Belastung des Staates heraus- 
schälen. Wir geben hierüber nachstehende Uebersicht, indem 
wir wegen der Länge der den Gesellschaften neu konzessio- 
nierten Bahnen und deren Ausgaben für das rollende Material 
auf Buch I, S. 382, verweisen: 



Gesellschaften 


Zuschüsse 

der GeseU- 

schafben zum 

Oberbau 

(25000 Frs. 

pr. Kilometer) 

Frs. 


Zurück- 
zuzahlende 
Zinsg^rantie- 
schuld 

Frs. 


Zusammen 
Fre. 


Nordnetz (Pauschalsumme) . j 

Ostnetz 1 

Westnetz | 

Orl^ans-Netz (inkl. Pauschal- | 

beitrag) 

P.-L.-M.-Netz 

Südnetz 


90 000000 
26000000 
41000 000 

94 000000 
49 000000 
30 000 000 


150 636 551 
160 000000 

205 398 881 

34 387 328 


90000 000 
176 636 551 
201000000 

299 398 881 
49 000 000 
64 387 328 


Summe 


330000000 


550422 760 


880 422 760 



Demnach hatte der Staat in der geschilderten Weise eine 
Ausgabe von 880,4 Millionen Frs. von sich auf die Gesell- 
schaften abgewälzt, so daß er nur noch rund 1320 Millionen 
Frs. aufzubringen hatte. Die Last, welche die Gesellschaften 
auf sich nahmen, war also thatsächlich keine geringe, zumal jene 
880,4 Millionen Baukosten sich noch um 63 Millionen Frs. fOr 
das rollende Material der ihnen überwiesenen (schon fertigen) 
und um 214 Millionen Frs. für das der noch zu bauenden 
Bahnen, zusammen also auf 1157,4 Millionen Frs. erhöhten, 
wozu noch weitere Ausgaben für Ergänzungsarbeiten treten, 
die ebenfalls jährlich durch das Budget limitiert werden. 

Der Staat aber hatte, statt die auf ihn fallenden 1320 Mil- 
lionen selbst durch Anleihen aufbringen zu müssen, nach einer 
vom Minister der öffentHchen Arbeiten am 16. November 1885 
dem Senat mitgeteilten Tabelle voraussichtlich nur folgende 
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Annuitäten an die Oesellschaften zu zahlen, denen wir, so weit 
definitive Zahlen vorliegen, die wirklich gezahlten und von 
1891 ab die im Budget vorgesehenen Annuitäten an die Seite 
stellen. 



Annuitäten des Staates für die von den Gesellschaften 
verauslagten Baukosten: 



bn Jabre 


Ver- 
anschlagt 


Gezahlt 


Im Jahre 


Ver- 
anschlagt 


Gezahlt 


1 


MiU. Frs. 


1000 Fn». 




Mill. Frs. 


1000 Frs. 


1884 


_ 





1890 


35,0 


17 500 


1885 


3,5 


2 700 


1891 


43,0 


19 335 


1886 


7,5 


6 000 


1892 


51,0 


19 335 


1887 


12,* 


9 476 


1993 


57,0 


22 335 


1888 


20,0 


10 000 


1894 


60.0 


23 500 


1889 


27,0 


12 500 


1895 u. ff. 


65,0 


28 500 



Wegen der großen Differenzen zwischen dem Voran- 
schlag ftlr die zu zahlenden und den wirklich gezahlten 
Annuitäten ist daran zu erinnern, daß ebenso, wie bei Emanie- 
rung des großen Programms im Jahre 1879 die AusfÜhrungs- 
dauer der ganzen Arbeiten auf 10 Jahre berechnet worden 
war(!), beim Abschluß der Verträge von 1883 wiederum 
ein zehnjähriger Zeitraum für die Vollendung der sämtlichen 
Bahnen ins Auge gefaßt wurde, so daß also mit 1895 die 
Annuitäten ihren Maximalbetrag hätten erreichen müssen. Daß 
und weshalb diese Voraussetzung nicht eingetroffen ist, haben 
wir im Kap. 14 ausgeführt und dort auch des näheren dar- 
gel^t, wie das Zurückbleiben hinter dem projektierten Arbeits- 
tempo in erster Reihe dadurch bedingt war, daß die Gesell- 
schaften in dieser Beziehung vollständig vom Staate abhängig 
waren und es im Interesse der Staatsfinanzen auch sein mußten. 

Für die von ihnen auszuführenden Arbeiten und die Auf- 
stellung der betreffenden Kostenrechnungen waren die Com- 
pagnien nämlich an folgende Vorschriften gebunden: 1. dürfen 
sie in jedem Jahre Kapitalien für den Bau der neuen Bahnen so- 
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wohl wie für Ergänzungsarbeiten nur bis zu dem Maximalbetrage 
aufnehmen, welchen das jeweilige Staatsbudget festgesetzt hat, 
und nur diejenigen Linien in Angriff nehmen, die ihnen von 
der Regierung als die dringendsten bezeichnet werden; 2. werden 
von Anfang an nach gemeinschaftlicher Beratung Maxima fQr 
die Ausgaben festgesetzt; 3. müssen alle Rechnungen und 
Forderungen mit Belegen versehen sein ; 4. findet eine stetige 
genaue Eontrolle seitens des Staates über die Bauausführung 
wie über die Rechnung statt. 

War die Ausführung der Bahnen des gro&en Programms 
in der vorstehend geschilderten Weise gesichert, so handelte 
es sich des weiteren darum, unter welchen Bedingungen der 
Betrieb derselben von den Gesellschaften übernommen 
werden sollte. 

Der Grundsatz des bisherigen Systems: die Betriebskosten 
ganz den Gesellschaften zur Last zu legen und in erster Reihe 
die Betriebsüberschüsse der rentabeln älteren Bahnen für die 
Bedürfnisse der neuen in gemeinsamer Verwaltung derselben 
sorgen zu lassen, mit der Zinsgarantie des Staates aber nur 
subsidiär und nur vorschußweise einzutreten, wurde im ganzen 
Umfange aufrecht erhalten. Bei der Nord- und der P.-L.-M.- 
Gesellschaft geschah das in der hergebrachten Form, indem der 
Staat wie bisher und für die unveränderte Zeitdauer (bis 1914) 
nur einem Teil ihrör Netze die Garantie gewährte, und zwar 
ersterer für ein Kapital von 223 ^/t Millionen Frs. und der 
P.-L.-M.-Compagnie für ein Kapital von 626 bezw. 649 ^) Mil- 
lionen Frs., beiden jedoch, nicht wie früher zu einem prä- 
liminierten Zinsfuß, sondern für die daraus sich ergebende 
wirkliche Kapitallast % 

Bei den übrigen vier Gesellschaften wurde dagegen die 
Zweiteilung der Netze bezüglich der Garantie und die wirt- 
schaftliche Verknüpfung dieser beiden Teile durch das ddversoir 
aufgegeben. 



*) Im Fall eine gewisse, nur eventuell konzessionierte Linie gebaut 
werden würde. 

«) Cf. Buch I, S. 360, Anmerk. •. 
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Aus welchen Gründen der Staat sich damals dazu verstand, 
die frühere direkte Garantie für das sogenannte „neue Netz** 
und die durch das reservierte Einkommen gegebene indirekte 
Garantie für das alte durch eine einzige, die gesellschaft- 
liche Eapitallast der Gesamtnetze einschließlich der Minimal- 
dividende umfassende Zinsgarantie zu ersetzen, ist im Kap. 13 
des näheren ausgeführt, so daß wir uns hier auf die Charakteri- 
sierung der neuen Formen des Systems als solchen um so 
eher beschränken können, als wir auf die eine Zeit lang viel 
besprochene Verlängerung der Garantie für die Ost-Compagnie 
bis Ende 1934, für die West-Compagnie bis 1935 und für 
die beiden übrigen Gesellschaften, wie jetzt feststeht, bis zum 
Schlüsse ihrer Eonzessionen im Abschnitt III dieses Kapitels 
ausf&hrlich zurückkommen werden. 

Jedes Gesellschaftsnetz bildet — ausschließlich der zu 
bauenden Bahnen, für welche bis zu ihrer gänzlichen Vollendung 
eine besondere Rechnung, der compte de l'exploitation par- 
tielle, geführt wird — fortan auch bezüglich der Betriebs- 
rechnung eine ungeteilte Einheit. Der Betriebsüberschuß dieser 
,einheitlichen'' Rechnung (compte de l'exploitation complete, 
wie sie offiziell heißt) wird in erster Reihe zur Verzinsung 
und Tilgung der Obligationen, ausschließlich des durch die 
Annuitäten gedeckten Teiles derselben, sowie für die Ent- 
richtung der Minimaldividende verwendet. Reicht der Be- 
triebsüberschuß über dieses Bedürfnis hinaus, so sollte das 
Mehr während der Bauperiode der neuen Bahnen zunächst 
zur Deckung der Defizits des compte de l'exploitation partielle 
verwendet werden, während diese Defizits, soweit sie nicht 
durch den Zuschuß aus der „ einheitlichen* Rechnung Deckung 
finden, während der Bauperiode dem Anlagekapital der neuen 
Bahnen zugeschrieben werden. 

Für die Zeit bis zur Vollendung der Bahnen des großen 
Programms war so gewissermaßen doch wieder ein zweites 
neues Netz geschaffen und für dieses ein allerdings nur even- 
tuelles d^versoir vorgesehen; doch ist diese Bestimmung außer 
bei der Nord-Gompagnie bisher aus dem einfachen Grunde nicht 
in Wirksamkeit getreten, weil die einheitliche Rechnung der 
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fünf anderen Gesellschaften bis heute keine Reingewinne ^) 
aufzuweisen hatte. Auch die Abkürzung der Bauperiode durch 
die Nachtragskon ventionen von 1889 bis 1892, nach welchen im 
allgemeinen jede einzelne Bahn nur noch bis zu ihrer Voll- 
endung dem compte de Texploitation partielle angehört, hat 
an dieser generellen Bestimmung über die Verwendung etwaiger 
Reingewinne der einheitlichen Rechnung zu Ounsten der Rech- 
nung des partiellen Betriebes, aber auch an deren Unwirk- 
samkeit nichts geändert. 

Sollte aber, bestimmen die Vertrage von 1883 weiter, 
der Betriebsüberschuß der einheitlichen Rechnung zur Deckung 
der Kapitallasten derselben, einschließlich der Minimaldividende, 
nicht ausreichen, so tritt der Staat für den Ausfall ein, jedoch 
so, daß ihm diese Zinsgarantievorschüsse samt 4^/o einfacher 
Zinsen zurückerstattet werden müssen, sobald sich Reinein- 
nahmen ergeben, welche über die Deckung jener Kapitallast 
und etwaiger für den compte de Texploitation partielle nötig 
werdender Zuschüsse hinausgehen. 

Für seine Garantievorschüsse bleibt also der Staat, wie 
wir das in der Einleitung dieses Kapitels hervorgehoben haben, 
Gläubiger der Gesellschaften an zweiter Stelle, für dessen 
Guthaben letztere eventuell mit ihrem Vermögen haften. 
Ferner aber: ist die Garantieschuld zurückgezahlt, so ver- 
bleibt der weitere Reingewinn so lange ausschließlich den 
Gesellschaften, bis die Dividende eine gewisse, für jede Ge- 
sellschaft besonders festgesetzte Höhe erreicht; der darüber 
hinausgehende Reingewinn wird zwischen dem Staate und den 
Gesellschaften im Verhältnis von */8 für jenen und V» ftlr 
diese geteilt. An dritter Stelle also sichert sich der Staat 
als Aequivalent für die von ihm aufgebrachten und noch zu 
übernehmenden Anlagekosten einen nicht unbeträchtlichen An- 
teil am Reingewinn der Bahnen. 



*) Wir gebrauchen für dei^jenigen Betrag, welcher sich nach Ab- 
zug der Betriebskosten von den Bruttoeinnahmen ergibt, die Bezeichnung 
, Betriebsüberschuß", und nennen .Reingewinn' diejenige Summe, welche 
von diesem Betriebs Überschuß nach Deckung der Kapitallasten übrig 
bleibt. 
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Mit dem Wegfall des früheren reservierten Einkommens 
und der Gewährung einer Zinsgarantie fUr das gesamte 
Kapitalerfordernis fiel auch die frühere Berechnung des Garan- 
tiebedarfs nach dem praliminierten Prozentsatz von 4,65 ^/o, 
zugleich aber auch die Ausscheidung jenes Teiles der früheren 
Reserve fort, welcher l,io®/o der Obligationen des ehemaligen 
«neuen* Netzes dargestellt hatte. Dadurch waren die Gesell- 
schaften bezw. deren Aktionäre in einem gewissen Grade ge- 
schädigt, weil, wie oben gezeigt wurde, diese l,io>, je nach- 
dem es den Gesellschaften gelungen war, ihre Anleihen vor- 
teilhaft zu placieren, ihnen einen kleinen Gewinn über die 
Minimaldivideiide hinaus auch schon vor Rückzahlung der für 
das zweite Netz aufgelaufenen Garantieschuld in Aussicht ge- 
stellt hatten, während sie fortan auf jeden Mehrgewinn so lange 
verzichten müssen, bis alle Schuldverbindlichkeiten gegenüber 
.dem Staate beglichen sein werden. 

Gleichzeitig mu&ten sich die Gesellschaften eine Herab- 
setzung der Grenze, bei welcher die Gewinnbeteiligung des 
Staates beginnt, d. h. der Maximaldividende, gefallen lassen 
und sich schließlich bei etwaiger Gewinnbeteiligung des Staates 
mit einem geringeren Anteil als früher (Vs statt V^) begnügen. 
Die Sätze der garantierten Minimaldividende wurden ebenfalls 
von neuem geregelt, d. h. bei drei Gesellschaften etwas, bei 
der P.-L.-M.-Compagnie aber bedeutend herabgesetzt und nur 
bei der West- und Südbahn-Gesellschaft unter Berücksichti- 
gung des Steigens ihrer Erträge während der letzten Jahre 
um ein Geringes erhöht. 

In der Tabelle auf S. 242 werden die in den verschie- 
denen Verträgen mit jeder Gesellschaft stipulierten Dividenden- 
satze zur Vergleichung nebeneinandergestellt und zugleich die 
Summen der Minimal- und Maximaldividenden nach den Kon- 
ventionen von 1883 angegeben. 

Das System beruht unverändert auf denselben Grund- 
sätzen,, auf welche es 1859 begründet worden war; nur zeigt 
dasselbe nach den Verträgen von 1883 bezüglich der Betriebs- 
und Garantiefrage eine einfachere und darum präzisere Form : 
Die Berechnung der für die Obligationen eventuell durch die 

Kaafmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 16 
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Dividenden per Aktie 


Gesamtbetrag nach 
den Verträgen von 1883 




a| 


Minimaldividende 


Maximal- 
dividende 
nach den 
Verträgen von 




der 
Minimal- 
dividende 




Gesell- 
schaften 


reserviert nach den 
Verträgen von 


garan- 
tiert 
1888 


der 
Mazimal- 




1859 


1868,69 


1875 


1869/75 


1883 


dividende 




Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Nord . . 


73.80 


50,00 


50,00 


65,8, 


54,10 


89,10 


88,60 


28 400 000 


46 462 500 


Ost . . . 


33,50 


36,00 


30,00 


36,M 


35,5n 


54,20 


50,50 


20 750 000 


29 500 000 


West . . 


35,io 


36,00 


30,00 


36,75 


38,50 


61,70 


50,00 


11550000 


15 000 000 


Orlöans . 


56,,o 


70^)0 


51,80 


56,10 


56,00 


88,80 


72,00 


33 600 000 


43 200000 


P.-L.-M. . 


W,oo 


46,00 


47,00 


61,55 


55,00 


78,50 


75,00 


U 000 000 


60 000 000 


Süd . . . 


*0.oo 


85,00 


35,00 


«,,5 


50kh) 


68,00 


60.00 


19 500 000 


15 000 000 




Summe 


150 800 000 


209168 500 



Staatsgarantie zu leistenden Zinsen und Tilgungsquoten nach 
dem wirklichen Bedarf, statt nach einem früher nur präli- 
minierten Zinsfuß von 4,6 5 ^/o, denen noch l,io V in Form des 
reservierten Einkommens zugerechnet worden waren, liegt 
sicherlich im Interesse der Staatsfinanzen. Dadurch ist aller- 
dings ein Faktor, den jene frühere Berechnung in sich schloß, 
aus dem System gänzlich ausgeschaltet: nämlich die schon 
erwähnte Möglichkeit, aus der Di£Ferenz dieser künstlich be- 
rechneten Kapitallast gegenüber der wirklichen kleine Ge- 
winne für die Dividende zu erzielen, eine Möglichkeit, die ge- 
wissermaßen eine Prämie auf rationelles Finanzgebaren und 
Wirtschaftlichkeit gewesen war. Andererseits läßt sich nicht 
verkennen, daß der frühere Berechnungsmodus zu 5,7 5 ®/o bei 
dem allgemeinen Sinken des Zinsfußes und dem entsprechen- 
den Steigen der Emissionskurse der Eisenbahnobligationen auf 
die Dauer nicht gerechtfertigt gewesen wäre, und daß daher 
die in dieser Hinsicht durch die Konventionen von 1883 be- 
dingte Aenderung nur den veränderten Umständen Rechnung 
getragen hat. 

Im übrigen wurden, um für die Berechnung der Kapital- 
last und damit der Zinsgarantie eine feste Grundlage zu ge- 
winnen ; die Anlagekosten der bis 1883 fertigen und im Be- 
trieb befindlichen Bahnnetze durch die Verträge selbst ein für 
allemal festgesetzt, während die zukünftige Erhöhung der- 
selben durch Ergänzungsarbeiten ebenso wie die Ausgaben 
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ftlr die Neubauten, wie schou erwähnt, an die jährliche Be- 
willigung im Budgetgesetz gebunden war. Eine Berechnung 
des möglichen Maximums an Garantielast des Staates auf dieser 
Grundlage würde aber trotzdem regelmäßig hinfällig sein, da 
dieselbe sich nicht mehr auf bestimmte Teile der Netze er- 
streckt, wobei nur sicher ist, daß die Garantie niemals die Höhe 
des gesamten Kapitalerfordernisses erreichen kann. Die in 
den Verträgen festgesetzten Anlagekosten der damals fertigen 
Bahnen unterlagen, außer durch die Ergänzungsarbeiten, 
auch noch einer sofortigen Erhöhung iusofem, als die Regie- 
rung auf Grund der Verträge verlangte, daß die als Rück- 
zahluDg auf die ältere Garantieschuld aufgebrachten Kapitalien 
nicht dem Anlagekonto der neuen Bahnen, fQr welche die- 
selben verwendet wurden, sondern dem Kapitalkonto der ein- 
heitlichen Rechnung, deren Schuld sie darstellten, zugeschrieben 
werden sollten. Dieser umstand mußte eventuell für die sofortige 
Geltendmachung neuer Garantieansprüche ins Gewicht fallen; 
f&r die spätere Zeit aber, in welcher die neuen Bahnen in 
die einheitliche Rechnung übergegangen sein würden, war er 
irrelevant. 

Andererseits war die Bestimmung, daß alle neuen Bahnen 
dem compte de Texploitation partielle bis zur Vollendung 
samtlicher angehören sollten, gerade mit Rücksicht darauf 
getroffen, um die Zinsgarantie fürs erste möglichst zu ent- 
lasten. 

Der compte de Texploitation partielle, an sich keine neue 
Erscheinung, da es von jeher üblich und in der Sache selbst 
begründet war, die sogenannten Interkalarzinsen während der 
Bauzeit einer Bahn deren Anlagekosten zuzuschreiben, erhielt 
durch diese Bestimmung zwar eine besondere finanzielle Be- 
deutung, ist darum aber doch kein integrierender Bestandteil 
des Systems. Seine Bestimmung konnte somit durch die schon 
erwähnten Nachtragskonventionen der Jahre 1889/92^) ohne 
weiteres eingeschränkt werden, sobald man gewahr wurde, daß 
die in den Verträgen von 1883 vorgesehenen Zuschüsse aus 



>) Vergl. Buch I, S. 442 ff. 
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dem ^compte de garantie**, d. i. dem «compie de rexploitaiion 
compl^te*' bei dessen eigener GarantiebedOrftigkeit ausblieben, 
und daß somit die von Jahr zu Jahr kumulierten Defizits 
der Rechnung des teilweisen Betriebes deren Eapitallast un- 
verhältnismäßig vergrößerten und dadurch fQr die Zukunft 
die Garantie mit einer starken Mehrbelastung bedrohten. Diese 
Einschränkung des compte de l'exploitation partielle war um 
so dringlicher, als die Bauausführungen bei weitem nicht 
das bei Abschluß der Verträge ins Auge gefaßte Tempo ein- 
hielten und sich die Vollendung der sämtlichen Bahnen des 
großen Programms, wie im Kap. 14 ausgeführt wurde ^), nach 
dem jetzigen Stande der Dinge bis etwa ins Jahr 1906 
erstrecken dürfte. Hätte man die Defizits der sämtlichen 
neuen Bahnen sich bis dahin anhäufen lassen wollen, so wären 
deren Anlagekosten, wie man aus dem Ergebnis des ersten 
Teiles der auf S. 245 folgenden Tabelle schließen kann, dadurch 
um ca. 700 Millionen Frs. erhöht worden, was eine jährliche 
Mehrbelastung des Betriebsüberschusses um 28 — 30 Millionen 
bedeutet hätte. Eine solche Vermehrung der Eapitallast 
dieser an sich schon unrentabeln Linien würde aber nicht 
nur die Zinsgarantie, sondern, da diese wieder eine Schuld 
der Gesellschaften ist, auch die Verbindlichkeiten der letzteren 
bis ans Ende ihrer Eonzessionen gewaltig beschwert haben. 

Jene Defizits des compte de Texploitation partielle sind 
durch die erwähnten Verträge von 1889/92 in ihrem An- 
wachsen für die Zukunft eingeschränkt worden. Darüber 
hinaus mußten aber die früheren Jahresrechnungen, nament- 
lich der P.-L.-M.-Compagnie , da die neuen Verträge zum 
Teil rückwirkende Eraft hatten, nachträglich umgerechnet 
werden, wobei die Regierung, nachdem einmal das Prinzip 
der möglichsten Entlastung der Rechnung des teilweisen Be- 
triebes angenommen war, bei der Verifikation der letzteren 
mit besonderer Strenge darauf hielt, daß sie mit keinem 
irgendwie ungehörigen Betrage belastet blieb. Derart wurde 
manche Position noch nachträglich aus dem compte de l'ex- 



») Vergl. Buch I, S. 459. 
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Deflzito des compte d'exploitatioB partielle 1884 bis 1894: 



Jmbr 


Gegenstand 
(B.= Betriebe- 
länge) 


Gesellschaften 


Zu- 


Nord 


Ost 


West 


Orleans 


P.-L.-M. 


Süd 


sammen 


(B, liberh. km 
«»»{iBitU. B. . 
(Defizit Ftb. 


466 


331 


378 


293 


1776 


178 


3422 


465 


385 


848 


216 


1563 


93 


2970 


4549000 


2033 000 


2884 000 


515 000 


17 263 000 


1308 000 


28 552 000 


rB. übexli. km 
ia»|mita. B. . 
(Deflat Fn 


467 


631 


534 


514 


2118 


108 


4372 


466 


438 


470 


397 


1990 


108 


8869 


5088 000 


3 266881 


4 566 249 


1102 274 


17 506000 


1093077 


32 622 484 


rB. uVeili. km 
1886|mittl. B. . 
(Defizit Frs. 


— 


784 


598 


750 


2165 


108 


4405 


— 


646 


570 


593 


2139 


108 


4056 


- 


4482 880 


4 575188 


3 696863 


19 493 500 


1 222 792 


38470 668 


|B. fiberfa. km 
l^TJmittl. B. „ 
(Defizit Fn. 


— 


784 


684 


885 


2217 


228 


4798 


— 


784 


638 


795 


2189 


177 


4583 


- 


3388 756 


4643 502 


5 092 957 


20 156 900 


2 129 693 


85411808 


iB. libeik. km 
iSx8|mittl. B. „ 
iDefiaEtt Ftb. 


90 


829 


820 


933 


2559 


416 


5647 


24 


791 


753 


902 


2466 


338 


6274 


66 000 


3 609 643 


5435468 


6181902 


19 103 600 


3116 941 


37 613 554 


i B. fiberfa. km 
lSä<»!mittl. B. « 


90 


854 


864 


993 


1566 


889 


4756 


90 


844 


888 


952 


1509 


342 


4725 


1 
Sam 


Defizit Fn. 


913 000 


3 853 639 


7181519 


6 794 922 


11092 047 


2 999 017 


32834144 


me: Defizits 
















18ä 

1 


14^9 . . Fn. 


10 616 000 


20 634302 


29 285871 


23 383 918 


104 615 047 


11869520 


200404 658 


B. fiberfa. km 


90 


68 


658 


1024 


1674 


330 


3844 


159« [ mitü. B. , 
(Defizit FiB. 


90 


68 


669 


1015 


1606 


323 


3771 


764000 


440 358 


4238 734 


6 688 834 


11216 726 


2 748442 


26 041589 


|B. übofa. km 
l»9l 1 mitH. B. . 
(Defizit Fn. 


90 


194 


737 


1310 


1402 


59 


3722 


90 


80 


692 


1167 


1321 


40 


8890 


765000 


568153 


3 149 427 


10 929 909 


9 382 046 


180 065 


249U600 


iE. fiborh. km 
l&9ä|mitd. B. , 
(Defizit Fn. 


113 


144 


331 


1040 


1199 


22 


2849 


106 


80 


298 


1029 


1199 


8 


2720 


1062000 


794081 


1 820 118 


8 747 280 


6156 987 


53 979 


18131445 


IB. fiberfa. km 
1S9J 1 mittl. B. , 
( Defizit Fn. 


130 


26 


217 


1080 


984 


91 


2528 


121 


20 


155 


902 


939 


23 


2160 


1100 000 


167 711 


1 433 628 


7 7960S8 


2 587 779 


216 033 


18301189 


i B. fiberfa. km 
ladijmittLB. , 


180 


84 


197 


1167 


457 


— 


2085 


163 


53 


145 


1124 


401 


— 


1886 


Sami 


Defizit Fn. 


1581000 


+ 544 650 


1357 253 


8 246158 


1 050 978 


— 


11690 739 


me : Defizits 
















im 
Zaaa 


►OjW . . Ftb. 


5 942 000 


1425 648 


11 499 160 


42 352 719 


80 394 516 


3 198 619 


94112 562 


mmen: Defi- 
















zit 


B 1884'9i Fn. 


15 858 000 


22 059 950 


40 785 081 


65 736 637 


135 009 563 


15 068 039 


294 517 220 




Google 
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ploitation partielle ausgeschieden und in den compte unique 
übertragen. 

Die, wie vorstehend erklärt, reduzierten und verifizierten 
Defizits des compte de l'exploitation partielle haben wir im 
Kapitel 14 (Buch I, S. 447) nach dem Bericht der Kom- 
mission über das Budget für 1896 mitgeteilt, wogegen wir, 
um die Bedeutung der inzwischen erfolgten Umgestaltung des 
compte de l'exploitation partielle vor Augen zu führen, an 
dieser Stelle die Defizits desselben, wie sich dieselben ohne 
den rückwirkenden Einfluß der Verträge von 1889/92 
gestaltet haben würden, zur Zahl bringen. 

Im Hinblick auf die umstehende Rechnung (S. 245) ist daran 
zu erinnern, daß mit der Nord-Gesellschaft, deren Netz ohnedies 
durch die Verträge von 1883 eine verhältnismäßig nur ge- 
ringe Last an neuen Linien aufgebürdet war, darum keine 
Nachtragskonvention wegen des compte de l'exploitation par- 
tielle geschlossen zu werden brauchte, weil diese Gompagnie 
nicht nur keine Zinsgarantie in Anspruch nahm, sondern um- 
gekehrt in der Lage war, ihre Aktien daufernd über die 
Minimaldividende hinaus zu remunerieren. 

Bei den übrigen Gesellschaften ist dagegen die Wirkung 
der Nachtragskonventionen augenfällig; bei der P.-L.-M.-Com- 
pagnie beginnt dieselbe, da der betreflfende Vertrag rück- 
wirkende Kraft erhielt, bereits mit 1889, bei der Ost-, West- 
und Süd-Gesellschaft 1890, bei der Orl^ans-Compagnie, mit 
der die entsprechende Konvention erst am 10. Dezember 1891 
zum Abschluß gelangte, noch später. Daran ist aber fest- 
zuhalten, daß die Defizits der neuen Bahnen das Anlagekapital 
derselben bis Ende 1893 um 282,8 Millionen Frs. erhöht 
haben, und daß diese Last, wenn auch zunächst von der Zins- 
garantie, so doch in letzter Linie von den Gesellschaften zu 
tragen ist, da an dem Grundsatze, daß das Risiko des Betriebes 
von den Gesellschaften allein zu tragen ist, die Einrichtung der 
Rechnung des teilweisen Betriebes nichts geändert hat. 

Die Ausführung der Verträge von 1883 bis zur Gegen- 
wart, besonders auch ihre Einwirkung auf die Staatsfinanzen, 
sind bereits im Kapitel 14 eingehend geschildert, so daß wir 
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uns an dieser Stelle auf die Angabe einiger Hauptergebnisse, 
soweit sie nach der offiziellen Statistik vorliegen, beschränken 
können, wobei wir aber wiederholt bemerken wollen, daß, wer 
sich etwa einige Jahre später mit den von uns behandelten 
Verhältnissen befassen wird, jedenfalls, nach Maßgabe der dann 
revidierten Rechnungen, andere Zahlen vorfinden wird, als wir 
heute ^) zu geben in der Lage sind. 

Wir setzen zunächst die auf S. 211 gegebene Tabelle Über 
die Beteiligung des Staates an den Anlagekosten der 
Hauptbahnen (d'intäröt gen^ral) fort: 





Anlagekosten der konzessionierten Haapt- 
bahnenS), aaliKebracht 


Kosten des 

Staatsbahn- 

netzes 


Summe: 
Anlagekosten 

der 
Hauptbahnen 


Jahr«) 


vom Staate 


durch lokale 

Sab- 
yentionen 


von den 

GeseU- 

schaften 


zusammen 




Frs. 


Frs. _j 


Frs. 


Frs. 


Pre. 


Frs. 


1884 


2 577 2«4876 


120144 044 


9 027156 474 


11724 565 393 


548 872 189 


12 273 437 532 


1885 


2 791 978 596 


185 593 293 


9 213 660 923 


12 131 232 812 


593 871000 


12 725103 812 


1886 


2 963 253 261 


132 118 350 


9340 816 644 


12 436 187 255 


643 545 000 


13 079 732 255 


1887 


3 139 796 eis 


121094 768 


9 490 997432 


12 751888 813 


660 710 666 


13 412 599479 


1888 


3 305449 219 


114 872 956 


9 650 175 803 


13 070 497 978 


672 376 666 


13 742 874 644 


1889 


3443166501 


125 499 142 


9 796 141 284 


13 361805 927 


686 726 666 


14 051582 593 


1890 


3483519404 


127 662345 


9 959 642 969 


13 670824 718 


699 820 666 


14 270 645 384 


1891 


3 694 269 310 


135433 674 


10130 068430 


13 959 771 414 


707 781666 


14 667 558 080 


189S 


3 870873 704 


148 696494 


10176 824 533 


14 196 894 731 


711552116 


14 907 946 846 


1893 


40160SS214 


155404409 


10 305976449 


14477 404072 


725922 347 


4) 15 208 326 419 


1894 


4 079 699 076 


161370178 


10 456 603 345 


14 697 672 599 


740 266 012 


15 437 938 611 



') Anfang Jaü 1896. 

■} Für 1890 — 1894 nach der Statistique des eh. d. f. fran9., docu- 
mente principaux, Tab. 10; für die übrigen Jahre nach den Documents 
divere von 1890, 1' partie, Tab. 20 (an deren Schluß sich ein retro- 
spektives Besamt vorfindet, das die bisher bekannten Zahlen für 1888 und 
1889 etwas modifiziert) und nach dem Annuaire statistique de la France. 

') Einschließlich der als chemins de fer non conc^d^s bezeichneten 
korsikanischen Bahnen (290 km) und einer kleinen für Rechnung des 
Staates gebauten Sekundärbahn (32 km), die verpachtet sind. Von den 
Anlagekosten dieser Bahnen, 1894: 87393170 Frs., sind 2164888 Frs. 
durch lokale Subventionen aufgebracht; das Uebrige fällt dem Staate 
zur Last nebst einer Ersparnis von 1 674 608 Frs. , welche die Pacht- 
geselUchaft, Comp. d. eh. d. f. departem., an den in Akkord bewilligten 
Anlagekosten einer korsikanischen Linie gemacht hat. 

*) Die Docum. princip. geben infolge eines Additionsfehlers am 
Schloß der Tab. 10, Kolumne 11, als Summe 15 218,3 Millionen Frs. 
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Zu den Zahlen der vorstehenden Tabelle müssen wir 
einige erläuternde Bemerkungen einflechten, da die in der 
3. und 4. Spalte gegebenen um zusammen 116 bis 120 MiUio- 
nen Frs. von den SchluJisummen der entsprechenden Tabellen 
der offiziellen Statistik abweichen. Diese ^Abweichung beruht 
in erster Reihe darauf, daß die Kosten des Staatsbahnnetzes 
überhaupt ausgeschieden sind, sodann aber auf einer eigentüm- 
lichen Rechnungsweise der französischen Statistik, der wir uns 
nicht anschließen können. In den Kosten des Staatsbahnnetzes 
sind nämlich einige lokale Subventionen mit enthalten, welche 
1893 etwas über 17 Millionen Frs. betrugen und die, da die 
Kosten des Staatsbahnnetzes oben überhaupt ausgeschieden sind, 
von der Summe der lokalen Subventionen in Abzug gebracht 
werden mußten. Außerdem figurieren unter diesen Kosten auch 
100946000 Frs. für diejenigen Linien, welche das Staatsbahn- 
netz durch den 1883 vollzogenen Tausch von der Orleans- 
Gesellschaft erhalten hat. Diese Summe wird nun von der fran- . 
zösischen Eisenbahnstatistik in der Tabelle 10 der Documents 
principaux als Beitrag der Compagnie den lokalen Subventionen, 
in der Tabelle 20 der Documents divers dagegen den Ausgaben 
der Oesellschaften zugerechnet. Da die gedachte Summe aber 
einen Teil der Anlagekosten des Staatsbahnnetzes darstellt, so 
mußte sie schon aus diesem Grunde und zwar von den Summen 
der Spalte 4 unserer Tabelle ausgeschieden werden. Man wird 
bei einer Zergliederung der Anlagekosten des Staatsbahnnetzes 
an sich jene 100,9 Millionen Frs. ebenso den Ausgaben des Staates 
zurechnen müssen und nicht als einen Beitrag von anderer Seite 
zu denselben ansehen können ; denn der Staat hat für die er- 
haltenen Bahnlinien andere hergegeben, deren Anlagekosten unter 
denen des Staatsbahnnetzes nicht mehr aufgeführt werden, worauf 
schon Terrier in seinem Bericht zum Budget des Staatsbahnnetzes 
für 1892 aufmerksam gemacht hat, und zahlt der Staat außerdem 
noch für die Differenz des wirtschaftlichen Wertes der ausgetausch- 
ten Strecken, wie dieselbe sich nach dem jährlichen Betriebs- 
ergebnis herausstellt, Annuitäten an die Orl^ans-Gesellschaft ^). 



^) Die verschiedenen Tabellen der offiziellen Statistik zeigen übrigens 
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Die Zahlen, wie sie in der obigen Tabelle festgestellt 
sind, ergeben folgende Verhältnisse^): 





An den Anlagekosten der konzessio- 


Anteil des 




nierten Hauptbahnen betrug der Anteil 


Staates einschl. 
des Staats- 


Im Jahre 


dee Staates 


der lokalen 
Subventionen 


der Gesell- 
schaften 


bahnnetzes an 

den Kosten der 

Hauptbahnen 




Vo 


Vo 


% 


0/0 


1884 


22,0 


1,0 


77.0 


25,5 


1885 


23,0 


1,0 


76,0 


26,6 


1886 


23,8 


1,1 


75,1 


27,6 


1887 


24,6 


1,0 


74,4 


28,3 


1888 


25,3 


0.9 


73,8 


28,9 


1889 


25,s 


0,9 


73,3 


29,4 


1890 


25,7 


0,9 


73,4 


29,3 


1891 


26,5 


1,0 


72,5 


30,0 


1892 


27,3 


1,0 


71,5 


30,7 


1893 


27,7 


1,1 


71,2 


31,2 


1894 


27,8 


1,1 


71,1 


31,2 



Der Staat hat demnach von 1883 bis 1893 für die kon- 
zessionierten Bahnen 2000 Millionen Frs. und für sein eigenes 
Netz — nach Abzug der betreffenden lokalen Subventionen — 
213,3 Millionen Frs. ausgegeben. Jene 2 Milliarden hat er 
aber großenteils nicht selbst aufzubringen gehabt, da dieselben 
einmal die auf die ältere Garantieschuld von den Gesellschaften 
zurückgezahlten 380 Millionen Frs. enthalten und im übrigen 
von jenen mit Hilfe von auf ihren Namen lautenden Obli- 
gationen dem Geldmarkte entnommen sind. Daß der prozen- 
tuale Anteil des Staates an den Anlagekosten der Gesellschafts- 
netze steigen, der der Compagnien verhältnismäßig fallen mußte, 
ist in den Bestimmungen der Konventionen von 1883 selbst 

nicht immer die gleichen Summen; so hriugt z. B. die Tab. 10 der 
Documenta prindpaux von 1890 für die s&mtlichen Anlagekosten dieses 
Jahres die von uns benutzte Summe von 14270,6 Millionen Frs., die 
Tab. 20 der etwas später erschienenen Documents divers dagegen 
14243^ MilHoneu Frs. 

') Für die Vorjahre vergl. oben S. 212. 
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begründet, nach denen von den geschätzten Anlagekosten mit 
250 000 Frs. per Kilometer nur 25 000 Frs. den Gesellschaften, die 
übrigen 225000 Frs. dagegen dem Staate zur Last fallen. 
Diese Verschiebung der Prozentverhaltnisse hätte in noch 
stärkerem Maße stattfinden müssen, wenn nicht die Gesell- 
schaften auch die 1875 konzessionierten Linien großenteils 
noch zu bauen gehabt hätten, deren Kosten ihnen wesenÜich 
allein zufielen. In Zukunft aber dürfte der Anteil des Staates 
an den Anlagekosten der konzessionierten Bahnen noch weiter 
und zwar auf etwas über 30V steigen, so daß der Staat an 
denselben sodann mit fast einem Drittel beteiligt sein wird 
(welches Verhältnis übrigens heute schon Platz greift, w^enn die 
Kosten des Staatsbahnnetzes mit in Betracht gezogen werden). 
Welche finanzielle Bedeutung aber ein solches Anwachsen um 
einige Prozent hat, wird aus der Betrachtung ersichtlich, daü 
IV der Anlagekosten nach dem Stande von 1893 eine Summe 
von 152 Millionen Frs. darstellt, die für das Staatsbudget 
die Verzinsung und Tilgung zu 4V berechnet, jedesmal eine 
Mehrbelastung von jährlich etwa 6080000 Frs. bedeutet. 

Von den bisher für Rechnung des Staates verausgabten 
2 Milliarden Frs. belasten das Staatsbudget durch Annuitäten 
und Zinsen nur 1620 Millionen Frs., während die auf die ältere 
Qarantieschuld verrechneten 380 Millionen Frs. die Kapital- 
lasten der Gesellschaften vergrößert haben, dadurch vorläufig 
allerdings auf die Zinsgarantie drücken, schließlich aber doch 
aus den Betriebsergebnissen der Bahnen oder deren Eigentum 
verzinst resp. getilgt werden müssen. 

Wie sich das Anlagekapital der sechs großen Ge- 
sellschaften im besonderen Ende 1893 auf diese, sowie den 
Staat und lokale Subventionen verteilte, zeigt die Tabelle auf 
S. 251. 

In dem 23jäfarigen Zeitraum von 1859 bis 1882 waren die ge- 
samten Anlagekosten der sechs Gesellschaftsnetze um 5595,4 Mil- 
lionen Frs., im jährlichen Durchschnitt um 243280000 Frs., in 
dem 11jährigen Zeitraum 1883 bis 1893 dagegen um 4194,7 Mil- 
lionen Frs. oder durchschnittlich jährlich um 381341000 Frs. 
gewachsen; dabei hatte der Anteil des Staates an denselben 
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Alllagekosten der sechs grossen Gesellseliaftsnetze im Jahre 1893. 



Gesellschaften 


Ausgaben 

der GeseU- 

schaften 

Frs. 


Ausgaben 
des Staates 

Frs. 


Lokale 
Subventionen 

Frs. 


Zusammen 
Frs. 


Nordnetz . . 
Ostnetz . . . 
Westnetz . . 
Orleans-Netz . 
P.-L..M..Netz . 
Südnetz . . . 
Pariser Gürtel- 
bahnen . . 


1387426000 
1818050000 
1417999035 
1379670000 
3489010904 
951147206 

80902321 


80423821 
650108205 
702851009 
1149083086 
869401649 
438080762 

18321487 


19046558 
16375584 
54003481 
17656337 
23435535 
2336684 

7415983 


1486896379 
1984533789 
2174853525 
2546409423 
4381848088 
1391564652 

106639791 


Zusammen 
Rhöne-MtCenia- 
Bafan . . . 


10024205466 
89906203 


3908270019 
26222460 


140270162 


14072745647 
116128663 


Hauptsumme: 
1893 
1882 
1859 


10114111669 
8328286828 
3603779000 


3934492479 

1634228519 

783530000 


140270162 
31612393 
11370000 


14188874310 
9994127740 
4398679000 



1859: 17,8 >, 1882: 16,4 > betragen, war aber bis 1893 auf 
27,6^/0 gestiegen. 

Die Beteiligung des Staates an den Sekunda rbahnen 
d'int^rfet gän^ral, außer an den verpachteten, deren Anlage- 
kosten schon oben S. 247 Anm. ^) genannt sind, ist gering; 
sie erstreckt sich nur auf die M^doc-Bahnen , während der 
Staat weder zu den Baukosten der älteren kleinen Bahnen, 
noch zu denen der jüngeren Gesellschaften (Chemins de fer 
economiques, d^partementaux und du Sud de la France) etwas 
beigetragen hat. Diese sämtlichen Sekundärbahnen hatten 
Ende 1893 einen Kostenaufwand von 208484139 Frs. verursacht, 
darunter 200864 780 Frs. Gesellschaftskapital, 2969359 Frs. 
lokale Subventionen und nur 4650000 Frs. Staatsbeiträge für 
die MÄdoc-Bahnen, während andererseits 926 000 Frs., welche 
für den Bau einiger Linien der Compagnie du Sud de la 
France durch lokale Subventionen aufgebracht worden waren, 
in die Staatskasse geflossen sind. 
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Die Wirkung der Zinsgarantie seit 1883 ist bereits 
eingehend im Kapitel 14 dargelegt, ebenso der Einfluß der 
wirtschaftlich schlechten Jahre am Anfang des Jahrzehnts, 
wie später der Auflösung des compte de l'exploitation 
partielle auf dieselbe. Auch das allmähliche Anwachsen 
dieser neuen Garantieschuld ist in den Tabellen jenes Ka- 
pitels detailliert dargestellt, so daß wir uns hier mit einer 
(Jebersicht über den Stand derselben anfangs 1894 begnügen 
können : 



Stand der Garantieseliuld der Hauptbalinen am 31. Dez. 1893: 



Gesellschaften 



Kapital 
Frs. 



Zinsen 
Fre. 



Zusammen 
Frs. 



I Vorschüsse 
Rückzahlangen 
Schuld Ende 1893 

Westnetz 

Orleans-Netz 

( Vorschüsse 



P.-L.-M.- 

Netz 



1 Rückzahlungen 
Schuld Ende 1893 



Südnetz 



Summe: i Vorschüsse 
Große 6e-| Rückzahlungen 
Seilschaft.! Schuld Ende 1893 

Rhone- [ Vorschüsse 
Mt. Genis l Rückzahlungen 
Bahn | Schuld Ende 1893 

Comp, du Sud de la France 
, desch.d.f.departementaux 
„ „ , „ , economiques . 



Haupt- 
summe 



I Vorschüsse . . 
Rückzahlungen . 
Schuld Ende 1893 



90 711086 

580 546 

90 180 540 

94 817 950 
104 598 506 

39 768 241 

1 651 128 

38117 118 

110 326 022 



14575 948 

156 352 

14419 666 

18558193 
20 027 605 

7 781 774 

3 737 603 

4 044 171 

17 177 760 



105 287 034 

736 928 

104 550106 

113 371143 
124 626111 

47 550015 

5 388 726 

42 161 289 

127 503 782 



440 221 805 

2 231 669 

437 990 136 

52 838 324 

2 823 283 

50 015 041 

6 355 000 

2 238 238 

873 399 



502 526 766 

5 054 952 

497 471814 



78116 280 

3 893 985 

74 222 295 

25 568 120 

1473263 

24094857 

493 227 

100590 

23 627 



104 301844 

5 367 248 

98 934 596 



518 338 085 

6 125 654 

512 212 431 

78406 444 

4296 546 

74 109 898 

6848 227 

2388 828 

897 026 



606 828 610 

10422 200 

596406 410 
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Bei den großen Gesellschaften handelt es sich hier um 
die seit 1884 aufgelaufene neue Garantieschuld, da die altere 
auf die dem Staate vorgeschossenen resp. noch vorzuschiessen- 
den Baugelder verrechnet wird; bei den drei zuletzt genann- 
ten, in den achtziger Jahren entstandenen Sekundärbahngesell- 
schaften um eine noch später beginnende und nur bei der 
Rhöne-Mont Cenis-Bahn um eine seit Beginn derselben (1863) 
datierende Schuld. Rückzahlungen haben bis jetzt nur die- 
jenigen Gesellschaften geleistet, bei denen in der obigen Tabelle 
solche vermerkt sind*). 

In den vorstehenden Ausführungen sind mit den Ergebnissen 
der finanziellen Beziehungen des Staates zu den großen Ge- 
sellschaften zugleich auch diejenigen zu den sekundären 
Hauptbahnen behandelt. Die ältere Geschichte dieser kleinen 
Oesllescfaaften ist in den Kapiteln 6 und 9 ausgeführt, während 
diejenigen, welche heute noch von ihnen existieren, nach ihren 
Konzessionsbedingungen, ihrer Größe und ihrer Bedeutung für 
das Staatsbudget im Kapitel 14 besprochen sind. Wir haben 
ihrer daher an dieser Stelle nur noch insofern mit einigen 
Worten zu gedenken, als nötig ist, um auch ihre Stellung 
innerhalb des französischen Eisenbahnwesens zu charakterisieren. 

Es liegt auf der Hand, dag die Tendenz, die mit den 
Fusionen zu Anfang der fünfziger Jahre Platz griff, für kleinere 
Hauptbahngesellschaften zunächst keinen Raum bot. Erst als 
das Verlangen nach Erweiterung des Eisenbahnnetzes immer 
dringender und durch die Handelsverträge von 1860 noch 
verschärft wurde, kamen wieder Konzessionierungen kleinerer 
GeseUschafben vor, so 1859 für die Linien von Lyon nach la 
Croix-Rousse und von Lille nach B^thune. Des weiteren gaben 
die großen Klassierungen des folgenden Jahrzehnts (1860/61: 
32 Linien von zusammen 1709 km, 1868: 17 Linien von 
1745 km Länge) neuerliche Veranlassung zur Konzessionie- 
ning kleinerer Gesellschaften, teils weil man den großen Com- 
pagnien nicht die ganze Last auf einmal aufbürden konnte, 
teils auch weil verschiedene der gewünschten neuen Bahnen 



*) BetrefiFs der Rückzahlungen cf. Buch I, S. 437, Anmerk. 
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nicht oder zu wenig in deren Interessensphäre lagen. So 
bildete ein Teil der erstgenannten Klassierungen den Grund- 
stock der Charentes- (1862) und der Vendeä-Bahnen (1863) 
und partizipierten an denen von 1868 schließlich eine ganze 
Anzahl kleinerer Gesellschaften: 1869 die Nord-Ost-Compagnie 
302 km; 1870 die Gesellschaften St. Nazaire-Croisic, Bressuire- 
Poitiers, Orläans-Ghälons; 1872 die von Clermont-TuUe neben 
fünf oder sechs noch kleineren ^). 

Die nach dem Kriege von 1870/71 sich wiederum ungestüm 
geltend machenden Wünsche führten sodann, außer zur Ver- 
größerung der Hauptbahnnetze, im Jahre 1875 nochmals zur 
Konzessionierung von drei Sekundärbahngesellschaften (Pi- 
cardie-Flandem, drei Linien mit 43 km Länge; Alais au 
Rhone 59 km und Angoul^me-Marmande 183 km), so daß 
Ende 1875: 34 solcher kleinerer Gesellschaften mit zusammen 
3434 km bestanden, von denen damals 1804 km in Betrieb 
waren. 

Alle diese Gesellschaften genossen keine Zinsgarantie und 
hatte der Staat ihnen gegenüber auch mit der Gewährung Yon 
Bausubvention um so sparsamer sein können, als ihre Koa- 
zessionierungen regelmäßig in Perioden dringenden Verlangens 
sowohl nach Bahnen wie nach Konzessionen fielen. Der 
Staat hat so für diese Bahnen in der That ursprünglich 
nicht viel mehr ausgegeben als jene 51 Millionen Frs., welche 
heute in den Anlagekosten des Staatsbahnnetzes als ehemaUge 
Subventionen der betreffenden früheren Gesellschaften auf- 
geführt werden. Diese sekundären Hauptbahngesellschaften 
nehmen gewissermaßen eine besondere Stellung in resp. neben 
dem System der französischen Eisenbahnpolitik ein und be- 
deuten für das französische Eisenbahnwesen eine anorganische 
Erscheinung. 

So lange dieselben den großen Netzen keine Konkurrenz 
machten und somit die Interessen des Staates in Rücksicht 
auf die Zinsgarantie nicht schädigten, war die wichtigste Frage 
nur die, ob sie sich selbständig würden erhalten können, und 



>) Cf. Buch 1, S. 145 ff. 
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was geschehen sollte, wenn letzteres — wie thatsächlich — 
nicht der Fall war. 

Wo solche kleinen Bahnen unmittelbar die Interessen- 
sphäre einer großen Gesellschaft berührten, war die einzige 
Lösung jener Frage darin zu suchen, daß sie dem großen 
Netze, sei es durch Fusion, Ankauf oder durch Pacht- bezw. 
Betriebsverträge angegliedert würden. Dieses Auskunftsmittel 
ist bei einer ganzen Anzahl kleiner Bahnen, besonders in den 
Regionen des Ost-, Nord- und P.-L.-M.-Netzes zur Anwendung 
gekommen. Ausführbar und nützlich konnte ein solcher Not- 
behelf aber nur sein, wenn die betreffende große Gesellschaft 
disponible Mittel besaß, welche sie zu Gunsten dieser kleinen 
Bahnen verwenden konnte, d, h. wenn diese letzteren in irgend 
welcher Form an den Betriebseinkünften der großen Netze teil- 
nehmen durften. Denn mittelst des bloßen Kredites der 
großen Compagnien, welche bei der Ausnutzung desselben 
speziell für Bahnzwecke an ihre Eonzessionsbedingungen und 
an die Bewilligung des Staates gebunden sind, war diesen 
an sich unverhältnismäßig teuer gebauten und unrentabeln 
Bähnchen nicht zu helfen. War dann die übernehmende 
große Gesellschaft, wie z. B. die Ostbahn, selbst garantie- 
bedürfbig, so konnte der Kalamität jener kleinen Bahnen nur 
so abgeholfen werden, daß dieselben den großen Netzen auch 
in finanzieller Beziehung angegliedert wurden — nachdem die- 
selben, wie in vielen Fällen, vorher insolvent geworden waren. 

Eine solche finanzielle Angliederung nun der kleinen Se- 
kundärbahnen ermöglichten die Verträge von 1883 durch die 
Bestimmung, nach welcher es den Gesellschaften gestattet ist, 
Zuwendungen oder Unterstützungen, die sie für kleinere oder 
lokale ^) Transportuntemehmungen zu verausgaben haben, mit 
anderen Worten: die Betriebsdefizits der ihnen angegliederten 
Sekundärbahnlinien in ihr eigenes Betriebsausgabenkonto ein- 
zusteUen, wodurch diese Defizits eventuell an der staatlichen 
Zinsgarantie teilnehmen. 



') unter den angegliederten Bahnen befinden sich auch Lokal- 
bahnen. 
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Dieser Weg führte, wie gesagt, zur Einfügung einzelner als 
selbständig unhaltbar erkannter Sekundärbahnen in das allgemeine 
System. Wo aber dieser Weg nicht gangbar war, blieb in 
der That nichts übrig, als daß der Staat selbst die BoUe eines 
Eisenbahnuntemehmers auf sich nahm. In dieser Beziehung 
muß aber hervorgehoben werden, daß auch denjenigen Gesell- 
schaften gegenüber, deren Bahnen das heutige Staatsnetz kon- 
stituierten, jener zuerst genannte Weg der Abhilfe wohl be- 
schreitbar gewesen wäre, und daß seiner Zeit bereits ein fertiges 
Abkommen mit der Orl^ans-Gesellschaft in dieser Richtung 
vorlag, welches aber vom Parlamente verworfen wurde ^). 

Nicht das System der Eisenbahnpolitik hatte demnach 
versagt, sondern es hatten politische Zeitströmungen die kon- 
sequente Durchführung desselben durchkreuzt — sehr zum 
Schaden des Staates, der nunmehr nicht bloß die Erwerbs- 
und Erweiterungskosten seines Bahnnetzes, sondern auch dessen 
Defizits dauernd und bis auf weiteres ä fonds perdu zu 
tragen hat. 

Das französische Staatsbahnnetz läßt sich, vom staats- 
wirtschaftlichen und finanziellen Standpunkte aus betrachtet, 
in dem System der französischen Eisenbahnpolitik nicht unter- 
bringen. Wenn französische Schriftsteller und Parlaments- 
redner wegen desselben gelegentlich hervorheben,* daß es bei 
den engen Beziehungen des französischen Staates zum Eisen- 
bahnwesen an und für sich notwendig sei und den Aufgaben 
des Staates entspreche, daß er in einem eigenen Bahnnetze ein 
Versuchs- und Experimentierfeld besitze, um alle Fortschritte 
erproben und das Bewährte der Privatindustrie empfehlen zu 
können, so bedeuten ähnliche Behauptungen nichts anderes 
als die rhetorische Verbrämung einer in Frankreich unlieb- 
samen Thatsache. Denn abgesehen davon, ob es wirklich 
zu den Aufgaben des Staates gehört, einen ganzen Eisenbahn- 
komplex als Staatsprobieranstalt zu unterhalten, so wird man — 
selbst unter dem Gesichtspunkte der notwendigen Heranbil- 
dung eines Militäreisenbahncorps — ein Bahnnetz von mehr 



») Cf. Buch I, Kap. 9, S. 240, und Buch II, Kap. 17, S. 152 und 154. 
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als zweitausend Kilometern jedenfalls als ein zu ausgedehntes 
Probier- und Experimentierfeld ansehien müssen. Wie dem 
auch sei, vielleicht wäre die Absicht, welche die Regierung 
und schliefälich auch das Parlament bei der Verstaatlichung 
jener Bahnen zu haben schien, daß der Staat deren Betrieb 
nur provisorisch übernehmen solle, in ihrem Effekt nicht 
in das Gegenteil umgeschlagen, wenn nicht schließlich von 
dem großen Programm auch dem Orl^ans-Netze ein fast zu 
reichlicher Teil hätte zugemessen werden und — wenn die 
Regierung von 1883 nicht hätte außerdem befürchten müssen, 
mit der gleichzeitigen Aufrollung der Frage des Betriebs 
des Staatsbahnnetzes vielleicht das ganze Werk der Verträge 
jenes Jahres zu gefährden. 

Eine andere Stellung im französischen Eisenbahnwesen 
als diese älteren Sekundärbahnen nehmen die drei nach 1883 
entstandenen Gesellschaften (d^partementaux , ^cono- 
miques und du Sud de la France) ein. Bausubventionen hat 
der Staat auch diesen nicht gewährt; indem er ihnen aber in 
der im Kapitel 14 beschriebenen Weise nicht nur die innerhalb 
bestimmter Maxima begrenzten Anlagekosten, sondern auch 
die Betriebskosten nach gewissen zu den Einnahmen pro- 
portionierten Sätzen (unter Zuerkennung von Prämien für Er- 
sparnisse an denselben) garantierte, hat er für sie ein be- 
sonderes System angenommen, welches vorher bereits auf dem 
eigenartigen Gebiet der algerischen Kolonialbahnen zur An- 
wendung gekommen war. Es ist dadurch solchen Eventua- 
litäten, wie sie bei den älteren Sekundärbahnen eingetreten 
sind, allerdings vorgebeugt, ob aber die Konzessionierung 
jener Bahnen in dieser Form überhaupt ein ökonomisch rich- 
tiger Akt war, darf bezweifelt werden. Die betreffenden 
Linien sind — bis auf eine Strecke der Alpenbahn der Com- 
pagnie du Sud, welcher neuerdings militärische Wichtigkeit 
beigemessen wird — von nur untergeordneter Bedeutung und 
wurden daher fast ausschließlich zur Ausführung mit der 
Schmalspur bestimmt. Danach wären sie eigentlich als Lokal- 
bahnen zu deklarieren gewesen, in welchem Falle die inter- 
essierten Departements und Gemeinden die Last mit dem 
Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 17 



Digitized by LjOOQ IC 



— 258 — 

Staate wenigstens geteilt hätten. Weshalb dieser Weg nicht 
beschritten wurde, kann nur so erklärt werden, daß man 
— aus welchen Gründen immer — sich nicht entschließen 
konnte, etwas von dem großen Programm, wenn auch nur 
nominell, aufzugeben, was geschehen wäre, wenn diese Linien 
aus dem Verzeichnis derer, denen das inter6t g^n^ral zuer- 
kannt war, gestrichen worden wären. Die verschiedenen Budget- 
berichterstatter sehen denn auch, wie schon im Kapitel 14 er- 
wähnt wurde, das gegenwärtige Verhältnis dieser Bahnen als 
ein ganz verfahrenes, jede Aussicht auf Besserung fast 
ausschließendes an und haben wiederholt die Revision der be- 
treffenden Konzessions vertrage angeregt. 

Eine jenen Wünschen entgegenkommende und unter dem 
1. Dezember 1894 vereinbarte neue Konvention mitder Compagnie 
du Sud de la France ist unterdessen nach verschiedenen von 
der Eisenbahnkommission beliebten Modifikationen durch Ge- 
setz vom 26. Juli 1895 sanktioniert worden. Der Staat über- 
nimmt danach den Bau einer bestimmten Verbindungsstrecke 
und die Aptierung derjenigen Linie, welcher man militärische 
Bedeutung beimißt, für die normale Spurweite (durch Legung 
einer dritten Schiene), wobei der Gesellschaft gewisse dafür 
schon verausgabte Beträge zu ersetzen sind; für den Ausbau 
einer bestimmten anderen Linie sowie für Ergänzungsarbeiten 
wird der Compagnie gestattet, ihr bisheriges Anlagekapital um 
bestimmte Suromen zu vergrößern, ebenso um einen Betrag, um 
welchen sie die früher festgesetzten Maxima überschritten hat; 
dagegen fällt die Garantie der Betriebskosten fort und soll 
der Ueberschuß der Einnahmen über jene in erster Reihe in 
Höhe von 250 Frs. per Kilometer zur Bildung eines Reserve- 
und Erneuerungsfonds, weitere üeberschüsse aber mit */3 zur 
Rückzahlung der bisherigen Betriebsgarantieschuld, danach mit 
der Hälfte zur Teilung mit dem Staate verwendet werden ; im 
Falle sich üeberschüsse zur Bildung des Reservefonds nicht 
gleich einstellen sollten, zahlt der Staat die betreffenden für 
diesen nötigen Summen mit im Maximum 75 000 bezw. 50000 Frs. 
jährlich während der nächsten zehn Jahre nach Analogie einer 
Vorschuß weisen — aber unverzinslichen — Garantie, während 
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eine solche für das Anlagekapital nur soweit gewährt war, 
als dasselbe aus Obligationen besteht. — Die Kommission hat 
übrigens in ihrem Bericht über die Konvention ^) rundweg aus- 
gesprochen, daß die Garantiezahlungen für das Anlagekapital 
niemals zurückzuerhalten sein dürften. 

Der Vorteil für den Staat ist demnach nur der gewesen, daß 
die Betriebskosten fortan der Compagnie allein zur Last fallen, 
und daß ebenso die Aktionäre, für deren Dividenden eine 
Garantie ausgeschlossen, auch kein reserviertes Einkommen vor- 
gesehen ist, ausschließlich auf eine Hebung der Betriebs-^ 
Überschüsse des Netzes angewiesen sind. Ob mit diesen Be- 
stimmungen wirklich Wünschenswertes erreicht werden wird, 
bleibt angesichts der Thatsache, daß das Netz im Jahre 1894 
bei einer gesamten Betriebsausgabe von 1373968 Frs. ein Be- 
triebsdefizit von 412094 Frs. und eine Unterbilanz gegenüber 
ihrer Kapitallast von 4055552 Frs. hatte, sehr zweifelhaft. Die 
ganzen Bestimmungen des Vertrages beruhen auf der Voraus- 
setzung, daß die Einnahmen die Betriebskosten decken müßten. 
— Was soll geschehen, wenn dies, wie bisher, auch ferner nicht 
der Fall sein wird? Vermutlich wird sich dann das alte Spiel 
früherer Jahre wiederholen : daß so lange unter dem Titel von 
Neu- und Ergänzungsarbeiten Anleihen gemacht werden können, 
sich die jährlichen Defizits zuweilen verbergen lassen, bis mit 
dem Versiegen dieser Quelle die Insolvenz notorisch wird. 

Bei solchen Netzen von untergeordneter wirtschaftlicher 
Kraft beschränkt sich die Aufgabe nicht darauf, die Einnahmen 
zu heben, da dies doch immer nur in beschränkten Grenzen und 
mit nicht sicher zu berechnendem Erfolge geschehen kann, son- 
dern ist es vor allem nötig, Mittel und Wege zur möglichsten 
Einschränkung der Ausgaben zu finden. In dieser Beziehung 
mag z. B. nur an das eine Moment erinnert werden, daß die 
Compagnien d'int^ret g^n^ral gezwungen sind, ihre Zentral- 
leitung — ihr Domizil, wie es offiziel heißt — in Paris zu 



*) Drucksachen der Deputiertenkammer, 6. Legislaturperiode, außer- 
ordentliche Session 1894, Nr. 1072; Berichterstatter war der von uns 
schon mehrfach zitierte Comudet. 
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haben, um zu erkennen, daß hier radikalere Heilmittel an- 
gewendet, d. h. daß die in Rede stehenden Bahnen vor allem 
aus dem Register des int^röt g^n^ral gestrichen werden müssen, 
um die in jeder Richtung notwendige Aktionsfreiheit für die 
Neukonstituierung derselben zu erlangen, anderenfalls — auch 
hier Angliederung an die Netze der großen Gesellschaften, 
wodurch sich die Opfer des Staates wenigstens fühlbar ver- 
ringern ließen. 

Die sekundären Hauptbahnen bilden den Uebergang 
zu den Lokalbahnen. Es ist schon im Kapitel 7, welches 
der Geschichte derselben gewidmet ist, darauf hingewiesen, 
daß der Begriff der französischen Lokalbahnen nicht auf einer 
bestimmten technischen Eigenart derselben beruht — gibt es 
doch sowohl innerhalb des Netzes d'int^r6t g^n^ral schmal- 
spurige Bahnen, wie unter den Lokalbahnen normalspurige — , 
sondern daß dieser Begriff lediglich aus der Zugehörigkeit 
dieser Bahnen zur Kompetenz der lokalen Verwaltungskörper- 
schaften, insbesondere der Departements, hergeleitet ist, wäh- 
rend die Bahnen d'intöröt g^n^ral ausschließlich in die Macht- 
und Rechtssphäre des Staates fallen. 

Das erste Lokalbahngesetz vom 12. Juli 1865 hatte in 
dieser Richtung einfach bestimmt, daß Departements und Kom- 
munen, sei es allein oder unter Mitwirkung der interessierten 
Privatwirtschaften, sei es im Wege der Konzession Bahnen d'in- 
t^rßt local begründen könnten, wobei dem Staate die Zuerkennung 
des Enteignungsrechtes (der utilit^ publique) und die Erteilung 
der Erlaubnis zur Bauausführung, beides durch ein Dekret des 
Staatsrates, vorbehalten blieb. Auch bewilligte der Staat unt^r 
Umständen Bausubventionen für solche Bahnen. 

Wenn somit die lokalen Körperschaften zwar Bahnen be- 
gründen konnten, so blieb es dennoch eine offene Frage, ob 
sie dazu autorisiert sein sollten, sofern und weil die betreffen- 
den Bahnen einen lokalen Charakter hätten, oder ob die so 
konzessionierten Bahnen eben nur deswegen, weil sie von 
lokalen Verwaltungskörperschaften konzessioniert wurden, den 
Namen Lokalbahnen führen sollten. Die Regierung zielte 
wohl darauf hin, daß solche Bahnen im allgemeinen die 
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Länge von 30 oder 40 km nicht überschreiten, daß sie 
weder Gebirge noch große Thäler queren, also auch keine 
kostspieligen Kunstbauten erfordern sollten, daß sie nach 
ihrer untergeordneten Bedeutung möglichst .mit einer ge- 
ringeren als der normalen Spurweite angelegt und ihr Betrieb 
mit solcher Einfachheit eingerichtet werden solle, daß die Be- 
triebskosten durchschnittlich 5000 Frs. per Kilometer und Jahr 
nicht übersteigen könnten. Aber solche von der Verwaltung 
aufgestellten Gesichtspunkte konnten insofern nicht durchgreifend 
wirken, als sie im Gesetze von 1865 selbst keine Stütze fanden. 
Dieser üebelstand hatte zu dissentierenden Auffassungen seitens 
der verschiedenen öffentlichen Gewalten und zu Kompetenz- 
konflikten führen müssen, die unter Umständen ihre Lösung 
allerdings dadurch finden konnten, daß der Staat als der 
mächtigere eine Bahn durch Erklärung des intöröt g^neral der 
Kompetenzsphäre der lokalen Gewalten entrückte. Schließlich 
aber konnte auch der Staat sich den aus dem Gesetze möglichen 
Folgenmgen nicht entziehen, wenn die öffentliche Meinung 
und vor allem die einzelnen Interessenten überall auf Schaf- 
fung neuer Bahnen drängten. Solches kam in dem Gesetz 
vom 12. August 1871 zum Ausdruck, welches den General- 
räten gestattete, sich zijm Zwecke der Gründung von Lokal- 
bahnen, die mehrere Departements berühren sollten, zu ver- 
einigen. 

Daß unter diesen Verhältnissen die auf Grund des Ge- 
setzes von 1865 gebauten Lokalbahnen vielfach etwas anderes 
werden mußten, als unter diesem Begriffe allgemeinhin ver- 
standen wird, ist im Kapitel 9 näher ausgeführt. Besonders 
hatte aber die Gesetzesnovelle von 1871 jenen Spekulationen 
die Wege ebnen müssen, welche in den siebziger Jahren 
darauf ausgingen, unter dem Aushängeschilde der Lokalbahnen 
überflüssige Konkurrenznetze gegen die großen Gesellschaften 
zu schaffen, um schließlich in denselben ein verwertbares 
Handelsobjekt zu besitzen, mit dem sich von den großen Com- 
pagnien ein Stück Geld herausschlagen ließe. 

Damit hatte sich herausgestellt, daß das Gesetz von 1865 
ungeeignet war, den Lokalbahnen eine dem System der 
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französischen Eisenbahnpolitik entsprechende Stellung zugeben: 
Statt Gehilfen der großen Bahn zu sein, drohten sie deren 
Gegner zu werden, was nicht bloß die Eisenbahngesellschaften, 
sondern auch den Staat, der, wie wir immer von neuem 
gezeigt haben, teils deren stiller Teilhaber, teils ihr inter- 
essierter Gläubiger ist, schädigen mußte. 

Es mußte ein neues Lokalbahngesetz geschaffen werden; 
bevor das aber gelang, trat die uns bekannte Episode der iso- 
lierten Staatsinitiative ein, die vorerst die Aufmerksamkeit von 
den Privatbahngesellschaften überhaupt ablenken mußte. 

Ende 1875 betrug die Länge des Lokalnetzes 4381 km, 
von denen aber nur 1804 km in Betrieb waren; der durch- 
schnittliche Herstellungspreis stellte sich auf 155000 Frs. per 
Kilometer, von denen 40 000 Frs. durch Subventionen, 115 000 Frs. 
durch die Lokalbahngesellschaften aufgebracht waren. Dabei 
waren die Betriebsresultate sehr schlecht; sie ergaben durch- 
schnittlich etwa 2000 Frs. per Kilometer Ueberschuß, so daß 
der durchschnittliche Verlust der Gesellschaften gegenüber dem 
Zins- und Tilgungserfordernis sich auf 6600 Frs. per Kilo- 
meter berechnete. 

Die Lage viele dieser Gesellschaften war demnach eine sehr 
mißliche; die beabsichtigte Konkurrenz gegen die großen 
Gesellschaften hatte sich nicht durchführen lassen, und 
brauchten letztere nur in den wenigsten Fällen daran zu 
denken, die betreffenden Bahnen ä tout prix zu erwerben; 
jedenfalls hatten die Lokalbahnunternehmer von jenen einen 
Gewinn kaum mehr zu erhoffen. In dieser Notlage soUte der 
Staat, nachdem er bei den sekundären Hauptbahnen der 
Charentes und Vendöe damit den Anfang gemacht hatte, der 
Helfer sein. 

Zugleich mit den Sekundärbahnen d'interöt g^neral gingen 
thatsächlich eine Anzahl Lokalbahnen in dem neu geschaffenen 
Staatsnetze auf. 

Das »große Programm" war eben den notleidenden Lokal- 
bahnen zu Hilfe gekommen. Dasselbe hatte ja auch den Neben- 
zweck gehabt, eine feste Unterlage für die Unterscheidung 
zwischen Lokalbahnen und Bahnen d*intör6t g^n^ral zu ge- 
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winnen, wobei der Staat für alle noch zu schaffenden Linien 
der letzteren Kategorie einzutreten hatte. 

Alle schon vorhandenen oder konzessionierten Lokalbahn- 
linien, welche bei diesem großen Classement, das die Regional- 
kommissionen begonnen und die Parlamentskommissionen fort- 
setzten, als d'int^r^t g^ndral erklärt wurden, mußte der Staat 
folglich ankaufen. Ihre Unternehmer und Aktionäre waren 
damit der Sorgen ledig. 

Wie dann in der That im Laufe der nächsten Jahre eine 
ganze Reihe von Lokalbahnen zu Bahnen von allgemeinem 
Interesse umgestempelt und allmählich vom Staate angekauft 
wurden, um schließlich durch die Verträge von 1883 zu einem 
großen Teil ebenfalls den großen Netzen einverleibt zu werden, 
ist in den betreffenden Kapiteln des ersten Teiles dargelegt 
worden. 

Inzwischen schien durch das große Programm eine Grund- 
lage für die Unterscheidung zwischen Lokal- und Hauptbahnen 
wenigstens thatsächlich gewonnen zu sein, insofern alle Bahnen, 
welche das große Programm nicht in Anspruch nahm, der 
Initiative der lokalen Gewalten überlassen blieben, wobei aller- 
dings dem Staate immer das Recht zustand, durch Erklärung 
des int^röt g^n^ral auch ferner diese oder jene Bahnlinie seiner 
Initiative vorzubehalten. Somit war die Grundlage für ein 
neues Lokalbahngesetz gegeben, das am 11. Juni 1880 er- 
lassen wurde. 

Die Hauptübelstände des Gesetzes von 1865 waren die ge- 
wesen, daß es einmal die Lokalbahnen denselben Konstruktions- 
und Betriebsbedingungen wie die Hauptbahnen, nämlich dem 
Eisenbahnpolizeigesetze von 1845 unterworfen, sie also von vorn- 
herein zu einer zu teuren Art der Anlage gezwungen hatte, und 
daß es die Anlage solcher zu teuren Bahnen obendrein noch 
durch Bewilligung staatlicher Bausubventionen fördern wollte. 
Mußte der erstere Umstand reelle Unternehmer abschrecken, so 
war der zweite um so geeigneter, die Spekulation anzulocken. 
Die Gründer erhielten durch die Staatssubvention zunächst die 
Mittel, den Bau zu beginnen. Der begonnene Bau gab dann 
die Folie zur Ausgabe von Obligationen her, die in der ersten 
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Zeit vom Publikum, bevor diesem der Unterschied zwischen 
solchen aussichtslosen Effekten und den gut fundierten der 
großen Gesellschaften klar geworden war, auch wiDig ange- 
nommen wurden. Wie nun die zu teuer gebauten Bahnen sich 
nicht rentieren, vielfach kaum ihre ebenfalls viel zu hohen Be- 
triebskosten decken konnten, so mußten ihre Unternehmer auf 
denselben Weg wie jene der vom Staate zurückgekauften 
Sekundärbahnnetze geraten, nämlich durch immer weitere Aus- 
dehnungsprojekte ihrer Unternehmungen sich die Möglichkeit 
zu neuen Emissionen zu verschaffen suchen, um sich, so 
lange das ging, durch eine künstliche Verlängerung der Bau- 
periode vorläufig über Wasser zu halten. Diese Entwickelung 
mußte sie schließlich, wie oben schon gezeigt, auf den Weg 
leiten, den großen Gesellschaften Konkurrenz machen zu wollen. 
Sobald sich das als unmöglich herausstellte, brach das ganze 
Gebäude zusammen, wie denn auch zahlreiche Konzessionen, 
da die Unternehmer den Betrieb nicht aufrecht erhalten konnten, 
verfallen sind, andere zurückgekauft wurden. 

Ein neues Lokalbahngesetz mußte diese beiden Grundübel 
vor allem beseitigen. An den Kompetenzverhältnissen des 
Lokalbahnwesens änderte dagegen das Gesetz vom 11. Juni 
1880 nicht viel: die Departements bezw. die Gemeinden blieben 
die Konzessionserteiler, denen daher auch nach Ablauf der 
— ebenfalls auf 90 bis 99 Jahre berechneten — Konzessionen 
die Bahnen kraft des Heimfallrechtes gehören sollten; dem 
Staate war nach wie vor, nach vorhergehender Prüfung der 
betreffenden Projekte durch den Staatsrat, die Erteilung des 
Enteignungsrechtes und der Ausführungserlaubnis vorbehalten, 
die aber von jetzt an nicht mehr durch ein Dekret, sondern 
durch einen Gesetzesakt erteilt werden sollte. 

Vollständig geändert wurden dagegen die baupolizei- 
lichen Bedingungen und vor allem das System der Sub- 
ventionierung. In ersterer Beziehung erhielten die Präfekten 
das Recht, die Lokalbahnen ganz oder teilweise von der Ver- 
pflichtung der Einhegung der Bahn und ebenso von der Be- 
wachung der Wegekreuzungen zu dispensieren, was natürlich 
nur bei einer untergeordneten Art ihrer Anlage und ihres Be- 
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triebes geschehen konnte; und neben dieser Erleichterung der 
Anlage- und Betriebskosten drängte das neu angenommene 
System der Subventionierung zu einem möglichst ökonomischen 
Gebaren der Bahnen in jeder Richtung. 

Der Staat gab nämlich fortan Bausubventionen für Lokal- 
bahnen nicht mehr her — den Munizipien und Privatinteressenten 
blieb das natürlich unbenommen — , er garantierte auch nicht 
die Verzinsung des Anlagekapitals, sondern beteiligte sich, 
unter Vermeidung des Wortes «Garantie**, gemeinsam mit dem 
Eonzessionserteiler an der Oarantierung eines gewissen Be- 
triebsresultates. Im Falle nämlich die Bruttoeinnahmen nicht 
ausreichen sollten, die Betriebskosten und 5 ®/o des in der 
Eonzession festgesetzten und um die Defizits der Bauzeit ver- 
mehrten Anlagekapitals zu decken, verpflichtete sich der Staat, 
einen vorschußweisen Zuschuß zu den Bruttoeinnahmen zu leisten. 
Dieser Zuschuß sollte sich zusammensetzen aus einer festen 
Summe von 500 Frs. für jeden in Betrieb befindlichen Kilo- 
meter und aus einem Viertel derjenigen Summe, welche nötig 
sein würde, um die wirkliche Bruttoeinnahme bei normalspurigen 
Bahnen auf 10000 Frs., bei schmalspurigen auf 8000 Frs. per 
Kilometer zu erhöhen; doch war diese Staatssubvention an die 
Bedingung geknüpft, daß der Konzessionserteiler, Departement 
oder Gemeinde, allein oder unter Beihilfe von Interessenten, 
mindestens die gleiche Verpflichtung übernähme. In keinem 
Falle aber sollte der Staatszuschuß höher sein, als um die 
kilometrische Bruttoeinnahme der normalspurigen Bahnen bis 
auf 10500 Frs., der schmalspurigen auf 8500 Frs. zu bringen, 
auch niemals höher, als um innerhalb dieser Grenzen neben 
der Deckung der Betriebskosten eine 5®/oige Verzinsung und 
Tilgung des Anlagekapitals zu ermöglichen; wird dieses durch 
die eigenen Einnahmen erreicht, so fällt die Staatssubvention fort. 
Steigen die eigenen Einnahmen dagegen so hoch, daß sie eine 
höhere Verzinsung des Anlagekapitals als zu 6 ^/o ermöglichen, 
so tritt die Verpflichtung zur Rückzahlung der erhaltenen Vor- 
schüsse, aber ohne Zinsen, ein, und zwar so, daß die Hälfte 
des über die 6^/oige Verzinsung hinausgehenden Betrages zur 
Verteilung zwischen dem Staate und den sonstigen Subventio- 
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aatoren nach dem Verhältnis ihrer Anteile an dem gtr>;iir:t<rn 
SubventionBvorMrhiLsse gelangt. Nach erfolgter Rückzahlung 
dieKer Vor»chuf*»e findet eine Teilnahme des Staates am Rein- 
gewinn nicht statt. 

Au&erdem hat der Staat eine absolute Grenze gezogen, 
bis zu welcher er solche SubTentionen Oberhaupt nur bewilligt, 
indem Art. 14 des Gesetzes Ton 1880 bestimmt, daß dieselben 
den Betrag von 400000 Frs. per Jahr für die samtlichen Lokal- 
bahnlinien eines Departements niemals übersteigen dürfen. 

Neben diesen wesentlichen Bestimmungen enthält das 
Gesetz von 1880 auch solche über einen eventuellen Rückkauf 
sowie über den Verfall der Eonzession, über die Modalitäten 
des Heimfalls, der Entschädigung im Falle der Staat eine 
Lokalbahn als d'inter^t g^n^ral erklärt, über die Rechnungs- 
und Betriebskontrolle, deren Kosten auch hier die Bahnen zu 
tragen haben, über das Verhältnis des Obligationen- zum Aktien- 
kapital etc.; doch können wir diese Bestimmungen, da sie 
für das System nicht besonders charakteristisch sind, hier 
übergehen. 

Durch das Gesetz von 1880 wurde also ein besonderes 
Lokaleisenbahnwesen neben dem der großen Bahnen ge- 
schaffen, hauptsächlich, um auch kleineren, wirtschaftlich minder 
mächtigen Interessentenkreisen die für sie wünschenswerte Ver- 
bindung mit dem großen Bahnnetz des Landes zu ermöglichen, 
dadurch aber zugleich diesem wieder weitere Quellen seines Ver- 
kehrs zu erschließen. Von diesem Gesichtspunkte aus betrachtet, 
hätte es nahe gelegen, die Lösung, namentlich der Subventions- 
frage, in anderer Richtung zu suchen: in erster Reihe die 
großen Gesellschaften, wenn nicht für den Bau von Lokal- 
bahnen, so doch für deren Unterstützung zu interessieren, in 
welchem Falle sich die Art der Staatsbeteiligung in anderer 
W^eise hätte regeln lassen. Allerdings sprechen die hier ob- 
waltenden Gesichtspunkte der im kleinen notwendigen Spar- 
samkeit und Umsicht nicht dafür, den großen Gesellschaften 
Lokalbahnen, die nicht etwa im unmittelbarsten Bereiche ihrer 
Bauptbahnlinien liegen, zu übertragen; immerhin hätte sich ein 
Weg finden lassen, die Lokalbahnen — nicBt nur zum Vor- 
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teil für die Staatsfinanzen , sondern auch im Interesse der 
größeren und rascheren Ausdehnung des Lokalbahnnetzes — 
in finanzielle Beziehung zu den gro&en Gesellschaften zu bringen. 
Es ist sogar nicht unwahrscheinlich, daß, wenn in dieser Rich- 
tung vorgegangen worden wäre, auch die Anlagekosten der 
Hauptbahnen eine wesentliche Erleichterung gefunden hätten, 
insofern dann wahrscheinlich manche heute als d'int^ret g^n^ral 
zu teuer gebaute Linie ihren Platz im Lokalbahnnetze ge- 
funden haben würde. Es ist aber nicht zu, vergessen, daß 
das Gesetz von 1880 mit seinem Vorbereitungsstadium — der 
erste Entwurf desselben wurde am 29. April 1878 von Frey- 
cinet eingebracht — in die Zeit der Verstaatlichungsabsichten 
und der Ereierung des großen Programms, und mit seiner 
definitiven Gestaltung in jene Periode fällt, in der die großen 
Gesellschaften, was die Erweiterung des Bahnnetzes angeht, 
ausgesprochenermaßen bei Seite geschoben waren. — Allerdings 
war die Möglichkeit nicht ausgeschlossen, daß auch große 
Gesellschaften sich um Konzessionen für Lokalbahnen inner- 
halb der Bedingungen des Gesetzes von 1880 bewerben konnten, 
doch wäre unmittelbar nach Emanierung desselben, wie gesagt, 
nicht daran zu denken gewesen. Zudem waren jene damals 
noch mit der Ausführung ihrer Eonzessionen von 1875 be- 
schäftigt und mußten sie des weiteren 1883 die Last des großen 
Programms übernehmen. Die Verträge von 1883 geben aller- 
dings in der schon an anderer Stelle erwähnten Bestimmung, 
welche den großen Corapagnien die Einrechnung von für lokale 
Transportunternehmungen verausgabten Subventionen in ihre 
Betriebsausgaben gestattet, die Möglichkeit, Lokalbahnen, ohne 
sie direkt den großen Netzen einzuverleiben, diesen anzugliedern 
und wird in dieser Richtung in derZukunft wohl viel für 
die Erweiterung des französischen Lokalbahnnetzes geschehen 
können. Im Jahre 1880 aber hat man unter den damals 
obwaltenden Umständen zur Einrichtung eines ganz besonderen 
Systems für die Lokalbahnen gelangen müssen. 

Dieses System, dessen Grundzüge wir oben dargelegt 
haben, überläßt die Aufbringung des Anlagekapitals, dessen 
sachgemäße Verwendung übrigens noch durch besondere Kau- 
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. telen gesichert ist, den Konzessionären und lokalen Interessenten 
allein; es sichert eine Rentabilität dieser Bahnen nur in dem 
Falle, wenn Anlage- und Betriebskosten in bestimmt limitierten 
niedrigen Grenzen gehalten werden, und es sucht diese spar- 
same Bau- und Betriebsgestaltung noch besonders dadurch zu 
sichern, daß die lokalen Interessenten — Departements, Kom- 
munen, Anlieger etc. — in mindestens gleicher Höhe wie der 
Staat an der Zusicherung der Rentabilität beteiligt und so in 
ihnen die wirksamsten Faktoren für die beständige Kontrollierung 
des Gebarens der Unternehmer gewonnen werden. Wenn 
im Maximum bei den normalspurigen Bahnen 10500 Frs., 
bei den schmalspurigen 8500 Frs., im Durchschnitt also 9500 Frs. 
per Kilometer zur Deckung der Betriebskosten und des Kapital- 
lastenerfordernisses ausreichen sollten, so waren fQr beide Arten 
von Ausgaben so enge Grenzen gezogen, daß die größte Ein- 
fachheit und Sparsamkeit geboten war. Das aber war der 
Zweck dieses Systems, welches dadurch allen ungesunden 
Spekulationen vorbeugen wollte. 

Welche Grenzen auf diese Weise den Betriebskosten ge- 
zogen sind, läßt sich nach der faktischen Gestaltung der Anlage- 
kosten ermessen. Die letzteren betrugen im Durchschnitt der 
sämtlichen Lokalbahnen 1892 per Kilometer 100956 Frs., 
welche für Zinsen und Tilgung, zu 5 V berechnet, 5048 Frs. 
erfordern würden, so daß also die durchschnittlichen Betriebs- 
kosten per Kilometer 4452 Frs. nicht übersteigen dürfen. Für 
die normalspurigen Bahnen stellten sich die Anlagekosten 1892 
bei einer Betriebslänge von 1564 km auf 185584668 Frs., 
durchschnittlich per Kilometer also auf 118660 Frs., die für 
Verzinsung und Amortisation , zu 5 ^/o , wiederum 5933 Frs. 
erfordern, so daß von den 10500 Frs. garantierter Brutto- 
einnahmen 4567 Frs. zur Deckung der Betriebskosten bleiben; 
die 1675 km schmalspurige Lokalbahnen — abgesehen von 
vier Seil- (furiiculaires) und drei Zahnradbahnen (ä cr^maill^re) — 
kosteten 1892: 130835 910 Frs., per Kilometer also 78 111 Frs., 
wofür Zinsen und Tilgung ä 5 *Vo 3906 Frs. erfordern, so daß 
von dem garantierten Einnahmenmaximum von 8500 Frs. eben- 
falls nur 4594 Frs. für die Betriebskosten bleiben. 
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Der Grundgedanke, welcher den Ausgangspunkt des den 
Hauptbahnen gegenüber befolgten Systems bildet: das organi- 
sierte Zusammenwirken von Privatuntemehniung und Staats- 
hilfe, liegt auch dem Lokalbahngesetze von 1880 zu Grunde, 
daher beide Systeme mehrfache Analogien bei verschieden- 
artiger Ausgestaltung im Detail aufweisen: Wie beim Haupt- 
bahnnetze ist auch hier den Unternehmern das Risiko der 
Anfangsjahre abgenommen, aber nur, sofern sie sich in den 
ihnen gezogenen finanziellen Grenzen einzurichten verstehen. 
In diesem Falle gibt ihnen auch das Lokalbahngesetz die 
Möglichkeit kleiner Mehrgewinne, wenn sie entweder ihre 
Obligationen zu einem Emissionskurse unterzubringen ver- 
mochten, nach welchem sich die Verzinsung und Tilgung des 
für dieselben realisierten Kapitals unter 5 ®/o stellt, oder wenn 
sie ihren Betrieb so ökonomisch einzurichten verstehen, daß 
dessen Kosten nach Abzug des 5 ^/oigen KapitaUastenerforder- 
nisses von den Bruttoeinnahmen den übrig bleibenden Be- 
trag nicht ganz verschlingen. Eine weitere Analogie besteht 
darin, daß nach Erreichung einer zur 5 "/o igen Verzinsung 
des Anlagekapitals genügenden Einnahme auch dem Unter- 
nehmergewinn ein begrenzter Spielraum (bis zur 6 ^/o igen Ver- 
zinsung) gelassen wird, bevor der Staat seine Ansprüche an 
den Reingewinn geltend macht. Diese Ansprüche erstrecken 
sich hier aber nur auf die, noch dazu zinslose, Rückerstattung 
der Vorschüsse. Darin weicht also das Gesetz von 1880 von 
dem bei den Hauptbahnen befolgten System ab, daß der Staat 
für seine Vorschüsse keine Zinsen und eine eigentliche Teil- 
nahme am Reingewinn über die Rückerstattung jener Vor- 
schüsse hinaus überhaupt nicht beansprucht. Ist letzteres in- 
sofern verständlich, als es dem Staate nicht angemessen scheinen 
mochte, sich an dem immer nur bescheidenen Gewinn so kleiner 
Unternehmungen zu bereichern, und läßt sich jene Verzicht- 
leistung auch aus den rechtlichen Verhältnissen herleiten, da 
der Staat nach diesem Gesetze weder durch Bausubventionen 
noch durch ein Eigentumsrecht an der Straße Mitbeteiligter 
an den Lokalbahnen ist; so läßt sich andererseits der Verzicht 
auf eine Verzinsung der Vorschüsse doch nur aus Opportunitäts- 
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rücksichten erklären. Man mochte annehmen, daß der Staat, 
der bei den Hauptbahnen die Mittel der Allgemeinheit in so 
umfangreicher Weise angespannt hatte, für die nachträglich noch 
durch Lokalbahnen zu versorgenden Gegenden ein üebriges thun 
und, da das Gesetz diesen Unternehmungen von vornherein sehr 
bescheidene Grenzen aufzwang, durch möglichste Erleichte- 
rung der Gewinnaussichten dafür sorgen müsse, da& der ge- 
sunde Unternehmungsgeist von dieser Art Bahnen nicht ganz 
zurückgeschreckt werde. Dieser Gesichtspunkt mochte auch 
für die Bestimmung maßgebend sein, nach welcher nur die 
Bahnen, für welche der Staat sich zur Leistung eines Zuschusses 
verpflichtet hätte, zu den sogenannten „ Services gratuites", 
d. h. zu unentgeltlichen Transportleistungen für die Staats- 
verwaltung, verpflichtet sein sollten. 

In der That liegt angesichts der geringen Fortschritte, 
die der Lokalbahnbau trotz des Gesetzes von 1880 bis heute 
gemacht hat — bis Ende 1895 waren nach demselben 3413 km 
vergeben, von denen 2726 km in Betrieb waren — , der Schluß 
nahe, daß dieses Gesetz, in der Absicht, die Unzuträglichkeiten 
des älteren zu beseitigen, in der entgegengesetzten Richtung 
zu weit gegangen ist. Zunächst mußte der absolute Ausschluß 
jeder staatlichen Bausubvention im einzelnen Falle hemmend 
wirken, da es bei so kleinen, lokal begrenzten Unternehmungen 
immer auf eine möglichste Individualisierung der jeweilig ge- 
gebenen Verhältnisse ankommen wird. Auch in mancher 
anderen Beziehung mußte sich der Rahmen dieses Gesetzes 
als zu eng erweisen: die Möglichkeit, daß Departements oder 
Gemeinden Lokalbahnen selbst bauen oder durch Rückkauf 
oder Verfall der Konzession in deren Besitz gelangen, den 
Betrieb dann aber verpachten könnten, war im Gesetz nicht 
vorgesehen; wie der Staat sich in solchem Falle bezüglich 
der Subventionierung verhalten sollte, konnte mindestens zweifel- 
haft sein. Ebenso fehlt es an der Möglichkeit, das Anlage- 
kapital durch die Kosten später notwendig werdender Ergän- 
zungen oder Erweiterungen nachträglich zu vergrößern. Anderer- 
seits mußte die Bewilligung eines Pauschquantums an Anlage- 
kosten nach dem dann die Rentabilitätsberechnung unter allen 
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Umständen vorzunehmen ist, dazu führen, daß der Unternehmer 
bei der Bauausführung die bekannten irrationellen Ersparnisse 
an der Qualität des Materials und der Arbeit zu machen 
sucht, wodurch zugleich die Gefahr nahegerückt wird, daß 
die ersten Unternehmer solcher Bahnen sich später dem Be- 
triebsrisiko zu entziehen versuchen. Sowohl diese akkord- 
mäßige Festsetzung der Anlagekosten wie auch die Berech- 
nung der Zinsen zu einem ein- für allemal festgesetzten 
Zinsfuß von 5 ®/o konnte auf die Dauer auch nicht den Grund- 
sätzen der Exaktheit entsprechen, nach denen der Staat bei 
Verwendung von Mitteln der Allgemeinheit zu handeln ver- 
pflichtet ist; besonders der zuletzt genannte Zinsfuß muß 
bei einem fortgesetzten Sinken des Eapitalzinses zu einem offen- 
kundigen Mißverhältnis zwischen den Verpflichtungen des Staates 
und dem wirklichen Zinserfordemis führen. 

Vor aUem aber ist in diesem System des Zuschusses zur 
Erreichung einer unveränderlich festen Bruttoeinnahme ein 
Element enthalten, welches das Interesse des Konzessionärs an 
einer Hebung des Verkehrs auf seinen Linien geradezu aufhebt. 
Demselben ist durch diesen Zuschuß eine bestimmte Einnahme 
gesichert, wie hoch oder niedrig sich auch die wirkliche aus dem 
Verkehr erzielte Bruttoeinnahme stellen mag. In dieser Ge- 
samteinnahme ist der Zuschuß derjenige Teil derselben, welcher 
gar keine Betriebskosten verursacht; werden nun die eigenen 
Einnahmen der Bahn durch Hebung des Verkehrs gesteigert, 
so mindert sich dem entsprechend der Zuschuß, da die Differenz 
zwischen der wirklichen und der gesetzlich zugesicherten Brutto- 
einnahme um so viel kleiner wird; die finanzielle Lage des 
Konzessionärs könnte in diesem Falle aber nur dann dieselbe 
bleiben, wenn die Hebung des Verkehrs keine Vermehrung 
der Betriebskosten verursacht; mit anderen Worten: die Hebung 
der Verkehrseinnahmen, durch welche die später zurückzu- 
zahlenden Vorschüsse vermindert werden, wäre für den Kon- 
zessionär nur dann vorteilhaft, wenn er zugleich ein zu jener 
Vermehrung der Einnahmen im umgekehrten Verhältnis stehen- 
des Sinken des Betriebskoeffizienten erreichen könnte, was 
nach allen Erfahrungen geradezu ausgeschlossen ist, da es 
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überhaupt nur dann möglich wäre, wenn diese Mehreinnahme 
einzig aus gesteigertem, aber nur mit den reglementsmäßigen 
Zügen bewältigtem Personenverkehr erzielt würde. Abgesehen 
Ton dem ganz außerordentlichen Fall, daß etwa mit nur 
mäßiger Steigerung der Betriebskosten eine Hebung der Be- 
triebseinnahmen gleich über die Grenze hinaus, bis zu welcher 
ein Zuschuß gewährt wird, stattfinden könnte — ein Fall 
dessen Thatsächlichkeit uns übrigens nicht bekannt ist — , 
hat der Konzessionär also überhaupt kein Interesse daran, 
die Yerkehrseinnahmen höher steigen zu sehen, als sie bei 
Unterhaltung des vertragsmäßigen Mindestbetriebes sich von 
selbst ergeben, da der Zuschuß ihm in jedem Falle eine kosten- 
lose Einnahme sichert; ja man kann sagen, daß er geradezu 
ein Interesse daran haben würde, den Betrieb ganz einzu- 
stellen, wenn ihn nicht die Konzessionsbedingungen daran ver- 
hinderten. Um die Zukunft aber braucht er sich keine Sorge 
zu machen, denn das Gesetz von 1880 enthält keine zeitliche 
Begrenzung der Zuschüsse, die also eventuell bis zum Ablauf 
der Konzession zu gewähren sind; was dann aber nach 90 
oder 99 Jahren geschehen soll, braucht den Konzessionär in 
der Gegenwart nicht zu beunruhigen, zumal die Amortisation 
des Anlagekapitals unter diesen Verhältnissen ja nicht mit 
seinem Gelde geleistet wird und es ihm gleichgültig sein 
kann, ob und von wem schließlich auf das Material und die 
Vorräte irgend welche Gläubigeransprüche erhoben werden 
sollten. 

Einzelne Lücken des Gesetzes von 1880 sollten durch 
spätere Dekrete ausgefüllt werden; so bestimmte ein solches 
vom 20. März 1882, daß, wenn Departements oder Kommunen 
ihren Beitrag zu einer Lokalbahn in Gestalt von Kapital- 
subventionen , Terrainhergabe oder von Arbeiten geleistet 
hätten, diese unmittelbaren Subventionen zum Zwecke der im 
Gesetz von 1880 vorgesehenen Vergleichung mit den jähr- 
lichen Staatszuschüssen, die nicht höher als jene sein dürfen, 
zum Zinsfuße von 4 % in Annuitäten umzurechnen sind. In 
dieser Anwendung eines niedrigeren Zinsfußes lag schon ge- 
wissermaßen das Bekenntnis, daß die im Gesetz vorgesehene 
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Zinsberechnung zu 5 ^jo der Wirklichkeit nicht angemessen 
wäre. Aber abgesehen von solchen vereinzelten Lücken des 
Gesetzes von 1880, von denen wir oben bereits mehrere ge- 
nannt haben, mu&te auch das ganze System sich für den Staat 
zu kostspielig erweisen, weil es eine allmähliche Besserung 
der Verhältnisse geradezu ausschloß. Hatte das Gesetz von 
1865 den Tummelplatz für ungesunde Bau- und Börsenspeku- 
lationen gegeben, so mußte das von 1880 die Lokalbahnen 
f&r ihre Konzessionäre zu Sinekuren mühelosen Zinsgenusses 
machen. 

Am 16. Februar 1892 wurde daher dem Parlament ein 
Gesetzentwurf auf Abänderung des Lokalbahngesetzes von 
1880 vorgelegt. Die Kommission, welche denselben zu prüfen 
hatte und deren Präsident Rajnal war, der seiner Zeit mit 
den großen Gesellschaften die Verträge von 1888 abgeschlossen 
hatte, erstattete am 29. März 1893 durch Georges Cochery 
einen ungewöhnlich umfangreichen Bericht, der besonders die 
Subventionierungsfrage einer eingehenden Untersuchung unter- 
warf und namentlich die diese letzteren betreflfenden Artikel der 
Kegierungsvorlage amendierte *). 

Der so verbesserte Gesetzentwurf wollte die zur Kon- 
zessionierung bezw. Schafifung einer Lokalbahn nötigen Vor- 
bereitungen noch mit einigen weiteren Formalitäten und Kautelen 
umgeben ; so sollten die betreffenden Akten stets dem Minister 
des Innern und, wenn es sich dabei um die Gewährung einer 
Staatssubvention handelte, auch dem Finanzminister vorgelegt 
werden, bevor die utilitö publique und die Ausführungserlaubnis 
erteilt würden. Diese beiden Staatsfunktionen sollten an einen 
Gesetzesakt gebunden bleiben, sofern nicht Bahnen von 20 km 
Länge und darunter in Betracht kommen, in welchem Falle an 
die Stelle des Gesetzes ein Dekret in Form eines r^glement 
d'administration publique tritt. Die Konzessionsdauer sollte 
auf 75 Jahre beschränkt, die verschiedenen Modalitäten ge- 
nauer präzisiert, unter anderem auch der Fall berücksichtigt 

M Drucksachen der Deputiertenkammer, 5. Legislaturperiode, Session 
1893, Nr. 2696. 

Kaafmann, Eisenbahnen Frankreiohs. II. 18 
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werden, dag zwischen dem Eonzessionserteiler und dem Kon- 
zessionär nur ein Pachtvertrag geplant sein sollte. 

Die wichtigsten in Aussicht genommenen Aenderungen be- 
treffen die finanzielle Seite. Die Konzessionsakte sollte fortan 
für die Anlagekosten nicht mehr eine den üntemebmem be- 
dingungslos zur Verfügung stehende Pauschalsumme (ä forfait) 
bewilligen, sondern nur ein Maximum festsetzen, welches die- 
selben nicht überschreiten dürfen, während die wirklichen Anlage- 
kosten nach Vollendung der Arbeiten auf Grund der Rechnungen 
und Belege festzustellen seien. Diesen wirklichen Anlage- 
kosten dürfen dann gewisse Summen zugeschrieben werden 
und zwar: 1. Prämien, welche die Konzession dem Unternehmer 
für Ersparnisse, die er an jenem Maximum erzielt hat, be- 
willigen kann ; 2. die Defizits der Bauzeit und 3. die für Er- 
weiterungsarbeiten bewilligten Summen, doch müssen die letz- 
teren, wenn sie an der Staatssubventionierung teilnehmen 
sollen, vor ihrer Ausführung vom Staatsrate genehmigt sein 
und zugleich darf die Subventionierung durch dieselben nicht 
das im Gesetz vorgesehene Maximum überschreiten. Was die 
Subventionierung selbst betrifit, so sollte sich der Staat nicht 
mehr gegenüber dem Bahnuntemehmer zu einem Zuschuß zu 
den Bruttoeinnahmen verpflichten, sondern gegenüber dem Kon- 
zessionserteiler: Departement oder Gemeinde, und zwar zu einem 
Beitrag zu derjenigen Summe, welche nach Abzug der Brutto- 
einnahmen noch nötig sein sollte, um die Betriebskosten sowie 
die Zinsen des Anlagekapitals und die auf die ganze Dauer der 
Konzession zu berechnende Tilgungsquote zu decken. Voraus- 
setzung sollte aber bleiben, daß der Konzessionserteiler sich min- 
destens zu einer gleichen Leistung verpflichtet hätte. Dabei sollte 
in der Rechnung, welche den vom Staate zu leistenden Zu- 
schuß feststellt, das Betriebsdefizit nicht mit mehr als 750 Frs. 
per Kilometer figurieren; der Zinsfuß, nach welchem die 
Zinsen des Anlagekapitals berechnet werden, dürfe, unter Aus- 
schluß der Steuer, nicht über 65 Cent, höher sein als der- 
jenige Zinsfuß, welcher sich während des der Erklärung der 
Utility publique vorhergehenden Halbjahres für den niedrig- 
sten Kursstand der Staatsrente, d. h. als der höchste der letz- 
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teren ergibt; die Amortisationsquote sollte nach demselben 
Zinsfuß berechnet werden. Zugleich sollte aber das Gesetz, 
welches die utüit^ publique erklärt, das absolute Maximum 
der jährlichen Staatssubvention festsetzen. Außerdem sollte 
sich der Staat nach dem Gesetzentwurf vorbehalten, bei Bahnen, 
denen die utilit^ publique verliehen ist, statt des jährlichen Zu- 
schusses eine feste Eapitalsubvention zu gewähren. In diesem 
Falle und ebenso wie in dem, wenn der Konzessionär solche 
Kapitalsubventionen geleistet habe, sollten dieselben, um die 
Leistungen der verschiedenen Beteiligten vergleichen zu können, 
zu einem den oben angegebenen Modalitäten entsprechenden 
Zinsfüße in Annuiiäten umgerechnet werden. Hat aber das 
Departement oder die Kommune dieses Kapital durch Anleihe 
aufgebracht, so solle für die Umrechnung der wirkliche Zins- 
fuß in Anwendung gebracht werden. Der Konzessionsinhaber 
aber soll in jedem Fall selbst einen Teil des Anlagekapitals 
und zwar wenigstens in solcher Höhe liefern, als zur Be- 
schaffung des rollenden und Ausrüstungsmaterials notwendig ist. 
Die Grenze für den Unternehmergewinn: bis zu einer 
6 ^.'o igen Verzinsung des Anlagekapitals, bleibt nach dem Ent- 
wurf dieselbe wie früher, doch mit der Einschränkung, daß 
Bausubventionen für diese Berechnung nicht in Ansatz zu 
bringen sind. Auch wegen der Rückzahlung der geleisteten 
Grarantie Vorschüsse bleiben die Bestimmungen von 1880 be- 
stehen; es wird aber hinzugefügt, daß die Rückzahlungspflicht 
selbst nach dem Erlöschen der Konzession bestehen bleibt, 
indem dann der Konzessionserteiler, Departement oder Gemeinde, 
Schuldner des Staates wird. 

Von anderen Bestimmungen des Entwurfs ist hervorzuheben, 
daß nach Beginn der Bauausführung die Obligationen ver- 
mehrt werden dürfen, daß durch dieselben aber niemals mehr als 
zwei Drittel des Anlagekapitals beschafft werden soll; femer, 
daß die Konzessionsakte, ebensowenig wie für das Anlage- 
kapital, so auch nicht für die Betriebskosten ein festes Pausch- 
quantum bewilligen, sondern nur gewisse, auf jien jeweiligen 
Betriebsumfang berechnete Maxima festsetzen und dem Kon- 
zessionär f&r Ersparnisse an diesen Maximalbeträgen entweder 
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Prämien oder an deren Stelle bestimmte Jahreszuschüsse be- 
willigen darf. 

Nach der geplanten Abänderung des heute noch bestehen- 
den Systems sollte also der Staat, diesmal unter zeitlicher Be- 
grenzung, gemeinsam mit dem Konzessionserteiler eine yoll- 
ständige Zinsgarantie für das Anlagekapital übernehmen, und 
zwar nicht mehr für ein fingiertes, sondern für das wirklich ver- 
wendete, eine Garantie für die Betriebskosten aber nur bis zu 
einem bestimmten Maße. Dem Eonzessionserteiler sollte es da- 
gegen überlassen bleiben, in letzterer Beziehung mehr zu thun, 
doch verboten sein, ein für allemal festgesetzte Akkordsätze für 
die Betriebskosten zu bewilligen und dadurch ebenso wie durch 
die bisherige Garantie einer fixierten Einnahme das Interesse 
des Konzessionärs an der Hebung des. Betriebes lahm zu 
legen. Indem dem letzteren nur das wirkliche Betriebsdefizit 
ersetzt wird, unter Zuzahlung einer Prämie, wenn die Be- 
triebskosten unter dem für einen bestimmten Betriebsumfang 
zulässigen Ausgabenmaximum bleiben, entspricht es seinem Inter- 
esse, den jeweiligen Betrieb möglichst sparsam einzurichten, 
um die Prämien zu verdienen, andererseits aber den Verkehr so 
weit zu heben, daß ihm für den entsprechend erweiterten Be- 
triebsumfang ein höheres Betriebskostenmazimum zuerkannt 
wird, nach welchem sich dann die Prämie für Ersparnisse 
entsprechend höher stellt, zumal bei erhöhtem Verkehr die 
Möglichkeit gegeben ist, daß die Betriebskosten nur in vei> 
hältnismäßig geringerer Progression steigen, d. h. der Betriebs- 
koeffizient sinkt, die Ersparnis gegenüber dem Maximum und 
damit die Prämie verhältnismäßig reichlicher ausfällt. Allerdings 
würde bei der geplanten Reform sehr viel von einer richtigen 
Bemessung der Betriebskostenmaxima für die verschiedenen 
Grade des Betriebsumfanges abhängen, da, wenn das Maximum 
für einen der geringeren Grade zu reichlich bemessen ist, die 
an demselben mögliche Ersparnis leicht so groß ausfällt, daß 
es für den Konzessionär vorteilhafter wird, innerhalb der 
Grenzen dieses Betriebsumfanges zu bleiben, als letzteren zu 
vergrößern. 

Diese Gefahr wird wesentlich dadurch gemildert, daß Kon- 
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zessionsYerträge dieser Art in der Regel eine Betriebsvergröße- 
rung, d. h. die Einlegung weiterer planmäßiger Züge vor- 
schreiben, sobald die Einnahmen bei einem bestimmten Be- 
triebsumfang eine gewisse Grenze überschreiten. 

Daß der vorstehend analysierte Gesetzentwurf bisher 
unerledigt geblieben ist, haben wir in Kapitel 6 bereits ge- 



Wenn wir in der Tabelle auf S. 278 die ziflfermäßigen Resul- 
tate über die Subventionierung der Lokalbahnen durch den Staat 
mitteilen, so haben wir die Ergebnisse auf Grund der beiden 
Gesetze von 1865 und 1880 in Betracht zu ziehen. Dieselben 
bringen aber die Wirkungen des älteren Gesetzes nicht klar zum 
Ausdruck, da, wie bereits gesagt, der Bestand des Lokalbahn- 
netzes durch die Verstaatlichungen und zahlreichen Erklärungen 
'ies int^röt g^n^ral wiederholt verändert wurde, so daß wir 
hier nur die Zeit seit 1880 berücksichtigen wollen, da die Ver- 
änderungen der siebziger Jahre zu einschneidend waren, um 
die Zahlen derselben heute überhaupt noch zu irgend welcher 
Vergleichung heranziehen zu können. 

Aus den Schwankungen der in der Tabelle auf S. 278 
gebrachten absoluten Zahlen ist ersichtlich, welchen Einfluß 
die Erklärungen des int^r^t g^n^ral auf den Bestand des Lokal- 
bahnnetzes gehabt haben; besonders ist das in den Jahren 1880, 
1881 und 1884 der Fall. Bei den Zahlen des zuletzt ge- 
nannten Jahres sind die Verträge von 1883 ins Auge zu fassen, 
durch welche auch eine ganze Reihe Lokalbahnen den großen 
ßesellschaftsnetzen einverleibt wurden. 

Interessanter ist es, zu beobachten, daß nach der pro- 
zentualen Verteilung der Anlagekosten den Lokalbahngesell- 
schaften ungefähr derselbe Anteil, wie den großen Gesell- 
i^chaften an den Anlagekosten des Hauptbahnnetzes, zufällt, 
daß aber die Verteilung zwischen Staat und kommunalen Ver- 
bänden sich hier umgekehrt wie bei den Anlagekosten der 
Hauptbahnen verhält, und daß der Anteil des Staates an 
denen der Lokalbahnen verhältnismäßig etwa ebenso groß ist, wie 
bei den Bahnen d'int^rfet gen^ral der Anteil der lokalen Sub- 
ventionen in der Zeit vor 1883 betrug. Departements und 
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Die Anlagekosten der Lokalbalmeii betrogen^): 






üeberhaupt 


Davon waren aufgebracht durch 


Im 
Jahre 


den Staat 


Departements, 
Gemeinden etc. 


die GeseU. 
Schäften 




absolut 




absolut 




absolut 






Frs. 


Frs. 


Vo 


Frs. 


% 


Fre. 


> 


1880 


341085 953 


24 547 553 


7,. 


66 724 416 


18,6 


249 786 984 


78,1 


1881 


328983661 


22195240 


6,7 


61 461 641 


18,7 


245 326 780 


74.6 


1882 


359 397 892 


23 547 889 


6,5 


64 944 326 


18,1 


270 905 677 


75,4 


1883 


359 416 873 


23 568 691 


6,5 


65 937 661 


18,4 


269 910521 


75,1 


1884 


220 411233 


17 255 925 


7,8 


49 251548 


22,4 


153 903 760 


69,s 


1885 


' 233 490 735 


17 528 853 


7,5 


50039 442 


21,4 


165 922 440 


71,1 


1886 


1 239 761 060 


16 709 252 


6,9 


51 428 901 


21,5 


171 622 907 


71,6 


1887 


286 057 310 


18 020 879 


6,1 


58 390 255 


20,4 


209 646176 


73,1 


1888 


300 549 847 


18 035 651 


6,0 


61 186 754 


20,4 


221327 442 


73,6 


1889 


345 227 596 


18 061 951 


5,2 


63 141 841 


18,1 


264023 804 


76,5 


1890 


1 352 059 707 


17 900702 


5,1 


68 295 442 


19,4 


265 863563 


75,» 


1891 


361488 423 


16 500 702 


4,6 


65 510 204 


18,4 


278477 517 


77.0 


1892 


330 126 748 


13 733 327 


4,2 


58 891 427 


17,8 


257 501 994 


78,0 


1893 


344 856177 


13 830 441 


4,1 


60 278 975 


17,7 


270746 761 


78,1 



Kommunen haben also zur Herstellung der Lokalbahnen viel 
mehr als der Staat beigetragen, was sich dadurch rechtfertigte 
daß jenen das Obereigentum an diesen Bahnen zusteht, 
während die vom Staate gegebenen Bausubventionen auch 
ohne Anspruch auf Beteiligung an etwaigen Reingewinnen 
geleistet, also in der That geschenkt sind. 

Diese vom Staate hergegebenen Baugelder beziehen sich aber 
nur auf die nach dem Gesetze von 1865 konzessionierten Lokal- 
bahnen, während in den Summen der von den Departements, 
Gemeinden und Gesellschaften aufgebrachten Kosten die Aus- 
gaben sowohl für diese älteren wie für die nach dem Gesetze 
von 1880 gebauten Bahnen enthalten sind. Wichtiger fftr die 
Beurteilung dieser Verhältnisse als die obige Tabelle ist daher 
die auf S. 279 folgende, in welcher die Anlagekosten der 



*) Statistique des chemins de fer fran9ai8. Documents divers, 
IJe partie, Tab. 12 der Jahrgänge 1890, 1891. 1892 n. 1893. 
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Betriebslänge Ende der Jalire Und Anlagekosten der Lokal* 
balinen in den Jahren 1890, 1891 nnd 1892: 





Lokalbahnen 


Lokalbahnen 


Anlagekosten 


nach dem Gesetz von 1865 


nach dem Gesetz von 1880 


ftiifg«bracht durch 


1890 


1891 1 1892 


1890 I 1891 


1892 




1421 km 


1355 km 


1126 km 


1701 km I 1931 km 


2133 km 






a) Absolute Zahlen, Francs : 




Den Staat .... 


17 900 702 


16500 702 


13 738 827 


_ 


_ 


_ 


Depaitementa , Ge- 














meinden etc. . . 


54607 088 


52 654 183 


43 781 683 


13 688354 


13856 022 


15 159 744 


Die Gesellschaften . 


146 287 499 


140 892958 


95114982 


119 636 064 


137 584 559 


162 387 012 


Zusammen 


218 735289 


210 047 842 


152 579 992 


133 324 418 


151 440 581 


177 546 756 






b) Durchschnittlich für i km, Francs: 




Den Staat .... 


12 597 


12178 


12 196 


— 


— 


— 


Departements, Ge- 














meinden etc. . . 


38 429 


88 859 


88 838 


8 047 


7 176 


7 107 


Die Gesellschaften . 


102 904 


108 980 


81472 


70 333 


71250 


76 131 




153 930 


155 017 


135 506 


78 880 


78 426 


83 238 






c) Verhältnismäßiger Anteil, o/q: 




Den Staat .... 


8,8 


7,8 , 9,0 


— 


— 


— 


Departements , Ge- 














meinden etc. . . 


M.0 


25,1 


28,7 


10.8 


9,2 


8.5 


Die Gesellschaften . 


86,8 


«7,1 


62,a 


89,7 


90,8 


91,5 


Zusammen . 


100 


100 


100 


100 


100 


100 



Lokalbahnen für die Jahre 1890, 1891 und 1892 nach den 
beiden Bahnkategorien unterschieden werden. 

Diejenigen nach dem Qesetz von 1865 gebauten Bahnen, 
welche in den Jahren 1890, 1891 und 1892 dem Lokalbahn- 
netz noch angehörten — die teuersten sind aus demselben durch 
die Erklärungen des interöt g^n^ral ausgeschieden — haben 
sich, wie aus der obigen Tabelle ersichtlich ist, um ungefähr 
zwei Drittel bis noch einmal so teuer als die nach dem Ge- 
setz von 1880 entstandenen gestellt. Zugleich wird ersichtlich, 
da£ die Verhältnisse der Verteilung der Anlagekosten, wie 
dieselben sich nach der Tabelle auf S. 278 darstellen, nur 
von jenen älteren Bahnen herrühren, während bei den jüngeren 
Bahnen der Fortfall der staatlichen Bausubventionen auch 
eine durchgreifende Aenderung bezüglich der lokalen Bar- 
subventionen in derselben Richtung gehabt hat. Die ganze 
Anlage des Gesetzes von 1880 zielte darauf hin, die Auf- 
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bringung der Baukosten im wesentlichen den Gesellschaften 
zu überlassen, da sein Schwerpunkt in der Garantie der Zinsen 
und des Betriebes in Gestalt einer garantierten Brutto- 
einnahme lag. um das Bild der Leistungen des Staates, der 
Departements, Kommunen und Privaten für die Lokalbahnen 
zu vervollständigen, wird man sich daher auch die Höhe dieser 
Garantieverpflichtungen und ihrer Ergebnisse vergegenwärtigen 
müssen. Die offizielle Statistik gibt darüber keinen Aufschluß, 
wohl aber der wiederholt erwähnte Eommissionsbericht von 
Cochery aus dem Jahre 1893; doch ist die Höhe der Garantie- 
verpflichtung nur bekannt, soweit sie den Staat betrifft, wäh- 
rend von den Verpflichtungen der Konzessionserteiler und 
sonstigen Subventionatoren nur so viel feststeht, daß sie 
zusammen höher als diejenigen des Staates sein müssen, 
wogegen sie nach Maßgabe der verschiedenen Konzessions- 
bestimmungen je nach der Höhe des wirklichen Garantie- 
bedarfs jedenfalls mehr fluktuierend sind. 

Zu der nachstehenden Uebersicht (S. 281) , in welcher 
der Garantiebedarf und dessen Verteilung auf die verschiedenen 
Garantien, sowie die eventuellen Verpflichtungen und die 
wirklichen Leistungen des Staates für die Jahre 1884 bis 
1891 nach den an verschiedenen Orten des genannten Berichts 
gegebenen Zahlen zusammengestellt wurden ^} , ist noch zu 
bemerken, daß die Kilometerlängen sich nur auf diejenigen 
Bahnen beziehen, denen gegenüber eine Garantie besteht; es 
gab nämlich im Jahre 1891 sechs großenteils fertige Linien, 
denen Konzessionen ohne jede Garantie erteilt waren, während 
bei zwei fertigen Linien dieselbe nicht in Anspruch genommen 
worden ist; außerdem genießen von den 1891 konzessionierten, 
aber noch nicht fertigen Linien sechs keine Garantien, bei 
sechs anderen besteht die Garantiepflicht des Staates nicht 
gegenüber den Konzessionären, sondern den betrefl^enden De- 
partements, acht weitere Linien waren mit der üblichen Ga- 
rantie seitens der Departements unter Beteiligung des Staates 
konzessioniert. 



^) Drucksachen der Deputiertenkammer, Session 1898» Nr. 2696. 
S. 36, 38, 262 ff. 
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Die Zins- und Betriebsgarantie für die naoli dem Gesetze von 
1880 konzessionierten Lokalbalinen : 



') Der Kommissionsbericht gibt p. 88 für 1884: 157 km an, wie eine 
Erklärung besagt, als Länge der «lignes subventionnees par l'Etat dans 
le Systeme de la loi de 1880*, doch sind damit offenbar nicht bloß die 
die Garantie in Anspruch nehmenden, sondern überhaupt die fertigen 
garantierten Bahnen gemeint; denn nach dem Annexe IV p. 262 ff. be- 
zieht sich das Garantieerfordemis sowie die vom Staate geleistete Zahlung 
nur auf die 16 km lange Strecke Ligre-Rivi^re ä Richelieu. Dasselbe 
ist offenbar bezüglich der Kilometerangaben 1. c. p. 38 für 1885, 1886 
und 1891 der Fall. Für die Jahre 1887 bis 1890 sind dagegen die Angaben 
im Annexe IV nicht genau genug, da sie bei einigen Bahnen, z. B. den 
im Gironde-Departement gelegenen der Sociöte des chemins d. f. econom., 
das in diese Jahre fallende allmähliche Fertigwerden einzelner Strecken 
nicht berücksichtigen. 

*) Die Tabelle des Annexe gibt p. 277 die Schlußsummen 21 088 659 Frs. 
bezw. 12 478 063 Frs. an. Die Differenz beruht auf einer eigentümlichen 
Rechnungsweise bei drei Bahnen. Bei zwei derselben, Denain vers le 
Catelet (Departement Nord) und le Maus ä St.-D^nis-d'Orques (Sarthe), 
besteht eine Verpflichtung des Staates nicht den Konzessionären, sondern 
den Departements als Konzessionserteilem gegenüber; es kommt daher 
hier nur ein der Staatskasse zur Last fallendes Garantieerfordemis zur 
Verrechnxmg; dasselbe wird aber in die Rubrik des Gesamterfordernisses 
gar nicht, sondern nur in die Rubrik des Staatsanteils eingestellt und 
sodann, um die Bilanz der Tabelle herzustellen, als negatives Erfor- 
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In der vorstehenden Tabelle (S. 281) steht die Spalte 2 zu 
der Spalte 5 in dem Verhältnis eines etatsmä&ig bewilligten 
Kredites zur effektiven Ausgabe. Wenn man beobachtet, wie 
mit der fortschreitenden Fertigstellung der Bahnen dieses Ist 



demis, d. b. also als Gewinn in der Rubrik der Departements verrechnet, 
ein Verfahren, das uns nicht gerechtfertigt erscheint. Die beiden De- 
partements haben für die betreffenden Bahnen allerdings Bausubventionen 
geleistet, das eine sogar bis Über zwei Drittel der Gesamtkosten, und ist 
es daher möglich, daß die vom Staate zu zahlenden Garantiesummen 
nach den speziellen Konzesaionsbestimmungen ihnen in der lliat als 
Zinsanteil an den Anlagekosten zufallen mochten; in diesem Falle er- 
hielten sie aber die betreffenden Summen nicht als Mitgaranten, sondern 
als Eapitalgläubiger der Bahnen. Vom Standpunkte der Departements 
als Mitgaranten für die Defizits der Lokalbahnen können dieselben Rück- 
zahlungen auf ihre Subventionen nicht früher als der Staat erhalten; 
es können also diese vom Staate bezahlten Summen nicht von den 
Garantieleistungen der Departements in Abzug gebracht werden, zu- 
mal die übrigen Departements deswegen um nichts weniger zu zahlen 
hatten. Das thatsäcbliche Verhältnis ist vielmehr dieses, daß die Be- 
triebseinnahmen der in Rede stehenden Bahnen nicht die unbedingt 
garantierte Höhe erreicht hatten, daß also nach den Bestimmungen des 
Gesetzes von 1880 ein Garantieerfordemis vorhanden war; dies Erforder- 
nis mochte, wenn die gesetzmäßige gleiche Beteiligung der betreffenden 
Departements oder gar noch mehr sich auf deren Kapitalsubventionen 
verrechnete, dem Staate allein zur Last fallen, dann war die Inanspruch- 
nahme dieser Departements gleich Null; in jedem Falle aber müssen die 
betreffenden Summen in dem gesamten Garantieerfordemis mit verrechnet 
werden, wie das von uns in der obigen Tabelle geschehen ist. — Noch 
drastischer ist die Verwechselung der Stellung eines Departements als 
Mitgarant oder als beteiligter Unternehmer im dritten Falle. Es handelt 
sich dabei um die schon in der vorstehenden Anm. 1 erw&hnte 16 km 
lange Bahn des Departements Indre-et-Loire. Dieselbe gehört zu den 
nicht konzessionierten Lokalbahnen. Das Departement ist selbst Unter- 
nehmer und hat die Bahn, bis auf 1551 Frs. kommunaler BeitHlge, mit 
einem Aufwände von 1 116174 Frs. ganz auf eigene Kosten erbaut; be- 
trieben wird sie von der Verwaltung des Staatsbahnnetzes, welche auch 
das rollende Material geliefert hat. Das Betriebsresultat ist nun dieses 
gewesen, daß der Staat nach den Bestimmungen des Gesetzes von 1880 
zur Kompletierung der garantierten Bruttoeinnahmen außer der in unserer 
Tabelle für 1884 genannten Summe in den folgenden Jahren Betnige 
von 26 610 bis 34764 Frs. zuschießen mußte, die als Beteiligung des Staates 
an der Garantie verrechnet sind. Von diesen Summen mußten der Staats- 
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sich dem Soll immer mehr nähert, so wird daraus soviel er- 
sichtlich, daß, wenn alle Bahnen, für welche die in Spalte 2 
berechnete Verpflichtung besteht, im Jahre 1891 in Betrieb 
gewesen wären, die wirkliche Inanspruchnahme des Staates 
(Spalte 5) nicht weit hinter dem Maximum zurückgebUeben sein 
dürfte. Die Erklärung ftlr diese Thatsache ist zum Teil in 
der wirtschaftlichen Inferiorität dieser Bahnen, zum anderen, 
vielleicht größeren Teil in dem System des Gesetzes von 
1880 zu suchen, welches, wie weiter oben ausgeführt wurde. 



bahnverwaltung 1884: 5579 Frs., im folgenden Jahre 19152 Fra., dann 
allmahUch fallende Beträge (1889: 12212 Frs., 1890: 9484 Frs. und 1891 
nor noch 5280 Frs.) zur Deckung der Betriebsdefizits gezahlt werden; 
die Differenz gegenüber dem ganzen Staatszuschusse (1884: 5184 Frs., 
1885: 15612 Frs. und so fort steigende Beträge bis zu 21330 Frs. im 
Jahre 1891) waren dem Departement k conto der Zinsgarantie zu zahlen. 
Unsere Quelle verrechnet nun aber unter den Gesamtbeträgen des Garantie- 
erfordemisses nur die ersteren, die Betriebsdefizits darstellenden Summen, 
unter dem Staatsanteil an der Garantie aber die ganzen vom Staate 
gezahlten Summen, und stellt dagegen auf der anderen Seite die an das 
Departement gezahlten Beträge als dessen negativen Anteil am Garantie- 
erfordemis ein, so daß, da überhaupt nur die S t a a t s garantie in Rech- 
nung gestellt ist, diese negativen Summen Gewinne für das Departe- 
ment darstellen würden. In der That aber erfordern die Anlagekosten 
mindestens 55000 bis 56000 Frs. an Verzinsung und Tilguug, fär welche 
das Departement aufzukommen hat, so daß es als Unternehmer gar 
nichts gewinnt, als Garant aber mindestens ebensoviel wie der Staat 
zuzuzahlen hat. Die Garantielast oder, wenn man es in diesem Falle 
80 nennen will, der Untemehmerverlust des Departements ist also 
in unserer offiziellen Quelle gar nicht zur Berechnung gekommen; 
in unserer Tabelle haben wir aber in Spalte 4, den thatsächlichen Ver- 
hältnissen entsprechend, wenigstens die ganze Garantielast des Staates 
einrechnen müssen, während wir andererseits die Zahlungen an das 
Departement von den in Spalte 6 einzustellenden Summen nicht in Ab- 
zug bringen konnten. — Wir glaubten diese Ausführungen weniger 
wegen der in Rede stehenden, nur unbedeutenden, Summen an sich, 
als vielmehr deswegen machen zu sollen, weil sie geeignet sind, die. 
Mannigfaltigkeit der hier obwaltenden Verhältnisse zu beleuchten, und 
vor allem, weil aus ihnen hervorgeht, daß diese von uns in einer offiziell- 
sten Quelle gefundenen Zahlen die aus dem Lokalbahngesetz von 1880 
resultierende Garantielast, was die Departements angeht, doch nicht ganz 
vollständig geben. 
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durch die Garantierung einer einzigen invariabeln Brutto- 
einnahme die Betriebsunternehmer dazu führen muß, sich auf 
das vorgeschriebene Mindestmaß des Betriebes zu beschranken 
und jede Erweiterung desselben geradezu zu vermeiden. Ob 
der Staat diese Summen, die nach Spalte* 9 der Tabelle 
Ende 1892 bis auf einen minimalen Bruchteil von ihm bereits 
ausgezahlt waren, schon jetzt als ganz verloren ansehen soll, 
möchten wir bezweifeln, da ein schlechtes System sich ändern 
lä&t und zudem das gesamte Garantieerfordernis des Jahres 1891 
mit rund 6\ Millionen Frs. noch nicht Vi<> der zu 5V l>e- 
rechueten Verzinsung des Anlagekapitals von 151,4 Millionen Frs. 
betrug. 

Das gesamte bis 1891 aufgelaufene Garantieerfordemis 
von 21,4 Millionen Frs. verteilt sich auf die verschiedenen 
Beteiligten so, daß der Staat 37,7 ^/o, die Departements 59,7 ®/o 
und Gemeinden und Private nur 2,6 ^/o desselben tragen. 

Was den für die Berechnung der Zinsen und Tilgung 
des Anlagekapitals im Gesetz von 1880 angenommenen Satz 
von 5 ^/o anlangt, so war derselbe bis 1892 ziemlich zutre£Pend. 
Der zitierte Kommissionsbericht von 1893 enthält in dieser 
Beziehung Angaben über Anleihen der Departements Gers 
und Somme aus dem Jahre 1892: Nach den betreffenden 
Emissionskursen stellte sich für die Anleihe des zuerst ge- 
nannten Departements die Verzinsung auf 4,io®/o, die Tilgungs- 
quote bei einer Dauer von 30 Jahren auf 1,7 2 ^/o, zusammen 
für Verzinsung und Amortisation des realisierten Kapitals 5,8 2 ®/b 
und nach Abzug von 0,3 4% Steuer auf 5,48 ^y^; dem Departe- 
ment de la Somme kostete seine Anleihe an Zinsen ebenfalls 
4,10%, an Tilgung auf 50 Jahre 0,62%, zusammen 4,7« %, 
und nach Abzug der Steuer 4,s8%. Danach kann man den 
im Gesetz von 1880 vorgesehenen Prozentsatz von 5 % nur in- 
sofern als um ein Geringes zu hoch ansehen, als die Tilgungs- 
quoten für die Eisenbahnanleihen zumeist auf die ganze Kon- 
zessionsdauer und daher wesentlich niedriger als in den eben 
angeführten Beispielen zu berechnen sind. — 

Eine Gruppe Lokalbahnen niedrigeren Grades bilden 
schließlich noch die Tramways, d. h. durch tierische oder 



Digitized by LjOOQ IC 



-• 285 — 

mechanische Kraft bewegte Eisenbahnen, deren Schienen in 
die öffentlichen Landstraßen verlegt sind. Bis 1880 hatte sich 
mit denselben kein Gesetz befaßt, während ein auf sie zielen- 
der Gesetzentwurf vom Jahre 1875 bei der von Freycinet 
geplanten Reorganisation der Lokalbahngesetzgebung im Jahre 
1878 wieder aufgenommen worden war und die Materie 
schließlich im zweiten Teil des Lokalbahngesetzes von 1880 
ihre gesetzliche Regelung fand. Nach derselben sind die 
Eonzessionserteiler, je nach dem Charakter der von der Bahn 
benutzten öffentlichen Straße, entweder der Staat oder das De- 
partement oder aber die Gemeinde ; das Enteignungsrecht, die 
utilitd publique sowie die Ausführungserlaubnis werden, nach 
den üblichen Enquöten, durch ein Dekret des Staatsrates erteilt. 
Der Staatsgarantie können aber ausschließlich nur durch 
mechanische Motoren betriebene Straßenbahnen teilhaftig werden, 
wenn sie außer für den Transport von Personen zugleich auch 
für den von Gütern bestimmt sind. Im übrigen sind die 
Bestimmungen dieses zweiten Teiles des Gesetzes von 1880 
denen über die eigentlichen Lokalbahnen, namentlich auch, 
was die Gkirantie selbst betrifft, völlig analog, nur daß die 
garantierte Bruttoeinnahme bei den Straßenbahnen in keinem 
Falle 6500 Frs. per Kilometer übersteigen darf. Der Gesetz- 
entwurf von 1893 wollte diese Bestimmungen ganz in der- 
selben Weise wie diejenigen über die Lokalbahnen mit der Ein- 
schränkung ändern, daß in der Berechnung des vom Staate zu 
leistenden Zuschusses etwaige Betriebsdefizits mit keinem 
höheren Betrage als 500 Frs. per Kilometer sollten figurieren 
dürfen. 

Dieselben Ausführungen, die wir über das für die Lokal- 
bahnen in Anwendung gebrachte Garantiesystem zu machen 
hatten, greifen demnach auch hier Platz, und können wir uns 
darauf beschränken, die Resultate dieses Systems bezüglich der 
Tramways in Kürze zu verzeichnen. Ende 1880, beim In- 
krafttreten des ersten Gesetzes über die Straßenbahnen, waren 
von solchen 472,6 km konzessioniert, davon 428,8 km in 
Betrieb. 

An den Anlagekosten der Tramways ist der Staat 
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überhaupt nicht beteiligt. Dieselben betrugen nach dem 
Annuaire statistique de la France für die angegebenen Längen 
des gesamten Straßenbahnnetzes ^) : 



Im 
Jahre 


Be- 
triebB- 
länge 


Alllage- 
kosten 


Im 
Jalire 


Be- 
triebs- 
länge 


Anlage- 
kosten 


Im 
Jahre 


Be- 
triebs- 
länge 


Anlage- 
kosten 




km 


Prs. 




km 


Fn 




km 


Fn. 


1881 


524,1 


101 021 690 


1886 


698,3 


135 813 800 


1891 


1404 


165 856 987 


1882 


5«7„ 


118 572 568 


1887 


718,9 


137 315 174 


1892 


1589 


190 967 965 


1883 


562,8 


118 585 603 


1888 


726,5 


141252 926 


1893 


1739 


208 710S09 


188-1 


«40,3 


129197 963 


1889 


789,4 


153 394 772 


1894 


1760 


212 263 959 


1885 


689,6 


132 142 546 


1890 


946,0 


167 424 894 









Nach Leygue betrug Ende 1889 die gesamte konzes- 
sionierte Länge aller Straßenbahnen 837,6 km, von denen aber 
620,6 km lediglich für den städtischen Verkehr bestimmt 
waren und für die Garantie nicht in Betracht kommen konnten; 
217 km waren für den Betrieb mit mechanischen Motoren 
bestimmt, davon 149,7 km (in Betrieb 128,8 km) ohne Staats- 
garantie und 67,3 km (in Betrieb 67,o km) vom Staate garan- 
tiert. Die Anlagekosten der 128,8 km nicht garantierter 
Dampftramways betrugen 17 534965 Frs. oder per Kilometer 
133190 Frs., die der 67 km garantierter Tramways4743563 Frs. 
oder per Kilometer 70790 Frs. Nach Abzug dieser 195,8 km 
Dampftramways von der oben angegebenen gesamten Betriebs- 
länge von 789,4 km, bleiben demnach 594,i km gewöhnlicher 
Pferdebahnen übrig, deren Anlagekosten (153,3 Millionen minus 
22,2 Millionen Frs.) 131 116 244 Frs. betrugen oder durchschnitt- 
lich 220 734 Frs. per Kilometer ; die nicht garantierten Pferde- 
bahnen und Dampftramways zusammen kosteten bei einer 
Betriebslänge von 722,4 km 148651209 Frs. oder für 1 km 
durchschnittlich 205 774 Frs. 

Im Jahre 1893 war die mittlere Betriebslange aller 
Straßenbahnen 1635 km, davon 810 km mittelst Motoren be- 
trieben und für Reisende und Güter bestimmt. Ende 1893 
betrug die konzessionierte Länge sämtlicher Straßenbahnen, 



Ueber die vollständige AuBdebnung derselben cf. Bacb I, 8. 174. 
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einschließlich drei von Departements selbst betriebener bezw. 
in Angriff genommener, 2710 km, wovon 1669 in Betrieb und 
1041 km teils im Bau, teils noch in Angriff zu nehmen waren. 
Unter Garantie waren dabei 1483 km konzessioniert, davon 
623 km in Betrieb; ungarantiert waren somit 1046 km be- 
triebener Straßenbahnen, deren Anlagekosten nach dem für 
1889 berechneten durchschnittlichen Kilometerpreise von 
205774 Frs. sich auf rund 215 Millionen Frs. belaufen 
dürften. 

Speziell nach dem Gesetze von 1880 waren Ende 1891 
folgende Straßenbahnen konzessioniert ^) : 



Tramways 


Im 
Betrieb 

km 


Noch 

nicht 

eröffnet 

km 


Zu- 
, sammen 

km 


Ohne Garantie und ohne Bausubven- 
tion 

Garantiert, ohne bis dahin die Garantie 
in Ansprach zu nehmen 

Garantiert, unter Inanspruchnahme der 
Garantie 


87 
104 
458 


96 

241 

18 


183 
345 
471 






Ueberhaupt Ende 1891 . 


649 


350 


999 



Die konzessionierte Länge der eine Garantie genießenden 
Straßenbahnen betrug danach 1891: 816 km, wovon 562 in 
Betrieb waren. Die 183 km ungarantierter Tramways haben 
auch von den betreffenden Departements keine Bausubventionen 
erhalten ; dieselben stehen ganz auf eigenen Füßen, umfassen, 
auf 16 Linien sich verteilend, nur kurze Strecken — die größten 
unter ihnen 29 bezw. 32 km — und sind demnach wirkliche 
Kleinbahnen mit ganz lokalem Charakter. 

Die 345 km garantierter Tramways, welche die Garantie 
bis 1891 noch nicht in Anspruch genommen hatten, verteilten 
sich nur auf acht Linien in Längen von 87, 71, 66, 10 4-29, 



Cf. Cocheiy's Bericht, Annexe IV, p. 278 ff. 
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81, 26 und 25 km. Ohne Subvention war von ihnen die 
1891 bereits ganz im Betrieb befindliche 66 km lange Bahn 
gebaut; ebenso genießen keine Bausubvention die 39 km 
langen Strecken, von denen 1891: 9 km in Betrieb waren, 
und femer die 87 und 26 km langen Bahnen, welche sich 
noch gar nicht in Betrieb befanden. Für die 71 km lange Strecke 
(29 km in Betrieb) war eine Bausubvention von Gemeinden im 
Betrage von 195 800Frs. zugesagt; die 31 km lange Strecke 
wollte das betreffende Departement ganz auf eigene Kosten 
unter Beihilfe von Kommunen und Privaten bauen, und fQr 
die 25 km lange Strecke war eine bedeutende Subvention 
seitens des Departements zugesagt. Wie die Verhältnisse 
dieser Bahnen bezüglich der Garantie sich durch ihre Voll- 
endung stellen werden, ist nicht abzusehen; nach den weiter 
unten (S. 292) mitgeteilten Ergebnissen von 1892 und 1893 
dürften sie die Garantie in sehr erheblichem Maße in An- 
spruch nehmen. 

Die dritte Gruppe bilden diejenigen Tramways, welche 
nicht nur garantiert sind, sondern die Garantie auch in An- 
spruch genommen haben. Bezüglich dieser finden sich nähere 
Angaben über ihre Anlagekosten und deren Verteilung zwischen 
Unternehmern, Departements, Gemeinden und Privaten in dem 
zitierten von Cochery abgefaßten Kommissionsbericht ^) vor. 
mit Ausnahme der größten von ihnen, des 155 km langen 
Netzes im Departement Cöte d'or, welches der Compagnie des 
chemins de fer du Sud de la France konzessioniert ist und erst 
im Jahre 1891 bis auf 10 km in Betrieb gesetzt wurde; das- 
selbe hat übrigens keine Bausubvention erhalten. 

Die Anlagekosten der übrigen 313 km garantierter und 
die Garantie beanspruchender Tramways, welche Ende 1891 
in Betrieb waren, stellten sich folgendermaßen: 



') l. c. p. 24 u. 278. — Die Documents principaux wie die Docu- 
menta divers der offiziellen Statistik geben Über die Anlagekosten der 
garantierten Tramways leider keine Auskunft. Auch die Angaben des 
Kommissionsberichts konnten nur unter Berücksichtigung aller An- 
merkungen benutzt werden. 



Digitized by LjOOQ IC 



289 — 









Davon waren 


aufgebracht 




Be- 
triebe- 
lange 

1891 


Anlage- 
kosten 








Tramways 


von den 


von den 


von Ge- 
meinden 


von 


(Departementa) 


fiberhAupt 


Unter- 


Departe- 


Pri- 








nehmem 


ments 


vaten 




hm 


Ptb. 


Frs. 


Frs. 


Frs 


Frs. 


8oci4t« des eh. d. f. da 














Pörigord (Dordogne und 














Hante-Vienne) .... 


138 


8202482 


8792148 


5880 284 


80 000 


— 


Compagnie des tiamways 














de Loir-et-Chcr . . . 


111 


4465 000 


— 


4465 000 


— 


— 


Cfafttoanbnant & St JaUen 














de Youyantes (Loire In- 














förieure) 


15 


785 221 


785 221 


— 


— 


— 


Cambray dk CatOlon (Nord) 


86 


8048999 


2682 822 


242 077 


128600 


500 


Le Giand-Lncö k la Ghartre 
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18 


1185 681 


466470 
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- 


Zusammen . 


818 


17 687 883 


6 726 661 


10805 568 


154 604 


500 


Durchschnittlich för 1 km . 


, 


56 509 


21491 


34 523 


494 


1 


Prozentuale Yerieilung . . 


• • 


100 


88.0 


61,1 


0,» 


0,0 



Die durchschnittlichen Anlagekosten von 545 km garan- 
tierter Tramways gibt Cochery an anderer Stelle ^) auf 58 343 Frs. 
per Kilometer an, eine Angabe, die wir nicht weiter kon- 
trollieren können, die aber zu dem vorstehend berechneten Eolo- 
meterpreise recht gut stimmt, da unter den obigen auch die 
teuerste dieser Tramways (Cambray-Catillon, Nord, mit über 
80 000 Frs. per Kilometer) enthalten ist. Nimmt man den 
von Cochery angegebenen durchschnittlichen Kilometerkosten- 
satz als den für die garantierten Tramways allgemein gültigen 
an, so würde sich für die 1891 überhaupt in Betrieb befind- 
lichen 562 km derselben eine Kostensumme von rund 30 Mil- 
lionen Frs. ergeben. Von dieser Summe würde der oben an- 
gegebene Anteil der Departements mit 10,8 Millionen Frs. nur 
etwas über 33 ^/o betragen, immerhin noch ein für Bahnen 
lokalsten Charakters, bei denen man eher eine regere Beteili- 
gung der Gemeinden erwarten sollte, hoher Prozentsatz. 
Diese Erscheinung ist aber eine notwendige Folge des Gesetzes 
Ton 1880, und es ist zur Erklärung derselben nicht unwichtig, 
darauf hinzuweisen, daß die relativ größten Bausubventionen 



*) 1- c. p. 20. 
£anfinann, Eisenbahnen Frankreichs, ü. 



19 
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der Departements gerade bei den größten Traraways und zwar 
bei solchen geleistet sind, die dann die Garantie auch thatsäch- 
lich in Anspruch nehmen mußten. — Wird man zusammen- 
hängende Bahnlinien von 133 bezw. 111 km Länge kaum 
noch als Straßenbahnen in dem Sinne bezeichnen können, den 
man gewöhnlich mit diesem Begriffe zu verbinden pflegt, und 
fühlt man sich trotzdem gedrungen, um ihre Anlagekosten 
bei der voraussichtlich geringen Rentabilität möglichst herab- 
drücken und zu dem Zwecke die öffentlichen Straßen als Trace 
benutzen zu können, dieselben als Tramways statt als Lokal- 
bahnen zu klassieren, so muß es auch entsprechend schwerer 
halten, für dieselben Unternehmer zu finden. Darum mußten 
für diese Bahnen Subventionen gewährt werden, und da der 
Staat sich an denselben nur in Form der Zins- und Betriebs- 
garantie und auch nur dann und so weit beteiligt, als die 
Konzessionserteiler, also die Departements solche gewährten, 
so waren es von den verschiedenen kommunalen Körperschaften 
in erster Reihe jene, denen die Last der Subventionierung 
zufiel. Hatten nun die betreffenden Departements ein dringendes 
Interesse daran, daß jene Bahnen überhaupt zu stände kamen, 
so war es für sie vorteilhafter, statt der Garantie hohe Bau- 
subventionen, bis zu zwei Dritteln und selbst bis zur ganzen 
Höhe der Anlagekosten (Loir-et-Cher) ^) zu gewähren. Da 
diese Subventionen nämlich zum Zweck der Garantiebemessung 
in Annuitäten umgerechnet werden, so konnten die Departe- 
ments dann eine um so höhere Beteiligung des Staates an 
der Garantie beanspruchen und konnten zugleich als Kapital- 
gläubiger der Bahnen die staatlichen Garantiezahlungen für 



*) Dieser Fall bietet übrigens zugleich ein treffendes Beispiel ftir 
die ünzuträglichkeit der fixierten Pauschalsummen, die die Lokalbahn- 
und Tramway-Konzessionen den Unternehmern vielfach bewilligten. Das 
Departement hatte sich gegenüber der Compagnie des tramways de Loir- 
et-Cher verpflichtet, zur Deckung der ganzen Anlagekosten fiir die 111 km 
die feste Summe von 4465000 Frs. zu liefern, und dieselbe bezahlt 
(Cochery 1. c. p. 280); die wirklichen Baukosten stellten sich (Cochery 
1. c. p. 27) aber auf nur 4008606 Frs., so daß also die Gesellschaft bei 
dem Bau der Bahn einen Gewinn von 456000 Frs. gemacht hätte. 
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sich in Anspruch nehmen. Die Hälfte der Zinsen und der 
Tilgungsquoten für die von ihnen hergegebenen Kapitalien 
war auf diese Weise stets durch die Staatsgarantie gedeckt. 
Dieses Verhältnis findet nach den bezüglichen Eonzessions- 
bestimmungen bei den in unserer Tabelle (S. 289) an erster, 
zweiter und letzter Stelle genannten Bahnen thatsächlich statt : 
die Yom Staate zu zahlenden Oarantievorschüsse fallen hier 
nicht den Konzessionären, sondern den betreffenden Departe- 
ments zu, die ihrerseits keine jährlichen Zuschüsse zu leisten 
haben. Das Nord-Departement hatte dagegen für die Straßen- 
bahn Cambray-Catillon bis 1891 deswegen keine jährlichen 
Garantiezahlungen zu leisten, weil die von ihm gewährte Bau- 
subvention den vom Staate verlangten und gezahlten Zuschüssen 
noch immer gleichwertig war. Nur für die Tramways im 
Departement Loire-Inf^rieure , die keine Bansubventionen er- 
halten haben, leisten Staat und Departement jährliche Zu- 
schüsse, und dasselbe war erstmalig 1891 auch bei dem ohne 
Subvention gebauten Cöte d'or- Netze der Fall. 

Nach diesen erläuternden Bemerkungen stellen wir um- 
stehend auf S. 292 die Garantievorschüsse zusammen, welche 
jene sechs Tramwaynetze (außer den in der Tabelle auf S. 289 
genannten das von Cöte d'or) von 1884 bis 1891 thatsächlich 
erfordert haben. 

An denselben sind Gemeinden und Private überhaupt nicht 
beteih'gt, während von den vom Staate geleisteten Garantievor- 
schüssen mit 986609 Frs. ein großer Teil, nämlich 702020 Frs., 
in die Kassen der mit hohen Bausubventionen beteiligten Departe- 
ments zurückgeflossen ist; im Jahre 1891 betrug diese Summe 
209 806 Frs. Die bis dahin von den Departements geleisteten 
Bausubventionen betrugen (nach der Tab. S.289) 10 805 568 Frs., 
repräsentierten also zu 5^/o eine Annuität von 540278 Frs., von 
welcher aber der aus der Staatskasse gedeckte Teil mit 209 806 Frs. 
abgeht, so daß die wirkliche Leistung der Departements im 
Jahre 1891: 330472 Frs. + der von ihnen in bar gezahlten 
241824 Frs. = 572296 Frs. betrug, die vom Staate für dieses 
Jahr geforderten Garantievorschüsse also um 189406 Frs. über- 
traf. Im Jahre 1891 stellte sich demnach die Unterbilanz 
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Garantievorscliiisse für die naoli dem Gesetz von 1880 
garantierten Tramways: 





Garantie- 
verpflich- 
tungen 
des Staates 
im Maxi- 
mum 

Pl-8. 


Betrieba- 

länge 

der die 

Garantie 

beanspru- 
chenden 

Tramways 

km 


Gesamtes 

Garantie- 

erforder- 

nis 

Frs. 


Davon entfallen 
auf 


Vom 

Staate 


Jahr 


den Staat 
Frs. 


die 
Departe- 
ments 

Frs. 


gezahlte 

Vor- 
schüsse 

Frs. 


1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 


15 532 

15 582 

234 726 

254 726 

496 782 

566 782 

• 588 873 

728 143 


18 

18 

54 

54 

250 

266 

301 

458 


9456 

14127 

24 545 

29 000 

81421 

229 716 

257 859 

624 714 


9 456 

14127 

24 545 

29 000 

79 016 

209 716 

237 859 

882 890 


2405 

20000 

20000 

241824 


9 456 

14127 

24544 

29 000 

79017 

209 716 

287 857 

') 382 887 




Summe 


: 1884/91 

1892 . 

1893 . 


1270 838 


986 609 


284 229 


>) 986 604 

426 226 

«) 454 235 



dieser sechs subventionierten Tramwaynetze so dar, daß die- 
selben zu ihrer vollen Rentabilität einer NettomehreinDahme 
von 955186 Frs. — durchschnittlich 2085 Frs. per Kilometer — 
bedurft hätten, und daß dieser Ausfall mit 382890 Frs. vom 
Staate, mit 241 824 Frs. seitens der Departements in bar und 
mit 330472 Frs. durch den Zins wert der von letzteren ganz 
für eigene Rechnung geleisteten Bausubventionen gedeckt 
wurde. Der Staat trug somit rund 41 ^'/o, die Departements 
59®/o dieser Unterbilanz, ein Verhältnis, bei welchem der Staat 
zu hoch belastet erscheint, wenn man berücksichtigt, da£ er 



Der Bericht von Cochery p. 38 gibt für 1891 : 392887 Frs. und för 
die Summe der Jahre 996604 Frs. an; wir müssen beides für Druckfehler 
halten, da nicht verständlich ist, wieso der Staat 10000 Frs. mehr gezahlt 
hätte, als von ihm gefordert wurden. — Der Bericht der Budgetkomxnission 
von 1894 (Budget für 1895) gibt übrigens für 1890 bezw. 1891 die 
Summen von 224797 Frs. bezw. 882200 Frs. an. 

*) Provisorieche Zahl. 
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seine Garantievorschüsse ohne Zinsen hergibt, daß er keinerlei 
Heimfallsrecht an diesen Bahnen besitzt und daß er auch an 
einem etwaigen späteren Reingewinn derselben keinen Anteil 
haben soll. Die Beiträge der Gemeinden und Privater zu den 
Anlagekosten, welche 1891 zusammen 155104 Frs. betrugen 
und somit eine Annuität von nur 7750 Frs. repräsentieren, 
fallen hierbei gar nicht ins Gewicht; sie zeigen vielmehr durch 
ihre Kleinheit die Richtung an, in welcher eine Erleichterung 
der Lasten, die dem Staate auch fQr diese Bahnen lokalsten 
Interesses aufgebürdet sind, zu suchen sein dürfte. 

Daneben dürfte auch in Frage kommen, ob nicht ein- 
zelne Tramwaylinien mit ihrer Länge, wie schon angedeutet, 
den Rahmen lokalster Verkehrsmittel überschritten haben, zu- 
mal das Gesetz von 1880 ausdrücklich Abweichungen derselben 
von den öfiFentlichen Straßen, also Strecken auf eigenem Bahn- 
körper zuließ, ohne für letztere eine Maximalgrenze vorzu- 
schreiben. Der Gesetzentwurf von 1893 scheint wenigstens 
hierauf hinzudeuten, indem er im Hinblick auf solche Ab- 
weichungen, die rechtlich als Annexe bezw. Rektifikationen der 
öffentlichen Straßen zu behandeln sind, im Artikel 29 bestimmen 
wollte, daß als Tramways nur diejenigen isolierten Linien an- 
gesehen werden sollten, welche wenigstens zu ^/s ihrer Länge 
die vorhandenen Straßen benutzen, und ebenfalls nur solche 
sie verbindende Zwischenlinien, die derselben Bedingung ge- 
nügten, daß femer nur definitive, nicht aber eventuelle Eon- 
zessionen für diese Bemessung maßgebend sein sollten. Bahnen, 
die dieser Bedingung nicht genügten, seien als Lokalbahnen 
zu klassifizieren. 

Die verschiedenen Lokalbahngesetze erwähnen endlich 
noch eine dritte Art untergeordneter Bahnen: die Industrie- 
bahnen, ohne sie doch den Lokalbahnen zuzurechnen. Artikel 22 
des Gesetzes von 1880 und ihm gleichlautend Artikel 25 des 
Entwurfs von 1893 bestimmen nur, daß der Artikel des 
Gesetzes über die Lokalbahnen, nach welchem der Präfekt 
letzteren Erleichterungen in bahnpolizeilicher Hinsicht (Fort- 
fall der Einfriedigungen und der Bewachung der Straßen- 
kreuzungen) gewähren darf, auch auf diese Industriebahnen 
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Anwendung finden solle. Im übrigen sind dieselben nicht 
zum Gegenstand der Gesetzgebung geworden. Da sie zunächst 
reinen Privatinteressen zu dienen bestimmt sind und es sich 
bei ihnen mehr oder weniger auch um Anlagen auf eigenem 
Ghrund und Boden der betrefifenden Besitzer handelt, so war 
bei ihnen für eine Stellung der Departements oder Gemeinden 
als Eonzessionserteiler kaum irgend welcher Spielraum ge- 
boten. Die vorhandenen Industriebahnen sind sämtlich vom 
Staate konzessioniert. 

Den Industriebahnen ähneln die Bergwerksbahnen, 
die eine besondere Regelung nach bergpolizeilichen Gesichts- 
punkten erforderten und dieselbe durch ein Gesetz vom 27. Juli 
1880 erfuhren. Dasselbe unterscheidet drei Arten solcher 
Bahnen: solche, die innerhalb des Rayons des betreffenden 
Bergwerks bleiben und zwar entweder mit oder ohne Ver- 
änderung der Bodengestaltung, und solche, die den Rayon 
ihres Bergreviers überschreiten. In den zuerst genannten Fällen 
hat die Autorisation zu ihrer Ausführung der Präfekt, in dem 
letzteren der Minister zu erteilen. 

Bei Industrie- wie Bergwerksbahnen ist die Erteilung 
der Expropriationsbefugnis, d. h. die Erklärung der utilit^ 
publique, an die Bedingung geknüpft, daß sie, neben ihrer 
Bestimmung für die privaten Zwecke der betreffenden in- 
dustriellen Etablissements, unmittelbar oder doch eventuell 
zugleich auch dem allgemeinen Transport von Reisenden und 
Gütern zu dienen bestimmt sind. 
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Finanziell berühren beide die öfiFentlichen Gewalten in 
keiner Weise, und finden sich daher weitere Angaben, außer 
denen über ihre Länge, in der offiziellen Statistik nicht vor. 

Einige Fortschritte haben nach dieser in den letzten Jahren 
nur die Bergwerksbahnen gemacht, üebrigens muß bemerkt 
werden, daß die Industriebahnen in der offiziellen Statistik den 
Titel „chemins de fer industriels et divers^ führen, und daß 
zu ihnen sowohl die Hälfte der erst projektierten unterseeischen 
Bahn von Calais nach Dover (25 km) als auch eine große An- 
zahl von Bahnen gerechnet werden, welche den Anschluß von 
Bergwerken an das große allgemeine Schienennetz vermitteln, 
so daß zu den Bergwerksbahnen im engeren Sinne jedenfalls 
nur diejenigen gezählt werden, welche ihren Bergwerksrayon 
nicht überschreiten. Diese letzteren führt die offizielle Statistik 
übrigens nur anmerkungsweise auf, ohne sie in ihren Tabellen 
dem großen öffentlichen Schienennetz zuzurechnen. — 

Um das Bild des französischen Eisenbahnsystems zu ver- 
vollständigen , dürfen die Bahnen von Algier und die mit 
ihnen zusammenhängenden tunesischen Linien nicht über- 
gangen werden ^). Algier ist ein immerhin noch verhältnis- 
mäßig junges Kolonialland, das aber durch seine nahe und 
günstige Lage zum Mutterlande vor anderen Kolonien so viel 
voraus hat, daß die Entwickelung seines Eisenbahnwesens 
und die Mittel, welche dabei in Anwendung gebracht worden 
sind, besonderes Interesse erregen müssen, zumal die Konzes- 
sionen seiner Bahnen, obgleich dieselben als d'inter^t g^n^ral 
konzessioniert sind, doch manche Züge enthalten, welche 
an die nach dem Gesetze von 1880 erteilten Lokalbahnkonzes- 
sionen erinnern, und andererseits ihre Verhältnisse um so 
klarer hervortreten, als die Bahnen, soweit definitive Kanzes- 
sionen vorliegen, heute ganz in Betrieb sind und man bei 
ihnen somit einem vorläufig abgeschlossenen Bahnsystem gegen- 
übersteht. 

Wir sahen bereits, daß die früheste algerische Bahnkon- 



') Ueber die Entwickelung, Ausdehnung und Betriebsergebnisse 
dieser Bahnnetze vergl. Buch I, Kap. 14, S. 471 ff. 
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Zession vom Jahre 1860 zu einem Bahnbau erst führte, nach- 
dem die betreffende Gesellschaft sie an die P.-L.-M.-Compagnie 
abgetreten hatte. Der Staat genehmigte diese Retrozession 
(1863) und benutzte die Gelegenheit, dem neuen Eonzessions- 
inhaber noch weitere Hauptlinien der Eolonialprovinz zu über- 
tragen. Die P.-L.-M.-Oesellschaft ihrerseits hatte aber an 
diesen Konzessionen insofern ein besonderes Interesse, als der 
Ausgangshafen des Mutterlandes für den Verkehr nach Algier, 
Marseille, bereits zu ihrem Verkehrsgebiete gehörte und sie 
nunmehr auch den Schlüssel zu dem ganzen algerischen Ver- 
kehr, die Eingangsbahnen in das Land von den Häfen Philippe- 
yille und Oran nach den beiden Hauptsi»dten Gonstantine und 
Algier, in die Hände bekam, dadurch aber auch auf die ver- 
bindenden Schiffahrtslinien einen dominierenden Einfluß er- 
langen mußte. Der Staat, der für die Kolonie genug zu thun 
und aufzuwenden hatte, durfte nach dem ersten mißlungenen 
Versuche zufrieden sein, in der fest fundierten Compagnie 
einen Konzessionär gefunden zu haben, der nicht nur die ge- 
nügende finanzielle Garantie für die Ausführung der Bahnen 
bot, sondern auch wirtschaftlich an der Hebung des Verkehrs 
auf denselben von vornherein interessiert war. Die Linien, 
von denen nur die Strecke Algier-Blidah im Jahre 1862 dem 
Verkehr übergeben worden war, wurden sämtlich in den 
Jahren 1868 bis 1871 erö£Fhet und sind von allen algerischen 
Bahnen diejenigen, die das relativ beste finanzielle Ergebnis 
liefern. — Diese auf 99 Jahre erteilte Konzession ist ganz 
analog denjenigen für die schwächeren Hauptbahnlinien des 
Mutterlandes. Der Staat gewährte von vornherein eine Bau- 
subvention von 80 Millionen Frs. und übernahm für das von 
der Compagnie aufzubringende Anlagekapital, welches im Maxi- 
mum auf ebensoviel limitiert wurde, eine vorschußweise Zins- 
garantie zu 5^/o auf 75 Jahre; die Gesellschaft aber ist zur 
Rückzahlung der erhaltenen Garantievorschüsse nebst 4^/o Zinsen 
verpfiichtet, sobald die Einnahmen Nettoerträge über das 5^/oige 
Zins- und Tilgungserfordemis hinaus liefern sollten. Für den 
Fall, daß der Nettoertrag 8^/o des Anlagekapitals übersteigen 
sollte, behielt sich der Staat das Recht vor, die Tarife in 
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Zwischenräumen von fünf Jahren herabzusetzen, doch sollte 
diese Herabsetzung stets ihre Grenze in der Höhe der für die 
französischen Bahnen der Compagnie gültigen Tarife finden; 
wenn dann nach erfolgter Reduktion der Tarife die Netto- 
ertrage wiederum über 8^/0 des Anlagekapitals hinaus gehen 
sollten, so wird der diese Grenze übersteigende Betrag zur 
Hälfte zwischen Staat und Gesellschaft geteilt. Also Bau- 
subvention, vorschußweise, zeitlich begrenzte Zinsgarantie und 
als Aequivalent für erstere eine spätere Teilnahme des Staates 
am Reingewinn — dieselben Elemente wie in den Konzes- 
sionen für die Hauptbahnen des Mutterlandes, wobei der ein- 
zige unterschied nur in der etwas längeren Garantiedauer liegt. 

Neben einer Industriebahn der Minen von Mokta-el-Hadid 
bei Bona (33 km), die 1864 vollendet und erst durch ein 
Dekret vom 12. Februar 1885 dem allgemeinen Verkehr zu- 
gänglich gemacht wurde, blieb die Eonzession der P.-L.-M.- 
Gesellschaft über ein Jahrzehnt hinaus die einzige in dem 
Eoloniallande; erst nach dem Kriege begann man hier, wie 
gleichzeitig im Mutterlande, den weiteren Ausbau der Verkehrs- 
mittel. 1874 wurden die Stammlinien der drei Gesellschaften 
von West -Algier, B6na-Guelma und der Franco- Algerischen 
Compagnie, 1875 die der Compagnie von Ost- Algier konzes- 
sioniert, deren Netze durch spätere Konzessionen in den Jahren 
1877/78 und 1880/86 noch bedeutend erweitert wurden. 

Diese Konzessionen bewegten sich aber in wesentlich an- 
deren Formen als jene erste für die P.-L.-M-Compagnie. Der 
Staat gab für alle diese Bahnen keine Bausubventionen her, 
garantierte aber für das gesamte Anlagekapital eine Revenue 
von durchschnittlich etwas über b% und zwar für die 
ganze Konzessionsdauer ^). Mußte schon dieser letztere Um- 



') Ohne Garantie ist nnr die oben erwähnte 33 km lange Minen- 
bahn und die der Franco- AlgeriBchen Compagnie zuerst konzessionierte 
214 km lange Bahn von Arzew auf das Plateau des Haifagrases nach 
Saida und Kralfalla, worüber näheres im Kap. 14 mitgeteilt ist; da- 
gegen genießen die anderen in den Jahren 1884 bis 1886 dieser Gesell- 
schaft konzessionierten Bahnen eine Zinsgarantie unter den gleichen, 
im folgenden zu erOrtemden Bedingungen. 
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stand, der den Gesellschaften die Staatshilfe während ihrer 
ganzen Existenz sicherte, einen hemmenden Einfluß auf deren 
Streben nach wirtschaftlicher Selbständigkeit ausüben, so 
wurde derselbe noch durch den Mechanismus verstärkt, welcher 
für die Berechnung des Garantieerfordemisses in Anwendung 
kam (Akkordsätze mit Verzicht auf Rechnungskontrolle in 
drei Punkten: das Anlagekapital, den für dasselbe zum Zweck 
der Garantieberechnung bewilligten Zinsfuß und die Betriebs- 
kosten). 

Für das Anlagekapital wurde zwar nicht durchweg, 
aber doch in vielen Fällen das System der fixierten Pauschal- 
summen befolgt, wodurch, wie schon bei der Besprechung der 
Lokalbahnen erwähnt wurde, den Gesellschaften der Anreiz 
gegeben ist, am Baukapital selbst Gewinne zu machen. In 
der folgenden Uebersicht werden die bewilligten Maxima und 
die Ende 1893 verausgabten Summen des Anlagekapitals neben- 
einandergestellt. 

Wir bemerken zunächst, daß die nebenstehend aufgeführten 
Bahnen seit 1892 alle vollendet sind, und daß sich somit die sie 
betreffenden Zahlen um so mehr für eine eingehendere Betrach- 
tung eignen: Vergleicht man die Kolummen 3 und 8, das 
garantierte Maximum und das von den Gesellschaften wirklich 
verausgabte Anlagekapital, so wird ersichtlich, daß drei von 
den vier Gesellschaften, bei denen das Akkordsystem in An- 
wendung gekommen ist, den garantierten Maximalsummen 
gegenüber in der That Ersparnisse gemacht haben, die nament- 
lich bei West- Algier in einem namhaft niedrigeren KUometer- 
satz der wirklichen Anlagekosten zum Ausdruck kommen. 
Es fragt sich, ob diese Ersparnisse Linien betreffen, für die 
nur Maxima an Anlagekosten, oder solche, für die feste Pauschal- 
(Akkord-)Summen bewilligt sind; im ersteren Falle verringert sich 
das Garantierisiko des Staates in entsprechendem Maße, im letz- 
teren hat die Gesellschaft allein einen Vorteil von der Ersparnis. 
Eine genaue umfassende Feststellung läßt sich in dieser Be- 
ziehung nicht machen, da das System der Akkordsätze mitunter 
mit der Festsetzung von zulässigen Maximalsummen zusammen 
zur Anwendung gekommen ist; so sind z. B. in einzelnen Fällen 
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Pauschalsummen nur für die Eomplementärarbeiten oder die 
Generalunkosten, in anderen für die Kosten der ersten 'An- 
lage allein bewilligt und für Ergänzungsarbeiten Maxima fest- 
gesetzt. Bei dem Versuch einer Orientierung darüber, in 
welchem Maße Akkordsätze zu Ersparnissen geführt haben, 
wird man sich also an diejenigen Linien halten müssen, für 
welche dieselben in jeder oder fast in jeder Beziehung in An- 
wendung gekommen sind ^). 

Für die Linie von les Ouled-Ramoun nach AYn-Belda 
(93 km) ist der Compagnie von Ost- Algier eine Pauschalsumme 
von 9 300 000 Frs. für die Kosten der ersten Anlage garantiert 
und außerdem 935000 Frs. im Maximum für Komplementar- 
arbeiten, deren Ausführung nach Vollendung der ganzen Linie 
genehmigt werden kann, zusammen also 10235000 Frs. Die 
Bahn hat bis Ende 1893 einschließlich des rollenden Materials 
9623538 Frs. gekostet; die gegenüber dem bewilligten Maxi- 
mum von 10,2 Millionen noch disponiblen rund 600000 Frs, 
bedeuten aber mit Rücksicht auf die Ergänzungsarbeiten 
keinen Gewinn der Gesellschaft. 

Der Compagnie von West-Algier ist für die Linie St. Barbe- 
du-Tl^lat nach Sidi-bel-Abbfes (51 km) nach der offiziellen 
Statistik eine Akkordsumme von 8 Millionen Frs. garantiert; 
dieselbe hat ohne das rollende Material 8806825 Frs. und 
einschließlich des letzteren 10 006825 Frs. gekostet. Die 
betreffende Konvention hat aber nicht das Kapital, sondern 
die vom Staate im Maximum zu leistende Garantiezahlung 
mit 468500 Frs. festgesetzt, was für das von der offiziellen 
Statistik berechnete Kapital von 8 Millionen eine Verzinsung 
von 5,85 6 ^/o ergeben würde, so daß die Gesellschaft die Deckung 
für ihre Mehrausgaben in diesem hohen Zinsfuß finden dürfte ; 
einen Gewinn aber wird man ihr an der Zinsgarantie nicht 
nachrechnen können, da die 468500 Frs. nur gegen 4,7 ^'o 
der wirklichen Anlagekosten von 10 Millionen repräsentieren.. 

Der Compagnie Böna-Guelma sind die tunesischen Linien 



^) Die betreffenden Angaben finden sich in den Anmerkungen zur 
Tab. 24 der Statistique des eh. d. f. fran9., documents principaux, 1893. 
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in der Weise garantiert, daß der Staat für eine Gesamtlänge der- 
selben von höchstens 220 km eine kilometrische Nettoeinnahme 
von 10 122 Frs., also im Maximum 2 226 840 Frs. zugesichert hat. 
Dieser Festsetzung soll die Annahme des außerordentlich hohen 
Zinsfußes von 6^/o zu Grunde liegen, so daß die offizielle 
Statistik nach letzterem ein garantiertes Anlagekapital von 
37114000 Frs. berechnet. Die tunesischen Bahnen haben ein- 
schließlich der Ausrüstung trotz der größeren Länge von 225 km 
nur 36 653 698 Frs. gekostet, so daß die Gesellschaft jährlich 
die 6®/oigen Zinsen von 460000 Frs. gewinnt; ein Gewinn, 
der sich noch höher stellt, wenn man einen der Wirklich- 
keit besser entsprechenden niedrigeren Zinsfuß in Ansatz 
bringt. 

Der Franco-Algerischen Compagnie ist für die Linie 
Mostaganem-Tiaret (202 km) als Kosten der ersten Anlage, 
der Eomplementärarbeiten und der Vorstudien die Pauschal- 
summe von 21656000 Frs. bewilligt, wofür der Staat zu 5®/o 
eine Churantieverpflichtung in Höhe von 1082800 Frs. über- 
nommen hat. Die Bahn hat einschließlich des rollenden 
Materials 20 904 000 Frs. gekostet, was zu 5 ®/o eine jährliche 
Last von 1 045 200 Frs. bedeuten würde, so daß sich der Staat 
demgemäß für ein Zuviel von 37600 Frs. verpflichtet hätte; 
das wirkliche Erfordernis für Zinsen und Amortisation betrug 
aber 1893 nur 1 032 000 Frs., weil bis Ende 1892 Obligationen 
dieser Linien im Nominalbetrage von 423500 Frs. bereits 
amortisiert waren. 

Als Beispiel der gemischten Anwendung von bloßen Maxi- 
mal- und von Akkordsätzen sei die Linie Tabia-Tlemcen der 
Compagnie von West- Algier erwähnt. Bei dieser hat der Staat 
die Garantie für ein Kapital von 19680000 Frs. in der Weise 
übernommen, daß als Kosten der ersten Anlage im Maximum 
16400000 Frs. bewilligt sind, während denselben für General- 
unkosten und Interkalarzinsen (einschließlich Amortisation 
während der Bauperiode) ein- für allemal 20 ^/o zugeschlagen 
werden sollen. Letzteres ist also ein Akkordsatz, dessen Risiko 
sich aber für den Staat in demselben Maße vermindert hätte, 
in welchem die wirklichen Baukosten hinter den 16,4 Mil- 
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lionen zurückgeblieben sind ; ' thatsächlich hat die Linie 
18890557 Frs. gekostet. 

Im großen und ganzen wird man nach diesen Beispielen 
annehmen können, da§ das Akkordsystem der Anlagekosten 
dort, wo es zur Anwendung gekommen ist, dem Staate nicht 
allzu große Opfer auferlegt, und daß die Differenz von rund 
11,8 Millionen Frs., um welche nach der Tabelle auf S. 299 
die Anlagekosten der vier in dieser Weise zum Teil garan- 
tierten Gesellschaften gegenüber den Maximalfestsetzungen zu- 
rückgeblieben sind, vielfach der staatlichen Zinsgarantie zu 
Gute kommt. Immerhin bleibt das Akkordsystem der Anlage- 
kosten bei einer zeitlich unbeschränkten Zinsgarantie, wie sie 
hier vorliegt, ein bedenkliches Experiment. Denn wenn selbst 
im günstigsten Falle die Akkordsätze so genau berechnet sind, 
daß die Gesellschaften an denselben keine Gewinne machen 
können, so ist es für diese immer bequemer, sich die Zinsen 
für das Anlagekapital vom Staate, der dazu für die ganze 
Dauer ihrer Existenz verpflichtet ist, ruhig zahlen zu lassen, 
als für Hebung des Verkehrs und für Vermehrung der Ein- 
nahmen zu sorgen. Durch die unbegrenzte Dauer der Zins- 
garantie, welche die Gesellschaften der Sorge überhebt, eines 
Tages ganz auf eigenen Füßen stehen zu müssen, geht eben 
ein wichtiger Anreiz zum Streben nach wirtschaftlicher Selb- 
ständigkeit verloren. 

Der zweite Punkt, bei welchem das Akkordsystem und 
zwar durchweg zur Anwendung gekommen ist, ist der für die 
Garantieberechnung bewilligte Zinsfuß, den man in den 
Konventionen fixiert hat, statt für denselben die jeweiligen 
Emissionskurse maßgebend sein zu lassen. Wir haben be- 
reits gesehen, daß dieses System bei den Bahnen des Mutter- 
landes vor 1883 allgemein in Anwendung war imd für die 
algerischen daher keine Neuerung bedeutet; während dasselbe 
aber für jene durch die Konventionen von 1883 hinsichtlich 
der Hauptbahnen beseitigt ist, ist es für die Bahnen von Algier 
noch fortdauernd in Kraft und dürften sich Mittel zu seiner 
Beseitigung hier schwerer finden lassen als dort. Denn während 
bei den Hauptbahnen Frankreichs die Garantie bis 1883 sich 
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nur auf das ehemalige zweite Netz bezog und der Staat als 
Aequivalent für eine Abänderung des Zinsfußes ihre Ausdeh- 
nung auf die sämtlichen Obligationen und ihre weitere zeit- 
liche Erstreckung bieten konnte, ist die Garantie gegenüber 
den algerischen Bahnen von vornherein für das gesamte An- 
lagekapital und dazu für die ganze Konzessionsdauer über- 
nommen, so daß die Konzessionäre keinen Grund haben, in 
eine Veränderung dieser für sie überaus vorteilhaften rechts- 
beständigen Situation zu willigen. 

Zunächst kommt es nunmehr darauf an, festzustellen, in 
wie weit dieser präliminierte Zinsfuß, der weder bei allen 
Gesellschaften, noch bei allen einzelnen Linien einer und der- 
selben Gesellschaft der gleiche ist und zwischen 4,85 und 6 ^/o 
des Anlagekapitals schwankt, zu hoch ist. 

In der auf S. 304 folgenden Uebersicht werden die höchsten 
und niedrigsten der für die einzelnen Gesellschaften fixierten 
Zinssätze sowie deren Durchschnitte und die aus der Garantie 
sich ergebenden Maximalverpflichtungen des Staates zusammen- 
gestellt; zur Yergleichung ist daneben die faktische Verzinsung 
(exklusive Amortisation) der Obligationen, nach deren Emissions- 
erträgen berechnet, angegeben. 

Die Verzinsung der Staatsanleihen berechnet Leygue^) 
für die Periode 1859/84 zu durchschnittlich 4,75 ^/o, diejenige 
der Obligationen der P.-L.-M.-Gesellschaft zu 4,8 1 ^/o. Die vier 
Gesellschaften, für welche umstehend S. 304 die wirkliche Ver- 
zinsung des für ihre Obligationen erlösten Kapitals angegeben 
ist, gehören aber erst den letzten zehn Jahren dieser Periode 
an, daher ihr faktischer durchschnittlicher Zinsfuß noch etwas 
hinter dem des Obligationenkapitals der P.-L.-M.-Gesellschaft 
zurückbleibt. Rechnet man nun auch diesen wirklichen Zins- 
sätzen noch die Amortisationsquoten, welche bei den verhältnis- 
mäßig kleinen Kapitalsummen und der fast 100jährigen Kon- 
zessionsdauer sehr gering sein können, hinzu, so werden die 
Gesellschaften an dem Zinsfuß der Garantie immerhin noch 
etwas gewinnen können. Andererseits darf bei der Beurteilung 



M Leygue 1. c. p. 148. 
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ZinsfuG der Garantie 


Maximum 
der Garantie- 


lii| 


Davon betragen 
15 Frs. Zlnien U 
per Obligation | 


Gesellschaften 


höchster 

bezw. 

niedrigster 


im 
Durch- 
schnitt 


tiberhaupt 


durch- iJfcö 

schnitt- ÜSg-S 

Uch für ßoSS 

1 km ^ Kö| 




% 


% 


Prs. 


Fre. 


Frs. 


^fo_ 


P.-L.-M.-Compagnie 


5 


5 


4 000 000 


7 797 






Comp, von Ost-Algier 


5,35 U. 6 


5,119 


9845 668 


11100 


838,5 


4.4i 


, West-Algier 


*,85-5,866 ^) 


4,99 


4 381868 


11744 2) 


W7,5 


4.« 


H « B6na-Ouelma 


6 n. 5 


».«ST 


7 727 107 


11690 


«81.5 


5.M 


Franco-Alger. Comp. . 


4,85 U. 5 


4,9M 


1 691 862 


S786 3) 


3»3,««) 


4.« 


üeberhanpt . 


4,86-6 


5,219 


87 586 500 


9 569 S) 


380,4 


4.98 



^) Leygue, der, GheminB de fer, p. 148, eise ähnliche Tabelle auf- 
stellt, übersieht hier die Garantie für die Linie St. Barbe-du-Tl^lat nach 
Sidi-bel-AbbÖ8, vergl. oben S. 300. 

') Leygue berechnet 11494 Frs. für eine L&nge von 872 km; die 
Länge der Bahnen der Compagnie von West-Algier beträgt aber nach 
der offiziellen Statistik nur 368 km , wie in der Tabelle auf S. 299 an- 
gegeben ist. 

') Leygue berechnet 2552 Frs. auf die gesamte Länge der der 
Franco- Algerischen Compagnie konzessionierten Bahnen und daher im 
Durchschnitt aller Gesellschaften nur 8910 Frs. Selbstverständlich kann 
aber nur die Länge der garantierten Bahnen in Betracht kommen; be- 
treffs dieser Unterscheidung cf. die Tabelle auf S. 299. 

*) Für die 97 780 Stück Obligationen berechnet, welche die Gesell- 
schaft für die erst später konzessionierten garantierten Bahnen aus- 
gegeben hat. Die 100000 Stück Obligationen, welche die Gesellschaft 
1874 für den Bau ihrer ungarantierten Stammlinien ausgegeben hat, 
haben nur ein Kapital von 19820880 Frs. erbracht, also durchschnitt- 
lich per Obligation ä 500 Frs. Nominalwert nur 198,« Frs. Die GeseU- 
schafb befindet sich bezüglich dieser Bahnen seit 1889 in gerichtlicher 
Liquidation; durch Vergleich vom 19. April 1890 ist den noch nicht 
amortisierten 97709 Obligationen eine Beteiligung an den Passiven mit 
200 Frs. zugebilligt, in der Weise, daß 100 Frs. als Serie A binnen 
82 Jahren nach Auslosung zurückgezahlt werden und bis dahin einen 
festen Zinsertrag von 2,5o Frs. beziehen, die anderen 100 Frs. als Serie B 
in unbestinmiter Zeit zur Rückzahlung gelaugen und inzwischen nach 
Maßgabe der jährlichen Ueberschüsse der Gesellschaft, jedoch nicht über 
4 °/o verzinst werden. Das Schick.<jal dieser noch dazu mit dem Privilegium 
der Ausnutzung des Haifagrases ausgestatteten Schmalspurbahn wird 
einigermaßen verständlich, wenn man erwägt, daß die Obligationen der- 
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derMa&regel: die Verzinsung des Anlagekapitals für die Garantie- 
berechnung von vornherein zu begrenzen, nicht übersehen 
werden, daß bei sekundären Gesellschaften von schwächerem 
Kredit eine solche Maßnahme wichtig ist, um die dem Staate 
durch die Garantie auferlegte Last nicht ins üngemessene 
wachsen zu lassen; rationeller aber wäre es für diesen Zweck 
gewesen, nur eine Maximalgrenze für den Zinsfuß zu ziehen, 
und unterhalb derselben den wirklichen Zinsfuß nach den 
Emissionskursen in Anwendung zu bringen. 

Das dritte Element der akkordmäßigen Behandlung bilden 
die Betriebskosten, nach denen der jährliche Garantie- 
bedarf zu berechnen ist. Wir sahen bei der Betrachtung der 
Bestimmungen des Lokalbahngesetzes von 1880, daß sich der 
Staat dort an der Garantierung einer gewissen Bruttoeinnahme 
beteiligte, so daß für die Zwecke der Berechnung des Garantie- 
bedürfnisses jedesmal nur diese letztere nach ihrem wirklichen 
Betrage festzustellen war, und daß die Betriebskostenrechnung 
dabei nur so weit in Betracht kam, als zu kontrollieren war, 
daß die mit Hilfe der Garantie erreichte Verzinsung des An- 
lagekapitals nicht über einen gewissen Prozentsatz hinausging. 

Bei der Garantierung der algerischen Bahnen machte man 
sich, wenn nicht in derselben, doch in ähnlicher Weise von 
einer Feststellung der wirklichen Betriebskosten unabhängig. 
Die Konzessionen bewilligen für bestimmte, meist zu 1000 Prs. 
abgestufte kilometrische Bruttoeinnahmen bestimmte Prozent- 
sätze als Betriebskosten, d. h. sie setzen ein- für allemal be- 
stimmte Betriebskoeffizienten fest, die für die Berechnung des 
Garantiebedürfnisses in Anwendung zu bringen sind, indem 
sie zugleich für jede Stufe der Bruttoeinnahmen neben diesem 
Prozentsatz ein Maximum bezeichnen, über welches die als 
Betriebskosten anzurechnende Summe nicht hinausgehen darf. 
Die betreffenden Skalen sind nicht nur für die verschiedenen 
Gesellschaften, sondern auch für die einzelnen Linien einer 

(Fortsetzung dea Textes auf S, 308.) 

selben nach dem Emissionskurse eine faktische Verzinsung von 7,5 Vo 
genossen haben, einen Ertrag, den heute kaum noch Hauptbahnen ersten 
Ranges aufbringen können. 

Kauf mann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 20 
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Skalen der für die Zinsg&rantie der Algerisclien 



stufen der 

Bratto- 
Einnabmen 



Frs. 



Unter 5 000 

5 000— 6 000 

6 000— 6 500 

6 500- 7 000 

7 000- 7 460 

7 460— 8 000 

8 000— 9 000 

9 COO-10 000 

10 000—11 000 

11 000-12 000 

12 000-13 000 

13 000-14 000 

14 000-15 000 

15 000-16 000 

16 000—20 000 
Ueber 20 000 



Als Betriebskosten pro Kilometer sind 



Normalspurige Bahnen 



Ost-Algier 

und 
West-Algier 



1) I (1874) 



Von den 
Brutto- 

Ein- 
nahmen 



im 
Maxi- 
mum 

Frs 



)flxiert 7460 Frs 



68 
66 
63 
60 
67 
54 
52 



7 920 
8190 

8 400 
8 550 
8 640 

10 400 



Ost-Algier 



II (1880) 



von den 
Brutto 
Ein- 
nahmen 



die 
wirk- 
lichen 
Be- 
triebs- 
kosten 



im 
Maxi, 
mum 

Frs. 



) (wie unter I.) 



in a88o) 



von den 
Brutto- 

Ein- 
nahmen 



im 
Maxi- 
mum 

Frs. 



fixiert 5000 Frs. 

der Betrag 

der Brutto- 

Einnahme 

selbst 



) (wie unter I.) 



Ost- Algier 

und 

Böna-Ouelma^) 



lY (1874) 



von den 
Brutto- 

Ein- 
nahmen 



Maxi- 
mum 



Frs. 



fixiert 7000 Fn. 



64 

6» 
60 
58 
56 
55 
52 



7 440 

7800 
8120 

8 400 
8640 

10 400 



») Comp, von Ost -Algier für Constantine - La Maison Cai-r^e; Comp, von West- 
Algier für die Linie St. Barbe- du -Tl^lat über Sidi - bei - Abb^s nach Ras-el-Ma. 

2) Ostalgerische Comp, für die Linie von £l-6uerra nach Batna; Comp. BOna- 
Quelma für die Stammlinie. 
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Bahnen zn berechnenden Betriebskosten. 

für die Garantieberechnung anzusetzen: 



der Compagnien 




Schmalspurige Bahnen der Compagnien 




West-Algier 


Böna-Gnelma 


Ost- Algier 

und 

Böna-OuelmaS) 


Franco-Alger. 
Compagnie 


Franco- 
Alger. 
Comp. 

U.West- 
Algier 


V (1882) 


VI (1885) 1 


Vn (1877) 


vni (l88o^5) 


IX (1884) 


X (1886) 


von den 

Bmtto- 

Ein- 

nahmen 


im 
Maxi- 
mum 


ron den 
Bnitto- 

Ein- 
nahmen 


im 
Maxi, 
mam 


von den 
Bmtto- 

Ein- 
nahmen 


im 
Maxi- 
mum 


\ron den 
Brutto- 

Ein- 
nahmen 


im 
Maxi- 
mum 


von den 
Brutto- 

Ein- 
nahmen 


im 
Maxi- 
mum 


von den 
Bmtto- 

Ein- 
nf^hmen 


'»'o^. 


Frs. 


_J'^__ 


-Fra-. 


«lo 


Fr8._ 


_^o 


Frs. 


_.«/o_ 


Frs^ 












/ fixiert 
5000 Frs.*) 
bezw. 






e 










wirk- 








1^ 










liche 








s 










Aus- 




die 




g 










gaben 


5000 


wirk- 








die 






Brutto- 




1 liehen 


6500 








wirk- 






Ein- 




Be- 










lichen 
Be- 


7000 




nahmen 


5 520 


triebs- 
kosten 










triebs- 






1 








3 


fixiert 7000 Frs. 


kosten 






1" 


5 950 










fixiert 








o 






i 7700 Frs. 


}» 




fixiert 


a> 




fixiert 7000 Frs. 




6 240 


6500 Frs. 


i 


1 fixiert 7460 Frs. 






78 


6 570 








73 


6 900 




+ 






69 


7 260 




JS 


fixiert 79iOFr8. 




70 


8 040 


66 


7 560 










67 


8 320 


63 


7800 




& 




(wie unter V.) 


6i 


8540 


60 


7 980 


(wie unter 

vm.) 


i 


(wie nnter I.) 




61 


8 700 


57 


8 250 




« 






58 


8 800 


55 


8 380 




-\- 






55 


10 400 


52 


10 000 




jn 










52 


- 


50 


-' 











') Ost- Algier für Les-Ouled nach Ain-Beida; Böna-Guelma für Souk-Ahras 
nach Töbessa. 

*) Für die in Anmerk. 3 genannte Linie der Comp. Böna-Ouel ma. 
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und derselben Gesellschaft verschieden gebildet. Unsere üeber- 
sicht auf S. 30ti und 307 veranschaulicht die in dieser Be- 
ziehung vorkommenden Formen, welche durch römische Ziffern 
bezeichnet sind, denen das Jahr ihrer ersten Anwendung in 
Klammern beigefügt ist. 

Gemeinsam ist allen Skalen dieser Tabelle der in Aussicht 
genommene niedrigste Betriebskoeffizient von 52 bezw. 50 V7 
ein Satz, bei welchem Eisenbahnen sich erfahrungsgemäß selb- 
ständig zu rentieren pflegen. Unter den für die normalspurigen 
Bahnen angewendeten Skalen heben sich aber wesentlich zwei 
Gruppen ab: solche, die für die niedrigsten Einnahmestufen 
nur fixierte Betriebskostensätze kennen, und solche, die in 
diesen untersten Stufen die wirklichen Betriebskosten haben 
oder aber die Bruttoeinnahmen selbst denselben gleichstellen. 
Die letzteren drei Formen, 11 , III und lY, haben dabei die 
Eigentümlichkeit, daß zwischen der Grenze, bis zu welcher 
die wirklichen Betriebskosten in Betracht kommen, und der- 
jenigen, von welcher an die allmählich fallenden Betriebs- 
koeffizienten mit bestimmten, steigenden Maximalsätzen be- 
ginnen, eine größere Zone liegt, für welche ein einziger Satz 
für die Betriebskosten fixiert ist. Wenn nun auch die Brutto- 
einnahmen 1 1 000 Frs. per Kilometer übersteigen sollten, dem- 
nach der Betriebskoeffizient einer der höheren Stufen in An- 
wendung zu bringen wäre, so befindet sich doch infolge der 
Festsetzung des Maximums neben dem präliminierten Betriebs- 
koeffizienten, in jeder dieser höheren Stufen eine Zone, für 
welche die als Betriebskosten zu berechnende Summe nicht 
mehr prozentual steigt, sondern stabil bleibt. In der Stufe 
von 16000 bis 20000 Frs. z. B. wird das Maximum zu 54 
bezw. 55 V bei einer Bruttoeinnahme von 19260 Frs. bezw. 
18 909 Frs. erreicht, für die Differenz bis zur oberen Grenze 
dieser Stufe von 740 Frs. bezw. 1091 Frs. findet keine Er- 
höhung der Betriebskostensumme mehr statt; in der nächst 
niedrigeren Stufe von 15000 bis 10000 Frs. wird das Maxi- 
mum von Betriebskosten zu 57 ^ bei 15159 Frs., zu 56 V 
bei 15 435 Frs. erreicht, für die weiteren 840 bezw. 565 Frs. 
findet keine Zunahme der Betriebskostenberechnung statt u. s. w. 
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Innerhalb jeder dieser Einnahmestufen liegt also eine 
Grenze, über welche hinaus die Gesellschaften kein Interesse 
an der St-eigerung der Bruttoeinnahme haben können, insofern 
mit derselben eine Vermehrung der wirklichen Betriebskosten 
verbunden ist. Dieser umstand ist nicht zu unterschätzen, 
da es sich bei den entsprechenden oben aufgeführten Zahlen 
um Eilometersätze handelt: würde z. B. die Einnahme in der 
Stufe 16 000 bis 20000 Frs. nach Form I um jene 740 Frs. 
per Kilometer steigen, so bedeutete das bei nur 200 km Be- 
triebslänge schon eine Bruttomehreinnahme von 148000 Frs., 
bei 300 km eine solche von 222 000 Frs.; solche Mehrein- 
nahmen können sich aber kaum ohne weitere Steigerung der 
Betriebskosten ergeben. Ist also nicht gegründete Aussicht 
vorhanden, daß die Bruttoeinnahmen gleich bis zur Höhe der 
nächsten Stufe steigen können, so haben die Gesellschaften 
ein direktes Interesse daran, diesem Steigen über eine gewisse 
Grenze hinaus von sich aus entgegen zu treten. Diese Eli- 
minierung des Interesses der Gesellschaften an einer Steige- 
rung der Betriebseinnahmen über eine gewisse Grenze hinaus 
findet aber in noch erhöhtem Maße in den niedrigeren Ein- 
nahmestufen statt. Dieselben erhalten vom Staate stets so 
viel als Garantiezuschuß, daß nach Abzug des präliminierten 
Betriebskostensatzes von den Bruttoeinnahmen mit Hilfe des 
dann noch verbleibenden Betriebsüberschusses die garantierte 
Revenue des Anlagekapitals erreicht wird; wenn dabei jener 
präliminierte Betriebskostensatz die wirklichen Betriebskosten 
nicht decken sollte, so haben die Aktionäre diesen Schaden 
durch Kürzung ihrer Revenue zu tragen. 

Die Gefahr, daß die Betriebskosten bei einer Steigerung 
der Bruttoeinnahmen zunächst unverhältnismäßig wachsen und 
dann vielleicht nicht mehr ihre Deckung in dem bewilligten 
Betriebskostensatze finden, ist aber in den niedrigen Einnahme- 
stufen bedeutend größer als in den höheren. Das Interesse, 
welches die Gesellschaften an einer Steigerung der Einnahmen 
haben sollten, verwandelt sich dadurch in diesen unteren Ein- 
nahmestufen abermals in sein Gegenteil. Da nun die Gesell- 
schaften bei dieser Sachlage aus der Berechnung der Staats- 
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garantie niemals mehr erzielen können als das garantierte 
Zinsmaximum, so werden sie dieses Ziel am sichersten er- 
reichen, wenn ihre Bruttoeinnahmen möglichst nur dem nied- 
rigsten fixierten Betriebskostensatz gleichkommen; ihr Betriebs- 
überschuß ist dann gleich Null, und der Staat zahlt ihnen die 
ganze Revenue des Anlagekapitals, das garantierte Maximum; 
sie haben sogar bei so niedrigen Einnahmen, die sich mit dem 
geringsten Betriebsumfang erreichen lassen, noch die Aus- 
sicht, zwischen den wirklichen Betriebskosten und dem pra- 
liminierten Satze derselben eine Differenz zu ihren Gunsten zu 
erzielen. 

Dieses irrationelleVerhältnis findet übrigens seinen geradezu 
legalen Ausdruck in der dritten der oben angeführten Skalen, 
welche für die Einnahmestufen von 5000 bis 7460 Frs. einfach 
gestattet, diese Einnahmen selbst als Betriebskosten zu ver- 
rechnen; so kann z. B. die Gesellschaft von Ost-Algier gar 
nichts vorteilhafteres thun, als auf den betreffenden Linien den 
Betrieb so einzurichten, daß die Einnahmen aus demselben 
sich stets innerhalb dieser Grenzen halten müssen. 

Dieselben Ausführungen gelten, mutandis mutatis, auch 
für die bei den schmalspurigen Bahnen in Anwendung ge- 
brachten Skalen VIII und IX. Nur die zehnte Form scheint 
dadurch, daß sie die Abstufung der Einnahmen und die stufen- 
weise Maximalbegrenzung der Betriebskostensätze ganz auf- 
gibt und dafür regelmäßig einen bestimmten Bruchteil der 
Einnahmen vermehrt um einen gleichbleibenden festen Satz 
für den sogenannten unbeweglichen Teil der Betriebsausgaben 
in Anrechnung bringt, den wirklichen Verhältnissen besser 
Rechnung zu tragen; der feste Satz in dieser Formel ist dabei 
dasjenige Element, welches bei steigenden Einnahmen das 
Sinken der Betriebskoeffizienten bewirkt. Doch ist diese Formel, 
die schließlich auch der Berechnung aller übrigen prälimi- 
nierten Betriebskostensätze zu Grunde liegt, ebenfalls nicht 
zureichend, um namentlich den Anforderungen der staatlichen 
Oekonomie Rechnung zu tragen. Einmal ist es durchaus 
nicht zutreffend, daß die sogenannten beweglichen Betriebs- 
kosten immer ein Drittel der Bruttoeinnahmen betragen ; die- 
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selben werden bei steigenden Einnahmen in dieser gleichförmigen 
Proportion besonders dann nicht anwachsen, wenn die Steige- 
rung der Einnahmen hauptsächlich durch bessere Ausnutzung 
der vorhandenen Betriebsmittel, womöglich bei gleichbleibendem 
Betriebsumfang stattfinden kann. Sodann aber kann bei mög- 
lichster Einschränkung des Betriebsumfangs auch der soge- 
nannte feste Teil der Betriebskosten Gelegenheit zu Erspar- 
nissen bieten, so daß sich dann die nach der Bruttoeinnahme 
berechneten Betriebskosten zu Ungunsten der Staatsgarantie 
höher als die wirklichen stellen müssen. 

Die Möglichkeit dieser doppelten Abweichung von der 
Wirklichkeit haftet aber, wie schon angedeutet, dem ganzen 
System der künstlichen Betriebskostenberechnung an. Da 
nämlich die Betriebskosten einer Bahn (E) in den sogenannten 
festen Teil (A), der die allgemeinen Verwaltungskosten, die 
Oehälter des ständigen Beamtenpersonals etc. enthält, und in 
den beweglichen Teil derselben zerfallen, der vom Umfange 
des Betriebes abhängt, so liegt, da die Betriebskostenberech- 
nung der oben S. 306 und 307 angeführten Skalen in Relation zu 
den wirklichen Bruttoeinnahmen (R) gesetzt ist, von denen der 
bewegliche Teil demnach einen gewissen Bruchteil (B) bilden 
mufi, allen jenen fixierten Betriebskoeffizienten die Formel 
K = A -|- BR zu Grunde. Die wirklichen Betriebskosten, deren 
Elemente durch die entsprechenden Buchstaben des kleinen 
Alphabets ausgedrückt werden mögen, würden dann durch 
die Formel k = a + bR dargestellt. Sind nun a und b <[ A 
und B, so wird sich für die garantierten Gesellschaften der 
größte Vorteil aus der künstlichen Betriebskostenberechnung 
ergeben, ein geringerer, wenn nur a oder b <[ A bezw. B ist. 
Sollte es dagegen, was unter bestimmten Verhältnissen bei An- 
nahme bestimmter Grenzen des Betriebsumfanges und be- 
stimmter Tarifsätze immerhin möglich ist, gelingen, A und B 
so genau zu berechnen, daß sie = a und b sind, so würde jeder 
Vorteil für die Gesellschaften aufhören, zugleich aber die Mög- 
lichkeit eintreten, da£ bei einer Steigerung von R, A und B 
oder doch B allein zu Ungunsten der Gesellschaften sogar 
<] a bezw. b werden; diese Möglichkeit aber müßte die Kon- 
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Zessionare dazu bringen, jeder Steigerung der Einnahmen thun- 
lichst aus dem Wege zu gehen, dieselbe eventuell direkt zu 
verhindern. Sollte es aber endlich möglich sein, B so zu be- 
stimmen, da& es stets = b ist und die Gesellschaften an 
diesem Teile der Betriebskosten keinen Gewinn machen könnten, 
so bliebe ihnen immer noch die Möglichkeit, durch thunlichste 
Einschränkung des Betriebes zu erreichen, daß wenigstens 
a <C! A ist. Bei allen diesen Möglichkeiten sind die Gesell- 
schaften also geradezu darauf hingewiesen, ein Gebaren zu 
befolgen, das der Zweckbestimmung der Eisenbahnen direkt 
zuwiderläuft, indem sie sich möglichst auf den geringsten zu- 
lässigen Betriebsumfang beschränken, jedenfalls auf einen so 
geringen, bei dem sie sicher sind, ihre wirklichen Betriebs- 
kosten innerhalb der Grenzen des präliminierten Betriebskosten- 
satzes erhalten zu können, um andererseits mit ihren Brutto- 
einnahmen nur nicht hinter diesem letzteren zurückzubleiben. 
Daran aber, daß die Bruttoeinnahmen jenen präliminierten Be- 
triebskostensatz etwa überschreiten, haben sie gar kein Inter- 
esse: decken sich beide, so zahlt eben der Staat die garan- 
tierte Revenue in ihrem ganzen Maximalbetrage; das ist für 
die Gesellschaften jedenfalls das Bequemste und zudem das 
Vorteilhafteste, da sie ja vermöge des ebenfalls präliminierten 
Zinsfußes der Garantie gegenüber dem wirklichen auch an den 
Garantiezahlungen Gewinne machen. Erschwerend wirkt noch, 
daß ihnen diese vorteilhafte und bequeme Situation bis zum 
Ende ihrer Konzessionsdauer gesichert ist. 

Das Ungesunde der geschilderten ganzen Sachlage ist in 
Frankreich keineswegs ungerügt geblieben, und sind die be- 
sprochenen Konzessionen in den Budgetkommissionen der Parla- 
mente wiederholt dahin gekennzeichnet worden,' daß sie die 
betreffenden Gesellschaften in uninteressierte Verwaltungen für 
Rechnung des Staates umgewandelt fiätten, welche gleichzeitig 
ein direktes Interesse hätten, ihren eigentUchen Zweck, als 
Verkehrsanstalten dem Lande zu dienen, so schlecht als mög- 
lich zu erfüllen. 

Wollen wir nun die Stellung, die diese vier so eigentüm- 
lich konzessionierten Gesellschaften in finanzieller Beziehung 
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dem Staate gegenüber einnehmen, und damit die ganze Be- 
deutung dieser Konzessionen in einem Bilde zusammenfassen, 
30 wird das am übersichtlichsten wiederum in mathematischer 
Form geschehen können: PriLliminierter Zinsfuß (Z) des viel- 
fach akkordmäßig bewilligten Anlagekapitals (C), präliminierte 
Betriebskosten, nach der oben entwickelten Formel A + BR 
berechnet, und schließlich die wirklichen Bruttoeinnahmen (R) 
sind die Elemente, aus denen sich die Garantieberechnung zu- 
sammensetzt. In der Aufstellung dieser Berechnung bilden 
Zinserfordernis und Betriebskosten die zusammen durch Staat 
und Gesellschaften zu deckende Last, der die Bruttoeinnahmen 
der letzteren gegenüberstehen. Der Garantiezuschuß (G) läßt 
sich also durch die Formel: 

G= |ZC + A + BR-R 
l ZC + A — (1— B)R 
ausdrücken. 

Werden nun die Elemente dieser Garantieberechnung, wie 
sie sich in Wirklichkeit stellen, durch die entsprechenden Buch- 
staben des kleinen Alphabets ausgedrückt, so lautet die Formel 
des wirklichen Defizits: 

g = zc + a— (1 — b)R. 

Der Vorteil der Gesellschaften liegt in der Differenz 
zwischen G und g, und drückt sich demnach in der Form aus: 

Q _ f (ZC — zc) + (A- a) - (1— B)R + (1 -b)R 
^ Uze— zc) + (A-a) -{-(ß-b)R. 

In der Summe aller vier Gesellschaften liegt also die 
Möglichkeit vor, daß der Staat an allen Faktoren der Garantie- 
berechnung: Zinsfuß, Kapital und Betriebskosten Schaden 
erleidet; und daß die Differenzen zwischen den konzessions- 
mäßigen und den wirklichen Beträgen dieser Faktoren nicht 
negative Gh-ößen sind, geht aus den vorstehenden Ausführungen 
hervor und liegt auch zu sehr im Interesse der Gesellschaften, 
als daß sie nicht auf dieses Resultat hinarbeiten sollten. 

Das Ergebnis des geschilderten Garantie - Systems der 



Digitized by LjOOQ IC 



— 314 — 

algerisclien Bahnen war nach dem Stande vom 31. Dezember 
1893 folgendes»): 





Gompagnien ' 




Am 81. Dezbr. 1898 

betragen die 

Garantie- 


P.-L.M. 
Frs. 


Ost- 
Algier 

Frs. 


West- 
Algier 

FIB. 


BOna- 

Gnelma 

inkLTunin 

Frs. 


Franco- 

Algeiische 

Comp. 

Frs. 


Za- 

samm^ 

Frs. 


vor. f^*P*^ •' 
«^«»»M Zusammen 

Äüok- (Kapital . 
zah' < Zinsen . . 

( Kapital . 
Sclrald { Zinsen . . 

l Zusammen 
Schuld Ende 1894 


29 547 887 
17 106 257 
46 654144 

218 427 

999179 

1 217 606 

29 829 460 
16 107 078 
45 486 588 
48188868 


78 805 462 
11370450 
84 675 912 

96 204 

11140 

107 344 

73 209 258 
11 359 810 
84 568 568 
97 476 896 


16 948 008 

2 899 618 

19 842 626 

190 891 

88 542 

229 488 

16 752117 

2 861 076 

19 118 198 

28 412 916 


108 957 995 

24989979 

128 947974 

91880 

2 

91882 

108 866115 
24989977 
128 856092 
140 846026 


12 525 714 

1526660 

14052274 

12 525 714 

1626560 

14 052 274 

16 610 880 


286 280 067 

57 392 865 

293 672932 

597 402 
1048 864 
1646 266 

285 689 665 

56 344 001 

292 026 666 

326 485 036 



Eine Rückzahlung der erhaltenen Oarantievorschüsse nebst 
4^/o Zinsen hat zu erfolgen, sobald die Nettoeinnahmen der 
Gesellschaft 8^/o des Anlagekapitals überschreiten. Nach Til- 
gung der Garantieschuld sollen die über diese 8^/o hinaus- 
gehenden üeberschüsse zur Hälfte zwischen dem Staate und 
den Gesellschaften geteilt werden. Die üeberschüsse, welche 
zwischen einer 6^0 igen und jener 8 ^/o igen Verzinsung des An- 
lagekapitals liegen, sollen zur Bildung eines Reservefonds bis 
zur Höhe von 10 Millionen Frs. verwendet werden. Indessen 
ist die Ausführung dieser Bestimmungen bei dem derzeitigen 
Stande der Dinge sehr fraglich. 

Das Hauptübel der bestehenden Eonzessionen liegt, wie 
wir wiederholt sahen, eben darin, daß die Compagnien durch 
dieselben darauf angewiesen sind, ihren Vorteil in der Garantie- 
zahlung des Staates statt in der Entwickelung des Verkehrs 
zu suchen. 



^) Die Entwickelung dieser Garantieschuld in den einzelnen Jahren 
seit dem Bestehen der Gesellschaften bis 1894 cf. im Buch I, Kap. 14, 

S. 477. 
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Da aber der Verkehr als solcher, ganz abgesehen von 
dem mangelnden Interesse der Gesellschaften an dessen Hebung, 
in absehbarer Zeit sich jedenfalls nicht zu solcher Höhe würde 
entwickeln können, daß die Anlagekosten dieser größtenteils 
mit der Normalspur erbauten Bahnen aus ihren Erträgen ver- 
zinst werden könnten, so ist von einer Seite (Colson) der Vor- 
schlag gemacht worden, der Staat solle den Oesellschafben 
nachträglich eine angemessene Bausubvention gewähren, um 
dadurch ihre Kapitalschuld auf ein dem Verkehr angemessenes 
Maß zu reduzieren und sich dafür eine Teilnahme an dem 
über einen gewissen Prozentsatz hinausgehenden Gewinn vor- 
behalten. Von anderer Seite (Leygue) ist dagegen vorge- 
schlagen worden, in erster Reihe das ganze Akkordsystem zu 
beseitigen und die Garantieberechnung auf die wirklichen 
Kosten des Anlagekapitals und des Betriebes zu begründen, 
dabei aber einen Unterschied zwischen Obligationen und Aktien 
zu machen, indem letzteren eine Erhöhung des garantierten 
Zinsfußes proportioneil zum Wachstum der auf die ganze Bahn- 
länge reduzierten Transporteinheiten gewährt werden solle 
unter Annahme eines Transportminimums für den gewöhn- 
Uchen Zinsfuß; ausnahmsweise, bei ganz schlechten Linien, könn- 
ten außerdem nachträgliche Bausubventionen gewährt werden 
und müßte eventuell der Weg der Fusion von Gesellschaften 
beschritten werden. 

Wir registrieren diese Vorschläge einfach, ohne uns be- 
rufen zu fühlen, auf dieselben näher einzugehen oder ihnen 
andere hinzuzufügen, und wollen nur bemerken, daß bei Ge- 
währung nachträglicher Bausubventionen, deren Effekt der An- 
kauf einer Anzahl von Obligationen aus Staatsmitteln wäre, 
jedenfalls ganz besondere Vorsichtsmaßregeln getroffen werden 
müßten, um eine Kurstreiberei dieser Effekten zu verhüten, 
die deren Inhabern einen ungerechtfertigten Kapitalgewinn in 
den Schoß werfen würde. 

Auf die übrigen Bahnen von Algier und Tunis, sowie auf 
die der sonstigen Kolonialländer Frankreichs können wir hier 
nicht näher eingehen , da sie teils in keiner finanziellen Be- 
ziehung zum Staate stehen, teils unter anderen Gesichtspunkten 
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entstanden sind und betrieben werden als die des Mutterlandes 
und Algiers^). 

Bevor wir aber zum Abschnitt II (die Finanzierung und 
Gewinnverteilung) unseres Kapitels 18 übergehen, wollen wir 
noch einmal das ganze System der französischen Eisenbahn- 
politik zu überschauen versuchen: 

Bei dem Bestreben, das Land mit dem neuen Verkehrs- 
mittel ausgestattet zu sehen, gelangt der Staat aus empirischen 
Versuchen zuerst zu einer Methode der Kapitalsubventionierung, 
der bald ein System vorschußweiser Zinsgarantie an die Seite 
tritt. Dabei beschränkt der Staat diese Zinsgarantie anfangs 
auf gewisse Teile des Anlagekapitals (nouveau r&eau), ge- 
währt aber dem übrigen Teil desselben durch die Konstruk- 
tion des Systems (revenu reserv^) die Gewißheit einer Ver- 
zinsung und läßt auch dem Unternehmer durch Praliminierung 
des Zinsfußes der Garantie einen gewissen Spielraum für kleine 
Gewinne, ohne doch dessen wirtschaftliches Interesse für den 
garantierten Teil der Bahnen zu eliminieren, indem beide 
Teile — der garantierte wie der ungarantierte — durch das 
d^versoir doch wieder zu einer wirtschaftlichen Einheit ver- 
bunden sind, deren höchster Nutzen für den Unternehmer sich 
in dem Augenblick erst einstellen kann, in welchem es ihm 
gelingt, sich von der staatlichen Unterstützung ganz zu eman- 



*) Ende 1893 war der Bestand dieser Bahnen folgender: In Algier: 
in Betrieb zwei Industriebahnen, eine für die Salinen von Arzew (21 km), 
eine für die Minen von Kef-oum-Theboul (7 km); im Bau oder noch in 
Angriff zu nehmen 178 km Tramways; ferner: den fünf Gesellschaften 
d'interöt general erst eventuell konzessioniert, bis dahin noch ohne die 
Erklärung der utilite publique 158 km; überhaupt erst klassiert 381 km. — 
In Tunis: in Betrieb die Bahn Tunis-Goletta 35 km, im Bau 74 km 
Industriebahnen. — In Tonkin: in Betrieb 40 km, im Bau 62 km, 
sämtlich mit der Spurweite von 0,6o m. — Am Senegal (Spurweite 
1,00 m): in Betrieb 394 km, auf der Insel R^union (Spurweite l,oo m): 
in Betrieb 126 km, seit Anfang 1888 infolge Verfalls der Konzession 
in Betrieb des Staates. — Bei Pondichery: in Betrieb 12 km An- 
schlußbahn an die englische South-Indian-Railway, einer englischen Ge- 
sellschaft konzessioniert. — InCochinchina: in Betrieb 71 km (Spur- 
weite 1,00 m). 



Digitized by LjOOQ IC 



— 317 — 

zipieren. Hierbei sind einmal die in der Beschaffenheit der 
Bahnen gegründete Gewißheit, dies Ziel erreichen zu können, 
und andererseits die sichere Aussicht, die Zinsgarantie nach 
Ablauf einer bestimmten Zeitdauer unter allen Umständen 
zu verlieren, die Faktoren, welche den Unternehmer dazu 
treiben, jene wirtschaftliche Unabhängigkeit je eher desto 
lieber zu erreichen. 

In diesem System von 1859 trat die Kapitalsubventio- 
nierung bei der Erstarkung der großen Gesellschaften mehr 
und mehr in den Hintergrund, bis sich der Staat auf viel- 
seitiges Verlangen und durch politische Gründe veranlaßt sah, 
seine Aufmerksamkeit einer neuerlichen Erweiterung des Bahn- 
netzes in größtem Maßstab zuzuwenden. Von politischen Strö- 
mungen in Verbindung mit einer augenblicklichen Ueberschätzung 
der Finanzlage vorwärts gedrängt, sah sich der Staat sodann in die 
Zwangslage versetzt, das ihm zur Ausführung bestimmte so- 
genannte »dritte Netz" zum größeren Teil auf seine Kosten durch 
die bestehenden Gesellschaften ausführen zu lassen. Nunmehr 
reorganisiert der Staat das Garantiesystem, indem er einerseits die 
dem ungarantierten Teil der älteren Bahnen nur thatsächlich 
gewährte Sicherheit der Verzinsung in eine wirkliche Garantie um- 
wandelt, andererseits aber, da die Bahnnetze von neuem in jeder 
Beziehung zu einer wirtschaftlichen Einheit geworden sind, die 
Garantie durchaus auf das wirkliche Zinsbedürfnis gründet und 
dadurch die Möglichkeit jener kleinen Gewinne an den Garantie- 
zahlungen aus dem System entfernt. Bei alledem aber hat 
der Staat nie aus dem Auge verloren, daß schließlich die 
Bahnen an ihn zurückfallen werden. 

Inzwischen haben sich die Eisenbahnen, und zwar ver- 
hältnismäßig frühzeitig, nach ihrer wirtschaftlichen Bedeutung 
mehr und mehr zu gliedern begonnen: den Hauptbahnen haben 
sich Lokal- und Straßenbahnen zugesellt. Auch diesen ge- 
währt der Staat, in Anerkennung seiner Pflicht, auch die enger 
begrenzten Interessensphären seiner Unterthanen zu berücksich- 
tigen, Eapitalsubventionen, aber, da er nicht als künftiger Eigen- 
tümer dieser Bahnen auftritt und auch das Konzessionierungs- 
recht wegen derselben den unteren resp. mittleren Verwaltungs- 
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Organen überläßt, zunächst keine Zinsgarantie. Als diese 
Methode, namentlich infolge des Mangels einer genügenden 
Definition des BegrifiFes „Lokalbahn*, sich als fehlerhaft er- 
wiesen hat, gibt der Staat die Kapitalsubventionierung ganz 
auf und greift auch hier zu dem Mittel einer vorschußweisen, 
aber zinslosen Garantie, die er indessen an die Bedingung knüpft, 
daß die Eonzessionserteiler , Departements oder Gemeinden, 
mindestens eine gleiche Verpflichtung übernehmen. Da der 
Staat aber die gesamte üeberwachung dieser Bahnen nicht in 
dem Maße in der Hand hat wie die der Hauptbahnen und 
daher auch der detaillierten Rechnungskontrolle überhoben 
sein will, sucht er die Grenzen seiner Mitwirkung bei der 
Deckung der Betriebsausfälle nach bestimmten Merkmalen fest- 
zustellen. Er garantiert zu diesem Zweck einfach bestimmte 
Bruttoeinnahmen und bannt dadurch den ganzen Betrieb dieser 
Bahnen in einen gewissen umfang. Das früher mehrfach 
hervorgetretene Bestreben solcher Unternehmungen, sich zu 
größeren, mit den Hauptbahnen konkurrierenden Netzen aus- 
zubilden, oder durch Einrichtung und Ausrüstung auf dem 
Fuße der Hauptbahnen sich ihrem Zwecke zu entfremden, das 
zu unliebsamen Eonsequenzen führen mußte, war damit zwar 
gründlich zurückgedrängt — aber insofern durch ein gefahr- 
liches Mittel, als dasselbe zugleich die Entwicklung dieser 
Bahnen selbst innerhalb ihrer berechtigten Grenzen verhindern 
mußte. Die neueste Phase, in welche die Lokalbahngesetz- 
gebung mit der Vorlage von 1893 eingetreten ist, beruht auf 
der Erkenntnis, daß man einerseits das Interesse des Unter- 
nehmers an der Zunahme des Verkehrs und der Einnahmen 
nicht aufheben und ihn daher an einer dabei notwendigen 
Steigerung der Betriebskosten, sofern dieselbe sich in an- 
gemessenen Grenzen hält, nicht hindern dürfe, und daß anderer- 
seits die vernunftgemäße Grundlage jeder Garantie nur der 
wirkliche, unter Umständen durch Maximalsätze zu begren- 
zende Bedarf für Kapitalverzinsung und Betriebskosten ist. 

Aehnlich wie im Mutterlande hatte der Staat auch in der 
Kolonie Algier ein eminentes Interesse daran, Bahnen und 
zwar zunächst solche, die als Haupteingangsbahnen die Kolonie 
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dem Verkehr öffnen konnten, entstehen zu sehen. Für diese, 
welche er der P.-L.-M.-Gesellschaft nach dem System der 
heimischen Hauptbahnen konzessionierte, gewährte er eine ent- 
sprechende namhafte Bausubvention. — Zu diesen ersten Ver- 
kehrsmitteln kamen längere Zeit keine neuen hinzu^ bis das im 
Mutterlande nach dem Kriege sich geltend machende Ver- 
langen nach Bahnbauten, welches in den Eonzessionierungen 
von 1873 bis 1875 zum Ausdruck kam, und die gleichzeitig er- 
wachende Unt.emehmungslust, namentlich aber die Notwendigkeit, 
dem schwer getroffenen Lande neue Erwerbsquellen zu eröffnen, 
über das Mittelmeer hinüberwirkten und auch für Algier 
weitere Bahnbauten in Aussicht genommen wurden. Dieselben 
Zeitumstände machten ihren Einfluis auch dahin geltend, 
dag der Staat bei den vier neuen algerischen Eonzessionen 
von 1874/75 Eapitalsubventionen von vornherein ausschloß, 
wogegen er sich aber bei dem zweifelhaften wirtschaftlichen 
Wert dieser Bahnen genötigt sah, die Garantie für drei jener 
Gesellschaften und dann auch für die später konzessionierten 
Linien der vierten von vornherein auf das ganze Anlagekapital 
zu erstrecken. In dem Bemühen, jene Eonzessionen für die 
Unternehmer annehmbar zu machen, war der Staat einen Schritt 
zu weit gegangen, indem er die Garantie von vornherein für die 
ganze Dauer der Eonzessionen gewährt und dadurch eine mäch- 
tige Triebfeder für die vrirtschaftliche Regsamkeit der Unter- 
nehmer zu frühzeitig aus dem System ausgeschlossen hatte. 
Die Anwendung eines ausgedehnten Akkordsystems, welches 
zwar die Rechnungskontrolle erleichterte, sich aber nicht nur, 
wie bei den Hauptbahnen Frankreichs, auf den präliminierten 
Zinsfuß, sondern zum Teil auf das Anlagekapital selbst und 
vor allem durchweg auf die Betriebskostenberechnung erstreckte 
und letztere, wie bei den Lokalbahnen, von den Einnahmen 
abhängig machte, that dann ein Uebriges, um jedes Interesse 
der Gesellschaften an der wirtschaftlichen Entwickelung ihrer 
Bahnen zu ersticken. Das System, welches Elemente der 
Haupt- und Lokalbahnkonzessionen des Mutterlandes vermischt, 
in seinem wirksamsten Teil sich jedoch mehr an die letzteren 
anlehnt, mußte daher ähnliche Wirkungen wie bei diesen 
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zeitigen, die, da der Staat hier die Last allein zu tragen hat und 
die Mitwirkung der Kontrolle und des Interesses lokaler Yer- 
waltungsyerbände fortfallen, für ihn um so empfindlicher ausfallen. 

Stellen wir nunmehr die finanziellen Ergebnisse des Systems 
oder, richtiger, der Systeme der französischen Eisenbahnpolitik, 
wie wir sie in dem vorliegenden Abschnitt feststellen konnten, 
in einer Gesamtübersicht (cf. Tabelle S. 321) zusammen, so 
können wir dabei nach Maßgabe des uns nur zur Verfügung 
stehenden offiziellen Materials leider nur mit Zahlen ope- 
rieren, die nicht gleichmäßig demselben Jahr angehören. Aucb 
ist zu wiederholen, daß für Industrie- und Minenbahnen keine 
entsprechenden Zahlen erhältlich sind, und daß auch die Bahnen 
der verschiedenen Eolonialbesitzungen Frankreichs außer Algier 
in der nebenstehenden Tabelle keine Berücksichtigung finden. 

Von den gesamten Anlagekosten mit rund 16^2 Mil- 
liarden Frs. hat der Staat nach Ausweis der nebenstehenden 
Tabelle rund 29 ^/o getragen, wobei er aber nur 13,7 Millionen 
für die älteren Lokalbahnen verausgabte, ohne sich dafür eine 
Anteilnahme an späteren Reingewinnen vorzubehalten. 

Die Garantievorschüsse müßten, um das Bild zu vervoll- 
ständigen, noch um die Defizits des Staatsbahnnetzes gegen- 
über dem Zinserfordernis seines Anlagekapitals erhöht werden: 
doch besteht zwischen diesen und den eigentlichen Qarantie- 
vorschüssen ein wesentlicher Unterschied insofern, als der Staat 
jene auf seine Kosten als Unternehmer decken muß, während 
er die Garantievorschüsse den Gesellschaften nur als eine Schuld 
gewährt, für die ihm dieselben mit ihrem Vermögen, vor allem 
mit dem ganzen Ausrüstungsmaterial ihrer Bahnen haften, 
worauf später noch eingehend zurückzukommen sein wird. 

In Frankreich hat man gelegentlich, um die Leistungen des 
Staates in ein recht helles Licht zu setzen, die Garantievor- 
schüsse zu einem Zinssatze von 4 oder 5 ^/o in ein imaginäres 
Kapital umgerechnet, ein Verfahren, das allenfalls geeignet 
ist, denjenigen Teil des Anlagekapitals zu bezeichnen, dessen 
Zinsen durch die Garantie gedeckt werden muß, das im übrigen 
aber die Sachlage, namentlich bezüglich der Hauptbahnen, 
geradezu auf den Kopf stellt. Denn einmal hat der Staat 
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diese Zahlung nicht unter allen Umständen auf sich genommen, 
in welchem Falle man den betreffenden Teil des Anlagekapitals 
allerdings als seine Last bezeichnen könnte; sodann aber leistet 
er die Garantievorschüsse auch nicht aus seinen ordentlichen Ein- 
nahmen, sondern ebenfalls aus Anleibemitteln, so daß er den 
Gesellschaften, ebenso wie diese ihm vielfach ihren Ejredit zur 
Verfügung stellen, in diesem Falle umgekehrt seinen Kredit zur 
vorläufigen Deckung ihrer Defizits leiht. Für die betreffenden 
Anleihen muß der Staat allerdings Zinsen zahlen, wegen deren 
er aber ebenso wie für die Vorschüsse selbst in der späteren 
Rückzahlung Ersatz erhalten soll. Was der Staat verliert, sind 
höchstens die Zinsen für die von ihm zu zahlenden Zinssummen, 
doch hat er sich diesem Ausfall gegenüber einen verhältnis- 
mäßig hohen Zinsfuß von 4 ^/o , den er seinerseits für seine 
Vorschüsse in Anrechnung bringt, ausbedungen. Nur an den 
für Lokalbahnen und Tramways gewährten GarantievorschOssen 
verliert der Staat, da dieselben zinslos zurückgezahlt werden 
sollen, unbedingt Zinsen und Zinseszinsen, nicht aber das 
Kapital selbst. 

Voraussetzung des oben Gesagten ist, daß es den Eisen- 
bahngesellschaften gelingen wird, bis zum Ablauf ihrer Kon- 
zessionen ihr Aktienkapital sowohl wie ihre Obligationen that- 
sächlich zu amortisieren und darüber hinaus an den Staat die 
Garantievorschüsse wenigstens soweit zurückzuzahlen wie der 
Staat für diese seine Vorschüsse beim Heimfall der Eisenbahnen 
in dem Eigentum der Gesellschaften, d. i. im wesentlichen in 
deren Mobilien, keine Deckung würde finden können, wobei 
etwaige Gewinnbeteiligungen des Staates eventuell mit zu be- 
rücksichtigen sein würden. 

Eine Wahrscheinlichkeitsrechnung, ob dem so sein wird, 
werden wir im dritten Abschnitt dieses Kapitels unter thun- 
licher Berücksichtigung aller einschlagenden Faktoren ver- 
suchen, vorher aber diese Faktoren in den einerseits der Finan- 
zierung und Gewinnverteilung und andererseits der 
Garantie gewidmeten folgenden Abschnitten dieses Kapitels 
erst genauer kennen lernen müssen. 



Digitized by LjOOQ IC 



— 323 — 

Ibsehnitt II. 

Die Finaiizienmg nnd GewinnverteUung. 

Im ersten Teil dieses Kapitels sind bei der Schilderung 
der das französische Eisenbahnwesen beherrschenden Regie- 
rungspolitik die Summen, welche für die Scha£Pung der Eisen- 
bahnen vom Staate, lokalen Verbänden, anderen Interessenten 
und den Unternehmergesellschaften aufgewendet worden sind, 
und auch die Beträge der öarantievorschüsse des Staates be- 
reits aufgezählt worden. Damit aber ist die Schilderung der 
finanziellen Seite des Systems jener Politik keineswegs er- 
schöpft. Es ist vielmehr, nachdem wir die Prinzipien haben 
kennen lernen können, denen folgend die französische Eisen- 
bahnpolitik die Schaffung der Eisenbahnen hat leiten und zu 
derselben vorzugsweise Privat-, aber auch Staats- und anderes 
öffentliches Kapital hat heranziehen wollen, auch daran zu 
denken, da& die Eisenbahnen, mit verschwindenden Ausnahmen, 
neben ihrer sonstigen Bedeutung eine wirtschaftliche Anlage, 
d. i. eine Verwendung vorhandenen Kapitals zum Zwecke der 
Schaffung neuer wirtschaftlicher Werte, darstellen. 

Jede Festlegung vorhandenen Kapitals in wirtschaftliche 
Anlagen setzt aber voraus: einmal, dag das angelegte Kapital 
selbst im Laufe der Zeit sich reproduziere, und weiter, daß 
die betreffende Anlage darüber hinaus neue Werte produziert, 
die teils zur Entgeltung der in dem angelegten Kapital auf- 
gespeicherten Arbeitsleistung und des bei dessen Hergäbe ge- 
brachten Opfers, teils zur Vermehrung des nutzbaren Ver- 
mögens überhaupt dienen können. Beides, die Reproduktion 
des Anlagekapitals wie die Schaffung darüber hinausgehender 
Werte, sind notwendig: einerseits wegen der Vergänglichkeit 
aller Anlagen als solcher, die, sollen sie ihrer Zweckbestim- 
mung weiter dienlich sein, Ersatz erfordern, und andererseits 
zur Befriedigung der sich mehrenden Bedürfnisse der Mensch- 
heit, deren Anwachsen wiederum in doppelter Beziehung, und 
zwar intensiv durch den Fortschritt der Kultur und extensiv 
durch die Zunahme der Bevölkerung, bedingt ist. Da aber 



Digitized by LjOOQ IC 



— 324 — 

die Möglichkeit oder Wahrscheinlichkeit der Wertproduktion 
und -Reproduktion in einer wirtschaftlichen Anlage von dem zu 
Entgelt bereiten Bedürfnis nach den betreflFenden Produktions- 
leistungen abhängt, so setzt die Erfüllung der beiden Zwecke, 
nämlich der Bestituierung des Anlagekapitals und der Pro- 
duzierung darüber hinausgehender Werte, ein Verhältnis 
zwischen Kostenaufwand und Leistungsmöglichkeit resp. Wahr- 
scheinlichkeit voraus, dessen eventuelle Rationalität nur aus dem 
thatsächlichen Maß der Erfüllung jener Zwecke erkennbar ist 
Möglichkeit und Maß dieser Zweckerfüllung aber werden, unter 
gegebenen Verhältnissen, außer durch die Art und Weise der 
Betriebsführung der betreffenden Produktionsthatigkeit, vor 
allem auch durch die wegen des Anlagekapitals gestellten An- 
forderungen derjenigen, die dasselbe hergeben, bedingt. 

Die Eapitalsummen nun, welche das Eisenbahnnetz eines 
großen Landes — von wem dasselbe auch erbaut sein mag — 
erfordert, konnten regelmäßig weder aus Mitteln des Staates 
im Sinne der Verwendung seiner ordentlichen Einkünfte, noch 
aus Mitteln eines oder weniger Privaten beschafFt werden, 
sondern nur aus den, sei es durch Anleihen oder in irgend 
einer Form der Untemehmerbeteiligung, in Anspruch genom- 
menen Mitteln der Gesamtheit. 

Hierbei ist sehr bemerkenswert, daß, wenn Aktienzeich- 
nungen und Anleihen für und von Privatuntemehmungen er- 
folgt sind, die Bedeutung des in den großen Eisenbahnunter- 
nehmungen angelegten Privatkapitals für das politische wie 
wirtschaftliche Leben eines Landes sich als eine andere her- 
ausstellen wird, je nachdem sich der Aktien- und Obligationen- 
besitz in den Händen verhältnismäßig weniger und dadurch 
besonders einflußreich werdender Einzelpersönlichkeiten 
vereinigt, oder ob derselbe, in viele kleine Partikel zerstückelt, 
damit eine mehr oder weniger große Masse der Staats- 
bürger, d. i. der Wähler, als Aktionäre oder Obligationäre 
der Eisenbahnen für letztere betreffende Fragen interessiert, deren 
Beantwortung jene dann ebensosehr als Teile der Allgemein- 
heit wie als Beteiligte gegenüberstehen. Gleichmäßig kommt in 
Betracht, ob ein solcher Besitz an Wertpapieren in größerem 
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Magstab nur vorübergehenden Anlage- oder Spekulations- 
zwecken einzelner Kapitalisten und Spekulanten oder zu dauern- 
den Sparanlagen für viele kleine Kapitalisten dient. 

Die Kenntnis dieser Verhältnisse ist für die Beurteilung 
des Einflusses, welchen Interesse und Macht des Privatkapitals 
im Eisenbahnwesen ausüben können, um so wichtiger, je 
mannigfacher die Ursachen und Gründe sind, welche den Gang 
der Eisenbahnpolitik in allen Ländern beeinflußt haben. 

üeber die Verteilung der französischen Eisenbahn- 
aktien und -Obligationen innerhalb des französischen Publi- 
kums gibt Alfred Neymarck in seiner lehrreichen Schrift: 
»L'^pargne fran9aise et les compagnies de chemins de fer" 
zahlenmäßige Unterlagen. Nach denselben waren am 31. De- 
zember 1889 überhaupt 33214446 Stück Eisenbahnwertpapiere 
in Umlauf, von denen 22344284 oder 67,3 ®/o auf den Namen 
und nur 10870162 oder 32,7^/0 auf den Inhaber lauteten. 
Unter jenen 33,2 Millionen Papieren befanden sich nur 3,i Mil- 
lionen Stück Aktien, dagegen 30,i Millionen Stück Obli- 
gationen, — unter ersteren 47,5 ^/o, unter letzteren 69,8 ^/o auf 
den Namen lautend. 

Da es nun keinem Zweifel unterliegen wird, daß die 
69,3 ^/o auf den Namen lautender Obligationen ebenso wie 
die gleichen 47,5 ^/o an Aktien ausnahmslos der festen An- 
lage dienen, und daß dasselbe Verhältnis auch dem weitaus 
überwiegenden Restteil der Obligationen und einem immerhin 
großen Teil der auf den Inhaber lautenden Aktien gegenüber 
Platz greifen wird, so werden sich von den 33,2 Millionen 
Stück Eisenbahnpapieren kaum 5 bis 10 ^/o in den Händen von 
Spekulanten oder solchen Personen, welche dieselben aus 
irgend welchem Grunde nur vorübergehend besitzen wollten, 
befunden haben, während sich an der dauernden Anlage in 
denselben in Frankreich 1000000 bis 1200000 Einzelbesitzer, 
die gleichzeitig Wähler *) sind , beteiligt haben werden. Die 
auf den Namen lautenden Aktien verteilten sich nämlich nach 



') 1894: 10489016 Wähler. „Annuaire statistique" XV, Paris 1894, 
S. 670. 
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Neymarck L c. auf 90165, die gleichartigen Obligationen auf 
656914 Besitzer. Dabei kamen durchschnittlich auf einen Be- 
sitzer 15 Aktien bezw. 32 Obligationen, wobei 12 bis 18 Stück 
Aktien ein Kapital von 12000 bis 32000 Frs. und 32 Obli- 
gationen ein solches von durchschnittlich 13600 Frs. repräsen- 
tierten. 

Von diesem mittleren Zahlenverhältnis wichen diejenigen 
der sechs großen Eisenbahngesellschaften im einzelnen nur 
unerheblich ab, wie nachstehende Zusammenstellung erweist: 





Auf den Namen 
lauteten 


Auf 1 Besitzer ent- 
fielen durchschnittlich 


Bezeichnung der 
Gesellschaft 


von den 
Aktien 

7o 


von den 

ObU- 
gationen 


Aktien 


Obli- 
gationen 


Nordbahn 

Ostbahn 

Westbahn 

Orl^ans-Bahn .... 
P.-L..M.-Bahn . , . . 
Südbahn 


55,9 
46,1 
39,4 
54,7 
44,. 
37,0 


73,8 
67,8 
64,8 
73,7 
70,8 
63,7 


18 
15 
12 
16 
15 
14 


39 
26 
28 
32 
33 
35 



Zu den Zahlenangaben von Neymarck sind die Mit- 
teilungen des Berichterstatters der Eisenbahnkommission von 
1883, Rouvier, heranzuziehen, der den Besitz von Eisenbahn- 
aktien (ohne die Obligationen) als sich auf rund 300000 Fami- 
lien verteilend berechnet ^). 

Wenn es nun auch richtig sein mag, daß die Zersplitte- 
rung des Aktienkapitals, wie die Natur der Aktiengesellschaften 
überhaupt, eine Einflußnahme des einzelnen Aktionärs auf die 
Verwaltung der Bahn hinfällig macht, und daß damit bei 
letzterem auch das Gefühl der Mitverantwortlichkeit für die 
Maßnahmen der Aktiengesellschaft mehr oder weniger verloren 
geht, so wird sich trotzdem auch der kleinste Kapitalist, sei 

') Cf. auch M. Block in der «Vierteljahresschrift für Volkswirtechaft, 
Politik und Kulturgeschichte*, Bd. 80, 1883, S. 92. 
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e8 als Aktionär der einzelnen Eisenbahn oder als ihr Obli- 
gationengläubiger, immer noch in einem Zusammenhang mit 
derselben stehend erachten. Gleichzeitig aber werden beide, 
der eine, wie er doch keinen Einfluß auf die Höhe der Divi- 
dende ausüben kann, und der andere, wie er seine feste Rente 
unbeschadet der sonstigen Entwickelung der Eisenbahn von 
ihr zu beziehen gewohnt ist, sich als Teile der Allgemein'^ 
heit fühlen, welche die Gesamtheit der Eisenbahnen als eine 
öffentliche, ihr dienende Institution ansieht. Aktionäre und 
Obligationäre werden also von ihrer speziellen Eisenbahn zwar 
Dividende und Zinsen, gleichzeitig aber auch ebenso wie alle 
anderen Wähler von den Eisenbahnen alle erdenklichen Ver- 
kehrserleichterungen verlangen. So prägt sich dem Interesse, 
welches eine sehr große Anzahl von kleinen französischen 
Kapitalisten, die gleichzeitig Wähler und zwar einflußreiche 
Wähler sind und überdies wegen ihrer materiellen Interessen 
ihr Wahlrecht besonders eifrig ausüben werden, an den Eisen- 
bahnen nimmt, ein doppelter Charakter auf, dessen Einwirkung 
auf die mannigfachen Wendungen in der Geschichte des fran- 
zösischen Eisenbahnwesens dem aufmerksamen Beobachter nicht 
wird entgehen dürfen, üeberall tritt das gleichzeitige Be- 
streben hervor, die einzelne Bahngesellschaft einerseits rentabel 
und leistungsfähig zu erhalten und andererseits den Bahn- 
gesellschaften immer wieder neue Aufgaben bis zur Grenze 
ihrer Leistungsfähigkeit aufzubürden. Ebenso wird auch der 
einzelne Aktionär und Obligationär wünschen, daß der Staat 
die EisenbahngeseUschaften möglichst durch Subventionen 
und Garantien, die ihm in beiden Eigenschaften zu Gute 
kommen, unterstütze, während er umgekehrt als Steuerzahler 
vor einem zu großen Engagement des Staates, das er schließ- 
lich in der von ihm zu tragenden Last empfinden würde, 
zurückschrecken wird. — Diese Gesichtspunkte, die zuweilen 
schwer zu vereinigen sind, bieten neben den allgemeinen, je 
nach Zeit und Umständen verschiedenen politischen und finan- 
ziellen Rücksichten, welche die Regierungspolitik zu nehmen 
hatte, den Schlüssel zum Verständnis mancher Erscheinungen 
innerhalb des französischen Eisenbahnwesens, die man mit 
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Unrecht vorzugsweise dem Ueber wiegen egoistischer Privat- 
interessen von einzelnen Großkapitalisten zuschreiben wQrde. 

Die Eisenbahnaktien und -Obligationen sind eben, wie 
oben gezeigt, in Frankreich zum überwiegend großen Teil in 
die Hände auch des kleinsten Eapitalistenpublikums gedrungen 
und bieten demselben einen sicheren Anlageplatz. 

Um so wichtiger ist es, kennen zu lernen, in welchem 
Maße das Volksvermögen für den Eisenbahnbau in Anspruch 
genommen worden ist bezw. noch wird, und wie sich die 
Restituierung des Anlagekapitals, die in der Amortisation 
desselben zum Ausdruck kommt, zur fortgesetzten Inanspruch- 
nahme des Geldmarktes für neue Eisenbahnkapitalien verhält. 

Vom Gesichtspunkte der Finanzierung der Bahnen aus 
wird dabei zu untersuchen sein, zu welchem Preise dieselben 
das ihnen notwendige Kapital erhalten haben. Da dieser Preis 
sich teils in der Differenz zwischen dem thatsächlich einge- 
zahlten und dem Nominalkapital resp. der Schuldverpflichtung 
der Gesellschaften, teils in dem effektiv zu zahlenden Zinsfuße 
ausdrückt, so werden vor allem die Emissionskurse im 
Verhältnis zum Zinsfuß für die Beurteilung der Finanzierung 
von Wichtigkeit sein. 

Die Eursentwickelung der Eisenbahneffekten ist aber nicht 
nur für den Kredit der Eisenbahngesellschaften, sondern auch 
für den Stand der Volkswirtschaft (und darüber hinaus der 
Weltwirtschaft) symptomatisch, insofern ein eventuell stetiges 
Steigen dieser Kurse eine Hebung jenes Kredites und zugleich 
für die jeweiligen KapitfJgläubiger — da sie ihre Wertpapiere, 
der Kursentwickelung derselben folgend, je höher in ihre 
Bilanz einsetzen werden resp. nur entsprechend teurer erwerben 
können — eine gewissermaßen mit ihrem Einverständnis herbei- 
geführte Minderung der Remunerierung ihres Kapitals bedeutet, 
die auf die Dauer allein bei einer gesunden Lage der Volks- 
wirtschaft möglich sein wird, während das umgekehrte Ver- 
hältnis den entsprechenden Gegensatz bedeuten würde. 

Bei einer Prüfung der betreffenden französischen Verhält- 
nisse werden im Hinblick auf die soeben angedeuteten Fragen 
im speziellen die Vorteile und Nachteile zu erörtern sein, welche 
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die für die Eisenbahnobligationen bisher zumeist beliebte 3^/oige 
Form bietet, das ist bei einem Nominalschuldbetrag von 500 Frs. 
gleich einer Rente von 15 Frs. brutto oder, abzüglich der auf 
denselben liegenden Steuern, von 13,5 Frs. netto. Zugleich 
werden wir unsere Aufmerksamkeit darauf zu richten haben, 
wie die Eisenbahngesellschaften vorgegangen sind, um ihre 
Wertpapiere in das Publikum zu bringen. 

Dividenden und Zinsen nebst einem Teil der Amortisations- 
beträge stellen aber auch den unmittelbaren privatwirtschaft- 
lichen Gewinn aus dem Eisenbahnbetriebe dar, zu welchem 
sich außerdem noch, neben allen indirekten, andere direkte 
Vorteile der Allgemeinheit gesellen, welche dieselbe teils in 
der Form von Steuern und Abgaben, die der Staat von den 
Eisenbahnen und deren Betrieb wie von den Eisenbahnkapi- 
talien erhebt, teils in Form von besonderen Leistungen, die 
dem Staate seitens der Gesellschaften gewährt werden müssen, 
aus den Eisenbahnunternehmungen zieht. So werden wir am 
Schlüsse dieses Abschnittes auch die Verteilung jenes un- 
mittelbaren Gesamtgewinnes zwischen Unternehmern, 
Kapitalgläubigern und Staat zu betrachten haben. 

Vorweg ist aber noch darauf aufmerksam zu machen, dalä 
die Inanspruchnahme des Volksvermögens durch die Eisen- 
bahnen keineswegs identisch ist mit den bereits häufiger von 
uns zur Zahl gebrachten Anlagekosten derselben, wie sie die 
Statistik heute, als Pendant zu den Betriebsergebnissen, be- 
rechnet. Diese Anlagekosten, gewissermaßen der derzeitige 
Buchwert der Eisenbahnen ohne Abschreibungen, sind vielmehr 
das Ergebnis einer Reihe im Laufe der Zeit erfolgter Ver- 
änderungen des ursprünglichen Anlagekapitals, die dasselbe 
infolge von Fallissements, Sequestrationen, Ankäufen, Tausch, 
Fusionen etc. erfahren hat'). Diejenigen Summen, welche 

dem disponiblen Kapital des Landes behufs Fixierung in Eisen- 
(Fortsetzung des Textes auf S. 832.) 



') Ein klassisches Beispiel für eine solche im Laufe der Zeit er- 
folgte Veränderung des Bachwertes einer Eisenbahnanlage bieten unter 
anderem gerade die Anlagekosten des Staatsbahnnetzes, über deren ver- 
scbiedene Berechnungsweisen sich das Nähere im Eap. 17 vorfindet. 
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Stand der Aktiea- und ObligatioEensclLiLld der 



GeseÜBchaften 
Eisenbahnen 



Bis Ende 1893 aasgegebene Titres überhaupt 



Stttokzabl 



realisiertes 
Kapital 

Frs. 



Nominalwert 
(Kapitalschold) 

Fre. 



Kordbahn 

Ostbahn 

Westbahn 

OrlöanS'Bahn .... 
P.-L.-M.-Bahn . . . 
Südbahn 

Summe: GroOe Gesellschaften 
Sekundäre Hauptbahnen 
Lokalbahnen .... 
Algerische Hauptbahnen 

Nordbahn 

Ostbahn 

Westbahn 

Orl6ans*Bahn 

P.-L.-M..Bahn 

Südbahn 

Große Pariser Gürtelbahn .... 

Summe: Große Gesellschaften 
Sekundäre Hauptbahnen .... 

Lokalbahnen 

Algerische Bahnen 

Summe 

Nordbahn 

Ostbabn 

Westbahn 

Orlöans-Bahn 

P.-L.-M.-Babn 

Südbahn 

Große Pariser Gürtelbahn . . . . 

Summe: Große Gesellschaften 

Sekundäre Hauptbahnen 

Lokalbahnen 

Algerische Bahnen 

Hauptsumme 





1 525 000 
584 000 
800 000 
600 000 
800 000 
250 000 


281875 000 
292 000 000 
150 947 918 
307 784 570 
340 968 056 
146 819 020 


l. Ik- 

210 000 000 




292 000 000 




150000 000 




soooooooo 




400 000 000 




125 000 000 






Bchaften 


3 059000 
243 756 
149 019 
204 000 


1469 894 564 

88128 000 

72 559 283 

102 000 000 


1 477 000 000 
66 878 OOO 
74509 500 


.... 


111400 000 


Sunune . 


3 656 775 


1732 581817 


1 729 787 500 



I 8 730380 
I 5 040 478 
I 4 892 488 
5 485 577 
11 960 241 
' 3 381073 
i 165 44» 



84 605 700 

336 384 

834 967 

1 278 996 



86 555 047 



4 255 380 

5 624 478 

5 192 488 

6 035 577 
12 760 241 

8 681 078 
165 463 



1 265 122 094 

1706 648408 
1 575 861 258 
1771995 086 
3 908 421 106 
1 067 520 520 
59678 582 



11355142054 
114 492 089 
118 616 900 
897 538 823 



11 985 838 816 



IL Obli- 

1 865 190 000 

2 582819 450 
9 472 016 050 
2 735 854S50 
6 067 947 250 
1 691 166 60O 

82 781 500 



17 497 225 000 
167 692 000 
166 649 850 
639 498 000 



18 471064K50 



III. Aktien nnd Obli- 



87 664 700 

679140 

483 986 

1482996 



1 496 997 094 
199S64S408 

1 726 809 176 

2 079 779 656 
4 249 389 162 
1 218 839 540 

59 573 582 



12 825 036 618 
202 620 039 
191175188 
499588 323 



40 210822 13 718420163 20 200 852 850 



2 076 190 000 
2 874819 450 
2 622016 050 
8 035854 250 
6467 »47 950 
1816166500 
82 781 500 



18 974 21» 000 
284 570 000 
241 159 850 
750898 000 



<) Die Amortisation der Aktien der P.-L.-M. hat erst von Ende 1907 an stattzufinden. 

3) Die bedeutende Abnahme rührt daher, daß die Bahn von Arles nach St. Louis- 
du-RhOne dem Netz der P.-L.-H.-Oesellschaft einverleibt und das Aktienkapital der 
betreffenden früheren Gesellschaft von 3 Millionen Frs. durch Obligationen der neuen 
Konzessionärin ersetzt ist. 
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EisenbalmgeseUschafteii Ende 1893 und 1894. 



Bis Ende 1898 amortisiert 


Ende 1893 in Zirkulation 


Ende 1891 in Zirkulation 


Stackzahl 


Eapitalschuld 
Frs. 


Stückzahl 


Kapitalschold 
Frs. 


Stückzahl 


Eapitalschuld 
Frs. 



tlen: 












12 633 


5 053200 


518 867 


204946800 


511 623 


204 649 200 


50 871 


25 435 500 


533 129 


266 564500 


580 461 


266 230 500 


27109 


13 554 500 


272 891 


186 445 500 


271888 


185 694 000 


73 098 


36549000 


526 908 


863 451000 


522480 


261 215 000 


>) - 


>) 


800 000 


400 000 000 


800 000 


400 000 000 


8 819 


4159 600 


241 681 


120 810 500 


841065 


120582 500 


172 030 


84 751700 


2 886 970 


1 892 248 800 


2 876 967 


1 387 321 200 


9M 


142 000 


248 472 


66 786 000 


J) 287 459 


2) 63 729 500 


2120 


1 022 500 


146 899 


78 487 000 


179 748 


88 811 500 


1483 


870 800 


202 517 


110 529 200 


201 882 


110 438 200 


175917 


86 787 000 


8 479 858 


1 643 000 500 


8 495 586 


1 649 800 400 



irationen : 



Ml 958 


180 979 000 


3 868 422 


1 684 211 000 


3 420 133 


1710 066 500 


421 726 


220 208 075 


4 618 752 


2 362 611 876 


4 668 411 


2 384 976 425 


457 456 


240 738 300 


4 483 082 


2 231277 750 


4 494 957 


2 260 891000 


507125 


262 274 500 


4 928 452 


2 473 079 750 


4 981 565 


2 499 636 000 


988 598 


533 296 625 


10 971648 


6 584 650 625 


10 972 829 


5 683196 750 


261980 


181 620 000 


8 119 093 


1559 546500 


8 125 292 


1 562 616 000 


9170 


4685 000 


,156 293 


78 146 500 


155 481 


77 740 600 


8 008008 


1 573 701 500 


31597692 


15 923 528 500 


31813668 


3)16029 053175 


16155 


8 077 500 


319 329 


159 614 500 


817 616 


158 823 000 


6083 


2 947 825 


328881 


163 702 026 


848 283 


173 601 225 


27 221 


18 610600 


1251775 


625 887 500 


1248 617 


624 312 500 


S 067 467 


1598 887 825 


33 497 580 


16 872 727 525 


33 728 214 


16 985 789 900 



gationen snsamiiieD : 










374 591 


186 088 200 


3 880 789 


1 889 157 800 


3 931 756 


1 914 715 700 


472 597 


245 648 575 


5 151 881 


2 629175 875 


5193 872 


2 650 206 925 


484565 


264 292 800 


4 707 923 


2 367 723 250 


4 766 345 


2 336 585 000 


680 228 


298823 500 


6465 354 


2 736 530 760 


5 503 995 


2 760 761 000 


988598 


533 296 625 


11771648 


5 934 650 625 


11 772 829 


5 933 196 750 


270299 


135 779 500 


3 360 774 


1 680 887 000 


3 366 357 


1 683 178 500 


9170 


4 585000 


156 293 


78 146 500 


155 481 


77 710 500 


3180 038 


1658458 200 


34481668 


17 315 771800 


34 690 635 


17 416 374 875 


16 439 


8 219 500 


582 701 


226 850 500 


555 105 


222 552 500 


8208 


8 970 825 


475 788 


287 189 025 


528 031 


261912 725 


28 704 


14 481800 


1454 292 


736416 700 


1449 979 


734 750 700 


8238 384 


1685121325 


86 977 438 


18 515 728 025 


37 223 760 


18 635 590 300 



3) Die Documenta principaux von 1891. S. 212, enthalten in der Angabe der 
Somme der gesamten zu amortisierenden Obligationen-Kapitalschald von 17,9 Mil- 
liaxd«n Frs. einen Druckfehler, insofern die betreffende Summe 17,7 Milliarden ist, 
TOD der die inzwischen erfolg Amortisation abgezogen, sich der obige Stand der 
Kapitalschald ergibt. 
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bahnanlagen jeweilig entnommen sind, lassen sich somit — 
abgesehen zunächst vom Staate, der die von ihm im Eisen- 
bahnbau direkt investierten Kapitalien zum weitaus größten 
Teile ebenfalls nur durch Anleihen, eventuell zu je anderem 
Zinsfuß und Kurs, aufnehmen konnte — unter Inrechnung- 
ziehung der inzwischen erfolgten Amortisation nicht anders 
als durch die Kapitalbeträge ausdrücken, welche die Unter- 
nehmergesellschaften gegenüber dem Nominalbetrag ihrer Aktien 
und ihrer Schuldtitres thatsächlich erhalten haben. 

Eine solche Schlußrechnung für die Jahre 1893 und 1894 
gibt die Tabelle auf S. 330 und 331. 

Um ein Bild der verschiedenen Arten von Obligationen 
der großen Gesellschaften zu geben, das sich in dieser Voll- 
ständigkeit aus der vom Arbeitsministerium veröffentlichten 
Statistik nicht gewinnen läßt, stellen wir auf S. 333 und 334 als 
Anhang zu der vorstehenden Tabelle eine detaillierte üebersicht 
der verschiedenen Obligationenserien aus dem „Annuaire des 
agents de change^ des Jahres 1896 unter Beigabe des Datums, 
auf welches sich die einzelnen Angaben beziehen, zusammen. 

Die Eisenbahnen hatten, wie aus der Tabelle auf S. 330 
und 331 ersichtlich wird, im Laufe der Zeit das Volksvermögen für 
Barsummen im Betrage von 13,7 Milliarden Frs. in Anspruch 
genommen und demselben bis Ende 1893 dafür 1,7 Milliarden 
wieder restituiert. Sie waren ihren Interessenten zu demselben 
Zeitpunkte für ein Debet von 18,6 Milliarden, darunter 16,9 Mil- 
liarden in Obligationen und nur 1,6 Milliarden in Aktien ver- 
pflichtet, welches bis zum Erlöschen der Konzessionen allmäh- 
lich getilgt werden muß. 

An diesen gewaltigen Summen, wie sie sich teils als 
Aufwendungen des Volksvermögens für die Bahnen, teils als 
dessen Guthaben bezw. als Schuld der Bahnen, teils als Rück- 
zahlungen der letzteren an den Geldmarkt darstellen, haben aber 
die sechs großen Gesellschaften einen den Rest geradezu 
erdrückenden Anteil. Deren 31,6 Millionen Stück Obligationen, 
welche für ihre Inhaber einen in der Zukunft zu realisieren- 
den Wert von 15,9 Milliarden Frs. und nach dem durchschnitt- 
lichen Kurse von 1894 zu 474,5 Frs. per Obligation zu 500 

(Fortsetzung des Textes auf S. 335.) 
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Obligatioiien der seelis grossen Elsenbalingesellsehafteii. 



Obligationen 


! A«.. 
' gegeben 

Stück 


Zurück- 
gezahlt 

Stück 


Noch in 
Zirku- 
lation 

Stück 


Datum 


Nordbahn. 

"«*"-- »"^{ne^e' ! ! ! ! ! 

Kordostbahn Z% 

LiUe-Bahune 8% 

Picardie-Fbrndem 8% 

Nord-Belgien SO'o 


3 525 000 

125 995 

150 000 

80 000 

. 48 000 

140 000 


405 907 
2094 
5 696 
2 607 
8 028 
22 648 


3119 093 
123 901 
144 404 
27 398 
89 972 
117 352 


1. Juli 1895. 
I.Oktober 1895. 
1. April 1895. 
31. Dezbr. 1895. 
1. Juli 1895. 
1. Novbr. 1895. 


Zusammen . 


4 013 905 


441880 


3 572 11s 




Ostbahn. 
Ortbahn 50/0I) 

• ^ «\neue 

Ardennen 80;o 

Straaburg- Basel und -Weißenburg 

5<>^ und 40«o 

Dieuze z^'^ 


368 828 
2 800 000 
1978 707 

455 500 

84 000 
5 900 
8800 


37 586 

284 291 

90 580 

52 758 

14 881 
779 
809 


331 243 
2 015 709 
1 883 127 

402 742 

9169 
5121 
2 491 


1. Juni 1895. 

n 

1. Januar 1896. 

1. JuU 1895. 
1. Januar 1896. 


Xontereau-Troyes 5% 


1. JuU 1895. 


Zusammen . 


5 181 285 


481688 


4 649 602 




Westbahn. 

'««^»-»{ne».- : : : : : 

" * M 1858 . . . . 17500[ 
11854 .... 4000J 

80,0 1855 

4«>0 


3 900 000 
1 131 232 

1 

86 686 

886 
6000 

15 000 

5 000 
6000 

26 750 

18 000 
6400 


472 957 
44 363 

33 766 

31 

1084 

10 992 

4 706 

5 017 

18 736 


3 427 W3 
1086 869 

2 780 

805 
4 916 

4 008 

294 
983 

8 014 

12 000 
6400 


1. Juli 1896. 
1. Oktober 1895. 

81. Dezbr. 1895. 


Rom» H^vm SO/ /1»*5 10000 \ 
Rowm-Havre 5% j ^^^ 6000/ ' 

, 6OJ0 1848 

Paris-Bouen 40fo 1845 

/ 1847 5000 \ 
„ 50I0 1 1849 8750 f . . 
l 1854 18000 ) 

Paris-Yersailles (r. ü.) 184» . . . 


r 


Zusammen . 


5145 254 


591642 


4 558 612 





1) Yon der beabsichtigten und durch den Beschluß des Kassationshofes vom 
t. AinrQ 1896 verhinderten Konversion dieser Serie wird weiter unten die Rede sein. 
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Fortsetzung: Obligationen der 


sechs großen Eisenbahngesellschaften. 


Obligationen 


Aas- 
1 gegeben 

Stück 


Zurück- 
gezahlt 

Stück 


Noch in 
Zirkn- 
laüon 

Stück 


Datum 


Orl^ans-Bahn. 
Orl6an8-Bahn ^% 1818 

" '° \ neue .... 

. iWo 

Große Zentralbahn 30,0 1855 . . . 
Paris-Orsay 


13 333 

4 000 000 

1260 000 

250 000 

300 000 

6 000 


2 281 
600 688 

49 500 

33 726 

3 736 


11052 

8 499 312 

1200 500 

250 000 

266 274 

2 264 


1. Janaar 1896. 

» 
1. Oktbp. 1896. 
8. Hai 18951). 
1. Jannar 1896. 
1. Septbr. 19». 




Zusammen 


5 819 333 


589 931 


5 229 409 




P.-L.-M.-Bahn. 
Alte Fusion 


5800 000 

5 400 000 

80 000 

250 000 

22 610 

400 000 

173 000 

80 000 

87 719 

54 545 

120 000 

265 000 

102 614 

63 643 

10 000 

98412 

8 000 

4 000 

1980 


436 634 

428 627 

49 799 

32 840 

2 858 
55 740 
19168 

5 296 
11722 

7125 
87 544 

33 945 
9494 
9242 
8042 

11474 
7 996 

3 012 
1949 


5864866 

4 971873 

30 201 

217 160 

19 752 

344 260 

158 832 

74 704 

75997 

47420 

83456 

231055 

98120 

54401 

1958 

86 938 

4 

988 

31 

13 


1 Jannar 1896 


Neue Fusion SOq | 

Lyon 5«;o 185« 

« 30;o 1855 

Bess^ges-Alais S^o 

ßourbonnais S% 

Dauphins 80,o 

Dombes und Südost 3% .... 

Lyon-Genf 3O0 

n 30,0 1857 

Mediterranöe 50(q 

30,0 

Rhone und Loire aOq 

, 30'o 

St. Etienne 50,0 l85o 

Victor-Emanuel 30/0 i862 .... 
Lyon-Avignon 6% 1852 

Andrezieuz-Roannel^-^^^'^^'»«^''« 
l2. , 30jo 

Grand Central 30/0 1853-18512) . . 


1. Oktbr. 1895. 

• 
1. Aprü 1895. 
1. Oktbr. 1895. 
1. Janaar 1896. 
1. JoU 1895. 
1. Oktbr. 1895. 
1. Janaar 1896. 

1. ApiÜ 18B5. 
l.Jali 1895. 
1. Januar 1896. 

31.Dezbr. 1895. 

1. Oktbr. 1895. 

31. Dezbr. 1895. 


Zusammen . 


13 021 533 


1 171 507 


11850 029 




Sadbahn. 
Südbahn 30;, Ml^^; ■ ; ; • 
Bordeaox-La Teste 


2 900 000 

504102 

941 


271 971 

24 201 

941 


2 628 029 
479 901 


1. JuU 1885. 
1. Oktbr. 1895. 


Znsammen . 


8 405 043 


297113 


8107930 




Hauptsumme . 1 


36 536 383 


3 573 706 


82 962690 





J) Datum des Beschlusses der Ausgabe , zu der die Verwaltung seit der Ge- 
neralversammlung vom 28. März 1891 autorisiert war. 

2) Infolge der Amortisation und des Umtausches waren am 31. Dezember 1885 
nur noch 18 dieser Obligationen in Zirkulation. 
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oder von 94,9 ^/o, einen Vermögenswert von rund 15 Milliarden 
Frs. repräsentieren, bieten ein so ausgedehntes Anlagefeld dar, 
da£ ihre Unterbringung, wie wir bereits sahen, nur unter Be- 
teiligung auch der kleinsten Ersparnisse möglich werden konnte. 

Um so wichtiger mußte es für die wirtschaftliche Wohlfahrt 
des Landes sein, wenn diese Obligationen eine Stabilität 
ihrer Bewertung finden konnten, die derjenigen der Staats- 
renten wenigstens gleichkommt, und um so beachtenswerter 
ist es, daß, wie wir sehen werden, die Oesellschaften dieser 
Aufgabe derartig gerecht zu werden verstanden haben, daß 
ihre Papiere nicht nur eine große Stetigkeit der Bewertung, 
sondern ein der Zunahme des jeweilig vorhandenen Barkapitals 
folgendes langsames und gleichmäßiges Steigen der Bewertung, 
d. i. der Kurse, zeigen, und gleichzeitig den Wechselfällen 
des börsenmäßigen Handels entzogen zu sein scheinen. 

In den weiteren Betrachtungen dieses Abschnittes werden wir 
uns bei der überwiegenden Bedeutung der sechs großen 
Gesellschaften vor allem an diese halten, zumal ihre Netze, 
unter Berücksichtigung der noch zur Ausführung bestimmten 
Linien, im wesentlichen als abgeschlossen gelten dürfen und 
andererseits, wenn man von der großen Bedeutung der fran- 
zösischen Eisenbahnen für die jetzige und mehr noch die zu- 
künftige Entwicklung der Staats finanzen spricht, diese, 
soweit das Eisenbahnwesen in Frage steht, fast ausschließlich 
auf jenen großen Gesellschaften beruht. 

Letztere sind es zudem, die, ebenso wie in den ersten 
Jahrzehnten des französischen Eisenbahnwesens, so auch in 
dessen jüngster Epoche seit 1883 den Geldmarkt immer wieder 
in größtem Maßstab in Anspruch genommen haben. 

In welchem Maße dies in dem Jahrzehnt 1884/93 und 1894 
stattgefunden hat, zeigt die Tabelle auf S. 336. 

Die Gesellschaften haben nach Ausweis dieser Tabelle, das 
Jahr unter Abrechnung der Sonn- und Feiertage zu rund 
300 Tagen gerechnet, im Durchschnitt der zehn Jahre 1884 
bis 1893 täglich rund 2000 Stück Obligationen ausgegeben 
und dafür im Tagesdurchschnitt über 800000 Frs. Bar- 
kapital dem Geldmarkte entnommen. Gleichzeitig haben die 
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Die Emissionen der sechs grossen Oesellscliaften in den Jaliien 
1884 bis 1894: 





Veritanfte 

Obli- 
gationen 


G«samt- 
erlÖB 


Vom GesamterlöB entfielen auf die Gesellachaften 


Im 
Jahre 


Nord 


Ost 


West 


Orl6ans |P..L.-1L 


Sfld 




Taasende Francs: 


1 
1884 1 


1153 939 


433642 


37 709 


84 084 


44 900 


109118 


95302 


62529 


1885 1 


760 752 


282127 


15 937 


67 461 


33 679 


68 801 


72 098 


24251 


1886 1 


873 992 


335 972 


16 686 


69 956 


34415 


92 785 


89 253 


32 927 


1887 , 


434 396 


168 280 


5 494 


29 418 


27172 


30140 


61956 


14 050 


1888 1 


496 748 


198 390 


8493 


42111 


89548 


86464 


53878 


17896 


1889 


675926 


232 519 


10 761 


51780 


49 685 


55441 


61489 


13463 


1890 


463 484 


198 764 


16 031 


32 256 


48 988 


55569 


43 304 


7 616 


1891 i 


340519 


150 731 


39331 


23 619 


80494 


35891 


15 514 


5882 


1892 


420158 


190 729 


29 094 


37 038 


29 771 


61115 


86 528 


7183 


1899 


557024 


264 373 


41800 


49498 


34186 


61219 


53 925 


13795 


Summe: 


















1884/93 


6066 928 


2445 477 


221 286 


487171 


867 688 


596548 


578197 


199592 


189i 


408 641 


187 884 


35 376 


33 487 


40 978 


39132 


28133 


10 77J* 



sechs Compagnien aber, gemäß der ihneo nach ihren Statuten 
und den mit dem Staat geschlossenen Verträgen obliegenden 
Verpflichtung, nicht unerhebliche, von Jahr zu Jahr steigende 
Beträge ihrer Eapitalschuld amortisiert. 

Das Aktienkapital der großen Gesellschaften, bei der 
Nord-Compagnie in 400 Frs.- Stücke, bei allen übrigen m 
500 Frs. -Stücke eingeteilt, ist seit langer Zeit nicht mehr 
vermehrt worden. Von den 3059000 ausgegebenen Aktien der- 
selben, die, wie wir oben S. 330 und 331 sahen, einen Nominal- 
wert von 1477 Millionen Frs. haben und für ein realisiertes 
Kapital von 1469894564 Frs. begeben worden sind,* waren 
Ende 1890: 146851 Stücke für 72368600 Frs., Ende 1891: 
154951 Stücke für 76352 500 Frs., Ende 1892: 163340 Stücke 
für 80478200 Frs. und Ende 1893: 172030 Stücke für 
84 751700 Frs. amortisiert, so daß bis zu den für die Voll- 
endung der Aktienamortisation bestimmten Terminen — d. h. 
für die Nord- und Ostbahn-Gesellschaft bis 1950, für die 
Orleans -Compagnie bis 1951, für die des Westnetzes bis 
1952, für die P.-L.-M.-Gesellschaft bis 1954 und für die 
Südbahn-Gesellschaft bis 1955 — von jenem Zeitpunkte an 
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noch eine Aktienkapitalschuld von 1 392 248 300 Frs. zu amor- 
tisieren blieb. Die einzelnen Gesellschaften, mit Ausnahme 
der P.-L.-M.-Compagnie, deren Aktientilgung erst Ende 1907 
zu beginnen hat, haben für diesen Zweck in den Jahren 1890 
bis 1894 folgende Summen aufgewendet: 



Amortisations- 
betrage für die 
Aktien der 


1890 
Frs. 


1891 
Fra. 


1892 
Frs. 


1893 
Frs. 


1894 
Frs. 


Nord-Gesellschaft 

Ost- 

West- 

Orleans- , 

Süd- 


254 400 
1096 500 
655 000 
639 315 
253 500 


264 400 
1140 000 

678 000 
1588 500 

266 500 


275 200 
1186 500 

701 500 
1 685 000 

279 500 


286 000 
1282 500 

726 000 
1736 000 

294 000 


297 000 
1 282 500 

751000 
1788 000 

315 700 


Zusammen . 


2 898 715 


3 937 400 


4 127 700 


4 324 500 


4 434 200 



Etwas anders stellt sich das Verhältnis bei den Obli- 
gationen, welche zwar ebenso regelmäßig wie die Aktien 
amortisiert werden, deren Stückzahl gleichzeitig aber wegen 
der noch auszuführenden Bauten jährlich vermehrt wird. Die 
entsprechenden Zahlen betrugen: 



für Ende 
des Jahres 


Ausgegebene 
Obligationen 

Stückzahl 


Realisiertes 
Kapital 

Frs. 


Zurück- 
gezahlte 
Obligationen 

Frs. 


Zurück- 
gezahltes 
Kapital 

Frs. 


1890 
1891 
1892 
1893 
1894 


32 700 011 

33 621 100 

34 048 576 

34 605 700 

35 017 128 


10438 069 248 
10 910 084 747 
11100 902116 
11355142 054 
11542 713138 


2 431 966 
2 607 710 

2 823 914 

3 008 008 
3 203 460 


1 077 158 725 
1 367 894 300 
1 478 878 400 
1 573 701 500 
1 673 885 825 



Vom Schlüsse des Jahres 1893 ab hatten die Gesell- 
schaften bis zu den festgesetzten Terminen, die für die ver- 
schiedenen Obligationenserien zwischen 1903 und 1980 ^) 

^) Ueber die Konzessionsdauer der großen Gesellschaften hinaus 
laufen die Obligationen einiger erst später mit ihnen fusionierter kleinerer 
Gesellschaften, nämlich: die Obligationen der Compagnie von Picardie 
Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. 11. 22 
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schwanken, noch 31597692 Obligationen mit einer Kapital, 
schuld von 15923 523500 Frs. zu tilgen. Eine Gegenüber- 
stellung der während der Jahre 18^0 bis Ende 1894 von 
ihnen ausgegebenen und getilgten Obligationen und der ent- 
sprechenden Geldbeträge ergibt folgendes Bild: 



Gesell- 


1890 1 U91 


1892 1 1893 1894 


1890 


1891 


1S92 


1893 1 1894 


schaften 


Ausgegebene Obligationen 


Zurückgezahlte Obligationen!) 


Kordbahn . 


36 679 


88 731 


64 048 


90 634 


76 449 


20 035 


20 737 


22 091 


22 866 


24 7SS 


Ostbahn. . 


77 525 


53 743 


82 765 


109 622 


73 610 


24110 


25 354 


26 262 


27 456 


28 951 


Westbahn . 


102 113 


68 9U 


64 907 


74 603 


88 47C 


24 468 


25 538 


26 735 


27 462 


£8 815 


OrWansbahn ' 


188 134 


80 986 


111 772 


133 892 


84 915 


25 823 


27 766 


28 958 


SO 694 


82 649 


P.L -M. , 


101 127 


34 993 


80 854 


118 292 


61370 


50148 


53 635 


55 792 


58 488 


60 223 


Südbahn . 


17 9C6 


13 202 


15 807 


29 961 


23 457 


14 894 


15 342 


15 733 


16 267 


17 300 


Pariser Gür- 






















telbahn . 


- 


- 


- 


- 


- 


720 


744 


764 


788 


812 


Se. : Große 






















Gesell- 






















schaften . 


463 4ft4 


340 519 


420153 


557 024 


408 271 


160 185 


169 116 


176 335 


184 021 


198 4SS 





1 






Betrag 


e, in 


1000 Francs 










des dafür realisierten Kapitals 


der Rüekzahlungen 


Nordbahn . 


. 16 031 


39 331 


29 094 


41800 


35 376 


10 012 


10 969 


11 046 


11433 


18 369 


Ostbahn . . 


32 256 


23 619 


37 088 


49 498 


33 487 


12 455 


13 090 


13 464 


14 064 


14 840 


Westbahn . 


43 988 


30 494 


29 771 


84 136 


40 978 


19 726 


13 287 


18 910 


14 084 


14 75« 


Orl^ansbahn 


55 569 


35 891 


51115 


61219 


39 132 


13 278 


18 764 


14 574 


15 446 


16 576 


P.-L.-M. , 


43 304 


15 514 


36 528 


53 925 


28 133 


26 811 


28 629 


29 782 


81208 


S2 15(; 


Südbahn . 


7 616 


5 882 


7 183 


13 795 


10 778 


7 476 


7 666 


7896 


8161 


sm 


Pariser Gür- 


! 




















telbahn . 


' - 


— 


- 


— 


— 


360 


872 


382 


394 


m 


Se.: Große 


j 




















Gesell- 






















schaften . 


198 761 


150 731 


190 729 


254 373 


187 884 


83 113 


87 177 


910Ö4 


94 790 


99 5S3 



und Flandern (Nord) bis 1964 (Kapitalschuld Ende 1893 noch 15656500Fn,). 
der ehemaligen Nord-West-Compagnie (Nord) bis 1980 (Kapitalschuld 
noch 72 614000 Frs.), die der Gesellschaften der Ardennenbahnen und 
der Salinen von Dieuze und Moselotte (Ost) bis 1955 (Kapitalschuld noch 
207432000 Frs.), der ehemaligen Grand-Central-Compagnie (Orleans«, lam 
Teil) bis 1958 (Kapitalschuld noch 122 746000 Frs.), verschiedener mit 
der P.-L.-M.-Gesellschaft fusionierter Bahnen, darunter ebenfalls Grand- 
Central, bis 1975 (Kapitalschuld noch 649708000 Frs,); im ganzen Ende 
1893 eine noch zu tilgende Kapitalschuld von 1068156500 Frs. 

') Die Zahl der jahrlich ausgelosten, d. h. für den betreffenden 
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Den Rückzahlungsbeträgen der Obligationen sind die oben 
angegebenen der Aktien hinzuzurechnen, um durch Gegenüber- 
stellung dieser Summen und der Beträge der neuen Anleihen 
die Einflußnahme der großen Eisenbahngesellschaften auf das 
vorhandene Barkapital des Landes zu erkennen. Danach wur- 
den im Jahre 1890 dem Geldmarkte 198,7 Millionen Frs. für 
die Bauten der großen Gesellschaften entnommen, zugleich 
ihm aber (einschließlich der Aktientilgung) 86 Millionen Frs., das 
sind 43 V der neu aufgenommenen Summen zurückerstattet. 
Im Jahre 1891 betrug diese Rückerstattung 91,i Millionen Frs. 
= 60 >, 1892: 95,2 Millionen Frs. = 50 >, 1893: 99,i Mil- 
lionen Frs. = 39 > und 1894: 104,o Millionen Frs. = 55 > 
der betreffenden Anleihebeträge. Bei der Südbahn stellten sich 
einige Jahre hindurch und bei der P.-L.-M.-Gesellschaft im 
Jahre 1891 und 1894 die Rückzahlungsbeträge sogar höher 
als die der neuen Anleihen. Wenn diese Erscheinung zunächst 
noch keine regelmäßige ist^), so liegt doch auf der Hand, 



Amortisationsbetrag zur Rückzahlung gelangenden Obligationen läBt 
sich nacb der offiziellen Statistik, Documents principaux, Tab. 8, nur aus 
deren Spalte 13 mit Hilfe der in Spalte 6 angegebenen Nennwerte der 
betreffenden Obligationenserien bestimmen. Die in Spalte 8 angegebenen 
Zahlen der überhaupt bis Ende jeden Jahres amortisierten Obligationen, 
deren Differenzen von Jahr zu Jahr die in dem einzelnen Jahr amortisierte 
Stückzahl ergeben müßte, stimmen mit den aus Spalte 13 zu berechnen- 
den Zahlen nicht immer überein, was teilweise seinen Grund darin haben 
dürfte, daß die Termine der Auslosung und der faktischen Einlösung 
der ausgelosten Stücke vielfach nicht in dasselbe Rechnungsjahr fallen ; 
zum Teil scheinen aber auch Druckfehler vorzuliegen, so z. B. wenn 
die Zahl der von der Nordbahn-Gesellschaft amortisierten Obligationen 
für Ende 1890 auf 274789, für Ende 1891 auf 278194 angegeben wird, 
so daß im Jahre 1891 nur 3405 Stück amortisiert worden wären, während 
doch der Amortisationsbetrag dieses Jahres für die sämtlich auf 500 Frs. 
lautenden Obligationen über 10 Millionen Frs. beträgt; umgekehrt würde 
sich bei der P.-L.-M.-Gesellschaft für 1891 eine viel zu hohe Zahl an in 
diesem Jahre ausgelosten Obligationen zu 500 Frs. ergeben, wenn man 
die erwähnte Differenz zwischen dem Stande der amortisierten Stücke 
von Ende 1890: 708202 und Ende 1891: 795 040 == 86 838 Stück dafür 
annehmen wollte, während die betreffende Amortisationssumme nur 
24,7 Millionen Frs. beträgt. 

') A. Neymarck, der in seiner Schrift „he credit des Compagnies 



Digitized by LjOOQ IC 



— 340 — 

daß, da für die jährlichen Bauaufwendungen der Gesellschaften 
durch die Verträge von 1883 eine Maximalgrenze festgesetzt 
ist und zudem der Abschluß dieser Neubauten heute für 
ca. 1906 in Aussicht steht, die von Jahr zu Jahr steigenden 
Rückzahlungen sich dem Bedarf an neuem Kapital immer mehr 
nähern; schließlich aber, und zwar in absehbarer Zeit, denselben 
übersteigen müssen^). 

So werden die Obligationen, entsprechend dem geringer 
werdenden Angebot, vom französischen Publikum immer mehr 
für Anlagezwecke gesucht werden, wobei auch der umstand 
ins Gewicht fällt, daß der französische Kapitalist, dem einzelne 
Stücke zurückgezahlt werden, regelmäßig ähnliche dafür er- 
werben will, und daß diese nur durch die Amortisation der 
Eisenbahngesellschaften selbst jährlich frei werdenden und 
neue Placierung suchenden Kapitalien 1894 bereits die Höhe 
von 104 Millionen Frs. erreichten. 

Daraus allein erklärt sich schon die steigende Kurs höbe 
jener Obligationen, in welchen das französische Publikum um 
so mehr eine gute Anlage sieht, als die Nettoeinnahmen der 
Bahnen mehr als ausreichend sind, um die Zinszahlungen 
für die Obligationen regelmäßig zu decken, außerdem aber fiir 
einen Teil derselben der Staat als Schuldner der Gesellschaften 
durch seine Annuitäten einzutreten hat und die Obligationen- 
gläubiger überdies noch durch die Staatsgarantie gedeckt sind. 

Auf diese Verhältnisse, welche ganz besonders geeignet 
sind, die innigen finanziellen Beziehungen zwischen dem Staat, 
den Eisenbahngesellschaften und dem Publikum zu beleuchten, 
ist an dieser Stelle näher einzugehen. 

Von den gesamten Zinsen- und Tilgungssummen fallen 
diejenigen für die Aktien den Gesellschaften allein zur Last. 
Unter den Obligationen befinden sich aber bei allen Com- 



des chemins de fer frangais", Paris 1892, unter spezieller Berücksicbti- 
gung des Jahres 1891 zu ähnlichen Schlüssen kommt wie wir oben, 
dürfte diese bei der einzelnen Gesellschaft und im Einzelfall doch mehr 
zufällige Erscheinung etwas zu stark betonen, wozu ihn die ausschließ- 
liche Betrachtung eines einzelnen Jahres veranlaßt haben mag. 
') Cf. Buch I, Kap. 14, S. 456 ff. 
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pagnien, bei der einen mehr, bei der anderen weniger, solche, 
welche für Subventionen oder andere Verpflichtungen des 
Staates, z. B. für von ihm geforderte zweite Geleise und vor 
allem für die nach den Verträgen von 1883 auf seine Kosten 
zu bauenden Linien, emittiert sind und durch von ihm gezahlte 
Annuitäten verzinst und getilgt werden ^). Unter diesen Annui- 
täten findet sich der bedeutendste Posten von 20,5 Millionen 
Frs., wie uns bereits bekannt ist, bei der Ost-Compagnie als 
Ablösung für deren einstige, an Deutschland abgetretene 
Linien. Alle solche Obligationen belasten in Wirklichkeit nicht 
die Gesellschaften, sondern bedeuten Schulden des Staates. 
Somit werden dieselben in den Bilanzen, welche die Gesell- 
schaften behufs Berechnung ihres Betriebsüberschusses und 
des etwa notwendigen Garantievorschusses aufstellen, außer 
Rechnung gelassen. Daraus erklärt sich zu einem Teile die 
bedeutende Differenz zwischen den in den Tabellen 7 und 8 
der offiziellen Statistik (Documents principaux) für die jähr- 
liche Verzinsung und Amortisation angegebenen Summen und 
den in die Betriebsergebnisse (Tab. 10) als „charges des capitaux 
engagäs par les compagnies*^ eingestellten Beträgen. 

Eine weitere Differenz zwischen diesen Summen rührt 
daher, daiä die Rechnung des Betriebsergebnisses unter den 
charges des capitaux der Gesellschaften wegen der Aktien 
nur deren Verzinsung und Tilgung, nicht aber die Super- 
divid enden enthält. Die Remunerierung der Aktien setzt sich 
nämlich zusammen aus 1. einem durch die Gesellschaftsstatuten 
als sicher in Aussicht gestellten Zins für das Kapital und 2. dem 
ünternehmergewinn, der, nach französischer Auffassung, eigent- 
lichen Dividende, die mitunter auch als Superdividende bezeichnet 
wird. Jener in den Statuten als fest bezeichnete Zinsfuß beträgt: 



Nominal- 
wert der 
Aktie 



Bei der Nord-Ges 


ellschj 


ih 16,00 Frs. = 4 °/o von 400 Frs. 


, , Oßt- 


11 


20,00 « = 4 Vo „ 500 , 


, , Weat- 


9 


17,50 . = 3,5 7o , 500 , 


, Orleans- 


a 


15,00 , = 3 > , 500 , 


. , P,-L..M.- 


1» 


20,00 , = 4 % , 500 , 


. , Süd- 


n 


25,00 , =5 °;o , 500 , 



*) Cf. Buch I, Kap. 14, S. 432 ff. 
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Die eigentliche oder Superdividende der Aktien müßte 
von dem jeweiligen Reingewinn, d. h. demjenigen Betrag des 
Betriebsüberschusses, der nach Deckung aller Kapitallast«n 
(Zinsen und Tilgung) noch übrig bleibt, abhängig sein. Doch 
ist der Höhe dieser Dividende durch die Konventionen von 
1883 für so lange eine Grenze gezogen, als die Staatsgarantie 
in Anspruch genommen wird und die Garantievorschüsse noch 
nicht zurückgezahlt sind ; dieser Betrag ist indessen den Aktio- 
nären als Minimaldividende durch den Staat garantiert. Anderer- 
seits ist für den Fall, daß die Garantie nicht mehr in Anspruch 
genommen wird und die Garantieschuld getilgt sein sollte, 
auch nach oben hin eine Grenze gezogen, bis zu welcher jener 
Reingewinn den Aktionären unverkürzt zufällt, während von 
den etwa darüber hinausgehenden Beträgen desselben der Staat 
zwei Drittel, die Aktionäre nur ein Drittel erhalten. 

Die derartig in gewisse Grenzen eingeschränkte Superdivi- 
dende, die stets auf die ursprüngliche Zahl der Aktien zu be- 
rechnen ist, da die früheren Aktionäre auch nach Auslosung und 
Amortisation ihrer Aktien auf Grund von Genußscheinen an 
jener teilnehmen, stellt sich folgendermaßen: 



Eigentliclie oder Superdividende 


der Aktien: 




1 


überhaupt 


pro Aktie ») 


vom Nominal- 
betrag der Aktie 


Gesell- . 
Schäften 


garan- 
tiertes 
Minimum 


Maximum 
vor der 
Gewinn- 
teilung 


garan- 
tiertes 
Mini- 
mum 


Maxi- 
mum 
vor der 

Ge- 
winn- 
teilung 


garan- 
tiertes 
Mini- 
mum 


Maxi- 
mum 

Torder 

Gc- 

winn- 

teilung 




Frs. 


Fi-8. 


Frs. 


Frs. 


% 


Vo 


Nordbahn 


20 002 500 


38 002 500 


38,10 


72,50 


9.52ft 


18,125 


Ostbahn . . 


9 052 000 


17 812 000 


15,50 


80.50 


3,10 


6,to 


Westbahn . 


6 300 000 


9 750 000 


21,00 


32,50 


4,.o 


6,50 


Orleans -Bahn 


24 600 000 


34 200000 


41,00 


57,00 


8,io 


11,40 


P.-L..M..Bahn 


28 000 000 


44 000 000 


35,00 


55,00 


7,00 


11,00 


Südbahn . . 


6 250 000 


8 950 000 


25,00 


35.00 


5,00 


7.0© 



') Die Zahl der überhaupt ausgegebenen Aktien cf. oben S. 330 und 331. 
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Die gesamte Remunerierung der jeweilig noch nicht amor- 
tisierten Aktien, statutarisch festgesetzte Verzinsung und eigent- 
liche Dividende zusammen, beträgt daher: 





1 

1 Garantiertes Minimum 

i 


Maximum vor der ^^ 
Gewinnteilung 


Gesellschaften 


1 

; pro Aktie 


vom Nenn- 
wert 


pro Aktie 


vom Nenn- 
wert 




Fra. 


% 


Frs. 


% ' 


Nordbahn . . 


54,10 


13,s« 


88,50 


22,125 


Ostbalm. . . 


35,80 


7,10 


50,50 


10,10 


Westbahn . . 


1 38,Ro 


7,70 


50,00 


10,00 


Orl^ans-Bahn . 


1 56,00 


11,20 


72,00 


14,40 


P..L..M..Babn . 


55,00 


11,00 


75,00 


15,00 


Sddbahn . . 


50,00 


10,00 


60,00 


12,00 



Die anscheinend sehr hohe Remunerierung der Aktien 
darf aber nicht in demselben Sinne wie die der Obligationen 
aufgefaßt werden. Bei letzteren handelt es sich um die ein- 
fache Verzinsung von Leihkapital, bei den Aktien um Unter- 
nehmergewinn. Wollte man dagegen einwenden, daß die 
heutigen Aktionäre gar kein Unternehmerrisiko mehr zu tragen 
hätten, so ist darauf zu erwidern, daß dieselben auch keines- 
wegs einen so hohen üntemehmergew^inn erhalten, wie er sich 
scheinbar im Verhältnis zum Nennwert der Aktien und, da 
dieselben mit wenigen Ausnahmen thatsächlich zum Nennwert 
eingezahlt sind, auch zu dem für dieselben realisierten Kapital 
darstellt. Denn die heutigen Aktionäre sind nicht diejenigen, 
welche dereinst das bare Kapital zu den Eisenbahnunterneh- 
mungen zusammengeschossen haben, sondern sie haben ihre 
Aktien nach dem inzwischen sehr gestiegenen Kurswerte 
derselben erworben oder zu Buch stehen, während der Teil des 
Untemehmergewinns, welcher in der Differenz zwischen dem 
eingezahlten Kapital und dem über den Nennwert gestiegenen 
Kurse liegt, von jenen früheren Aktionären eingeheimst wurde, 
die seiner Zeit das eigentliche üntemehmerrisiko bei Begrün- 
dung der Eisenbahngesellschaften übernommen hatten. Daß 
das Steigen der Aktienkurse zu ihrer heutigen Höhe nicht zum 
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wenigsten durch die frühere Zusicherung des sogenannten reser- 
vierten Einkommens, sodann durch die seit 1883 für die Divi- 
dende gewährte faktische Garantie herbeigeführt wurde, ist 
nicht zu verkennen, ebensowenig aber, daß den Reinerträgen 
der Eisenbahnen zur Zeit des Abschlusses der Konventionen 
von 1883 bei ungestörter Entwickelung ein weiteres Steigen 
über die damals bereits gewonnene Höhe gesichert schien. 
Somit hatten die Gesellschaften eine gewisse Berechtigimg, 
als Aequivalent für die neu zu übernehmenden Lasten wenig- 
stens eine Sicherstellung ihrer bereits erreichten Situation zu 
verlangen. Jedenfalls kann die Remunerierung des seitens der 
heutigen Besitzer in ihren Aktien angelegten Kapitals nur an deren 
jeweiligem Kurse gemessen werden, und ist dieselbe nicht eine 
Frage der Finanzierung, sondern der thats'ächlichen Gestaltung der 
Verhältnisse, d. h. des Nettoüberschusses der Bahnen einerseits 
und der Höhe des Kapitalzinses auf dem Geldmarkte andererseits. 
Die durchschnittlichen Kurse der Aktien der 
sechs groiäen Gesellschaften, verglichen mit der Kursentwicke- 
lung der 3^/0 igen Staatsrente, stellten sich in den Jahren 1883 
bis 1895, auf 500 Frs.^) reduziert, folgendermaßen: 



Jahr 


37oStaÄts- 
rente 


Nord 


Ost 


West 


Orleans 


P..L..M. 


Süd 




Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


1883 


392,00 


2272,50 


727 


778 


1261 


1441 


1134 


1884 


386,50 


2110,00 


758 


819 


1306 


1235 


1163 


1885 


396,50 


2002,50 


790 


854 


1837 


1249 


1166 


1886 


410,00 


1945,00 


803 


867 


1334 


1231 


1157 


1887 


397,25 


1923,7 5 


786 


871 


1809 


1242 


1150 


1888 


413,75 


1960,00 


789 


902 


1328 


1271 


1164 


1889 


427,25 


2191,25 


810 


948 


1362 


1346 


1198 


1890 


459,40 


2282,50 


862 


1006 


1451 


1437 


1262 


1891 


472,25 


2301,00 


906 


1058 


1525 


1496 


1305 


1892 


490,00 


2297,75 


921 


1071 


1551 


1503 


1300 


1893 


491,25 


2352,50 


954 


1103 


1601 


1521 


1334 


1894 


517,50 


2285,00 


951 


1097 


1528 


1448 


1200 


1895 


515,00 


2255,00 


959 


1094 


1578 


1474 


1290 



^) Nennwert der Aktien der Ost-, West-, Orleans-, P.-L.-M.- nnd 
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Jede getilgte Aktie scheidet, wie bereits gesagt, aus der 
Zinsberechnung für die Aktien aus, und erhält ihr bisheriger 
Inhaber dafQr einen sogenannten Genußschein, der ihn be- 
rechtigt, seinen Anteil an den eigentlichen Dividenden (Super- 
dividenden) auch fernerhin zu beziehen und ebenso bei Liqui- 
dierung der Gesellschaft eine Liquidationsrate zu beanspruchen. 

um ein genaues Bild von dem Verhältnis des Betriebs- 
Qberschusses zu den verschiedenen Anforderungen des Anlage- 
kapitals an der Hand der Statistik zu gewinnen, ist es erforder- 
lich, die für Verzinsung, Tilgung und als eigentliche Dividenden 
der Aktien ausgegebenen Summen, sodann die Zins- und Til- 
gungssummen der Obligationen auseinanderzuhalten, denselben 
einerseits die gesamten den Gesellschaften allein zur Last 
fallenden, andererseits die speziell für ihre Obligationen von 
ihnen zu leistenden Beträge, d.h. die „charges des capitaux*" 
unter Ausschluß der Dividenden, die nicht Last, sondern 
Unternehmergewinn sind, und unter Abzug der Zins- und 
Tilgungssummen der Aktien, gegenüberzustellen und damit 
den Betriebsüberschuß zu vergleichen. Die folgende üeber- 
sicht enthält eine solche Aufstellung für die Jahre 1890 bis 
1894, wobei zu bemerken ist, daß die Aktienzinsen für die 
die Garantie nicht in Anspruch nehmende Nord - Gesellschaft 
nach der Zahl der zu Ende jeden Jahres noch nicht amorti- 
sierten Aktien zuzüglich der halben Jahreszinsen für die im 
Jahre amortisierten zu berechnen war, während bei den übrigen 
^ Gesellschaften, welche sämtlich die Staatsgarantie in Anspruch 
nehmen, als Dividenden nur deren durch die Verträge von 
1883 festgesetzte Minimalsummen einzustellen waren ^). 

Sad-Compagnie. Die Aktien der Nord-Compagnie haben nur 400 Frs. 
Nennwert; deren Kura ist also gleich vier Fünfteln des in der Tabelle für 
500 Frs. berechneten. (Ueber die eifektive Verzinsung cf. S. 350 und 422.) 
') In den Zahlen für die P.-L.-M.-Conipagnie sind diejenigen für die 
Obligationen der Mt. Cenis-Bahn einbegriifen. Die Pariser Gürtelbahnen, 
deren Anlagekosten teils durch Obligationen der greisen Gesellschaften, 
teils durch solche unter ihrem eigenen Titel emittierte, aber von den 
beteiligten Gesellschaften garantierte aufgebracht sind, müssen in diede 
Berechnungen ebenfalls mit einbezogen werden, da ihre Finanzgebarung 
mit der der Gesellschaften eng zusammenhangt. 
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Zins-, Tilgungsbeträge und Minimaldividenden für die Aktien 
sowie deren alleinige Zins- und Tilgungs last (exkl. Staats- 





Gesellschaften 


Es wurden nber- 


Jahr 


j für die Aküen an ' 

1 1 




Zinsen 


Tügung 


Dividenden 








1 Frs. 


Fra. 


Frs. 


Frs. , 




Nord 


1 8 235 984 


254 400 


28 350 000 


36 840 384 




Ost 


10 856 880 


1096500 


9 052 000 


21004780 1 




West 


4 872 210 


655 000 


6 300 000 


11827 210 [ 


1890 


Orleans 


10 500000 


689 315 


24 600 000 


85 739 315 




P -L-M 


16 000 000 
6 090 363 


253 500 


28000 000 
6 250 000 


44 000000 




Süd 


12 593 862 




Gürtelbahn 


— 


— 


— 


- 1 




Samme 1890 . 


1 56 548 436 


2 898 715 


102 552 000 


162 005551 1 

1 




Nord 


8 225 608 


264400 


28350 000 


1 
96840 008 




Ost 


10 810680 


1140000 


9 052 000 


21002 680 




West 


4 849 285 


678 000 


6800 000 


11827 285 


1891 


Orleans 


9 550 660 


1588 500 


21 600 000 


35 739160 




P.-L..M 


16 000 000 


— 


28 000 000 


44 000 00) 




Süd 


6077 362 


266 500 


6 250 000 


12 593 868 




Gürtelbahn 


- 


- 


— 


- 




Summe 1891 . 


55 613 595 


3 937 400 


102 552 000 


162 003995 




Nord 


8 214 816 


275 200 


26 250 000 


34 74001« 




08t 


10 763 220 
4825 555 


1186500 
701500 


9 052 000 
6300000 


81001720 { 




West 


11827055 1 


189S 


Orleans 


9 454080 


1685000 


24 600 000 


35 739 030 i 




P.-L.-M 


16 000000 


— 


28 000 000 


44000 000 1 




Süd 


6 063 712 


279 500 


6 250 000 


12 598 812 




Gürtelbahn 


- 


— 


— 


— 




Summe 1892 . 


55 321 383 


4 127 700 


100 452 000 


159 901083 




Nord 


8 203 592 


286 000 


85200 000 


38689592 : 




Ost 


10 664880 
4801009 


1282 500 
726 OOO 


9 052 000 
6 SOO 000 


20999 38'^ 




West 


11827 002 


1893 


Orleans 


9 403 530 


1736 000 


24 600 000 


85 739 530 




P.-L.-M 


. 16 000 000 


— 


28000 000 


44000 000 




Süd 


1 6 049 375 


294 000 


6 250 000 


12 598 375 




Gürtelbahn 


1 _ 


- 


- 


— ! 




Summe 1893 . 


< 55 122 379 


4 324 500 


99 402000 


158 848879 
157 794SST 


1894, 


Summe 


55 008 167 


4 484 200 


98 352000 



^ Die in Spalte 8 hier und für die folgenden Jahre angegebenen Summen be- 
ziehen sich nur auf die unter der eigenen Firma der großen Gürtelbahn emittierteD 
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nnd Obligationen der großen Gesellschaften überhaupt, 
annnit&ten und Superdividenden) und Betriebsüberschüsse. 



taftopt aufgewendet 




Zins- und Tilgungslast 
der Gesellschaften 


Der Betriebs- 


1 ^. ^ 


Je Obligationen an 


überschuQ 
betrug 


1 for d 


überhaupt 


fiir ihre 
ObUgationen 
allein . 


Zinsen 


Tilgung 


Zasammen 


FW. 


Fre. 


Fra. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


47 «74 «17 


10 012 500 


57 886 717 


67 041 000 


58 550 616 


97 570000 


70 178 586 


12455175 


82 738 761 


65 913885 


53 960555 


56 892 799 


M9114«2 


12 725 750 


77 667 212 


72 466 160 


66 938 950 


61 816 673 


69 42» 631 


13 278 108 


82695 739 


78 672 786 


62 688 471 


82 596 984 


157015321 


26 810 811 


183826132 


175 278 892 


159 278 893 


188 759 711 


47 935460 


7 475 500 


55 410 960 


49 409 028 


43 065 166 


42 942 518 


1194 817 


360 000 


1) 1554 817 


1) 4 998 477 


4 398 477 


102 428 


458 668494 


83 113 8U 


541 775 338 


508179678 


418 726 127 


530 281 063 


48 718 039 


10 368 300 


59 086 539 


66 427 000 


57936 992 


94 331 000 


70 801062 


13 090 300 


83 891 362 


66 663 076 


54 712 396 


54 356 060 


65 76S242 


13 287 250 


79 049 492 


73 074325 


67 547 040 


68 799 385 


70 740 230 


13 763 787 


81503 957 


78 688 106 


67 548 946 


84 970 282 


166 680 285 


28 628 767 


195 809 052 


178 069 473 


162 069 473 


191 857 083 


46 700 947 


7 666 500 


54 867 447 


49 811394 


48 467 582 


4« 286 054 


1189 417 


372 000 


1561417 


4 430 031 


4 430031 


— 560 790 


470592 212 


87 177 054 


557 7d9 266 


517 163 405 


457 712 410 


531 039 024 


49591762 


11045 500 


60 637 262 


67 828 000 


59 387 984 


91 513 000 


71280677 


13 463 875 


84 744 552 


68 209 683 


56 259 963 


50 593 694 


66348385 


13 909 750 


80258135 


74 625 209 


68 998 154 


61 764 347 


71 645 916 


1457*4 347 


86 220 263 


75 667 577 


64 528 497 


81 767 367 


166607 071 


29 782137 


196 389 208 


179 309 287 


163 809 287 


1S2 171 495 


1 46 700 677 


7 896 500 


51597 177 


50 028 402 


43 685 190 


37 899 682 


' 1 183 837 


382 OOO 


1565 837 


4443 854 


4 448 854 


— 602 000 


! 473958325 


91 054 109 


564 412 484 


520 012 012 


460 562 929 


505 105 485 


50 288 808 


11 433 000 


61 722 808 


68 754 000 


60 264 408 


90 999 000 


1 72 540971 


14 063 725 


86404 696 


69 780 348 


57 888 868 


54 323 229 


66 824 806 


14 084250 


80 909 035 


74 648 495 


69131493 


59415109 


1 73150070 


15 446 591 


88 596 661 


76 805 903 


65 666 373 


84 717 854 


• 166827 496 


81 207 778 


198 085274 


180 080 223 


164 080 333 


174 927 080 


! 46908120 


8 161 250 


55 069 870 


50 255 238 


43 911853 


88 955 644 


1 178 IC7 


394 000 


1 572 107 


4 449 627 


4 449 637 


— 1210 717 


477 519 877 


94 790 594 


572 809 971 


524 773 724 


465826 845 


502 127 199 


1 482857263 


99 584 685 


582 441 948 


530 665069 


471 222 702 


530 871 984 



Obligationen , daher die Differenz gegenüber den in Spalte 9 und 10 angegebenen 
Summen; c£ die Vorbemerkungen zu dieser Tabelle auf der vorhergehenden Seite. 
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Bis zum Jahre 1891 und dann wieder 1894 sind die 
Betriebsüberschüsse — die sechs Gesellschaften in 
ihrer Gesamtheit betrachtet — also hinreichend, um Zinsen 
und Tilgung sowohl der Aktien wie aller die Gesellschaften 
belastenden Obligationen vollständig zu decken und darüber 
hinaus noch einen Unternehmergewinn abzuwerfen. 1892 
und 1893 tritt hierin aus den schon im ersten Teil unserer 
Arbeit erwähnten Ursachen: Auflösung des compte de l'ex- 
ploitation partielle, Verminderung des Verkehrs infolge der 
hohen Schutzzölle, allgemeine wirtschaftliche Depression (be- 
sonders im Jahre 1898, das auch für die Eisenbahnen anderer 
Länder schlecht war), daneben Erhöhung mancher Verwal- 
tungsausgaben — eine Aenderung ein; immer aber ist der 
BetriebsUberschug noch mehr als hinreichend, um Zinsen und 
Tilgung der Obligationen zu decken. Dieses günstige Ver- 
hältnis ist zwar nicht gleichmäßig bei allen Gesellschaften vor- 
handen, bei jeder einzelnen derselben ist der Betriebsüberschuß 
aber regelmäßig groß genug, um aus ihm die Obligationen- 
zinsen vollständig bestreiten zu können, worauf es dem ein- 
zelnen Kapitalisten, der sein Geld in solchen EflFekten anlegt, 
wesentlich ankommt, da ihm dadurch seine Revenue und zugleidi 
die Kursfähigkeit seines Papiers gesichert ist. Die Verpflich- 
tung des Staates für einen Teil der unter (km Namen der 
Gesellschaften kontrahierten Obligationenschuld und die Staats- 
garantie thun dann noch ein Uebriges, um diese Effekten 
neben der Staatsrente als die bestfundierten Anlagewerte Frank- 
reichs erscheinen zu lassen, zumal das französische Eisenbahn- 
wesen keine Prioritäten im engeren Sinne des Wortes kennt, 
sondern alle seine Gläubiger mit gleichem Maße mißt^. 

So ist es erklärlich, daß die Gesellschaften schon seit 
langer Zeit bei der Vergebung ihrer Obligationen auf die 
Hilfe der Börse verzichten konnten. Während sie im Jahre 
18GQ die B ank von Frankreich noch hatten zu Hilfe rufen 

') Darüber, daß das Prioritätenwesen unter Umständen zu einem 
Unwesen ausartet, cf. die interessante und für das europäische KapitaüstcD- 

S?«nnrrl r'"^' ^'^'^^ ^"^ ^- ^- ^' ^«y«»' .I>ie Finanz- und Ver- 
Kehrspolitik der nordamerikanischen Eisenbahnen-, Berlin 1894. 
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müssen, damit diese für sie den Verkauf der Obligationen über- 
nähme, ist heute jede Stationskasse gleichzeitig eine Ver- 
kaufsstelle für dieselben. 

Dort werden ohne irgend welche Spesenberechnung so- 
wohl Kaufaufträge auf Obligationen sowie Anmeldungen wegen 
Umschreibung derselben auf den Namen angenommen, als auch 
die Coupons und die ausgelosten Stücke ausgezahlt, neue 
Talons ausgegeben u. s. w. Alle diese Transaktionen werden 
Ton jeder Gesellschaft auch für die anderen mitbesorgt. Da- 
durch ist nicht nur im ganzen Lande dem Bedürfnis und der 
Bequemlichkeit des kleinen Kapitalisten, der sein Geld in guten 
Papieren anlegen kann, ohne dabei der Hilfe der Börsenmakler 
oder Bankiers zu benötigen, im weitesten Ma&e Rechnung ge- 
tragen, sondern zugleich bewirkt, daß sich der ganze Obli- 
gationenhandel in wirklichen Bargeschäften mit sofortiger Valuta- 
begleichung bewegt^). Infolgedessen haben die Obligationen 
der großen Gesellschaften einen Charakter erhalten, der sie 
etwa den Hypothekenpfandbriefen öffentlich rechtlicher Kor- 
porationen vergleichbar macht, welche Börsenpapiere nur inso- 
weit sind, als ihre Inhaber im Bedarfsfalle an der Börse willige 
Kaufer für dieselben zu festen Kursen zu finden gewohnt sind. 
Alle die bisher besprochenen Verhältnisse machen es er- 
kläxlich, daß die großen Gesellschaften, trotz ihres fortgesetzten 
Geldbedarfs, der sich, wie wir oben sahen, allein in den Jahren 
1884 bis 1893 auf fast 2 V« Milliarden Frs. beziffert hat, die ihnen 
nötigen Summen zu immer günstigeren Bedingungen haben 
erlangen können. — Bis Ende 1893 hatten sie überhaupt: 
Aktien im Nominalwert von . . 1 477 000 000 Frs., 
Obligationen im Nominalwert v on 17497225000 „ ausgegeben, 
somit eine Kapitalschuld von 18 974225 000 Frs. kontrahiert. 

Dagegen hatten sie in bar empfangen: 
für die Aktien . . 1469894564 Frs. 
für die Obligatione n 11355142054 „ 

zusammen 12 825 036618 Frs.'-^). 

*) Aehnlich wirkt die Einrichtung, daß die Generalsteuereinnehmer 
(Tresoriers) im ganzen Lande den An- und Verkauf der Staatsrenten 
und die Auszahlung deren Coupons spesenfrei besorgen. Cf. unsere 
.Finanzen Frankreichs* S. 612. — ^) Cf. oben S. 330 und 331. 
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Im großen Durchschnitt haben die großen GeseUschaften 
demnach ihre Papiere untergebracht: 

dieAktien zum Kurse von . . 99,5 «> oder 497,5 Frs. pro 500 Frs. jNe^- 
die Obligationen zum Kurse von 64,9 «> oder 324,» , pro 500 , Jwert. 

Stellen wir nunmehr fest, wie sich gegenüber diesen 
durchschnittlichen Anschaffungspreisen des Anlagekapitals die 
Verzinsung desselben im Jahre 1893 steUte, wobei wir die in 
demselben gezahlten Zinsbeträge bei den Aktien auf den Stand 
der Kapitalschuld derselben am Anfang dieses Jahres beziehen 
können, bei den Obligationen aber die mittlere Kapitalschuld 
derselben zwischen Anfang und Ende des Jahres zur Grund- 
lage nehmen müssen. 

An Zinsen wurden im Jahre 1893 im ganzen verausgabt: 

für die Aktien . . 55122379Fi:8. 
für die Obligationen 477519 377 , 



zusammen 532641756 Frs.^). 

Das macht bei einer nominellen Kapitalschuld, die sich 
für die Aktien zu Anfang des Jahres noch auf 1 396521 800 Frs.. 
für die Obligationen im Jahresmittel noch auf 15828919550 Frs. 
stellte, eine Verzinsung der Aktien von 3,95 °/o oder 19,7 5 Fis. 
pro 500 Frs. Nennwert und der Obligationen von 3,o2 ^/o oder 
15,10 Frs. pro 500 Frs. Nennwert, dagegen auf 99,5 Frs. pro 
100 realisierten Aktienkapitals eine wirkliche Verzinsung von 
3,9 7 > und auf 64,9 Frs. pro 100 realisierten Obligationen- 
kapitals eine wirkliche Verzinsung von 4,65 ^/o , von welchen 
Bruttozinssätzen aber den Zinsempfängern die vom Staate er- 
hobenen Steuern vorweg in Abzug gebracht werden. 

Sehen wir von der Verzinsung des im Verhältnis zur ge- 
samten Kapitalmasse geringfügigen Aktienkapitals ab, zumal 
für dessen Bewertung auch andere Motive als nur Sicherheit 
der Anlage und der Verzinsung maßgebend gewesen sein 
werden, so ist die Höhe des vorstehend auf den Nennwert 



') Cf. oben S. 346 und 347. 
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Ansgabekurse der 3^ Obligationen der grossen Eisenbahn- 
gesellschaften für 500 Frs. Nennwert. 

(Zu Seite 354.) 



Jahr 


Nordbahn 

1' 


Ostbahn 


Westbahn 


Orleans- 
Bahn 


P.-L.. M.- 
Bahn 


Südbahn 




' Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


1856 


1' 289,.i 


267,29 


280,08 


292,48 






1857 


' 279,16 


256,88 


263,92 


279.86 





270,06 


1858 


t 297,14 


272,89 


272,88 


270,74 


271,79 


276,40 


1859 


1 294,85 


278,17 


278,27 


284,60 


282,97 




im 


' 296,08 


287,18 


285,26 


288,88 


292,99 


287,08 


im 


1 310,08 


287,96 


285,07 


290,68 


292,86 


299,08 


1862 


" 310.56 


299,45 


298,90 




301,25 


298,83 


1868 


1 306,57 


294,78 


293,45 


296,41 


300.89 


291,21 


1^64 


1 302,76 


285,88 


282,95 


289,18 


287.91 


282,42 


1865 


S 310,58 


294,90 


291,88 


298,72 


294.54 


290,47 


1966 


, 305,90 


298,75 


298,46 


303,78 


299,37 


297,19 


1867 


, 316,8. 


303,79 


305,52 


309,84 


306,59 


— 


1868 


1 323,81 


315,47 


315,42 


321.60 


315,50 


319.r.4 


1869 


i 341,51 


328,88 


325,52 


330,88 


325,18 


325,68 


1870 


1 347,76 


319,75 


385,24 


320,40 


384,48 


380,56 


1871 


306,88 


285,54 


291,58 


301,24 


289,7 8 


281,03 


1872 


295,43 


278,40 


281,95 


278,05 


281,91 


266,45 


1873 


, 281,7, 


266,81 


267,25 


272,46 


265,07 


— 


1874 


1 284,11 


271.44 


277,91 


287.97 


274,40 


277,23 


1875 


306,04 


295,50 


298.69 


312,87 


298.96 


297,99 


1876 


318,78 


311,54 


308.96 


324,60 


314,29 


313,70 


1877 


, 328,86 


319,86 


323,96 


336.81 


328,72 


324.82 


1878 


348,17 


338,70 


342,88 


350.88 


343,71 


341,14 


1879 


,i 379,8» 


364,55 


370,48 


374,86 


371,10 


870,24 


1880 


1 394,65 


379,02 


__ 





881,25 


380,7 2 


1881 


. 887,00 


383,01 


382,80 





384,50 


384,8» 


1882 


' 369,6, 


365,18 


369,28 


366,90 


366.62 


366,97 


1883 


. 362,48 


349,80 


354,97 


356,64 


354,80 


355.50 


1884 


362,56 


354,7 8 


360,88 


359,61 


360.03 


860,70 


1885 


1 379,10 


371,45 


376,38 


377,68 


376,08 


372,70 


1886 


; 393,86 


380,09 


385,88 


384,85 


384,18 


885,16 


1887 


395,85 


378,40 


390,22 


393,57 


385,26 


891,82 


1888 


= 401,55 


386,89 


396,71 


399,06 


896.75 


898,77 


1889 


1 411,5, 


395,18 


405,57 


404,25 


405,79 


408,86 


1890 


437,05 


416,07 


430,78 


438,*7 


428,21 


425,84 


1891 


1 443,41 


439,48 


442,50 


443,45 


448.35 


445,56 


1892 


' 454,85 


447,58 


458,67 


457,82 


451,78 


454,40 


1893 


461,18 


451,58 


457.57 


457,« 


455,86 


460,14 


1^94 


462,74 


454,92 


461.778 


460,84 


458,43 


459,46 
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bereclineten mittleren Zinsfußes der Obligationen von 3,o«% 
gegenwärtig noch bedingt von einigen älteren, höher als zu 
3^/0 verzinslichen Obligationenserien, deren Einfluß aber so 



*) Nachstehend eine üebersicht über die von den großen Geaellschaf- 
ten ausgegebenen, höher als 3*/o verzinslichen Obligationen und deren 



Bezeichnung der Obligationen 
Gesellschaften 



Nennwert 
der Obli- 
gationen 

Prs. 



Zins 



per Obli- 
gation 

Frs. 



1. Nord: 

Compagnie Amiens-Boulogne 

«. Ost: 
Straaburg-Basel nnd Montereau-Troyes . . . 

Mtilhausen-Thann 

Ost-Compagnie (für den Ankauf der Straßborg- 

Baseler und anderer Bahnen) 

Compagnie von Weißenbnrg 

S. West: 

Obligationen der früheren Gesellschaften von 
St. Germain, Versailles, Ronen, H&yre nnd 
der West-Gompagnie 

Aeltere Rouen 

Aeltere Hävre 

Aeltere Versailles (r. U.) 

Dieppe 

4. Orleans: 
Anleihe von Orsay, erste 



Anleihe von Orsay, zweite 

Orleans, erste und zweite Anleihe . . 

5. P.-L.-M.: 

Paris-Lyon, erste Anleihe 

Lyon-Mediterran6e und Rhöne-et-Loire 



Bordeaux -la Teste . 



6. Süd: 



5% 



1850 
1000 



660 
625 



1250 
1250 
1250 
1000 
500 



500 
1250 
1250 



1250 
625 



1250 



80 



50 
50 



»5 
25 



50 
40 



50 
20 



20 
50 
50 



50 
25 



60 



5 
5 

4 



4 

3 
4 



Summe 

Von diesen Obligationen zeigen verschiedene allerdings nicht melir 
ihre ursprüngliche Form, da bei Fusionen, Ankäufen kleinerer Bahnen etc. 
und der damit verbundenen Verwandlung der früheren Titres in solche 
der neuen Besitzer und auch bei anderen Gelegenheiten mehrfach Kon- 
versionen vorgenommen sind. 

Im Jahre 1893 wurden von diesen Obligationen amortisiert.: 
seitens der Ost-Compagnie 2159 Stück im Betrage von 1422 725 Frs, 
. West- , 493 ,, , . 599 750 • 

, Orleans- , 301 ,, . „ 250250 , 

« P.-L.-M.-, 4526 , , . , 4226875 . 

" ^"d- , 37 , , ^ , 46250 , 

zusammen 7516 Stück im Betrage von 6545850 Frs. 
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gering ist, daß wir die weitere Betrachtung über den Kredit 
der Gesellschaften auf die große Masse der zu 3^/o verzins- 
lichen Obligationen beschränken können *). 



Stand Ende 1893 (einige Emissionen, von denen nur noch wenige Stücke 
nicht amortisiert sind, sind unberücksichtigt gebliehen): 



Ueberhaapt ausgegeben 


Bis Ende 1893 amortisiert 


£nde 1893 noch in Umlauf 


Stäckzahl 


ReaUsiertes 
Kapital 


Kapital- 
schuld 


Stückzahl 


Betrag 


Stückzahl 


Kapital- 
schuld 




Frs. 


Frs. 




Frs. 




Frs. 


2M3 


1 181 558 


1 181 500 


8 363 


1181500 


- 


— 


«075 
■LOO 


6 870 000 
400000 


7 593 750 
400 000 


8 509 
400 


4386 850 
400 000 


8 566 


3 207 500 


368 828 
20 0O0 


175 678 989 
10 000 000 


839 738 800 
18 500 000 


84 073 
11819 


82 147 450 
7 011 875 


334 735 

8 781 


817 590 750 
5 488185 


30000 
165« 
1418 
14S8 
5493 


SO 419 000 
1656 000 
1446 000 
1488 000 
8197 800 


38 083 750 
8 070 000 
1 807 500 
1488 000 
8 746 500 


14 368 

688 

188 

1488 

433 


17 958 500 

785000 

887 500 

1488 000 

216 500 


15 638 
108« 
1864 

5 060 


20 071250 
1 285 000 

1 580 000 

2 530 000 


6000 

1800 

28881 


8798 000 

1800 000 

19 998 750 


3 000 000 

1500 000 

87 776 850 


3 381 

747 
10869 


1690 500 

933 750 

13 586 850 


3619 

453 

11358 


1 309 500 

566 850 

14 190 000 


80 000 
228 614 


83 968171 
114148 968 


100 000 000 
189133 750 


45 054 
41677 


56 317 500 
26 048 185 


34 916 
180 987 


43 682 500 
113 085 685 


840 


1050 000 


1050 000 


840 


1050 000 


— 


— 


770 C84 


453 883 681 


580 009 800 


171 886 


155 488 700 


599 899 


424 586 500 



Am Anfang des Jahres 1893 befanden sich also noch in Kurs 
606915 Stück Obligationen mit einer Eapitalschuld Ton 431 132 350 Frs. 
Diese 431,i Million Frs. erforderten im Jahre 1893 an Verzinsung: 

von der Ost-Compagnie 8744324 Frs. 
, , West- , 1035435 , 

^ Orleans- , 643550 , 

, . P.-L.-M.- , 6410287 , 

. , Süd- , — 



zusammen 16833596 Frs. 

Das ist gleich einer Verzinsung von 3,»^/o der noch vorhandenen 
Nominalschuld. Diese Obligationen erforderten also im Durchschnitt 
Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 23 
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Der auf das realisierte Obligationenkapital berechnete 
Zinsfuß von 4,65 ®/o stellt, ebenso wie der oben angegebene 
durchschnittliche Emissionskurs der Obligationen von 324,5 Frs. 
für 500, die mittlere Resultante einer langen Entwickelung 
dar, in deren größerer erster Hälfte das Barkapital im all- 
gemeinen viel höher im Preise stand, während es seit einer 
Reihe von Jahren von den großen Gesellschaften weit gün- 
stiger als zu diesem mittleren Durchschnittszinsfuß erworben 
werden konnte, der sich bei dem fortgesetzten Steigen der 
Emissionskurse in den künftigen Jahren noch niedriger stellen 
wird ^). 

lieber die Entwickelung der Emissionskurse der 3 Vig^n 
Obligationen der großen Gesellschaften seit 1856, d. h. über 
die für je 500 Frs. Nennwert jeweilig realisierten Kapital- 
beträge, geben wir nach dem Bericht der Budgetkommission 
von 1894*) die auf S. 351 befindliche Uebersicht. 

Nach derselben erreichten die Ausgabekurse der Obliga- 
tionen, nachdem der Rückschlag, welchen der Krieg von 
1870/71 im Gefolge hatte, überwunden war, bei allen Gesell- 
schaften bereits in den Jahren 1876, 1877 und 1878 (Ost) 



nominell nur 0,9^0 Verzinsung mehr als die S^loigen, ein Unterschied, 
der bei dem geringen Bruchteil, den die 16,8 Millionen Frs. Zinsen Ton 
der gesamten Obligationenverzinsung bilden, fast verschwindet. Uebrigens 
sind diese Obligationen, die bei einem Nominalwert von 580,o Millionen Frs. 
453,8 Millionen Frs. an realisiertem Kapital eingebracht haben , danach 
durchschnittlich zum Kurse von 78,« für 100 ausgegeben worden, so 
dafs sich die wirkliche Verzinsung des für sie realisierten Kapitals auf 
3,951 7o» also fast 4 °/o stellt, wobei aber berücksichtigt werden muß, da& 
das realisierte Kapital, wie es heute zahlenmäßig erscheint, nicht mehr 
das ursprüngliche, sondern zum Teil das Resultat von Konversionen ist. 

*) Die meisten Gesellschaften schicken sich an, dem Beispiele der 
Orleans-Compagnie, welche unter dem 28. M&rz 1895 die Ausgabe von 
250000 Stück Obligationen mit einem Zinsfuß von 2V3 7o beschlossen 
und ausgeführt hat, zu folgen. Cf. weiter unten S. 371. 

^) Drucksachen der Deputiertenkammer, außerordentliche Session 
1894, Nr. 959: Bericht des Deputierten Comudet, im Namen der Budget- 
kommission erstattet am 8. November 1894, p. 155. — Für die letEten 
Jahre ergaben sich nach der offiziellen Statistik einige Berichtigungen 
um wenige Centimes. 
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die oben berechnete durchschnittliche Höhe, um von da an bis 
zur Gegenwart beständig zu steigen. Im Durchschnitt der 
sechs Gompagnien stellten sie sich 1890 auf 428,85 Frs., 1891 
auf 442,65 Frs., 1892 auf 453,95 Frs., 1893 auf 456,66 Frs. 
und 1894 auf 460,i9 Frs. pro Obligation^). 

Entsprechend dem Steigen der Emissionskurse ist der 
Prozentsatz, den die Oesellschaften filr das von ihnen realisierte 
Obligationenkapital und zwar für Zinsen und Tilgung zusammen 
zu zahlen haben, beständig zurückgegangen, obgleich die Amor- 
tisationsquote für jede spätere Emission sich entsprechend 
höher stellen muß. 

Nach den in der Tabelle auf S. 351 wiedergegebenen 
Emissionskursen berechnet der oben zitierte Kommissions- 
bericht vom November 1894 die Prozentsätze für Zinsen und 
Tilgung der Obligationen folgendermaßen: 

Die Verzinsung und Tilgung der 3^/o Obligationen der grossen 

EisenbahngeseUschaften im Verhältnis zu dem für dieselben 

realisierten Kapital. 



Nach dem 

EmisflioiiB- 

knrs im 


Nordbahn 


Ostbahn 


Westbahn 


Orleans- 
Bahn 


P.-L..M.- 
Bahn 


Südbahn 


Jahre 


Vo 


> 


'!o 


> 


^0 


7o 


1856 ' 


5,5e 


6,00 


5,71 


5,4G 






1857 1 


5,77 


6,26 


6,05 


5,88 


— 


5,87 


1858 , 


5,44 


5,88 


5,08 


5,90 


5,81 


5,78 


1859 1 


5,49 


5,81 


5,77 


5,64 


5,59 


— 


1860 i 


5.48 


5,63 


5,64 


5,57 


5,41 


5,58 


1861 , 


5,25 


5,C6 


5,65 


5,53 


5,42 


5,49 


1862 ! 


5,25 


5,41 


5,89 





5,27 


5,84 


1863 


5,M 


5,53 


5,51 


5,44 


5,80 


5,49 


1864 


5,42 


5,72 


5,78 


5,60 


5,55 


5,07 


1865 


5,19 


5,51 


5,58 


5,44 


5,43 


5,52 


1866 


5,19 


5.41 


5,40 


5,37 


5,35 


5,40 


1867 1 


5,23 


5,84 


5.35 


5,27 


5,24 





1868 ! 


5,12 


5,15 


5,20 


5,09 


5,10 


5,04 


1869 


4,37 


4,95 


5,04 


4,9'» 


4,90 


5,04 



M Cf. die Anzahl der in jedem dieser Jahre ausgegebenen Obli- 
gationen und den dafür erzielten Erlös oben S. 338. 
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(Fortsetzung der Tabelle 


von S. 355.) 




Nach dem 
Emissions- 
kurs im 


1 
Nordbahn 


Ostbahn 


Westbahn 


Orl^ans- 
Bahn 


P.L.-M.- 
Bahn 


Südbahn 


Jabre 


' > 


•/o 


% 


% 


% 


^'o 


1870 


4.80 


5.09 


4.94 


5,14 


4.88 


5,89 


1871 


5,19 


5.77 


5,68 


5,4« 


5,59 


5,79 


1872 


5,62 


5,90 


5,87 


5,92 


5.76 


6,12 


1873 


5,91 


6.17 


5,20 


6,09 


6,15 


— 


1874 


5,87 


6,11 


5,99 


5.80 


5,96 


5.91 


1875 


5,54 


5,69 


5,68 


5,84 


5,48 


5,80 


1876 


5,S4 


5,42 


5,42 


5,16 


5,24 


5,24 


1877 


5,20 


5,81 


5,19 


4,99 


5.08 


5,08 


1878 


, 4.9t 


5,08 


4.98 


4,81 . 


4,89 


4.85 


1879 


4,54 


4,6» 


4,57 


4,58 


4,46 


4,41 


1880 


4,85 


4,46 








4,87 


4,89 


1881 


4,46 ■ 


4,41 


4,49 





4.85 


4,84 


1882 


4,67 


4.67 


4.58 


4.60 


4,57 


4.54 


1883 


4,79 


4,88 


4,78 


4.87 


4,74 


4,75 


1884 


4,82 


4,84 


4,72 


4,86 


4,69 


4.70 


1885 


4,64 


4.64 


4,54 


4.56 


4,51 


4,57 


1886 


4,48 


4,56 


4,46 


4,46 


4,48 


4,44 


1887 


4.49 


4,60 


4,4« 


4,88 


4,44 


4,38 


1888 


4,45 


4,53 


4,87 


4,34 


4,8. 


4,82 


1889 


4,»6 


4,45 


4,29 


4,80 


4,25 


4,24 


1890 1 


4,1 s 


4,25 


4,06 


4,08 


4.04 


4,09 


1891 , 


4,10 


4.04 


3,97 


3,9« 


3,9t 


3.92 


1892 ' 


4,08 


3,99 


3,85 


3,86 


3,87 


3,87 


1893 


3,99 


3,98 


3,88 


3,88 


3,85 


3,84 



Diese Prozentsätze stellen die Gesamtbelastung dar, die 
den Gesellschaften für ihr realisiertes Obligationenkapital einer- 
seits durch die Verpflichtung gegenüber den Darleihern und 
andererseits durch die ihnen vom Staate auferlegte Amorti- 
sationspflicht erwuchs. 

Vergegenwärtigen wir uns nun das Verhältnis des Zins- 
fußes unter Ausschluß der Tilgungsquote zum realisierten 
Kapital, so bedeuteten 15 Frs. Zinsen pro Obligation a 500 Frs. 
oder 3^0 des Nennwertes eine Verzinsung des faktisch 
dargebotenen Kapitals für die Obligationen der sechs 
großen Gesellschaften, welche in ihrer Höhe aus nachstehender 
Tabelle ersichtlich wird: 



Digitized by LjOOQ IC 



— 357 — 



Effektive 


Verzinsung der 


3V Obligationen 


nach dem 
Emissions- 
kurs deri 
Jahre') 


Nordbahn 

7o 


Ostbahn 


Westbahn 

7._ 


Orl^ans- 
Bahn 


P.-L..M.- 
Bahn 


Südbahn 

7o 


1860 


5,07 


5,22 


5,26 


5,20 


5,12 


5,225 


1869 


4,89 


4,57 


4,61 


4,53 


4,61 


4,605 


1876 
1877 


4,71 
4,57 


4,81 
4,70 


4,85 
4,68 


4,62 
4,45 


4,77 
4,68 


4,78 
4,626 


1883 
1884 1 


4,14 
4,14 


4,29 
4,23 


4,225 
4,155 


4,205 
4,17 


4,23 
4,17 


4,22 
4,16 


1890 


3,43 


3,605 


3,48 


3.46 


3,50 


3,53 


1891 1 


3,88 


3,41 


3,39 


3,38 


3,38 


3,37 


1892 


3,30 


3.85 


8,27 


3,28 


3,32 


3,30 


1893 ' 


3,25 


3,82 


3,28 


3,28 


3,29 


3.20 


1894 { 


3,24 


3.29T 


3,248 


8,255 


3,27 


3,276 



Nachdem die Verträge von 1859 die Verhältnisse der 
großen Gesellschaften konsolidiert haben, hebt ein regelmäßiges 
Herabgehen des faktischen Zinsfußes ihrer Obligationen, d. h. 
ein Steigen ihres Kredites, an, das durch den Krieg von 1870 
nur auf kurze Zeit eine Unterbrechung erleidet, dann aber 
weder durch den 1876 beginnenden Kampf gegen die Gesell- 
schaften, noch durch die mit den Verträgen von 1883 über- 
nommenen neuen Verpflichtungen aufgehalten wird, so daß 
heute der wirkliche Zinsfuß den nominellen nur noch wenig 
übersteigt und der Kredit der Gesellschaften dem des Staates 
nicht nur gleich ist, sondern jene sogar zu besseren Be- 
dingungen haben Geld aufnehmen können als selbst dieser. 

Will man nämlich an den Kredit der Gesellschaften den 
Maßstab des Staatskredites anlegen, so darf nicht übersehen 
werden, daß auf den Preis, den die Kapitaldarleiher jenen 
bewilligen, die Steuer*) einwirkt, deren Betrag demnach von 

') Es genügt, die Entwickelung der faktischen Verzinsung außer 
für die letzten Jahre fQr die in der Geschichte des französischen Eisen- 
bahnwesens am markantesten hervortretenden Zeitpunkte darzustellen, 
da man die obige Tabelle für die dazwischen liegenden Jahre jederzeit 
auf Grund der S. 351 mitgeteilten Emissionskurse vervollständigen kann. 

*) Cf. den Kommissionsbericht zu dem Abänderungsentwurf des 
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der Verzinsung der Eisenbahnobligationen in Abzug zu bringen 
ist, um dieselbe mit derjenigen der bisher steuerlosen 3^;oigen 
Staatsrente ^) vergleichen zu können. 



Lokalbahngesetzes vom 29. März 1893, erstattet von G. Cochery, Annexe VII; 
Drucksachen der Deputiertenkammer, Session 1893, Nr. 2696, p. 292. Die 
Steuer betrug damals rund l,to Fr. per Obligation. Dieselbe schwankt 
um ein Geringes, da sie ein bewegliches Element enthält, nämlich den 
Satz von 0,2 o^ ▼om mittleren Kurs des vergangenen Jahres der mit 
einer Umsatzsteuer belegten mobiliaren Werte, d. i. die sogenannte 
Besitz Wechselabgabe unter Lebenden. Die betreffende Abgabe wurde 
am 29. Juni 1872 auf 0,5o Fr. für 100 Frs. vom Nominalbetrage eines 
Namenpapiers und auf ein Abonnement von 0,io Fr. von dem der In- 
haberpapiere festgesetzt, welches die Eisenbahngesellschaften fQr sämt- 
liche von ihnen ausgegebenen Papiere an den Fiskus abfahren und bei 
ihren Dividenden- und Zinszahlungen in Abzug bringen. Aus dieser 
Steuer erflossen im Jahre 1894 von den Eisenbahnpapieren Frankreichs 
18 Millionen Frs. und von denen Algeriens und der Kolonien 800 000 Frs. — 
In gleicher Weise zahlen die Eisenbahngesellschaften ein Abonnement 
von 0,06 Fr. von 100 Frs. des Nominalbeträge^ der von ihnen aus- 
gegebenen Papiere (Aktien und Obligationen). Diese , Stempelsteuer* 
hat im Jahre 1894 von den Gesellschaften des Mutterlandes 10 Mil- 
lionen Frs. und von denen Algiers und der Kolonien 400000 Frs, 
erbracht Schließlich führen die Gesellschaften auch die seit dem 26. De- 
zember 1890 auf 4% erhöhte Kapital rentensteuer wegen ihrer Aktien 
und Obligationen ab, die 1894: 27 Millionen Frs. von den Renten der 
französischen Eisenbahnpapiere und 1 Million Frs. von denen der al- 
gerischen und kolonialen erbrachte. Im ganzen hatte demnach der 
französische Steuerfiskus von den heute einen Wert von rund 18 Mil- 
liarden Frs. repräsentierenden Eisenbahnpapieren im Jahre 1894 
57 Millionen Frs. gezogen: ist gleich einer Steuer von den entsprechen- 
den Vermögensbestandteilen der Aktionäre und Obligationäre von über 
37oo oder einer rund lO^oigen Besteuerung der effektiven Kapitalrente 
aus den Eisenbahnpapieren als mobilen Werten. 

*) Ein neuer Einkommensteuerentwurf, welcher Ende Juni 1896 den 
französischen Kammern vorlag, beabsichtigte, auch die Staatsrente mit 
4^0 zu besteuern. Die Rentensteuer sollte 38 Millionen jährlich erbringen, 
da das Zinserfordemis der drei Renten jährlich 835 Millionen ausmacht 
(nämlich 456 Millionen far die d^hige, 142 Millionen für die 37oige 
amortisable und 237V« Millionen für die S^h^loige). Wenn es von vorn- 
herein mehr als fraglich war, ob die öffentliche Meinung die Maßnahme 
billigen werde, da die bisherige Steuerfreiheit der Rente deren Kars- 
entwickelung sehr begünstigt hat, welche ihrerseits eine eventuelle Kon- 
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Im Jahre 1880 mußte der Staat für seine 3 ^/o igen An- 
leihepapiere zum Kurse von 85 fUr 100 Nominalwert den 
betreffenden Renteninhabem einen wirklichen Zins von 3,53 ^/o 
zahlen. In demselben Jahre haben nur vier der großen Oesell- 
schaften neue Obligationen emittiert ^) und dabei für je 500 Frs. 
Nennwert: 



Nord 



Ost 



P.L.M. 



Süd 



an Kapital realisiert . . . 

Ihre Gesamtbelastung, Zinsen 
und Amortisation zus., be- 
trug dafQr 

Die Verzinsung allein einschl. 
der Steuer betrug . . . 

dagegen die Verzinsung nach 
Abzug der Steuer . . . 

Somit stellte die Verzinsung 
sich höher als die des 
Staates um 



394.65 Frs. 



4,sr><>/o 

3,80 > 
3,60 > 



0,07 % 



379,02 Frs. 

4,46^0 
3,95 % 
3,76 7o 

0,28 7o 



381,25 Frs. 

4,87 > 
3,93 7o 
3,71 Vo 

0,1 8^0 



380,72 Frs. 

4,89 70 
3,94 70 
3,72 7o 

0,19 7o 



Schon damals war somit der Kredit der Gesellschaften 
dem des Staates nahezu gleich, wobei nicht zu vergessen ist, 
daß Frankreich sich zu jener Zeit noch mitten in der Periode 
der grofien Budgetüberschüsse befand und gleichzeitig in der 
Kammer sich eine den Eisenbahngesellschaften wenig günstig 
gesinnte Partei Geltung zu verschaiBFen suchte. 

Zehn Jahre später, im Januar 1891, wurde eine französische 
Anleihe von 177 Millionen Frs. in 3 ^/o igen amortisablen Papieren 
zum Kurse von 92,55 für 100 Frs. Nennwert, das ist zu einem 



Version erleichtert, die den Staatsfinanzen viel größeren Genvinn bringen 
würde als die Besteuerung, wodurch die S^oige Rente z. B. in eine 
2,s97oige verwandelt wird, so ist der Entwurf ebenso wie sein Vorläufer, 
der des radikalen Ministeriums Bourgeois-Doumer, unterdessen gefallen. 
Beide Entwürfe liefen auf die Einführung einer allgemeinen Einkommen- 
steuer in das französische Staatssteuersjstem hinaus. Cf. Wagner, Finanz- 
wisseniBchaft, III. Ergänzungsheft 1896. 
») Cf. oben S. 351. 
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faktischen Zinsfuß von 3,s4^/o, ausgegeben; gleichzeitig betrug 
aber, wie wir oben (S. 355) gesehen haben, der mittlere Preis 
der Obligationen der großen Eisenbahngesellschaften in diesem 
Jahre 442,65 Frs. Der Staatsgläubiger erzielte somit unter 
Berücksichtigung der Ausgabespesen bei der Emission jener 
Staatsanleihe eine Rente von netto 3,« 4 Frs. per 100 Frs., 
während der Gläubiger der Eisenbahngesellschafken, der nach 
Abzug der Steuer 13,5o Frs. per Obligation erhält (Aussicht 
auf ParirQckzahlung durch Amortisation nicht berücksichtigt)* 
nur 3,05 Frs. Zinsen für 100 Frs. beanspruchte. 

Diese Zahlen bieten den besten Beweis für den vorzüg- 
lichen Kredit, dessen sich die Gesellschaften erfreuen, und 
zeigen deutlich, daß der Staat infolge der Konventionen des 
Jahres 1883 in die Lage kam, den besseren Kredit der Pri- 
vateisenbahngesellschaften, die sich das fttr die neuen Eisen- 
bahnbauten nötige Geld billiger als er selbst verschaffen 
konnten, indirekt fttr sich auszunutzen ^). Infolgedessen konnte 
er zugleich seine eigenen Anleihen leichter und zu besserem 
Kurse als bisher unterbringen, weil die fttr die neuen Eisen- 
bahnbauten nötigen Summen nunmehr für ihn durch die Ge- 
sellschaften aufgenommen wurden. 

Die Emissionskurse zeigen den Stand des Kredits an, 
den die Gesellschaften jeweilig in dem Augenblicke genossen, 
als sie im Begriffe standen, ihre Schuldenmasse zu vermehren: 
der neue Gelddarleiher geht mit dem Abschluß des Darlehens- 
geschäftes immerhin ein gewisses Risiko ein, da er nicht genau 
wissen kann, wie er die neuen Schuldtitel eventuell wieder 
wird begeben können, und wie das neue Unternehmen, 
wegen dessen der Schuldner sich neuerlich belastet, die 
Leistungsfähigkeit des letzteren in der Zukunft beeinflussen wird. 
Die Emissionskurse müssen sich daher entsprechend diesem 
Risiko, welches zugleich die Berechtigung des Geldver- 

^) Solche Verhältnisse hat Wagner übersehen, wenn er in seiner 
gFinanzwissenschafb'' I, 3. Aufl., S. 678 sagt: «Ein Staat in gnter Finanz- 
lage erhält für Eisenbahnzwecke zumal das Kapital notorisch eher noch 
etwas billiger als selbst eine gute Privatbahn auf eine frühe PrioritÄt.* — 
Daß Frankreich keine Eisenbahnprioritäten kennt cf. S. 348. 
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DuroliBelLiiittskarse der 3 ^/o igen Staatsrente 
(zu 100 Frs. Nennwert) nnd der alten 3>igen Obligationen der 
grossen EisenbahngesellsolLaften (zu 500 Frs. Nennwert)^): 

(Zu Seite 862.) 



Bezeicbnang i' 1869 
der Wertpapiere 1 „_ 


1876 

Frs. 


1888 
Frs. 


1891 
Frs. 


1892 
Frs. 


1893 
Frs. 


1894 
Frs. 


1895 
Frs. 


Staatsrente 


71,85 


69,00 


78,35 


84.46 


97.85 


96,6 


100,65 


101.67 


Obligationen der: 
Xord-OeseUscbaft . . . 
OstrOeseUschaft .... 
West-Gesellschaft . . . 
0rI4aD8.Gesell8chaft . . 
P.-L.-M.0e8ellschaft (Fu- 
sion 1857) 

Sod-Geiellschaft .... 


338,029 
382,799 
380,620 
884.309 

331,088 
328,610 


824,642 
819,612 
320,716 
828,815 

821,247 
820,449 


366,44.» 
858,921 
859,292 
362,6,5 

363,777 
866,120 


448,109 
488,85 
444,215 
445,250 

444,900 
444,779 


464,38, 
456,196 
460,614 
462,825 

461,159 
460,705 


468,133 
456,842 
461,608 
463,245 

461.347 
461,s23 


474,437 
462.928 
465.543 
466,16 

466.143 
456,978 


481.176 
471,896 
473,123 
478,588 

474.160 
468,685 


ImDorchscbnitt der sechs 
groOen Gesellschaften . 


382,577 


821,747 


361,040 


444,850 


460,941 


462,083 


465.202 


478,772 



Demnach war die Verzinsang (ohne Abzug der Steuern von den Obligationenzinsen) bei 



der Staatsrente .... 

den Eisenbahnoblf gationen 

im Durchschnitt . . . 



% 


o;o 


% 


o'o 


% 


"/o 


% 


4,175 


4,348 


3,829 


8.17ft 


3,066 


3.105 


2,9S1 


4i510 


4,660 


4,154 


8.375 


S,2W 


3,246 


8,224 



2,951 
3,166 



Verleihers, der vor der oben angedeuteten Klarlegung zuerst 
jenes Risiko läuft, zu einem gewissen Gewinn involviert, stets 
etwas niedriger gestalten als die Kurse der schon im Publikum 
befindlichen gleichartigen Wertpapiere. Sobald aber eine 
solche Schuldverschreibung einmal ausgegeben ist, gewinnt 
dieselbe ein Dasein für sich; sie ist nicht mehr nur ein 
Schuldschein, den der Geldnehmer dem ersten Geldgeber aus- 
gestellt hat, sondern sie wird für den letzteren ein selbständiges 
Wertobjekt, das seine Bewertung seitens derjenigen Personen- 
kreise erfahrt, welche dergleichen EiBFekten überhaupt zu be- 
sitzen oder gegen bares Geld umzutauschen wünschen. In 
den dabei erzielten Preisen drückt sich, neben dem jeweiligen 

*) Die Zusammenstellung dieser Earse, welcher für 1869, 1876 und 
1^91 eine Berechnung aus dem .Expose general des motifs du budget 
de 1893", Drucksachen der Deputiertenkammer, Session 1892, Nr. 1959 
p. 71, zu Grunde gelegt ist, wurde nach dem »Annuaire des valeurs 
admises ä la cote officielle", Paris 1896, ergänzt. 
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durchschnittlichen Verlangen des Barkapitais nach einer 
dauernden Verzinsung, wiederum das Vertrauen zu der fort- 
gesetzten Leistungsfähigkeit des Schuldners, d. i. das Mag 
seiner Kreditwürdigkeit aus. 

Die Kursentwickelung der französischen Eisenbahnobli- 
gationen nach deren Ausgabe zeigt, wie aus der Tab. auf S. 301 
ersichtlich ist, im Vergleich mit derjenigen der 3 ^/o igen Staats- 
rentenpapiere dasselbe Bild wie die Emissionskurse beider 
Wertpapiere. 

Der in jener Tabelle aufgeführte Bruttozinsfuß der Eisen- 
bahnobUgationen, von dem die Steuern noch nicht in Abzug ge- 
bracht worden sind, drückt zwar die wirkliche Zinsbelastung der 
Oesellschaften aus; um aber den Kredit, den die Obligationen- 
inhaber den Gesellschaften beimessen, mit demjenigen, dessen 
sich der Staat erfreut, vergleichen zu können, muß, wie schon 
bemerkt, bei den Obligationenzinsen der Betrag der Steuer, 
welcher dem Obligationeninhaber in Abzug gebracht wird, in 
Betracht gezogen werden, da die Staatsrente steuerfrei ist 
Diese Steuer betrug im Jahre 1869: 0,5 o Fr. und in den 
letzten Jahren 1,5 o Fr., so daß der Coupon der 3°/oigen 
Obligation, zu 500 Frs. Nennwert, ihrem Inhaber 1869 mit 
14,5 Frs., dagegen 1891 und in den folgenden Jahren mit nur 
13,50 Frs., statt 15 Frs. Zinsen, ausgezahlt wurde. Somit er- 
hielt der Staatsgl'äubiger resp. der Obligationär thatsächlich: 





1 
1869 


1891 

7o 


1892 
7o 


1893 

7o 


1894 


1895 


In 37oiger Staatsrente . . 
Für a^oige Eisenbahnobli- 
gationen im Durchschnitt 


4,175 
4.16 


3,176 
3,087 


3,066 
2,929 


3,106 
2,991 


2,981 

2,901 


2,951 
2,949 


Mithin in Eisenbahnobli- 
gationen mehr (+) resp. 
weniger (— ) .... 


+ 0,185 


— 0,139 


— 0,187 


— 0,184 


— 0,079 


— 0,1t* 



Während also nach der Tabelle auf S. 361 von 1869 bis 
1895 der Durchschnittskurs der Staatsrente um 41,5 ® o und 
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der der Eisenbahnobligationen um 42,5 V gestiegen ist, ist 
die thatsächliche Verzinsung der Staatsrente um 29,3 ^/'o, die 
der Eisenbahnobligationen aber ^) um 34,7 ^/o herabgegangen. 
Anders ausgedrückt, bezahlte der Kapitalist, um eine Rente 
von 3 Frs. (netto) zu erhalten: 





1869 
Frs. 

71,85 

68,80 


1891 
Frs. 

94,45 
98.78 


1892 
Frs. 


1893 
Frs. 


1894 
Frs. 


1895 
Frs. 


Für Staatarente .... 

Für Eisenbahnobligationen 

im Durchschnitt . . . 


97,85 
102,42 


96,60 

102,74 


100,65 
108,88 


101,67 

105,30 


Mithin für Eisenbahnobli- 
gationen mehr (-[-) oder 
weniger (— ) .... 


— 8,05 


+ 3,88 


+ 4,57 


+ 6,14 


+ 2,7« 


+ 3.63 



In der Wertschätzung seitens des Kapitalistenpublikums 
hat sich also das Verhältnis zwischen Staatsrenten und Eisen- 
bahnobligationen in den letzten 25 Jahren völlig umgekehrt, 
und wenn jene im Jahre 1894 durchschnittlich 100,65 Frs. für 
3 Frs. Rente kosteten, so sind in Eisenbahnobligationen von 
den Kapitalisten thatsächlich schon zwei Jahre früher 1,7 7 Frs. 
im Durchschnitt mehr für denselben Rentenbezug bezahlt 
worden. Das aber ist ein umstand, der für die künftige Ge- 
staltung der Finanzen der Eisenbahngesellschaften nicht unter- 
schätzt werden darf, und der vermöge der engen Beziehungen 
zwischen diesen und den Staatsfinanzen auch für letztere sehr 
wichtig ist. 

Zunächst wird dieses stetige Steigen der Bewertung der 
in Umlauf befindlichen notwendigerweise auch die Emissions- 
kurse der noch auszugebenden Obligationen, die ohnedies in- 
folge der oben dargelegten Ursachen sich immer höher werden 
stellen müssen, aufs günstigste beeinflussen ^). 



') Nach Abzug der Steuer. 

*) Ueber das Verhältnis der Neuemissionen zu den Rückzahlungen 
durch Amortisation cf. S. 339. 
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Sodann kann es sich, unter der Voraussetzung, daß die 
politische und wirtschaftliche Entwickelung Frankreichs keine 
außerordentlichen Störungen erleidet und daß vor allem an 
dem in ca. 10 Jahren zu erwartenden Termin für den Ab- 
schluß des Ausbaues der Hauptbahnen festgehalten wird, nur 
noch um eine kurze Spanne Zeit handeln, bis das Kapital 
seine ZinsansprQche soweit herabgemindert haben wird, daß 
die wirkliche Verzinsung auch einschließlich der Steuer 
weniger als 3^/o betragen, d. h. daß auch der offiziell notierte 
Kurs der Obligationen die Parigrenze überschreiten wird. 

Sobald aber der Marktpreis eines Wertpapiers dauernd 
dessen Nennwert übersteigt, ist das untrügliche Kriterium 
dafür vorhanden, daß der Schuldner nunmehr an Zinsen mehr 
bezahlt, als das Kapital derzeitig für dessen Verpflichtung 
beansprucht, und daß er daher unwirtschaftlich handeln würde, 
wenn er freiwillig den bisherigen Zinsfuß weiterhin bezahlen 
wollte. Er wird vielmehr wünschen, seinen bisherigen Gläubiger 
mit billiger hergeliehenen Kapitalien zu befriedigen. Mit einem 
Worte : es ist dann für den Schuldner aus dem Gesichtspunkte 
der Wirtschaftlichkeit der dringende Wunsch nach Kon- 
version eingetreten. Dabei ist es gleichgültig, ob der 
Schuldner der Staat oder eine private Wirtschaftsgemeinschaft 
ist: der erstere hat keine Berechtigung, Geldsummen, die er 
für die Zwecke der Allgemeinheit aufgenommen hat, aus den 
Mitteln der Steuerzahler höher als nötig zu remunerieren — 
wird doch von den Rechnungskommissionen sonst jede Un- 
gleichheit in für gleichartige und gleichzeitige Leistungen be- 
willigten Preisen gerügt und müssen solche Ungleichheiten 
von den betreffenden Verwaltungen besonders motiviert wer- 
den — ; die private Wirtschaftsgemeinschaft aber würde durch 
das fortgesetzte freiwillige Zahlen eines zu hohen Zinsfußes 
nicht nur sich selbst, sondern eventuell auch ihre künftigen 
Gläubiger schädigen und im immerhin möglichen Fall eines 
späteren Konkurses sich dem berechtigten Vorwurf leicht- 
sinnigen Gebarens aussetzen. 

Speziell im Falle der französischen Eisenbahngesellschaften 
würde aber das Beibehalten eines zu hohen Zinsfußes auch 
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den Staat und zwar unmittelbar in der Zinsgarantie und mittel- 
bar durch die ungerechtfertigte Herabminderung der Chancen 
für die Rückzahlung der Garantieschuld schädigen. 

Der Staat hat demnach als Vertreter der Allgemeinheit, 
welche beim Schlußergebnis der bis zum Ablauf der Kon- 
zessionen durchzuführenden Amortisation des gesamten Eisen- 
bahnkapitals , inkl. der Ermöglich ung der Rückzahlung der 
Garantievorschüsse^ im eminentesten Sinne interessiert ist, — 
da nur so die gesamten Eisenbahnen schuldenfrei an den 
Staat heimfallen können — dafür zu sorgen, daß die Gesell- 
schaften die Gelegenheit, ihre Obligationenschuld rechtzeitig 
zu konvertieren, wahrnehmen, resp. daß ihnen die Möglichkeit 
einer solchen Konversion eröiBFnet werde, wenn sich irgend- 
welche Bedenken nicht wirtschaftlicher Natur derselben entgegen- 
stellen sollten^). 

Aber auch aus Rücksicht auf die gesunde Fortentwickelung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse liegt die Verpflichtung zu 
einer Konversion sowohl für den Staat wie für solche großen 
Associationen, wie sie die französischen Eisenbahngesellschaften 
sind, vor, sobald der wirkliche Kapitalzins sich dauernd 
niedriger als die nominelle Verzinsung ihrer Schuldpapiere 
stellt. Wenn auch zugegeben werden muß, daß im Augen- 
blick der Konversion der einzelne Besitzer solcher Wertpapiere 
sich geschädigt fühlen wird, so ist es doch sehr fraglich, ob 
dieser augenblickliche Nachteil nicht das kleinere Uebel gegen- 
über den Nachteilen ist, die durch das fortgesetzte Aufrecht- 
erhalten eines teilweise unwahren Zustandes sich mit Not- 
wendigkeit einstellen müssen. Man darf nicht vergessen, daß, 
wenn auch der Besitz solcher Papiere, wie es bei den fran- 
zösischen Eisenbahnobligationen in der That der Fall ist, sich 
unter viele kleine Kapitalisten .verteilt, die feste Anlage in 
denselben suchen, deren Immobilität dennoch keine absolute 
ist. Wie die Bedürfnisse und Verhältnisse zumal der über- 



') Cf. weiter unten, wo ein unterdessen ergangener Rechtsspruch, 
der die Unstatthaftigkeit einer von der Ost-Compagnie beabsichtigten 
Konversion ausspricht, näher beleuchtet wird. 
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haupt etwas besitzenden und arbeitenden breiten Masse der 
Gesellschaft in stetem Flusse begriffen sind, so wird sich 
auch ein Teil solcher von jener besessenen geldwerten Effekten 
in einem Kreislauf befinden. Wer aber ein festverzinsliches 
Wertpapier zu einem Preise über pari kauft, der kann dies 
entweder nur in der Absicht thun, dasselbe so schnell als 
möglich, sobald kleine Kursschwankungen ihm Gelegenheit zu 
irgend einem Kursgewinn bieten, zu verkaufen, oder er thut 
es aus Unkenntnis der Verhältnisse oder aber in dem un- 
berechtigten Vertrauen, daß seinen Effektenbesitz in der nächsten 
Zukunft keine Konversion treffen, der Kurs desselben noch 
steigen und er im schlimmsten Fall Zeit haben werde, durch 
den höheren Zinsgewinn die Differenz zwischen dem von ihm 
gezahlten Marktpreis und dem durch die Schuldverschreibung 
gewährleisteten Werte auszugleichen ; und sollte das doch nicht 
möglich sein — nun, dann heißt es aufpassen und bei Zeiten 
verkaufen. Freilich: „den letzten beißen die Hunde*; die 
letzten Besitzer solcher über pari eingekauften Papiere werden, 
wenn die Konversion oder die Auslosung sie überrascht, zu 
spät gewahr, daß sie in der That weniger besitzen, als sie 
für ihren Besitz in bar hatten hergeben müssen. 

Mag nun in solchen Fällen freiwilligen Kaufs über pari 
stehender, feste Zinsen tragender Papiere denjenigen Schuldner, 
der eine rechtzeitige Konversion unterlassen hat, nur indirekt 
ein Vorwurf wegen seiner Unterlassung treffen, so gewinnt 
dieser Vorwurf in allen den Fällen an Berechtigung, in 
welchen es sich um geschädigte Besitzer von Wertpapieren 
handelt, die nicht ihrem freien Willen folgend zu ihrem Be- 
sitze gelangt sind oder in demselben gehalten wurden. 

Bei jeder geschäftlichen Transaktion, bei der die Gegen- 
leistung in bestimmten Wertpapieren angenommen werden 
muß, bei jeder Erbschaftsteilung, jeder Geschäfbsliquidation, 
jedem Konkurse u. s. w. werden die betreffenden Effekten nach 
ihrem derzeitigen Kurse in Anrechnung gebracht; während 
der, welcher sie abnehmen muß, eventuell erleben kann, daß 
ihm das über pari in Anrechnung gebrachte Wertpapier, wenn 
z. B. dessen Nummer ausgelost wird, nur den Nennwert er- 
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bringt. Der Betre£fende ist dann in der That infolge der 
Unterlassung der rechtzeitigen Konversion in seinem Vermögen 
geschädigt. In anderen Fällen: bei Kautionsstellungen, An- 
lagen für Minderjährige etc., zwingt der Staat hinwiederum 
zu Anlagen in bestimmten Wertpapieren. — Soll dem bei der 
etwa später thatsächlich erfolgenden Konversion solcher Papiere 
Gfeschädigten nun etwa ein Ersatzanspruch demjenigen gegen- 
über zustehen, der die Konversion, oder doch die rechtzeitige 
Konversion, unterlassen hat? *). 

Mit einem Worte: die Unterlassung der Konvertierung 
von festverzinslichen Inhaberpapieren, sobald deren Kurs dauernd 
über pari steigt, müßte entweder eine Stagnation in deren 
notwendigen und ihrem Wesen entsprechenden Zirkulation zur 
Folge haben, in welchem Falle außer dem Inhaber derselben, 
der sein Papier nicht mehr verkaufen könnte, auch der Schuldner 
geschädigt würde, der bei weiterem Geldbedarf an dem Ab- 
satz derartiger Papiere gehindert würde, oder aber, da eine 
solche Stagnation bei dem auf leichten Umsatz berechneten 
Inhaberpapier unmöglich ist, so muß ein Zustand der Unwahr- 
heit und fiktiven Vermögensbewertung eintreten, durch den 



*) Wir wollen die obige Frage durchaus nicht ohne weiteres be- 
jahen und nur darauf aufmerksam machen, daß neuerdings mit Bezug- 
nahme auf die deatschen Verhältnisse sogar die Ansicht ausgesprochen 
ist, daß der Staat bei Eonversionen die Verpflichtung habe, die durch 
letztere entstehenden Einnahmenverkürzungen, soweit durch solche öffent- 
liche und gemeinnützige Anstalten (Stiftungen, Krankenhäuser, Kirchen 
a. 8. w.) betroffen würden, zu ersetzen, und daß eine ähnliche Ver- 
pflichtung auch gegenüber dem Haus vermögen der deutschen Fürsten, 
häuser vorliegen solle. Cf. K. T h i e 6, «Die Konversion der Staatsanleihen 
inDeatschland' in den , Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statistik'', 
III. Folge, Band IX, 1895, S. 889 ff. Es mag sehr interessant sein, eine 
solche Ansicht mit irgend woher geholten Gründen zu verfechten, ja, es 
ist selbst denkbar, daB sich der Staat, abermals aus irgend welchen 
Gesichtspunkten, zu einem Vorgehen der Art veranlaßt sehen könnte, 
aus den Grundsätzen des bestehenden Rechts vermögen wir derartige 
Forderungen indessen nicht abzuleiten. Daß solche Ansichten und 
eventuell Forderungen aber überhaupt auftauchen können, ist ein Zeichen, 
daß bei der augenblicklich in Deutschland auf der Tagesordnung stehen- 
den Konversionsfrage Gefahr im Verzuge liegt. 
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zunächst die Spekulation in tiberwerteten und eventuell 
schlecht fundierten anderen Papieren in die weitesten Kreise 
getragen wird, und der in seiner Folge zu wirtschaftlichen 
Kalamitäten führen muß. 

Daß der Kapitalzins aber in unserer Geschichtsperiode, 
wenn auch unter Schwankungen, so doch in einem stetigen 
und allgemeinen Sinken begri£fen ist, lehrt die Finanz- und 
Wirtschaftsgeschichte aller Länder. Die englischen 2^/4% igen 
Konsols z. B. , deren Konversion in 2^/8^/oige Papiere bereits 
beschlossen ist, standen am 1. April 1896: 14 ^/o über pari^), 
nachdem dieselben sich während des ganzen laufenden Jahres 
über 112^/o gehalten hatten; die schweizerische wie die fran- 
zösische 3^/oige Rente stehen über pari; die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika verzinsen ihre Anleihen weit unter 
3^0; Schweden, Dänemark, Holland sind in der Konversion 
ihrer älteren Anleihen in 3^/oige Papiere begriffen; die deutschen 
S^ji^joigen Reichsanleihen konnten schon 1885 zu 100,6 ^o, 
dann wieder 1888 zu 102,6 ^/o begeben werden, ihr Kurs ist — 
mit einer kurzen Unterbrechung im Jahre 1891 — seit langem 
weit über pari, die 3 ^/o igen preußischen und Reichsanleihen 
hatten im April 1895 fast die. Parigrenze erreicht, momentan 
sogar überschritten, die 3V«®/oigen preußischen konsolidierten 



') Der Zinsertrag stellt sich damit, da der nominelle Zinsfuß 2'^/4 ^o 
beträgt, bei dem heutigen Kurse auf 27«%- Dieses Verhältnis ist des- 
halb von besonderem Interesse, weil dieselben Konsols vom April des Jahres 
1903 ab nicht 2'/* 7o, sondeni nur 27« ^/o vom Nennwert liefern werden. 
Jene 2V47oigen Konsols sind nämlich durch die große und glänzend 
gelungene Umwandlung entstanden, welche der Schatzkanzler Goschen 
im Jahre 1889 unter der ausdrücklichen Erklärung vornahm, da£ die 
Verzinsung von 2^* % nur bis zum April 1903 gewährt werde, und daß 
der Zinsfuß mit diesem Zeitpunkt von selbst auf 27>7o herabsinke. 
Wer die Konsols heute kauft, erhält aber für das ausgelegte Kapital 
schon jetzt nicht mehr als 27« 7» «nd wird, falls er die Konsols behält, in 
sieben Jahren nur einen Zinsertrag von 2,t» ^o beziehen. Da die 2*/4^/oig^n 
Konsols das Gros der englischen Staatsschuld bilden (sie umfassen ein 
Kapital von mehr als 500 Millionen Pfund Sterling oder 10 Milliarden Mark), 
so wird die Zinsherabsetzung um 7*7o cir*® Ersparnis von mehr als 
17^ Millionen Pfund bedeuten. 
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Anleihescheine stehen seit 1886 meist über pari und er- 
reichten schon 1888/89 Kurse von 104, 105 und 106>, die 
sie bis heute um so leichter haben behaupten können, als es 
sicher ist, daß jene Papiere bereits höher stünden, wenn nicht 
an die Möglichkeit auch ihrer Konversion gedacht würde*). 
Bei dieser Lage des Kapitalmarktes ist die Konversion 
der 3 ^/o igen Papiere in Frankreich wiederholt ins Auge ge- 
faßt worden. Gelegentlich der Verhandlungen über das Budget 
flQr 1895 waren Regierung wie Abgeordnete und Budget- 
kommission einmütig der Ansicht, daß die 3^/oige Staats- 
rente mit Sicherheit binnen kurzem in eine 2^/i^/oige zu ver- 
wandeln sein werde, und der Berichterstatter der Budgetkom- 
mission hatte ebenso von der Konversion der 3 ^/o igen Eisen- 
bahnobligationen als von einem Ereignis gesprochen, dem 



*) Nach einer von der ,Cote Libre* veröffentlichten statistischen 
Ueberaicht der im Jahre 1894 stattgehabten Konversionen, welche ins- 
gesamt 13 Milliarden Frs. umfassen, sind konvertiert worden: 
Von SVa auf 5 7o für 87 Millionen Frs. 
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Die Zinsherabsetzungen haben somit betragen: 
0,4 7o ^^^ 375 Millionen Frs. 
0,5 , , 1 537 
1,0 , , 10 287 
1,5 , , 265 n 1. 

2,0 , , 170 , , 

Der Ertrag des mobilen Kapitals ist von 1876 bis Ende 1895, an den 
Kursen der preußischen Staatsanleihen gemessen, um 23,ii *^/o, an denen 
der sächsischen, um 25 ^/o zurückgegangen. Die an der Berliner Börse 
gehandelten Wertpapiere haben sich im Jahre 1895 im Durchachnitt 
mit 3,4» •/o und die Berliner Wechsel nur mit 1,59 °/o verzinst. Cf. J. 
Basch, »Die wirtschaftliche Weltlage 1895", Berlin 1896. 

Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. J^^\^^ ö R T] 
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man in naher Zukunft entgegenzusehen habe. Wenn letzterem 
gegenüber Pelletan^) unter Hinweis auf die hohe Steuer, 
welche von der Verzinsung der Obligationen mitgetragen werden 
müsse, sich skeptisch verhielt, so übersah er, daß die Be- 
ziehungen zwischen den Staats- und den Eisenbahnfinanzen 
in Frankreich viel zu enge sind, als daß eine weitgehende 
unterschiedliche Behandlung der beiderseitigen Schuldtitres statt- 
finden könnte. Wollte der Staat seine 3^/oige Rente konvertieren, 
ohne daß gleichzeitig ausgesprochen wäre, daß die Eisen- 
bahnen diesem Vorgehen in Kürze nachzufolgen sich anschickten, 
so würde ersterer sehr bald erkennen müssen, daß er seine Renten 
diskreditiert, die Konversion derselben aber unmögUch gemacht 
hätte, da das Kapital sich dann von den Renten abwenden 
und den besser verzinslichen Eisenbahnobligationen den Vorzug 
geben würde ^). Außerdem würde der Staat, selbst wenn ihm 
seine Konversion gelingen sollte, in solchem Falle in finan- 
zieller Hinsicht in eine schiefe Lage geraten: da, während er 
seine eigenen Schuldverschreibungen nur mehr mit 2,7 5 ®/o ver- 
zinsen würde, er für diejenigen Kapitalien, welche die Eisen- 
bahngesellschaften für seine Rechnung aufgenommen haben 
und noch aufnehmen werden, fortgesetzt einen höheren Zins- 
fuß bezahlen müßte. Damit wäre aber ein Hauptzweck und 
ein Hauptverdienst der Verträge von 1883 wieder aufgehoben. 
Wenn der Staat zur Konversion seiner 3 ^/o igen Renten schreiten 
wird, so werden ihm die Eisenbahngesellschaften, das geht 
aus allem bisher Gesagten als zweifellos hervor, schon deshalb 
unmittelbar folgen, weil sie durch das dann verstärkte Ver- 
langen des Kapitals nach ihren Titres sich dazu direkt gedrängt 
sehen werden. 

Heute kann kaum ein Zweifel mehr sein, daß die 3 ^/o igen 



^) Cf. Verhandlungen der Deputiertenkammer vom 6. Dezember 1894, 
Joum. oS. vom 7. Dezember 1894, p. 2145 ff. 

^ Dasselbe Bedenken wird den Staat veranlassen müssen, wenn 
er an eine Besteuerung seiner Rententitel denkt, die einer Eonversion 
gleichkommt, eventuellen Schwierigkeiten, die sich der Konversion der 
großen Masse der Eisenbahnobligationen entgegenstellen könnten, von 
sich aus begegnen zu helfen. 
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französischen Eisenbahnobligationen den von ihnen erreichten 
Bewertungsstand, welcher den der gleich verzinslichen Staats- 
renten bereits überholt hat (cf. S. 363), innehalten und sogar 
über denselben noch weiter hinausgehen werden. Selbst wenn 
der allgemeine Zinsfuß nicht erheblich weiter sinken sollte, 
so liegt doch in der ganzen Konstruktion der französischen 
Eisenbahnobligationen: in der stetigen Zunahme der Tilgung 
bei späterem Verschwinden von Neuemissionen, ein Grund für 
die Erwartung, daß deren Kurs, wenn auch unter Schwankungen, 
sich in steigender Linie bewegen wird, zumal die staatlichen 
Steuern, die rund 10 ^/o vom Erträgnis jener Obligationen aus- 
machen, kaum gesteigert werden dürften. 

Der erste Versuch mit Emittierung von niedriger als zu 
3*^/o verzinslichen Schuldpapieren ist in Frankreich im Jahre 

1892 von der Stadt Paris gemacht worden, welche eine 
2V«**/oige Anleihe, allerdings einstweilen noch unter Zuhilfe- 
nahme der Lotterieform, aber zugleich mit Konversionsbefugnis 
von 1904 ab, zum Kurse von 340 a 500 Frs. ausgegeben hat, 
der sich Anfang Juli 1896 auf 387 gehoben hatte. Im Jahre 
1895 ist die Orleans-Compagnie mit der Ausgabe 2V2Viger 
Obligationen gefolgt, welche zum Kurse von 420 Frs. (für 
nominell 500 Frs.) begeben wurden und Anfang Juli 1896 
bereits auf 443 Frs. gestiegen waren. Im Jahre 1896 hat die 
Nord-Gesellschaft solche Obligationen ebenfalls emittiert, die 
Anfang Juli dieses Jahres 451 für 500 Frs. standen^). Der Emis- 
sionskurs der Orleans-Compagnie bedeutet eine thatsächliche 
Verzinsung des für diese Obligationen realisierten Kapitals 
von2,97 6®/o, während die thatsächliche Bruttoverzinsung der 

1893 und 1894 ausgegebenen 3 ^/o igen Obligationen der Gesell- 
schaften, wie wir oben (cf. S. 361) gesehen haben, sich noch 
auf 3^4^/0 stellte; der später erreichte Kurs von 443 Frs. aber 
ergibt eine thatsächliche Bruttoverzinsung der 2V3 7oigen Ob- 
ligationen von nur noch 2,8 21 ^/o, während die durchschnittliche 



*) Die West- und die P.-L.-M.- Gesellschaft haben gleichfalls in ihren 
Generalversammlungen vom 31. Mär^ resp. 28. April 1896 beschlossen, 
ihre nächsten Obligationenanleihen zu 2\'i % zu emittieren. 
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Brutto Verzinsung der 3 ^/o igen Obligationen nach dem mittleren 
Kurse von 1895 sich noch auf 3,i66^/o stellte. Die 3>ige 
Staatsrente stand Anfang Juli 1896 auf 101,i5 Frs., ergab also 
eine Verzinsung von 2,965 Frs., die somit um 0,4«6 Fr. höher 
war als die der 2V«®/oigen Obligationen abzüglich der rund 
10 ^/o Steuern, so daß der Kurs der 3 ^/o igen Staatsrente auf 
118 steigen müßte, damit letztere in ihrer Verzinsung der 
der 2^l%^ioigen Eisenbahnobligationen (ausschließlich Steuern) 
gleichkäme. 

Ein solcher Rückgang des Zinssatzes in Frankreich für 
diejenigen Werte, welche die Zufluchtsstätte der Masse der 
kleinen Rentner bilden, könnte von Bedeutung für die wirt- 
schaftliche Entwickelung des Landes in ungünstigem Sinne werden, 
da die Solidität der Anlagen darunter leiden müßte, wenn der 
kleine Rentner etwa die Gewohnheit, von den sicheren Zinsen 
seines Centime für Gentime ersparten Kapitals zu leben, aufgeben 
und durch die problematische Hoffnung ersetzen wollte, einen 
»Mehrwert des Kapitals* durch riskante Anlagen zu erzielen, 
resp. sich verführen lassen würde, einen scheinbar höher ver- 
zinslichen Anlageplatz, etwa in auswärtigen Papieren, zu suchen. 
Gerade aber von dem kleinen Sparerpublikum Frankreichs, 
dem wahren Kern der Nation, ist zu erwarten, daß sich 
dasselbe nicht der EventuaUtät auch eines Minderwertes wird 
aussetzen wollen und es verstehen wird, sein Leben in noch 
weitgehenderer Genügsamkeit als bisher auf die Notwendigkeit 
hin einzurichten, seine Ersparnisse nur noch zu einem immer 
weiter unter 3^/o sinkenden Zinsfuße anlegen zu können. 

Ganz abgesehen davon, ob ein derartiges Sinken des 
Zinsfußes wirtschaftlich nützlich oder schädlich ist, genügt es, 
an dieser Stelle dessen Thatsache zu konstatieren, um daraus 
schließen zu können, daß die von den Eisenbahngesellschaften 
noch aufzunehmenden Anleihen entweder zu einem niedrigeren 
Zinsfuß als 3> oder aber, falls die 3>ige Form doch noch bei- 
behalten werden sollte, von vornherein zum Parikurse oder über 
pari realisiert werden dürften. Da der finanzielle Effekt filr die 
Eisenbahngesellschaften in beiden Fällen aber nicht derselbe sein 
würde, insofern das Publikum unzweifelhaft 2 ^2 > ige Papiere 
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bevorzugen würde, so wäre die Konversion der sämtlichen 
3Vigen Obligationen demnach aus wirtschaftlichen Gründen 
als unausbleiblich zu bezeichnen. Auch wäre dem neuerlichen 
Einwurf Pelletans ^) gegen die Möglichkeit einer baldigen 
Konversion der französischen Eisenbahnobligationen nur inso- 
weit Bedeutung beizumessen gewesen, als der Kurs derselben 
vielleicht noch einige Zeit durch die nötig werdenden jähr- 
lichen Neuemissionen in seinem Steigen zurückgehalten worden 
wäre, wenn nicht ein Spruch des Eassationshofes Tom 21. April 
1896*) die Sachlage inzwischen verschoben und die Konver- 
sion der Eisenbahnobligationen, soweit deren Eventualität nicht 
bei Ausgabe der betreffenden Papiere ausdrücklich betont 
worden ist, in Frage gestellt hätte. Letztere Vorsicht haben 
aber nur die Orleans- und dieP.-L.-M.-Gesellschaft geübt, 
welche sich eine die im Amortisationsplan aufgestellten Termine 
antizipierende Rückzahlung ihrer Obligationenschulden resp. 
deren Konversion bei Ausgabe ihrer Obligationenserien aus- 
drücklich vorbehalten haben. 

Dem umstände aber, daß die Konversion der Eisenbahn- 
obligationen der vier anderen Gesellschaften durch den er- 
wähnten Spruch des Gerichtshofes einstweilen nicht mehr mög- 
lich scheint, haben wir bei seiner großen Wichtigkeit für die 
Entwickelung der französischen Eisenbahn- und Finanzverhält- 
nisse eingehende Aufmerksamkeit zu widmen. 

Die Thatsachen sind folgende: 

Die Ost-Compagnie hatte versucht, eine bedeutende An- 
leihe, die sie in fünf Emissionen von zusammen 368828 Stück 
Obligationen in den Jahren 1852 bis 1856 gemacht hatte, zu 
konvertieren. Die betreffenden Obligationen sind damals zu 
einem Nennwert von 500 Frs., aber mit der gleichzeitigen 
Verpflichtung der Gesellschaft zur Zahlung einer Amortisations- 



'] Cf. die Debatte der Deputiertenkammer vom 3. bis 11. Februar 
1896, Journal officiel 1896, p. 151 ff. 

^ Die Verhandlungen, die Urteile und deren Begründung sind 
mitgeteilt in ,Le droit, Journal des Tribunaux, Feuille officielle d*an- 
nonces l^les* vom 24., 25., 26., 27., 29. November (Nr. 276, 277, 278, 
2>*ö) 1895 und 26. April (Nr. 96) 1896. 



Digitized by LjOOQ IC 



— 374 — 

prämie von 150 Frs. per Stück ausgegeben worden, so daß 
die Schuldverbindlichkeit der Gesellschaft sich thatsächlich auf 
ein Kapital von G50 Frs. per Obligation erstreckt. Die Ver- 
zinsung wurde auf 25 Frs. pro Obligation und Jahr, d. i. auf 
5®/o für den Nennwert oder auf 3,8 4 6 ®;o für die thatsächliche 
Eapitalschuld inkl. Amortisationsprämie angesetzt. Die Emis- 
sionen erfolgten zu Preisen von 461 bis 500 Frs. Die Til- 
gung der Schuld wollte die Gesellschaft in 95 Jahren nach 
einem den Obligationen beigefügten Amortisationsplane in der 
Weise durchführen, daß jährlich eine bestimmte, mit den 
Jahren steigende Anzahl von Obligationen durch das Los zur 
Einziehung bezeichnet werden sollte. 

Ende 1893 waren 34073, Ende April 1895 erst 37535 
Obligationen amortisiert, so daß noch 331293 Stück mit einer 
Kapitalschuld von 215340450 Frs. zu tilgen blieben. 

Diese Obligationen nun wollte die Gesellschaft, nachdem 
sie eine entsprechende Autorisation sowohl beim Minister der 
öflFentlichen Arbeiten als dem der Finanzen eingeholt hatte, 
konvertieren, indem sie ihren Gläubigern 22,5 o statt 25 Frs. 
Zinsen anbot, im Falle der Nichtannahme dieser Proposition 
aber die Rückzahlung der Stücke a 650 Frs. ankündigte. Ein 
dahin gehender Beschluß der Generalversammlung war am 
30. April 1895 gefaßt und durch Zirkular den Gläubigem be- 
kannt gegeben worden. Die Gesellschaft hatte damit das jedem 
Schuldner zustehende Recht der Rückzahlung vor dem im 
Schuldvertrage genannten Termin in Anspruch genommen, in- 
sofern dieser Termin nach Artikel 1187 des Code civil als im 
Interesse des Schuldners angesetzt zu präsumieren sei, wenn 
nicht der Schuldvertrag ausdrücklich ausspreche, daß die Fest- 
setzung des Termins auch im Interesse des Gläubigers ge- 
schehen sei, oder wenn nicht die Umstände („circonstances") 
dies mit Notwendigkeit erkennen lassen ^). 



*) Artikel 1187 des Code civil lautet: ,Le terme est toujours pr^- 
sume stipule en faveur du debiteur, ä moins qu'il ne reaulte de la stipu- 
lation ou des circonstances qu'il a ^te aussi couvenu en faveur du cre> 
ancier. * 



Digitized by LjOOQ IC 



— 375 — 

Daü die Obligationeninhaber von der Berechtigung der 
Gesellschaft zur Konversion überzeugt waren, beweist der Um- 
stand, daß sofort 77328 Stück zur Konversion eingereicht 
wurden, während die Besitzer von 10680 Stück Rückzahlung 
forderten und erhielten. 

Somit schien die Konversion bestens gelingen zu sollen. 
Zum Unglück für die Ost-Compagnie befindet sich aber ein 
beträchtlicher Teil dieser für heutige Verhältnisse anormal 
hoch verzinsten Papiere in den Händen einiger großer Lebens- 
versicherungsgesellschaften. Diese protestierten gegen die 
Reduktion des Zinsfußes, zugleich aber auch gegen die even- 
tuelle Kündigung des Schuldvertrages, d. h. gegen die vor- 
zeitige Rückzahlung der Schuld und wurden bei dem zustän- 
digen Gerichtshof, dem Ziviltribunal des Seinedepartements, für 
5875 Stück Obligationen klagbar, die Gesellschaft dahin ver- 
urteilen zu wollen, daß sie weder da^ Recht habe, den Zins- 
fuß eigenmächtig herabzusetzen, noch die Rückzahlung der 
Schuld vor dem festgesetzten Termine vorzunehmen^). 

Diese doppelte Klagestellung wäre im Grunde überflüssig 
gewesen, da die Annahme des von der Gesellschaft proponierten 
niedrigeren Zinsfußes den Gläubigem freigestellt war und die 
Gesellschaft nur für den Fall der Nichtannahme desselben 
ihren Gläubigern das Schuldkapital zur Verfügung stellte, wie 
ja das Angebot sofortiger Rückzahlung eines der Grundelemente 
jeder Konversion ist, während ein Schuldner selbstverständlich 
nicht einseitig seinem Gläubiger einen reduzierten Zinsfuß auf- 
zwingen kann ^). Der Gerichtshof erster Instanz und nach 



') Jene Lebensversicherungsgesellschaften hatten zur Ersparung von 
Gerichtskoeten nur einen Teil ihres Besitzes eingeklagt. Mit dem Augen- 
blick der Anstellung jener Klage hielten diejenigen Obligationäre, die 
ihre Stücke noch nicht eingereicht hatten, selbstredend mit denselben 
zurück, so daß der Prozeß implicite 243 735 Stück betraf. 

*) Eine Konversion, bei der den Gläubigem ohne Wahl ein re- 
duzierter Zinsfuß aufgezwungen wird, könnte höchstens der Staat vor- 
nehmen; das Verfahren ist dann aber keine Konversion im üblichen Sinne 
dieses terminus technicus, sondern nur eine versteckte Form des Staats- 
bankerotts. 
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ihm die Appellations- sowie die dritte und letzte Instanz, der 
Eassationshof, haben indessen über beide Fragen abgeurteilt 
und die Ost-Gompagnie zur Einhaltung des Tilgungsplanes, 
d. h. zum Tragen der Schuldyerbindlichkeit bis zum Ablauf 
der 95 Jahre, wie zur Weiterzahlung der 5^/o Zinsen für den 
gleichen Zeitraum verurteilt. £ine weitere Berufung gibt es 
nicht, und ist die Frage, soweit sie die in Rede stehenden 
Obligationenserien betrifft, somit endgültig entschieden. 

Es fragt sich aber, ob dadurch nicht auch die Konversion 
der anderen französischen Eisenbahnobligationen, die ja sämt- 
lich nach vorgesehenen Amortisationsplänen zu tilgen sind, 
insoweit überhaupt unmöglich gemacht ist, als eine antizipierende 
Rückzahlung derselben nicht sofort unter den Ausgabebedin- 
gungen vorgesehen sein sollte^); und um diese Frage zu be- 
leuchten, ist es nötig, auf die Begründung des Urteils, die in 
allen drei Instanzen dieselbe ist, insofern der Eassationshof 
Urteil und Motive der Yorinstanzen einfach bestätigt hat, 
näher einzugehen. 

Vorweg sei wiederholt, da£ die Orleans- und die P.-L.-M.- 
Compagnie bei ähnlich hoch verzinslichen Obhgationenanleihen, 
die sie in den Jahren 1852 bezw. 1857 gemacht haben, eben- 
so wie bei ihren späteren Obligationenausgaben sich aus- 



') Nachdem wir uns vergeblich um Auskunft bemüht hatten, für 
welche Obligationenserien jener Vorbehalt gemacht sei, und hatten fest- 
stellen können, daß die einschlägige französische Litteratur und auch 
deren neueste Erscheinungen, wie z.B. Colson, „Les chemins de fer 
et le Budget', Paris 1896, aber auch Badon-Pascal in seinem Buche 
.Traite des obligations de chemins de fer*, Paris 1896, das speziell 
der Eonversionsfrage gewidmet ist, ebensowenig wie das «Annuaire 
des valeurs admises k la cote officielle", Paris 1896, in welchem die 
einzelnen Obligationenserien sonst ausführlich beschrieben werden, keinerlei 
Anhalt bot, wandten wir uns an ein hervorragendes Mitglied des fran- 
zösischen Finanzministeriums, das die große Güte hatte, wie uns das- 
selbe unter dem 6. Juli 1896 mitteilen wollte, die betreffenden An. 
gaben für uns zusammenzustellen. Das Resultat ist, daß nachfolgende 
Obligationenserien den Vermerk tragen: .Ces obligations sont amortisables 
dans un d^lai de ... . avec facult^ de remboursement anti- 
Olpe": P.-L.-M.-Compagnie, fusions anciennes et nouvellesS*/« (5800000 
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drücklich das Recht der früheren Rückzahlung vorbehalten 
haben. 

Das Urteil erster Instanz, welches diesen Punkt wegen jener 
älteren Obligationenausgaben ebenfalls berührt, macht zwar 
geltend, daS die Orläans-Oesellschaft selbst, als sie sich im 
Jahre 1853 mit der Frage der Konversion früherer unter 
diesem Vorbehalte emittierter Anleihen beschäftigt hätte, an- 
erkannt habe, daß zur Reduktion des Zinsfußes die Zustim- 
mung des Gläubigers nötig sei; es untersucht aber nicht, ob 
die Gesellschaft damals auch die andere Alternative der so- 
fortigen Rückzahlung , die ihr unter damaligen Verhältnissen 
wohl nicht möglich war, ins Auge gefafit habe. Jedenfalls 
liegt in dem erwähnten Vorbehalt der Beweis, daß sich die 
beiden Gesellschaften das Recht der früheren Rückzahlung, 
d. i. das Mittel zur Durchführung jeder Eonversion, vorbehalten 
haben. 

Nach dieser Vorbemerkung wenden wir uns nunmehr zur 
Begründung des gegen dieOst-Gompagnie gefällten Urteils, 
um dessen durchschlagende Momente in Kürze wiederzugeben. 

Der Gerichtshof konstatiert zunächst, daß die Klage, da 
es sich um einen Schuldvertrag handle, möge derselbe allgemein 
privatrechtlicher oder handelsrechtlicher Natur sein, in jedem 
Falle nach dem Artikel 1187 des Code civil zu entscheiden 
sei, dessen Inhalt bereits oben mitgeteilt wurde. Da nun im 
vorliegenden Falle eine unbedingte Anerkennung, daß der 
Rückzahlungstermin auch im Interesse des Gläubigers angesetzt 
sei, im Schuldvertrage, d. h. in dem Tenor der Obligationen 



und 5400000 Stück); 3% Paris-Lyon 250000 Stück, ausgegeben 1855; 
8^0 Dombes nnd Südost 80000 Stück, ausgegeben 1869. Orl^ans- 
Compagnie 4000000 Stück alte und 1250000 neue 3>, ausgegeben 
1882, 1883 bis 1891, und 300000 Stück 3> Grand Central, aus- 
gegeben 1855. Da von den Obligationenserien von Nord, Ost, West und 
Süd keine den angezogenen Vermerk tragen, sind somit von den 
sämtlichen am 1. Januar 1896 noch in Zirkulation befindlichen 32,7 Mil- 
lionen Stück (außer 250000 Stück 2V'2^;o des Orleans, ausgegeben im 
Mai 1895) 15593689 Stück, das sind 48^0, konvertierbar (cf. Tabelle 
S. 333 und 334). 
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nicht enthalten ist, so geht der Richter auf die Prüfung der 
Umstände („circonstances**) ein, ob etwa aus ihnen ein Inter- 
esse des Gläubigers an der Innehaltung des stipulierten Termins 
zu erkennen sei? 

Hierbei wird folgendermaßen argumentiert: 
Die Gesellschaft habe der Schuldverpflichtung auf den 
Nominalwert das Versprechen der Zahlung einer Amortisations- 
prämie hinzugefügt und letzteres in der Generalversammlung, 
welche die Anleihe beschloß, von sich aus damit motiviert, daß 
ein zwar gut, aber — nach dem damaligen Zinsfuß — im ganzen 
nur normal verzinsliches Papier bei gleicher Sicherheit, wie sie 
Hypotheken gewährten, für die Kapitalisten nur dann besonders 
anlockend sei, wenn sie diesen guten und sicheren Zins auf lange 
Zeit genießen könnten, und daß es darum mit Rücksicht auf die 
sofort zu beginnende Amortisation billig und für die Durch- 
führung der Anleihe nützlich sei, denjenigen Gläubigem, denen 
durch die Auslosung der längere Zinsgenuß entzogen werde, 
als Aequivalent dafür einen Eapitalgewinn in Gestalt einer 
Amortisationsprämie zu gewähren. Darin, folgert der Richten 
liege die Anerkennung seitens der Gesellschaft, daß der Termin 
von 95 Jahren auch zu Gunsten des Gläubigers stipuliert sei^) 
— [obgleich man ebensogut daraus folgern kann, daß, da die 
Gesellschaft die Verpflichtung zur Zahlung der Amortisations- 
prämie nicht auf die während einer bestimmten Anzahl von 
Jahren auszulosenden Stücke beschränkt, sondern auf alle 
ohne Ausnahme erstreckt hat, gerade darin ein Vorbehalt liege, 
eventuell die ganze Schuld vor Ablauf der 95 Jahre zurück- 
zuzahlen. Zudem ist in dem Anerkenntnis, daß die Anleihe 
einen besonderen Anreiz nur bei der Aussicht auf eine 
„längere^ Dauer des Zinsgenusses gewähre, doch nicht die 
Absicht ausgesprochen, diese längere Dauer unter allen Um- 



*) ,Considerant, d'autre part, qua ces diverses stipulations (näm- 
lich Zinsfuß, Amortisationsprämie, Rückzahlungstermin und Tilgungs- 
plan) constituent de v^ritables conditions, sous lesquelles Temprunt a 
^t^ contracte, s'imposant aux deux parties contractantes, et auxquelles 
ni Tune ni Tautre ne sauraient echapper sans en violer les dispositions 
essentielles." 
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ständen gerade auf 95 Jahre zu erstrecken, da man 40 oder 
50 Jahre ebensogut als einen Zeitraum von längerer Dauer 
bezeichnen kann, wie denn auch der Anwalt der Kläger in 
der Appellinstanz ausführt, daß ein Zeitraum von 95 Jahren 
«twas ganz Außergewöhnliches, über alle bei privatrecht- 
lichen Verbindlichkeiten sonst üblichen Verhältnisse Hinaus- 
gehendes sei]. 

Das Hauptargument der Urteilsbegründung in allen drei 
Instanzen liegt aber darin, daß nicht bloß die Umstände zur 
Zeit des Abschlusses des Vertrages in Frage kämen, um 
eine Absicht des kontrahierenden Gläubigers, den Termin 
auch zu seinen Gunsten in Anspruch nehmen zu können, fest- 
zustellen, sondern auch und vor allem die Verhältnisse in 
Betracht gezogen werden müßten, wie sie sich in der 
Folgezeit bis heute bezüglich dieser Obligationen gestaltet 
hätten ^). 

Es wird nun im Urteil anerkannt, daß die Gläubiger in 



^) Der Artikel 1187 des Code civil spricht allerdings nur ganz all- 
l^emein von den in Betracht zu ziehenden circonstances, ohne den In- 
halt dieses Begriffes zu umgrenzen; zweifellos aber kOnnen, wenn es 
zur Interpretation eines Vertrages darauf ankommt, die demselben zu 
Grunde liegenden Absichten und Interessen der Kontrabierenden heran- 
zuziehen, dies nur solcbe Absichten und Interessen sein, welche bei 
Kontrahierung des Vertrages bestanden oder möglicherweise bestehen 
konnten. Nun können zwar die Eisenbahnobligationcn als titres au 
portenr ohne weiteres übertragen werden, es kann deswegen aber nicht 
behauptet werden, daß bei jeder Uebertragung der Schuldner von neuem 
einen Vertrag mit dem nun eintretenden Gläubiger schließe, und daß 
deshalb die Interessen dieses Nachfolgers des ursprünglichen Gläubigers 
an die Stelle der bei Vereinbarung dieses Schuldvertrages obwaltenden 
Abrichten und Interessen zu treten hätten. Im Gegenteil, wie der 
Schuldner nur einmal bei der Emisson der Papiere einen Schuldvertrag 
unter ganz bestimmten Modalitäten und Formen eingegangen ist, so 
kann jeder Besitznachfolger des ursprünglichen Gläubigers nur in diesen 
ursprünglichen Schuldvertrag eintreten ; die Person des Gläubigers kann 
bei den Titeln au porteur in jedem Augenblick wechseln, der Schuld- 
vertrag mit allen Pertinenzien und Kompetenzen rücksichtlich beider 
Parteien bleibt dagegen rechtlich derselbe, wie er seitens des Schuldners 
und des ursprünglichen Gläubigers kontrahiert worden ist. 
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den früheren Jahren, als die Kurse niedrig oder doch unter 
pari standen (als pari-Stand wird die wirkliche Schuldverpflich- 
tung der Gesellschaft von 650 Frs. per Obligation bezeichnet)^ 
einen Vorteil bei der Rückzahlung und somit ein Interesse 
an derselben gehabt hätten, weil ihnen die Auszahlung der 
Amortisationsprämie einen Kapitalgewinn erbracht hätte — , 
heute aber, argumentiert der Richter weiter, wo diese Obli- 
gationen über pari (zur Zeit der Verhandlung vor dem Apell- 
hof, Ende November 1895: 667 Frs.) notierten, liege ein 
solcher Vorteil für den Gläubiger nicht mehr vor, sondern es 
seien die heutigen Gläubiger, als Ersatz für die Annullierung 
des Wertes der Amortisationsprämie, auf den langen Genuß 
des hohen Zinsfußes angewiesen ^). Daher liege es auf der 



') Uilieil erster Instanz: ^Que dans la v^rite des faits ]a prime. 
qui n est qu'un Supplement differe d'int^r&ts evalues dans Tespöce a 
37 Centimes " — Urteil zweiter Instanz: , Prime de 150 francs, qui n'est, 
en definitive, qu'uoe li^gitime compensation de la perte subie, par suite 
du prelevement op^r^ par la Compagnie, sur les 67« d'int^röt qu^ils 
(sei. les souscripteurs) etaient en droit de r^clamer, en vertu de Tusage 
et de la loi commcrciale/ Der Gerichtshof nimmt nämlich, mit dem 
klägerischen Anwalt» an, die Subskribenten von 1852/o6 hätten ein 
,Recht* gehabt, 6^0 Zinsen zu verlangen ; indem sie sich mit der Com- 
pagnie Über die Zahlung von nur 5% , dafür aber jener Rückzahlungs- 
prämie, einigten, sei nichts anderes als die Prozedur der Versicherung 
durch Zahlung einer jährlichen Versicherungsprämie in Anwendung ge- 
bracht worden; die Gesellschaft habe nämlich einen Teil der »rechtlich* 
den Subskribenten zustehenden 6^0 einbehalten, um ihn auf Zins und 
Zinseszins anzulegen und aus dem so gewonnenen Kapital die Amorti- 
sationsprämie zahlen zu kOnnen ; die Gläubiger der Eisenbahncompagnie 
hätten also bei ihrem Schuldner ein Kapital versichert. Der kULgerische 
Anwalt hatte sogar hieraus einen Grund ableiten zu können geglaubt, 
weswegen die Compagnie die Amortisationazeit von 95 Jahren einhalten 
müsse, weil nämlich der einbehaltene Zinsenteil sonst nicht zur Amorti- 
sationsprämie anwachsen könne. — Die ganze Darstellung von einem 
«Rechtsanspruch* der Gläubiger auf 6Vo Zinsen und von der Einbe- 
haltung eines Teiles dieser Ö'^/o als Versicherungsprämie für die 150 Frs. 
Aufgeld ist eine reine Fiktion, allenfalls ein Bild, um die Amortisations- 
prämie zu erläutern; sie entspricht aber keinem Rechtszustand, da der 
Gläubiger im Falle bestimmter Stipulationen keinen anderen Zinsfuß 
als den ausbedungenen zu verlangen hat, und da die Compagnie, im 
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Hand, folgert der Richter, daß der Termin von 95 Jahren bei 
dem Abschluß des Schuldrertrages auch zu Gunsten des 
Gläubigers stipuliert sein müsse. Somit, schließt die Urteils- 
begründung, habe sich die Gesellschaft verpflichtet, 95 Jahre 
lang, d. i. bis zum Ablauf ihrer Eonzession, einen Zins von 
25 Frs. zu zahlen, wie sie sich verpflichtet habe, in derselben 
Zeit die Schuld zu tilgen^). 



Falle jene Darstellung den Thatsachen entsprechen sollte, von Staats- 
wegen hätte angehalten werden müssen, die einbehaltenen Zinsanteile 
einer bestimmten Yersicherungskasse zuzuführen und für die Amorti- 
sationsprämie eine besondere Buchführung einzurichten. Die Amorti- 
aationsprämie ist eben nichts weiter als eine von der Gesellschaft 
auf ihr Risiko den Geldgebern gebotener besonderer Vorteil, 
ein Komplement zur Verzinsung, ob man sie nun als einen integrie- 
renden Teil der letzteren oder als einen einfachen Kapitalgewinn dar- 
stellen will. 

') Es ist bemerkenswert, daß das urteil erster Instanz vom 18. Juli 
1895 erst am Schluß seiner Begründung folgert: ,Que de toutes ces 
considerations resulte la preuve que la Compagnie de TEst ne peut 
id r^duire le taux de Tint^rct qu'elle s'est engagee ä payer aux porteurs 
des obligations 5 7o dont il s'agit, ni rembourser lesdites obligations, 
par antidpation, sans le consentement des porteurs de titres*, während 
der Appellhof in seinem Urteil vom 23. Oktober 1895 gleich im Eingang 
desselben bei der Aufzählung der Prämissen der Urteilsbegründung 
sagt: «considerant, qu^en effet il a 6t6 insere dans les prospectus 
r^pandus ä profusion dans le public et transcrits au dos de chaque 
Obligation, qu'un intör^t annuel de 25 francs serait payä pen- 
dant toute la durde de laSoci^t^ desCheinins de fer deTEst 
et que chaque titre serait remboursable dans le mgme d^lai par voie 
de tirages au sort, suivant les proportions d^terminees par le tableau 
d'amortiBsement annexe, ainsi qu'il vient d'gtre dit, au dos de chaque 
titre"; der Kassationshof bestätigt in seinem Urteil vom 21. April 1896, 
aber ,rarröt attaque, dont les motifs n*ont rien de contradictoire". — 
Dem gegenüber ist es wichtig, den Text des vom Appellhof angezogenen 
Prospekts und der Obligationen zu konstatieren, den übrigens der kläge- 
rische Anwalt in dieser Instanz selbst zitiert. Der Prospekt, im Moniteur 
universel vom 3. Mai 1852, besagt in 3 besonderen Absätzen: 

11. ,Les obligations sont de 500 francs chacune et remboursables 
au capital de 650 francs. 

2. Le remboursement se fera par la voix d'un tirage au sort qui 
anra lieu chaque annee, ä Vassemblee generale, pendant toute la dur^e 



Digitized by LjOOQ IC 



— 382 — 

Es liegt auf der Hand, daß diese Schlußfolgerung: »weil 
im Gegensatz zu früher heute eine antizipierte Rückzahlung 
trotz der Auszahlung der Amortisationsprämie nicht mehr im 
Interesse des Gläubigers liege, so müsse bei Eingehung des 
Schuldvertrages der Rückzahlungstermin auch zu Gunsten des 
letzteren stipuliert sein" — einen logischen Hiatus enthält, von 
dessen fehlendem Bindegliede die Stichhaltigkeit der Schluß- 
folgerung abhängig sein dürfte. Dieses Bindeglied aber ist in 
der Antwort auf die Frage zu suchen: lag es bei Abschluß 
des Schuldvertrages in der Möglichkeitssphäre der Kontra- 
hierenden, vor allem des Gläubigers, diese Verhältnisse, wie 
sie heute geworden sind, herbeizuführen oder auch nur 
vorauszusehen? und kann es demnach damals in der Ab- 
sicht des Gläubigers gelegen haben, diese Verhältnisse herbei- 
zuführen bezw. zu nutzen? Ohne jene Möglichkeit kann man 
eine solche Absicht des Gläubigers, da sie nicht positiv aus- 
gesprochen ist, jedenfalls nicht supponieren; ohne das nach- 
weisbare Vorhandensein dieser Absicht ist es aber auch nicht 
möglich, dem Gläubiger ein zur Zeit des Vertragschlusses an- 
geblich bestehendes Interesse zu insinuieren, das er erst unter 



de la concession poui* le nombre d'obligations indiqu^es par la proportion 
de ramortissement ä partir du l««" juin 1854. 

8. Les obligations portent interöt de 25 francs par an a partir du 
1«' juin 1852, payable par semestre, dont le prämier echera le 1« d^- 
ceinbre 1852/ 

Ebenso besagt der Tenor der Obligationen' in zwei Absätzen : 

1. .Obligations de 500 francs au porteur remboureables ä 650 francs 
au porteur et portant un inter^t annuel de 25 francs pajable par 
semestre. 

2. Les obligations a rembourser chaque annee pendant la duree 
de la concession et suivant la proportion determinee pour Tamoriisse- 
ment, conformement au tableau d*autre part, seront designees par le 
Bort dans un tirage qui aura lieu chaque annee. Le premier tirage se 
fera ä Fassemblee generale de 1854." 

Prospekt und Obligationen enthalten also mit keinem Worte, wie 
der Appellhof als Prämisse für seine Urteilsbegründung annimmt, die 
ausgesprochene Verpflichtung der Gesellschaft, den Zins von 5*/« 
während der ganzen Dauer ihrer Eonzession zu zahlen, in welchem Falle 
ja jede weitere Motivierung des Urteils überflüssig wäre. 



Digitized by LjOOQ IC 



— 383 — 

den heutigen Verhältnissen gewinnen konnte. Den Beweis 
dieses kausalen Zusammenhanges zwischen einer möglichen 
Absicht des Gläubigers zur Zeit des Vertragschlusses und dem 
heute Gewordenen bleibt die Urteilsbegründung schuldig. 

Wir unserseits haben nicht zu untersuchen, ob ein solcher 
Eausalnexus nachgewiesen werden kann, ob die Geldgeber der 
Jahre 1852 bis 1857, die damals noch durch ganz besondere 
Mittel bewogen werden mußten, ihre Kapitalien den Eisen- 
bahnunternehmungen zuzuwenden, den heutigen Aufschwung 
derselben, ob sie auch nur die 1859 eingetretene allgemeine 
Zinsgarantie für das «neue Netz^, ob sie die spätere Ent- 
deckung der Goldfelder in fremden Erdteilen, die spätere 
Progression in der Vermehrung des Kapitals und das Sinken 
des Zinsfußes voraussehen konnten ; — der höchste französische 
Gerichtshof hat so geurteilt, als ob dieser Kausalnexus vor- 
handen wäre, so daß die Konsequenzen dieses Urteils 
einfach hinzunehmen sind. Und nur um diese Konsequenzen 
schärfer beleuchten zu können, haben wir die vorstehenden 
Bemerkungen der Begründung des gegen die Ost-Compagnie 
ergangenen Urteils gegenüberstellen wollen. 

Die zur Urteilsbegründung herangezogene Erscheinung, 
daß ein Anfangs unter pari ausgegebenes und gebändeltes 
Inhaberpapier im Laufe der Zeit eine Bewertung über pari 
erfahren kann, wenn die Ansprüche des Leihkapitals auf Ver- 
zinsung entsprechend herabgegangen sind, ist nicht nur den 
durch das Urteil unmittelbar betrofifenen Obligationen eigen- 
tümlich, sondern haftet ganz allgemein nicht nur allen Eisen- 
bahnobligationen der großen Gesellschaften, sondern, wie 
überhaupt allen mit einem bestimmten Zinsfuß ausgegebenen 
Schuldverschreibungen, so auch den amortisierbaren und 
ewigen Staatsrenten an. Die Erscheinung, daß ein bei der 
Emission solcher Papiere in Aussicht genommener Zinsfuß 
schließlich thatsächlich nicht mehr erzielt wird, kann demnach 
bei allen Schuldtiteln dieser Gattung sich zeigen. Somit 
werden die im speziellen Falle durch einen unanfechtbaren 
Rechtsspruch auf diese Thatsachen begründeten Schlußfolge- 
rungen auch auf alle Papiere dieser Art Anwendung finden 
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müssen: Zunächst wären alle nach einem Tilgungsplan zu 
amortisierenden Obligationen, auch die 3^/o Amortisables des 
Staates^), unkonvertierbar, sobald sie über pari stehen, denn 
wie im vorliegenden Falle müßte auch bei ihnen gefolgert 
werden, , daß es von Yornherein in der Absicht des Gläubigers 
gelegen habe, später einen unzeitgemäß hohen Zinsfuß für die 
ganze Dauer der Tilgungszeit zu genießen, um sich resp. 
seinen Besitznachfolgern dadurch das Aequivalent für eine 
(inzwischen) herbeigeführte Bewertung über pari zu sichern. 
Dasselbe Interesse wäre bei den Subskribenten ewiger Staats- 
renten vorauszusetzen, denen man doch vor allem den Charakter 
langdauernder Schuldverträge beimessen muß, und somit wäre 
nunmehr wenigstens aus Billigkeitsgründen auch dem 
Staate das Recht abzusprechen, seine Renten gerade dann zu 
konvertieren, wenn deren Titel über pari stehen; ja, der Staat 
würde schon allein aus Nützlichkeitsgründen, um seine 
Renten nicht zu diskreditieren, wegen der Konkurrenz der 
unkonvertierbaren anderen Papiere, ebenfalls auf eine Konver- 
sion jener verzichten müssen!*) 

Unter diesein Gesichtspunkt betrachtet, werden die aus 
der Urteilsbegründung sich ergebenden Konsequenzen ebenso 



^) Die Unkonvertierbarkeit von Amortisationspapieren, führt das 
Urteil der ersten Instanz an» sei auch die vom Staate angenommene Doktrin, 
.soit au retai'd de Temprunt Morgan, par lequel Tarticle 4 du d^cret 
du 25 octobre 1870 a du reserver expressement le droit de conversion, 
soit en ce qui concerne Temprunt du 11 juin 1878, qui d'apr^s les termes 
memes de Texpos^ des motifs, a ^tä calqu^ comme type et d^lai d'amor- 
tissement sur les obligations de chemins de fer, et par suite n*est pas 
convertible* — eine handgreifliche petitio principii^ da das Urteil 
die Unkonvertierbarkeit der Eisenbahnobligationen ja erst feststellen soll. 

*) Die Konvertierbarkeit der ewigen Staatsrenten wird von dem 
Urteil erster Instanz zwar darauf begründet, daß dieselben nach Artikel 1911 
des Code civil, welcher lautet: ,La rente constitu^e en perp^tuel est 
essentiellement rachetable*" , rückkaufbar sind; aber der Staat würde 
trotzdem den einfachen Rückkauf in Wirklichkeit nicht ausüben dürfen, 
wenn die Kurse über pari stehen, und er wird diese RQckkaufsmdglich- 
keit jetzt auch nicht mehr zu einer Reduktion des Zinsfußes benutzen 
können, weil er dadurch, wie oben bemerkt, seine ewigen Renten that- 
sächlich diskreditieren würde. 
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zum Zerrbild wie unter dem anderen, dag nach dem Rechts- 
spruch des Kassationshofes der Artikel 1187 des Code civil 
auf die ohne Vorbehalt der antizipierten Rückzahlung aus- 
gegebenen Obligationen der französischen Eisenbahngesell- 
schaften darum nicht anwendbar sei, weil dieselben durch die 
Stipulierung der Tilgung ihrer Schulden mittelst Teilzahlung auf 
das Recht des Schuldners, die Schuld zu kündigen und sich 
Ton derselben durch Rückzahlung zu befreien, wenn kein dem 
entgegenstehendes Interesse des Gläubigers nachweisbar sei, 
verzichtet hätten; und warum verzichtet hätten? — damit der 
Gläubiger bei Verkauf jener Obligationen verdienen und 
um so mehr verdienen könne, wenn der Geldmarkt eine immer 
weitergehende Bewertung derselben über pari gestatte. Dem 
Schuldner aber soll die Ausnutzung solcher günstigen Ver- 
hältnisse resp. der VerbiUigung des Zinsfußes nicht zustehen ^). 
Die Schuldner der betreffenden Obligationenserien nun sind 
die Eisenbahngesellschaften. Diesen hat die französische 
Eisenbahnpolitik von Anbeginn des Eisenbahnwesens an stets 
große Lasten zu Gunsten der Gesamtheit auferlegt und die- 
selben gezwungen, alle der Allgemeinheit wünschenswert er- 
scheinenden und selbst von vornherein als unrentabel er- 
kannten Bahnen zu bauen. Der Staat zwingt jene Gesell- 
schaften, abermals zu der Allgemeinheit dienlichen Tarifreduk- 
tionen und zumal dazu, daß sie ihr Anlagekapital, im Inter- 
esse des Heimfallsrechts des Staates, tilgen müssen ; der Staat 
verlangt von ihnen Ersparnisse an ihren Ausgaben und gleich- 
zeitig Erzielung höherer Ueberschüsse, die nicht ihren Aktio- 



*) Die französische Rechtsprechung meint im vorliegenden Falle — 
Urteil erster Instanz — , daß der Gläubiger ganz einseitig ,a le droit 
d'escompter les chances plus grandes que lui presente l'op^ration (sei. 
des Wiederverkaufs seiner Papiere an der Börse) par cela meme, qu'il 
pourra toujours saisir l'instant qui lui semblera le plus favorable pour 
retirer de son titre le plus haut prix possible"; auch deswegen 
müsse die Rückzahlung des Inhaberpapiers dem Belieben des Schuldners 
gänzlich entrückt und dieser verpflichtet sein, unbedingt den Termin 
inkl. Amortisationsplan einzuhalten , um dem Gläubiger die Möglichkeit 
zu geben, an der Börse so große Vorteile als irgend möglich mittelst 
seines Inhaberpapiers herauszuschlagen. 

Eanfmann, Eisenbahnen Frankreichs. IT. 25 
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nären zu Gute kommen, sondern, wiederum im Interesse der 
Allgemeinheit, dazu dienen sollen, die Garantiezahlungen zu 
beseitigen, die Garantieschuld zu tilgen, und endlich, dem 
Staate durch Beteiligung am Gewinn Einnahmen zu verschaffen 
— und alle diese Verpflichtungen sollten die Gesellschaften 
auf sich genommen, gleichzeitig aber sich des Rechtes auf die 
wirtschaftliche und umsichtige Ausnützung aller Chancen in 
einem so wichtigen Falle wie der Möglichkeit der Konversion 
ihrer gewaltigen Obligationenschuld begeben haben? So not- 
wendig den Eisenbahngesellschaften die größte Wirtschaftlich- 
keit, das rationellste Finanzgebaren ist — das wirksamste 
Mittel, dieselben zu erreichen, soll ihrer Mehrzahl nunmehr 
versagt sein?! 

Derselbe Staat aber, in dessen Namen ein dahin gehender 
Urteilsspruch gegen die Eisenbahngesellschaften ergangen ist^ 
garantiert die Eisenbahnobligationen und muß fortan aus den 
Mitteln der Allgemeinheit die Garantie für einen Zinsfuß 
zahlen, an den die Ansprüche des Leihkapitals auf Verzinsung 
nicht mehr heranreichen. Dadurch wird die Balancierung des 
jährlichen Budgets zu Ungunsten sämtlicher Steuerzahler nur 
darum erschwert, damit ein Teil der Steuerzahler nicht mehr 
zeitgemäße Zinsen genießen könne ^). 



*) Für das Budgetjahr 1896 ist bereits infolge der besprocheneii 
Verhältnisse ein Nachtragskredit von 96660 Frs. für das Kapitel , Ga- 
rantiezahlungen ** nötig geworden, dessen Motivierung wir darum in ihrem 
Urtext nachfolgend wiedergeben, weil dieselbe eine authentische Schilde- 
rung der ganzen Sachlage aus dem Munde der Regierung selbst enthält : 

»Conformement ä Tautorisation qui lui avait et^ donnöe par le 
ministre des travaux publicsi d'accord avec le ministre des finances, la 
Compagnie de l'Est a tente de faire une conversion de ses obligations 
5 7« (1852, 1854, 1856), sous forme d'une reduction du taux de l'int^ret. 

Mais son droit de conversion a ^te contest^ par un certain nombre 
d'obligataires , et un arret de la cour de Cassation du 21 avril dernier 
a confirme les jugements de la cour d*appel de Paris et du tribunal de 
premi^re instance de la Seine, decidant que la compagnie ne pouvait 
rembourser par anticipation lesdites obligations, ni en reduire le taux 
d'interSts sans le consentement des porteurs. 

La compagnie avait effectue le remboursement de 10 680 obligations 
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Die Garantiezahlungen des Staates sind verzinsliche Vor- 
schüsse, und der Staat als Vertreter der Interessen der All- 
gemeinheit hat somit alle Veranlassung, dafür zu sorgen, daß 
die Rückzahlung dieser Vorschüsse thatsächlich erfolgen kann 
und wird, und zu dem Zwecke hat der Staat vor allem darauf 
zu achten, daß die Garantie nicht in höherem Maße, als un- 
umgänglich nötig ist, in Anspruch genommen werde, — der 
Gerichtshof hat aber im Namen desselben Staates geurteilt, 
daß die Eisenbahngesellschaften fortan höhere Zinsen zahlen 
und daher die Garantie mit höheren Beträgen in Anspruch 
nehmen müssen, als die Zeitverhältnisse es verlangen. 

Das ist der Konflikt, in den der Staat durch diesen 
Rechtsspruch gebracht wird: er soll in seinem Verhältnis zu 
den Eisenbahngesellschaften vor allem die Interessen der All- 
gemeinheit vertreten und doch zugleich mit seiner Autorität 
ein Urteil decken, das denselben Interessen der Allgemeinheit 
nicht adäquat ist. 

Ob danach die Eonversionsfrage für den Teil der aus- 



et estampille 77 328 titres, pour lesquels la r^duction de Tinteret annuel 
de 25 ä 22 francs 50 avait et^ acceptee par les porteurs. 

Le surplus des titres en circalation se composait: 

1* De 5875 obligations en faveur desquelles Tarröt a et^ rendu; 

2 * De 237 360 obligations, dont les proprietaires ötaient restes dans 
Texpectative en attendant Tissue du proces. 

La compagnie a pense qu'il convenait d'appliquer *X tous les por- 
teurs le b^nefice de la decision de la cour de Cassation et Tassembl^e 
generale de ses actionnaires a decide, sous reserve de l'approbation du 
ministre des travaux publics, que les obligations estampillees seraient 
remplac^es dans leur Situation anterieure et que, par voie de rappel, il 
serait restitue aux ayants-droit la somme de 1 franc 25 qui leur avait 
ete retenue sur le coupon de decembre 1895 en consöquence de leur 
adb^sion. 

Pour les 237360 titres, dont les porteurs ont attendu l'issue du 
procds engag^, Tassimilation avec ceux au profit desquels Tarret de la 
cour de Cassation a ete rendu, doit etre complete. La compagnie n'avait 
pas besoin d'autorisation speciale pour les remplacer dans leur Situation 
anterieure, car les proces qu'engageraient les porteurs recevraient neces- 
sairement la meme Solution. 

Les autres obligataires qui ont acceptö le reniboursement ou la 
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gegebenen Eisenbahnobligationen, für den deren Konvertier- 
barkeit nicht ausdrücklich bei Eingehung des Schuldverhält- 
nisses ausgesprochen worden ist, durch diesen Rechtsspruch 
wirklich endgültig entschieden sei, kann zweifelhaft er- 
scheinen. — Das Leben hat neue Erscheinungen geschaffen, 
für welche die alten Rechtsformen nicht mehr immer hin- 
reichen, und welche neue Rechtsformen für ihren neuen Inhalt 
erheischen. Diesem Bedürfnis wird eventuell das dazu kom- 
petente Organ, die Gesetz und Recht schaffende Gewalt auch 
in dem vorliegenden Fall genügen wollen. 

Vorerst werden wir aber mit dem gesprochenen Urteil 
rechnen müssen und danach an seiner Stelle zu untersuchen 
haben, ob nicht die Konsequenzen dieses Urteils geeignet sein 
können, das schlie&liche Endziel der ganzen französischen 
Eisenbahnpolitik in Frage zu stellen, oder ob es auch ohne 
die Konversion sämtlicher Eisenbahnobligationen gelingen 
kann, dieses Ziel zu erreichen. 

Wenn wir an jener Stelle allerdings den Nachweis werden 



conversion ne sont pas dans la meme Situation. Par le fait meine de 
leur acceptation, ils sont dechus de tont droit et, si Ton envisageait 
uniquement la question au point de vue du droit strict, on pourrait 
leur opposer une fin de non-recevoir pure et simple. 

Toutefois, il y a Heu d't'tablir entre ces derniers une distinctiou. 

YjU ce qui concerne les porteurs des 10 680 titres rembourses, tout 
lien est rompu entre eux et la compagnie. On se trouve en presence 
d'un fait accompli sur lequel il n'y a plus a revenir. 

Mais, ä Tegard des obligataires qui ont accept^ la conversion, cette 
Solution semble trop rigoureuse. En donnant leur adhesion, ils avaient 
du supposer que le droit de conversion, admia par le gouvemement lui- 
meme, ne pouvait etre conteste. II est equitable de ne pas les rendre 
responsables de cette con6ance et de ne pas leur en laisser supporter 
la consequence. 

Le gouvemement est d'avis d'accorder a la compagnie Tautorisatioii 
qu'elle sollicite a Tegard des porteurs des 77 328 obligations estampillees. 
Mais il n'a pas cru pouvoir la lui donner sans Tassentiment du Parlement. 

Nous vous demandons dans ce but, sur l'exercice 1896, un credit 
de 9G6G0 francs, representant le Supplement de garantie correspoDdant 
a la ddpense de 1 fr. 25 ä faire sur les 77328 obligations estampillees, 
par suite de rappel sur le coupon de decembre 1895." 
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erbringen können, dafa die Amortisation der Eisenbahnschulden 
selbst bei eventueller Unmöglichkeit der Konversion der 52 ^/o 
bisher ohne den wiederholt erwähnten Vorbehalt ausgegebenen 
Eisenbahnobligationen bis zum Ablauf der Konzessionen durch- 
geführt werden kann, so wollen wir doch unserer üeberzeugung 
Ausdruck gegeben haben, daß Frankreich Mittel und Wege 
finden wird, die es sämtlichen Eisenbahngesellschaften trotz 
des augenblicklichen Rechtsspruches ermöglichen werden, wenn 
nicht früher, so doch spätestens mit dem Abschluß der Bau- 
arbeiten und dem gänzlichen Aufhören neuer Emissionen 
(also um das Jahr 1906), während gleichzeitig die jährlichen 
Amortisationssummen bedeutend gestiegen sein werden, eine 
an und für sich unabweisliche Konversion ihrer Obligationen 
durchzuführen. Sagt doch selbst Badon-Pascal in seinem bei 
Gelegenheit des berührten Streitfalls erschienenen „Trait^ des 
obligations de chemins de fer** ^), in welchem der Verfasser 
sich im übrigen für die aus dem Stand des augenblicklichen 
französischen Rechts herzuleitende Unzulässigkeit der Konver- 
sion der Eisenbahnobligationen ausspricht, sobald dieselbe bei deren 
Ausgabe nicht ausdrücklich vorgesehen sein sollte: „Ce titre 
(das Inhaberpapier) a peut-6tre des d^fauts; il a modifie bien 
des contrats, mais qu'importe: les contrats de la fin d'un 
si^cle ne peuvent pas 6tre les mömes que ceux du commence- 
ment; ils doivent s'approprier aux id^es et aux besoins mo- 
dernes. ... La conception humaine ne peut pas 6tre limitee 
par les lägislateurs d'un regime d^ja ancien; la loi et la juris- 
prudence doivent se transformer avec les usages et les tra- 
vaux de chaque si^cle; elles doivent suivre les progr^s de 
l'esprit humain; elles sont incapables d'en arröter la marche 
constante. '*' 

Welche Bedeutung aber für die finanzielle Lage der Mehr- 
zahl der Eisenbahngesellschaften diese Konversionen haben 
können, ist leicht vorstellbar, wenn man z. B. einen redu- 
zierten Zinsfuß auf die für 1893 nötig gewesene Obligationen- 
verzinsung in Anwendung bringt. Hätten die Gesellschaften 



Paris 1896, S. 8. 
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ihre Obligationen damals, statt in ihrer großen Masse zu 3 Wo 
und unter Berücksichtigung der noch höher verzinslichen Serien 
im Durchschnitt zu 3,02 V Oi ^^^ zu 2^/4^, d. h. um im 
ganzen nur ein Zwölftel geringer zu verzinsen brauchen, so 
würden sie statt der gezahlten 477,5 Millionen Prs. nur rund 
437 Millionen Frs., d. h. um 39 Millionen Frs. weniger, zu 
zahlen gehabt haben; bei einer Reduktion des Zinsfußes aber 
auf 27»^, d. h. um ein Sechstel, würde die Differenz 
rund 80 Millionen Prs. betragen, d. h. den Garantiebedarf 
des Jahres 1894 von 86 Millionen (einschließlich Rhöne- 
Mt. Cenis) fast ganz gedeckt haben. Alle weiteren Kon- 
sequenzen aus dem ganzen Verhältnis werden aus unseren im 
Teil III dieses Kapitels angestellten Rechnungen ersichtlich 
werden. 

Nachdem bisher von der günstigen Kreditentwickelung der 
französischen Eisenbahngesellschaften gesprochen worden ist, 
muß noch untersucht werden, ob die für die Ausgabe ihrer 
Obligationen gewählte Form der 3®/oigen Rente seiner 
Zeit die richtige war*). 

Vielfach ist nämlich behauptet worden, die Gesellschaften 
hätten die ihnen nötigen Mittel sich billiger verschaffen können, 
wenn dieselben, statt 3®/oige Papiere, wie das früher der Fall 
war, tief unter pari zu emittieren, bei einem höheren Nominal- 
zinsfuß entsprechend näher an pari ihre Obligationen verkauft 
haben würden. 

Dabei wirft der Umstand auf die heutigen Verhältnisse 
einen besonderen Schlagschatten, daß eine ganze Reihe von 
Staatsmännern und Schriftstellern, die nie an der rechtlichen 
Möglichkeit von solchen Konversionen gezweifelt haben, viel- 
fach gerade aus dem Grunde die 3^/oige Form angegriffen 
haben, weil die Ausgabe solcher nur 15 Frs. Zinsen bringender 
Obligationen die Möglichkeit einer Konversion länger aus- 
geschlossen habe, als wenn an ihrer Stelle 6®/o-, 5®/o- oder 



>) Cf. oben S. 352. 

*) Cf. Neymarck, 1. c. S. 11 ff. — und unsere »Finanzen Frank- 
reichs* Kap. 4. 
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4*^/0 ige Papiere ausgegeben worden wären, die bei dem gleichen 
Nennwerte von 500 Frs. 30, 25, 20Frs. Rente getragen hätten; 
solche Konversionen aber würden die Lasten der Gesellschaften 
und damit die Garantielast des Staates jeweilig ermäßigt 
haben. 

Daß die ganze Argumentation, abgesehen von der heutigen 
rechtlichen Unmöglichkeit der Konversion solcher Obligationen, 
bei deren Ausgabe letztere nicht sofort vorgesehen war, auch 
aus wirtschaftlichen Gründen auf einer optischen Täuschung 
beruht, werden wir weiter unten aus der Geschichte der fran- 
zösischen Rentenpapiere nachweisen. 

In der Kindheit des Eisenbahnwesens, d. i. in den Jahren 
1837 bis 1850, sind thatsächlich nur höher verzinsliche Eisen- 
bahnobligationen ausgegeben worden^ so 1839 von der St. Ger- 
main-Bahn zu 4^/o, von den Bahnen Paris- Versailles zu 5®/o 
und 4>, MontpeUier-Cette zu 5^2®/©, Mülhausen-Thann zu 
5^/0, Straßburg-Basel (1843), Bordeaux-la Teste und Rouen- 
Hävre zu 4^/o. Diese Obligationen brachten für das that- 
sächlich hergegebene Kapital 4^« bis 6*^/o Zinsen und selbst 
etwas mehr, während in derselben Periode die 3*^/oigen 
Staatsrenten auf einen Maximalkurs von 86,io und 86,65 Frs. 
gestiegen waren und sich somit nur zu 3,46 bis 3,47 ^/o ver- 
zinsten^). Vom Jahre 1852 an wird die Unterbringung der 
4- und 5 ^/o igen Eisenbahnobligationen trotz ihrer höheren Ver- 



Nachfolgend die wichtigsten Momente aus der Geschichte der 
Kurse der Beigen Staatsrente : Im Jahre 1825 kreiert, schwankte sie bis 
1830 zwischen 59,8o Frs. und 86,io Frs. Im Jahre 1831 fiel sie auf 46 Frs., 
stieg aher wieder bis auf 86,ss Frs. im Jahre 1840. Unter dem Regime 
der Republik von 1848 schwankte sie zwischen 32,5o und 75,so Frs. Unter 
dem zweiten Kaiserreich erreichte die 3 7« ige Staatsrente ihren höchsten 
Kurs mit 86 Frs. im Jahre 1852, ihren niedrigsten mit 60,5o Frs. im 
Jahre 1859. Die B^oigen Anleihen der Republik zwischen 1881 und 
1891 wurden zu einem Preise von 3,J4 bis 3,»o7o vergeben; den tiefsten 
Stand hatte die B^oige Rente 1871 mit 50,85 Frs.; seitdem aber ging 
ihr Kurs, mit Ausnahme einer Depression im Jahre 1883 (17. Dezember 
74,16), beständig in die Höhe und erreichte am 7. September 1892 zuerst 
den Paristand, am am 13. September 1894 auf 104,so zu steigen, während 
der höchste Kurs des Jahres 1895: 108,75 war. 
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zinsung immer schwieriger und fielen die 4 ^/o igen Obligationen 
der Bahn Paris- Ronen (zu nominell 1250 Frs.) im Jahre 1856 
auf 820 Frs., die 4 > igen der Straßburg - Baseler Bahn 
(nominell ebenfalls 1250 Frs.) auf 910 Frs., die der Linie 
Lyon-M^diterran^e (bei 625 Frs. Nennwert) auf 470 Frs. 

Damals wurde die 3®/oige Form für die Eisenbahnobli- 
gationen angenommen, um damit das Publikum, welches in 
dem niedrigen Ausgabenkurs gegenüber dem Rückzahlungs- 
wert eine große Chance erblickte, von neuem für die Obli- 
gationen zu gewinnen, wobei darauf gerechnet wurde, daß 
sich der Kapitalist eventuell mit einer etwas kleineren Rente 
begnügen würde, falls er, wenn er beispielsweise eine Obli- 
gation zu 300 Frs. erwarb, erwarten könnte, daß ihm dieselbe 
später mit einem Nutzen von 50 bis 65®/o zu 500 Frs. zurück- 
gezahlt werden würde. Im Jahre 1854 wurden dann wirklich 
3^/oige Obligationen der Nordbahn mit 340 Frs. gehandelt, das 
ist gleich einem Zinsgenuß von 4,40^/o, während die sich zu 
5 bis 5^5^/0 verzinsenden Paris- Versailler 4 ^/o igen Obligationen 
(a 1250 Frs.) an der Börse von 960 bis 990 Frs. notierten, was 
eine um ^/s bis fast P/o höhere Verzinsung als bei den 3®/oigen 
ausmacht^). Zu jener Zeit aber wäre eine Konversion der 
4- und 5°/oigen Obligationen auch aus wirtschaftlichen Gründen 
um so weniger * möglich gewesen, als die neuen 3®/oigen 
Obligationen trotz ihrer verhältnismäßig günstigen Bewer- 
tung doch nur schwer unterzubringen waren, so zwar^ 
daß, wie bereits weiter oben bemerkt ist, im Jahre 1860 
die Bank von Frankreich zu Gunsten der Eisenbahngesell- 
schaften hatte intervenieren und eine öffentliche Subskription 



^) Dieselbe Erscheinung wie seinerzeit bei den S'^/oigen Obligationen 
ist auch neuerdings bei den ersten Versuchen der Emittierung 2*/« ^/oiger 
Papiere zu Tage getreten. Das PubUkum hat denselben, wie wir oben 
S. 371 ff. gesehen haben, sogar einen günstigeren Preis als den Staatsrenten, 
d. h. eine etwas niedrigere Verzinsung bewilligt, nicht etwa, weil es 
den Kredit der Gesellschaften für einen besseren als den des Staates 
hält, sondern weil es seinen Vorteil in der Differenz zwischen dem 
Emissionskurse und dem Rückzahlungspreise sucht und außerdem in dem 
niedrigeren Zinsfuß eine Garantie gegen eine baldige Konversion sieht. 
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veranstalten müssen, die am 30. Juni 1860 geschlossen wurde 
und bei einer Gesamtausgabe von 1023000 Obligationen für 
sieben Gesellschaften Zeichnungen für nur 1 625 155 Obligationen 
aufwies^). Vom Jahre 1852 bis 1870 wurde die Form der 
4- und 5^/0 igen Obligationen trotz ihrer höheren Verzinsung 
mehr und mehr vernachlässigt, während die 3% igen immer 
beliebter wurden und sich damals schon die bis heute an- 
dauernde Bewegung ihrer Kurse zeigte. Gerade aber die Be- 
liebtheit der 3 > igen Obligationen, die ihren Grund, wie ge- 
sagt, in der Erwartung der Parirückzahlung eines weit unter 
pari emittierten Papiers findet, beweist a priori, daß jene 
Form die richtige war. Stellte sich deren Verzinsung einerseits 
keineswegs höher als die der 5- oder 4 ^/o igen Papiere^), so 
ist andererseits zu berücksichtigen, daß, wenn die Eisenbahn- 
gesellschaften die Emissionen von letzteren fortgesetzt hätten, 
auch deren Konversion allein schon aus wirtschaftlichen Gründen 
nur unter besonderen Umständen möglich gewesen wäre, wie 
ein Bück auf die französische Rente darthut, die ebenfalls nur 
unter großen Schwierigkeiten hat konvertiert werden können. 
So konnten die 1825 ausgegebenen 5®/oigen Staatspapiere erst 
27 Jahre später, im Jahre 1852, in 4V2*^/oige, die 1852 aus- 
gegebenen 4^2^/0 igen ebenso erst 10 Jahre später in 4^/oige 
umgewandelt werden. Nach dem Kriege von 1870/71 mußte 
der Staat seine Anleihen abermals zu 5^/0 kontrahieren, die er 
erst im Jahre 1883, also 11 Jahre später, konvertieren konnte, 
während es erst im Jahre 1887 gelang, den Rest der i^lo und 
weitere 4^2^/0 ige Renten in 3®/oige umzuwandeln. Auch hatte 
der Staat, als er 1883 seine 5®/oigen Renten konvertierte, sich 



*) Die Emittenten waren die Ardennen-, die Bauphine-, die Ost-, 
Lyoner, Süd-, Orleans- und West-Gesellschaft. Subskribiert hatten in 
Paris 13480, in den Departements 15 120, zusammen nur 38600 Personen. 

^ Die oben S. 353, Anm. 1, gegebene Berechnung der heutigen 
durchschnittlichen Verzinsung des für diese Obligationen realisierten 
Kapitals und die Verzinsung der für die 3 "/o igen Obligationen erlösten 
Summen läßt sich nicht vergleichen, da, wie an jener Stelle bemerkt, 
für erstere heute nicht mehr das ursprünglich realisierte Kapital, sondern 
zum Theil das Resultat von Konversionen vorliegt. 
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den Gläubigern gegenüber verpflichten müssen, die neuen 
4Vs^/oigen Titres während 10 Jahren nicht einer abermaligen 
Konversion zu unterwerfen. 

Unbeschadet dessen, was wir weiter oben im allgemeinen 
über Konversionen sagten, ist zweifellos zuzugeben, daß die Be- 
urteilung des Zeitpunktes, wann dieselben vorgenommen werden 
können, eine sehr schwierige und verantwortliche ist. — Von dem 
Vorteil der Konversionen kann man, wenn dieselben gelungen 
sind, leicht sprechen; viel schwieriger ist es, dieselben gut durch- 
zuführen. Mißglücken sie, so ist der Kredit schwer geschädigt. 
Kein Geringerer als Garnot hat sich als damaliger Finanzminister 
in der Sitzung der Deputiertenkammer vom 8. April 1886 
über Konversionen im allgemeinen, wie folgt, ausgesprochen: 
„Alle Konversionen erwecken stets ein Mißverständnis und 
muß sich die Staatskunst sehr wohl hüten, sich ihrer zu 
häufig zu bedienen, weil der Kapitalist immer glauben wird, 
daß er eines Teils seines Eigentums beraubt wird, wenn man 
seine Rente vermindert. So werden Papiere, von denen man 
annimmt, daß sie konvertiert werden, immer diskreditiert sein.* 

Dieses Dilemma, in dem sich der Konvertierende, selbst wenn 
er konvertieren darf, stets gegenüber einer Anzahl seiner Gläubiger 
befinden wird, glücklich vermieden, die Eisenbahngesellschaften 
wie ihre Kapitalgeber durch 40 Jahre, in welchen dieselben 
ihre heutige Kreditstellung erst erkämpfen und andererseits von 
ihrem Kredit ausgiebigsten Gebrauch machen mußten, vor der 
Notwendigkeit eines Konversionsversuches bewahrt und dennoch 
die Aufbringung der gewaltigen für die Eisenbahnen nötigen 
Summen zu keinem höheren als dem jeweilig üblichen Zinsfuß 
ermöglicht zu haben, ist ein unleugbares Verdienst der 3®/oigen 
Form der Obligationen, die sich allerdings unter den heutigen 
Verhältnissen, wie wir oben nachweisen konnten, überlebt hat. 

Die vorstehenden Untersuchungen haben ergeben, daß die 
Finanzierung der großen französischen Eisenbahngesellschaften, 
welche ihre Kapitalien nicht teurer als zu den jeweilig üblichen 
Preisen, schließlich sogar billiger als selbst der Staat erworben 
haben und ebenso dieselben heute nicht höher als dieser seine 
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Renten, sondern unter Berücksichtigung der Steuern sogar 
geringer verzinsen, eine durchaus glückliche war. 

Wenn wir uns einen Augenblick vorstellen, daß der fran- 
zösische Staat gleich von Beginn des Eisenbahnbaues an 
die gewaltige Entwickelung der Eisenbahnen hätte vorhersehen 
können und selbst die sämtlichen Linien hätte bauen und ver- 
walten wollen, die Frankreich heute besitzt, so würde er, unter 
der Voraussetzung, daß er nicht teurer als die Gesellschaften 
gebaut hätte, zu seiner gegenwärtigen Schuldenlast von rund 
33 Milliarden Frs. wegen der Eisenbahnen bis zum Jahre 1894 
in runder Summe noch für weitere 18,5 MiUiarden Frs. Anleihen 
haben aufnehmen müssen. Somit würde seine Schuldenlast, 
abgesehen von einer etwaigen Amortisation, heute rund 51 Mil- 
liarden betragen. Bezüglich der Amortisation aber ist es sehr 
fraglich, ob er in der Lage gewesen wäre, bis zu demselben 
Termin einen entsprechend größeren Schuldbetrag oder auch 
nur so viel wie die Gesellschaften zu amortisieren. Dagegen 
hätte er zur Deckung des Defizits der von ihm gebauten 
Bahnen, bis diese ihre Kapitalien selbst hätten verzinsen 
können, neue Steuern ausschreiben oder abermals seine Schulden 
und wegen deren Verzinsung wiederum die Steuerlast erhöhen 
müssen. Umgekehrt verzinsen die Eisenbahngesellschafken 
heute nicht nur ihre Anleihen und einen Teil ihres Aktien- 
kapitals selbst, sondern müssen dieselben auch in steigender 
Progression amortisieren^); für den Betrag aber, um welchen 



') WennTh^ry, „Histoire des grandes compagnies de chemins de 
fer fran9ai8*, 1894, p. 216, berechnet, daß die regelmäßige Amortisation 
der Aktien und Obligationen der sechs großen Gesellschaften unter der 
Voraussetzung, daß keine neuen Obligationen ausgegeben würden, bis 
zum £rlÖ8chen der Konzessionen folgende Summen betragen würde: 



1895: 104 589 800 Frs. 
1900: 121525200 , 
1905: 141 181 000 , 
1910: 167 205 200 , 



1915: 194 598 900 Frs. 
1920: 226 214 000 „ 
1925:262 984 200 , 
1930:305 803 200 , 



1935: 355 645 900 Frs. 
1940:413 685000 , 
1945:481236 000 , 
1950: 560 222 000 , 



so hat seine Berechnung keine aktuelle Bedeutung, einmal, weil 
jene Voraussetzung unzutreffend ist, die Gesellschaften vielmehr ver- 
tragsmäßig verpflichtet sind, auch nach 1895 noch namhafte Anleihen 
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ihre Nettoeinnahmen hierzu nicht ausreichen und der vorläufig 
mittelst der Zinsgarantie gedeckt wird, haften sie dem Staate 
mit dem ganzen Material ihrer Bahnen, das bei Ablauf der 
Konzessionen eventuell auf die noch vorhandenen Garantie- 
schulden zu verrechnen ist^). Allerdings hat, da den Gesell- 
schaften die Durchführung dieser schweren Aufgabe bis zum Ab- 
lauf der Konzessionen auferlegt ist, die Tarif politik dieselbe 
zu berücksichtigen. Des weiteren resultiert aus dieser schweren 
Last der zwangsweisen Amortisation, daß die Nettoertrag- 



sowohl für eigene Rechnung als für Rechnung des Staates aufzunehmen, 
sodann, weil diese Berechnung die weitere Kursentwickelung und die, 
soweit das nach der Rechtslage möglich ist, wahrscheinliche Konversion 
der Obligationen nicht in Betracht zieht, vor allem aber, weil zu 
berücksichtigen ist, daß ein Teil der Amortisation, nämlich derjenigen 
Obligationen, die für Rechnung des Staates emittiert sind, gar nicht 
den Gesellschaften zur Last fUllt. Wir werden auf diese Verhältnisse 
an anderer Stelle, an der wir eine Berechnung über die wahrschein- 
liche künftige Elntwickelung der finanziellen Verhältnisse der Gesell- 
schaften zu machen haben werden, näher eingehen. 

^) Am 31. Dezember 1893 wurde das Aktivvermögen der sechs 
Gesellschaften, wie folgt, geschätzt: 





Aktiv- 
vermögen 
jüberhaupt 

|Mill. Frs. 


Darunter Wert 
des rollenden 
Materials, Mobi- 
liars, der sonst. 
Ausrüstung und 
der Vorräte 

Frs. 


Bestand des rollenden Materials 


Gesellschaften 


Loko- 
motiven 


Personen- 
wagen 


Güter- 
und Vieh- 
wagen 


Nordnetz . . 


1550 


344 196 666 


1693 


5 738 


52 823 


Ostnetz . . . 


2 280 


288 983 576 


1337 


3 233 


30852 


Westnetz . . 


1700 


246 478 000 


1466 


4 276 


24331 


Orl^ans-Netz . 


2 050 


246 418 242 


1351 


3 705 


27 284 


P..L.-M.-Netz . 


4 780 


588 581 158 


2511 


5 660 


86 540 


Südnetz . . . 


1490 


175 476 518 


824 


2 330 


22317 


Summe . 

i 


13 850 


1 890 134 160 


9192 


24 942 


244 147 



In dieser Uebersicht stellt also die 3. Spalte das Eigentum der 
Gesellschaften dar, welches nicht dem Heimfallsrecht unterliegt, sondern 
vom Staate beim Ablauf der Konzessionen anzukaufen ist, zugleich diesem 
aber als Pfandobjekt für seine Garantievorschüsse dient. 
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nisse der französischen Eisenbahnen sich nicht einfach mit 
denen der Staatseisenbahnen anderer Länder vergleichen lassen, 
von denen für Rückzahlung ihrer Kapitalschulden wegen des 
viel langsameren Tempos derselben keine entsprechend hohen 
Beträge aufgewendet werden. Letzteres Verhältnis wiederholt 
sich auch in Frankreich selbst, wenn man das französische 
Staatsbahnnetz mit denen der Compagnien vergleicht. Die 600 
oder 900 Millionen Frs.'), die jenes gekostet hat, erscheinen 
unter der öffentlichen Schuld und werden gleichmäßig wie die 
übrigen Staatsschulden nur scheinbar amortisiert, d. h. eben 
nicht zurückgezahlt. Gerade aber die zwangsweise Amorti- 
sation der Eisenbahngesellschaften, die bis zu dem bestimmten 
Termin des Ablaufs der Konzessionen durchgeführt sein muß, 
ist für den Staat von besonderer Bedeutung. Anstatt durch 
den Bau der Bahnen in eigener Begie seine Schuldenlast um 
mehr als die Hälfte ihres heutigen Betrages vermehrt zu 
haben, wird er bei ruhiger Weiterentwickelung der Verhältnisse, 
um die Mitte des nächsten Jahrhunderts, wie wir des öfteren 
gesehen haben, im Besitz von rund 38500 km Eisen- 
bahnen mehr sein, die heute einen Kosten wert von rund 
13 Milliarden und einen Kurswert von etwa 18,5 Milliarden, 
d. h. über ^/s bezw. über die Hälfte des Betrages der Staats- 
schuld repräsentieren. Bis in die Mitte des nächsten Jahr- 
hunderts wird der Kapitalbetrag der französischen Staatsschuld 
zweifellos weiter gewachsen sein, ebenso aber auch bei sich 
steigerndem Verkehr auf den Eisenbahnen der Wert der 
letzteren. Ob dann der Staat zur Deckung etwaiger Forde- 
rungen für Garantievorschüsse, die er allerdings aus Anleihen 
leistet, sich einfach kostenlos in den Besitz des mobilen Eigen- 
tums der Gesellschaften setzen wird, oder ob er, falls die 
Garantievorschüsse gedeckt sein sollten *), jenes wird ankaufen 
müssen, ist nur von sekundärer Wichtigkeit. Seinen Passiven 
aber wird er in beiden Fällen in dem aller Wahrscheinlichkeit 



») Vergl. Kap. 17. 

^ Betreffs dieser Wahrscheinlichkeit verweisen wir auf unsere wieder- 
holt erwähnte Rechnung im Teil III dieses Kap. 18. 
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nach ganz schuldenfreien oder im schlimmsten Fall nur ver- 
schwindend gering belasteten Besitz der Bahnen einen nam* 
haften Zuwachs an Aktiven gegenüberzustellen haben, der um 
so wertvoller sein wird, als er in produktiven Anlagen besteht. 

Die sechs großen Eisenbahngesellschaften hatten in dem 
ungünstigen Wirtschaftsjahr 1893 (einschließlich der Pariser 
Gürtelbahnen und der Rhöne-Mont Cenis-Bahn) immerhin noch 
eine Bruttoeinnahme von 1146285614 Frs., denen 644158415 
Frs. an Betriebsausgaben und Verwaltungskosten gegenüber- 
stehen, d. i. gleich einer Nettoeinnahme von 502 127199 Frs. ^), 
die, zuzüglich der 100126000 Frs., die der Staat in Form 
von Garantiezuschüssen leisten sollte, zum Zins-, Dividenden- 
und Amortisationsdienst der Eisenbahnen verwendet wurden. 
Somit würde der Staat, wenn er 1893 bereits freier Eigen- 
tümer der Eisenbahnen gewesen wäre, sein Budget um rund 
600 Millionen Frs., d. i. um rund 100 Millionen mehr als die 
sämtlichen direkten Steuern und die denselben „assimilierten 
Taxen" heute erbringen, erleichtert gesehen haben, und ist 
die Annahme gewiß berechtigt, daß bis zum Ablauf der Kon- 
zessionen sich die Brutto- und die entsprechenden Netto- 
einnahmen der Eisenbahnen noch gewaltig erhöhen werden. 

Voraussetzung dieses Zukunftsbildes ist, daß die Eisen- 
bahnen nicht neuerlich mit weiteren Bauten als den schon 
vorgesehenen belastet werden, wenn das gesteckte Ziel, das 
zu erreichen heute, wie wir zeigen werden, noch möglich ist, 
wirklich erreicht werden soll: daß nämlich im Augenblick des 
Ablaufs der Konzessionen bis auf einen geringen Betrag der 
noch länger laufenden Obligationen^) die gesamte Kapital- 

^) Die entsprechenden Zahlen für 1894 sind folgende: Einnahmen 
1184099000 Frs., Betriebskosten 650395000 Frs., Betriebsüberschuß 
533704000 Frs., also bei weitem günstigere, ebenso wie die Bruttoein- 
nahmen des Jahres 1895 mit 1189 340000 Frs. (cf. Buch I, S. 440) und 
die des ersten Halbjahrs 1896 nach den Wochenrapporten des .Journal 
officiel; wegen der Betriebsausgaben für 1895 und 1896 liegen noch keine 
Zahlen vor. — Wir wählen oben absichtlich das ungünstige Jahr 1893, 
um dem Vorwurf einer optimistischen Färbung unserer Darstellung zu 
begegnen. 

2) Vergl. oben S. 837, Anm. 1. 
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schuld der Eisenbahnen an Aktien und Obligationen getilgt 
sein, der Staat aber mit dem Besitz der schuldenfreien Bahnen 
seine Nettoeinnahmen mit einem Schlag sich um den Betrag 
von über zwölfhundert Millionen vermehren sehen wird. 

Heute darüber urteilen zu wollen, was nach rund 60 Jahren 
mit jenen dem Staate zuwachsenden Reineinnahmen geschehen 
wird, ist unfruchtbar. Zweifellos nur ist, daß dann von vielen 
Seiten verlangt werden wird, daß dieselben nicht als solche 
fortbezogen werden sollen, sondern in Tarifherabsetzungen 
verschwinden möchten, und ebenso zweifellos wird der Staat 
auf den einen Teil der heutigen Tarifeinnahmeu, nämlich auf 
das sogenannte Wegegeld, d. h. auf den Ersatz für die Be- 
nutzung des eigentlichen Unterbaues der Linien, verzichten 
können, da die gesamten Kosten der Eisenbahntrace als solcher 
mit jenem Augenblicke amortisiert sein werden. So werden 
die Tarife in jenem Zeitpunkt auf jeden Fall herabgesetzt 
werden können. Der Staat wird dieselben indessen immer 
auf einer solchen Höhe halten wollen, daß ihm aus dem Be- 
trieb der Eisenbahnen Reineinnahmen übrig bleiben. Hat er 
doch für die Gesamtheit aller seiner Staatsbürger zu sorgen; 
und wie groß auch die Anzahl derjenigen sein mag, die die 
Eisenbahnen in der einen oder anderen Weise benutzen und 
somit Interesse an billigen Tarifen haben , so ist doch die 
Anzahl sämtlicher Bürger noch größer. Für diese aber wird 
der Staat vor allem so zu sorgen versuchen, daß er im Hin- 
blick auf die Reineinnahmen aus seinem Eigenbesitz, hier den 
Eisenbahnen, die Notwendigkeit höherer Steuern vermeidet. 

Die Reineinnahmen aber, die der französische Staat im 
Falle des Heimfalls beziehen wird, werden von ganz anderer Art 
sein als der sogenannte »Unternehmergewinn* der heutigen 
preußischen Staatsbahnverwaltung. Letzterer wird nach Deckung 
der Betriebskosten noch über eine reichliche Verzinsung etc. 
der Eisenbahnschuld hinaus erzielt, während der französische 
Staat in obigem Fall keinerlei Eisenbahnkapital mehr zu ver- 
zinsen hat, somit alle Ueberschüsse über die Deckung der Be- 
triebsausgaben hinaus für ihn zu Reineinnahmen werden, die 
er zum Teil für Inreservestellungen wird benutzen wollen. 
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Während somit Preußen den Betrieb auf seinen Staatsbahnen 
in finanzieller Hinsicht und damit auch im Ansatz der Tarife, 
wenn der Staat »üntemehmergewinn* machen will, ganz nach 
Analogie eines Privatunternehmers ausgestalten muis, wird der 
französische Staat mit seinen finanziellen Ansprüchen wegen 
seines Eisenbahndienstes sehr weit unter die des Privatunter- 
nehmers, der sein Kapital aus dem Betrieb zu verzinsen hat 
und darüber hinaus noch Unternehmergewinn machen will, 
heruntergehen können und doch noch Reineinnahmen erzielen. 

Auf solche zu verzichten, wird der französische Staat aber 
um so weniger Veranlassung haben, als er für die Leistungen, 
welche er aus den Mitteln seiner Steuerzahler für die Bahnen 
in Form aller der teils in bar, teils in Annuitäten gezahlten 
Subventionen gemacht hat und noch macht, billigerweise s. Z. 
in Reineinnahmen aus den Bahnen zum Besten der Allgemein- 
heit Ersatz suchen wird. 

Es kann, wie bereits gesagt, unsere Aufgabe nicht sein, 
uns mit dem Leser länger darüber zu unterhalten, was der 
französische Finanzminister und der Minister der öffentlichen 
Arbeiten in der Mitte des nächsten Jahrhunderts mit den 
Eisenbahnen nach deren Heimfall thun werden. Unter den 
heutigen Verhältnissen aber wird die französische Regierung 
daran denken müssen, daß sie die in den ihr zufallenden Eisen- 
bahnen steckende latente Reserve möglichst schonend behan- 
delt. Die gewaltige Schuldenlast Frankreichs, die täglich weiter 
wächst, belastet die Zukunft mehr als genügend, besonders 
auch dadurch, daß die dort vorzugsweise beliebte Form der 
Schuldaufnahmen die der ewigen Rente ist und nur ungefähr 
der sechste Teil der französischen Schuld unter der Ver- 
pflichtung der Rückzahlung aufgenommen wurde. Wenn aber 
der Staat dafür sorgt, daß die französischen Eisen- 
bahnen in der Lage bleiben, regelmäßig ihr eigenes Ver- 
mögen zu amortisieren, so amortisiert er dadurch 
indirekt auch einen Teil seiner eigenen Schulden. 

Gerade der finanzielle Gesichtspunkt ist es, aus dem die 
Gegner eines vorzeitigen Rückkaufs der Eisenbahnen die Stärke 
ihrer Argumente ziehen. Und wenn denselben regelmäßig 
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entgegengehalten wird, daß der Staat, wenn er die Eisen- 
bahnen zurückkaufe, ebenfalls amortisieren könne, so ist darauf 
immer und immer wieder geantwortet worden, daß selbst der 
energischste Finanzminister jeweilig verführt sein würde, sogar 
fest präliminierte Amortisationszahlungen angesichts eventueller 
Unterbilanzen des Budgets nicht inne zu halten; und wenn 
er selbst diesen Verpflichtungen nachkommen wollte, so würde 
doch das Parlament im Augenblick eines Defizits ihn zwingen, 
statt neue Mittel zur Deckung desselben zu beschaffen, einfach 
um die entsprechenden Beträge weniger zu amortisieren ^). 



*) Ein Beispiel hierfür bietet das preußische Eisenbahnwesen. Als 
1879 die Verstaatlichung der preußischen Eisenbahnen im großen Stile 
inauguriert wurde (vergl. Drucksachen des Abgeordnetenhauses, Session 
1879/80, Nr. 5), und wiederholt betont worden war, daß »die Steigerung der 
Ueberschüsse nicht das Ziel der Staatseisenbahnpolitik' sei, „dieses nicht 
sowohl auf die Erzielung gewinnbringender ueberschüsse, als auf die 
Förderung des wirtschaftlichen Wohles des Landes zu richten' sei (Be- 
richt des Eisenbahnministei-B an den König vom 8. Mai), daß man „nicht 
Eisenbahnpolitik aus einem engherzigen Standpunkte treiben, nicht eine 
melkende Kuh für sich aus ihr machen" wolle (Bede desselben Ministers 
im Herrenhause am 10. Juni 1886) — verlangte die Majorität der Ab- 
geordneten ein Gesetz, welches die Garantie für eine zweckmäßige Ver- 
wendung der Eisenbahnüberschüsse bieten sollte. Die Grundzüge dieses 
Gesetzes wurden von der betreffenden Kommission unter Zustimmung 
der Regierung dahin festgesetzt, daß aus dem Betriebsüberschuß der 
Staatseisenbahnen zunächst die Verzinsung der Eisenbahnkapitalschuld 
zu bestreiten sei und der weitere Reingewinn dazu dienen solle, ein 
etwaiges Defizit der Staatsausgaben bis zum Höchstbetrage von 2,t Mil- 
lionen Mark zu decken, sodann einen Reservefonds in Höhe von 1 7o der 
jeweiligen Bahnkapitalschuld anzusammeln und nach Anfüllung des 
letzteren zugleich mindestens V< 'Vo der Schuld jährlich zu tilgen; eine 
Tilgung über V> 7o hinaus sollte unterbleiben, wenn und soweit das 
Staatshaushaltsgesetz eine andere Verwendung festsetzen würde, wobei 
in erster Reihe an die Bestreitung außerordentlicher Ausgaben für Neu- 
und Erweiterungsbauten von Bahnen sowie für Vermehrung und Ver- 
besserung des rollenden Materials zu denken sein solle. Als aber 
im nächsten Jahre die Regierung einen entsprechenden Gesetzentwurf 
vorlegte, war die Majorität der Abgeordneten inzwischen anderer An- 
sicht geworden ; sie hatte gegen das Ansammeln eines so großen Reserve- 
fonds von 50 bis 60 Millionen Mark in Händen des Staates konstitutionelle 
Bedenken und lehnte ebenso eine regelmäßige zwangsweise Amortisation 
Kanfmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 26 
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Im übrigen würde der Rückkauf bei den gegenwärtigen Ver- 
hältnissen nur unter großen Opfern zu ermöglichen sein. Für 
die Eventualität desselben sind die Bestimmungen in den ur- 
sprünglichen Konzessionen festgelegt und durch die Kon- 



gerade mit Rücksicht auf den etwaigen Bedarf des Staates nach neuen 
Anleihen ab ; es wäre, meinte man, irrationell, auf der einen Seite Schulden 
zu tilgen, wenn man auf der anderen Seite deren neue machen müsse. 
Man übersah dabei nur, daß eine regelmäMge Schuldentilgung einerseits 
sehr geeignet ist, den Kredit des Schuldners zu heben und ihm im 
gegebenen Augenblick die Aufnahme neuer Anleihen zu erleichtern, so- 
dann auch, daß es etwas sehr Verschiedenes ist. das in einer wirtschaft- 
lichen Anlage fixierte Kapital nicht zu amortisieren, oder aUgemeine 
Staatsschulden nicht zu tilgen, um neue Anleihen zu vermeiden. Im letz- 
teren Falle hat man — gleiche Bedingungen für den Preis der Kapitalien 
vorausgesetzt, denn anderenfalls kann es auch fttr den Staat vorteilhafter 
sein, ältere Schulden zu tilgen und die in den Finanzen dadurch ent- 
stehende Lücke durch eine neue Anleihe auszufüllen, eine Art Konversion 
ohne die Inkonvenienzen einer solchen — nur die Zahlung der gleichen 
Zinsen auf Grund neuer Schuldtitel vermieden, der thatsächliche Stand der 
Staatsschuld aber ist dann derselbe geblieben. Setzt man dagegen die 
Amoii.isation des in einem wirtschaftlichen Unternehmen angelegten 
Kapitals aus, so belastet man dadurch die Zukunft mit der Weiterzahlung 
höherer Zinsen und mit der länger dauernden oder gesteigerten Amorti- 
sation, die dem Unternehmen selbst zur Last fällt und die Accommodations- 
fähigkeit desselben an die Bedürfnisse einer künftigen Zeit erschwert; 
man verschiebt die Verteilung der Last zwischen Gegenwart und Zukunft 
zu Ungunsten der letzteren. — Die Regierung hatte keine Ursache, sich 
der veränderten Meinung der Majorität, die ihr eine größere Aktions- 
freiheit wegen der vorhandenen. Geldmittel bot, zu widersetzen. In 
dem Gesetz vom 27. März 1882, welches demgemäß zu stände kam, ist 
von der Bildung eines Reservefonds keine Rede; es behielt die Abführung 
von 2,t Millionen Mark an die Staatskasse behufs Ausgleichung eines 
etwaigen Defizits derselben bei, bestimmte aber, daß die Amortisation, 
in Höhe von % °/o (neben der Verzinsung, die aus den Ueberschüssen 
zu leisten ist) obligatorisch nur für diejenigen bereits vorhandenen 
oder noch zu kontrahierenden Eisenbahnschulden sein solle, bei denen die 
Amortisation planmäßig stattzufinden hat. Das aber sind verhältnis- 
mäßig nur geringe Beträge; und hat diese planmäßige, wirkliche Amorti- 
sation von Eisenbahnkapitalschulden nach einer dem Etat für 1894/95 bei- 
gegebenen Uebersicht in dem elfjährigen Zeitraum von 1882/83 bis 1892/93 
zusammen nur 44592 914 Mark betragen. Die regelmäßige Amortisation 
der Eisenbahnschuld war damit in der Hauptsache dem Zufall über- 
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ventionen des Jahres 1883 in einzelnen Punkten neu geregelt 
worden, die von uns im 13. Kapitel besprochen sind. Der 
Rückkauf wäre für alle die Strecken, die über 15 Jahre im 
Betriebe sind, so zu bewerkstelligen, daß das Nettoerträgnis 



lassen. Die eben erwähnte Uebersicht berechnet, daß die Eisenbahn- 
überschüsse in jenem einährigen Zeitraum nach Abzug der Verzinsung 
der Eisenbahnkapitalschuld im ganzen 958,o Millionen Mark betragen 
haben; davon seien zur planmäßigen Amortisation jene 44,6 Millionen 
und ferner zur außerordentlichen Tilgung von Staatsschulden und z u r V e r- 
rechnung auf bewilligte Anleihen 422,o Millionen, zusammen 
466,6 Millionen Mark verwendet worden, während, wenn die Tilgung 
der ganzen Eisenbahnkapitalschuld zu *l4^[o regelmäßig stattgefunden 
hätte, dieselbe 378,o Millionen Mark statt jener 466,6 Millionen betragen 
haben würde; 491,4 Millionen Mark sind zu anderen etatsmäßigen Aus- 
gaben gebraucht worden. — Es kommt aber darauf an, wie die 422 Mil- 
lionen „zur Tilgung von Staatsschulden und zur Verrechnung auf be- 
willigte Anleihen* verwendet worden sind. Zunächst ist daran festzu- 
halten, daß die einmaligen Ausgaben der Eisenbahnverwaltung bei Be- 
rechnung des BetriebsÜberschuBses noch nicht berücksichtigt sind, und 
daß diese nach geschehener Verzinsung und planmäßiger Amortisation 
zunächst von den Eisenbahnüberschüssen zu bestreiten gewesen wären, 
während thatsäehlich der Umbau von Bahnhöfen, die Legung zweiter 
Geleise, Vermehrung der Betriebsmittel, Herstellung schienenfreier Ueber- 
führungen und dergleichen vielfach aus Anleihemitteln bestritten worden 
sind. Die größte Eigentümlichkeit liegt aber in der sogenannten Ver- 
wendung der Ueberschüsse zur außerordentlichen Tilgung von Staats- 
schulden bezw. zur Verrechnung auf bewilligte Anleihen, 
auf Grund deren die den Etats beigegebenen Uebersichten über die 
Verwendung der Ueberschüsse regelmäßig eine Abschreibung von der 
Eisen bahnkapitalschuld vornehmen. Wenn ein Eisenbahnüberschuß dazu 
verwendet worden ist, um auf eine zu irgend welchen Staatszwecken be- 
willigte Anleihe verrechnet zu werden, d. h. wenn diese Anleihe nicht 
gemacht zu werden braucht, weil die Eisenbahnüberschüsse das nötige Geld 
lieferten, ist darum von der Eisenbahnschuld wirklich etwas getilgt? 
Oder hat nun die Eisenbahnverwaltung für einen entsprechenden Zins- 
betrag weniger zu sorgen? Das wäre der Fall, wenn die Verwaltung der 
Staatsschulden und die der Eisenbahnschulden positiv getrennt wären, so 
daß jene bei solchen Verrechnungen an diese die entsprechenden Staats- 
schuldtitel auszufolgen und die bezüglichen Zinsen zu bezahlen hätte. 
So lange aber Staats- und Eisenbahnschulden auf einem Konto stehen 
und die nach Verzinsung und obligatorischer Amortisation übrig bleiben- 
den Eisenbahnüberschüsse mit den sonstigen Staatsmitteln ebenfalls in 
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der letzten sieben Jahre vor dem beabsichtigten Rückkauf 
unter Abzug der zwei schlechtesten im mittleren Durchschnitt 
berechnet wird und als feste Rente den betreffenden Gesell- 
schaften bis zum Ablauf der Konzessionen auszuzahlen ist, 
während die Gesellschaften für diejenigen Linien, die weniger 
als 15 Jahre im Betrieb sind, d. i. für die naturgemäß am 
wenigsten guten, das volle von ihnen aufgewendete Anlage- 
kapital zurückzufordern berechtigt sind. 

Für die Ost-, West-, Orleans- und Süd-Gesellschaft haben 
nach den Konventionen des Jahres 1883 die Dividenden in 
ihrer garantierten Höhe als Basis für die obige Berechnung 
zu dienen. So könnten die Aktionäre bei einem eventuellen 
Rückkauf nur gewinnen. Müßte beispielsweise der Staat den 
Aktionären der Orl^ans-Qesellschaft 56 Frs. Rente zahlen, so 
würde das — 3 Frs. Rente nach dem mittleren Kurse der- 
selben von 1895 (101,67 Frs.) in 3^/oige Staatsrente umgerech- 
net — einen Kapital wert von rund 1900 Frs. gegenüber einem 
durchschnittlichen Kurswert der Aktien im selben Jahre von 
1573 Frs. ergeben, so daß der einzelne Aktionär beim 



einen Topf gethan werden, solange ist, wenn man mit Hilfe dieser lieber- 
Schüsse eine neae Staatsanleihe vermieden hat, positiv nichts getilgt 
und jene Abschreibung von der Eisenbahnkapitalschuld eine reine Fiktion, 
eine kalkulatorische Gruppierung von Zahlen ohne substantielle Be- 
deutung, üebereinstimmend mit dieser unserer Auffassung bezeichnet 
auch Ulrich in seinem Buche „Staffeltarife und Wasserstraßen", Berlin 
1894, in welchem er (S. 108) die von uns angezogene jährliche Uebersicht 
zum Eisenbahnetat aus demjenigen für 1893/94 in übersichtlicher Form 
reproduziert, auf S. 111 nur den entsprechenden Betrag von etwas über 
40 Millionen Mark als ,zur wirklichen Tilgung der Eisenbahnschuld* 
verwendet. Wenn Uammacher, ,Die Verwendung der preußischen 
Eisenbahnüberscbüsse", Preußische Jahrbücher, Band 79, 1895, S. 503 ff-, 
ohne die Staatsbahnen als etwas für sich Bestehendes von dem Ganzen 
der Staatsverwaltung abtrennen zu wollen, zunächst nur die Bildung 
eines Reservefonds von 1 ^/o der jetzigen Eapitalschuld = 56 Millionen und 
die Verwendung der üeberschüsse zur wirklichen Tilgung der im Inter- 
esse der Eisenbahnen aufgenommenen Kapitalien wünscht, so würden 
wir in dieser Maßregel nur ein vorbereitendes üebergangsstadium zu 
einer wirklichen und notwendigen Absonderung der gesamten Eisenbahn- 
finanzverwaltung sehen können. 



Digitized by LjOOQ IC 



— 405 - 

Rückkauf einen Nutzen von 300 bis 400 Frs. per Aktie haben 
würde. 

Ein solcher Rückkauf aber würde den Nominalbetrag der 
französischen Staatsschuld um circa die Hälfte yergrößem und 
gleichzeitig den Staat, der im Besitz der Eisenbahnen alleiniger 
Herr der Tarifbildung wäre, unliebsamen Zwischenfällen aus- 
setzen, da eventuelle Strömungen im Parlament nur zu ge- 
neigt sein würden, die Höhe der Tarife dem jeweiligen von 
allen möglichen Zufallerscheinungen abhängigen Majoritätswillen 
entsprechend zu gestalten. 

Ein Mangel an Einfluß des Staates auf die Eisenbahnen 
aber kann in Prankreich nicht als Grund für eine Verstaat- 
lichung derselben angegeben werden. Die gegenwärtige 
Macht des französischen Staates dem Eisenbahnwesen gegen- 
über beruht, neben seiner Staatshoheit als solcher, auf 
seinem zwiefachen Verhältnis zu den Gesellschaften: einer- 
seits darauf, daß er Eigentümer der eigentlichen Trace 
geblieben ist, deren Ausnutzung er den Gesellschaften ge- 
wissermaßen nur in Pacht gegeben hat, welche als Gegen- 
leistung die alten Linien aus- und immer weitere neue 
bauen mußten, während alle die so von den Gesellschaften 
fertiggestellten Bahnen in einem halben Jahrhundert dem 
Staate zufallen ; andererseits darauf, daß der Staat, da er den 
konzessionierten Gesellschaften bedeutende Summen vorgestreckt 
hat, damit zugleich Gläubiger derselben, d. i. seiner Pächter 
wurde. Der Staat, der jederzeit in den Betrieb der Eisen- 
bahnen eingreifen kann, wird in seinem eigenen Interesse nie 
zu tief einschneiden, gleichzeitig aber als Vertreter der Ge- 
samtheit von den Eisenbahnen alles das verlangen, was für 
die Gesamtheit nach Lage der Verhältnisse nützlich erscheint. 
Wenn somit der französische Staat in seinem eigenen Interesse, 
das wiederum das der Gesamtheit seiner Bürger ist, die Tarife 
nicht so tief herabdrücken wird, daß dadurch die Einnahmen 
der Gesellschaften zu schwer getroffen würden, denen er in 
solchem Falle infolge seiner Garantiepflicht um so größere 
Zuschüsse aus seinen, wie wir weiter unten nachweisen werden, 
Nettoüberschüssen aus dem Eisenbahnwesen, d. i. auf Kosten 
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der gegenwärtigen Steuerzahler, leisten müßte, so wird doch 
der Staat umgekehrt ein zu weites Hinaufgehen der Tarife, 
die in ihrem Maximum durch die Bedingnishefte so wie so 
gebunden sind, abermals im Interesse der Gesamtheit seiner 
Borger nicht dulden. 

Aus der ganzen Geschichte der Tarif bildung Frankreichs 
aber lägt sich nachweisen, daß ein einmal herabgesetzter Tarif 
kaum je wieder erhöht worden ist. Diese Tradition ist in 
einzelnen Fällen sogar schädlich gewesen, insofern dadurch 
die Gesellschaften davon abgehalten worden sind, auf dem 
Gebiet der Verbilligung der Tarife Versuche zu machen. 

Ebensowenig aber, wie aus einem etwaigen Mangel an 
Einfluß des Staates auf die Compagnien, kann eine Notwendigkeit 
des gefährlichen Experiments des Rachat aus technischen 
Erwägungen hergeleitet werden. Auch heute stehen an der 
Spitze der Gesellschaften Staatsingenieure, so daß das leitende 
Personal sich kaum ändern würde, wenn der Staat die Bahnen 
selbst betreiben wollte. Es ist vielmehr anzunehmen, daß 
letzterer unter den jetzigen Verhältnissen der fremden Ver- 
waltung der Eisenbahnen unparteiischer gegenübersteht, als 
wenn er gleichzeitig Verwalter und Beurteiler der Verwaltung 
sein würde. 

Die wirkliche Schwierigkeit für den französischen Staat 
wird erst in dem Augenblick des Ablaufs der Konzessions- 
dauer anheben, wenn es sich darum handeln wird, von wem 
und in welcher Weise die dann in das freie Eigentum des 
Staates übergegangenen Bahnen bewirtschaftet werden 
sollen. 

Aber auch daran ist zu denken, daß, ebenso wie vor 
50 Jahren sich niemand ein Bild von dem gegenwärtigen 
Eisenbahnwesen machen konnte, die Zukunft vielleicht ganz 
andere Verkehrsmittel zeitigen wird, von denen wir uns heute 
keine Vorstellung machen können. Vielleicht werden in 
50 Jahren die jetzigen Eisenbahnstraßen längst verlassen sein, 
vielleicht werden dann elektrische Bahnen funktionieren, die als 
Schwebebahnen allein durch einzelne Pfeiler den Boden be- 
rühren; vielleicht wird man zum Ursprung der Lokomotiven 
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in dem Sinne zurückgekehrt sein, daß Motoren die Landstraßen 
als solche befahren, ohne daß es sich dabei um eigentliche 
Schienenbahnen mehr handelt; die Luftschifffahrt wiederum 
kann in heute noch nicht zu überschauender Weise ausgebildet 
sein (?) — kurz, die verschiedenartigsten Entwickelungsmög- 
iichkeiten sind gegeben. 

Auch im Hinblick auf derartige Zukunftsperspektiven ^vürde 
es vom französischen Staat vermessen sein, wenn er in die 
ruhige Entwickelung der heutigen Eisenbahnen und die 
Amortisationspflicht ihrer Unternehmer eingreifen wollte. So 
wird gerade die den Eisenbahngesellschaften auferlegte Zwangs- 
amortisation zu einem der stärksten Argumente gegen den 
Rückkauf der Eisenbahnen. Der Staat, der' die Eisenbahnen 
besäße und selbst ausnützte, würde, froh der Reineinnahmen, 
die ihm die Eisenbahnen einstweilen bringen, und unbekümmert 
darum, ob deren Besitz sich in der Zukunft nicht entwerte, 
sehr schnell jene Amortisationspflicht vergessen. 

Zweifellos aber hat die Regierung gerade Frankreichs die 
Pflicht, die finanzielle Zukunft des Landes möglichst zu ent- 
lasten. So dürfen nicht zu viele neue, unrentable Linien mehr 
gebaut und zu viele kostspielige und unfruchtbare Versuche 
auf den alten gemacht werden. Jede neue Million an Brutto- 
einnahmen der Eisenbahnen kostet diesen, wie vielfach be- 
rechnet worden ist, zunächst deshalb immer das Doppelte bis 
Dreifache, weil dieselbe nurmehr auf vorerst weniger er- 
bringenden Linien erzielt werden kann. 

Die Amortisationssummen werden gleichzeitig immer 
drückender, je näher der Termin der Liquidation rückt, so 
daß heute schon vielfach behauptet worden ist, es werde nötig 
sein, eventuell erst nach Ablauf der Konzessionen rückzahl- 
bare Obligationen auszugeben. Das wird, wie wir später nach- 
zuweisen versuchen werden, nicht nötig sein, wenn nur noch 
die Linien gebaut werden, die heute hierfür in Aussicht ge- 
nommen sind, resp. das Wunschbuch in Bezug auf Neubauten 
von Hauptbahnen als definitiv geschlossen erscheint. Daran wird 
die französische Regierung streng festhalten müssen, die gleich- 
zeitig aus dringenden, sowohl in der Gegenwart wie Zukunft 
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belegenen Nützlichkeitsgründen alle Ursache hat, bei der bis* 
her befolgten Eisenbahnpolitik resp. der zwangsweisen Amor- 
tisation stehen zu bleiben, welche dem Staat in nicht zu 
femer Zukunft mit einem Schlage eine sehr bedeutende, dabei 
aber durchaus notwendige Verbesserung seiner finanziellen 
Lage und Leistungsfähigkeit sichert oder ihn wenigstens vor 
großen Verlusten für den Fall bewahrt, daß sich dem Ver- 
kehr an Stelle der jetzigen Eisenbahnen ganz neue Betriebs- 
mittel darbieten sollten. 

Abgesehen aber von jener zukünftigen Verbesserung seines 
Besitzstandes, welche sich der Staat durch den den Gesell- 
schaften auferlegten Amortisationszwang hat sichern wollen, 
und welche durch die Garantiezahlungen nur vorläufig teilweise 
gemindert erscheint, zieht er neben allen indirekten Vorteilen, 
die aus der Existenz der Eisenbahnen an sich resultieren, schon 
jetzt aus denselben einen direkten Nutzen, der in Frankreich 
auf jährlich rund 300 Millionen Frs. veranschlagt wird. 

Welche Vorteile aber einerseits der Staat bis zum Heim- 
fall der Eisenbahnen aus denselben unmittelbar zieht, und 
welcher privatwirtschaftliche Nutzen andererseits den 
jeweiligen Besitzern der Eisenbahnaktien und -Obligationen 
erwächst, werden wir im Folgenden zu untersuchen haben. 

Mit anderen Worten: es wird auseinanderzusetzen sein, 
welchen ziffermäßig nachweisbaren Zuwachs das Volksver- 
mögen durch die Eisenbahnen erfahren hat und erfahrt, so- 
dann, welche Geldeinnahmen einerseits die Obligationeninhaber 
an Zinsen und die Unternehmer selbst, als Aktionäre, in Ge- 
stalt von Aktienzinsen und Dividenden haben, andererseits aber, 
welchen unmittelbaren Nutzen der Staat und in ihm die große 
Masse des französischen Volkes aus den Eisenbahnen, abgesehen 
von deren allgemeinem Nutzen als Verkehrsinstrument ^), 
ziehen. Der Versuch eines derartigen ziffermäßigen Nach- 
weises bietet zwar große Schwierigkeiten, ist aber zur all- 

') Launbar dt berechnet im Zentralblatt der Bauverwaltung^ 
1894, Nr. 24, »den gemeinwirtachaftlichen Nutzen der Eisenbahnen" fQr 
Deutschland auf jährlich 2 Milliarden Mark, eine Schätzungsziffer, die 
per Analogie auch auf Frankreich anzuwenden sein dürfte. 
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seitigen Beleuchtung des französischen Eisenbahnsystems un- 
erläßlich. 

Zunächst haben die Eisenbahnen, abgesehen von den nicht 
zahlenmäßig feststellbaren gewaltigen Vorteilen für dasselbe, 
als Zuwachs zum Volksvermögen die Beträge zu erwirtschaften, 
welche sich als Differenz zwischen dem von den Gesellschaften 
fQr ihre Schuldverschreibungen realisierten Kapital und den- 
jenigen Summen, welche sie den Inhabern jener Papiere dafür 
zurückerstatten müssen, darstellen. 

Nach der auf S. 330 und 331 mitgeteilten Uebersicht 
hatten für Aktien und Obligationen bis Ende 1893: 





An Kapital 
realisiert 

Frs. 


Dafür eine 
Schuld- 
verpflichtung 
übernommen 

Frs. 


Dififerenz 
Frs. 


Die großen Gesellschaf 
ten 

Die sekundären Haupt 
bahn-Gesellschaften 

Die Lokalbahn- Gesell 
Schäften .... 

Die Algerischen Gesell- 
schaften .... 




12 825 036 618 
202 620039 
191 175 183 
499 588 323 


18 974225 000 
234 570 000 
241 159 350 
750 898 000 


6149188 882 

31 949 961 

49 9841G7 

251309 677 


Zusammen 




13 718 420163 


20 200 852 350 


6482432187 



Die Differenz von 6482,4 Millionen Frs. oder, wenn mau 
von der noch unsicheren Zukunft der algerischen Bahnen ab- 
sehen will, von 6231,1 Millionen Frs., ergibt die Barsummen, 
welche die Eisenbahngesellschaften bis zum Ablauf ihrer Kon- 
zessionen über die in denselben angelegten effektiven (nicht 
Nominal-) Kapitalien hinaus erwirtschaften und durch die pro- 
gressive Amortisation allmählich dem Volksvermögen zugleich 
mit der Rückerstattung der aus diesem in den Eisenbahnen 
angelegten Effektivkapitalien zuführen müssen. 

Die Summen, welche den Obligationeninhabern gleich- 
zeitig jährlich an Zinsen gezahlt werden müssen, sind, der 
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Entwickelung des Bahnnetzes folgend, von Jahr zu Jahr ge* 
stiegen und werden wegen der Hauptbahnen, bis zur Been- 
digung der noch zu bauenden Linien, einige Jahre lang, wegen 
der Lokalbahnen aber noch längere Zeit hindurch wachsen 
müssen. Es betrugen die Obligationenzinsen: 



im Jahre 1892 im Jahre 1893 



der großen Gesellschaften *) 
der sekundären Hauptbahnen 
der Lokalbahnen .... 
der Algerischen Bahnen . . 



zusammen 



473 358 325 Fi-s. 

4 727 864 , 

4 355 090 , 

17 767 834 , 



477 519 377 Frs. 

5 101 766 . 

4 249 823 . 

17 617 277 , 



500 209 1 13 Frs. 504 488 243 Frs. 



das ist ungefähr ebensoviel als die gesamten direkten Staats- 
steuem einschließlich der ihnen assimilierten Taxen in Frank- 
reich und Algier zusammen betragen, welche 1891: 470 Mil- 
lionen Frs. erbrachten, im Budget für 1892 mit 505,8 Mil- 
lionen Frs. und für 1893 mit 507 Millionen Frs. veranschlagt 
waren. — Da die Einwohnerzahl Frankreichs nach der Zählung 
von 1891: 38343192 Seelen beträgt, so bedeuteten die 477 Mil- 
lionen Frs. Obligationenzinsen, welche allein die sechs großen 
Gesellschaften im Jahre 1893 zahlten, pro Kopf der Be- 
völkerung — ohne Abzug der Steuern auf Wertpapiere — 
eine jährliche Revenue von 12,45 Frs. und die sämtlichen Ob- 
ligationenzinsen dieses Jahres eine solche von 13,i5 Frs., was 
einem auf die Kopfquote der Bevölkerung entfallenden Ob- 
ligationenbesitz von nominell 412 bezw. 435 Frs. gleich- 
kommen würde. Obige 13,i6 Frs. entsprechen aber fast zwei 
Dritteln der für Verzinsung und Tilgung der Staatsschulden 
zu berechnenden Kopf quo te von 22,o8 Frs.^), die 412 bezw. 
435 Frs. des durchschnittlichen Obligationenbesitzes mehr 
als der Hälfte der Kopfquote der Kapitalschuld 
von rund 800 Frs. 

Die vorstehenden Zahlen sind sehr wohl geeignet, einen 
Beweis für den Reichtum der französischen Bevölkerung und 



') Cf. Tabelle S. 346 und 347. 

') Cf. unsere Schrift, »Die öffentlichen Ausgaben etc.", 3. Aufl., 
Jena 1893, S. 63. 
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dafür zu erbringen, daß die absolute Last der dortigen ge- 
waltigen Staatsschuld von dieser reichen Bevölkerung relativ 
leicht getragen werden kann ^). 

Während, wie erwähnt, das Zinserfordemis wegen der Ge- 
samtobligationen der französischen Eisenbahnen fortwährend ge- 
wachsen ist und noch wächst, werden umgekehrt die Summen, 
welche für die Remunerierung der Aktien notwendig sind, so 
lange dieselben sich mit der Minimaldividende begnügen müssen, 
von Jahr zu Jahr geringer, weil für die jährlich ausgelosten 
Stücke der statutarisch festgesetzte «Zins*^ in Fortfall kommt. 

Im Ganzen wurden an „Zinsen" und (Super-)Dividenden 
für die Aktien brutto (ohne Steuerabzug) ausgeworfen: 

im Jahre 1892 im Jahre 1893 

von den großen Gesellschaften . 155 773 383 Frs. 154 524 379 Frs. 

von den sekundären Hauptbahnen 3 340 060 » 3 107 565 , 

von den Lokalbahnen 1 362 404 , 1 458 516 , 

von den Algerischen Bahnen . . 3 988 637 „ 8 963 487 , 



zusammen . 164464 484 Frs. 163 053 947 Frs. 



^) Hier drängt sich folgender Gesichtspunkt der Betrachtung auf: 
Die Aktivrente, welche der preußische Staat aus seinem wirtschaftlich 
nutzbaren Eisenbahnbetrieb zieht, ist einstweilen größer als die Passiv- 
rente, die Preußen für seine eigene Staatsschuld zuzüglich auch des 
ratierlichen Anteils von drei Fünfteln der Reichsschuld zu zahlen hat. 
Somit hat der Staat Preußen keine Last aus seinen Staatsschulden zu 
tragen, sondern befindet sich in der Lage eines Privatmannes, der etwa 
ein stark verschuldetes Haus gekauft hat und sich des Ueberschusses 
erfreut, den ihm dessen Mieteingänge über die Hypothekenzinsen und 
eine normale Verzinsung seiner Baranzahlung hinaus erbringen. Wenn 
man aber das Volks vermögen Preußens berechnen will, so gehört zu 
demselben, neben der Summe aller Einzel vermögen, auch die des ge- 
samten öffentlichen Vermögens und so auch das wirtschaftlich nutzbare 
Eigenvermögen der Zwangsgemeinwirtschaften innerhalb des Staates, so- 
wie das des Staates selbst. Unter letzterem spielen die Eisenbahnen 
eine sehr bedeutungsvolle Rolle, die in Preußen im großen und ganzen 
aus der Hand der Privaten in die des Staates übergegangen sind. Da- 
mit ist den einzelnen preußischen Privatwirtschaften der Teil des Volks- 
vermögens entzogen, von dem wir oben sahen, daß dessen den Privaten 
in Frankreich bleibende Eopfquote den französischen Privatwirtschaften 
die bei weitem höheren Steuerlasten Frankreichs tragen hilft. 
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Trotz der Entwickelung der Netze, des Verkehrs und der 
Steigerung der Bruttoeinnahmen ist der Unternehme r- 
gewinn nicht gestiegen. Damit wir diese Frage wegen 
der großen Gesellschaften ins richtige Licht stellen können, wird 
es nötig sein, längere Perioden unter diesem Gesichtspunkt zu 
vergleichen, wozu sich die 25 Jahre von 1865 bis 1890 be- 
sonders eignen, denen zur weiteren Illustration die Zahlen der 
Jahre 1892 und 1893 hinzuzufügen sind^). Die Periode von 1865 
bis 1890 ist aber darum besonders bedeutungsvoll, weil einer- 
seits im Jahre 1865 die Konventionen des Jahres 1859 in 
ihre volle Wirksamkeit treten und ebenso die des Jahres 1883 
im Jahre 1890 ihre sozusagen normale Wirkung unter un- 
veränderten Bedingungen zeigen, während bereits 1891 die 
große Tarifreform sich vorbereitet; die in der Mitte der 
gewählten Periode stehenden Jahre 1881 und 1883 be- 
zeichnen zugleich wie den Endpunkt der unveränderten Wirk- 
samkeit der Konventionen von 1859 so die Zeit des glän- 
zendsten Aufschwungs der Eisenbahnen. — Um indessen einen 
zur Vergleichung passenden Maßstab filr den Untemehmer- 
gewinn zu erhalten, werden wir bei dieser Betrachtung nicht 
von den für Aktienzinsen und -Dividenden überhaupt gezahlten 
Summen ausgehen dürfen, sondern von der Remunerierung der 
einzelnen Aktie, bei der wiederum derjenige Teil in Betracht 
zu ziehen ist, um den der Gewinn des Aktionärs durch die vom 
Staat eingezogenen Steuern gekürzt wird (cf. S. 423 u. 425 ff.). 

Wir stellen zunächst die hier in Betracht kommenden Ver- 
hältnisse nach den Angaben der offiziellen Statistik in der üeber- 
sicht auf S. 414 und 415 zusammen, in welcher die Spalten 3, 
sowie 8 bis 1 1 die Netz- und Verkehrsentwickelung, die Spalten 4 
bis 7 und 12 bis 15 die Brutto-, Netto- und Durchschnittsein- 
nahmen darstellen, die Spalten 16 bis 18 dagegen zeigen, wie 
viel jeweilig von den Gesellschaften für die einzelne Aktie gezahlt 
wurde (Bruttodividende) und nach Abzug der Steuern *) (netto) 



^) Cf. A. Neymarck, ,Les chemins de fer et Timpöt, la legende 
des gros dividendes*, Paris, 1891. 

^) Für 1892 und 1893 sind uns die auf die Aktien entfallenden 
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der Aktionär thatsächlich erhalten hat. Die Pariser Gürtel- 
bahnen müssen hierbei, um die Netz- und Verkehrsentwicke- 
lung der einzelnen Gesellschaften klar zum Ausdruck zu 
bringen, unberücksichtigt bleiben. 

Ein Vergleich der Spalten 3 und 4 der nachfolgenden Tabelle 
läßt zunächst erkennen, dag die Bruttoeinnahmen nicht in dem- 
selben Verhältnis wie die Netzlängen gewachsen sind. Zwar 
hat die Zahl der Reisenden wie der beförderten Qütertonnen 
(Spalte 8 und 9) seit 1865 überall zugenommen, wovon in 
letzterer Hinsicht nur das P.-L.-M.-Netz im Jahre 1883 und 
das Südnetz im Jahre 1890 eine Ausnahme machen; aber 
diese Zunahme des Verkehrs entfällt hauptsächlich auf die 
Zeit bis 1883, während sie von da bis 1893 besonders in 
Betreff der Entwickelung des Güterverkehrs in einem augen- 
fälligen Mißverhältnis zur Erweiterung des Netzes steht. Zu- 
gleich ist die durchschnittliche Beförderungslänge eines Reisenden 
wie einer Gütertonne überall beständig zurückgegangen, was 
sich einmal daraus erklärt, daß bei dem fortschreitenden Aus- 
bau der Nebenlinien der Klein- und Nahverkehr im Gesamt- 
verkehr der Bahnnetze einen immer größeren Raum einnimmt, 
sodann daraus, daß durch diesen weiteren Ausbau sich auch 
die größeren Reiselinien abkürzen. Damit aber steht das 
Sinken der durchschnittlichen Einnahmen von einem Reisenden 
und einer Gütertonne wie auch der durchschnitthchen Ein- 



Abgabenbetrage, soweit dieselben beweglich sind (cf. S. 357, Anm. 2), 
nicht bekannt; wie aber die Bnittodividende , abgesehen von der der 
Nord-Compagnie, überall dieselbe wie 1890 ist und der Wechsel im 
Aktienbesitz kaum nennenswerten Schwankungen ausgesetzt gewesen 
sein wird, so konnte, ohne einen irgendwie nennenswerten Fehler zu 
begehen, für jene beiden Jahre in Spalte 17 derselbe Prozentsatz als 
Steuer wie 1890 in Anschlag gebracht werden. 

*) Das P.-L.-M.-Netz hat eine so große Ausdehnung und dient so 
ausgebreiteten Verkehrsinteressen, daß die 1883 einsetzende Geschäfts- 
stockung bei ihm auch in den absoluten Zahlen sofort zum Ausdruck 
kommt; der Verkehr des Südnetzes ist durch die Verwüstungen der 
Phylloxera in der empfindlichsten Weise geschädigt worden, und zeigt 
sich erst im Jahre 1894 eine Besserung ; cf. Verwaltungsbericht der Ge- 
sellschaft für 1895, S. 8. 



Digitized by LjOOQ IC 



— 414 — 



Verkehrseiitwickelaiig und Unternehmer- 





Jahr 


Mittlere 

Be- 
triebs- 
länge 


Einnahmen (exkl. Transportstener) 


OeseU- 
Bchaften 


absolat 


anf 1 km 


brutto 


netto 


bmtto 


netto 






km 


Prs. 


Frs. 


Fr«. 


Prs. 


1 


2 


3 


4 


6 


6 


7 




1865 


1166 


80 953 000 


51 071 000 


69428 


48 948 




1881 


2013 


156 279 000 


79 963 000 


78179 


40 018 




1883 


2630 


168 464 096 


79 749 107 


64065 


80888 


Nordnetz 


1890 


8596 


193 685 535 


100 527 263 


52 785 


87 558 




1892 


8612 


198 239 801 


94 654 428 


62 015 


85467 




1893 


3632 


195399 655 


94 471388 


62 436 


84 794 




1865 


2612 


93 000 000 


46 000 000 


87 020 


17 914 




1881 


2541 


126 343 339 


55 642 600 


49 722 


81898 


Ostnetz 


1883 


3565 


135 451 447 


52 419 854 


87 995 


16 713 


1890 


4425 


141 790 451 


57 093187 


81686 


13185 




1892 


4560 


145 494574 


50 829 153 


81562 


11188 




1893 


4632 


149 974 030 


54 394 813 


32 051 


11868 




1865 


1789 


69 575 276 


35 088125 


38890 


19 613 




1881 


2898 


130 699471 


54 571463 


45100 


18881 




1883 


3773 


135 004 843 


58 498 745 


85 782 


15 608 


Westnetz 


1890 


4721 


145 589 282 


61 864 643 


30 253 


18968 




1892 


5172 


162522 754 


61 171 191 


28 854 


11345 




1893 


5224 


154 847 828 


58 589 609 


29 041 


10 844 




1865 


2908 


93 988 177 


53 786 184 


83881 


18496 




1881 


4362 


174 859 388 


98 976 732 


39 972 


88 690 


Orlöans-Netz 


1883 
1890 


4476 
6062 


180 765 834 
172 269468 


91879 814 
85 145 158 


40486 
27 899 


20 628 
13 548 




1892 


6375 


179 024 629 


84 036 335 


27 379 


13 968 




1893 


6478 


183 216 154 


86 974 118 


27 624 


18888 




1865 


3225 


151 713 203 


91758 237 


47 043 


88 453 




1881 


6111 


339 253100 


191674 800 


56100 


8170O 


P.-L.-M.Netz 


1883 
1890 


6807 
8280 


348 059 643 
854 992 258 


171 092 793 
189 818143 


50 398 
I 48 502 


86136 
88 899 




1892 


8529 


863 585 821 


181 002 898 


42 447 


21266 




1893 


8586 


867 585 396 


173 263 785 


42 688 


20 260 




1865 


1371 


40 792 000 


21 645 000 


89 763 


16788 




1881 


2389 


95 072 310 


50 058 687 


40 616 


81401 




1883 


2415 


99 937 795 


48 469 928 


41388 


80 070 


Südnetz 


1890 


2968 


90 272 347 


42 040 289 


80 409 


14 690 




1892 


8037 


90 027 664 


37 424 075 


29 586 


18 789 




1898 


8074 


92 585 396 


38440 625 


89094 


18 004 
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gewinn der seclis grossen Oesellsohaften. 



Zahl 


Durchschnitt- 


Durchschnittliche Einnahme 






der beförderten 


liche Beförde. 




(ezkl. 


Steuer) 




Ertrag pro akiib 




Güter. 
Tonnen 


von 
1 Rei- 
senden 


von 1 
Tonne 
Güter 


sonen- 

Küo- 

meter 


pro 
Ton- 
nen- 
Küo- 
meter 


brutto 


davon 
Steuer 




Reisen- 
den 


eines 
Rei- 
senden 


einer 
Tonne 
Güter 


netto 






km 


km 


Frs. 


Frs. 


Cent. 


Cent. 


JFra. 


Frs. 


Frs. 


8 


9 


10 


11 


12 


18 


14 


15 


16 


17 


18 


10 632 000 


6 216 000 


39 


in 


2,89 


7,02 


6.35 


6,06 


71,50 


1.45 


70,06 


24082 750 


17 126 000 


36 


108 


1>82 


5,62 


5.05 


5.4« 


77,00 


5.868 


71,182 


29 4S0 657 


21988414 


35,g 


85,8 


1,77 


5,eo 


4.58 


5.8G 


7».oo 


6.068 


66.987 


84 430 878 


23 724 258 


»6,5 


101,4 


1,53 


4.90 


4,1C 


4.88 


70,00 


6.880 


68,830 


44 371 324 


28 768971 


»8.2 


102 


1,23 


4,75 


8.68 


4,86 


66,00 


6,016 


59.086 


51581529 


24 220 927 


»1,6 


101,6 


1.09 


4,68 


8,63 


4,56 


64,00 


5,888 


58.m 


17 000 000 


6 000 000 


83 


154 


1.85 


8.80 


5.04 


5,73 


»»,00 


.0,78 


82,37 


27 506 700 


. 


28 


118 


1.84 


6.62 


4.76 


5,61 


»8,00 


2,64 


80.48 


32 527 288 


12 704476 


27,4 


112 


1,38 


6,a2 


4,65 


5,66 


85,50 


2,54 


82,96 


39 600 771 


18 680 727 


25,7 


115,9 


1.09 


5,925 


4,34 


5.11 


85,50 


2.898 


32,607 


46 170 196 


14 186 721 


25,5 


114,e 


0.98 


5,81 


8,48 


5,07 


85,80 


2.893 


»2»«0T 


50 383 458 


14 319 308 


W,8 


118,9 


0,94 


5,79 


3.71 


5,06 


85,50 


2,893 


»2,607 


21 855 303 


8 045 884 


28 


141 


1,517 


8,923 


5.81 


6.83 


87.50 


0,71 


86,79 


44 482199 


7 580 852 


25 


129 


1,198 


7,65 


4,76 


6.46 


85,00 


2,18 


»2,87 


49 217 681 


7124 554 


25 


126,9 


1.168 


7,80 


4,67 


5,60 


87.00 


4.17 


82.88 


61 112 812 


7 650 566 


22.4 


121.8 


0,985 


7,81 


4,40 


6,41 


88,50 


4.27 


84.287 


71 911 783 


8712463 


21.7 


121,5 


0.87 


7,81 


4,01 


6,01 


»8.50 


4.27 


84,387 


79 006 617 


8 398579 


21,7 


122,4 


0.88 


7.48 


»,81 


6,09 


»8.60 


4.37 


»4,387 


9 065 482 


4 014 970 


59 


206 


8.38 


13,ia 


5,63 


6,82 


56,00 


1,« 


54.56 


17 608560 


8 616 520 


54 


198 


2,74 


11,98 


5,14 


5.93 


56,00 


4.19 


61.81 


19 763 004 


8 750 587 


62,8 


197 


2,60 


11.38 


4,92 


5,83 


57.50 


4.31 


5».19 


22514 837 


8 829 267 


50,1 


178,8 


2.24 


10.54 


4.46 


5.90 


58.50 


4,91 


5».69 


26 695545 


9542 833 


öl,8 


173,9 


2,00 


10,14 


8,89 


5,88 


58,B0 


4,91 


6»,59 


29 352 804 


9 617 086 


«.6 


178,8 


1,90 


9,09 


8,76 


5.89 


58.50 


4.91 


53,59 


13156185 


7 458 77^ 


58 


192 


8.34 


11.878 


5,69 


5.80 


60,00 


1,36 


58.76 


32 089 040 


25 014 646 


62 


188 


2,67 


8,587 


5.84 


5.58 


76.00 


5,13 


69.88 


88 647 756 


22 209 420 


47 


177,5 


2.86 


9,728 


5,18 


5,84 


55,00 


4,89 


50,,, 


41 560 670 


22 546 743 


48,7 


177,1 


2,86 


9,S8 


4,83 


5.27 


55,00 


4,74 


50,26 


49 095 884 


22 855406 


47,8 


178 


2^)8 


9,29 


4,85 


5,32 


55,00 


4,74 


50,86 


58 912 893 


23 813815 


47,7 


177,5 


2h)8 


9,01 


4.38 


4k)7 


55,00 


4.74 


50,j6 


4 516 098 


1814 788 


51 


177 


8,09 


12,35 


5,81 


6,93 


40,00 


0,80 


89,«» 


11 238 716 


5890 688 


49 


140 


2,40 


10.23 


4.89 


7,80 


40.00 


8.18 


86,87 


12 878 036 


6 186 126 


50,6 


188.5 


2.44 


9,85 


4.83 


7.11 


40,00 


8,70 


86.80 


12 680 089 


5 678 856 


49,3 


146,8 


2,14 


9,47 


4,86 


6.45 


50,00 


4,29 


45,71 


15 816 018 


5 825 726 


46,9 


141 


1,86 


8,86 


»,97 


6.29 


50,00 


4,39 


45.71 


16 577 549 


6 087 738 


46., 


140 


1,78 


8,63 


3,87 


6,17 


60,90 


4,29 


45,71 
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nahmesätze für einen Personen- und Tonnenkilometer im Zu- 
sammenhang: nicht nur, daß der Klein- und Nahverkehr 
hierbei eine Rolle spielt, sondern der zu berechnende Transport- 
preis wird allmählich auch dadurch herabgedrQckt, daß der- 
selbe nach der kürzesten Linie berechnet werden muß, gleich- 
gültig, ob die Beförderung der Güter wirklich auf dieser 
kürzesten Linie erfolgt oder nicht. Schließlich haben auch 
Tarifherabsetzungen und die verschiedenen dem Publikum in 
Oestalt von Retour-, Rundreise-, Saisonbillets etc. dargebotenen 
Preisermäßigungen einen retardierenden Einfluß auf die Ent- 
wickelung der Bruttoeinnahmen ausüben müssen ^). Alle diese 
Ursachen kommen zum Ausdruck in dem Sinken der kilo- 
metrischen Bruttoeinnahmen. 

Wenn nun die Größe der Bahnnetze sich im Laufe der 
Zeit mehr als verdoppelt, beim Nord- und Westnetz sogar 
verdreifacht hat, die Bruttoeinnahmen dagegen trotz der min- 
destens ebenso starken Vermehrung der beforderten Massen 
nicht in gleichem Maße gewachsen sind, so müssen die Be- 
triebskosten vorerst, solange Schienenwege und rollendes 
Material nicht genügend ausgenutzt werden, einen verhältnis- 
mäßig größeren Bruchteil der Bruttoeinnahmen als früher 
absorbieren, da die Verwaltung der Bahnhöfe, die Beaufsichti- 
gung und Unterhaltung der Anlagen und auch der vorschrifts- 
mäßige regelmäßige Zugdienst einen im Verhältnis zur Netz- 
entwickelung stehenden Mehraufwand erfordern. Stehen die 
Bruttoeinnahmen in einem stärkeren Abhängigkeitsverhältnis 
zu der Verkehrs- und Tarifentwickelung, so hängen die Be- 
triebskosten dagegen zu einem gewissen Teile von der fort- 
gesetzten Erweiterung der Netze, der Vermehrung der Bahn- 
höfe und des Komforts, der größeren Rücksichtnahme auf 
die Sicherheit des Dienstes und die Bequemlichkeit des Publi- 
kums und dergl. ab, so daß, bei divergierender Entwickelung 
dieser Elemente, die Betriebsüberschüsse eine noch langsamere 
Zunahme resp. noch größere Schwankungen als die Brutto- 
einnahmen, die kilometrischen Nettoeinnahmen aber einen 



') Cf. Kap. 16. 
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unter Umständen noch stärkeren Rückgang als die Bruttoein- 
nahmen aufweisen müssen. 

Vergegenwärtigen wir uns diese Verhältnisse für die Ge- 
samtheit der sechs Gesellschaften, wobei wir das Jahr 1881 
mit den Ergebnissen einer ganz exorbitanten Prosperität auiser 
acht lassen, so finden wir^): 



Jahr 


Mitüere 

Be- 
triebs- 
länge 


Zahl der 
Reisenden 


Be- 
förderte 
Güter 


Einnahmen absolut 


Einnahmen pro 1 km 
Betriebslänge 


bratto 


netto 


bratto 


netto 




km 




t 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


1865 


12 971 


75 725 068 


28445 366 


530 021 656 


298 348 546 


40 862 


28 000 


188S 


23 666 


181959875 


78 963 583 


1062 683 668 


502 134 741 


44 903 


21217 


1890 


SO 047 


211 899 457 


82110417 


1098 549 341 


535 978588 


36 561 


17 838 


1892 


81285 


253 560 745 


84 892120 


1122 894 748 


509118080 


35 892 


16 274 


189S 


31623 


280 814 850 


85 957 448 


1 143 107 959 


506133 838 


86148 


16 005 


1896 


S2 27i 


303 657 405 


89 714 903 


1 191 866 309 


573 300 588 


36 902 


17 764 



Es betrug danach die Zunahme bezw. Abnahme ( — ): 



der mittleren Betriebslänge .... 

der Zahl der Reisenden 

der beförderten Gütermenge .... 

der Einnahmen (absolut) ( ^™*'° * " 
V netto . . 

der kilometrischen Einnahmen { ^ 
\ netto 



1866i83 


1883/90 


1865/93 


% 


% 


% 


83 


27 


144 


140 


16 


271 


178 


4 


202 


100 


8 


116 


68 


7 


70 


9,9 


- 18 


- 11 


- 7,7 


- 3 


- 30 



1865/95 



149 
801 
215 
125 
92 

— 10 

- 23 



Dem gegenüber betrug das von den Gesellschaften für 
eigene Rechnung aufgewendete 



1865 
Hin. Frs. 



1881 
Hill. Frs. 



1890 
Mfll. Frs. 



1892 
Mill. Frs. 



1893 
Mill. Frs. 



1894 
Mfll. Frs. 



Anlagekapital • . 
die Zins- u. Tilgungs- 
last desselben S) 



5806 
819 



8073 
444 



9734 
504 



10194 
516 



10342 
520 



10517 
526 



Wegen der günstigen Einnahmenentwickelung etc. der Jahre 
1894 und 1895 cf. Abschnitt TU dieses Kapitels. 

*) Ausschließlich Pariser Gürtelbahnen, aber für 1890, 1892 bis 1894 
einschließlich der Rückzahlungen auf die ältere Garantieschuld. 

•) Für 1865 und 1881 zu 57» 7o berechnet, vergl. Picard, Chem. 
Kaufmann» Eisenbahnen Frankreichs. IL 27 
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Mithin die Zunahme 





1885,«! 
% 


1881198 

% 


1865/98 
% 


1865/94 


des Kapitals 

der Zins- «nd TUfl^gslast . . . 


89 
»9 


98 
17 


78 
63 


81 
65 



Dabei ist zu beachten, daß die Yermehrung des Anlage- 
kapitals der großen Gesellschaften seit der durch die Ver- 
trage von 1859 erfolgten Festlegung des reservierten Ein- 
kommens fast ausschließlich durch Emission von Obligationen 
geschehen ist. 

Es ist hier nicht der Ort, auf die Ursachen dieser Ver- 
schiedenartigkeit in der Zunahme des Verkehrs, der Brutto- 
und Nettoeinnahmen näher einzugehen ^), das aber liegt auf der 
Hand, daß, wenn der Betriebsumfang eines Unternehmens um 
149 ®/o, die Nettoeinnahme nach Abzug der Betriebskosten aber 
nur um 92 ^/o gewachsen ist, während gleichzeitig die Kapital- 
lasten durch Vermehrung des Leihkapitals um 65 ^/o gestiegen 
sind, von einer Zunahme des Unternehmergewinns vorerst 
nicht die Rede sein kann. So sehen wir denn auch, daß von 
1865 bis 1881 der Bruttoertrag der Aktie überhaupt nur bei 
zwei Gesellschaften, nämlich denjenigen gewachsen ist, welche 
bis dahin von der Zinsgarantie keinen Gebrauch machten: 
den Compagnien des Nord- und des P.-L.-M.-Netzes. Von 188ä 
an sinkt die Dividende der Nordbahn-Gesellschaft, wenn letz- 
tere auch fernerhin die Garantie nicht anzurufen braucht; die 
P.-L.-M.-Gesellschaft aber sieht sich von dem Augenblicke an, 
in dem ihr ein Anteil an den Lasten des «Programms*^ auf- 
gebürdet ist, während gleichzeitig eine Periode wirtschaftlichen 



d. fer, Band lY, documente annezes, tabl. 35, p. 904 ff. Für 1890 bis 1894 
sind die charges des capitaux nach dem wirklichen Zinsfuß berechnet; 
der unterschied ist übrigens nicht sehr groß. Oolson, „Lea cheminsde 
fer et le budget* , Revue des deux mondes, 1896, p. 388, berechnet die 
für das Jahr 1884 erwachsene Zins- und Tilgangslast der fünf garantier 
bedürftigen Gesellschaften auf 442 Millionen Frs. 
') Cf. Abschnitt III dieses Kapitels. 
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Niedergangs einsetzt, in dieselbe Lage zurückgeworfen, in der 
sich die yier anderen Gesellschaften von jeher befunden hatten, 
d. h. genötigt, sich mit der garantierten Mindestdividende 
zufrieden geben zu müssen. Wie weit aber die Aktionäre dieser 
yier übrigen Gesellschaften davon entfernt waren, sich einer 
stetig fortschreitenden Prosperitat ihres Eisenbahnaktienbesitzes 
erfreuen zu können, geht aus der folgenden chronologischen 
Uebersicht über die Bruttodividenden der großen Gesellschaften 
hervor, die ohne weiteres Raisonnement für sich selbst spricht. 

Von den seehs grossen Gesellscliaften seit ihrem Bestehen 
per Aktie ausgezahlte Dividenden. 



Jahr 


Nord 


Ost 


West 


Orleans 


P.-L.-M. 


Süd 


1 


2 


3 


4 


5 


1 


6 




7 




Ftb. Cent. 


Fra. Cent. 


Fr». Cent. 


Frs. Cent. 


Frs. < 


Cent. 


Frs. Cent. 


1844 


— 


— 


— 


>)39 


25 


- 


- 


— 


1845 ' 


47o 


47o 


— 


47 


30 


- 


- 


— 


1846 


6 40 


47o 


— 


61 


00 


- 


- 


— 


1847 


18 95 


47o 




62 


70 


- 


- 


— 


1848 


11 00 


47o 


— 


42 


80 


- 


- 


— 


1849 


16 05 


4> 


— 


56 


00 


- 


- 


— 


1850 


20 00 


47o 


— 


57 


75 


- 


- 


— 


1851 


30 00 


47o 


— 


63 


50 


- 


- 


— 


1852 


41 50 


33 00 


— 


48 


40 


14 


00 


— 


1853 


41 50 


50 30 


— 


62 


10 


25 


00 


47o 


1854 


50 50 


62 00 


— 


69 


30 


55 


00 


470 


1855 


61 00 


78 50 


50 00 


80 


00 


60 


00 


47o 


1856 


56 00 


74 00 


40 00 


84 


00 


81 


00 


47o 


1857 


60 00 


»)40 65 


37 50 


90 


00 


53 


00 


47o 


1858 


61 00 


40 65 


33 00 


87 


00 


49 


50 


47o 


1859 


65 50 


38 70 


37 50 


97 


00 


63 


50 


27 00 


1860 


65 50 


40 00 


37 50 


100 


00 


63 


50 


35 00 


1861 


66 00 


40 00 


42 50 


100 


00 


75 


00 


50 00 


1862 


62 00 


35 00 


35 00 


100 


00 


75 


00 


52 00 


1863 


62 00 


83 00 


37 50 


100 


00 


75 


00 


45 00 


1864 


67 00 


33 00 


39 00 


100 


00 


65 


00 


42 50 



^) Von 1838 bia 1843: 47o per Jahr. 

^ Die Anzahl der Aktien wurde von 250000 auf 500000 Stück 
erhöht. 
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Von den sechs großen Gesellschaften seit ihrem Bestehen 

per Aktie ausgezahlte Dividenden. 

(Fortsetzung der Tabelle von S. 419.) 



Jahr 


Nord 


Ost 


West 


Orleans 


P..L.-M. 


Süd 


1 


( 


2 


' 


5 


i 


i 


5 




6 


7 




Frs. 


Cent. 


Frs. 


Gent. 


Frs. 


Cent. 


FiB. ( 


[3ent. 


Ftb. 


Cent. 


Fre. 


Cent. 


1865 


71 


50 


33 


00 


37 


50 


056 


00 


60 


00 


40 


00 


1866 


70 


00 


33 


00 


35 


00 


56 


00 


60 


00 


40 


00 


1867 


72 


00 , 


33 


00 


35 


00 


56 


00 


60 


00 


40 


00 


1868 


61 


00 


33 


00 


35 


00 


56 


00 


60 


00 


40 


00 


1869 


67 


00 


33 


00 


85 


00 


56 


00 


60 


00 


40 


00 


1870 


42 


00 


25 


00 


20 


00 


50 


00 


40 


00 


35 


00 


1871 


58 


00 


33 


00 


35 


00 


56 


00 


52 


00 


40 


00 


1872 


67 


00 


33 


00 


35 


00 


56 


00 


60 


00 


40 


00 


1873 


67 


00 


33 


00 


35 


00 


56 


00 


60 


00 


40 


00 


1874 


64 


00 


33 


00 


35 


00 


56 


00 


55 


00 


40 


00 


1875 


66 


00 


33 


00 


35 


00 


56 


00 


55 


00 


40 


00 


1876 


66 


00 


33 


00 


35 


00 


56 


00 


55 


00 


40 


00 


1877 


64 


00 


33 


00 


35 


00 


56 


00 


52 


00 


40 


00 


1878 


68 


00 


33 


00 


35 


00 


56 


00 


55 


00 


40 


00 


1879 


68 


00 


33 


00 


35 


00 


56 


00 


55 


00 


40 


00 


1880 


74 


00 


33 


00 


35 


00 


56 


00 


70 


00 


40 


00 


1881 


77 


00 


3a 


00 


35 


00 


56 


00 


75 


00 


40 


00 


1882 


77 


00 


33 


00 


35 


00 


56 


00 


65 


00 


40 


00 


1883 


73 


00 


35 


50 


37 


00 


57 


50 


55 


00 


40 


00 


1884 


64 


00 


35 


50 


37 


00 


57 


50 


55 


00 


50 


00 


1885 


62 


00 


35 


50 


37 


00 


57 


50 


55 


00 


50 


00 


1886 


59 


00 


35 


50 


37 


00 


57 


50 


55 


00 


50 


00 


1887 


61 


00 


35 


50 


38 


00 


57 


50 


55 


00 


50 


00 


1888 


64 


00 


35 


50 


38 


00 


57 


50 


55 


00 


50 


00 


1889 


70 


00 


35 


50 


38 


50 


58 


50 


55 


00 


50 


00 


1890 


70 


00 


35 


50 


38 


50 


58 


50 


55 


00 


50 


00 


1891 


70 


00 


35 


50 


38 


50 


58 


50 


55 


00 


50 


00 


1892 


66 


00 


35 


50 


38 


50 


58 


50 


55 


00 


50 


00 


1893 


64 


00 


35 


50 


38 


50 


58 


50 


55 


00 


50 


00 



Im Durchschnitt der sechs großen Gesellschaften betrug 
die Bruttodividende, d. h. die statutarische feste Verzinsung 
plus der eigentlichen oder Superdividende, pro Aktie: 



^) Die Anzahl der Aktien wurde von 300 000 auf 600 000 Stack 



erhöht. 
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1865 . . 


. . 49,86 Frs 


1881 . . 


. . 52,66 , 


1883 . . 


. . 49,66 , 


1890 . . 


. . 51,26 , 


1892 . . 


. . 50,68 . 


1893 . . 


. . 50,<5 „ 



Sie ist in den Jahren 1890 bis 1893 um ein Geringes 
höher als 1865, weil die garantierte Minimaldividende der 
Südbahn-Gesellschaffc im Jahre 1883 um 10 Frs. höher an- 
gesetzt wurde, als sie in den älteren Verträgen für das reser- 
yierte Einkommen berechnet war, und weil die Orleans- und 
West-Gesellschaft in der Lage sind, ihren Aktionären aus den 
ehemals (vor 1883) angesammelten Reservefonds Zuschüsse zu 
der garantierten Minimaldividende zu gewähren. Es ist bereits 
erwähnt worden, daß die Bildung dieser Reservefonds der be- 
treffenden Gesellschaft durch die früheren Verträge ermöglicht 
worden war, welche die Zinsgarantie zu einem festen präli- 
minierten Zinsfuß berechneten und so den Gesellschaften beim 
Sinken des wirklichen Zinsfußes kleine Gewinne ermöglichten. 

Derselbe Umstand hatte 1883 auch die Verhältnisse der 
Süd-Gesellschaft günstiger gestaltet, als sie sich nach den bis 
dahin gezahlten Dividenden darstellten. Kenner des fran- 
zösischen Eisenbahnwesens berechnen, daß die Südbahn- 
GeseUschaft 1882 und 1883 in der Lage gewesen wäre, 
45 statt 40 Frs. Dividende zu zahlen, und daß die letztere 
nach völliger Abstoßung der älteren nur noch sehr geringen 
Garantieschuld dieser Gompagnie sehr rasch auf 50 Frs. 
hätte steigen müssen^). Somit würde gegenüber der fakti- 
schen Sachlage von 1882/83 die dieser Gesellschaft in dem 
Vertrage von 1883 zugestandene Erhöhung der Minimaldivi- 
dende nur 5 Frs. pro Aktie und das ganze Mehrerfordemis 
derselben bei 250000 Aktien nur 1250000 Frs. betragen 
statt 2500000 Frs., die sich als Unterschied gegenüber der 
früheren vertragsmäßig reservierten Dividende ergeben. Dies 



') Colsonin dem angeführten Aufsatz, Revue des deux mondes, 
1895, p. 879, sowie Raynal in seiner Rede in der Deputiertenkammer 
vom 8.A0. Februar 1896, Journal off. p. 205 u. 216. 
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ZugeständDis ist der Süd-Gesellschaft seinerzeit nur aus Grün- 
den gemacht worden, deren spätere Hinfälligkeit damals nie- 
mand voraussehen konnte. 

Den Betrag von 1881 aber hat die Durchschnittsdividende 
der sechs Gesellschaften noch nicht wieder erreichen können, 
weil die P.-L.-M.-Gesellschaft aus der Reihe der nicht garan- 
tiebedürftigen Gesellschaften ausgeschieden ist und sie zudem 
im Jahre 1883 in eine Herabsetzung ihrer Minimaldividende 
einwilligen mu&te, und weil auch die Nord-Compagnie den 
Druck der 1883 ihr auferlegten Lasten und die Nach wehen 
der wirtschaftlich schlechten Epoche der achtziger Jahre noch 
nicht hatte überwinden können. 

Es ist bereits oben S. 342 ff. darauf aufmerksam gemacht 
worden, daß die Dividenden für die heutigen Besitzer der 
Aktien im Grunde keinen Unternehmergewinn mehr, sondern 
eigentlich nur eine garantierte Mindestverzinsung des von ihnen 
in Eisenbahnaktien angelegten Kapitals darstellen, dag viel- 
mehr der eigentliche Untemehmergewinn bereits von den 
früheren Besitzern der Aktien, sei es von den ursprünglichen 
Einzahlern des Aktienkapitals oder von deren nächsten Besitz- 
nachfolgem, in Gestalt des über pari gestiegenen Kurses dieser 
Titel eingeheimst worden ist. In Gemäßheit der an jener Stelle 
(S. 344) gegebenen Kurstabelle der Aktien haben die Aktionäre 
folgende Verzinsung ihres in Eisenbahnaktien angelegten that- 
sächlichen (nicht Nominal-)Kapitals erzielt : 

Verzinsung des in Aktien angelegten Kapitals (ohne Abzug 

der Steuer). 



Nach 


Nord- 


Ostr 


Westr 


Orleans- 


P.-L.-M.- 


sad- 


dem 
Kurse 


bahu 


bahn 


bahn 


Bahn 


Babn 


bahn 


von 


> 


7« 


7» 


Vo 


7o 


7« 


1883 


4,0 it 


4,»8 


4,755 


4,S6 


3,8> 


3,.. 


1884 


3,7» 


4,08 


4,5. 


4,40 


4,4. 


4,.. 


1888 


4,.» 


4,00 


4,»i 


4,.. 


4,.. 


4,8. 


1890 


8,.. 


4,.. 


3,81 


4,0. 


3.81 


3,.. 


1898 


3,40 


3,7t 


3,49 


3,0. 


3,(1 


3,75 
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Die vorstehenden Ausführungen beziehen sich nur auf die 
Bruttodividende, d.h. denjenigen Betrag, der bei Abschluß 
des gesamten Gewinn- und Verlustkontos für Rechnung der 
Aktionäre angeschrieben wird. Bevor derselbe aber in deren 
Taschen fließt, erhebt der Staat von ihm seine 4^/oige Ein- 
kommensteuer Yon Wertpapieren und die sonstigen Abgaben, 
welche mobile Werte in den verschiedensten Formen als Effekten- 
stempel, Besitzwechselabgabe etc. zu tragen haben ^), wobei 
die im Laufe der Zeit stattgehabten Veränderungen der Steuer- 
gesetzgebung sehr ins Gewicht fallen. Die übrigbleibende 
Netto dividende (vergl. die Tabelle S. 414 und 415, Spalte 18) 
zeigt denn auch sehr abweichende Ergebnisse. Der Anteil, 
den der Staat für sich vorweg nimmt, ist infolge der Steuer- 
erhöhungen nach dem Kriege 1870/71 wesentlich höher als im 
Jahre 1865 und der für die Aktionäre übrig bleibende Betrag 
in den späteren Jahren bei den Gesellschafken des Nord-, 
West-, Orleans- und P.-L.-M.-Netzes niedriger als 1865, nur 
bei der Ost-Compagnie nahezu gleich und bei der Süd-Ge- 
sellschaft infolge der Erhöhung der garantierten Dividende 
etwas größer. 

Im Durchschnitt der sechs Gesellschaften betrug die Netto- 
dividende : 



1865 . . 


. . 48,60 Fw. 


1881 . . 


. . 48,M . 


1883 . . 


. . 45,.. . 


1890 . . 


. ■ 46,.T . 


1892 . . 


. . 46,06 . 


1893 . . 


. . 45,7« , 



Die Differenz zwischen 1865 und 1890 beträgt also zu 
Ungunsten des letzteren Jahres 1,93 Fr.; das sind nahezu 4 ^/o 
des früheren Dividendenbetrages oder pro 100 Frs. nominellen 
Kapital wertes 0,s8 Fr.; 1892 ist die Differenz sogar auf 
2,54 Frs. und 1893 auf 2,84 Frs. gestiegen, was für den Aktio- 
när einen Einnahmeverlust von &,8 resp. 5,8 ^/o oder von 0,so 
bezw. 0,57 Fr. pro 100 Frs. Rückzahlungskapital bedeutet. 



') Cf. S. 425 ff. 
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Die Dividende der Aktionäre, welche, seitdem die 
Staatsgarantie funktioniert, niemals eine übermäßige war, ist 
denmach immer weiter gesunken. 

Dagegen sind die finanziellen Vorteile, welche der 
Staat unmittelbar aus dem Betriebe der Eisenbahnen zieht, 
im Laufe der Zeit erheblich gestiegen ^). Diese besonderen 
Vorteile des Staates bestehen: 

a) in Bareinnahmen, d. h. Steuern, Zöllen, Grebühren imd 
Abgaben der verschiedensten Art ^), eine Einnahmequelle, 
die nicht nur mit der Zunahme des Verkehrs, sondern 
auch mit der Vermehrung des Anlagekapitals, d. h. der 
Schuldtitel der Gesellschaften und, nach der Konstruk- 
tion der betreffenden Steuern, auch mit dem Steigen der 
Kurse dieser Schuldtitel, immer ergiebiger fließen muß ') ; 
dieselben Umstände, welche für die Gesellschaften eine 
Erhöhung ihrer „Kapitallasten'' bedeuten, und sie mit 
einer Schmälerung des Untemehmergewinns bedrohen, 
welche für die Aktien- und Obligationeninhaber eine 
Schmälerung ihres Zinsgenusses herbeiführen, dieselben 
Umstände sichern dem Staate eine Vermehrung seiner 
Einnahmen. 

b) Des weiteren erwachsen dem Staate namhafte Vorteile in 
thatsächlichen Ersparnissen, die er durch den teils un- 
entgeltlich, teils zu ermäßigten Preisen ihm zu leistenden 
Transport für die Post, das Heer und die Marine, die 
Verwaltung der öffentlichen Arbeiten, der Finanzen, des 
Tabak- und Pulvermonopols, die Gefängnisverwaltung, der 
Zollbeamten und Beamten der indirekten Steuern, sowie 
durch die von den Gesellschaften auszuführende Beauf- 
sichtigung und Instandhaltung der Telegraphenlinien er- 
zielt. 



') Die Bedeutung dieser Vorteile hat unter anderen Millaud als 
Minister der öffentlichen Arbeiten in einer Rede im Senat vom 26. Fe- 
bruar 1887 anerkannt. 

«) Cf. unsere »Finanzen Frankreichs« S. 260 ff., 279 ff., 287 ff., 
301 ff 

») Cf. weiter oben S. 357, Anm. 2. 
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Um ein genaues Bild dieser verschiedenartigen Vorteile, 
die dem Staate aus dem Betriebe der konzessionierten 
Hauptbahnen, großer wie kleiner, erwachsen, zu ermög- 
lichen, geben wir auf S. 426 zunächst eine Zusammenstellung 
derselben für die Jahre 1881, 1883, 1890, 1892 und 1893, 
wie sie sich regelmäßig in der offiziellen Statistik vorfindet ^). 

Zur Erläuterung der wichtigsten in der umstehenden 
Tabelle verzeichneten Summen erinnern wir daran, daß die 
Transportsteuer, über die ausführlich an anderer Stelle ge- 
sprochen wird*), heute 12 ^/o der für Reisende, deren Gepäck 
und Hunde erhobenen Transportpreise auf den Hauptbahnen 
und 3^/o auf den Lokalbahnen und Tramways beträgt. 

Der Stempel für Empfangsscheine und Frachtbriefe 
beruht auf dem Budgetgesetz vom 13. Mai 1863, welches die 
Eisenbahngesellschaften verpflichtet, jedem Versender eine Em- 
pfangsbescheinigung auf Stempelpapier auszuhändigen. Der 
Stempel beträgt 70 Cent, für jede Versendung mit der petite vitesse, 
35 Cent, für eine solche mit den Eilzügen, 10 Cent; für die Post- 
koUi und ebenso für jede Expedition auf den Tramways^). Der 
Stempel auf Aktien und Obligationen fällt den Gesell- 
schaften zur Last, welche denselben in Form eines Abonnements 
(Aversums) von 6 Cent, jährlich für je 100 Frs. des Nominalwertes 



*) Statistique des chemins de fer fran9ais, Documents divers, 
1® partie. Eine summarische Zusammenstellung für die einzelnen Jahre 
von 1863 bis 1881 findet sich bei Picard, .Les chemins de fer francais^. 
Band lY, p. 992. Die Documents divers für 1894 waren Ende Juli 1896 
noch nicht erschienen und konnten wir daher hier wie in den letzt- 
vorhergehenden Zahlenreihen über das Jahr 1898 mit positiven Angaben 
nicht hinausgehen. 

«) Cf. Kap. 16, S. 127 ff. 

') Die Steuer belastet vor allem den IQeinverkehr in übermäßiger 
Weise, da 43 *^/o aller Eisenbahnverfrachtung (von den Postpacketen ab- 
zusehen) unter 2 Frs. Fracht zahlen, auf die aber 70 resp. 35 Cent, auf- 
geschlagen werden. Verschiedene Anlaufe, die festen Sätze in pro- 
portionale zu verwandeln, waren bisher vergeblich, doch liegt gegen- 
wärtig ein Projekt vor, für gewöhnliche und Eilgutfracht gleichmäßig 
steigende Sätze von 25 Gent, für Sendungen unter 2 Frs. Fracht bis 
1,96 Fr. für Frachtbeträge von 50 Frs. und darüber einzuführen. 
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ihrer Titel entrichten. Die Besitzwechselabgabe betrug nach 
dem Gesetz vom 23. Juni 1857, welches sie einführte, bei den auf 
Namen lautenden Papieren 20 Cent, fttr 100 Frs. des bei den Ge- 
schäften stipulierten Eaufwertes, bei Inhaberpapieren 12 Gent, 
für 100 Frs. des mittleren Kurswertes im vorangegangenen Jahre ; 
das Gesetz vom 29. Juni 1872 erhöhte diese Sätze auf 50 bezw. 
20 Cent. Die Einkommen- resp. Kapitalrentensteuer 
auf Wertpapiere, eingeführt durch Gesetz vom 29. Juni 1872, 
betrug nach demselben 3^/o der Revenue, ist aber durch Gesetz 
vom 26. Dezember 1890 auf 4®/o erhöht worden und soll noch 
weiter erhöht werden^). 

Ueber die Aufstellung der vorstehenden Berechnungen der 
französischen offiziellen Statistik hat man sich in der deutschen 
Litteratur in einer Weise geäußert, als ob die hier aufgezählten 
Vorteile gar keine Beachtung verdienten. Jedenfalls ist es un- 
berechtigt, dieselben nur als „angebliche^ zu bezeichnen. Die 
Eisenbahnen sind in Frankreich ganz zweifellos zu einer er- 
giebigen Steuerquelle geworden. Eine derartige starke Belastung 
des Verkehrs ist vom volkswirtschaftlichen Standpunkte aus 
nicht einwandfrei'); nachdem Frankreich aber unter noch zu 
besprechenden Gesichtspunkten über diesen Einwand hinweg- 



') Wenn auch in Frankreich auf den Eisenbahnpapieren keine 
anderen Steuern ruhen als auf dem gesamten mobilen Besitz, so ist 
dennoch die Thatsache nicht zu verkennen, daß der Staat von der Masse 
jener Eisenbahnpapiere Steuern zieht, die er nicht beziehen würde, 
wenn er die Eisenbahnen selbst gebaut und dieserhalb steuerfreie Staats- 
renten ausgegeben hätte. Auch würden, wenn der Staat sich z. B. darauf 
hätte einlassen wollen, die Eisenbahnstraßen selbst zu erstellen und es 
der Privatindustrie zu überlassen, den Betrieb auf denselben, ähnlich 
wie auf dem Wasser und den Landstraßen, mit eigenem rollenden Material 
zu bewerkstelligen, die eventuellen Betriebsgesellschaften nm* für 2 Mil- 
liarden statt, wie jetzt, für 14 Milliarden Kapital aufzubringen gehabt 
haben, von dessen Besitztiteln der Staat also auch nur den siebenten 
Teil der Steuern beziehen würde, die er heute wegen derselben bezieht, 

^) Ein großer Teil der »üeberschüsse'' bei Staatseisenbahnen ist, 
soweit es sich dabei um Monopolgewinne handelt, die, über Verzinsung und 
Amortisation der investierten Kapitalien und eventuelle Inreservestellungen 
hinausgehend, zu ^ allgemeinen Staatszwecken' verwandt werden, eben- 
falls nicht anders als eine Form der Verkehrsbesteuerung aufzufassen. 
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gesehen hat, und unter dem Druck der Verhältnisse nach dem 
Jahre 1870 hat hinwegsehen müssen, bezieht der Staat that- 
sächlich aus den Eisenbahnen namhafte Bareinnahmen: im 
Jahre 1881: 165^3, 1883: 172»/5, 1890: 187 ^/s, 1892: 157 V2, 
1893: 151 Millionen Frs. Diesen Beträgen sind die soge- 
nannten ff realisierten Ersparnisse'' hinzuzurechnen. Wegen 
dieser ist allerdings bemerkt worden, daß, wenn die Eisen- 
bahnen dem Staate gehörten, derartige Transporte überhaupt 
unentgeltlich zu leisten wären: «Es sind ganz bedeutende 
Summen, welche man sich als solche besonderen Vorteile heraus- 
gerechnet hat** ^). Dabei wird aber übersehen, daß, wenn die 
Eisenbahnen dem Staate gehörten, von denselben zwar zweifel- 
los dieselben Transporte und vielleicht in noch ausgedehnterem 
Maße geleistet werden würden, daß der Staat aber als guter 
Haushalter solchen Transportdiensten dann auch die ent- 
sprechenden Betriebs- und Unterhaltungskosten, die jetzt den 
Gesellschaften zur Last fallen, gegenüberstellen müßte ^). Die 
französischen Eisenbahngesellschaften dürfen daher mit Recht 
von ihren dem Staate geleisteten direkten Diensten sprechen, 
deren Realität dieser anzuerkennen und in Betracht zu ziehen 
alle Veranlassung hat. 

Im einzelnen kann man die Einstellung der einen oder 
anderen Position in die vorstehenden Rechnungen bemängeln, wie 
auch die Bewertung der realisierten Ersparnisse viele Schwierig- 
keiten bietet und nicht immer ganz zutreffend sein mag: Insofern 
wird man bei einer Gegenüberstellung der jährlichen Ausgaben 
des Staates für Eisenbahnzwecke und der , Vorteile** aus den 
Eisenbahnen die Kosten der staatliciien Kontrolle, die von den 
Gesellschaften wieder ersetzt werden, zwar nicht vergessen 
dürfen, man wird sie aber ausschließen müssen, wenn es 
sich darum handelt, den wirklichen Gewinn des Staates aus den 



^) A. V. d. Leyen in seiner Abhandlung über die Verträge von 
1883 im .Jahrbuch für Gesetzgebung und Verwaltung des deutschen 
Reichs*, Jahrgang 1884. 

^ Daß Aehnliches wegen der z. B. der Reichspost geleisteten Dienste 
in Deutschland nur in ungenügender Weise geschieht, verwirrt das Budget- 
bild und führt zu nur scheinbaren »üeberschüssen* bei deren Verwaltung. 
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Eisenbahnen zu berechnen. In jedem Falle sind die Post- 
marken für Avisbriefe auszuschließen, da diese nur die Be- 
zahlung der von einem anderen Zweige der Staatsverwaltung 
geleisteten Dienste darstellen. Wenn man selbst, wie mehr- 
fach verlangt worden ist, die Grund- und Gewerbesteuer (?) 
sowie die Zolleinnahmen für die von den Eisenbahnen aus 
dem Auslande bezogenen Materialien in der Berechnung der 
besonderen auf dem Eisenbahnwesen beruhenden Vorteile 
des Staates streichen will, so bilden alle diese Posten immer 
nur einen kleinen Bruchteil der als Bareinnahmen in Ansatz 
gebrachten Summen. — Die Berechnung der realisierten 
Ersparnisse kann andererseits nur nach Normen erfolgen, die 
jeweilig, wenn durch Tarifreduktionen und Durchführung 
sonstiger umfangreicheren Preisermäßigungen der durchschnitt- 
liche Transportpreis sich geändert hat, revidiert werden müssen. 
Aus diesem Grunde sind neuerdings von einer Kommission 
der verschiedenen beteiligten Ministerien veränderte Normen 
aufgestellt worden, auf denen die in der Tabelle auf S. 426 
für 1894 nach Colson mitgeteilten Zahlen basieren. Auch 
macht der genannte Autor geltend, daß die Ersparnisse für die 
sonstigen militärischen Transporte, welche nicht die Mann- 
schaften betrefiFen, sowie für die der Steuermonopolverwaltung 
geleisteten, auf besonderen Abmachungen beruhen, welche den 
Eisenbahngesellschaften als Gegenleistungen bestimmte Vorteile 
bezw. Erleichterungen zusichern, so daß hinsichtlich dieser 
beiden Posten eine Kompensation stattfände. 

So mag die Berechnung der »Vorteile des Staates" in Ein- 
zelheiten verbesserungsbedürftig sein, die Thatsache aber, daß 
der Staat speziell aus den Eisenbahnen jährlich namhafte Ein- 
nahmen neben geldwerten Vorteilen, die ihm keinerlei Betriebs- 
oder Hebekosten verursachen, bezieht, darf nicht übersehen 
werden. 

Unter Berücksichtigung aller dieser Bemerkungen setzen 
wir bei unseren nachfolgenden Rechnungen von den »Bar- 
einnahmen** die Grund- und Gewerbesteuer, die Beträge für 
Postmarken, die Zolleinnahmen und die Kosten der staat- 
lichen Kontrolle und von den „Ersparnissen" diejenigen 
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für die erwähnten militärischen Transporte und für die Mono- 
polverwaltung ab. 

Dann ergeben sich für den Staat von den sämtlichen 
konzessionierten Eisenbahnen d^int^röt gdn^ral: 





Bareinnahmen 


Ersparnisse 


Zusammen 




Frs. 


Frs. 


Frs. 


1865*) 


47 887 688 


47 088 562 


94476 245 


1869*) 


57 055 781 


57 485 764 


114491545 


1881 


153 635 076 


93 744 682 


247 879 758 


1883 


158407 794 


101023 876 


259 481670 


1890 


178 473 012 


120 608 214 


294081226 


1892 


141485 084 


125 885727 


267 370761 


1893 


136 075 801 


130 064 854 


266140 655 



Die Verminderung im Jahre 1892 ist die Folge der Auf- 
hebung des Zuschlages von 10 ^/o zur Steuer auf den Trans- 
port von Reisenden und Eilgütern, die am 1. April jenes 
Jahres in Kraft trat. Trotz dieser Verminderung ist der Gewinn 
des Staates, der sich mit den von den Aktionären bezogenen 
Dividenden vergleichen lä&t und weiter unten an den von dem' 
Staate fdr den Eisenbahnbau in Form von Arbeiten und Sub- 
ventionen ausgegebenen Summen ziffermäßig gemessen werden 
wird, immer noch bedeutend. 

Wenn wir vorerst die Revenuen, welche die Aktionäre 
der sechs großen Gesellschaften von denselben beziehen, 
mit den ^Vorteilen'', welche der Staat von letzteren zieht, 
vergleichen, so können wir dabei nur so vorgehen, daß wir 
die Summen jener „Vorteile" auf die Zahl der Aktien reduzieren 
und dann diesem auf die einzelne Aktie reduzierten Gewinn 
des Staates die von den Aktionären bezogene Nettodividende 
gegenüberstellen. 

Bei der nachfolgenden Berechnung der seitens des Staates 



^) Für diese beiden Jahre haben die bemängelten Posten (ca. 3 bis 
4 Vo) xuebt ausgeschlossen werden können, was auch bei den entsprechen- 
den weiter unten gegebenen Verhältniszahlen zu berücksichtigen ist. 
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von den sechs grofien Gesellschaffasnetzen bezogenen Vorteile 
sind die auf S. 429 namhaft gemachten Posten abermals aus- 
geschieden. 

Besondere Vorteile des Staates von den grossen Gesellsohaften. 



Vorteile des Staates an 



1881 
Frs. 



1890 
Frs. 



1892 
Frs. 



189S 
Frs. 



Nordnetz: 



Steuern 

Ersparnissen .... 

r absolnt . 
Z»ammen | ^^ ^^,j^ 

Stenem 

Ersparnissen .... 

i absolut . 
Zusammen < ., ^. 

Steuern 

Ersparnissen .... 

f absolnt . 
ZaBuninen ( ^^ ^^^^ 

Steuern 

Ersparnissen .... 

„ ( absolnt . 

Znsammen { .... 

\ pro Aktie 

Steuern 

Ersparnissen .... 

Z,ii»mm«B ( •^•»»' : 
\ pro Aktie 

Steuern 

Ersparnissen .... 

„ ( absolnt . 

Za»u>un.n | ^^ ^j^, 

Steuern 

Ersparnissen .... 

_ f absolut . 

Znsammen { ^.^. 

\ pro Aktie 



S11S84S6 
7 819 819 

88 448 845 
5*,187 

17987 989 
10 483 0»8 
88471087 

88 645 801 
IS 186 983 

85 788 184 
"9,874 

84838 911 
15 604 118 
40 487088 

48564 900 

80 888 800 

78 847 300 

98,M9 

18 819 186 
9 688 819 
88 958 865 

»1,81 

Summe 
148478513 

86 459581 
884988 044 

76,80 



85 684 888 

11 898 668 

86977 496 

70^ 



80 818660 
18578 616 
38 798 166 

68,461 



Ostnets: 



81558 580 

15 806 501 

86 860081 

«3,118 



18 366 510 

16878 814 

84643 784 

59,,3i 



Westnetz: 



85 763 998 

17 038889 

48 808 881 

U8f674 



ai 186 545 
17 915 551 
39 108 096 

130,84 



Orlöans-Netz: 



86401547 

21 676 968 

48 078 509 

80,11 



88 108 788 

83488 616 

45 547 405 

75,912 



P.-L.-M..Netz: 



58 608800 
85099400 
88 707 700 

llO.ggs 



48 588800 

85183600 

77 711 800 

97,14 



Südnetz: 



14 158 888 

11988405 

86185 688 

104,648 



11904 580 

18187 569 

84048 089 

96,168 



19 878 996 
18 580 716 
31 859 718 

60,685 

17 771 838 
16886 018 
88 997 851 

58,214 

80 880 168 

18330 789 

88610891 

128,70 

80 875988 

86 047866 

45988 854 

76,54 

40 785 965 

86 719 051 

77 445 016 

96,81 

11819 619 

18469 970 

8488958» 

97,158 



der sechs Gesellschaften: 



167 164 585 
118 897860 
879 561796 

91.S9 



186 867 814 

117 578 066 

858 839880 

68 ,«8 



130 751 968 

181374 345 

858186313 

88,42 



Im Jahre 1865 erhielten die Aktionäre der sechs großen 
Eisenbahngesellschaften nach Neymarck 1. c. an Zinsen und 
Dividenden netto 159605500 Frs., dagegen nach Ausweis der 
offiziellen Statistik im Jahre 1890 netto 146803600 und 1893: 
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rund 143250000 Frs., so daß der Staat, der 1865 über 60 Mil- 
lionen weniger als jene aus den Eisenbahnen zog, sich 1890 
ca. 130 Millionen und 1893 nach den Steuerherabsetzungen vom 
Eilverkehr immer noch 108 Millionen Frs. mehr als die Aktio- 
näre anrechnen konnte^). 

Eine Gegenüberstellung der auf die Aktie reduzierten 
Beträge der Vorteile des Staates und der von den Aktionären 
bezogenen Nettodividenden ^) ergibt folgendes Bild: 

Es erzielte pro Aktie von den Einkünften der Ge- 
sellschaften des 





Nord, 
netzes 


Ost- 
netzes 


West- 
netzes 


Orlöans- 
Netzea 


P.-L.-M.- 


Süd. 

netzes 




Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


der Aktionär . 

1865 der Staat . . 

der Staat +. - 


70.05 


32.27 


38,79 

45,22 

4-8,48 


54.56 

34,82 

-19,94 


58,76 

88.618 

- »5,6«7 


89,«» 

»«.76 

- 1».44 


der Aktionär . 

1881 der Staat. . . 

der Staat +, ~ 


71,182 

54,187 

- 1«.»46 


80,27 
48,752 

4-18.482 


8», 87 
119,274 
H- 86,404 


51,81 

«•,8W 

+ 15,585 


«9.88 

98,569 

4- »8,679 


86,87 

91.81 

4-54,94 


der Aktionär . 

1890 der Staat . . . 

der Staat + . . 


68,620 

70,483 

+ 6.818 


32,607 

«3,118 

4-80,511 


34,287 

1«.«74 

4- 108.487 


58,69 

80,18 

4- «6.54 


50,26 

110,885 

4-80,625 


45,71 

104,648 

4-58,838 


der Aktionär . 

1892 der Staat . . . 

der Staat + . . 


59,985 

«».481 

4- 2,476 


32,607 

59,821 

+ »6,714 


34,287 
130,84 
4- 106,108 


58,59 

75,912 

+ 22.822 


50,26 
97,14 

4- «.88 


45,71 

96.168 

4-60.468 


( der Aktionär . 

1898 l der Staat . . . 

l der Staat +. . 


58,16« 

«0,685 

4- 2,629 


3«,W7 
58,214 

4- »5,607 


34,607 
1»8,70 

4-94.468 


53,58 

7«,M 

4-»2.9ö 


50,28 

96,81 

4-46,65 


45.71 
97,168 
4- 61.448 



Im Durchschnitt aller sechs Gesellschaften erhielten pro 
Aktie: 1865 der Aktionär 48,eo, der Staat 29,98 Frs.; 1890 
jener 46,67, dieser 91,39 Frs.; 1893 der Aktionär 45,76, der 



*) Ueber die Vorteile des Staates per Aktie und umgekehrt deren 
Einkommen cf. auch ,Le Rentier' vom 7. Juni 1887: Les Conventions de 
1883 et le Budget und vom 17. März 1891: Les compagnies des chemins 
de fer et TEtat. 

^) Die Zahlen für 1865 nach Neymarck 1. c, die anderen nach 
der offiziellen Statistik berechnet. 
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Staat 82,48 Frs.; somit entfielen im Jahre 1865 per Aktie auf 
den Aktionär 18,62 Frs. mehr als auf den Staat, dagegen 
1890 auf den Staat 44,7 2 Frs. und 1893: 86,66 Frs. mehr als 
auf den Aktionär, wobei die Minderung der Vorteile des 
Staates von 1890 zu 1893, wie schon erwähnt, auf der Herab- 
setzung der Steuer vom Personen- und Eilgutverkehr beruht ^). 
Aus den vorstehenden Ausführungen wird ersichtlich, daß 
die Verträge von 1883 den Zinsgenuß der Aktionäre jeden- 
falls nicht gemehrt haben. Trotzdem wird jenen Verträgen 
der Vorwurf nicht erspart bleiben können, daß durch dieselben 
die Höhe der Dividenden in gewissem Sinne unabhängig wurde 
nicht allein von den Ergebnissen der neuen Linien, deren 
Uebemahme den Compagnien durch die Konventionen auferlegt 
worden war, sondern auch von den Ergebnissen der alten 
Netze. Bei der Nord- und der P.-L.-M.-Bahn war allerdings 
das frühere System des reservierten Einkommens beibehalten, 
indem der Staat Garantien nur für die Obligationen des so- 
genannten neuen Netzes, dem die neuen Konzessionen hinzu- 
gefügt waren, übernommen hatte ; es ist aber schon an früheren 
Stellen hervorgehoben worden *), daß die zur Vorwegnahme der 
Minimaldividende berechtigende Reserve bereits eine Garantie der 
Aktien involvierte. Den Aktien der übrigen vier Gesellschaften, 
welche, wie die sämtlichen, ihrem Wesen nach an allen Chancen 
des Unternehmens teilnehmen müßten, haben die Konventionen 
ihren aleatorischen Charakter ebenfalls genommen. Wenn es auch 
in der Natur der Dinge lag, daß man bei der Auferlegung neuer 
Bedingungen, d. h. bei dem Zwange, Linien zu bauen, die 
die Eisenbahngesellschaften an und für sich nicht hätten bauen 
wollen, für diese Linien das Risiko in gewissem Sinne aus- 
schloß und dadurch den durch die früheren Verträge seitens 
der Gesellschaften erworbenen Rechten Rechnung trug, so 
wäre man, indem die Dividenden der Aktien gewissermaßen 
zu festen Zinserträgnissen umgewandelt wurden, doch zu weit 
gegangen, wenn nicht in der immerhin nicht auszuschließenden 



») Cf. Kap. 16, S. 144. 

*) Cf. im Abschnitt I dieses Kapitels S. 208. 
Kauf mann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 28 
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Aussiebt auf späteren Mehrgewinn und vor allem in dem 
Charakter der Garantiezahlung als einer verzinslichen Schuld, 
für welche die Gesellschaften mit ihrem ganzen Vermögen 
haften, endlich auch in der — nur bei zwei Gesellschaften auf- 
gegebenen — zeitlichen Begrenzung der Garantie immerhin 
wirksame und im ganzen wohl genügende Gegengewichte be- 
lassen wären, welche geeignet sind, die Umwandlung der Gesell- 
schaften in desinteressierte Verwaltungen zu verhindern. — 
Das erste dieser Gegengewichte, die Aussicht auf ein späteres 
Steigen der Dividende, hat unterdessen allerdings au Wert 
verloren; wobei aber daran zu denken ist, daß, als die Kon- 
ventionen von 1883 geschlossen wurden, nicht vorausgesehen 
werden konnte, daß die Ausgaben der Compagnien so stark 
steigen würden, wie das thatsächlich geschehen ist, und daß 
gleichzeitig eine Jahre lang dauernde wirtschaftliche Depression 
die Zunahme der Betriebseinnahmen in ganz anormaler Weise 
verzögern würde. Die Orl^ans-Bahn beispielsweise, die nach 
zehnjähriger Gültigkeit der Konventionen, im Jahre 1893: 2150 km 
mehr im Betrieb hatte als 1883, hatte in dem letztgenannten 
Jahre bei 4362 km Betriebslänge 177 Millionen Frs. Brutto- 
einnahmen, dagegen 1893 bei einer Betriebslänge von 6514 km 
nur eine solche von 180 (1895 bei 6742 km: 189 Millionen). 
Das andere Gegengewicht, der Schuldcharakter der Garantie- 
vorschüsse, hat aber auch heute noch nichts von seinem Werte 
verloren, zumal der Staat, wie ausgeführt worden ist, genügende 
Mittel in Händen hat, sich event. den Wert des ihm bestellten 
Pfandobjektes zu sichern. 

Andererseits darf nicht übersehen werden, daß die Um- 
wandlung der Aktiendividenden in eine sichere, aber für die 
jeweiligen Aktionäre, wie wir gesehen haben, nicht gar zu 
hohe Kapital Verzinsung in der Konsequenz der ganzen Ent- 
wickelung des französischen Eisenbahnwesens liegt. Dieselben 
Vorsichtsmaßregeln, welche der Staat notwendigerweise bei der 
konsequenten Durchführung seines in seinem Umfang groß- 
artigen Garantiesystems in Anwendung bringen mußte, haben 
mit derselben Notwendigkeit zugleich den Charakter der Ge- 
sellschaften als privater Unternehmungen völlig verändert. 
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Die ausgedehnte, mit der Zeit mehr und mehr erweiterte, 
alles durchdringende Staatskontrolle, die im 15. Kapitel ein- 
gehend geschildert worden ist, ist heute der eigentliche spiritus 
rector der Gesellschaften, deren ganzer Verwaltungsapparat 
sich im Grunde nur als das ausführende Organ des Staats- 
willens darstellt. 

Das System der französischen Eisenbahnpolitik bedeutet 
eben nicht nur, wie wiederholt behauptet worden ist, eine 
Delegation staatlicher Funktionen auf die Aktiengesellschaften, 
sondern zugleich eine Dienstbarmachung der ursprünglich pri- 
vaten Verwaltungskräfte dieser Gesellschaften für eine groß an- 
gelegte und im ganzen konsequent durchgeführte Staatsfunktion. 
Die Aktionäre mußten dabei in noch um vieles stärkerem Maße, 
als das anderwärts vielfach unter dem Titel einer Anklage 
gegen das System der französischen Eisenbahnpolitik hervor- 
gehoben worden ist, in die Stellung bloßer Eapitalgläubiger 
zurückgedrängt werden, die zwar nicht gänzlich desinteressiert 
sind, aber einen ihren geminderten Interessen entsprechenden 
Einfluß auf die Verwaltung der Bahnen nur noch im Rahmen 
und innerhalb der Ziele der staatlichen Politik auszuüben im 
stände sind, und ist es geradezu eine Konsequenz aus dieser Ent- 
wickelung, wenn die heutigen Aktionäre sich zwar derselben 
sicheren, aber ebenfalls nicht gar zu hoch bemessenen Garantien 
wie die Obligationengläubiger erfreuen, während sie einen 
eigentlichen Unternebmergewinn, d. i. eine höhere Dividende 
nur erzielen können, wenn die Gesellschaften durch eine um- 
sichtige und zweckentsprechende Verwaltung zugleich die 
Staatsinteressen zu fördern verstehen. 

Zweifellos hätte man auch in Frankreich manches anders 
gemacht, wenn man sich bei Beginn des Eisenbahnwesens von 
der zukünftigen Bedeutung desselben hätte ein zutreffendes 
Bild machen können: Wären einerseits die Compagnien über 
die Möglichkeit der Entwickelung ihrer Einnahmen sich klar 
gewesen, so hätten sie gewiß manche Schwierigkeiten besiegt, 
ohne an die Staatshilfe zu appellieren und ohne sich damit zu- 
gleich auch materiell der Staatsobmacht unbedingt zu unter- 
werfen; andererseits würde der Staat bei gleicher Voraussicht 
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sein finanzielles Eingreifen modifiziert und eventuell Mittel 
und Wege gefunden haben, um nicht auch seinerseits von 
den schwankenden Einnahmen der Eisenbahnen in seinem 
Budget in Mitleidenschaft; gezogen zu werden. 

Die Vergangenheit anzuklagen, ist leicht, in den meisten 
Fällen aber wird zuzugeben sein, daß die jeweiligen Ankläger 
in derselben Situation nicht anders gehandelt haben würden, 
als die Angeklagten es wirklich thaten. 

Das aber leuchtet aus der ganzen Geschichte des Eisen- 
bahnwesens Frankreichs und aus der Betrachtung seiner 
Gegenwart deutlich hervor ; daß der Staat, trotz mancher 
Irrungen und Verirrungen, nie vergessen hat, nach jeweiliger 
Möglichkeit seine Rechte den Eisenbahngesellschaften gegen- 
über zu wahren, und daß er das Endziel niemals aus den 
Augen verloren hat, die Privatunternehmung vor allem darum 
zu fordern und dazu zu benutzen, um mit ihrer Hilfe durch 
den späteren schuldenfreien Rückfall der Bahnen an den Staat 
sich ein auch staatswirtschaftlich nutzbares Instrument 
von eminenter Bedeutung zu verschafiTen. 

Allerdings kann dieses Ziel nur so erreicht werden, daß 
der Staat alle die unmittelbaren Vorteile, die er sich aus 
den Eisenbahnen anrechnen kann, diesen zeitweilig wieder 
zurückgibt und damit ein Opfer bringt, über welchem die je- 
weilige Gegenwart den Wert des zu Erreichenden häufig genug 
vergißt. 

Die Berechnungen von S. 412 ff. haben uns bereits zeigen 
können, daß, während die Nettodividenden der Aktionäre 
bei den garantiebedürftigen Gesellschaften nicht nur auf einem 
Minimum festgehalten, sondern infolge der Erhöhung der 
Steuern gesunken, aber auch bei der nicht garantiebedürftigen 
Nord-Gompagnie bedeutend zurückgegangen sind (S. 415), 
jene unmittelbaren Vorteile, die sich der Staat wegen der 
Hauptbahnen anrechnen kann, in ihrem absoluten Betrag be- 
ständig größer geworden sind (S. 431), weil dieselben einer- 
seits, soweit sie in Bareinnahmen bestehen, nicht von den Tarifen, 
d. h. den Einnahmen der Gesellschaften, sondern von der Höhe 
der Eisenbahnkapitalien resp. deren Revenuen und den 
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auf beiden liegenden Steuern sowie von der Entwickelung 
des Verkehrs abhängen und daher notwendig mit dieser und 
jenen zunehmen mußten, und weil sie, soweit sie andererseits in 
Leistungen der Bahnen für den Staat bestehen, mit der zu- 
nehmenden Inanspruchnahme dieser ebenfalls steigen müssen. 
Auch haben wir bereits gesehen, daß die bisher entgegengesetzte 
Bewegung in der Gewinnverteilung zwischen den Aktionären und 
dem Staat lediglich eine aus der Geschichte der Entwickelung 
des französischen Eisenbahnwesens zu erklärende Thatsache ist, 
welche, da sie nicht aus einem gegenseitig sich bedingenden Ver- 
hältnis der beiden Portionen resultiert, eine neben der absoluten 
Zunahme der unmittelbaren staatlichen Vorteile einhergehende 
Steigerung der Dividenden keineswegs ausschließt. 

Obschon aber die Vorteile des Staates mit dem Anwachsen der 
Lasten, welche derselbe im Interesse der Erstellung des französi- 
schen Eisenbahnwesens auf sich genommen hat, in ihrer absoluten 
Größe ebenfalls wachsen, wird dennoch das relative Verhältnis des 
Betrages jener Vorteile zu der Höhe der Lasten des Staates kleiner. 

Der Staat hatte nämlich zu den Kosten der Gesellschafts- 
netze der Hauptbahnen an baren Subventionen, kapitalisierten 
Annuitäten und in Arbeiten, einschließlich der den ehemaligen 
Gesellschaften des Staatsbahnnetzes gewährten Subventionen 
von 51930000 Frs., beigetragen i) : 



bis 1865: 979 935 000 Frs. 
, 1869: 1122 840000 , 
, 1881: 1922 023 000 , 
, 1883: 2122 966 000 , 



bis 1890: 3 535 450 000 Frs. 
. 1892: 3 922 804 000 , 
, 1893: 4 067 953 000 , 



Davon betragen die oben S. 430 in Rechnung gestellten 
Vorteile des Staates: 



1865 '»): 


9,64 7o 


1890: 8,88 7o 


1869*): 


10.24 , ») 


1892: 6,82 . 


1881: 


12,87 , 


1893: 6,&4 „ 


1883: 


12,22 . 





^) Cf. die Uebersichten über die Anlagekosten der Hauptbabnen 
S. 211 u. S. 247. 

2) Cf. Anmerkung zu S. 430. 

^) ersänne berecbnete in dem Bericht über die große nach dem 
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Wir haben in der Yorstehenden Zusammenstellung von den 
Anlagekosten des Staatsbahnnetzes nur diejenigen in Ansatz 
bringen können, welche der Staat bereits vor Erwerbung des- 
selben als Subventionen ä fonds perdu beigesteuert hatte, 
während die Verzinsung der übrigen für dasselbe aufgewendeten 
Kosten eine Frage der Rentabilität dieses Netzes ist. Will 
man aber vom Standpunkt der Staatsfinanzen die ganzen für 
das Staatsbahnnetz aufgewendeten Anlagekosten in diese Rech- 
nung einbeziehen, so sind den als besondere Vorteile des 
Staates berechneten Summen noch die üeberschüsse des 
Staatsbahnneizes zuzurechnen, andererseits die Kapital- 
lasten desselben in Abzug zu bringen; danach hatte der 
Staat: 

1881 1890 1893 

für die Hauptbahnen ein- Yrs. Fra. Frs. 

schließlich des Staats- 
bahnnetzes im ganzen 

aasgegeben 2 302 812 000 4 183 340 000 4 741946 000 

an Bareinnahmen und be- 
sonderen Vorteilen von 
den Compagnien und an . 
üeberschüssen der Staats- 



bahnen erzielt . . . 
an Eapitallasten des Staats 

bahnnetzes zu tragen 
mithin netto erzielt . . 
das macht von dem her 

gegebenen Kapital 



250 331 207 302 588 847 275 042 576 

17 135 517 23 826 150 24 980 996 

233 195 690 278 762 697 250 061580 

10,18 7« MeVo 6,27 > 



Selbst unter Einrechnung der ganzen Anlagekosten des 
Staatsbahnnetzes kann der Staat demnach in den ihm zu- 
fallenden Bäreinnahmen und besonderen Vorteilen 



Kriege veranstaltete Eisenbahnenquete vom 3. Februar 1873 : 1 1,8» ^/o, 
weil er die vom Staate hergegebenen Subventionen nur auf 1010 Mil- 
lionen annahm; cf. auch Aucoc, „Des moyens employes pour constituer 
le reseau des chemins de fer fran^ais et au particulier des Conventions 
relatives ä la garantie d'interet et au partage des b^n^fices", deutsch 
von E. Nördling, Wien 1875. 
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eine Remunerierung des von ihm hergegebenen Kapitals für sich 
in Ansatz bringen, die bei weitem höher ist als der jeweilig 
landesübliche Zinsfuß. Hierbei ist allerdings nicht zu vergessen, 
dag der Staat nicht nur die Kosten des Staatsnetzes, sondern auch 
die sonstigen Subventionen fast ausschliefilich auf dem Wege der 
Anleihe aufgebracht hat, und daß daher den obigen 233 bezw. 
278 oder 250 Millionen Frs. namhafte Zins- und Tilgungssummen 
sowie Annuitäten alsLasten des Staatsbudgets gegenüberstehen. 

Nach einer im Jahre 1894 von dem damaligen Finanz- 
minister Burdeau hierüber angestellten Studie hatte der Staat bis 
Ende 1893 von den für die Hauptbahnen gewährten Subventionen 
und den Kosten des Staatsnetzes, zusammen 4741,9 Millionen Frs., 
ca. 2900 Millionen Frs. in bar hergegeben, die er größtenteils 
durch Anleihen aufgebracht hatte, während er den Rest von 
rund 1850 Millionen Frs. in Annuitäten leistete*). Die Ver- 
zinsung und Tilgung jener 2900 Millionen erforderte rund 130 Mil- 
lionen Frs., darunter 1 V» Millionen für Kolonialbahnen, so daß 
der Staat für seinen Baranteil an den Anlagekosten der Haupt- 
bahnen des Mutterlandes ca. 128^/2 Millionen zu verausgaben 
hatte. Wegen der Annuitäten kommen sodann in Betracht aus 
dem Budget des Finanzministeriums pro 1893 ein Posten von 
40,8 Millionen^) und aus dem Budget des Ministeriums der 
öffentlichen Arbeiten an älteren Annuitäten 8,9 Millionen, 
22,8 Millionen an solchen, die auf den Verträgen von 1883 
beruhen, und 2,5 Millionen für die mit der Orleans-Compagnie 
ausgetauschten Linien: zusammen 74,o Millionen. 

Somit hatte der Staat für seinen Anteil an den Anlage- 



') Cf. hierüber auch Colson in dem wiederholt zitierten Aufsatz 
in der Revue des deux mondes. 

*) Die beiden Annuitätenposten von 2,48 Millionen für die in den 
Jahren 1870 und 1871 ausgefallenen Zinsgarantiezahlungen sowie von 
20 Vi Millionen für den Rückkaufspreis der an Deutschland abgetretenen 
Bahnen müssen hier außer Betracht bleiben, da dieselben eine Kriegs- 
last des Staatsbudgets bedeuten, ferner die 4,9 Millionen Annuitäten, 
welche der Staat der P.-L.-M.-Compagnie für deren algerisches Netz 
zahlt, weil es sich in obiger Rechnung nur um die Hauptbahnen des 
Matterlandes handelt. 
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kosten der französischen Hauptbahnen einschließlich der ge- 
samten Kosten des Staatsnetzes 1893 rund 202^2 Millio- 
nen Frs. zu verausgaben, während er einschließlich der Ueber- 
schüsse des Staatsbahnnetzes in demselben Jahre aus ihnen 
275 Millionen an Einnahmen und Ersparnissen in Rechnung 
stellen konnte, so daß ihm immer noch ein rechnerischer TJeber- 
schuß von rund 72^2 Millionen oder ca. 1,5^0 der von ihm 
beigesteuerten 4,7 Milliarden Frs. übrig blieb. 

Von solchen Ueberschüssen über die Verzinsung des 
gesamten von ihm zum Bau der Hauptbahnen zugeschossenen 
Kapitals, zuzüglich aller anderen ihm wegen jener laufend er- 
wachsenden Lasten, macht der Staat aber nicht zu all- 
gemeinen Zwecken Gebrauch, sondern er verzichtet, wie er 
sich selbst in das System seiner Eisenbahnpolitik als Teil- 
nehmer an den Bahnunternehmungen erst an dritter Stelle 
eingeschaltet und seinen Anspruch auf Teilnahme an dem 
Reingewinne aus dem Eisenbahnwesen einer Zeit vorbehalten 
hat, in welcher die Bahnen solche Gewinne ohne jede Unter- 
stützung werden erbringen können, konsequenterweise, solange 
die Compagnien um alle die ihnen gestellten Aufgaben erfüllen 
zu können seiner Unterstützung bedürfen, darauf, jene ihm 
wegen des Eisenbahnwesens zufallenden Vorteile für all- 
gemeine staatliche Bedürfnisse zu nutzen, und führt dieUeber- 
schUsse, welche er sich schon heute aus seinen Einnahmen wegen 
der Eisenbahngesellschafken und des Eisenbahnverkehrs nach 
Deckung aller zu Gunsten des Verkehrswesens von ihm über- 
nommenen Lasten anrechnen kann, dem Verkehrsleben wieder 
zu, indem er sie in Form seiner Garantiezahlungen den 
Gesellschaften als Vorschüsse zur Verfügung stellt. Dadurch 
erleichtert der Staat letzteren nicht nur den Ausbau und Be- 
trieb der ihnen im Interesse der Allgemeinheit aufgebürdeten, 
mehr oder weniger unrentabeln Linien und die Lösung 
sonstiger Aufgaben, sondern ermöglicht ihnen vor allem auch 
die Durchführung der Zwangsamortisation des ge- 
samten Eisenbahnkapitals der Hauptbahnen und damit 
zugleich die Rückzahlung seiner eigenen Garantievor- 
schüsse. 
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Indem der französische Staat auf diese Weise die Sorge 
für die Amortisation der Eisenbahnschulden, welche er den 
Compagnien in seinem, d. h. der Allgemeinheit, Interesse auf- 
erlegt hat, mit diesen teilt, betreibt er zugleich, da die Eisen- 
bahnen schuldenfrei an ihn zurückfallen werden, die 
Amortisation seiner eigenen Staatsschulden. 

So schließen die Oarantieyorschüsse^), für welche 
der französische Staat im wesentlichen in seinen laufend aus 
dem Eisenbahnwesen erzielten rechnungsmäßigen U e b e r- 
schüssen Deckung findet, den Aufbau des Systems seiner 
Eisenbahnpolitik, und erst diese Erkenntnis des eigent- 
lichen Wesens der Zinsgarantie: als einer Form der 
Rückleitung Yom Eisenbahnwesen erzielter unmittel- 
barer Vorteile des Staates auf das Verkehrswesen zum 
Zweck der Durchführung des Endzieles seiner Eisen- 
bahnpolitik — ist geeignet, volles Licht über die folge- 
richtig alle tragenden und getragenen Teile berücksichtigende 
Tektonik jenes Aufbaues zu breiten*). 

Jener Zinsgarantie aber haben wir den dritten und letzten 
Abschnitt dieses Kapitels zu widmen. 



^) Ueber die Beträge des jährlichen Garantiebedarfs sowie Ober 
die Garantievorschüsse cf. Buch I, S. 889 und 437, Buch II, S. 216 und 252. 

') Im Gegensatz zu der oben geschilderten Ausbildung der fran- 
zösischen Eisenbahnpolitik und im Gegensatz zu der seiner Zeit für die 
Verstaatlichung der preußischen Eisenbahnen vorgebrachten Motivierung 
benutzt der preußische Staat die mittels einer, weim auch nicht also 
genannten, Steuer vom gesamten Eisenbahnverkehr auf den Staats- 
bahnen erzielten und über die Verzinsung und planmäßige Minimal- 
tilgung seiner Eisenbahnschuld hinaus sichergebenden ,Unt er nehm er- 
gewinne" weder zur Hebung und Weiterentwickelung des Verkehrs- 
wesens noch zu einer genügenden Amortisation jener Schuld, sondern 
für allgemeine Staatszwecke, statt den Bedarf der letzteren durch klar 
und deutlich auch als solche bezeichnete Steuern zu decken. 
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Absehnitt III. 

Die Zinsgarantie. 

Durch die Verträge von 1859 waren die vom Staat über- 
nommenen neuen Garantien für die Verzinsung von im Eisen- 
bahnbau investierten Kapitalien zu einem vollgültigen Glied in 
dem System der französischen Eisenbahnpolitik unter der Maß- 
gabe geworden, daß die Zubußen, welche der Staat wegen 
der von ihm bewilligten Garantie eventuell zu leisten hätte, 
als den Eisenbahngesellschaften gemachte Vorschüsse zu 
betrachten seien. 

%ine solche Garantie war zum erstenmale im Gesetz vom 
15. Juli 1840 zu Gunsten der Orl^ans-Compagnie und während 
des nächsten Jahrzehnts nur in vereinzelten Fällen vom Staate 
bewilligt worden. 

Erst nach 1852 übernimmt der Staat häufiger Zins- 
garantien von meist unlimitierter Dauer — bis 1858 im Ge- 
samtbetrage von 60 Millionen Frs. — -, von denen die mit 
denselben unterstützten Gesellschaften einfach aus dem Grunde 
keinen Gebrauch machten, weil bis dahin nur .Hauptlinien aus- 
gebaut waren, die sich sofort nach ihrer Inbetriebnahme 
rentierten und bald glänzende finanzielle Ergebnisse lieferten. 
Da aber die weniger produktiven oder größere Bauschwierig- 
keiten bietenden Gegenden ebenfalls mit Eisenbahnen versehen 
werden mußten, und die Gesellschaften im Interesse der ihnen 
anvertrauten Kapitalien keine Bahnbauten unternehmen durften, 
von deren Rentabilität, mit Recht oder Unrecht, sie nicht 
überzeugt waren, so hielt es die Regierung für angezeigt, zur 
Ermöglichung auch solcher Bauten abermals Zinsgarantien zu 
gewähren, wozu sie häufig genug auch durch private Einflüsse 
gedrängt wurde, welche sich behufs Erlangung von Bahn- 
verbindungen überall geltend zu machen verstanden. 
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War das Prinzip einer derartigen Subventionierung ein- 
mal aufgestellt, so mußte es yerhältnismäßig leicht sein, die 
vorhandenen Gesellschaften zur üebernahme immer weiterer 
Bahnen, ja ganzer Bahnnetze unter der Zusage von Zins- 
garantien zu bewegen und deren Drang nach Ausdehnung zu 
nutzen, um ihnen, als Gegenleistung für die gebotene Hilfe, die 
uns bekannten Lasten zu Gunsten des „neuen Netzes'^ wie 
auch zu Gunsten der vom Staate vertretenen Allgemeinheit 
aufzuerlegen. 

Die Geschichte und das System der Verträge des Jahres 
1859 sind im 5. Kapitel des ersten Teiles und im ersten Ab- 
schnitt dieses Kapitels dargelegt. Die damals beliebte Zeit- 
begrenzung der Garantie auf 50 Jahre, vom 1. Januar 1865 
an gerechnet, bedeutete einen Kompromiß zwischen den 
Gegnern jeder und den Befürwortern einer unlimitierten 
Garantie, und war die Voraussetzung für diese Begrenzung, 
daß der gewählte Zeitraum ausreichen werde, um innerhalb 
desselben die betreffenden Anleihen zu amortisieren. 

Gleichzeitig waren neue und im Laufe der Zeit immer 
weiter verschärfte Formen der staatlichen Kontrolle über das 
Finanzgebaren der Eisenbahnen als eine selbstverständliche 
Folge der vom Staat übernommenen Zinsgaranbie eingeführt 
worden. 

Für die meisten nach 1859 konzessionierten Bahnen, die 
dem sogenannten „neuen Netze** angefügt worden waren, 
wurden ebenfalls Zinsgarantien gewährt, bei deren Bewilligung 
es dem Staate jedoch gelang, den möglichen Effekt der Garantie 
för sein Budget insofern zu mildern, als durch die Verträge 
von 1863 die reservierte Minimaldividende der Aktien der 
Ost- und West-Compagnie herabgesetzt wurde, während die 
Orl&ns- Gesellschaft ihre Aktien vermehrte, ohne daß die 
, Reserve* erhöht worden wäre. 

Als im Jahre 1883 die neuen Konventionen ^) geschlossen 
wurden, hatten sich die Anschauungen über die Ersprießlich- 
keit der Zinsgarantie als einer Form der staatlichen Beihilfe 



') Cf. Buch I, Kap. 13, S. 350 S. 
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zum Bau von Linien, nach denen kein Unternehmer verlangte, 
und welche, wenn derselbe sie übernehmen mußte, für ihn 
nur eine Last bedeuteten, zu deren Gunsten gefestigt. Die 
veränderten Verhältnisse bedingten aber Veränderungen im 
Wesen der Garantie selbst. 

Die Aufrechterhaltung des Eisenbahnbetriebes durch Unter- 
nehmergesellschaften war unterdessen, unbeschadet einer viel- 
fach geteilten Abneigung gegen die Bethätigung der Privat- 
industrie auf diesem wichtigsten Gebiet des Verkehrswesens, 
von der überwiegend großen Majorität der Volksvertretung 
— von den einen, weil, wie die Verhältnisse thatsächlich 
lägen, unvermeidlich, von den anderen als der Allgemeinheit 
ersprießlich — anerkannt worden. Auch war man allgemein 
davon überzeugt, daß der Staat in seinem Verhältnis zu jenen 
Unternehmergesellschaften seine Machtstellung besser wahre, 
wenn er denselben als Aequivalent für die ihnen neu auf- 
gebürdeten Lasten Zinsgarantien bewillige, als wenn er ihnen 
direkte Bausubventionen gewähre oder, wie das in den An- 
fangsjahren des Eisenbahnwesens mehrfach der Fall gewesen 
war, sich an den Gesellschaften selbst durch Uebemahme von 
Aktien und Obligationen beteilige. Der Regierung mußte 
bei der damaligen Finanzlage gleichzeitig daran liegen, die 
Aufnahme von Anleihen zu vermeiden und die Auszahlung 
der zu bewilligenden Subventionen über eine möglichst lange 
Reihe von Jahren zu verteilen, wobei sie hoffen konnte, daß 
ihr gerade die Bewilligung von Garantien die beste Handhabe 
bieten werde, die gesamte Geschäftsgebarung der Gesell- 
schaften regelmäßig zu beaufsichtigen und gleichmäßig die 
Interessen des Staates wie die der Allgemeinheit nach Möglich- 
keit zu fördern, da die Erfahrung gelehrt hatte, daß die durch 
die Garantie auf das engste an den Staat geketteten Gesellschaften 
den allgemeinnützlichen Bestrebungen desselben viel leichter 
zugänglich waren, als wenn sie dem Staat in völliger Unab- 
hängigkeit gegenüberstanden. 

Dazu kam, daß die wirtschaftliche Lage der Gesellschaften 
zu Anfang der achtziger Jahre geradezu glänzend schien und 
sich die Vorausberechnung Francquevilles über den Zeitpunkt, 
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TOD welchem an dieselben ihre Garantieschulden an den Staat 
wQrden abzahlen können, insofern bestätigte, als zwei Gesell- 
schaften bereits mit Rückzahlungen auf die ihnen ge- 
währten Garantievorschüsse begonnen hatten. So glaubte man 
schon berechnen zu können, von wann an auch die übrigen 
Gesellschaften der Garantie nicht mehr bedürfen, die auf- 
gdaufenen Garantieschulden getilgt sein würden und der 
Staat sich des Mitgenusses der Deberschüsse der Eisenbahnen 
werde erfreuen können. 

Die Folge solcher Ansichten und -— Illusionen war, daß 
die Zinsgarantie ihre finanzielle Bedeutung und Bedenklichkeit 
in den Äugen ganz Frankreichs verloren hatte und der Opti- 
mismus, welcher sich bei dem überraschenden Aufschwung der 
Eisenbahnen während der letzten Jahre erklärlicherweise hatte 
geltend machen können, selbst die kundigsten Männer in 
Ministerien, Parlament und Publikum zu dem Glauben ver- 
leitete, daß die Zinsgarantie, auch nach Auferlegung der 
durch die Verträge von 1883 bedingten neuen Lasten, auf die 
Dauer zu keiner erheblichen Bedeutung gelangen werde, ja, 
dafi sie den geradezu belanglosesten Teil der neuen Ver- 
trage bilde, über den zu diskutieren sich nicht verlohne. So 
sind die Zinsgarantien in den damaligen Parlamentsdebatten 
kaum mit einigen Worten gestreift worden. — Jene Anschauung 
konnte aber selbst denen, die sich etwa derartig sanguinischen 
Illusionen nicht hingaben, deshalb weniger gefährlich erscheinen, 
weil der französische Staat, wenn er wirklich Garantievorschüsse 
zu leisten hat, für dieselben, wie wir im vorhergehenden Ab- 
schnitt dieses Kapitels gezeigt haben, nur seine rechnungsmäßigen 
üeberschüsse aus dem Eisenbahnwesen der Hauptbahnen in 
Anspruch zu nehmen braucht, welche damit an die Quelle zu- 
rückgeleitet werden, der sie entspringen; während der Staat 
seinerseits alle Veranlassung hatte, in das alte Geleise seiner 
Eisenbahnpolitik zurückzulenken. 

Für die damalige Auffassung von der finanziellen Belang- 
losigkeit der zu übernehmenden Garantie ist aber besonders be- 
zeichnend, da& der derzeitige Minister der öffentlichen Arbeiten, 
Raynal, in der Sitzung der Deputiertenkammer vom 19. Juli 
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1883, ohne irgend welchen Widerspruch zu finden, sagen konnte: 
»Die Garantie wird nur bei der Westbahn in Anwendung 
kommen .... Bei der Orl^ans-Bahn aber wird die Herab- 
setzung der Gewinnbeteiligungsgrenze wahrscheinlich bereits im 
Jahre 1885, spätestens aber 1886 zu einer Verteilung des 
Reingewinns (zwischen Staat und Aktionären) auf dem Fu& 
von einem zu zwei Dritteln die Möglichkeit bieten. Ich kann 
mit dieser meiner Behauptung sehr positiv auftreten, weil die 
Thatsachen selbst für dieselbe sprechen, und wenn ich mir 
im übrigen absichtlich große lleserve auferlege, so kann ich 
diesen Punkt umsomehr als feststehend betonen, als ich mich 
auf sehr eingehende Studien der einschlagenden Fragen 
stütze** '). 

Als derselbe Raynal im Jahre 1894 gelegentlich des 
später zu erwähnenden Streitfalles über die illimitierte Garantie 
der Orleans- und Süd-Gesellschaft interpelliert wurde, ant- 
wortete er: „Im Augenblick des Abschlusses der Verträge 
waren wir der sicheren üeberzeugung, daß die Garantien nicht 
in Wirksamkeit treten würden, indem wir unsere, wie wir 
damals glauben mußten, wohlbegründete Annahme auf die 
Betriebsergebnisse der Jahre 1878 bis 1882 stützten* *). Und 
weiter: „Wer kann sich darüber wundern, daß auch ich seiner- 
zeit von dem allgemein geteilten Optimismus angesteckt war — 
wenn Sie die Parlamentsakten und die Arbeiten ihrer eigenen 
Kommission durchmustern, so wird jedes Staunen über diese 
meine Stellungnahme sofort verschwinden" ^). 

Daß aber im Jahre 1883 alle Welt mit der Regierung 
in der Auffassung übereingestimmt hatte, daß die vom Staat 
übernommenen Garantien dessen Finanzen nicht belasten 
würden, hat selbst Pelletan, der enragierteste Verteidiger des 
Staatsbahnsystems, in seiner Interpellation vom Jahre 1894 
mit den Worten zugestehen müssen: „Man kann nicht leugnen, 
daß damals sehr viele Leute von der günstigen Lage der 



1) Cf. Journal officiel 1883, p. 1767. 

*) Cf. Sitzung vom 23. Juni 1894, Journal officiel, p. 1132. 

») Cf. Sitzung vom 23. Juni 1894, Journal officiel, p. 1130. 
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Orleans- und der Süd- Gesellschaft, infolge des großen Auf- 
schwungs, der sich während der Jahre 1881 und 1882 auf 
dem Gebiete des Eisenbahnwesens vollzogen hatte, überzeugt 
waren. Aber von jener Verblendung hätte sich die Regierung 
frei halten müssen" • • • ^ine Verblendung, der übrigens 
auch Pelletan zur selben Zeit verfallen war, wie seine Rede 
vom 21. Juli 1883 beweist, in welcher er der Regierung vor- 
warf, daß sie den Rückkauf noch nicht bewerkstelligt hätte, 
und wörtlich fortfuhr: „Für die Eisenbahngesellschaften ist 
Zeit in dem Sinne Geld, daß ihre Einnahmen mit der Zeit 
in geometrischer Progression wachsen. Entsprechend den er- 
höhten Einnahmen wird sich aber auch der Rückkaufspreis 
steigern. Allbekannt ist, daß im Jahre 1879 der Rückkauf 
der Orl^ans-Bahn auf der Tagesordnung stand. Die damals 
zu zahlende Annuität hätte 80 Millionen betragen, um wie- 
viel Millionen würde sich die heute zu zahlende erhöhen ! Im 
gegenwärtigen Augenblick aber soll gerade das Argument 
dieser Erhöhung gegen den Rückkauf geltend gemacht werden 
und wird deklamiert: ja, im Jahre 1879 wäre die Operation 
vorteilhaft gewesen, heute aber ist sie zu teuer; es ist zu 
spät. — Also, es ist zu spät! — Was aber wird man in 
15 oder 20 Jahren sagen, wenn die Reineinnahmen der 
Gesellschaften und damit die im Falle des Rück- 
kaufs zu zahlenden Annuitäten um Hunderte von Mil- 
lionen gestiegen sein werden? Dann wird man wiederum 
sagen: es ist zu spät!" ^) 

Wenn im Jahre 1883 also selbst die eifrigsten Gegner 
des Privatbahnsystems, wie Pelletan, die Ansicht über die 
vorzügliche Lage und die gute Weiterentwickelung der Eisen- 
bahnen teilten, so lag es nahe, daß die Regierung, welche 
ihrerseits sich in der Zwangslage befand, die Last des 
großen Programms unbedingt von ihren Schultern abwälzen 
zu müssen*), den Gedanken fassen konnte, wenn nötig die 



*) Cf. Sitzung vom 23. Juni 1894, Journal officiel, p. 1125. 
») Cf. Journal officiel vom 22. Juli 1883, p. 1802. 
•) Cf. Buch I, Kap. 12 und 13. 
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Verlängerung der Garantie einzelnen Gesellschaften selbst auf 
die ganze Eonzessionsdauer als eine Gegengabe zu bewilligen, 
welche — ihr ungefährlich — sehr wohl geeignet schien, den 
Kredit jener, dessen Anspannung sie bedurften, um ^llen den 
ihnen vom Staat gestellten Aufgaben gerecht werden zu 
können, aufs nachdrücklichste zu unterstützen. 

Ein Präcedenz lag insofern vor, als das Gesetz über die 
Lokalbahnen vom 11. Juli 1880 für diese das Prinzip der 
unlimitierten Garantie ausdrücklich angenommen hatte und 
in den Jahren von 1880 bis 1883 zahlreiche neue Kon- 
zessionen für derartige Bahnen erteilt worden waren, denen 
Staat und Departements mit zeitlich unbegrenzter Zinsgarantie 
zu Hilfe kamen, obschon von vornherein anzunehmen war, 
daß ebenso wie die Departements auch der Staat damit eine 
verhältnismäßig große Last auf sich genommen habe. 

Daß derselbe Staat dagegen keine Gefahr laufe, wenn 
er den großen Gesellschaften derartige Garantien biete, daran 
schien bei Abschluß der Verträge von 1883, wie gesagt, 
niemand in Frankreich zu zweifeln, und wurde es widerspruchs- 
los hingenommen, wenn die der Zinsgarantie gewidmeten 
früheren Abmachungen durch diese Verträge insofern Ab- 
änderungen erfuhren, als vier Gesellschaften eine je ver- 
schiedene Verlängerung der Garantiedauer bewilligt wurde: 
für die Ostbahn um 20 Jahre bis zum 31. Dezember 1934, 
für die Westbahn um 21 Jahre bis zum 31. Dezember 1935, 
für die Orleans- und die Südbahn-Gesellschaft bis zum Ablauf 
ihrer Konzessionen, d. h. bis Ende 1956 bezw. 1960. 

Auf die Gründe für diese Abänderungen in den Be- 
stimmungen über die Dauer der Garantie müssen wir an 
dieser Stelle auch deshalb näher eingehen, weil deren That- 
bestand wegen der beiden zuletzt genannten Gesellschaften 
unlängst heftig bestritten worden ist: 

Die Motive, welche die uns sattsam bekannte Gesetzes- 
vorlage wegen der Verträge vom Jahre 1883 begleiteten, 
hatten sich, wie folgt, ausgedrückt: „Die Frage der Behand- 
lung der Eisenbahnen läßt sich verschiedenartig beantworten; 
eines nur ist sicher, daß das dringendste Bedürfnis vorliegt. 
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die begonnenen oder versprochenen Linien auszuführen und 
die Eisenbahnen, deren Bau das Publikum zu verlangen be- 
rechtigt ist, demselben darzubieten. Wollte man einen Teil 
von den 7000 Kilometer Bahnen, die im Augenblick in Be- 
arbeitung sind, unausgeführt lassen oder deren Ausführung 
verzögern, so wäre das außerordentlich bedenklich. Somit ist 
die Fortsetzung der Arbeiten unter allen Umständen, jedoch 
unter Rücksichtnahme auf die finanzielle Situation (des Staates) 
zu sichern" ^). 

In demselben Sinne hatte der Minister bereits am 22. Februar 
1883 erklärt, da& „er Verhandlungen mit den großen Com- 
pagnien in der festen Zuversicht eröffnet habe, daß das Re- 
sultat dieser Verhandlungen neue Verträge sein würden, die 
auf der einen Seite die Rechte des Staates wahren, anderer- 
seits die Ausführung des Programms der großen öffentlichen 
Arbeiten sichern würden, ohne den Staatskredit dabei unmäßig 
in Anspruch nehmen zu müssen". 

Die Compagnien sollten eben, wie wir wiederholt sahen, 
die Eisenbahnbauten auf sich nehmen, von denen Freycinet 
im Jahre 1879 proklamiert hatte, daß sie für Frankreich 
nötig wären, deren Ausbau durch den Staat aber eine weitere 
Verschlechterung seiner Finanzen befürchten ließ. 

Wenn nun die Compagnien eine derartig bedenkliche 
Erbschaft antreten sollten, so kann es nicht auffallen, daß 
dieselben für sich das beneficium inventarii geltend machten 
und vom Staat verlangten, daß er sie wegen der Arbeiten, 
die sie für ihn ausführen sollten, und für eventuelle Betriebs- 
ausfälle sicher stelle. Andererseits lag es im Interesse des Staates, 
der selbst keine weiteren Anleihen aufnehmen wollte und die 
Compagnien, die nunmehr die zum Bau der betreffenden Linien 
notwendigen Gelder herbeischaffen mußten , gewissermaßen 
zwischen sich und das Publikum schob, deren Kredit, der 
unter dem Eindruck der Neubelastung mit unrentablen Bahnen 
hätte leiden können, nach Möglichkeit zu stützen. 



*) Cf. Motive zu dem Gesetzentwurf wegen der Konventionen des 
Jahres 1883, S. 3 und 4. 

Kaafmann, Eisenbahnen Frankreichs. U. 29 
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Der Staat hatte auch früher, als im Jahre 1859 den 
Eisenbahngesellschaften die Pflicht auferlegt worden war, ein 
zweites, wenn auch wenig Nutzen versprechendes Netz auszu- 
bauen, nicht gezögert, denselben als Gegenleistung eine fünfzig- 
jährige Zinsgarantie anzubieten. So mußte die Regierung, als 
die Gompagnien im Jahre 1883 den Ausbau eines dritten Netzes 
Obernehmen sollten, das für sie ausschließlich eine Last 
bedeutete, in ihren Gegenkonzessionen weiter gehen. Wir 
haben bereits gesehen, daß für die Arbeiten, die im Jahre 
1859 zu übernehmen waren, eine fünfzigjährige Garantie in- 
sofern hatte genügen können, als der zukünftige Betrieb der 
betreffenden Linien die Möglichkeit einer für denselben Zeit- 
raum bemessenen Amortisation ihres Anlagekapitals aus dessen 
Ueberschüssen erwarten ließ, während es sich jetzt um Linien 
handelte, von denen überhaupt kein Ueberschuß zu erhoffen 
war, aus dem die ihretwegen aufgenommenen Anleihen hätten 
amortisiert werden können. 

Und mehr noch: während sich 1859 die Gompagnien in 
einer schwierigen Lage befanden und der von ihnen erbetenen 
Hilfe des Staates bedurften, war deren Lage 1883 eine gute, 
und bedurfte nunmehr der Staat der Hilfe derselben Gesell- 
schaften, die kurz vorher noch in ihrem Bestände von ihm 
bedroht worden waren. Gleichzeitig aber war die Regierung 
zur Fertigstellung von Eisenbahnen durch Gesetz gezwungen, 
welche sie selbst bei der derzeitigen Finanzlage gar nicht hätte 
bauen können. Dieser Situation war sich die Regierung be- 
wußt. Hatte sie doch ihr Mandat zu den neuen Verträgen 
von einer Kammer erhalten, die, obschon sie an und für sich 
den Gesellschaften viel feindlicher gesinnt war als irgend eine 
französische Volksvertretung vorher oder nachher, trotzdem 
hatte erkennen müssen, daß die Notwendigkeit vorliege, 
sich mit den Gesellschaften zu vertragen, da diese allein im 
stände wären, den Staat aus der gefahrlichen Lage, in die 
er hineingeraten war, zu befreien. Die Regierung mußte dem- 
nach, im vollen Gefühl der Lage, von vornherein zu weit- 
gehendem Entgegenkommen entschlossen und bereit sein, 
eventuell selbst unlimitierte Garantien zu gewähren. 
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Hierbei darf nicht übersehen werden, daß dem Erlaß des 
Ministers, der die Verhandlungen mit den Gesellschaften ein- 
leitete, eingehende Studien vorangegangen waren, und daß 
für die finanziellen Vorarbeiten eine besondere Finanzkom- 
mission im Oktober 1882 eingesetzt worden war. In den 
Verhandlungen jener Kommission hatte der Unterstaatssekretär 
am 22. Februar 1883 auf die Anfrage von Peulevey und 
Magnien ausdrücklich erklärt, daß die Regierung im Not- 
falle nicht davor zurückschrecken werde, auch unbegrenzte 
Garantien zuzubilligen ^). Diese Erklärung hatte Gay in seinem 
Kammerbericht über die Verhandlungen jener Kommission, 
ohne Widerspruch zu finden, mit den Worten bestätigt: «Der 
Kommission ist eröf&iet worden, daß die Garantie, um die es 
sich im Augenblick handelt, nötigenfalls unlimitiert gegeben 
werden würde, so daß sich dieselbe bis zum Ablauf der Kon- 
zessionen erstrecken könne." 

Daß einzelne der Gesellschaften nicht zögerten, die für 
sie überaus günstige Konstellation zu nutzen, ist erklärlich 
genug. 

Nun sind die Verträge des Jahres 1883 nicht so aufzu- 
fassen, als ob der Staat in ihnen eine identische Abmachung 
mit allen sechs Gesellschaften, die als ein untrennbares und 
solidarisches Ganzes zu betrachten seien, getroffen hätte; es 
wurden vielmehr, wie wir gesehen haben, sechs Sonderverträge, 
deren Kontrahenten auf der einen Seite immer der Staat, auf 
der anderen Seite je eine der verschiedenen Compagnien waren, 
geschlossen. Jede Compagnie hatte für sich verhandelt und 
für sich ihre Stellung zu wahren gesucht, wobei auf die 
Persönlichkeiten der betreffenden Unterhändler resp. deren 
Geschäftsgewandtheit viel ankam. Der Vertreter der Orl^ans- 
Gesellschaft aber war Andral, derjenige der Südbahn Eichthal, 
beides außerordentlich fähige und versierte Geschäftsleute. 

Von den sechs Eisenbahngesellschaften werden in Frank- 
reich die P.-L.-M.- und die Nord-Gesellschaft als die reichen 
bezeichnet; dieselben hatten die Garantie bisher nie in An- 



') Cf. Picard, ^Histoire des chemins de fer*, Bd. V, p. 710. 
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Spruch genommen und glaubten auch damals auf jede weiter- 
gehende Staatsunterstützung, als sie bereits besaßen, verzichten 
zu können, während die vier übrigen Gesellschaften auf neue 
Garantien Wert legten, auf die sie, jede für sich, verschiedenen 
Anspruch erhoben. 

Diese Zweiteilung ist später in der französischen Depu- 
tiertenkammer zur Sprache gekommen, als beispielsweise in 
der Sitzung vom 23. Februar 1886 ein entschiedener Gegner 
der Privatgesellschaften, Wilson, nach einer langen, die Ver- 
träge des Jahres 1883 behandelnden Debatte, die wesentlich 
an die damals beabsichtigte, mit jenen Verträgen in Zusammen- 
hang stehende, Tarifreform anknüpfte, sich wie folgt aus- 
drückte^): »Als man die neuen Verträge mit den großen 
Gesellschaften abschloß, unterschied man zwei derselben von 
den vier übrigen, und wurde für die ersteren eine sogenannte 
»reservierte' Revenue beliebt, die sich von der ,garantierten* 
Revenue der anderen unterschied. Mit anderen Worten heißt 
das: man hat die vier schwächeren Gesellschaften gegen alle 
Ausfälle durch eine absolute Garantie sicher stellen wollen." 
Letztere Angabe ist insofern einzuschränken, als die Ost- und 
West-Gesellschaft die Garantie nur bis 1934 resp. 1935 er- 
hielten, während die Süd- uud Orl^ans-Gesellschaft sich eine 
solche bis zum Ablauf ihrer Konzessionen hatten bewilligen 
lassen. 

Daß aber die Süd- und Orleans -Bahn mehr erreicht 
hatten als die anderen Gesellschaften, erklärt sich aus der je 
andersartigen Bedeutung der Verträge selbst: Die Orl^ans- 
Bahn hatte den Ausbau von 2400 km neuer Linien auf sich 
nehmen müssen, gegen 1000 km, die der Ost- und 1600 km, 
die der Westbahn zugeschrieben worden waren. Anders 
ausgedrückt betrugen die neuen Lasten, welche die Orläans- 
Gesellschaft im Vergleich zu der Nettoeinnahme des Jahres 
1883 auf sich nehmen sollte, 25,i8^/o gegenüber je 22,3s**/o 
und 23,55 > für die Ost- uud die Westbahn. Die Südbahn 
hinwiederum sah sich, obgleich sie bis dahin immer zu den 



') Cf. Journal officiel 1886, p. 288. 
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ärmeren Gesellschaften gerechnet worden war, im Jahre 1883 
in eine so günstige Lage versetzt, daß sie weder eine Ab- 
lehnung des Anerbietens des Staates, noch die Erhaltung des 
Status quo oder die Drohung des Rückkaufs zu fürchten 
brauchte, da ihre reservierte Dividende 40 Frs. betrug und 
sie gerade damals aus ihren Revenuen bereits so erhebliche 
Rückzahlungen auf ihre Garantieschuld leisten konnte, daß der 
Ankauf der Bahn durch den Staat ihren Aktionären nach offiziellen 
Berechnungen eine Rente von ca. 70 Frs. gebracht haben würde. 
Wenn sich somit die Gesellschaft mit einer garantierten Divi- 
dende von 50 Frs. begnügte, so konnte sie andererseits be- 
anspruchen, daß ihren Aktionären diese 50 Frs. unbegrenzt 
garantiert würden. 

Die Ostbahn -Gesellschaft hatte bereits in der Konvention 
vom 31. Dezember 1875 für die mit derselben konzessionierten 
Linien eine Garantie bis zum 31. Dezember 1934 erhalten, 
so daß es nur eine Eonsequenz des schon bestehenden Ver- 
hältnisses war, daß nunmehr ihre sämtlichen Linien jener 
längeren Garantie teilhaftig wurden. 

Die Lage der Westbahn schien bei Abschluß der Ver- 
träge von 1883, trotz der auch bei dieser zu beobachtenden 
Einnahmenprogression, immerhin weniger vertrauenerweckend, 
als die der anderen Compagnien, so daß die Regierung jener 
Gesellschaft nur unter größerem Zögern eine Verlängerung 
der Garantie auf 20 Jahre zu bewilligen geneigt war, als der 
Orleans- und der Süd-Compagnie die Verlängerung bis 
zum Ablauf deren Eonzessionen. 

Es dürfte sich erübrigen, diese speziellen Verhältnisse 
ebenso wie die generelle Lage aller Compagnien bei Abschluß 
der Eonventionen nochmals ans Licht zu stellen, da es für die 
Beleuchtung der hier in Betracht kommenden Frage genügt, 
die beiden wesentlichsten Gesichtspunkte hervorzukehren: auf 
der einen Seite die notwendige und begreifliche Vorsicht der 
Gesellschaften, sich Garantien gegen eine Verschlechterung 
ihrer derzeitig errungenen günstigen Lage zu verschaffen — 
auf der anderen Seite die gerade auf diese günstige Lage sich 
gründende Ansicht der Regierung, daß sie die je verschieden- 
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artige Verlängerung der Zinsgarantie unbedenklich gewähren 
könne. So nur wird es verständlich, daß bei Abschluß der 
Konventionen die Garantiefrage viel gleichgültiger behandelt 
werden konnte, als es der Rückwärtsschauende als sachgemäß 
anerkennen kann. 

Trotzdem würde auf die Gesellschaften, die sich damals 
eine absolute Garantie zu verschaffen wußten, insofern immer 
noch ein Verdacht fallen, als man fragen könnte, warum 
gerade diese Gesellschaften, wenn damals jener Optimismus 
allgemein geherrscht hätte, soviel Wert auf eine an sich illu- 
sorische Verlängerung der Garantie bis zum Ablauf ihrer Eon- 
zession gelegt hätten? 

Die Nord- und die P.-L.-M.-Compagnie haben thatsäch- 
lich keine erweiterte Garantie verlangt, und hat sich die erstere 
dabei nicht getäuscht, da sie derselben auch bis heute nicht be- 
durfte. Wenn sich andererseits die P.-L.-M.-Gesellschaft in 
derart gesicherter Lage wähnte, daß sie, wie Raynal in der 
Sitzung vom 23. Juni 1894 versichert hat, bei den Verhand- 
lungen von 1883 auf jede Garantie von sich aus zu verzichten 
geneigt gewesen wäre, so haben die Vertreter der Süd- 
und Orldans-Bahn von ihrem Standpunkt aus nur richtig ge- 
handelt, wenn sie sich bei ihren Verhandlungen von dem 
Bild der Gegenwart nicht verwirren ließen, sondern ihre 
Aktionäre auch für alle zukünftigen Eventualitäten sicher stellen 
wollten ^). 

(Fortsetzang des Textes auf S. 463.) 



') Diese Verhältnisse sind erst jüngst durch den Prozeß klar ge- 
stellt worden, den die Orleans- und die Söd-Gesellschaft vor dem höchsten 
Verwaltungsgerichtshof, dem Staatsrat, wegen der Dauer ihrer Garantie 
siegreich durchgeführt haben. Während nämlich in den 1883er Verträgen 
mit den übrigen vier Gesellschaften die Daten des Ablaufs der Garantie 
genannt sind, heißt es in den mit diesen beiden Compagnien abge- 
schlossenen Konventionen im Artikel 14 bezw. 13 gleichlautend: ,Die 
die Staatsgarantie und die Teilung des Reingewinns betreffenden Be- 
stimmungen der früheren Verträge werden vom 1. Januar 1884 an durch 
die nachstehenden Dispositionen ersetzt," worauf die Voraussetzungen 
aufgezählt werden, unter denen die Garantie in Funktion zu treten hat, 
ohne daß dabei, auch nicht implicite, eine Zeitbegrenzung angegeben 
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wird. Im Parlament hatte man bei Beratung der Verträge diesem Punkt 
hier sowohl wie wegen der übrigen Gesellschaften gar keine Auf- 
merksamkeit geschenkt und ihn mit Stillschweigen übergangen — er- 
sichtlich daher, weil, wie oben nach authentischen Aeußerungen dargelegt 
worden ist, man der Garantie überhaupt keine nennenswerte Bedeutung 
beimaß und viel größeres Gewicht auf die für den Staat als vorteilhafter 
erachteten Bestimmungen über die Teilung des Beingewinns sowie auf die 
sonstigen durch die Verträge erreichten Erfolge legte. — Die Aktionäre 
der beiden in Rede stehenden Gesellschaften hatten sodann in den 
Generalversammlungen vom 13. bezw. 22. Dezember 1888 die Verträge 
angenommen, nachdem seitens ihrer Verwaltungsräte, speziell der beiden 
Piäsidenten, welche im Namen der Gesellschaften die Verträge abge- 
schlossen hatten, die ausdrücklichen Erklärungen abgegeben worden 
waren, daß die Garantie für die ganze Dauer der Konzession gelte. 
Die Berichte über diese Versammlungen hatten dem Minister vorgelegen, 
ohne daß von ihm gegen jene Erklärungen JSinspruch erhoben wurde. 
Die beiden Gesellschaften hatten darauf unverzüglich das Formular 
ihrer Obligationen dahin abgeändert, daß dasselbe im Gegensatz zu 
dem früheren Text den Hinweis auf die Staatsgarantie ohne Nennung 
einer Zeitdauer enthielt. Solche Formulare unterliegen ebenfalls der 
Approbation durch die Minister der öffentlichen Arbeiten und der 
Finanzen, und wurde dieselbe, wie der Anwalt der Gesellschaften, 
Georges Devin, aktengemäß nachgewiesen hat, anstandslos erteilt. — 
Erst sechs Jahre später erschien in den 1889 herausgegebenen ,Docu- 
ments principauz der Statistique des chemins de fer fran^ais au 
81 d^cembre 1887*, S. 147, in deren Tabelle 6, »condition principales 
des concessions" , Spalte 9: „expiration de la periode de garantie", 
für die beiden Gesellschaften plötzlich wieder die Angabe des älteren 
Datums, des 31. Dezember 1914. Da aber dieses rein statistische 
Zahlenwerk weder vom Minister unterzeichnet wird , noch den Ver- 
merk erhält, daß es in seinem Namen herausgegeben sei, vor allem 
auch nicht den Gesellschaften eine diesbezügliche offizielle Notifikation 
zuging, so konnte die Angabe als irrelevanter Irrtum irgend eines 
Beamten der statistischen Abteilung des Ministeriums angesehen wer- 
den, und hatten die Gesellschaften keine Veranlassung, auf Grund 
dieses, wie es schien, publizistischen Irrtums, den zunächst überhaupt 
niemand beachtet hatte, irgend welche offiziellen Schritte zu unter- 
nehmen. — Erst im Mai 1894 tauchte die Frage im Parlament auf; 
Camille Pelletan kündigte dieserhalb eine Interpellation an, und die 
Regierung erklärte, gegen die Gesellschaften Stellung zu nehmen. 
Sofort protestierten die letzteren in einem an den Minister der öffent- 
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liehen Arbeiten gerichteten Briefe vom 31. Mai 1894 und ersachten, 
ihnen Gelegenheit zu geben, die Frage angesichts ihrer finanziellen 
Wichtigkeit durch richterlichen Schiedsspruch zum Austrage bringen 
zu können. 

Der Minister erließ darauf unter dem 15. Juni an die beiden Ge- 
sellschaften eine identische Verfügung dahin lautend, daß sie auf ihren 
Obligationen den Text betreffend die Garantie durch Hinzufttgung des 
Datums ihres Erlöschens am 31. Dezember 1914 vervollständigen und 
ihm umgehend den Entwurf eines so veränderten Formulars zur Appro- 
bation vorlegen sollten. Damit war der Streitfall akut geworden, da 
es sich nicht mehr um die eventuell erst 1914 zu entscheidende Frage 
wegen der Dauer der Garantie, sondern um einen gegenwärtig zu voll- 
ziehenden Akt handelte, der die Gesellschaften in ihren von ihnen be- 
haupteten Rechten verletzt haben würde und zudem eine eminente finan- 
zielle Bedeutung sowohl für ihren Kredit wie für die Inhaber ihrer 
Aktien und Obligationen hatte; waren doch die Aktien der Orl^ans- 
Compagnie infolge dieser Ereignisse um 250 Frs., die der Südbahn- 
Gesellschaft um 350 Frs. gefallen. Die beiden Gesellschaften klagten 
demgemäß sogleich gemeinsam bei der obersten Instanz, dem Staatsrat, 
vor welchen die Streitsachen über die Zinsgarantie durch ein Dekret vom 
6. Mai 1863 verwiesen sind, und der auch nach allgemeinem französischen 
Recht in Verwaitungsstreitsachen sofort angerufen werden kann, wenn 
beide Parteien einig sind, eine endgültige Entscheidung herbeizuführen. 

Die Klageschrift beantragte, dahin entscheiden zu wollen: 1. daß 
die Staatsgarantie sich auf die ganze Dauer der Konzessionen erstrecke ; 
2. daß demzufolge die angefochtene Verfügung des Ministers vom 15. Juni 
1894, welche den Ablauf der Garantie am 31. Dezember 1914 behaupte, 
zu annullieren und 3. auf den Obligationentiteln der Gesellschaften keine 
Erwähnung über die Zeitdauer der Garantie hinzuzufügen sei. 

Der Staatsrat hat, die hier geschilderten Thatsachen, welche die 
Klageschrift und das glänzende Plaidoyer des Verteidigers Devin dar- 
legten, vor allem aber den Tenor der verschiedenen seit 1859 abgeschlossenen 
Verträge selbst würdigend, am 12. Januar 1895 nach diesen Anträgen 
entschieden und den Staat in die Kosten des Verfahrens verurteilt. 

Da die Streitfrage darin gipfelte, ob durch den Ausdruck «ersetzen* 
(«remplacer') die früheren Bestimmungen über Zinsgarantie und Gewinn- 
beteiligung ausnahmslos beseitigt seien, oder ob die fehlende Zeitbestim- 
mung bezüglich der Garantie dennoch aus den älteren Verträgen zu 
ergänzen sei, so untersucht die Begründung des Urteils, anknüpfend an 
jenen Ausdruck , ersetzen**, welche Bestimmungen der älteren Verträge 
durch den in Rede stehenden Artikel des Vertrages von 1883 abgeschafft 
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dabrogation") und welche dafür an die Stelle jener gesetzt seien („no- 
yation**). Es wird in dem urteil speziell auf die Südbahn Bezug ge- 
nommen, indem der Prozeß für die OrUans-Gesellschaft als Nebenklägerin 
dadurch zugleich entschieden wird, und erklärt: die Vertrüge von 1859, 
1863 und 1868 hätten die Zinsgarantie und die Gewinnbeteiligung des 
Staates jedesmal in besonderen Artikeln behandelt. Der Artikel 9 des 
Vertrages von 1859 habe in bestimmten Worten die Zinsgarantie auf 
50 Jahre, vom 1. Januar 1865 an gerechnet, und auf ein bestimmtes 
Maximalkapital begrenzt. Die beiden ersten Paragraphen dieses Artikels 
seien dann durch den Artikel 7 des Vertrages von 1863 in Bezug auf 
die Höhe des garantierten Kapitals „modifiziert* worden. Die Kon- 
vention von 1868 habe jene beiden Paragraphen des Artikels 9 von 1859 
und den Artikel 7 von 1863 durch neue Bestimmungen »ersetzt*, 
dabei aber den Passus betreffend die vom 1. Januar 1865 ab laufende 
50jährige Garantiedauer wörtlich wiederholt. Daneben hätten die ge- 
nannten drei Verträge in den besonderen Artikeln 12 (1859), 9 (1868) 
und 18 (1868) die Gewinnbeteiligung behandelt. 

Der Vertrag von 1883 habe des weiteren durch einen einzigen 
Artikel 13 die früheren Bestimmungen sowohl über die Zinsgarantie wie 
über die Gewinnbeteiligung , ersetzt"; daher unterliege es — bei der 
materiellen, aber auch entsprechend redaktionellen Verschiedenheit der 
Verträge von 1868 und 1868 — keinem Zweifel, daß, was die aufhebende 
Kraft des Vertrages von 1883 anlange, jene früheren Bestimmungen ein- 
schließlich deijenigen über die Zeitdauer aufgehoben seien. 

Was dagegen die konstituierende Kraft (novation) des fraglichen 
Artikels des Vertrages von 1883 angehe, so stehe zunächst fest, daß 
derselbe ein vollständiges System der Zinsgarantie und Gewinnbeteiligung 
aufstelle, ohne jedoch irgend eine Zeitbestimmung zu nennen. Da die 
älteren Bestimmungen über die zeitliche Begrenzung der Garantie zweifel- 
los aufgehoben seien, so müsse man sich bezüglich der Frage, was ah 
deren Stelle getreten sei, an den fraglichen Artikel selbst halten. Der 
Vertrag von 1883 behandle Zinsgarantie und Gewinnbeteiligung nicht 
wie die früheren, in denen für diese beiden Verhältnisse unterschied- 
liche Zeitbestimmungen angesetzt waren, in verschiedenen Artikeln, 
sondern in einem einzigen, ein einheitliches Ganze bildenden Artikel; 
somit müsse geschlossen werden, daß, wenn etwa für eines dieser beiden 
Verhältnisse eine Zeitdauer feststehe, dieselbe auch für das andere zu 
gelten habe. Die Gewinnbeteiligung des Staates greife aber zweifellos 
für die ganze Dauer der Konzessionen Platz, folglich müsse dasselbe 
auch bezüglich der in demselben Artikel des Vertrages von 1883 be- 
handelten Zinsgarantie der Fall sein. 
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Dem etehe nicht entgegen, daß dem Parlamente, als demselben 
die Verträge zur Beschlußfassung vorlagen, keine Erklärung gegeben 
wurde, die geeignet gewesen wäre, über die Bedeutung dieses Artikels 
Zweifel hervorzurufen, und daß jenes diesen Punkt der Garantiedauer 
mit Stillschweigen übergangen habe. Denn der fragliche Artikel sei in 
dem Vertrage, der dem Parlament zur Genehmigung vorgelegt wurde 
und dieselbe durch das Gesetz vom 20. November 1883 erhielt, mit ein- 
begriffen gewesen; und da nur den Kammern das Recht zustehe, den 
Staat definitiv zu verpflichten, so erstrecke sich ihre Genehmigung auf 
alle Teile des Vertrages und damit auch auf diejenigen, die nicht zum 
Gegenstande einer Spezialdebatte gemacht worden wären. Der Minister 
habe dies Schweigen der Eammerdiskussion auch nicht dazu benutzt, 
um gegen eine der obigen entsprechende Auslegung des Artikels zu 
protestieren. 

Unter diesen Umständen sei anzuerkennen, daß die der Südbahn- 
Gesellschaft — und entsprechend der OrUans-Compagnie — gewährte Zins- 
garantie eine ebenso lange Dauer wie deren Konzessionen habe. .Der 
Minister habe daher, indem er die Gompagnie aufforderte, auf ihren 
Schuldtiteln zu erwähnen, daß die Garantie am 31. Dezember 19H auf- 
hören werde, die Rechte verkannt, welche für jene aus dem Vertrage 
vom 9. Juni 1883 (d. i. der Vertrag mit der Süd-Compagnie) resultierten." 

Daher wird geurteilt: ,1. die obengenannte Verfügung des Ministers 
der öffentlichen Arbeiten vom 15. Juni 1894 wird insoweit, als darin 
die Gesellschaft der Südbahn und des Seitenkanals der Garonne auf- 
gefordert wird, die Erwähnung der Garantie auf ihren Titeln dahin zu 
vervollständigen, daß dieselbe am 31. Dezember 1914 aufhört — an- 
nulliert; 2. der Staat wird in die Kosten verurteilt; 3. das Urteil ist an 
die Ministerien der öffentlichen Arbeiten und der Finanzen auszufertigen." 

Damit hat der Prozeß einen Ausgang genommen, wie ihn ruhig 
denkende und sachlich erwägende Juristen und Politiker kaum anders 
hatten erwarten können. 

Neben dieser forensischen Geschichte der Frage der Garantiedauer der 
beiden in Rede stehenden Gesellschafben läuft eine parlamentarische 
einher, die um so weniger übersehen werden darf, als dieselbe ge- 
eignet ist, interessante Streiflichter auf die politischen Persönlichkeiten 
und Parteiströmungen der Gegenwart zu werfen. 

Der Frage war, nachdem die Oeffentlichkeit sich ihrer bemächtigt 
hatte und dieselbe leidenschaftlich behandelte, bei Gelegenheit der Bud- 
getberatung von 1894 in das Parlament getragen worden. Als nämlich 
das am 17. März 1894 vom Finanz minister Burdeau vorgelegte Budget für 
1895 einige spezielle Vorschläge betreffend die Zinsgarantie, insbesondere 
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die der Orleans- und Südbahn-Gesellschaft, enthielt, wurden dieselben 
heftig bekämpft, während zugleich einige Artikel in dem Fachblatt 
«Yoie ferr^e" erschienen, die zu beweisen suchten, daß die Garantie 
dieser beiden Gesellschaften Ende 1914 erlösche; die Kammer glaubte die 
Entscheidung dieser Frage zunächst der Zukunft überlassen zu können. Die 
Orleans- sowohl wie die Südbahn-Gesellschaft nahmen jedoch in ihren Ver- 
waltungsberichten für 1893 auf die Aeußerungen des genannten Journals 
Bezug, unter Reproduktion der betreffenden Stellen aus den Verhand- 
lungen der Generalversammlungen von 1883, indem sie das Gegenteil be- 
haupteten. Indessen hatte sich, wie der Minister der öffentlichen Arbeiten, 
Barthou, am 23. Juni 1894 in der Kammer erklärte, auch die Börsen- 
spekulation dieser Angelegenheit bemächtigt, die nunmehr von einer 
großen Reihe von Zeitungen, dem .Figaro*, unter Zeichnung Pelletans, 
dem , Petit Journal '', dem ,Intransigeant', in den Tagen vom 19. bis 
23. Mai besprochen wurde. Am 20. Mai kündigte sodann Peiletan an, 
den Ministerpräsidenten Casimir Perrier und den Minister der öffent- 
lichen Arbeiten Jonnart über die Frage interpellieren zu wollen. Der 
Ministerrat nahm in seiner Sitzung vom 22. Mai Stellung gegen die 
Gesellschaften, wobei er sich auf Gutachten der «commission de verification 
des comptes' und zumal auf eine so anerkannte Autorität wie Picard, 
der sich in seinem .Traitä des chemins de fer" von 1887, wenn auch in 
reservierter Weise, für die Auffassung Pelletans ausgesprochen hatte, 
stützte. An diesen Ministerratsbeschluß knüpfte sich alsbald eine unerquick- 
liche Korrespondenz zwischen Eichthal und dem damals mit dem Kabinett 
gerade demissionierenden Minister des Innern Raynal, der 1883 als Minister 
der öffentlichen Arbeiten die Konventionen abgeschlossen hatte und in 
seiner brieflichen Erwiderung an Eichthal erklärte: 1. daß er versichern 
könne, daß weder in den Verhandlungen von 1883 zwischen ihm und 
den Vertretern der Gesellschaft, noch in den damaligen Parlaments- 
debatten von einer Verlängerung der Konzessionsdauer die Rede ge- 
wesen sei; 2. daß, wenn eine solche Verlängerung in seiner Absicht 
gelegen hätte, er dies in den Verträgen zum Ausdruck gebracht haben 
würde; und 3. daß er über die Auslegung des betreffenden Artikels der 
Konvention völlig entgegengesetzter Ansicht als Eichthal sei. Am 31. Mai 
folgte das Ministerium Dupuy dem Ministerium Penier, und am 23. Juni 
fand die Diskussion der Interpellation statt, nachdem die Gesellschaften 
bereits am 19. Juni die Klage beim Staatsrat anhängig gemacht hatten. 
Peiletan modifizierte daher seine Interpellation dahin, daß er nunmehr 
die Regierung über den Ministerratsbeschluß vom 22. Mai zu interpellieren 
wünschte. Die leidenschaftlich geführte Debatte wandte sich namentlich 
gegen Raynal, der einerseits auf seinen in dem Briefe an Eichthal ge- 
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gebenen Erklärungen beharrte, andererseits die Vorwürfe, er und die 
damalige Regierung hätten sich über die Bedeutung der Garantiefrage 
im Jahre 1883 täuschen lassen, mit dem Hinweis darauf zurückgeben 
konnte, daß sein jetziger Gegner Pelletan und alle Welt sich su jener 
Zeit nachweislich in derselben Täuschung befunden hätten. Die Debatte 
endigte mit der Annahme einer Tagesordnung, welche die Stellung- 
nahme der Regieining billigt«. 

Am 12. Januar 1895 Allte der Staatsrat sein Urteil zu Gunsten 
der Gesellschaften, demzufolge am nächsten Tage der Minister der 
OfiPentlichen Arbeiten Barthou seine Entlassung einreichte, und kündigte 
Millerand am 14. Januar eine Interpellation über diese Demission an, 
die sofort verhandelt wurde. Die Interpellation wie die Debatte spitzte 
sich zu einer förmlichen Anklage gegen Raynal dabin zu, daß er in 
den Verhandlungen von 1888, sei es bewußt oder unbewußt, eine un- 
verzeihliche Nachlässigkeit zum schweren Nachteil des Staates ver- 
schuldet habe. Die Debatte endigte mit der Annahme eines von Mille- 
rand gestellten und von Raynal acceptierten Antrages, eine parlamen- 
tarische Kommission einzusetzen, die untersuchen solle, ob „Raynal als 
damaliger Minister der öffentlichen Arbeiten wegen Verletzung seiner Amts- 
pflichten in Anklagezustand zu versetzen sei.^ Die Kommission deponierte 
ihren sehr umfangreichen, von Jean Darlan abgefaßten Bericht, dem zwei 
noch umfangreichere Anlagen beigegeben waren, in der Sitzung vom 28. Mai 
1895. Sie hatte sowohl die Ausgaben der sechs großen Gesellschaften, 
die seit 1883 von ihnen unter dem Titel .publicite'* gemacht waren, wie 
die gesamten Geschäftsbücher des Hauses Raynal einer genauen Prüfung 
unterzogen, sie hatte die Akten des Ministeriums der öffentlichen Arbeiten 
wie die der Orleans- und der Südbahn Gesellschaft und außerdem zahl- 
reiche Dokumente, Briefe, Korrespondenzen, sowie die Akten mehr- 
fach von Raynal siegreich durchgeführter Verleumdungsprozesse durch- 
mustert, endlich eine in voluminöser Anlage niedergelegte kontradik- 
torische Enquöte durchgeführt und ist zu dem Schlüsse gekommen, daß 
Raynal in seiner Amtsführung nichts verschuldet habe, was die Erhebung 
der Klage gegen ihn rechtfertigen könne. 

Die Diskussion über diesen Bericht fand vom 3. bis 11. Februar 
1896 in sechs Sitzungen der Deputiertenkammer statt. Dieselbe ist 
mehr noch als für den persönlichen Streitfall in anderer Richtung von 
symptomatischer Bedeutung, auf die wir an seiner Stelle zurückkommen 
werden. Hier ist aus der Debatte, die größtenteils die bekannten Gesichts- 
punkte hervorkehrte: auf der einen Seite die Garantiel ast, die möglichst 
schwarz darzustellen versucht wird, auf der anderen Seite die Erleichte- 
rungen und Vorteile, die dem Staate aus den Verträgen von 1883 er- 
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wachsen sind — nur zu erwähnen, dais die radikale Linke unter 
Pelletans Führung, die Gegnerin der großen Gesellschaften und der 
Verträge von 1888 par excellence, sich namentlich auf eine Aeußerung 
zu stdtzen suchte, die der Vertreter des Staates in dem Prozesse vor 
dem Staatsrat gethan hatte, daß nämlich Raynal, nachdem ihm Anfang 
1884 die von der Orleans- und der Südhahn-Gesellschaft prätendierte 
Auslegung der Verträge hezüglich ihrer Garantiedauer bekannt geworden 
wäre, das Parlament von dieser Auslegung gar nicht avertiert und die 
Ausführung der Verträge ohne einen Protest gegen jene Auslegung ein- 
geleitet hätte. Die radikale Linke versuchte, nachdem der Urteilsspruch 
des Staatsrats, wie gesagt, gegen die Regierung ausgefallen war, Raynal 
aus seinem Schweigen im Jahre 1884 einen Strick zu drehen, obgleich 
der Umstand, daß der damalige Minister wie sein inzwischen verstorbener 
Unterstaatssekretär Cendre von jener Auslegung der Verträge durch die 
Gesellschaften thatsächlich Notiz genommen hatten, der parlamentarischen 
Untersuchungskommission keineswegs entgangen und diese durch die 
bezügliche kontradiktorische Enquete zu dem Resultat gekommen war, 
daß, so bedauerlich jenes Schweigen Raynals im Jahre 1884 nach der 
gegenwärtigen Sachlage sei, ein Dolus demselben nicht zu Grunde 
gelegen habe, wie das auch der Vertreter der Regierung im Prozesse 
ausgesprochen hatte. Raynal selbst konnte diesen Invektiven seiner parla- 
mentarischen Gegner nur entgegenhalten, daß, nachdem im November 
1883 die Verträge vom Parlament genehmigt und gleich darauf von 
den Gesellschaften ohne irgend welche Aenderungen genau nach dem ge- 
nehmigten Texte angenommen und vollzogen worden wären, das Parlament 
gar nicht mehr in der Lage gewesen sei, die rechtskräftig gewordenen 
Verträge durch einen einseitigen Beschluß wieder zu ändern oder zu 
annullieren, und daß es damals auch kaum Willens gewesen sein dürfte, 
das eben mühsam errichtete Werk wieder zu zerstören; somit hätte es 
sehr überflüssig — wenn nicht schädlich — sein müssen, durch eine 
Avertierung des Parlaments vielleicht Debatten hervorzurufen, die, ohne 
unmittelbaren gegenständlichen Zweck, höchstens geeignet gewesen wären, 
das ganze Land aufzuregen, den Kredit der Gesellschaften zu schädigen 
und dadurch die Ausführung der Verträge mindestens zu erschweren, 
während über eine divergierende Auslegung der rechtskräftig gewordenen 
Verträge eventuell nicht das Parlament, welches den einen Teil der 
Kontrahenten darstellte, sondern der zuständige Gerichtshof erst dann zu 
entscheiden gehabt haben würde, wenn die betreffende Streitfrage akut 
geworden wäre, d. h. nach der im Jahre 1884 möglichen Voraussicht allen- 
falls im Jahre 1914, da über die Dauer der Garantie bis zu diesem Zeit- 
punkte beide Kontrahenten jedenfalls einig gewesen seien. Die Gegner der 
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Yertiiige versuchten trotzdem, dem freisprechenden Votum der Kommission 
durch ein Amendement Ducos* wenigstens noch ein Tadelsvotum gegen 
Raynal wegen seines Schweigens im Jahre 1884 anzuhängen, weil er .die 
Ausführung der Verträge erlaubt habe'', ohne Protest gegen die Aus- 
legung der Gesellschaften zu erheben. Wie aber der Präsident der ünteiv 
suchungskommission auf den inneren Widerspruch hinweisen konnte, 
der zwischen dem von der Kammer vor Stellung des Antrages schon 
acceptierten freisprechenden Votum und einem solchen tadelnden Amende- 
ment obwalten würde, so war auch die Begründung des Amendements 
insofern schief, als für den Minister als exekutives Organ eine .Erlaubnis* 
zur Ausführung der rechtskräftigen Verträge gar nicht in Frage kommen 
konnte, er sich vielmehr einer Amtsverletzung und nach Lage der Dinge 
vermutlich einer schweren Schädigung des Staates schuldig gemacht 
haben würde, wenn er die Ausführung der Verträge von sich aus inhibiert 
oder auch nur verzögert hätte. — Die Kammer selbst hat denn auch den 
Intentionen der radikalen Gruppe, die vielleicht weniger auf die Person 
Raynals als darauf zielten, durch einen Parlamentsbeschluß einen Akt der 
legalen Gerichtsbarkeit gewissermaßen auf indirektem Wege zu annullieren, 
nicht zugestimmt, indem sie, nachdem das freisprechende Votum der 
Kommission mit 878 gegen 73 Stimmen bereits angenommen war, das 
tadelnde Amendement mit 272 gegen 218 Stimmen verwarf. — Damit ißt 
die endgültige Entscheidung über diese großenteils persönliche Angelegen- 
heit gefallen, der wir nur deshalb in unseren Ausführungen einen breiteren 
Raum eingeräumt haben, weil es für weitere Kreise von Interesse sein 
dürfte, an einem noch ziemlich frisch im Gedächtnis haftenden Beispiele zu 
sehen, daß solche Angelegenheiten, von denen man im nichtfranzösischen 
Auslande in der Regel nur die einleitenden fulminanten Aeußerungen der 
Parteipresse und der Parteiredner zu lesen bekommt und beachtet, auch 
in Frankreich an den kompetenten Stellen mit Ernst und eingehendster 
Gründlichkeit behandelt zu werden pflegen, und daß gerade darum, weil 
die Resultate solcher Untersuchungen, nachdem letztere den haut goüt der 
ersten Sensation verloren haben, weiter unbeachtet bleiben, in den An- 
sichten des Auslandes über die französischen Zustände so manches Vor- 
urteil unterläuft. (Cf.: .Memoire pour les compagnies d*0rl6ans et du 
Midi contre M. le Ministre des travaux publics. Paris, Chaix, 1894. — 
Affaire de la Dur^e de la Garantie des compagnies des chemins de fer. 
Plaidoirie de G. Devin. Paris, imprimerie Perou, 1895. — Rapport g^n^- 
ral par J. Darlan. Chambre des Deput^s, Session 1895, Drucksache 
Nr. 1344 nebst Annexe 1: Rapports speciaux et documents divers und 
Annexe 2: Enquete sur la preparation des Conventions de 1883, d^ 
positions. — Journal officiel 1894 Nr. 169 vom 24. Juni, Nr. 195 vom 
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Die übrigen durch die Verträge von 1883 an dem System 
der Zinsgarantie vorgenommenen Veränderungen: die Auf- 
hebung der Unterscheidung der damals bestehenden Bahnen 
in ein altes und neues Netz, die Vereinheitlichung der Rech- 
nungen in Bezug auf die Zinsgarantie unter Einschluß der 
Minimaldividende waren im Grunde genommen nur formaler 
Natur, da die durch die älteren Verträge beliebte Behandlung 
der Minimaldividende und der Zinsen für die Obligationen des 
alten Netzes als reservierten Einkommens infolge der Ge- 
staltung der thatsächlichen Verhältnisse sich materiell als eine 
Garantierung derselben darstellten. Denn es schien, zumal 
1883, völlig ausgeschlossen, daß die Betriebsüberschüsse der 
das alte Netz bildenden lukrativen Linien der großen Gesell- 
schaften zur Deckung jener Reserve jemals nicht ausreichen 
sollten; nur in diesem Falle aber hätte die Aktionäre ein nach 
dem älteren System des reservierten Einkommens durch die 
Garantie nicht gedeckter Verlust treffen können. Somit war 
materiell neues Vertragsrecht wegen der Zinsgarantie ausschließ- 
lich durch die — abgesehen von der Stidbahn-Gesellschaft — 
für den Staat günstige Neuregelung der Sätze der Minimal- 
dividende geschaffen. Das Nähere über diese Verhältnisse ist 
bereits im 13. Kapitel und im I. Abschnitt des vorliegenden 
ausgeführt, so daß wir uns hier auf diese kurze Erwähnung 
derselben beschränken können. 

Durch die Verträge von 1883 wurde aber nicht nur das 
längst eingeführte Zinsgarantiesystem, wenn auch mit durch 
die Umstände gebotenen Modifikationen, aufrecht erhalten, son- 
dern es erlangt durch sie auch der, übrigens schon vorher im 
Gebrauch stehende, „compte de Texploitation partielle' 
eine für die Verpflichtimgen des Staates erhöhte Bedeutung. 
Auch früher war es üblich gewesen, die Interkalarzinsen und 
die Betriebsdefizits einer erst teilweise eröffneten Bahnstrecke 

(Fortsetzung der Anmerkung von S. 462.) 

21. Juli, Nr. 313 vom 18. November, Nr. 332 vom 7. Dezember; 1895 vom 
15. Januar und 29. Mai; 1896 vom 4., 5., 7., 8., 11. und 12. Februar.* — 
Das Urteil des Staatsrats findet sich abgedrückt in .le Droit, Journal 
des tribunaux*, Jahrgang 59, Nr. 12 vom 14./15. Januar 1895.) 
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während der Bauperiode den Herstellungskosten derselben zu- 
zuschlagen. Die im Jahre 1875 an die Ostbahn-Qesellschaft 
erteilten Konzessionen hatten dieses Verfahren dahin aus- 
gedehnt, daß die betreffenden Baurechnungen bis zur Fertig- 
stellung aller dieser Linien offen bleiben sollten. Die Ver- 
träge von 1883 generalisierten dann, um die Staatsgarantie 
zunächst möglichst zu entlasten, diese Haßregel, indem sie im 
allgemeinen bestimmten, da& die Rechnung des teilweisen Be- 
triebes offen bleiben solle, bis die sämtlichen in den Verträgen 
bezeichneten Bahnen fertiggestellt sein würden. 

Das aber waren nicht nur Bahnen, die, wie wir bereits 
sahen, dem großen Programm ihre Entstehung verdanktei), 
sondern auch noch eine Anzahl bereits 1875 konzessionierter 
Strecken. — Diese fortlaufende Kapital isation der Defizits drohte 
größere Dimensionen anzunehmen, als ursprünglich hatte an- 
genommen werden können, insofern ffir die Ausführung des 
großen Programms von Tomherein ein Zeitraum Ton nur zehn 
Jahren in Aussicht genommen war und man sich auch bei 
Beratung der Verträge von 1883 abermals mit der Hoffnung 
trug, in einem gleichen Zeitraum, etwa bis zum Jahre 1893, 
die sämtlichen Bahnen fertiggestellt zu sehen. Da indessen, 
wie im 14. Kapitel ausgeführt ist, die Inangriffnahme wie die 
Ausführung der Bauten sich viel langsamer gestaltete, so mußte 
darauf Bedacht genommen werden , die Zeitdauer des compte 
de l'exploitation partielle möglichst abzukürzen und das An- 
lagekapital durch die fortwährende Zurechnung der Defizits 
mit Zins und Zinseszins nicht zu hoch anschwellen zu lassen, 
weil dadurch später die Staatsgarantie mit einem Schlage schwer 
belastet erscheinen konnte. Zu dem Zwecke wurden in den 
Jahren 1890, 1891 und 1892 mit den fünf die Garantie in 
Anspruch nehmenden großen Gesellschaften neue Verträge ab- 
geschlossen *) , welche die betreffenden Artikel der Konven- 
tionen von 1883 dahin abänderten, daß die bereits fertigen 
Bahnen alsbald und die in der Zukunft jedes Jahr fertig zu 



^) Dieselben sind im Kap. 14, S. 442 ff. nach ihrem Inhalte und ihrer 
Bedeutung besprochen. 
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stellenden teils am folgenden 1. Januar aus der Rechnung des 
teilweisen Betriebes ausscheiden und in die allgemeine Rech- 
nung der Netze übergehen sollten. Auf diese Weise wird die 
erstere ihrer allmählichen Auflösung entgegengeführt, so daß 
ihrem Abschluß wegen der bereits in Angriff genommenen 
Bauten und der schon definitiv konzessionierten Linien in naher 
Zukunft entgegengesehen werden kann. Allerdings darf nicht 
vergessen werden, daß außerdem noch eine ganze Anzahl 
Bahnen nach dem großen Programm projektiert sind, die erst 
vorläufig konzessioniert, event. auch nur klassiert sind. Da 
aber das jährliche Baubudget von der Bewilligung durch das 
Parlament und von seiner Normierung im Finanzgesetz ab- 
hängt, so hat es die Regierung in der Hand, mit der Inan- 
griffnahme weiterer Bahnbauten langsamer vorzugehen, wie 
das thatsächlich seit einigen Jahren geschehen ist. 

Welche Bedeutung die jährlichen Defizits des compte de 
l'exploitation partielle gehabt haben, ist bereits an der Hand 
der auf S. 245 gegebenen detaillierten Tabelle dargelegt 
worden ^). Nach derselben betrugen die Summen dieser Defizits: 



1884: 28,6 MiU. Frs. 
1885: 32,6 , , 
1886: 88,5 , 
1887: 35,4 , , 



1888: 37,5 Mill. Frs. 
1889: 32,8 „ 
1890: 26,1 r 
1891 : 24,9 , , 



1892: 18,1 Mül. Frs. 
1893: 13,8 , , 
1 894: 11,7 , , 

zus.: 294,5 IVIill. Frs. 



Rechnet man hierzu die Summe der in denselben Jahren 
von den fünf großen Gesellschaften reklamierten Garantie- 
zuschüsse von 720,3 Millionen Frs.*), so ergibt das für die 
Zeit von 1884 bis Ende 1894 ein Gesamtdefizit der großen 
Gesellschaften von 1014,8 Millionen Frs. 

lieber ein Viertel des gesamten Defizits dieser elf Jahre 
war also infolge des compte de l'exploitation partielle der 



') Es sei daran erinnert, daß jene Tabelle die wirklichen in den 
einzelnen Jahren erschienenen Defizits der Rechnung des teilweisen Be- 
triebes enthält und nicht die auf Grund der späteren Umgestaltung der 
betreffenden Bestimmungen nachträglich reduzierten und verifizierten 
Beträge; cf. die Ausftlhrungen an der zitierten Stelle. 

') Cf. Buch I, S. 437. 
Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 30 
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Staatsgarantie nicht unmittelbar zur Last gefallen ; so daß das 
Staatsbudget durch dessen Einrichtung vor der Hand eine nam- 
hafte Entlastung erfahren hatte, während in der Höhe der 
Summe selbst eine ernste Warnung für die Zukunft lag. 

Da wir die Ergebnisse des französischen Garantiesystems 
an anderen Stellen im einzelnen dargestellt haben ^), so können 
wir uns hier auf die Wiedergabe der Hauptresultate beschränken: 
Für die Jahre von 1863 bis 1882 hatten die Gesellschaften 
an Zinsgarantie 584 Millionen erfordert, auf welche bis zum 
Ablauf dieser Periode 39 Millionen Frs. wieder zurückgezahlt 
waren, so daß die Unterbilanz der ganzen Periode 545 Mil- 
lionen Frs. betrug. Bis zum Jahre 1879 betrug das Garantie- 
erfordernis jährlich 30 bis 40 Millionen Frs.; im Jahre 1880 
fiel es plötzlich auf 3 Millionen; im Jahre 1881 ergab sich 
in der Summe der vier großen sonst garantiebedürftigen Ge- 
sellschaften statt des Defizits ein Ueberschuß von 9^3 Mil- 
lionen, 1882 ein solcher von 6 Millionen und am 1. Januar 
bis Mai 1883, d. h. bis zum Abschluß der neuen Verträge^ 
sogar von 6^« Millionen. — Diese plötzliche Veränderung der 
Situation hat man so zu erklären versucht, daß die Eisen- 
bahnen damals aus Furcht vor einem möglichen Siege der 
Verstaatlichungsidee ihre Ausgaben soviel als möglich ein- 
geschränkt hätten, um ihren Reingewinn zu vergrößern, weil 
von letzterem die Höhe des Rückkaufspreises abhängig ge- 
wesen wäre. Es ist nicht unmöglich , daß die jahrelangen 
Kämpfe, die man zu jener Zeit um das Eisenbahnregime in 
Frankreich führte, einen Einfluß in dieser Richtung ausgeübt 
haben, doch darf nicht übersehen werden, daß mit dem Ende 
der siebziger Jahre für Frankreich eine Periode großen wirt- 
schaftlichen Aufschwungs begonnen hatte, deren Einfluß auf 
die Betriebsergebnisse der Eisenbahnen nicht unterschätzt 
werden darf. 

Wie dem auch sei — Ende des Jahres 1882 war die oben- 
genannte Summe der Garantieschuld der Eisenbahnen unter 
Zurechnung der Zinsen auf 630 Millionen angewachsen, nämlich : 



•) Cf. Buch I, S. 3^5 f., 388 f.. 435 ff. und Buch 11, S. 201. 
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für das Ostnetz auf . . 

„ „ Orläans-Netz auf 

„ s Westnetz auf . 

y, . Südnetz auf 



150,6 Millionen Frs. 
205,0 
240,0 
34,4 



zus. : 630,0 Millionen Frs., 



von welcher Summe dem Westnetze durch die Verträge von 1883 
bekanntlich 80 Millionen erlassen wurden. 

Von dieser Garantieschuld, welche nach den Verträgen 
von 1883 auf die von den Gesellschaften dem Staate zu 
leistenden Bauvorschüsse in Anrechnung gebracht wird, waren 
auf diese Weise am 31. Dezember 1893: 380206229 Frs. ge- 
tilgt^), so daß noch 169,8 Millionen Frs. zu verrechnen blieben. 

Inzwischen hat aber die mit 1884 beginnende neue Garan- 
tierechnung, an der nunmehr auch die P.-L.-M.-Gesellschaft 
beteiligt ist, eine namhafte Höhe erreicht. 

Oarantievorschüsse vom 1. Januar 1884 bis 31. Dezember 1893'). 



Von den Ge- 
sellschaften 
reklamiert 

Frs. 



Vom Staate 

gezahlt 
(inkl. Zinsen) 

Frs. 



Ostnetz 

Westnetz 

Orleans-Netz 

Südnetz 

P.-L.-M.-Netz (exkl. RhÖne-Mt. Cenis-Bahn) 

Zusammen . 



116 359 000 

126 051 000 

127 375 000 
134 792 000 
138 220 000 



104 550 000 
113371000 
124 626 000 
127 504000 
42 161 000 



642 797 000 



512 212 000 



*) Cf. Compte general des Operations se ratachant & Texecution des 
Conventions approuvees par les lois du 20. novembre 1883, Paris 1895, 
8. 44. Der Artikel 76 des Finanzgesetzes vom 26. Januar 1892 hat näm- 
lich bestimmt, daß der Minister der öffentlichen Arbeiten gemeinsam 
mit dem Finanzminister in den ersten sechs Monaten jeden Jahres einen 
Bericht über die Ausführung der Konventionen von 1883 wahrend des letzten 
Jahres und während der ganzen bis dahin verflossenen Periode erstatten 
solle. Die betreffende Rechnung für 1894 liegt noch nicht vor; wegen der in 
diesem und den folgenden Jahren budgetierten Beträge cf. Buch I, S. 424. 

«) Cf. Buch I, S. 437 und Buch II, S. 252. Der Bericht zum Budget 
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Die Zahlungen des Staates, der jährlich zunächst nur 
85*^/0 der verlangten Garantievorschüsse leistet, bis die be- 
treffenden Rechnungen verifiziert sind, bleiben, da diese Veri- 
fizierung stets erst verschiedene Jahre später erfolgt, hinter 
den verlangten Garantiesummen bedeutend zurück. Außerdem 
ist zu berücksichtigen, daß auch die Garantiezahlungen hinter 
dem Garantieerfordemis stets um ein Jahr zurückbleiben und 
dasjenige des Betriebsjahrs 1893 erst im Budgetjahr 1894 zur 
Zahlung gelangen konnte. Das Garantieerfordemis für die 
ganze 30jährige Periode 1864/93 beträgt also 545 + 643 
= 1188 Millionen Prs., zu denen noch die mehr als 285 Mil- 
lionen betragenden Defizits des compte de Texploitation partielle 
zu rechnen sind, um die gesamte Unterbilanz der großen fran- 
zösischen Gesellschaften während dieser Periode zur Zahl zu 
bringen. 

Dabei ist nicht zu verkennen, daß das Garantiebedürfnis 
der jüngeren zehnjährigen Periode, in seinem jährlichen Durch- 



für 1895, erstattet von E. Cornudet, S. 46. Deputiertenkammer, Session 
1894, Drucksache Nr. 959 gibt nur vorläufige Zahlen. 

Nach den im Frühjahr 1896 eratatteten Verwaltungsberichten der 
sechs großen Gesellschaften wurden von denselben an Garantievor- 
schüsaen reklamiert: 





für 1894: 


für 1895: 


+ mehr 
— weniger 




Frs. 


Frs. 


Frs. 


Ostnetz .... 


17573000 


14449000 


- 3124000 


Westnetz .... 


19273000 


19784000 


+ 0511000 


Orleans-Netz . . . 


11881000 


11811000 


- 0070000 


P.-L.-M.-Netz (exkl. 








Rhdne-Mt. Cenis) 


16383000 


347000 


— 16036000 


Südnetz .... 


12396000 


9916000 


— 2480000 



zus.: 77506000 zus.: 56307000 zus.: — 21199000 

Somit hätte sich das Garantieerfordemis, das 1893: 97,6 Millionen 
betrug und 1894 bereits um rund 20 Millionen Frs. gesunken war, im 
Jahr 1895 um weitere rund 21 Millionen vermindert, ist gleich einem Ab- 
schlag in zwei Jahren von 41 Millionen oder 42 >. — Diese an und für 
sich erfreuliche Erscheinung bietet für die Zukunft, in welcher das 
Garantiebedürfnis umgekehrt wieder steigen dürfte, keinerlei Gewähr. 
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schnitt von über 60 Millionen, erheblich größer ist, als das der 
früheren Periode. Diese Erscheinung hatte den Berichterstatter 
über das Budget für 1893, Felix Faure, der damals für Ende 
1891 eine gesamte Garantieschuld von 414 Millionen und ein 
Defizit des compte de l'exploitation partielle von 253 Millionen, 
zusammen also eine Unterbilanz von 667 Millionen Frs. berech- 
nete, veranlaßt, einen Blick in die Zukunft zu werfen und zu 
untersuchen, in welchem Maße die Einnahmen der verschiedenen 
Netze steigen müßten, um einerseits die Zinsgarantie unnötig 
zu machen und andererseits dem Staate einen Anteil am Ge- 
winn zu verschaffen^), wobei Faure ausführt, daß allein, um 
das erste Ziel zu erreichen, die Einnahmen nicht bloß um 
die Summe des jährlichen Defizits, sondern darüber hinaus — 
wegen der Zinsen für die Eapitalverwendungen bei Ergänzungs- 
arbeiten und Beschaffung von Betriebsmaterial — noch um 
25 '^/o steigen müßten, so daß unter Berücksichtigung der im 
Durchschnitt der nächsten zehn Jahre mutmaßlich aufzuwenden- 
den Kapitalien folgende Gesamtsummen durch Mehreinnahmen 
erreicht werden müßten, wenn die Inanspruchnahme der Garantie 
vermieden werden solle: 



Gesellschaften 


^ins- 
garantie 
für 1891 

Frs. 


Defizit 
des 

comnte 
d'exploit. 
partielle 

Frs. 


Zinsen 
der künf- 
tig zu ver- 
wenden- 
den 
EapitaUen 

Frs. 


Summe 
Sp. 2-4 

Fra. 


Lasten 
der tra- 
vaux com- 
plemen- 
taires 
(25 Oo Zu- 
schlag) 

Frs. 


Gesamt- 
summe 

Frs. 


Nordnetz .... 
P.-L.-M.-(Hauptnetz) 
Rb<^ne.Mt. Cenis . . 

Ostnetz 

Westnetz .... 
Orl6ui8-Netz . . 
Südnetz 


2 485 000 
2 781 000 
18 948 000 
12 478 000 
8 958 000 
14 134 000 


1 103 000 
6 904 000 

868 000 

3 «31 000 

12 327 000 

210 000 


2 500 000 

6 500 000 

5 000 000 

7 500 000 
7 000 000 
1 500 000 


3 603 OöO 
15 889 000 

2 781 000 
19 516 000 
23 209 000 
28 285 000 
15 844 OOO 


901 000 

3 972 000 
695 000 

4 879 000 

5 802 000 
7 070 000 
3 961 000 


4 501 000 
19 861 000 

3 476 000 
24 395 000 
29 011 000 
35 350 000 
19 805 000 


Zusammen . 


54 784 000 


24 343 000 


30 000 000 


109 127 )0 


27 280 000 


136402 000 



') Cf. Rapport fait au nom de la Commission du Budget Charge 
d'examiner le projet de loi portant fixation du Budget general de l'exer- 
cice 1893. Garanties d'interMs. Etudes et travaux des cherains de fer. 
Par M. F. Faure. Drucksachen der Deputiertenkammer, Session 1892, 
Nr. 2250. 
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Diese 136,4 Millionen würden zunächst also nur die Zins- 
garantie unnötig machen, dem Staat dagegen noch keine Ge- 
winnbeteiligung erbringen. Bei der Nordbahn-Gesellschaft, die 
an der Zinsgarantie nicht beteiligt sei, werde der Staat nach den 
Ausführungen von Faure erst dann einen Gewinnanteil erhalten, 
wenn der Einnahmenüberschuß 88062500 Frs. übersteige; im 
Jahre 1891 erreiche dieser Ueberschuß aber erst die Summe 
von 27014740 Frs.; um den Verkehr aber zu einer solchen 
Entwickelung zu bringen, daß die 38 Millionen thatsachlich zu 
erreichen seien, wären so viele Ergänzungsarbeiten nötig, daß den 
fehlenden 11 Millionen noch 25®,o derselben zuzuschlagen seien; 
so daß die Einnahmen außer den in der vorstehenden Tabelle 
für das Nordnetz berechneten 4,5 Millionen somit um noch 
weitere 13,8 Millionen Frs. wachsen müßten, wenn eine Gewinn- 
beteiligung des Staates erzielt werden solle; nach derselben 
Berechnungsweise müßten für das P.-L.-M.-Netz noch weitere 
20 Millionen zugesetzt werden u. s. w. — Die Berechnungen von 
Faure beruhen ausschließlich auf Hypothesen; und ist der 
Berichterstatter nicht viel positiver, wenn er auf die Mittel 
eingeht, die zur Beförderung der Zunahme der Einnahmen in 
Anwendung gebracht werden könnten. 

Das erste dieser Mittel, welches Faure nennt, ist nega- 
tiver Art und besteht darin, die Gesellschaften zur möglichsten 
Sparsamkeit in ihren Betriebskosten anzuhalten, was durch 
die bestehende Finanzkontrolle sehr erleichtert werde. Doch 
müsse der Staat in allen diesen Beziehungen mit Rücksicht 
auf die notwendige Sicherheit des Betriebes und die Zu- 
friedenheit der Reisenden ausnehmend vorsichtig vorgehen; 
er dürfe auch nicht indirekt die Schuld an irgend einem 
Unglücksfall tragen und die Betriebsverwaltungen in keinem 
Falle, auch nicht scheinbar, berechtigen, die Verantwortlich- 
keit für solche Ereignisse von sich abzuwälzen und der Auf- 
sichtsbehörde zuzuschieben. Wenn die Regierung daher nur 
mit äußerster Vorsicht auf eine Verminderung der Betriebs- 
kosten dringen dürfe, so werde es ihr dagegen leichter sein, 
sich ihrerseits aller Maßregeln zu enthalten, welche eine 
unnötige Vermehrung der Ausgaben veranlassen könnten. 
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Ein zweites Mittel, die Einnahmen direkt zu erhöhen, 
nämlich die Erhöhung der Tarife, könne nicht in Betracht 
kommen, da das öffentliche Interesse nur durch Tarif ermäßigungen 
gefordert werde. Glücklicherweise hätten diese letzteren meist 
eine Vermehrung des Verkehrs und damit der Einnahmen zur 
Folge und wendeten die Gesellschaften dieses oft empfohlene 
Mittel auch häufig genug an. Leider, meint Faure, würden 
sie dabei vielfach durch abstrakte Regehi behindert, von denen 
man Ausnahmen gestatten sollte. Eine dieser Regeln sei der 
Grundsatz der Gleichheit in den Tarifen; wenn auch der Will- 
kür kein Raum gelassen werden dürfe, so gebe es doch Fälle, 
in denen z. B. die Verschiedenheit des Tarifs auf zwei gleich 
langen Strecken sich sehr wohl motivieren lasse; wolle man 
einer Compagnie verwehren, an geeigneter Stelle den Tarif 
herabzusetzen, so würde man sie hindern, dem Verkehr alle 
ihr möglichen Dienste zu leisten. Aus demselben Grunde 
müsse es den Eisenbahnen auch gestattet sein, mit den Wasser- 
straßen zu konkurrieren u. s. w. 

Es dürfte sich erübrigen, näher auf den Faureschen Be- 
richt einzugehen, und wollen wir, bevor wir an unsere eigene 
Zukunftsrechnung herantreten, nur noch daran erinnern, daßi 
wie uns aus dem 14. Kapitel des I. Buches und dem I. Ab- 
schnitt dieses Kapitels genugsam bekannt ist, außer den großen 
Hauptnetzen auch drei Compagnies secondaires d'int^r^t 
g^n^ral und die Rhöne-Mt.Cenis-Bahn, sowie unter gewissen 
Voraussetzungen auch eine Anzahl Lokalbahnen und Tram- 
ways und ebenso die algerischen Bahnen Zinsgarantien ge- 
nießen. 

Die derzeitige Inanspruchnahme des Staates durch die 
sämtlichen Eisenbahngarantien war demnach für das Betriebs- 
jahr 1894: 

für die fünf großen Eisenbahngesellschaften 77506000 Frs. 

,. y, sekundären Hauptbahnen .... 9105000 ^ 

y, Lokalbahnen 2913289 , 

, Tramways 794250 ^ 

, , algerischen und tunesischen Bahnen 24 755 000 „ 

Gesamtes Garantieerforderais für 1894: . . 115073539 Frs. 
(l.<=593: 137 598557 Frs.) 
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Hierzu wllre noch die der Garantie gleich zu 
achtende Summe zu rechnen, welche der 
Staat als Differenz zwischen dem Zins- und 
Amortisationserfordemis und dem Betriebs- 
überschuß seines eigenen Netzes zu decken 
hat, mit 160G8020 Fre. 

Sodann die Unterbilanz des compte d'exploi- 
tation partielle einschlieElich des Staats- 
netzes mit») 11853540 , 

Gesamte Unterbilanz 1894 142995099 Frs. 

(1893: 166 978 621 Frs.) 

Wenn im Vorstehenden versucht ist, besonders die letzten 
Wandlungen der Zinsgarantie dem Verständnis näher zu rücken, 
und wenn dabei auch eines Versuches gedacht ist, an der Hand 
des Garantiebedürfnisses das Verhältnis der gegenwärtigen Un- 
zulänglichkeit der Einnahmen der Eisenbahnen zu ihrer vollen 
Rentabilität zu bestimmen, so scheint es zur richtigen Wür- 
digung des ganzen Garantiesystems doch nötig, auch unsererseits 
einen Blick in die Zukunft zu werfen. Einerseits hängt das 
Endurteil über dieses System vom schließlichen Erfolge ab, 
d. h. davon, ob die Compagnien in der That im stände sein 
werden, bis zum Ablauf der Konzessionen nicht nur ihr An- 
lagekapital, sondern auch die Garantieschuld samt den ver- 
tragsmäßigen Zinsen ganz oder doch soweit zu tilgen, daß 
der Staat für ein etwaiges Restguthaben in dem Eigentum der 
Gesellschaften volle Deckung finden kann, oder ob ihnen dies 
nicht mehr möglich sein dürfte. Andererseits bietet der schon 
öfter betonte Umstand, daß das Hauptbahnnetz nach Aus- 
führung aller bisher klassifizierten Bahnen als abgeschlossen 
gelten darf, erst jetzt die Möglichkeit, eine solche Wahr- 
scheinlichkeitsrechnung für die ganze Zeit bis zum Ende 



') Der Staat führt unter dem Namen Compte de la constraction 
ebenfalls eine besondere Baurechnung, der die erst teilweise im Betrieb 
stehenden Linien angehören. Die Defizits dieser teilweisen Betriebe 
aber deckt er ebenso wie die Interkalarzinsen nicht durch Zuschreibung 
zum Anlagekonto, sondern aus den Mitteln des jährlichen Budget«, 
was bei einer Vergleichung der Anlagekosten der Staatsbahnen mit denen 
der Privatgesellschaften zu beachten ist. 
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der Konzessionen anzustellen. Ein solcher Ausblick in die 
Zukunft ist aber darum um so wichtiger, als derselbe nicht 
nur die Frage der Rückzahlung der Garantieschuld, 
sondern damit zugleich auch die ebenso wichtige Frage be- 
rührt, ob die Gesellschaften noch die Möglichkeit haben, die 
Freiheit ihrer Dividende bis zu deren Maximalgrenze wieder 
zu gewinnen, und somit an der Verwaltung ihrer Bahnen 
interessiert bleiben. 

In Frankreich stehen sich die Meinungen in dieser Hin- 
sicht schroff gegenüber; auf der einen Seite scheint aber- 
mals eine ziemlich optimistische Auffassung über die künftige 
Rentabilität der Bahnen Platz zu greifen, die für den Augen- 
blick durch die besseren Ergebnisse sowohl der abgeschlossenen 
Jahre 1894 und 1895 wie die der ersten sechs Monate des laufen- 
den Jahres 1896 gestützt wird, während eine andere Partei, die 
alten Gegner der Konventionen von 1883 wie der sogenannten 
Feudalität der großen Gesellschaften überhaupt, allem Anschein 
nach von neuem auf den Rachat hinarbeitet ^). In dem Streit 



') Cf. die in der Anmerkung zu S. 454 zitierte Parlaments- 
debatte vom 3. bis 11. Februar 1896, deren schon angedeutete sympto- 
matische Bedeutung darin liegt, daß sich wiederum ein Kampf gegen 
die großen Gesellschaften vorzubereiten scheint. Die wiederholten Ver- 
suche der radikalen Gruppe, das über die Dauer der Garantie gefällte 
Urteil des Staatsrats in die Debatte über die Angelegenheit Raynals zu 
verflechten, und die offen ausgesprochene Folgerung, daß, wenn seitens 
des letzteren ein Amtsverschulden zur Zeit der Vorbereitung oder des 
Abschlusses der Verträge vorliege, das damalige Parlament sich in einer 
Täuschung über die wahi-e Sachlage befunden haben würde, die be- 
treffenden Verträge demnach ihre Rechtskraft verlieren und der Staat 
mit einem Schlage aller durch dieselben eingegangenen Verpflichtungen 
ledig werden müßte, zeigen deutlich, wohin der Kurs der radikalen 
Gruppe steuert. — Als ob das französische Parlament nur eine konsultative 
oder begutachtende Stimme gegenüber den ministeriellen Vorlagen hätte 
und nicht vielmehr die oberste und souveränste Instanz wäre, wenn es 
sich darum handelt, den Staat bindende Verträge zu beschließen! Das 
heutige Parlament kann einem früheren nicht imputieren wollen, daß 
dieses eventuell einen anderen Willen gehabt haben würde, als es ihn 
dokumentiert hat; das Parlament kann frühere Beschlüsse abändern, 
aufheben, durch neue ersetzen, es kann dekretieren, daß neue Verhand- 
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der Meinungen ist dabei namentlich auch die Frage diskutiert 
worden, ob das Eigentum der großen Gesellschaften, als Pfand- 
objekt für die Garantieschuld, hinreichen werde, um die zu- 
nächst noch wachsende Schuld samt Zinsen in jedem Falle 
ganz zu decken. Die einen bezeichnen dies Pfandobjekt schon 
heute als kaum mehr hinreichend, indem sie auch den an- 
gegebenen Wert desselben herabzusetzen suchen, die anderen 
meinen, daß die Pfändung bei der voraussichtlichen künftigen 
Prosperität der Bahnen ganz außer Betracht bleiben könne, 
und daß daher das Pfandobjekt mehr als hinreichend sei. 

Beiden Ansichten ist entgegenzuhalten, daß es — vom 
Rachat abgesehen — nicht darauf ankommt, ob das Pfand- 
objekt jederzeit die Höhe der Garantieschuld decken wird, 
sondern darauf, ob die Gesellschaften überhaupt in ein Stadium 
der regelmäßigen Rückzahlungen gelangen können, wie viel 
also von der Garantieschuld bei Ablauf der Konzessionen etwa 
noch ungetilgt sein wird, und ob das Pfandobjekt zur Be- 
deckung dieses eventuellen Restes derselben hinreichend sein 
wird. Sollte diese Möglichkeit überhaupt nicht mehr vorliegen, 
so würde allerdings das System an seiner Ueberspannung ge- 
scheitert sein, die Gesellschaften könnten kein ernstliches Inter- 
esse mehr an der Verwaltung ihrer Bahnen haben und der 
Staat würde dann besser thun, diese Verwaltung mittelst des 
Rachat ganz in seine Hand zu nehmen. 

Ob aber jene Möglichkeit ausgeschlossen oder doch noch 



lungen mit den Gesellschaften behufs Abänderung der Vertrage anzu- 
knüpfen seien, es kann den Rachat beschließen, aber es kann nicht einen 
legal zu stände gekommenen Beschluß als illegal erklären, ohne sich 
selbst und die Staatsordnung zu negieren. — Es ist nicht unseres Amtes, 
in dem Widerstreit der politischen Richtungen Frankreichs Partei zu 
ergreifen, sondern können und müssen wir uns darauf beschränken, daß, 
wie wir weiter oben die Bedeutung eines Rachat erörtert haben, wir nun- 
mehr auf rechnerischer Grundlage ein Bild zu gewinnen suchen, wie 
sich die Zukunft der französischen Eisenbahnen gestalten kann, wenn sie 
ihrem Wesen gemäß als das kostbare und komplizierte Instrument be- 
handelt werden, das sich bei seiner großen Bedeutung für das wirtschaft- 
liche Leben des Landes und für die Finanzen des Staates am wenigsten 
zum Objekt für von Doktrinären angestellte Experimente eignet. 
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vorhanden ist, dafür kann nur die von uns wiederholt in Aus- 
sicht genommene Wahrscheinlichkeitsrechnung einen Anhalt 
gewähren. Dieselbe muß allerdings zur Voraussetzung haben, 
daß es sich in Zukunft nur noch um die Ausführung der bereits 
in Aussicht genommenen Bahnen d'int^röt g^nöral handeln 
wird, und daß die wirtschaftliche und politische Entwicke- 
lung während des nächsten halben Jahrhunderts keine gewalt- 
same Störung erleidet. Sodann wird sich diese Rechnung nur 
mit den sechs großen Gesellschaften befassen können, für 
jede derselben aber, obgleich sie zusammen für das staatliche 
System der Eisenbahnpolitik ein Ganzes bilden, zunächst dennoch 
besonders angestellt werden müssen, da nicht nur eine jede 
von der anderen in ihren wirtschaftlichen Bedingungen diffe- 
riert, sondern auch das Ausmaß der ihnen noch obliegenden 
Bahnbauten und namentlich auch die Zeitpunkte, in denen die 
Staatsgarantie in jedem Falle aufhört, verschieden sind. 

Andererseits muß eine solche Rechnung auch den im IL Ab- 
schnitt dieses Kapitels erörterten Umstand berücksichtigen, daß 
vier von den Compagnien mit der Möglichkeit, ihre Obligationen 
zu konvertieren, einen wesentlichen Teil ihrer wirtschaft- 
lichen Freiheit eingebüßt haben. 

Wenn wir nunmehr an jene Rechnung herantreten, so sei 
hervorgehoben, daß wir dieselbe einer eingehenden Be- 
leuchtung aller Seiten der gegenwärtigen finanziellen 
Lage der sechs großen Gesellschaften nur nebenhergehen 
lassen, und daß wir dieselbe, um möglichst vorsichtig vorzu- 
gehen, auf den ungünstigen Ergebnissen des Jahres 1893 
statt auf den weit besseren von 1894 oder 1895 aufbauen. 

Die Unterlagen für unsere Rechnung aber sind folgende: 

1. der für den Schluß des Jahres 1893 sich ergebende Stand 
der von den Gesellschaften noch zu amortisierenden Kapitalschuld; 

2. die wahrscheinliche Zunahme dieser Kapitalschuld bis 
zum Abschluß der noch ausstehenden Bauten und der durch 
dieselben bedingten Komplementärarbeiten, wobei auch die 
Zunahme derselben durch den compte de Texploitation partielle 
und femer der wahrscheinliche Emissionskurs der noch zu 
emittierenden Obligationen in Rechnung zu ziehen sein wird; 
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3. das notwendige Tempo der Amortisation, um dieselbe 
bis zu den vorgesehenen Terminen bezw. bis zum Ablauf der 
Konzessionen durchzuführen, wobei einzelne über die Kon- 
zessionsdauer hinauslaufende Obligationenserien zu berück- 
sichtigen sind; 

4. die Verzinsung, bei der einerseits die allmähliche Ab- 
nahme der höher als 3^/o verzinslichen, andererseits die Zu- 
nahme der neuen 2V«^/oigen Obligationen (neue Emissionen 
und Konversionen) in Betracht zu ziehen sein wird; 

5. endlich gegenüber den danach zu berechnenden Kapital- 
lasten, das mutmaßliche Steigen der Betriebsüberschüsse. 

Die Gegenüberstellung der so berechneten jährlichen 
Kapitallasten und der Betriebsüberschüsse wird dann die 
voraussichtlichen, eventuell durch die Zinsgarantie zu decken- 
den Defizits bezw. die üeberschüsse ergeben, deren Bilanz 
unter Einrechnung der bisherigen Garantieschuld und der 
Zinsen für die Garantievorschüsse das Schlußbild darstellen 
wird. 

Bei der Feststellung der vorbenannten Grundlagen unserer 
Rechnung müssen aber die Aktien, die nicht mehr vermehrt 
werden, und die auch keiner Konversion unterliegen können, 
besonders behandelt werden. Dabei werden in die jährliche Be- 
rechnung des Erfordernisses für die Aktien außer der Tilgung 
und statutarischen Verzinsung die durch die Konventionen 
festgesetzten unveränderlichen Summen der Minimaldividenden 
(d. h. der Mindest-Superdividende) einzustellen sein, da diese 
Minimaldividenden einmal bis zu gewissen Zeitpunkten garan- 
tiert sind und dieselben, wenn Betriebsüberschüsse über die 
Kapitallasten hinaus vorhanden sein sollten, eine Priorität vor 
dem Anspruch des Staates auf Rückzahlung der Garantie- 
schulden haben, so daß sowohl das Garantieerfordemis wie 
etwa zur Rückzahlung der Garantievorschüsse zu verwendende 
Beträge und weiterhin Reingewinne, die eine Vermehrung der 
Dividenden oder gar eine Gewinnbeteiligung des Staates ge- 
statten, immer erst nach Abzug der Minimaldividende von 
dem Betriebsüberschuß festgestellt werden können. Nach 
Tilgung der Garantieschuld wird sodann von den auf diese 
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Weise sich ergebenden Reingewinnen (d. h. bereits nach Ab- 
zug der Minimaldividende) die Differenz zwischen Minimal- 
und Maximaldividende in Abzug zu bringen sein, um eventuell 
diejenigen Summen zu erhalten, an denen eine Gewinn- 
beteiligung des Staates auf dem Fuße von zwei Drittel zu 
erfolgen haben wird. 

I. Die Aktien. Der Stand der Aktienkapitalschuld der 
sechs großen Gesellschaften stellte sich Ende des Jahres 1893 
folgendermaßen : 





1 Noch za tilgende 


Endtermin 

der 
Tilgung 


Feste 
Ver- 
zinsung 

0;„ 


Mindest- 

Super- 

diviaende 

Frs. 


Differenz 
zwischen 
Minimal- 

und 
Maximai- 
Dividende 

Frs. 


Tügungs- 
quote 
1893 

Frs. 


Gesell- 
schaften 


Aktien 
Stück 


Aktien- 
kapital- 
schuld 

Frs. 


1 


• 2 


3 


4 


5 


6 


7 


8 


Nord . . 
Ost. . . 
West.. . 
OrWans . 
P.-L.-M. . 
Süd . . 


512 367 
i 533 129 
1 272 891 
526 90S 
800 000 
248 361 


204 946 8Ö0 
266 561 500 
136 445 500 
263 451 000 
400 000 000 
121 680 500 


1950 
1950 
1952 
1951 
1907-1953 
1955 


4 
4 

3,6 
8 
4 
5 


20 002 500 

9 052 000 

6 300 000 

24 600 000 

28 000 000 

6 250 000 


18 000 000 
8 760 000 

8 450 000 

9 600 000 
16 000 000 

2 700 000 


286 000 
1 282 600 

726 000 
1736 000 

294 000 



Die Zunahme der Tilgungsquoten war bisher bei den 
einzelnen Gesellschaften, abgesehen von der des P.-L.-M.- 
Netzes, welche erst von Ende 1907 ab mit der Tilgung ihrer 
Aktien zu beginnen hat, eine zum Teil ungenügende. Nimmt 
man die vorstehend in Spalte 8 angegebenen Tilgungsraten 
des Jahres 1893 zur Grundlage, und berücksichtigt man die 
aus Spalte 4 ersichtliche Zeitdauer der Tilgung, so wären die 
Tilgungsraten des jedesmal letzten Jahres regelmäßig um 
folgende Quoten zu erhöhen: 



Bei der Nordbahn . . 


. um 114116 Frs., 


y, „ Ostbahn . . . 


, 117 036 r 


, „ Westbahn . . 


, 52 8S8 , 


, , Orleans-Bahn . 


« 95127 , 


, , P.-L.-M.-Bahn . , 


, 370 000 , 


, , Südbahn . . . 


, 52 971 , 
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Teils der bequemeren Rechnung halber, teils auch um 
die Verhältnisse der einzelnen Gesellschaften berücksichtigen 
zu können, sind diese Zunahmequoten abzurunden, und zwar 
bei Nord für 1894 auf 114800, für 1895 auf 114200, sodann 
auf 114000 Frs. , wodurch die letzte Amortisationsrate nur 
durch 145 992 Frs. mehr belastet wird. Bei der Ostbahn 
werden wir für 1894 mit 100500, sodann bis 1926 inkl. mit 
nur 100000 Frs. Zunahme rechnen, von 1927 ab aber die 
Tilgungsrate um 200 000 Frs. jährlich steigern. Bei der West- 
Compagnie runden wir ab: auf 52900 Frs., bei der Orleans- 
Bahn für 1894 bis 1931 auf 95000 Frs., für 1932 bis 1951 
auf 96000 Frs., bei der Südbahn für 1894 und 1895 auf 
52 500 Frs., für 1896 und die folgenden Jahre auf 53000 Frs. 

Das auf diesen Grundlagen berechnete jährliche Er- 
fordernis an Zinsen, Amortisation und Minimal-Superdividende 
für die Aktien gibt eine Tabelle, die wir des Zusammenhangs 
wegen unseren analogen die Obligationen betreffenden üeber- 
sichten weiter unten auf S. 536 und 537 voranstellen. 

In jener Berechnung, ebenso wie bei der wegen der 
Obligationen anzustellenden, brauchen wir uns, weil sie nur das 
nach der gegenwärtigen Lage mutmaßliche und mögliche 
Endresultat feststellen will, an die in den Statuten vor- 
gesehenen Tilgungspläne um so weniger im einzelnen zu 
halten, als auch die Praxis dieselben nicht regelmäßig be- 
rücksichtigt. 

Bei Abwägung der von uns in Betracht zu ziehenden 
Amortisationsmöglichkeiten sind verschiedenartige Gesichts- 
punkte im Auge zu behalten: 

Einmal kann es bei dem etwas höher zu verzinsenden 
Aktienkapital vorteilhaft erscheinen, dasselbe möglichst rasch 
zu tilgen, da für jede ausgeloste Aktie in Zukunft die Zinsen 
fortfallen; dann müßten die Tilgungssummen in den nächsten 
Jahren ungleich größer sein, als sie in der vorstehenden 
Rechnung angenommen sind. Dadurch würde aber die Zins- 
garantie zunächst noch stärker belastet, was weder im Interesse 
des Staatsbudgets und ebensowenig in dem der Gesellschaften 
liegt, die für ihre Garantieschulden noch höhere Zinsen zahlen 
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müssen und somit den Zeitpunkt des möglichen Freiwerdens 
ihrer Dividende um so weiter hinausgeschoben sehen würden; 
letzteres aber ist, wie schon früher bemerkt, vom Standpunkte 
des Interesses der Gesellschaften an einer guten Betriebs- 
führung möglichst zu vermeiden. 

Andererseits scheint gerade diese Rücksicht auf die Zins- 
garantie einen Grund dafür abzugeben, die Amortisationsquoten 
zunächst möglichst niedrig zu gestalten und dafür späteren 
Jahren eine entsprechend forciertere Tilgung vorzubehalten. Das 
aber würde wiederum die künftigen Dividendenaussichten be- 
einträchtigen, d. h. das Interesse der Gesellschaften abschwächen 
und die Zukunft insofern um so mehr von Zufälligkeiten ab- 
hängig machen, als dieselbe so wie so schon durch mancherlei 
Zwischenfälle Schwierigkeiten bieten kann und auch aus einem 
anderen Grunde schwerer belastet werden muß. Soll nämlich 
das Hauptziel: die Tilgung des Anlagekapitals, bis zum Ab- 
lauf der Konzessionen erreicht werden, so muß notwendiger- 
weise in absehbarer Zeit die Vermehrung dieses Anlage- 
kapitals endgültig aufhören ; somit werden die späteren Kosten 
für Komplementärarbeiten, d. h. also nicht nur die Ausgaben 
für die Instandhaltung, sondern auch für den Ersatz und die 
Vermehrung des Materials, sowie für etwa notwendige Er- 
weiterungen der bestehenden Anlagen auf die Betriebsein- 
nahmen anzuweisen sein, wie denn die Regierung in den 
letzten Jahren hierauf nach Möglichkeit hingewirkt hat. 

unter so divergierenden Gesichtspunkten muß es als das 
Rationellste erscheinen, die jährliche Steigerungsquote der 
Amortisationsraten und dadurch die jährlichen Ausgaben für 
Zinsen und Tilgung möglichst gleichmäßig zu gestalten, 
wobei eine Zunahme der Ueberschüsse und ein späterer Ge- 
winn gesichert erscheint, welche bei einer gewissen Stabilität 
der Kapitallasten infolge des naturgemäßen Steigens der Be- 
triebseinnahmen diesen von selbst folgen müssen. 

Daß diese Stabilität der jährlichen Kapitallast bei den 
Aktien nicht, wie man erwarten sollte, eine vollständige ist, 
sondern daß deren jährliches Zins- und Tilgungserfordemis 
(einschließlich der ganz invariablen Minimaldividende) nach 
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unserer Rechnung eine Kurve bildet, die zuerst ein langsames 
und verhältnismäßig geringes Steigen, sodann ein etwas be- 
schleunigteres Sinken zeigt, liegt daran, daß die Tilgung 
bisher eine zu geringe war, und die jähriiche Abnahme der 
Zinslast anfangs daher nicht ganz die Zunahme der Tilgungs- 
quote aufwiegt; dazu kommt noch, daß die P.-L.-M.-Gesell- 
schaft überhaupt erst im Jahre 1908 die Tilgung ihrer Aktien 
beginnt und letztere daher in ziemlich starker Progression 
wird steigern müssen. 

Oegen Ende der Eonzessionsdauer erscheinen unter dem 
Kapitalerfordernis unserer Rechnung (vergl. unsere Tabelle I. 
unten S. 536) für die Aktien nur noch die Minimal-(Super-) 
Dividenden, da dieselben auf Grund der Genußscheine auch 
nach vollendeter Tilgung jener weiterzuzahlen und daher bis 
zum Ablauf der Konzessionen als Kapitallasten in Rechnung 
zu ziehen sind. 

IL Die Obligationenlast. Die Rechnung, wie sich 
die Obligationenlast in Zukunft gestalten wird, läßt sich nicht 
so einfach wie die wegen der Aktien durchführen. 

1. Schon die Feststellung des gegenwärtigen Standes 
dieser Kapitalschuld, soweit sie den Gesellschaften zur 
Last fällt, bietet Schwierigkeiten. Die Documents principaux 
der offiziellen Statistik geben in der Tabelle 8 zwar den jähr- 
lichen Stand der gesamten Obligationenschuld an; darin ist 
aber auch derjenige Teil derselben enthalten, den die Gesell- 
schaften nicht für eigene Rechnung, sondern an Stelle barer 
Subsidien sowie infolge der Verträge von 1883 für Rechnung 
des Staates aufgenommen haben. Dieser Teil der Obligationen- 
schuld, für dessen Verzinsung und Tilgung der Staat durch 
seine Annuitäten sorgt, muß aber aus unserer Berechnung, die 
nur die Belastung der Gesellschaften als solcher in Betracht zu 
ziehen hat, ausgeschieden werden. Ferner gibt es, wie schon 
an einer früheren Stelle dieses Kapitels ^) erwähnt wurde, eine 
Anzahl von Obligationen der erst später von den großen 
Gesellschaften übernommenen kleinen Bahnen, welche nach 



Vgl. oben S. 337. 
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deren Konzessionen länger als die Eonzessionen der großen 
Oompagnien laufen, und von denen daher beim Ablauf der 
letzteren der Staat einen Teil zu übernehmen haben wird; es 
muß daher rücksichilich der Amortisation ein entsprechender 
Teil der Eapitalschuld dieser Obligationen aus unserer Be- 
rechnung, die nur die Zeit bis zum Ablauf der Konzessionen 
ins Auge zu fassen hat, abermals ausgeschieden werden. Somit 
wird es nötig, zunächst die Situation jeder einzelnen Gesell- 
schaft bezüglich ihrer Obligationenschuld festzustellen. 

a) Die Nordbahn-GeseUschaft hatte bis Ende 1893 Ob- 
ligationen überhaupt für 1865190000 Frs. emittiert und davon 
bis zu diesem Zeitpunkte für 180979000 Frs. getilgt, so daß 
noch 1684211000 Frs. zu amortisieren blieben. Von ihren 
Obligationen sind diejenigen für die Bahn Amiens-Boulogne 
bereits getilgt; von den übrigen — sämtlich ä 500 Frs. und 
15 Frs. oder S^jo Zinsen — sind noch zu tilgen: 

bis 1950, d.h. bis zum Ablauf der Konzession, in 

57 Jahren für ^) l 595 940 500 Frs. 

bis 1964 noch für 15 656 500 Frs., die zu ihrer Til- 
gung in 71 Jahren eine Amortisationsquote von 
6125 Frs. erforderten, welche um denselben Be- 
trag jährlich steigen müßte; dadurch würden für 
die 14 Jahre 1951 bis 1964 noch 5 530875 Frs. 
zu tilgen bleiben, und es entfallen somit auf die 
Zeit bis 1950 10 125 625 , 

bi8l980,in87Jahren,8indnoch zu tilgen 72614000 Frs., 
was eine jährlich um 18969 Frs. steigende Amorti- 
sationsquote erfordert, wobei für die 80 Jahre 
1951/80: 41 257 575 Frs. verbleiben und bis 1950 
somit zu tilgen sind 31 356 425 , 

Zusammen von Ende 1893 bis Ende 1950 zu tilgende 

Obligationen-Kapitalschuld 1 637 422 550 Frs., 

während für die Berechnung der Verzinsung allerdings von 



*) In Spalte 7 der Tabelle 8 der Documents principaux für 1893, 

welche als gesamte emittierte Obligationenschuld dieser Art 1722,2 statt 

1772,« Millionen Frs. angibt, liegt ein Druckfehler vor, wie sich aus 

der Multiplikation der betreffenden Zahlen in Spalte 4 und 6 ergibt. 

Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 31 
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einem um die ausgeschiedenen Summen von 5,5 und 41,8 Mil- 
lionen höheren Kapital auszugehen ist, d. h. von 1 684211 000 Frs. 
b) Die noch ungetilgte Obligationenschuld der Ostbahn- 
Gesellschaft betrug Ende 1893: 2362611375 Frs. Darunter 
befanden sich an besonderen Obligationenserien: 



zu 4 % für . 


. . 8 695 625 Frs. 


1. 3,85 , , 


. . 217 590 750 , 


» 3 , « 


. . 207432000 . 



zus. für 433718 375 Frs. 

Den Rest von 1928893000 Frs. bilden die allgemeinen 
3 ^/o igen Obligationen der Ost-Compagnie, von denen aber ein 
Teil durch die Annuitäten des Staates bedient wird. Um 
diesen den Staat belastenden AnteQ der Obligationenschuld 
mit den Mitteln, welche die Statistik bietet, ausscheiden zu 
können, muß man sich an die den Gesellschaften allein ob- 
liegenden ,,charges des capitaux* halten, wie wir sie im U. Ab- 
schnitt dieses Kapitels festgestellt haben ^). Dieselben betrugen 
an Zinsen und Tilgung für die Obligationen der Ost-Compagnie 
im Jahre 1893: 57832868 Frs., darunter für die oben ge- 
nannten besonderen Obligationenserien 17575486 Frs., so daß 
die Gesellschaft selbst für ihre allgemeinen 3 ^/o igen Obligationen 
40257382 Frs. ^) aufzuwenden hatte. Aus dieser Summe ist 
derjenige Teil auszuscheiden, der auf die Amortisation ent- 
fällt: da für die 1928,8 Millionen Frs. 3>iger Obligationen 
im ganzen 68829210 Frs. und zwar 11490000 Frs. für Til- 
gung ausgegeben sind, so müssen von den der Gesellschaft 
allein zur Last fallenden 40,2 Millionen Frs. als proportionaler 
Teil 6712017 Frs. auf die Tilgung entfallen sein, und es 
wären sonach von ihr 33545365 Frs. für die Verzinsung allein 
verwendet worden. Diese 33,5 Millionen Frs. zu 3®/o kapi- 



Cf. die Ausführungen auf S. 340 und die Tabelle auf S. 346 
und 347. 

') 28,6 Millionen sind dagegen durch die Annuitäten des Staates 
gedeckt worden, wobei daran zu erinnern ist, daß die Ost-Compagnie 
allein 20,5 Millionen jährlich als Ablösung für die an Deutschland ab- 
getretenen Bahnen erhält; das übrige für Bausubventionen, Legung 
zweiter Geleise etc 
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talisiert ergeben dann eine die Gesellschaft allein belastende 
Obligationenschuld von 1118178833 Frs., aufweiche sich die 
Verzinsung von 1893 beziehen würde, und von denen bis Ende 
des Jahres noch ein Teil durch die Tilgung abgehen würde, 
so daß wir für Ende 1893 einen Schuldenstand an 3 ^/o igen all- 
gemeinen Obligationen von etwa 1116,5 Millionen Frs. annehmen 
können. Hierzu die oben angegebene Eapitalschuld der be- 
sonderen Obligationenserien von 433718375 Frs. addiert, er- 
gibt für Ende 1893 eine gesamte Obligationenkapitalschuld 
von 1550218375 Frs., die wir auf 1550220000 Frs. abrunden 
wollen. Den Umstand, daß die 207,4 Millionen Frs. beson- 
derer 3^/oiger Obligationen ein Jahr über die Eonzessions- 
dauer hinaus, d. h. bis Ende 1955 laufen und wir somit 
eigentlich einen Bruchteil derselben von einigen Millionen zur 
Amortisation für das genannte Jahr vorbehalten müßten, wollen 
wir als unbedeutend zu Ungunsten unserer Rechnung ver- 
nachlässigen. 

c) Auf den Namen der West-Compagnie waren Ende 
1893 Obligationen im Nennwerte von 2231277750 Frs. im 
Umlauf; darunter befanden sich an älteren Obligationenserien : 

zu 4 % für 22 601 250 Frs. 

, 4,8 , , 1580 000 , 

, 3,2 , , 1285 000 , 

zus. besondere Obligation enserien für 25 466 250 Frs. 

Die Kapitalschuld der gewöhnlichen 3 ^/o igen Obligationen, 
einschließlich der durch die Staatsannuitäten bedeckten, betrug 
2205811500 Frs. Die charges des capitaux der Gesellschaft 
betrugen für ihre Obligationen im Jahre 1893: 69121493 Frs., 
davon 1635185 Frs. fOr die vorgenannten besonderen Obli- 
gationenserien, für die 3^0 igen also 67486308 Frs. Im ganzen 
sind für diese letzteren im Jahre 1893: 79273870 Frs., darunter 
13484500 Frs. für Tilgung ausgegeben worden, so daß in 
demselben Verhältnis die West-Compagnie selbst 11 476000 Frs. 
von den 67,4 Millionen für Tilgung und 56010308 Frs. für 
Verzinsung ausgegeben hätte. Diese 56 Millionen Zinsen zu 3^/o 
kapitalisiert ergeben eine Nominalschuld von 1 867010267 Frs. 
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für 1893, wovon die 11476000 Frs. Tilgung des Jahres 1893 
abzuziehen sind, so daß sich für Anfang 1894 eine Obligationen- 
schuld zu Lasten der Gesellschaft ergibt: 

an Steigen Obligaüonen von 1 855 534 267 Fre., 

dazu die besonderen Obligationenserien . 25 466 250 • 



zusammen : 1 881 000 517 Frs., 

die wir auf 1881001000 Frs. abrunden. Sämtliche Obli- 
gationen sind hier bis zum Ablauf der Konzession, d. h. bis 
spätestens 1956 zu tilgen. 

d) Orleans-Oesellschaft. Gesamte Obligationenschuld 
Ende 1893: 2473079750 Frs.; darunter befanden sich ältere 
Obligationen zu 4> für 16065750 Frs., innerhalb der Kon- 
zessionsdauer zu tilgen; ältere Obligationen (Grand-Central) zu 
3> für 122746000 Frs., bis 1958, zwei Jahre länger, laufend; 
zusammen für 138811750 Frs. 

Die übrigen bis zum Ablauf der Konzession, d. h. bis 
Ende 1956 zu tilgenden 3 ^/o igen Obligationen betrugen Ende 
1893: 2334268000 Frs. Nennwert einschließlich der für Rech- 
nung des Staates emittierten. Die Kapitallasten der Gesellschaft 
für ihre Obligationen, die sie aus ihren Betriebseinnahmen zu 
decken hatte, betrugen 67115823 Frs., darunter 5209516 Frs. 
für die beiden älteren Obligationenserien und 61906307 Frs. 
für die allgemeinen 3 ^/o igen Obligationen. Da diese letzteren 
im Jahre 1893 überhaupt 83387 145 Frs., darunter 14 563 000 Frs. 
für Tilgung erfordert hatten, so sind von den 61,9 Millionen Frs. 
10811517 Frs. als Tilgung zu rechnen, und es verbleiben 
51 094 790 Frs. als reine Verzinsung der Gesellschaftsobligationen, 
was eine Obligationenschuld von 1703159667 Frs. ergibt. 
Hiervon die Tilgung des Jahres selbst mit 10094790 Frs. ab- 
gezogen, bleibt für Ende 1893 eine Kapitalschuld an 3^/oigen 
Obligationen zu Lasten der Gesellschaft von 1692348150 Frs. 
Dazu die beiden älteren Obligationenserien mit 138811 750 Frs., 
ergibt eine gesamte Obligationenschuld der Gesellschaft für 
Ende 1893 von 1831159900 Frs. Hiervon wäre eigentlich 
ein Bruchteil der alten 3®/oigen Obligationen des Grand-Cen- 
tral für die beiden Jahre abzuziehen, welche dieselben über 
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die Konzessionsdauer der Orl^ans-Gesellschaft hinaus laufen; 
dieser Bruchteil der 122,7 Millionen würde etwas über 7 Mil- 
lionen Frs. betragen. Indessen werden wir wiederum diese 
relativ geringe Summe in die bis 1956 zu vollziehende Amor- 
tisation einrechnen und die bis dahin zu amortisierenden Ob- 
ligationen der Gesellschaft für Anfang 1894 auf rund 
1831160000 Frs. ansetzen. 

e) Auf den Namen der P.-L.-M.-Gesellschaft, deren 
Eonzession Ende 1958 abläuft, lauteten Ende des Jahres 1893 
fibr 5534650625 Frs. ungetilgter Obligationen, darunter zwei 
Serien zu 4®/o im Nominalbetrage von 156768125 Frs. Die 
3>ige Obligationenschuld betrug also 5377882500 Frs., in 
der sich aber als fQr unsere Rechnung auszuscheidende Be- 
standteile nicht nur die für Rechnung des Staates emittierten, 
sondern auch die Obligationen des algerischen Netzes dieser 
Gesellschaft sowie die der Rhöne-Mt. Cenis-Bahn und die fQr 
den Bau des Mt. Oenis-Tunnels ausgegebenen befinden. Die 
dem Betrieb des eigentlichen P.-L.-M.-Netzes zur Last fallende 
Obligationenschuld wird sich also nicht unerheblich niedriger 
stellen. Die Zins- und Tilgungslast für die Obligationen der 
Gesellschaft stellte sich nach der Tabelle auf S. 346 im Jahre 
1893, exkl. Algier, aber einschließlich der Rhöne-Mt. Cenis- 
Bahn auf 164080223 Frs.; ausschließlich der letzteren betrug 
siel59484009Frs.,darunterftirdie4>igen Serienl0637 162Frs., 
somit für die 3>igen Obligationen 148846847 Frs. Um aus 
dieser Summe die Amortisationsquote der Gesellschaft für das 
Jahr 1893 ausscheiden zu können, werden wir ein etwas an- 
deres Verfahren als bisher einschlagen müssen, weil wir nicht 
nur wie bei den vorher behandelten Gesellschaften den Staats- 
anteil an der Obligationenlast, sondern auch Anteile der Ge- 
sellschaft selbst für besondere Unternehmungen derselben aus- 
zuscheiden haben. Wir werden somit von der gesamten Til- 
gungssumme der Obligationen, welche 1893: 31207778 Frs. 
betrug, ausgehen und dieselbe nach dem Verhältnis teilen 
können, in welchem zu diesem Zeitpunkte Staat und Gesell- 
schaft — letztere unter Ausschluß des Aktienkapitals — an 
den Anlagekosten dieses Netzes partizipierten, nämlich im 
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Verhältnis von 902837184 Frs. als Anteil des Staates zu 
3148042848 Frs. als Anteil der Gesellschaft. Dann ergeben 
sich als Anteil der Oesellschaft an der gesamten Obligationen- 
amortisation des Jahres 1893: 24252539 Frs., von der die 
speziell für die 4 ^/o igen Serien ausgegebene Tilgungssunune mit 
4226875 Frs. abzuziehen sind, um die auf die Steigen Obli- 
gationen zu Lasten der Gesellschaft entfaUende Tilgung von 
20025664 Frs. zu erhalten. Diese Summe ist von den 148,8 Mil- 
lionen, welche von der Gesellschaft allein für ihre 3Vig6n 
Obligationen aufzubringen waren, abzusetzen, so dafi man als 
reine Verzinsung derselben 128821183 Frs. erhält, was zu 
3^/o kapitalisiert einer Obligationenkapitalschuld der Gesell- 
schaft für 1893 von 4294040000 Frs. entspricht. Davon 
gehen ab die obigen 20026000 Frs. als Amortisation dieses 
Jahres, so daß für Anfang 1894 sich eine Schuld der Gesell- 
schaften ergibt: an 3 ^/o igen Obligationen von 4 274 014000 Frs., 
dazu an 4 ^/o igen Obligationen 156768125 Frs., zusammen 
4430782125 Frs., oder rund 4480783000 Frs., deren Ver- 
zinsung auf der Gesellschaft lastete, deren Tilgung dieselbe 
aber nicht vollständig bis zum Ablauf ihrer Eonzession zu 
bewirken hat. Unter den 3 ^/o igen Obligationen befanden sich 
nämlich Ende 1893 für 649708500 Frs. ehemaliger kleinerer 
mit dem P.-L.-M.-Netz fusionierter Gesellschaften, die bis 
1975, also noch 82 Jahre laufen, und von denen auf die 
17 Jahre 1959/75 bei einer jährlichen Steigerung ihrer Amor- 
tisation um 190922 Frs. 240180000 Frs. entfallen würden, 
so daß für die 65 Jahre bis 1958 nur 4190603000 Frs. zu 
amortisieren sind. 

f) Auf den Namen der Süd-Compagnie waren Ende 
1893 für 1559546500 Frs. Obligationen in Umlauf und zwar 
nur zu 500 Frs. und 3^/o Zinsen; eine ältere Serie an Obli- 
gationen der ehemaligen Compagnie Bordeaux-La Teste be- 
anspruchte in diesem Jahre keine Zinsen mehr, und war für 
dieselbe nur eine Resttilgungsrate von 46250 Frs. zu zahlen. 
Für Verzinsung und Tilgung der 3 ^/o igen Obligationen 
sind 1893 im ganzen 55023120 Frs. ausgegeben worden, 
darunter 8115000 Frs. für Tilgung. Die Kapitallasten der 
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Gesellschaft selbst für ihre Obligationen betrugen nach der 
Tabelle S. 346 und 347 aber nur 43911 853 und nach Abzug jener 
kleinen Resttilgungsrate 43865603 Frs. Von der gesamten 
Obligationentilgungssumme von 8,i Millionen Frs. entfallen 
nach der gleichen Rechnung wie bei der P.-L.-M.-Gesellschafb 
auf die Gesellschaft selbst 5546000 Frs., so daß 38312253 Frs. 
die reine durch den Betrieb der Gesellschaft aufzubringende 
Verzinsung darstellen, die zu 3^/o einer Kapitalschuld von 
rund 1277075000 Frs. entspricht, welche bis 1957, also 
von Anfang 1894 ab in 64 Jahren zu tilgen ist, während die 
Konzession der Gesellschaft bis 1960 läuft. 

Das Resultat dieser Berechnung resümieren wir wie folgt: 
Die Obligationenschuld der sechs großen Gesellschaften be- 
trug Anfang 1894 als Ausgangspunkt fUr die Berechnung der 
von ihnen zu tragenden Zinsenlast: 



bei der Nord-Compagnie 
r, „ Osi-Compagnie . . 
„ j, Weet-Compagnie . 
„ . Orlöana-Compagnie 
„ . P.-L.-M.-Compagnie 
„ „ Süd-Compagnie 



zusammen 



1684211000 Frs. 
1550 230000 . 
1 881 001 000 , 
1831160000 , 
4430 783000 , 
1 277 075 000 , 



12 654460000 Frs. 



Der Nennwert aller auf den Namen der sechs großen 
Gesellschaften Ende 1893 in Umlauf befindlichen Obligationen, 
einschließlich Rhöne-Mt. Cenis-Bahn und algerisches Netz der 
P.-L.-M.-Ge8ellschaft, betrug 15923523500 Frs.^), so daß also 
Ton dieser Summe 3269063500 Frs. nicht die Gesellschafts- 
netze, sondern zum Teil den Staat belasten und zu einem kleinen 
Teil auf Rechnung der genannten besonderen Bahnen kommen 
würden. Da der Staat Ende 1893 an den Anlagekosten der 
sechs großen Gesellschaftsnetze (inkl. Rh6ne-Mt. Cenis-Bahn) 
mit rund 3916 Millionen Frs., dazu mit 80 Millionen an dem 
bezeichneten algerischen Netze beteiligt war, so dürfte, wenn 
man berücksichtigt, daß ein kleiner Teil jener 3,9 Milliarden 
vom Staate direkt hergegeben, ein Teil der für Rechnung des 



>) Cf. oben S. 831. 
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Staates durch die Qesellschaften aufgenommenen Summen in- 
zwischen aber auch amortisiert ist, die obige Differenz von 
3,8 Milliarden, welche zwischen der gesamten Obligationen- 
schuld und dem von uns berechneten Anteil der Gesellschaften 
an derselben besteht, für die annähernde Richtigkeit unserer 
Rechnung sprechen. 

Als weiteres Resultat unserer Feststellungen ist zu be- 
achten, daß als Ausgangspunkt für die Berechnung der bis 
zum Ablauf der Konzessionen zu vollziehenden Amortisation 
bei der Nord- und der P.-L.-M.-Gesellschaft eine etwas ge- 
ringere Kapitalschuld, als oben fUr die Berechnung der Zinsen- 
last angegeben, zu berücksichtigen ist, nämlich für erstere 
1637422550 Prs., für letztere 4190603000 Frs. 

2. Auch die noch zu erwartende Zunahme der Kapi- 
talschuld gestaltet sich bei den einzelnen Gesellschaften ver- 
schieden. Um von derselben ein Bild zu gewinnen, werden 
wir zunächst die von den Gesellschafben für eigene Rechnung 
noch zu machenden Bau au fwendun gen festzustellen suchen 
und diese sodann unter Berücksichtigung der wahrscheinlichen 
Gestaltung der Emissionskurse in Obligationen-Nominalwert 
umzurechnen haben. 

Die Nord-Compagnie hatte Ende 1893 in Betrieb 
3599 km, teils im Bau begriffen, teils noch in Angriff zu nehmen 
150 km, sämtlich nach der Konvention von 1883, wofür dem- 
nach der Rest der in letzterer stipulierten Leistung der Gesell- 
schaft von 90 Millionen zu verwenden ist, d. h. 90 Millionen 
minus der schon verwendeten 53955643 Frs. = 36044357 Frs., 
was per Kilometer über 240000 Frs. ausmacht, also in der 
That zur Vollendung jener 150 km reichen dürfte. Außer 
den 36 Millionen ist dann noch das rollende und Ausrüstungs- 
material für jene 150 km von der Gesellschaft zu beschaffen, 
mit 25000 Frs. per Kilometer veranschlagt = 3750000 Frs., 
so daß also das von der Gesellschaft für Neubauten noch- 
aufzunehmende Kapital 39794357 Frs. beträgt. Es fragt 
sich, auf wie viel Jahre sich diese Last verteilen wird. Bei 
Aufstellung des Budgets von 1894 war vorgesehen, daß in 
1893 und 1894 zusammen 39 + 46 = 85 km eröffnet werden 
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sollten; nach der Budgetvorlage für 1895 rechnete man für 1894 
und 1895 auf die Eröflftiung von 28 + 48 = 76 km, durch- 
schnittlich also in je zwei Jahren auf 80 km, so daß die Nord- 
bahn-Gesellschaft mit ihren Neubauten in vier Jahren, vom 
Ende 1893 ab gerechnet, fertig sein dürfte. Somit werden 
von der Gesellschaft in dieser Zeit durchschnittlich jährlich 
^Y" Millionen Frs. oder rund 10 Millionen aufzubringen sein. 
Als zweiter Faktor für die Vermehrung des Anlagekapi- 
tals, d. h. der Eapitalschuld der Gesellschaft, sind die Defizits 
des compte de l'exploitation partielle in Betracht zu 
ziehen. In diesem hatte die Gesellschaft: 



1888 ein 


Defizit von 


. . 66000 Frs 


1889 , 


1» « 


. . 918 000 , 


1890 . 


W >1 


. . 764000 . 


1891 . 


V <• 


. . 735 000 , 


1892 „ 

1893 „ 


. 


. . 1062 000 . 
. . 1100 000 , 



zusammen in diesen Jahren 4640000 Frs. Defizit oder durch- 
schnittlich j&hrlich 774000 Frs. Da für die Nord-Compagnie 
keine Abänderung der Konvention von 1883 wegen dieses 
Punktes vorliegt, so werden also mit Schluß der Bauperiode, 
d. h. nach vier Jahren, alle der Rechnung des teilweisen Be- 
triebes angehörigen Linien in die allgemeine Betriebsrechnung 
übergehen, und werden wir für diese vier Jahre ä conto jener 
Defizits zu den aufzubringenden Kapitalien einen Zuschlag zu 
machen haben, den wir aber nur nach dem Durchschnitt der 
vier Jahre 1890 bis 1893 vorsichtigerweise etwas höher, mit 
jährlich 1 Million Frs., ansetzen müssen. 

Endlich sind die Komplementärarbeiten zu berück- 
sichtigen. Für diese hatte die Nord-Compagnie seit dem In- 
krafttreten der geltenden Konvention bis Ende 1891: 74,9 Mil- 
lionen Frs., also in den acht Jahren seit 1883 durchschnittlich 
jährlich 9,4 Millionen, im Jah^e 1892: 12,8 Millionen, 1893: 
8,8 Millionen Frs. ausgegeben. Wir werden daher nicht fehl- 
gehen, wenn wir als jährliches Durchschnittserfordernis für diese 
Ausgaben rund 10 Millionen Frs. ansetzen, und zwar sowohl 
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für die vier Jahre, während welcher die Bauperiode noch zu 
dauern hat, als auch noch für weitere fünf Jahre, da die 
Periode der ersten Verkehrsentwickelung neuer Linien bis zu 
dem Punkte, in welchem eine gewisse Stetigkeit derselben 
einzutreten pflegt, für gewöhnlich auf fünf Jahre angenommen 
wird. Die Konventionen von 1883 haben allerdings nicht, 
wie das in den früheren geschehen war, die für Komplemeni&-- 
arbeiten auszugebenden und dem Anlagekapital zuzuschreiben- 
den Summen durch Festsetzung eines Maximums begrenzt; 
es ist aber schon weiter oben bemerkt worden, da6 das End- 
ziel und die ganze Oekonomie des gegenwärtigen Eisenbahn- 
regimes mit dem Abschluß des Ausbaues der Eisenbahnnetze 
auch einen solchen des Anlagekontos verlangt, und daß dem- 
nach etwaige spätere Ergänzungsarbeiten, die infolge der all- 
mählichen Verkehrssteigerung der abgeschlossenen Netze noch 
nötig werden sollten, aus den Betriebseinnahmen derselben 
zu bestreiten sein werden. 

Als durchschnittliches jährliches Kapitalerfordernis der 
Nordbahn-Gesellschaft erhalten wir somit: 

1. für jedes der vier Jahre 1894/97 für Neubauten ... 10 Mill. Fra. 

, Komplementärarbeiten 10 „ „ 

„ das Defizit des compte de Texploitation partielle 1 . ^ 

zusammen: 21 Mill. Frs. 

2. fQr die fünf Jahre 1898/1902 nur noch fQr Komplementär- 
arbeiten jährlich 10 Mill. Frs. 

Die Ost-Compagnie hatte Ende 1893 : 4438 km eigener 
und mit den von ihr betriebenen kleineren Bahnen 4704 km 
in Betrieb; im Bau begriffen waren 220 km, noch in Angriff 
zu nehmen 202 km, zusammen noch zu vollenden 422 km, und 
zwar 24 km nach älteren Konventionen als der von 1883. 
Rechnen wir die letztgenannten 24 km zu dem Durchschnitts- 
kostensatze von 250 000 Frs. nebst 25 000 Frs. per Kilometer 
für die Ausrüstung, so ergibt das eine von der Gesellschaft 
zu tragende Baulast von 6600000 Frs. 

Die übrigen noch zu bauenden 398 km sind, soweit sie 
die Gesellschaft belasten, auf die noch zu leistenden Rück- 
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Zahlungen für die ältere Oarantieschuld und auf die 25 000 Frs. 
+ 25000 Frs. per Kilometer Beitrag der Gesellschaft für 
Oberbau und Ausrüstung anzuweisen. 

Die GarantieBchuld derselben hatte im ganzen betragen 150 636 551 Frs., 
davon waren bis Ende 1893 abgezahlt bezw. auf die 

Neubauten verrechnet 70 216 770 , 

blieben mithin noch zurückzuzahlen d. h. für die Neu- 
bauten disponibel 80 419 781 Frs., 

dazu für Oberbau und Ausrüstung 898 X 50 000 Frs. = 19 900 000 „ 

femer für die oben erwähnten 24 km 6 600 000 „ 

zusammen von der Gesellschaft fßr Neubauten noch 

aufzubringendes Kapital 106 919 781 Frs. 

oder rund 106 920 000 Frs. 

Das wären für die überhaupt noch zu vollendenden 422 km 
einschließlich der Ausrüstung durchschnittlich 253 360 Frs. per 
Kilometer, so daß die Gesellschaft der Yon ihr eingegangenen 
Verpflichtung, diese Linien mit Hilfe ihrer älteren Garantie- 
schuld und der von ihr zu leistenden Eilometerbeiträge ohne 
weitere Zuschüsse seitens des Staates zu vollenden, im großen 
und ganzen wird nachkommen können. 

Betreffs des Zeitraums, auf den sich diese Baulast ver- 
teilen dürfte, ziehen wir in derselben Weise wie bei der Nord- 
Compagnie die Erfahrung der letzten Jahre zu Rate. Nach 
dem Budget für 1894 sollten in den Jahren 1893 und 1894: 
14 + 79 = 93 km, nach dem für 1895 in 1894 und 1895: 
72 + 8 = 80 km fertig werden. Das wären in zweimal 
zwei Jahren 173 km oder durchschnittlich in einem Jahre 
43 km, so daß bei diesem Tempo die 422 km in zehn Jahren, 
d. h. Ende 1903 fertig sein würden. Danach ergibt sich für 
den Zeitraum 1894 bis 1903 eine Baulast von durchschnittlich 
jährlich 10692000 Frs. 

Für Komplementärarbeiten hatte die Ost-Compagnie in 
den zehn Jahren von 1884 bis 1893: 69,9 Millionen Frs., 
also im Jahresdurchschnitt 6,99 Millionen Frs. ausgegeben; 
wir werden demnach mit einer jährlichen Ausgabe für diesen 
Zweck von rund 7000000 Frs. für die zehnjährige Bauperiode 
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bis 1903 und wiederum für weitere fünf Jahre von 1904 bis 
einschließlich 1908 zu rechnen haben. 

Die Defizits des compte de Texploitation partielle be- 
trugen : 



1890 bei 68 km mittlerer Betriebslänge 


440358 Frs. 


1891 . 80 . 


568 153 , 


1892 , 80 . 


794 081 , 


1893 . 20 , 


167 711 , 


zus. bei 248 km mittlerer Betriebslänge 


1970298 Frs. 


oder durchschnittlich für 1 km . . . 


7948 . 



Da nach der Konvention von 1889/90 seit dem 1. Januar 
1890 mit jedem Jahresanfang die im letzten Jahre fertig 
gewordenen Bahnen in die allgemeine Rechnung übergehen, 
so wird mit dem Abschluß der Neubauten Ende 1903 auch 
der compte de l'exploitation partielle verschwinden; zu- 
gleich werden wir, da demselben Ende 1893 noch 20 km 
angehörten und durchschnittlich jährlich 43 km fertig zu 
stellen sein werden, eine jährliche Länge dieser Bahnlinien 
von 63 km anzunehmen und demnach als mutmaßliches 
jäJirliches Defizit der teil weisen Betriebsrechnung für 1894 
bis 1903 je 7948 Frs. x 63 = rund 501000 Frs. anzusetzen 
haben. 

Die jährlich von der Ost-Compagnie aufzubringenden 
Kapitalien würden demnach betragen für jedes der Jahre 
1894 bis 1903: 



für Neubauten 10 692 000 Frs. 

, Komplementärarbeiten 7 000 000 • 

, die Defizits des compte de Texploitation partielle 501 000 , 

zusammen jährlich 18 193 000 Frs. 

In den Jahren 1904 bis 1908 nur für Komplemen- 
tärarbeiten jährlich 7000 000 Ft8. 

Die Westbahn-Gesellschaft hatte Ende 1893 in Be- 
trieb 5332 km; 
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im Bau begriffen nach dem Vertrage von 1883 555 km, 
noch in Angriff zu nehmen: 

nach der Konvention von 1883 172 , 

9 9 9 9 1875 9 , 

zusammen: 736 km. 

Die 9 km aus dem Vertrage von 1875 fallen der Ge- 
sellschaft allein zur Last mit rund 2 250 000 Frs. 

Von der alten Garantieschuld mit 160 Millionen Frs. 
hatte die Gesellschaft bis Ende 1893 abgezahlt 
84 157 030 Frs., mithin blieben von ihr noch zurück- 
zuzahlen 75 842 970 , 

An speziellen Beiträgen für die nach der Konvention 
von 1883 noch zu vollendenden 727 km mit 50 000 Frs. 
per Kilometer einschließlich der Ausrüstung hat sie 
außerdem zu leisten 36 350 000 , 



gibt für die drei Posten zusammen 114 442 970 Frs.^). 

Vorgesehen waren zur EröflPnung für 1893 und 1894: 
139 -f 39 = 178 km, für 1894 und 1895: 94 + 72 = 
166 km, also durchschnittlich pro Jahr 86 km, so daß die 
736 km in neun Jahren, d. h. Ende 1902 fertig sein könnten. 
Die obigen 114,4 Millionen Frs. auf diese Zeit verteilt, er- 
gibt pro Jahr eine Ausgabe von 12 715 885 Frs. fttr Neu- 
bauten. Für Eomplementärarbeiten sind von 1883 bis 1893 
74500000 Frs. oder durchschnittlich jährlich 745Q000 Frs. 
ausgegeben worden ; nehmen wir rund 7 500 000 Frs. pro Jahr 
bis 1902 und des weiteren noch bis 1907 an. 

Der compte de l'exploitation partielle ist mit 1890 für 
die aus der Konvention von 1875 stammenden und seit dem 
1. Januar 1892 auch für die anderen fertigen Bahnen auf- 
gelöst worden. Nach der betreffenden Nachtragskonvention 
von 1891 sollen fortan alle fertig werdenden Bahnen mit dem 
1. Januar des folgenden Jahres in die allgemeine Rechnung 
übergehen, so daß mit Ende 1902 auch der compte de l'ex- 
ploitation partielle erlöschen muß. Die Defizits desselben be- 
trugen : 



*) Die Badgetkommission von 1893 hatte die Ausgaben fQr die 
Banten, ohne Ausrastung, auf 88,7 Millionen geschätzt. 
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1890 bei 669 km mittierer Länge 4238 784 Fra. 

1891 . 692 , , , 3149 427 , 

1892 , 298 . , . 1820118 . 

1893 . 155 , . . 1433 628 , 

zus. bei 1814 km Länge .... 10 141 907 Fn. 

oder durchschnittlich per Kilometer . 5590 . 

Bei künftig 86 km jährlicher Betriebslange würde das 
Defizit demnach 480750 Frs. betragen. Das von der Gesell- 
schaft jährlich aufzubringende Kapital wird sich also stellen 
pro 1894 bis 1902: 

für Neubauten auf 12 715 885 Frs. 

, Komplementärarbeiten auf . . 7 500000 « 

y, den compte de Vexpl. part. auf 480 750 , 



zusammen auf 20696 635 Frs., 
pro 1908 bis 1907 nur ftir die Komplementär- 
arbeiten auf jährlich 7 500 000 , 

Die Orl^ans-Compagnie hatte Ende 1893 in Betrieb 
0646 km; 

im Bau nach älteren Konventionen nur noch . 2 km, 

Iim Bau ... 520 , 
noch in Angriff 

zu nehmen 825 , 



zusammen noch zu vollenden 1347 km. 

Zur Eröffnung waren in Aussicht genommen für 1893 
und 1894: 254 + 86 = 340 km, ftir 1894 und 1895: 87 
-(- = 87 km, was im jährlichen Durchschnitt 107 km er- 
gibt, so daß danach die 1347 km in 13 Jahren, d. h. Ende 
1906 vollendet sein dürften. 

Auf ihre alte Garantieschuld von 209670 402 Frs. hat 
die Gesellschaft die letzte Rate bereits im Jahre 1888 abge- 
tragen. 

Die im Vertrage von 1883 ausbedungene spezielle Sub- 
vention von 40 Millionen ist im Jahre 1893 ebenfalls bereits 
bezahlt worden. Die Gesellschaft hat also in Zukunft fbr 
eigene Rechnung nur die 25000 Frs. per Kilometer fUr den 
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Oberbau und das auf ebenfalls 25 000 Frs. per Kilometer 
veranschlagte rollende Material zu stellen, was für die 1347 km 
67350000 Frs. und auf die 13 Baujahre verteilt, durchschnitt- 
lich jährlich 5180769 Frs. beträgt. 

Für Komplementärarbeiten hat sie in 1884 bis 1893 
43300000 Frs. oder im Jahresdurchschnitt 4,83 Millionen Frs. 
ausgegeben; wir werden sonach ftlr diese Ausgaben bis 1906 
und für weitere fünf Jahre bis 1911 jährlich 4400000 Frs. in 
Anschlag bringen. 

Die Auflösung des compte de l'exploitation partielle be- 
gann bei der Orleans- Gesellschaft mit dem 1. Januar 1892, 
jedoch gehen die fertig gewordenen Bahnen hier immer erst 
fünf Jahre nach ihrer Vollendung in die allgemeine Rechnung 
über, so daß, den Abschluß der Bauten auf 1906 angenommen, 
die Rechnung des teilweisen Betriebes erst mit 1911 ver- 
schwinden wird. Die Defizits dieser Rechnung stellten sich: 



1890 für 1015 km Betriebslänge auf . 


. 6 633 334 Frs. 


1891 , 1167 , 


. 10929 909 , 


1892 , 1029 . , , . 


8 747 280 . 


1893 . 902 . , . . 


. 7 796 038 , 


zus. für 4113 km Betriebslänge auf . 


. 34 106 561 Frs. 


oder durchschnittlich fdr 1 km auf 


8 292 , 



Am 1. Januar 1894 hätten die im Jahre 1888 vollendeten 
Bahnen in die allgemeine Rechnung übergehen müssen; da 
aber die Tabelle 2 der Documents principaux keine Bahnen 
der Orl^ans-Compagnie ausweist, die in diesem Jahre fertig 
geworden wären, so sind die 902 km der teilweisen Betriebs- 
rechnung von 1893 in die für 1894 zu übernehmen und stellen 
zugleich, da künftig jährlich durchschnittlich 107 km fertig, 
aber ebensoviel auch in Angriff genommen werden müssen, 
die ungefähre Betriebslänge der Rechnung des teilweisen Be- 
triebes während der folgenden Zeit dar. Danach hätten wir 
bis 1911 mit einem jährlichen Defizit des compte de l'ex- 
ploitation partielle von 902 x 8292 Frs. = 7479384 Frs. 
zu rechnen. Diese Zahl mag etwas zu hoch sein, da in den 
Jahren nach 1889 bedeutendere Bahnstrecken fertig gestellt 
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sind und somit schon in den nächsten Jahren in die allge- 
meine Rechnung übergehen dürften, die späteren Jahre bis 
1911 dadurch entlastend; wie wir aber bei unserer ganzen 
Wahrscheinlichkeitsrechnung nur mit jährlichen Durchschnitts- 
zahlen operieren können, so machen wir hier wie an anderen 
Stellen unsere Ansätze lieber zu Ungunsten dieser Rechnung, 
um dem Resultate derselben nach Möglichkeit den Vorwurf 
des Optimismus zu ersparen. 

Das künftige jährliche Eapitalerfordemis der Orläans- 
Gesellschaft wird sich also in den Jahren 1894 bis 1906 
stellen : 

für Neubauten auf 5180769 Frs. 

y EomplementararbeiteD auf 4 400000 « 

„ das Defizit des compte de Texploitation partielle auf 7 479 384 , 

zusammen auf 17 060 153 Frs. 
in den Jahren 1907 bis 1911: 

für Komplementftrarbeiten auf 4400000 Ftb. 

„ den compte de Texploitation partielle auf . . . 7 479 384 , 



zusammen auf 11879 384 Frs. 

Die P.-L.-M.-Gesellschaft hatte einschließlich der 
144 km der Rhöne-Mt. Cenis-Bahn Ende 1893: 8595 km im 
Betrieb. Einschließlich der erst eventuell konzessionierten 
Linien : 

in Angriff 
im Bau zunehmen ^us. 

nach älteren Konventionen 56 km 108 km 164 km 

nach dem Vertrage von 1883 . 605 , 362 , 967 « 



zusammen: 1131 km. 

Die Gesellschaft hat keine ältere Oarantieschuld zurück- 
zuzahlen und ebensowenig spezielle Beiträge zu leisten; ihr 
liegt nach der Konvention von 1883 nur der Beitrag für den 
Oberbau und die Erstellung der Ausrüstung zusammen mit 
50000 Frs. per Kilometer ob. Nehmen wir wie bisher — 
jedenfalls zum Teil auch zu Ungunsten unserer Rechnung — 
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an, daß Oberbau und Ausrüstung auch für alle nach diesem 
Vertrage im Bau begriffenen Strecken noch zu beschaffen 
sind, so ergibt sich für die 967 aus den Konzessionen von 
1883 stammenden Kilometer eine künftige Ausgabe der Oesell- 
flchaft von 48350000 Frs. O- Für die 164 aus älteren Kon- 
ventionen herrührenden Kilometer können wir mit Rücksicht 
auf die Terrainbeschaffenheit im Rayon der P.-L.-M.-Gesell- 
schafk mindestens 250000 Frs. pro Kilometer in Anschlag 
bringen und erhalten für dieselben, indem wir die Ausrüstung 
mit Rücksicht auf die Summen, welche für die im Bau be- 
griffenen 56 km schon verausgabt sind, vernachlässigen, eine 
Ausgabe zu Lasten der Gesellschaft von 41750000 Frs., zu- 
sammen für die ganzen 1131 km also eine solche von rund 
DOOOOOOO Frs. 

Nach dem Budget für 1894 rechnete man für 1893 und 
1894 auf die Fertigstellung von 106 + 93 == 199 km, nach 
dem für 1895 ftXr die Jahre 1894 und 1895 auf 93 + 30 = 
123 km, durchschnittlich pro Jahr also auf die Eröffnung von 
80 km. Danach würde die Bauperiode bis zur Fertigstellung 
der 1131 km noch 14 Jahre, d. h. bis Ende 1907 dauern; 
da aber die für 1895 zur Eröfhung in Aussicht genommene 
Kilometerzahl außerordentlich gering ist, können wir auf ein 
künftig beschleunigteres Tempo rechnen, in der Weise, daß 
durchschnittlich jährlich etwa 100 km oder etwas darüber 
fertig werden dürften. Wir werden danach die Bauperiode, 
auf welche die obige Ausgabe von 90 Millionen Frs. zu ver- 
teilen ist, auf 10 Jahre bis Ende 1903 annehmen und dem- 
nach eine jährliche Aufwendung der Gesellschaft für Neubauten 
von 9000000 Frs. in Rechnung bringen. 

Die Komplementärarbeiten hatten 1884 bis 1893: 82,7 Mil- 
lionen Frs., im Jahresdurchschnitt 8,3 Millionen erfordert; man 



Die Budgetkommission von 1893 berechnete die gesamte nach 
1898 noch zu machende Bauausgabe ausschließlich der Ausrüstung auf 
198 157 000 Frs., so daß nach Abzug der Beiträge für den Oberbau mit 
22 175 000 Frs.. im ganzen 174 Millionen für Rechnung des Staates auf- 
zubringen wären. 

Kanfman n, Eisenbahnen Frankreichs. II. 32 
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wird dieselben also nicht zu niedrig veranschlagen, wenn man 
für die Bauperiode bis 1903 und noch f&r weitere fünf Jahre 
bis 1908 jährlich 9 Millionen Frs. in Rechnung stellt. 

Der compte de l'exploitation partielle kann auch bei 
dieser Gesellschaft erst fünf Jahre nach der Eröffiiung der 
letzten Linien, d. i. nach unserer Annahme der Bauzeit bid 
Ende 1903, mit dem Jahre 1908 geschlossen werden. Die 
Defizits desselben stellten sich: 

bei einer 
im Jahre Betriebslänge auf ^ 

von 

1890 1606 km 11 216 726 Frs. 6984 Prs. 

1891 1321 , 9 382046 , 7151 . 

1892 1199 , 6156 987 , 5135 , 

1893 939 . 2 587 779 , 2759 , 

Diese auffallende Abnahme der relativen Höhe der Defizits 
verbietet es, wie wir es bisher gethan, einen kilometrischen 
Satz des Defizits aus dem Durchschnitt der Jahre 1890 bis 
1893 anzunehmen; um denselben aber nicht zu niedrig zu 
bemessen, werden wir den Durchschnitt der Jahre 1892 und 
1893 mit 3947 Frs. per Kilometer in Ansatz bringen können. 
Auch die Berechnung der durchschnittlich jährlich anzunehmen- 
den Eilometerlänge der Rechnung des teilweisen Betriebes 
muß hier genauer erfolgen. Nach der in Frage kommenden 
Nachtragskonvention sollten nämlich am 1. Januar 1894 alle 
von 1885 bis 1888 einschließlich eröffneten Bahnen in die 
allgemeine Betriebsrechnung der Gesellschaft übergehen; das 
waren nach der Tabelle 2 der Documents principaux 533 km. 
Ende 1893 gehörten dem compte de l'exploitation partielle 
984 km an, von denen demnach für 1894 noch 451 km in 
demselben verblieben. Da wir bei einer zehnjährigen Bauzeit 
auf die jährliche Fertigstellung von 113 km rechneu müssen, 
so erhalten wir als gesamte Betriebslänge des compte de l'ex- 
ploitation partielle für 1894: 451 + 113 = 564 km. Mit 
dem 1. Januar 1895 gehen die fünf Jahre vorher, also im Jahre 
1889 fertig gewordenen Bahnen in die allgemeine Rechnung 
über, das sind 53 km, am 1. Januar 1896 ebenso 108 km. 
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1897: 114 km, 1898: km, 1899 die 1893 eröffneten Linien 
mit 104 km. Rechnet man mit diesen Zahlen die fOr 1894 
festgestellte Eilometerzahl weiter, indem man außerdem die 
jährlich fertig werdenden 113 km zuzählt, so erhält man: 



für 1894: 564 km 
, 1895: 624 , 
„ 1896: 629 . 



ftir 1897: 628 km 
, 1898: 741 , 
n 1899: 750 , 



Diese 750 km bleiben dann durch den jährlichen Ab- 
und Zugang von 113 km bis 1903 konstant, von 1904 ab 
verringern sie sich aber jährlich um 113 km bis zum Jahre 
1908, mit dessen Ende auch die Rechnung des teilweisen Be- 
triebes abzuschließen ist. 

Somit erhalten wir für die weiteren Jahre nach 1899 
folgende Längen: 



für 1900: 750 km 
. 1901: 750 , 
, 1902: 750 , 
, 1903: 750 . 
, 1904: 637 , 



für 1905: 524 km 
„ 1906: 421 , 
, 1907: 298 . 
, 1908: 175 , 



Das ergibt ftir die ganze Periode von 1894 bis 1908 eine 
durchschnittliche Länge pro Jahr von 592 km und nach dem 
oben angenommenen Kilometersatz von 3947 Frs. ein durch- 
schnittliches Jahresdefizit von rund 2337000 Frs. 

Die P.-L.-M.-Qesellschaft wird also im ganzen jährlich 
aufzubringen haben von 1894 bis 1903: 

far Neubauten 9 000 000 Frs. 

, Eomplementärarbeiten 9 000000 , 

, für das Defizit des compte de Texploitation part. 2 337 000 « 

zusammen jährlich 20 337 000 Frs. 
von 1904 bis 1908: 

für Eomplementärarbeiten 9 000 000 Frs. 

, das Defizit des compte de Tezploitation part. . . 2 337 000 , 

zusammen jährlich 11 337 000 Frs. 
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Die Sadbabn-Oesellschaft hatte Ende 1893 im Be- 
trieb 3142 km; 



sie hatte nacb einer Konsesaon von 1874 noch in Angriff 

SU nehmen 54 km 

[im Bau begriffen 563 • 

[noch zu bauen 527 , 

zusammen noch zu vollenden 1144 km. 



nach dem Vertrage von 1883 { 



Ihre alte Garaiitieschuld von 34,4 Millionen Frs. hat die 
Gesellschaft gleich im Jahre 1884 abgetragen; spezielle Sub- 
ventionen sind ihr nicht auferlegt. Sie hätte also nach dem 
Vertrage von 1883, Artikel 7, fOr Oberbau und Ausrüstung 
der 1144 km ä 50000 Frs. noch 57 200000 Frs. aufzubringen. 
Obgleich gerade hier eine häufige Anwendung der Schmalspur 
die Kosten erheblich herabsetzen sollten, wodurch sich die 
Beiträge der Gesellschaft f(ir den Oberbau allein auf die 
Hälfte verringern, wollen wir mit Rücksicht auf die 54 km 
der älteren Eonzession dennoch an jener Summe von 57,s Mil- 
lionen festhalten. 

Für 1893 und 1894 war die EröflTnung von 89 + 6 = 
95 km, sodann für 1894 und 1895 die von + 8 km in 
Aussicht genommen, durchschnitth'ch in einem Jahr also 26 km, 
was eine Vollendung der 1144 km erst in 44 Jahren in Aus- 
sicht stellen würde! Da aber als spätester Termin für die 
Vollendung sämtlicher Arbeiten nach Aeu&erungen der mag- 
gebenden Personen in der Kammer das Jahr 1906 in Aus- 
sicht genommen ist, so werden wir bei dieser Gesellschaft mit 
einer 13 jährigen Bauzeit zu rechnen haben, wobei im Jahres- 
durchschnitt 88 km fertig werden müssen. Als jährliche Auf- 
wendung für die Neubauten zu Lasten der Gesellschaft ergibt 
sich dann die Summe von 4400000 Frs. 

Für Komplementärarbeiten hat dieselbe von 1884 bis 1893: 
25,1 Millionen Frs., im Jahresdurchschnitt 2510000 Frs. aus- 
gegeben. Wir werden danach hierfür bis 1906 und weiter 
bis 1911: 2,6 Millionen Frs. in Ansatz zu bringen haben. 

Die Defizits des compte de l'exploitation partielle be- 
trugen: 
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1890 bei 823 km Betriebslänge 2 748442 Frs. 

1891 . 40 , , 180065 , 

1892 „ 8 „ , 58979 , 

1893 „ 23 , , ..... 216033 „ 



im Darchschnitt der vier Jahre pro Kilometer 8 118 Frs. 

Da nach der mit dieser Gesellschaft geschlossenen Nach-, 
tragskonvention nicht nur die in jedem Jahre fertig werdenden 
ganzen Bahnen, sondern auch Sektionen solcher am nächsten 
1. Januar in die allgemeine Betriebsrechnung übergehen und 
im Jahre 1894 in der That keine Linien dem compte de l'ex- 
ploitation partielle angehörten, so werden wir im Durchschnitt 
nur mit 88 km jährlicher Betriebslänge für denselben und 
sonach mit einem jährlichen Durchschnittsdefizit desselben 
von rund 700000 Frs. und zwar nur bis 1906 zu rechnen 
haben. 

Die Lasten der Südbahn-Gesellschaft stellen sich demnach 
jährlich von 1894 bis 1906: 

für Neubauten auf 4400000 Frs, 

, Komplementilrarbeiten auf 2 600000 > 

, das Defizit des compte de Vezploitation part. auf 700 000 „ 

zusammen auf 7 700 000 Frs. 

von 1907 bis 1911 nur für Komplementärarbeiten allein auf 
2600000 Frs. 

Die Hauptresultate der vorstehenden Ausführungen über 
die wahrscheinlichen künftigen Aufwendungen der Gesell- 
schaften, welche dieselben für eigene Rechnung zu machen 
haben werden, stellen wir in der Tabelle auf S. 502 zusammen. 

Es fragt sich, zu welchem Preise die Gesellschaften diese 
Beträge werden aufbringen können, und wie sich daher die 
Vermehrung ihrer Obligationenkapitalschuld gestalten wird. 
An einer früheren Stelle dieses Kapitels ^) sind die Emissions- 
kurse der 3 ^/o igen Obligationen seit 1856 mitgeteilt und dort 
auch die Gründe ihrer stetig steigenden Kursentwickelung aus- 



Cf. S. 351 und S. 354 ff. 
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Durchschnittlich jährliche Ausgabe 


Gesellschaften 


während der Bauperiode 


während weiterer 5 Jahre 


des 


Bauseit 


Betrag 
Frs. 


Jahre 


Betrag 
Frs. 


Nordneizes . . . 


1894—1897 


21000000 


1898—1902 


10000000 


Osiaietzes . . . 


1894—1908 


18198000 


1904-1908 


7000000 


Wesiaaetzes . . . 


1894-1902 


20 696 685 


1903—1907 


7500000 


Orl^ans-Netzes . 


1894—1906 


17 060 153 


1907-1911 


11879884 


P.-L.-M..Netze8 . 


1894-1903 


20 337 000 


1904—1908 


11837 000 


Südnetzes . . . 


1894-1906 


7 700000 


1907-1911 


2600 000 



einandergesetzt worden. Im Durchschnitt des letzten Jahr- 
zehnts ergibt sich nach der angezogenen Aufstellung ein 
jährliches Anwachsen des Emissionskurses f&r die Obli- 
gationen : 



der Nordbahn von 10,«o Frs. per 


Obligation zu 500 Frs. 


, Ostbahn , lO.ts , 


■ a » • 


, Westbahn , 10,«6 , 


• » » R 


, OrUansbahn , 10,os , ^ 


« 9 1> 1» 


. P..L.-M.-Bahn , 10,io , , 


T » » » 


, Südbahn , 10,45 , , 


> » II » 


Die Emissionskurse des Jahres 


1893 betrugen: 


per Obligation der Nordbahn . 


. . . 461,« Frs. 


, Ostbahn 


. . . 451,s. . 


, Westbahn 


. . . 467,iT . 


f, p , Orleansbahn 


. . 457... . 


, P.-L.-M.-Bahn 


. . 456,0. . 


, Südbahn . 


. . . 460,14 „ 



Würde sich die Steigerung dieser Emissionskurse nach 
dem Durchschnitt des letzten Jahrzehnts fortsetzen, so müßte 
sich bei der Nordbahn-Oesellschaft für die vier Jahre ihrer 
Bauperiode ein durchschnittlicher Ausgabekurs von 481 pro 
500 Frs. oder 98,2 ^/o ergeben; im Jahre 1897 würde derselbe für 
diese 3 ^/oigen Obligationen auf 493 Frs. = 98,6 ^/o gestiegen sein 
und müßte in den folgenden fünf Jahren über pari hinaus- 
gehen. Indessen dürfte es nicht zulässig sein, aus solchen 
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mutma&licli die Parigrenze übersteigenden Kursen für eine Reihe 
von Jahren einen Durchschnitt im voraus berechnen zu wollen: 
einmal, weil die Eursentwickelung von sicheren Effekten, die 
zu festem Zinsfuß unter pari ausgegeben sind, zunächst in 
einer ziemlich gleichmäßigen Progression bis zu jener Grenze 
vorzugehen, sobald dieselbe aber überschritten wird, ein retar- 
dierendes Tempo einzuschlagen und Schwankungen zu zeigen 
pflegt, die Ton kaum vorauszusehenden, vor der Erreichung 
der Parigrenze noch nicht vorhandenen OesichtspunktlBn be- 
einflußt werden, so daß gerade in den ersten Jahren nach erst- 
maliger Ueberschreitung jener Orenze der Börsenkurs empfind- 
licher als je zu sein pflegt und bald etwas mehr, bald etwas 
weniger über pari, gelegentlich, durch den leisesten Umstand 
beeinflußt, aber selbst auch wieder etwas unter pari stehen 
kann; sodann, weil insbesondere auch bei den Emissions- 
kursen derartiger Papiere, die sonst in einem erfahrungsmäßig 
feststellbaren Abstände den Börsenkursen folgen, dieses Ver- 
hältnis, namentlich wenn die letzteren die Parigrenze soeben erst 
überschritten haben, sich etwas zu verschieben pflegt. Da auf 
derart schwankende Elemente sich keine Wahrscheinlichkeits- 
rechnung mit dem Anspruch verhältnismäßiger Sicherheit be- 
gründen läßt, so müssen wir auf dem Boden der Thatsächlich- 
keit stehen bleiben und ftlr die letzten fünf Jahre, in denen 
die Nordbahn-Oesellschaft ihr Anlagekapital noch wegen der 
Komplementärarbeiten zu vermehren haben wird, den mutmaß- 
lichen Emissionskurs von 1897 mit 493 Frs. = 98,6 ®/o bei- 
behalten ^). 



') Daß der ala wahrscheinlich für 1897 berechnete Emissionskurs 
von 493 möglichst vorsichtig angesetzt worden ist, beweist die Steige- 
rung der durchschnittlichen Börsenkurse der S^oigen Obligationen der 
Nord-Gompagoie in den letaten Jahren von: 408,76 im Jahre 1888 auf 
420,47 in 1889 — 441,86 in 1890 — 448,ii in 1891 — 464,»8 in 1892 
— 468,1» in 1893 - 474,44 in 1894 — 481,i8 in 1895 und 490,oo An- 
fang Juli 1896. Nach dieser Eursentwickelung ist f&r 1897 ein durch- 
schnittlicher Börsenkurs derselben Obligationen von nahezu pari, jeden- 
falls beträchtlich über 493 mit Sicherheit anzunehmen. Die Steigerung der 
Obligationenkurse der anderen GeseUschaften ist in denselben Jahren eine 
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Bei allen übrigen Gesellschaften, deren Bauperioden samt* 
lieh länger als die der Nordbahn dauern, würden, wenn deren 
Emissionskurse von 1893 in dem bisherigen Maße wachsen, 
sich ebenfalls durchschnittlich solche ergeben, welche die Pari- 
grenze übersteigen, was mit Rücksicht auf die wahrscheinliche 
2^2^/0 ige Form der künftig noch zu emittierenden wie der der 
Eonversionsmöglichkeit unterliegenden 15,6 Millionen Stück 
Obligationen zweier Oesellschaften für die 3^/oige Form mit um 
so größerer Sicherheit angenommen werden kann. Wir wollen 
aber, aus denselben Ghünden wie bei Nord, so auch bei diesen 
Oesellschaften mit einem durchschnittlichen Emissionskurs von 
nur 98 ^/o rechnen, obgleich mit großer Wahrscheinlichkeit 
vorauszusehen ist, dafi auch diese vorsichtige, auf die erkenn- 
baren Thatsachen gegründete Berechnungsweise für die zu- 
künftige Vermehrung der geseUschaftlichen Eapitalschuld die 
Resultate unserer Rechnung gegenüber der künftigen Wirk- 
lichkeit ungünstig beeinflussen wird. 

Werden die vorbezeichneten mutmaßlichen Durchschnitts- 
kurse der künftigen Emissionen von 98,« bezw, 98,6 und 98 ^/o 
auf die oben S. 502 angegebenen jährlichen Ausgabenbetrage 
angewendet, so erhält man eine durchschnittliche jähr- 
liche Zunahme der 3^/oigen Obligationen-Eapital- 
schuld: 



der Nordbahn-Gesellschaft von 
, Ostbahn- 
, Westbahn- 
, Orleans- 
. P.-L..M.. 
. Südbahn- 



während der 
Bauperiode 

21 385 000 Frs. 

18 667 000 . 

21119 000 , 

17 409 000 . 

20 752 000 , 
7 860 000 , 



während weiterer 

fünf Jahre 

10184000 Frs. 

7 143000 . 

7 653000 , 

12122 000 . 

11599000 . 

2 654000 , 



Es ist weiter oben, S. 371, von zwei Versuchen die Rede 
gewesen, welche die Orl^ans-Gesellschaft im Jahre 1895 und die 
Nordbahn-Compagnie im Jahre 1896 mit der Emission von 
2 Vs ^/oigen Obligationen gemacht haben, von denen die ersteren 



der vorstehenden analoge gewesen; cf. Tabelle S. 861 und das «Annuaire 
des agents de change' von 1896. 
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zum Kurse von 420 Frs. , die letzteren noch günstiger begeben 
werden konnten, und es könnte die Frage entstehen, ob nicht für 
die Berechnung der künftigen Zunahme der Obligationenschuld 
der Gesellschaften dieser Umstand in Betracht gezogen werden 
sollte. Was die Zunahme des nominellen Schuldkapitals an 
sich betrifft, so würde bei Emission von 2^8 ^/oigen Obligationen, 
deren Ausgabekurs sich naturgemäß niedriger als der 3^/oiger 
stellen muß, eine größere Vermehrung der Zahl der Obligationen 
und entsprechend eine bei der begrenzten Konzessionsdauer 
stärkere Amortisation nötig sein. Die letztere würde den 
Gewinn an Zinsen allerdings nur zum Teil aufheben; und 
andererseits ist mit verhältnismäßiger Sicherheit vorauszusehen, 
daß, nach jenen durchaus gelungenen Versuchen, dem Kapital- 
markt 2^8^/0 ige Obligationen anzubieten, die künftigen An- 
leihen der sechs großen Gesellschaften überhaupt nur noch 
diese Form annehmen werden, und daß auf Grund dieser 
Erfahrungen die Orleans- und die P.-L.-M.-Compagnie jeden- 
falls in naher Zukunft die Konversion ihrer 15,6 Millionen 
Stück bisher emittierter Obligationen, für welche sie sich vor- 
sichtigerweise das Recht der vorzeitigen Rückzahlung ausdrück- 
lich vorbehalten haben ^), mit Vorteil werden durchführen 
können. Indessen läßt sich auf solche erstmaligen Versuche, 
welche keinen genügenden positiven Anhalt für die weitere 
Entwickelung dieser 2^2^/0 igen Form bieten, abermals keine 
Wahrscheinlichkeitsrechnung gründen , deren Elemente auf 
bewährter Erfahrung zu beruhen haben. Aus diesem Grunde 
müssen wir in unserer Rechnung, wepn auch wiederum zu 
Ungunsten derselben, für die Beschaffung der noch aufzu- 
bringenden Anlagekosten an der Emission 3^/oiger Obligationen 
festhalten, deren Ausgabekurs allerdings, mit Rücksicht auf die 
Konkurrenz der sicherlich zu erwartenden 2VÄ^/oigen Titres 
sich notwendigerweise sehr bald über pari stellen wird^), so 
daß unsere Annahme von 98 bis 98,6 ^/o als mittleren Emissious- 



') Cf. oben im II. Abschnitt dieses Kapitels S. 373 und 376, Anm. 1. 
^ Die Süd-Compagnie plante Anfang August 1896 eine Emission 
2V>%iger Obligationen zu 450 Frs.! 
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kurses jener während der ganzen Bauperiode eine mehr als vor- 
sichtige sein dürfte. 

3. Es wird nunmehr festzustellen sein, in welchem 
Tempo sich die Amortisation der Obligationenschuld toII- 
ziehen muß, um dieselbe bis zum Ablauf der Eonzessionen 
durchzuführen. Wir folgen dabei wieder den bei der Be- 
sprechung der Amortisation der Aktien entwickelten Gesichts- 
punkten ^). 

DieNordbahn- Gesellschaft hat anObligationen über- 
haupt getilgt 1890 für 10012500 Frs., 1891 für 10 368 000 Prs., 

1892 für 11045 500 Frs. und 1893 für 11433000 Frs.»). Die 
Zunahme der Amortisationsquote ist also eine ganz unregel- 
mäßige gewesen: 1891 um 356000 Frs., 1892 um 677000 Frs., 

1893 um 387 000, durchschnittlich um 473 500 Frs., eine Zunahme, 
die zu gering ist, um die Tilgung in der vorgeschriebenen Zeit 
zu vollenden. Gehen wir von der gesamten Amortisationssumme 
des Jahres 1893 mit 11433000 Frs. als Grundquote aus, so 
muß diese jährlich fortgesetzt um 596335 Frs. steigen, um 
das bis 1950 zu amortisierende Kapital von 1637,7 Millionen Frs. 
zu tilgen. Da aber die Gesellschaft bis zum Jahre 1902 noch 
neue Emissionen nötig haben wird, so werden wir bis zu diesem 
Zeitpunkt mit einer jährlichen Steigerung der Amortisationsquote 
von rund 596000 Frs. rechnen, wobei die Obligationenschuld, 
welche Anfang 1894 im ganzen 1684,» MiUionen Frs. betrug, 
infolge der gleichzeitigen Zunahme derselben bis Ende 1902 auf 
1690954000 Frs. anwachsen, während die Tilgungsrate dieses 
Jahres 16 797000 Frs. betragen wird. Es muß nun die jähr- 
liche Zunahme dieser letzteren für die noch übrigen 48 Jahre 
der Eonzessionsdauer von neuem berechnet werden, wobei als 
zu tilgendes Kapital wiederum nicht die ganzen 1690,9 Mil- 
lionen Frs., sondern nur 1644,i Millionen ^) in Betracht zu ziehen 
sind. Diese jährliche Zunahme der Amortisationsquote müßte 
712493 Frs. betragen; rechnet man mit rund 712000 Frs., 



Cf. oben S. 478 f. 

») Cf. oben S. 346 und 347. 

») Cf. oben S. 481. 
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80 wird die Tügungsquote des letzten Jahres dadurch nur mit 
579000 Frs. mehr belastet. 

Von der Ostbahn-Gesellsehaft wurden im Jahre 1893 
getilgt: 

von den besonderen Obligationenaerien für 2 573 725 Frs. 

Dazu von den allgemeinen .3%igen Obliga- 
tionen für eigene Rechnung der Gesell- 
schaft, wie oben 8.482 berechnet, für 6 712 017 , 



zusammen : 9 265 742 Frs. 

Die von der Gesellschaft zu tilgende Obligationen-Kapital- 
schuld haben wir auf 1550231000 Frs. berechnet. Geht man 
von einer runden Tilgungsgrundquote von 9 265 000 Frs. aus, so 
mufi dieselbe jährlich um 520923 Frs. steigen, um die Tilgung 
bis 1954, d. h. in 61 Jahren, zu vollenden ^). Wir werden bis 
1908, d. h. bis zum voraussichtlichen Abschluß der Emissionen, 
mit einer jährlichen Zunahme der Tilgung von rund 520000 Frs. 
rechnen*); dadurch würde die Schuld bis Ende 1908 um 
201375000 Frs. sinken, gleichzeitig aber wird sie um 
222385000 Frs. gewachsen sein und somit Anfang 1909: 
1571241000 Frs. betragen. Zugleich wird die Amortisations- 
quote des Jahres 1908 auf 17 065 000 Frs. gestiegen sein. Diese 
letztere müßte nun jährlich um 727336,7 Frs. steigen, um die 
Tilgung bis 1 954 durchzuführen ; wir werden mit rund 727 000 Frs. 
Zunahme rechnen, das letzte Jahr dadurch um ca. 349 000 Frs. 
über die gewöhnliche Steigerungsquote hinaus belastend. 

Die Tilgungssummen der West- Comp agnie betrugen: 

für den oben berechneten Anteil der Gesellschaft an 

ihren Steigen Obligationen 11476 000 Frs. 

für die anderen Obligationen 599 750 Frs. oder rund . 600 000 , 

zasammen: 12 076 000 Frs. 



^) Die bisherige Zunahme der Tilgung hat bei Ost, ebenso wie 
bei den übrigen Gesellschaften, von Jahr zu Jahr in derselben Weise 
geschwankt, wie wir es soeben bei Nord festgestellt haben. 

*) Im Durchschnitt der Jahre 1891/93 betrug diese Zunahme für 
die Tilgung der gesamten Obligationenschuld, einschließlich der durch 
die Staatsannuitäten bewirkten, 536250 Frs. 
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Diese Summe mü£te, um die Eapitalschuld der Gesell'« 
Schaft von 1881001000 Prs. in 63 Jahren bis 1956 zu 
tilgen, jährlich um 555661 Frs. steigen. Rechnet man bis 
1907 mit 555000 Frs., so ergibt sich bis Ende dieses Jahres 
eine Amortisation von 227 389 000 Frs. und infolge der gleich- 
zeitig erfolgten Emissionen neuer Obligationen im Betrage von 
228336000 Prs. eine Kapitalschuld von 1881998000 Frs., 
während die Tilgungsrate im Jahre 1907: 19 776000 Frs. be- 
tragen wird. Diese letztere müßte nunmehr jährlich um 
745 284,9 Frs. steigen; rechnet man mit rund 745000 Frs., so 
wird dadurch die Amortisation des letzten Jahres nur um 
ca. 335000 Frs. mehr belastet. 

Die Orl^ans-Oesellschaft hat 1893 fOr eigene 
Rechnung: 

an d^oigen Obligationen für 10811517 Frs., 
, anderen , . 888 591 . 



zusammen für 11 695 108 Frs. 

getilgt. 

Rundet man diese Summe auf 11695000 Frs. ab, so 
muß dieselbe von 1894 bis 1956 bei einer Höhe der Kapital- 
schuld von 1831160000 Frs. um jährlich 542844 Frs. steigen. 
Wir werden also bis 1911 mit einer jahrlichen Zunahme der 
Tilgungsquote von 542 000 Frs. rechnen können und dadurch 
für dieses Jahr eine Tilgungsrate von 21451000 Frs. erhalten. 
Die Kapitalschuld wird bei einer gleichzeitigen Zunahme der- 
selben von 286927 000 Frs. gleichwohl nur um 16265000 Frs. 
abgenommen haben und Anfang 1912 noch 1814895000 Frs. 
betragen. Die Tilgungsquote des Jahres 1911 müßte daher 
fortan jährlich um 820869,5 Frs. steigen; wir werden aber 
nur mit einer Zunahme derselben von 820000 Frs. rechnen, 
das letzte Jahr dadurch um 860000 Frs. mehr belastend. 

Der Anteil der P.-L.-M.-Gesellschaft an der Obliga- 
tionentilgung des Jahres 1893 ist oben ^) auf rund 24 252 000 Frs. 
berechnet worden; die von ihr bis 1958 zu tilgende Obliga- 



') Cf. oben S. 486. 
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tionenschuld auf 4190,6 Millionen Frs. *). Das erfordert eine 
jährliche Zunahme jener Tilgungsquote des Jahres 1893 von 
1265 373 Frs. oder rund 1265 000 Frs. Bis Ende 1908, dem 
Abschluß der ganzen Bauperiode, wird dadurch die Schuld der 
Gesellschaft auf 4181074000 Frs. gesunken, die Tilgungs- 
quote gleichzeitig auf 43227000 Frs. gestiegen sein. Von der 
Schuldsumme sind indessen wiederum 240 180000 Millionen Frs. 
für die Amortisationsberechnung auszuschließen, da dieselben 
den späteren Jahren 1959 bis 1975 zur Tilgung vorbehalten 
bleiben. Somit wird die Tilgungsrate von 1909 ab jährlich 
um 1395720 Frs. steigen müssen; runden wir diese Steige- 
rungsquote wiederum auf 1 395 000 Frs. ab , so muß die 
Tilgungsrate im letzten Jahre um 919000 Frs. mehr zu- 
nehmen. 

Die Südbahn-Gesellschaft war im Jahre 1893 an 
der Amortisation der 3®/oigen Obligationen mit 5546000 Frs. 
beteiligt^) und verausgabte für ältere Obligationen noch 
46250 Frs., zusammen rund 5592000 Frs. Diese Summe 
müßte, um die Obligationen-Kapitalschuld der Gesellschaft 
von 1277 075000 Frs. in 64 Jahren, bis 1957, zu tilgen, 
jährlich um 441916,5 Frs. wachsen; wir werden demnach bis 
1911 eine jährliche Zunahme derselben von 442000 Frs. in 
Rechnung stellen. Dadurch würde sich in diesen 18 Jahren 
die Schuld um 176238000 Frs, verringern; gleichzeitig wird 
sie aber um 115450000 Frs. gestiegen sein und Anfang 1912: 
1216 287000 Frs. betragen. Nunmehr müßte die Tilgungs- 
rate des Jahres 1911 von 13548000 Frs. um jährlich 548 639,« Frs. 
steigen; wir werden indessen von 1912 ab mit einer Zu- 
nahmequote von nur 548000 Frs. rechnen und dafür die 
Amortisation des letzten Jahres um 691000 Frs. mehr be- 
lasten. 

Die für unsere Rechnung, wie vorstehend, gewonnenen 
Grundli^en der Obligationen-Amortisation faßt die folgende 
Tabelle zusammen: 



») Cf. oben S. 485 f. 
«) Cf. oben S. 487. 
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Amorti- 

sations- 

Grundquote 

(von 1893 

abgerundet) 

Frs. 


Jährliche Zunahme der Amorti- 
sations-Grondquote 


Mehr- 
belastung 
der letzten 
Amorti- 


Gesellschaften 
der 


bis zum Abschluß 
neuer Fimissionen 


spätere 
bis zum 

Ablauf 
der Kon- 
zessionen 

Frs. 


bis zum 
Jahre 


Zunahme 
Frs. 


sations- 
rate 

Frs. 


Nordbahn . . 


11433 000 


1902 


596 000 


712000 


579 000 


Ostbahn . . 


9 265 000 


1908 


520 000 


727 000 


849000 


Westbahn . . 


12 076000 


1907 


555 000 


745000 


885000 


Orl^ans-Bahn . 


11695 000 


1911 


542 000 


820000 


860000 


P..L.-M.-Bahn . 


24 252 000 


1908 


1 265 000 


1 395 000 


919 000 


Südbahn . . 


5 592 000 


1911 


442 000 


548 000 


691000 



4. Als letzter Faktor fOr die Berechnung der jährlich für 
die Obligationenschuld zu prästierenden Last ist deren Ver- 
zinsung in Betracht zu ziehen. Im 11. Abschnitt dieses 
Kapitels, S. 350 ff., ist der Einfluß, den die verschiedenen älteren, 
höher als zu 3 ^/o verzinslichen Obligationenserien heute auf die 
durchschnittliche Verzinsung der Obligationen ausüben, berechnet 
und dahin festgestellt worden, daß sich diese durchschnittliche 
Verzinsung nur um den geringen Bruchteil von 0,o« über 3> 
stellt. Die Nord- und die Süd-Compagnie haben nur noch 3^/oige 
Obligationen. Bei den übrigen Gesellschaften stellte sich die 
durchschnittliche Verzinsung der Obligationen im Jahre 1893 
folgendermaßen : 

bei der Ostbahn-Gesellschaft auf 3,ii5 % 



Wetsbahn- 

Orl^ans- 

P.-L.-M.- 



3,0«64 , 

3,0S07 n 

3,0» , 



Bis 1906 wollen wir mit diesen Zinssätzen weiterrechnen^ 
weil bis dahin die Kompensation, welche die bisherigen und 
wegen der noch nötigen Baukapitalien weiterhin zu erwartenden 
2^8^/0 igen Obligationenausgaben durch ihren geringeren Zins- 
fuß gegenüber den höher als zu 3 ^/o verzinslichen Serien aus- 
üben werden, zu gering sein wird, um daraufhin schon jetzt 
einen allgemeinen durchschnittlichen Zinsfuß von 3 ^/o in An- 
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satz bringen zu können. Dabei können wir abermals geltend 
machen, daß die Berechnung der Zinslast zu den vorstehend 
für 1893 angegebenen durchschnittlichen Prozentsätzen bis zum 
Jahre 1906 hin ohneDegression derselben, die sich allein 
schon durch die allmähliche Amortisation der über 3®/o ver- 
zinslichen Papiere rechtfertigen würde, das Resultat unserer 
Rechnung wiederum ungünstig beeinflussen muß. Um so mehr 
sind wir berechtigt, von 1907 ab mit Rücksicht auf jene Kom- 
pensation der Zinslasten der unter (2^2 ®/o) und über 3®/o ver- 
zinslichen Obligationen nur noch mit einem durchschnittlichen 
Zinsfuß von 3^/o weiterzurechnen. 

Diese ganze, nur auf die bereits bestehenden thatsäch- 
lichen Verhältnisse sich aufbauende Rechnung läßt aber die 
ausdrücklich vorbehaltene, und wie wiederholt gezeigt ist, mit 
Sicherheit zu erwartende Eonversion jener 15,6 Millionen Stück 
Obligationen der P.-L.-M.- und der Orldans-Compagnie außer 
acht. Diese zukünftige Eonversion darf aber, da es sich bei 
derselben um 48®/o sämtlicher Obligationen handelt^), nicht 
aus dem Auge verloren werden. Somit werden wir, nach 
Durchführung unserer auf der 3^/oigen Verzinsung sämtlicher 
Obligationen beruhenden Rechnung, nachzuweisen haben, welchen 
Einfluß die Eonversion jener 48 ®/o der Obligationenmasse in 
2^2 ^/oige Titres auf das Schlußresultat unserer Rechnung haben 
kann und — haben wird. 

III. Zuvor aber haben wir nunmehr noch die Grundlagen 
für einen besonders wichtigen Teil unserer Rechnung, nämlich 
des durchschnittlichen Anwachsens der künftigen Betriebs- 
überschüsse festzustellen, und zwar versuchen wir, aber- 
mals von den ungünstigen Resultaten des Jahres 1893 statt 
von den erheblich besseren der folgenden ausgehend, jene 
Betriebsüberschüsse direkt weiterzurechnen, statt dieselben 
auf dem Umwege einer Berechnung der Bruttoeinnahmen und 
der Betriebskosten zu gewinnen; weil auf letzterem Wege die 
Schätzung der einzelnen Elemente sich dermaßen kompliziert, 
daß die Methode der direkten Weiterrechnung der Betriebs- 



') Cf. im U. Abschnitt dieses Kapitels S. 373 und 376, Anm. 1. 
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Überschüsse die richtigere ist, welche der alten und durch die 
Erfahrung bewährten der Budgetierung nach Durchschnitten 
vorliegender Resultate entspricht. 

Stellen wir zunächst fest, in welcher Progression die Ent- 
wickelung der Betriebsüberschüsse der sechs großen Gesell- 
schaften sich bisher vollzogen hat, und welche Prozentsätze 
demnach für die Weiterrechnung derselben in Anwendung zu 
bringen wir uns unter allen Umständen für berechtigt halten 
dürfen. 

Bei Aufstellung entsprechender, mehr oder weniger lang- 
jähriger Durchschnitte kommt es sehr wesentlich auf die Wahl 
der Anfangs- und Endpunkte der betreffenden Perioden an. 
Wollte man das Steigen der Betriebsüberschüsse z. B. in zehn- 
jährigen Perioden von 1859 aus, als dem Ausgangspunkte des das 
französische Eisenbahnwesen bis heute beherrschenden Systems, 
darstellen, so würde das Stichjahr 1879 gerade in eine Periode 
außerordentlichen Aufschwungs fallen und ebenso das Ausstel- 
lungsjahr 1889 seine ganz anormalen Einnahmen und üeber- 
schüsse zum Vergleiche darbieten, so daß sich in dieser Weise 
Perioden mit sehr hohen Steigerungsquotienten ergeben müßten. 
Bei einer Wahl der dekadischen Jahre schlechtweg würden 
wiederum die Ergebnisse von 1870 gänzlich unvergleichbar sein, 
dagegen 1880 deren noch günstigere als das vorhin erwähnte 
Jahr 1879 darbieten, 1890 aber mitten in die erste besonders 
empfindliche Wirkung der Auflösung des compte de l'exploitation 
partielle fallen, so daß bei dieser Periodenbildung ausschließ- 
lich Gegensätze zu Tage treten müßten. Nehmen wir dagegen 
das Jahr 1865, als das erste, in welchem die großen Netze 
nach den Konventionen von 1859 in einer, bis auf das Ost- 
netz, mit der heutigen vergleichbaren Vollständigkeit funktio- 
nierten, zum Ausgangspunkte einer zehnjährigen Perioden- 
bildung, so zeigt das Jahr 1875 einerseits nicht mehr die ganz 
anormalen Verhältnisse gleich nach dem Kriege und gehört 
andererseits auch noch nicht jener Periode der glänzendsten 
Prosperität der Eisenbahnen an, die mit 1878 anhebt, um 
dann im Beginne des folgenden Jahrzehnts von einer ganz 
außerordentlichen Depression abgelöst zu werden. Mit 1885 
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aber gelangen wir so zu einem Jahre, in welchem sich der 
Verkehr von dem. großen Rückschlage der Jahre 1883 und 
1884 eben erst zu erholen beginnt und die Ueberschüsse der 
Eisenbahnen, die gegenüber denen der Jahre 1879/82 ganz 
bedeutend gesunken waren, im Verhältnisse zu 1875 nur 
m'ä&ige Zunahmen zeigen. Für die letzte Periode steht von 
hier aus, sofern die Angaben der offiziellen Statistik zu be- 
rücksichtigen siiid, nur ein neunjähriger Zeitraum bis zum 
Jahre 1894 zur Verfügung, das mit seinen Betriebsergebnissen 
gerade über die schon erwähnte Wirkung der Auflösung des 
compte de Texploitation partielle hinwegführt, welche, außer- 
dem noch verstärkt durch andere wiederholt hervorgehobene 
Einflüsse, in den Jahren 1891 bis 1893 einen namhaften Rück- 
gang der Betriebsüberschüsse zur Folge gehabt hat, während 
die des Jahres 1894, so günstig sie sich von den unmittelbar 
vorhergehenden abheben mögen, im Vergleich mit noch weiter 
zurückliegenden und auch denen von 1885 als keineswegs 
außerordentliche bezeichnet werden können. Zur Vollendung 
der zehnjährigen Periodenbildung stehen uns sodann noch die 
Ueberschüsse des Jahres 1895 nach den ihren Generalversamm- 
lungen erstatteten Berichten der Gesellschaften zur Verfügung, 
die um so unbedenklicher benutzt werden können, als ihre 
statistischen Nachweise die Unterlagen der noch vor der de- 
finitiven Beendigung der Rechnungsrevisionen erscheinenden 
offiziellen ,,Documents principaux" bilden. 

Wir stellen demgemäß die Betriebsüberschüsse der sechs 
großen Gesellschaften für die genannten periodischen und die 
zehn letzten Jahre in der auf S. 514 folgenden Uebersicht 
zusammen. 

Das Ostnetz ist, wie bekannt, infolge des Krieges von 
1870/71 vollständig umgestaltet worden, es hat einen erheb- 
lichen Teil, darunter gerade große Stücke seiner Hauptver- 
kehrsadern mit Süddeutschland und Oesterreich einerseits und 
mit Belgien und Luxemburg andererseits, an Deutschland ab- 
treten müssen und dafür andere neu konzessioniert erhalten, 
die erst gebaut werden mußten und bei weitem nicht die 
wirtschaftliche Bedeutung der abgetretenen haben, was aus 

Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs, n. 33 
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Die BetriebsiibersclLiUse ^) der sechs grossen Gesellscliafteii 

betragen: 



Jahr 


Nord 


Ost 


West 


Orleans 


P.-L..M. 


Süd 


Zn- 
sammen 




In tausend Francs 


1865 


50 771 


44 630 


34 261 


56 226 


98 473 


22187 


306 498 


1875 


62 456 


37 600 


43149 


80 236 


158 902 


32 606 


414 949 


1885 


81929 


48 872 


55150 


77 706 


166 947 


37 233 


467 837 


1886 


87186 


49 294 


55 876 


74 980 


167 955 


35 818 


471 109 


1887 


89 652 


49 720 


58 212 


77166 


176 850 


39 791 


491 391 


1888 


92 745 


52 665 


59 354 


78 063 


182 833 


40 695 


506 855 


1889^) 


98 793 


59 387 


66 400 


86 496 


196405 


43 432 


550 913 


1890 


99 075 


58121 


61199 


82100 


192 916 


43 528 


536 839 


1891 


94 702 


54129 


60 646 


84 809 


192 425 


42 908 


529 619 


1892 


91951 


50 723 


58 679 


82 636 


181 379 


38 687 


504 055 


1893 


90 051 


e54 914 


56 649 


85 692 


173 990 


39 974 


501*270 


1894 


92 813 


55 614 


61031 


86 648 


190531 


44 665 


531 297 


1895') 


96 885 


58 278 


68 850 


90 515 


207 799 


48 520 


570 847 



einer bloßen Vergleichung der Betriebsüberschttsse von 1865 
und 1875 ohne weiteres ersichtlich wird. 



^) Die Zahlen sind der offiziellen Statistik und zwar bis 1888 
den Nachweisungen des Annuaire staüstique de la France, von 1889 bis 
1893 den diesen zu Grunde liegenden SchlußtabeUen der Documents divers 
entnommen, welche, stets ein Jahr später als die Documents principaox 
erscheinend, die Ergebnisse der Tab. 10 der letzteren bereits in be- 
richtigten Zahlen geben. Daher stimmen die obigen Summen einerseits 
nicht mit den im IL Abschnitt dieses Kapitels S. 347 mitgeteilten Be. 
triebsüberschüssen überein, welche behufs Gegenüberstellung mit den 
Eapitallasten nur derselben Quelle wie die letzteren, nämlich der er- 
wähnten Tab. 10 der Documents principaux entnommen werden durften, 
und andererseits nicht mit den in Buch I, S. 440 gegebenen Zahlen, da 
letztere auch die Betriebsüberschüsse der Rhöne-Mt. Cenis-Bahn und die 
fast regelmäßig als Betriebsdefizits erscheinenden Ergebnisse der Gürtel- 
bahnen enthalten, welche an dieser Stelle nicht in Betracht kommen 
können. Die gegen jene Tabellen erscheinenden Differenzen von 1 bis 
2 Millionen sind übrigens für den hier vorliegenden Zweck belanglos. 

-) Ausstellungsjahr. 

') Nach den Verwaltungsberichten der Gesellschaften. 
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Ebenso hat das Orldans-Netz durch den infolge der 
Verträge von 1883 stattgehabten Austausch von Linien mit dem 
Staatsbahnnetz einen finanziell einschneidenden Verlust erlitten, 
indem die von ihm abgetretenen rund 400 km keineswegs die 
am schlechtest rentierenden waren, wie das aus dem sofort 
nach Vollziehung des Tausches eintretenden Steigen der Be- 
triebsüberschüsse des Staatsbahnnetzes hervorgeht, wogegen 
die von der Orldans-Compagnie dafür eingetauschten Linien von 
900 km viel minderwertiger sind, so daß der Staat die im 
Kapitel 14 näher besprochene Annuität für die Tauschdifferenz 
bis heute bezahlen muß ^). Des weiteren kommt in Betracht, daß 
der Staat durch den 1886/87 vollendeten Ausbau seiner direkten 
Linie Paris-Bordeaux (überSaumur) eine zweifellose Eonkurrenz- 
linie für den direkten Verkehr der alten Orleans-Linie geschaffen 
hat, die, wenn auch ein Umweg, jener immerhin Abbruch thun 
kann, so daß der der Orleans- Compagnie infolge dieses Tausches 
in den 80 er Jahren erwachsene Einnahmenausfall auf jährlich 
8 bis 9 Millionen Frs. berechnet vrird*). Und dieser Tausch 
fiel mit dem schon mehrfach betonten rapiden Rückgang des 
Verkehrs zusammen, der ein Zurückgehen der Eisenbahnein- 
nahmen in ganz ungewöhnlichem Maße zur Folge hatte. So 
erklärt sich wohl die auffällige Thatsache, daß die Ueber- 
schüsse der Orleans- Compagnie als einziger von allen im Jahre 
1885 sich sogar niedriger als 1875 stellten; zugleich wird 
aber dadurch deutlich, daß die Entwickelung dieses Netzes 
inmitten unserer 30jährigen Periode einen Bruch derart er- 
litten hat, daß eigentlich seine ganze vor den Verträgen von 
1883 liegende Vergangenheit mit den späteren Verhältnissen 
unvergleichbar, auf jeden Fall für unseren Zweck eine Perioden- 
bildung, die ihren Ausgangspunkt im Jahre 1875 nimmt, bei 
dieser Gompagnie ausgeschlossen erscheint. 

Li der auf S. 517 folgenden Uebersicht, welche die aus der 
Tabelle auf S. 514 sich ergebenden durchschnittlichen Jahres- 
zunahmen der Betriebsüberschüsse der sechs großen Netze 



») Cf. Buch I, S. 435, und in diesem Bande S. 163 ff. 

^) Golson, ,Le6 chemins de fer et le budget", Paris 1896, S. 117. 
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darsteUt, werden daher nach den vorstehenden Ausführungen die 
mit 1865 anhebenden Perioden bei der Ost- und die mit 1875 
beginnenden bei derOrl^ans-Compagnie nicht berücksichtigt und 
sind demgemäß auch die betreffenden Summen resp. prozentualen 
Durchschnitte für alle Netze unter entsprechender Ausscheidung 
der Betriebsüberschüsse jener beiden Gesellschaften gebildet. 

Obgleich es zur Feststellung der durchschnittlichen Zu- 
nahmequote eines langjährigen Zeitraumes genügend erscheinen 
könnte, die 30jährige von 1865 bis 1895 zu konstatieren, 
haben wir dennoch auch die anderen mit Hilfe der von uns ge- 
wählten Jahre kombinierbaren Perioden in Rechnung ziehen 
wollen, um alle zufälligen Elemente, soweit das durch solche 
Durchschnittsrechnungen überhaupt möglich ist, zu eliminieren 
resp. zu kompensieren, und vor allem zu diesem Zwecke die 
in der nebenstehenden Tabelle angegebenen Mittel der pro- 
zentualen Zunahmequoten gebildet. 

Angesichts dieser letzteren ist es charakteristisch, daß im 
Durchschnitt aller Gesellschaften die Zunahme im Mittel der 
1895 endigenden Perioden, die für unseren Zweck ein über- 
wiegend großes Interesse besitzen, mit dem Mittel der sämt- 
lichen Perioden genau übereinstimmt, wobei die um diesen Punkt 
oscillierenden Prozentsätze der einzelnen Gesellschaften ihre Ver- 
schiedenheit untereinander zum Ausdruck bringen. Wir wären 
demnach berechtigt, unter Abrundung dieser Prozentsätze nach 
unten dieselben ohne weiteres für die Fortschreibung der Be- 
triebsüberschüsse zu verwenden, so daß bei allen Gesellschaften 
ziemlich gleichmäßig mit wenigstens 2 ^/o als Fortschreibungsfaktor 
gerechnet werden könnte, ebenso wie seiner Zeit Francque- 
ville seine wiederholt von uns erwähnten Berechnungen wegen 
Auf hörens der Garantielast auf eine Zuschreibung in der obigen 
Höhe begründet hat. Wie wir aber bei Anstellung unserer 
Rechnung überall die äußerste Vorsicht walten lassen wollen, 
so können uns die vorstehend berechneten Prozentsätze höch- 
stens Anhaltspunkte für unseren Zweck gewähren; es würde 
aber einerseits ein Irrtum sein, wenn wir schlechtweg an- 
nehmen wollten, aus den Schwankungen derselben um den 
großen Durchschnitt eine hinreichende Berücksichtigung der 
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DurchsclinittliolLe Jahreszimalime der Betriebsübersoliüsse der 
seclLS grossen Gesellsoliafteii. 



Perioden 



Nord 



Ost 



Weat 



Or- 
leans 



P.-L.. 
M. 



Süd 



Zusam- 



1865/75 
1865/85 
1865/94 
1865/95 

1875/85 
1875/94 
1875/95 

1885/94 
1885/95 



1865/75 
1865/85 
1865/94 
1865/95 

1875/85 
1875/94 
1875/95 

1885/94 

1885/95 

Im Mittel der 1894 
endigenden Peri- 
oden 

Im Mittel der 1895 
endigenden Peri- 
oden 

Im Mittel sämt- 
licher Perioden . 



Absolute Jahreszunahme, 1000 Francs: 



1068 
1558 
1450 
1537 

1947 
1629 
1721 

1209 
1496 

2,80 
3,07 

2,86 
3,08 

3,1t 

2,56 
2,76 

1,48 

1,83 



2,80 

2,64 

2,56 



1127 

948 

1034 

749 
940 



1044 

923 

1153 

1200 

941 

1285 

653 
1370 



2401 
1074 
1049 
1143 



993 
1281 



6043 
3424 
3174 
3644 

805 
1665 
2444 

2620 
4085 



1047 
755 

777 
879 

463 
635 
796 

826 
1129 



Jahreszunahme in Prozent: 



. 


2,0. 


4,". 


6,14 


4,7» 


. 


3,05 


1,». 


3,4. 


3,4. 


, 


2,0. 


l,.e 


3,M 


3,01 


. 


3,0. 


2,o> 


3,70 


3,.7 


3,00 


2,78 


, 


0... 


1,4. 


2,(t 


2,18 




1,00 


l,.o 


2,T, 


2,.7 


• 


1,04 


2,44 


1.5S 


1,» 


1,.. 


1,0» 


2,18 


1,0» 


2,4<> 


1,00 


2,40 


3,0t 


2.0» 


2,02 


1,07 


l,.o 


2,08 


2.« 


2,04 


1,84 ■ 


2,00 


8,10 


2,10 


2,0. 


2,17 


2,0. 


2,.7 



11548 
7 855 

7 373 

8 357 

5542 
5 786 
7 281 

7 051 
10 301 

4,41 

3,00 

2,82 
3,16 

1,68 
1,78 
2,18 

1,61 
2,20 



2,02 

2,51 
2,61 



*) Für die 1865 beginnenden Perioden ausschließlich der Ost- 
Compagnie, für die 1875 beginnenden ausschließlich der Orl6ans-Com- 
pagnie. Cf. oben S. 518 und 515. 
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Verschiedenheit der einzehien Gesellschaften ableiten und uns 
dabei begnügen zu können; andererseits scheint uns aber eine 
solche zwar allgemein übliche Art der Berechnung der pro- 
zentualen Durchschnittszunahme der Eisenbahneinnahmen, wie 
sie in der yorstehenden TabeUe zur Anwendung gekommen ist, 
auch in ihrer Methode nicht exakt genug. 

Einmal wäre es bei dem vorhandenen Bruche in der Ent- 
Wickelung der Orleans -Compagnie inkonsequent, deren Be- 
triebsresultate aus der vor den Verträgen von 1883 liegenden 
Zeit zur Feststellung des von uns gesuchten Rechnungsfaktors 
direkt zu verwenden. Sodann kann eine Bechnungsweise, bei 
welcher die prozentuale Zunahme einer Periode von deren An- 
fangspunkt hergeleitet wird, wohl einen zur Vergleichung der 
Vergangenheit dienenden Maßstab bieten, sie ist aber nicht 
exakt genug, wenn es sich darum handelt, den zur Fort- 
schreibung der Betriebsüberschüsse im mittleren Durchschnitt 
eines langjährigen zukünftigen Zeitraums anzuwendenden 
Faktor zu finden, zu welchem Zweck jene prozentualen Zu- 
nahmequotienten vielmehr auf mittlere Betriebsüberschüsse der 
in Betracht zu ziehenden Perioden berechnet werden müssen. 

Nach dieser Methode sind in der auf S. 519 folgenden üeber- 
sicht die Prozentsätze der durchschnittlichen Jahreszunahme 
für die 1895 endigenden je 30-, 20- und 10jährigen Perioden 
berechnet und wiederum, um die Zufälligkeiten der einzelnen 
Perioden zu kompensieren, die Mittel ihrer Zunahmequoten ge- 
bildet, wobei die Ost-Compagnie für die 30jährige Periode 
und die Orldans-Compagnie gänzlich ausgeschlossen wurde. 

Auch hier zeigt sich im Durchschnitt der fünf Gesell- 
schaften eine vollständige üebereinstimmung der Zunahme- 
quotienten im Mittel aller drei wie der letzten zehnjährigen 
Periode im besonderen; dabei treten jedoch die Oscillationen 
der für die einzelnen Gesellschaften berechneten Prozent- 
sätze viel schärfer hervor als in der auf S. 517 gegebenen 
Tabelle. 

Gleichwohl wollen wir auch diese nach exakter Methode 
im Mittel der drei 1895 auslaufenden Perioden gefundenen 
Prozentsätze der nebenstehenden Tabelle nicht ohne weiteres 
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Die durchschnittliche Jahreszunahme der Betriebs- 
überschüsse, in Prozent der Mittel der Perioden 
1865/95, 1875/95 und 1885/95 berechnet, ergibt für die 
berücksichtigten Netze: 
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als Rechnungsfaktoren in Anwendung bringen, sondern von 
ihnen noch verhältnismäilig große Abschläge machen, wozu 
uns teils allgemeine Gesichtspunkte, teils gewisse spe- 
zielle Verhältnisse der einzelnen Gesellschaften veranlassen. 
Von den allgemeinen Gesichtspunkten ist der eine be- 
reits weiter oben hervorgehoben, da£ nämlich die späteren 
nach Abschluß der Bauperiode auszuführenden Ergänzungs- 
arbeiten und Materialanschaffungen nur aus den Betriebsein- 
nahmen zu bestreiten sein werden. Sodann wollen wir, ob- 
gleich in unseren mittleren Durchschnittsquotienten bereits die 
Wirkungen der bisherigen Tarifreduktionen zum Ausdruck 
kommen, dennoch auf derartige der Zukunft eventuell noch 
vorbehaltene rücksichtigen, die vielleicht nicht immer oder nicht 
sogleich ihre Kompensation in der Zunahme des Verkehrs 
finden könnten. Allerdings dürften Reduktionen in dem Um- 
fange wie bei der 1892 durchgeführten Reform der Eilverkehrs- 
preise so leicht nicht wiederkehren. Auch ist den etwaigen 
apäteren Ergänzungsarbeiten gegenüber zu berücksichtigen, 
daß die seit 20 Jahren gebauten Bahnen fast ausnahmslos 
noch sehr aufnahmefähig für Verkehr sind, und ist endlich 
nicht aus dem Auge zu verlieren, daß auch die eigentlichen 



^) Fflr diese Periode exkl. der Ost-Compagnie. 
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Betriebskosten, die bei dem bisherigen fortwährenden Zutreten 
unrentabler Strecken sich unverhältnismäßig hoch gestalten 
mußten, gleichwohl auf den großen Netzen im Durchschnitt 
in der Höhe von ca. 50 ^/o der Einnahmen gehalten werden 
konnten, sich künftig auf den abgeschlossenen Netzen, deren 
Verkehr allmählich zunehmen wird, ohne daß von dessen Er- 
trag abermals etwas an neue Bahnen abzugeben wäre, wesent- 
lich günstiger gestalten und so etwaige Tarifreduktionen, 
Materialanschaffungen etc. zum Teil ausgleichen werden. 

Der künftige Einfluß aller dieser Umstände entzieht sieb 
jeder zahlenmäßigen Schätzung, und haben wir uns daher auch 
ihretwegen an die für die einzelnen Gesellschaften gefundenen 
Durchschnittssätze zu halten. 

Bei der West- und der Süd- Gompagnie dürfte allen 
Anforderungen an äußerste Vorsicht genügt sein, wenn wir 
jene Durchschnittssätze der auf S. 519 befindlichen Tabelle 
von 2,27 resp. 2,35 "/o auf 2^/o ermäßigen und mit diesem 
Faktor die Betriebsüberschüsse weiterrechnen. Die West-Com- 
paguie, deren Linien einer Region angehören, die ihnen keine 
besonderen Terrainschwierigkeiten bietet, sieht nach ihren Be- 
richten, bei dem stetigen Steigen der landwirtschaftlichen 
Produktion und Ausfuhr der Bretagne und Normandie, einer 
gleichmäßigen Zunahme ihres Güterverkehrs entgegen ^). Bei 
der Süd-Compagnie aber beruht die Zunahme ihres Verkehrs 
seit 1884 (im Jahre 1895: 58 V hei den Reisenden und 21,6 V 
für die Güter) und damit das Steigen ihrer Betriebsüber- 
schüsse (1895 gegenüber 1885 -f- 30,6 V und selbst gegen- 
über 1884, das in jener Periode der Dekadenz noch nicht den 
tiefsten Punkt bedeutete, -f- 23,6 V) auf der Thatsache, daß die 
durch die Phylloxera angerichteten Verwüstungen nunmehr 
überwunden zu sein scheinen und die rebentragenden Gegenden, 
denen diese Bahn dient, damit ihre frühere Prosperität wieder- 
erlangen dürften *). 

^) Verwaltungsbericht der Weat-Compagnie für 1895, erstattet ihrer 
Generalversammlung vom 31. Mai 1896. 

') Yerwaltungsbericht der Süd-Compagnie für 1895, erstattet ihrer 
Generalversammlung vom 1. April 1896. 
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Beim Nordnetz ist besonders auf zwei Punkte Rück- 
sicht zu nehmen: einmal daß die Auflösung des compte de 
l'exploitation partielle bei demselben nicht allmählich ein- 
geleitet wird, sondern daß dessen sämtliche Bahnen auf einmal 
in die allgemeine Betriebsrechnung übergehen und daher mit 
ihren, jetzt kapitalisierten, Betriebsdefizits erst später einen 
retardierenden Einfluß auf die Betriebsüberschüsse des Ge- 
samtnetzes üben können. Des weiteren kommt bei diesem 
engmaschigen, auf verhältnismäßig kleinem Raum zusammen- 
gedrängten (es gibt keine Entfernungen über 300 km) und 
daher schon heute in stärkerem Maße als andere exploitierten 
Netze in Betracht, daß aus dieser Ursache Ergänzungsarbeiten 
hier eher als anderswo nötig werden können. Somit werden 
wir auch beim Nord nicht den auf S. 519 im Mittel der 1895 
auslaufenden Perioden gefundenen Durchschnittsquotienten von 
1,97 ^/o, sondern einen etwas niedrigeren in Anwendung bringen^ 
den wir, die Mitte zwischen jenem und dem der Periode 1885 
bis 1895 haltend, auf 1,85 ^/o ansetzen. 

Rücksichtlich des Ostnetzes wollen wir noch vorsich- 
tiger verfahren und von dem Periodenmittel der oben ge- 
nannten Tabelle mit 1,94 ^/o sogar ganz bis auf den Durch- 
schnitt der Jahre 1885 bis 1895 zurückgehen, den letzteren 
noch nach unten von 1,73 auf l,7o®/o abrundend. Wir sehen 
uns zu dieser Vorsicht veranlaßt, weil die Aussichten für die 
Verkehrsentwickelung dieses Netzes, wie schon weiter oben 
angedeutet; keine besonders günstigen sind und z. B. von den 
seit 1890 in Betrieb genommenen 1146 km neuer Bahnlinien 
der größte Teil nicht aus wirtschaftlichen Gründen, sondern 
im militärischen Interesse gebaut ist, welches letztere auch 
die Legung zahlreicher zweiter Geleise veranlaßt hat ^). 

Die P.-L.-M.-Compagnie gilt zwar neben Nord für 
eine sehr gut situierte und kräftige unter den französischen 
Eisenbahngesellschaften, auch hat sie in den beiden letzten 
Jahren wieder namhafte Zunahmen ihrer Betriebsüberschüsse, 



*) Verwaltungsbericht der Ost-Compagnie für 1895, erstattet ihrer 
Generalversammlung vom 24. April 1896. 



Digitized by LjOOQ IC 



— 522 — 

zur größeren Hälfte durch das Steigen ihrer Einnahmen, zur 
kleineren durch Herabminderung der Ausgaben, erzielt und 
hoflPb auf ein noch weiteres Sinken ihres 1895: 45,«6^/o be- 
tragenden Betriebskoef&zienten ^). Alles das schließt aber, 
wie sie das größte und gerade weil sie das größte Eisenbahn- 
netz besitzt, nicht aus, daß die durchschnittliche Zunahme- 
quote ihrer Betriebsüberschüsse durchaus nicht ebenso hoch 
wie die minder mächtiger Gesellschaften zu sein braucht — 
analog der Thatsache, daß die Verzinsung der größten Ver- 
mögen, auf 100 berechnet, in der Regel die niedrigste zu sein 
pflegt — zumal sich bei diesem am meisten dem Weltverkehr 
dienenden Netze alle Krisen des letzteren viel schwerer gel- 
tend machen'). So haben wir in der That bereits unter den 
auf die Anfangsjahre unserer Perioden berechneten Zunahme- 
quotienten (S. 517) gerade für die P.-L.-M.-Qesellschafb die 
niedrigsten gefunden: 1875 biß 1885 von 0,5i*^/o, 1875 bis 
1894 von 1,05 >, 1875 bis 1895 von 1,540/0, und stellt sich 
der letztere, nach exakter Methode auf den mittleren Be- 
triebsüberschuß dieses Zeitraums berechnet, in der Tabelle auf 
S. 519 nur auf 1,38^/0, während das Mittel der Perioden in 



') VerwaltuDgebericht der P.-L.-M.-Compagnie für 1895 1 erstattet 
ihrer Generalversammlung vom 28. April 1896. 

^ Da die P.-L.-M.-Gompagnie bis 1883 keine Garantieschuld und 
demnach keine auf die Neubauten zu verrechnenden Rückzahlungen zu 
machen hatte, die anderenfalls den Kapitallasten ihrer einheitlichen 
Betriebsrechnung zuzuschreiben gewesen wären, ihre für die Neubauten 
zu leistenden Beiträge also lediglich den compte de l'ezploitation par- 
tielle belasteten, dessen Defizits aber vorläufig kapitalisiert werden, so 
rührt der mit 1884 plöfczlich eintretende Garantiebedarf dieser Gesell- 
schaft von 18 Millionen Frs., der sich in den folgenden Jahren noch 
steigerte, einzig vom Einfluß der damals herrschenden wirtschaftlichen 
Kalamität her. Nachdem 1890 und 1891 der Garantiebedarf sich bis 
auf 2 Millionen Frs. verringert hatte, schnellt er mit dem Beginn der 
Auflösung des compte de Texploitation partielle, unter gleichzeitiger 
Beeinflussung durch verschiedene außerordentliche Mehrausgaben, 1892 
sofort wieder auf 17,6 Millionen Frs. und 1898 auf 29,8 Millionen Frs. 
empor. Das Sinken des Garantiebedarfs in den Jahren 1894 und 1895 
darf daher vorläufig als keine dauernde Erscheinung aufgefaßt werden. 
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jener üebersicht mit l,»6^/o zwischen dem des Ost- und des 
Nordnetzes steht und damit wie diese beiden unter dem Mittel 
im Durchschnitt der Gesellschaften (1,98 ®/o) bleibt. Zwar be- 
sitzt die P.-L.-M.-Ge8ellschaft in der über Nevers und Mou- 
lins führenden Linie des ehemaligen Orand-Gentral eine ihre 
alte Hauptroute entlastende Bahn, hat dieselbe aber auch bereits 
für solche Zwecke in Anspruch genommen, und müssen sich 
zudem etwaige spätere Ergänzungsbauten bei der oro- und 
hydrographischen Konfiguration dieses Netzgebietes, die stellen- 
weise nur mit dem Gebiet der Pyrenäenbahnen vergleichbar 
ist, kostspieliger als anderswo gestalten. Sodann dürfen bei 
der P.-L.-M.-Gesellschaft noch einige besonderen Gesichts- 
punkte nicht außer acht gelassen werden: In ihrer Region, 
oder doch unmittelbar an dieselbe anschließend, liegen ver- 
schiedene Linien kleinerer Gesellschaften, so namentlich die 
Draguignan, Nizza und Digne mit dem P.-L.-M.-Netz verbin- 
denden Bahnen der Compagnie du Sud de la France nebst 
deren Querlinien. Bei dem wirtschaftlichen Minderwert und der 
trotz der neuen mit jener Sekundärbahn-Gesellschaft geschlos- 
senen Konvention aussichtslosen Lage derselben erscheint die 
Zukunft jener Bahnen sehr zweifelhaft und dürfte eine Lösung 
der Schwierigkeiten am ehesten in einer Angliederung der- 
selben an das P.-L.-M.-Netz zu suchen sein ^). Ebenso ist 
bereits wiederholt, wenn auch vorerst ohne Erfolg, daran ge- 
arbeitet worden, die Rhöne-Mt. Cenis-Bahn in dem Netz der 
P.-L.-M.-Compagnie aufgehen zu lassen^). So wenig auch 
im Augenblicke von Aenderungen aller dieser Verhältnisse in 
der angedeuteten Richtung die Rede ist, so darf deren Mög- 
lichkeit doch nicht außer acht gelassen werden. Somit können 
wir bei der P.-L.-M.-Compagnie, aus allen vorstehend geltend 
gemachten Gründen in vorsichtigster Weise verfahrend und 
neben dem in der Tabelle S. 519 für dieselbe gefundenen 
mittleren Zunahmequotienten von 1,9 6 ^/o namentlich auch den 
niedrigsten der Periode 1875 bis 1895 von 1,3« ®/o berück- 



*) Cf. Buch I, S. 468, und im Kap. 18, S. 257 fF. 
») Cf. Buch I, S. 465. 
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sichtigend, unseren Fortschreibungsfaktor auf höchstens l, 50^/0 
ansetzen. 

Bei der Orläaus-Compagnie müssen wir uns, wie 
oben motiviert wurde, lediglich an deren Betriebsergebnisse 
während des letzten Jahrzehnts halten. Nach denselben finden 
sich folgende jährlichen Zu- bezw. Abnahmen der Betriebs- 
überschüsse : 



1885/86 von — 3,fto7o 

1886/87 , + 2,9t , 

1887/88 „ + 1,1« , 

1888/89 , + 10.80 , 

1889/90 , - 5,08 , 



1890/91 von +3,so> 
1891/92 , - 2,56 , 
1892/98 , + 3,70 , 
1893/94 , + 1,12 , 
1894/95 , + 4,47 , 

im Mittel von + 1,«« % 



Das vorstehend berechnete Mittel gewährt aber kein zu- 
treffendes Bild von der durchschnittlichen Entwickelung des 
Orldans-Netzes, vor allem, weil die Abnahme von 1892 aus 
einer Ursache resultiert, die ausschließlich jenem Jahre ange- 
hört und nicht wiederkehren kann: Die Auflösung des compte 
de l'exploitation partielle begann nämlich bei dem Orl^ans-Netz 
mit dem 1. Januar 1892, von welchem Zeitpunkt die erste 
Masse der neuen, d. h. alle bis 1886 einschließlich fertig ge- 
wordenen Bahnen (517 km) auf einmal in die Rechnung des all- 
gemeinen Betriebes übergingen ^). Das Defizit der teilweisen 
Betriebsrechnung von 1886 hatte 3,6 Millionen Frs. betragen *), 
während die Minderung des Betriebsüberschusses von 1892 
gegenüber dem von 1891 nur 2,« Millionen betrug. Für unseren 
vorliegenden Zweck fällt aber vor allem der methodische Ge- 
sichtspunkt ins Gewicht, daß seit 1893 fortan immer nur die 
in einem Jahre fertig gestellten Linien in die allgemeine Be- 
triebsrechnung übergehen dürfen, und daß wiederum mit dem 
gänzlichen Abschluß der Bauperiode, wie oben') ausgeführt 
wurde, der compte de l'exploitation partielle verschwindet, so 



') Cf. Buch I, S. 443. 

«) Cf. Buch I, S. 447 und im Kap. 18, S. 245. 

») Cf. S. 495. 
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daß dessen Einwirkung für die Berechnung des auf den langen 
Zeitraum von 1912 bis 1956 anzuwendenden Faktors eigent- 
lich ganz anzuschließen wäre, jedenfalls aber das Jahr 1892 
wegen der ganz singulären Stärke jenes Einflusses außer Be- 
tracht bleiben muß. 

Unter Fortlassung dieses Jahres erhalten wir aus den obigen 
dann übrig bleibenden neun Zu- bezw. Abnahmequotienten 
einen Durchschnitt von + 2,44 ^/o trotz der beiden negativen 
Faktoren von zusammen — 8,58 •/o. 

Daraus wird ersichtlich, daß bei Betrachtung eines kurzen 
Zeitraumes von nur zehn Jahren Erscheinungen wie die des 
Ausstellungsjahres 1889 mit dem gewaltigen Hinaufschnellen 
seines Betriebsüberschusses störend auf die Berechnung eines 
mittleren Durchschnittes wirken. Werden aber aus der zehn- 
jährigen Periode die aus wirtschaftlichen Ursachen anormal 
günstigen Momente ausgeschlossen, so müssen folgerichtiger- 
weise auch die auf gleichen Ursachen beruhenden anormal 
ungünstigen, d. h. in unserem Falle die aus einem ganz außer- 
ordentlichen , bereits vor 1885 einsetzenden wirtschaftlichen 
Niedergang sich herleitende Abnahme von 1885/86 außer Be- 
tracht bleiben, das aber um so mehr, als auf diese Abnahme 
beim Orl^ans-Netz auch eine besondere, abermals singulare^ 
Ursache, der damals erst vor zwei Jahren stattgehabte Aus- 
tausch von Linien mit dem Staatsbahnnetze, einwirkte, wegen 
dessen wir uns überhaupt bei dieser Compagnie auf die Be- 
fragung der jüngsten Periode beschränken mußten ^). Zudem 
wiegt die Eliminierung jenes Minus von 3,5o^/o diejenige des 
großen Plus von 10,8o^/o bei weitem nicht auf. 

Des weiteren ist es, die Methode angehend, nicht zulässig, 
innerhalb einer Reihe von Zunahmequotienten aus speziellen 
Gründen deren einen oder zwei einfach fortzulassen, sondern 
muß in dem Falle, da das so ausgeschiedene Betriebsjahr — 
als ob der Betrieb in demselben stillgestanden hätte — nun- 
mehr auch nicht für die Zunahmequote des folgenden Jahres 
in Betracht kommen kann, die letztere über das eliminierte 



») Cf. oben S. 515. 
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Jahr hinweg von dem nächst vorhergehenden berechnet und 
das so gefundene Resultat selbstredend als zweijähriges be* 
handelt, d. h. nur mit der Hälfte in Ansatz gebracht werden. 
Nach den vorstehenden Ausführungen verfahrend, erhalten 
wir für die Zunahme der Betriebsüberschüsse der Orleans* 
Compagnie folgende Zahlenreihe: 



1886/87 Zunahme = 2,92 > 
1887/88 , = 1,1« . 

1888/90 , (Vs) = 2,58 , 
1890/91 , = 3,»o , 



1891/93 Zunahme (V») = 0.5» ®/o 
1893/94 , = 1,1. „ 

1894/95 „ = 4,4T . 

im Mittel: Zunahme = 2,sfi®/o 



Dieses Resultat von 2,29 ^/o, welches, verglichen mit den 
in der Tabelle auf S. 519 für die Nachbametze der West- 
und der Süd-Gompagnie gefundenen Prozentsätzen, sowohl 
rücksichtlich der Periode 1885 bis 1895 wie des Durchschnitts 
der dort behandelten drei Perioden in deren Mitte steht, ist für 
die Orl^ans-Gompagnie auch darum wahrscheinlich, als kein 
Grund auffindbar ist, die EntwickelungsfUhigkeit derselben ge- 
ringer als die der genannten Schwestergesellschaften zu ver- 
anschlagen, wobei ins Gewicht fällt, dafi die Verkehrszunahme 
jener und damit die ihrer Betriebsüberschüsse nicht so sehr 
auf dem weniger lukrativen Personen- als auf dem Güter- 
verkehr beruht ^). Somit werden wir für die Orleans-Compagnie^ 
aus den weiter oben entwickelten Gründen abermals einen ent- 
sprechenden Abschlag machend, nur 2 ^/o als Rechnungsfaktor 
in Ansatz bringen dürfen. — 

Nachdem wir so, auf der Erfahrung fußend, die Quo- 
tienten — nämlich für Nord 1,85 ^/o, Ost l,70®/o, P.-L.-M. 
1,50 >, West, Orleans und Süd je 2% — festgestellt haben, 
welche zur Fortschreibung der Betriebsüberschüsse bis zum 
Ablauf der Konzessionen anzuwenden wir uns, da es sich 
dabei um Minimalansätze handelt, unter allen umständen 
für berechtigt halten dürfen, tragen wir doch Bedenken, die- 
selben Prozentsätze auch auf die zun'ächst folgenden Bau- 



^) Verwaltungsbericht der Orleans-Compagnie für 1895, erstattet 
ihrer Generalversammlung vom 30. April 1896. 
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Perioden der Gesellschaften anzuwenden, weil, besonders mit 
Rücksicht auf die Auflösung des compte de l'exploitation par- 
tieUe, die Analogien für die mutmaßlichen Ergebnisse dieser 
Perioden vorzugsweise in dem letzten Jahrzehnt zu suchen 
sind, für welches daher auch in der Tabelle auf S. 514 die 
Ueberschußzahlen der einzelnen Jahre gegeben wurden. 

Aus dem Schwanken jener absoluten Zahlen wird ohne 
weiteres klar, daß bei Schätzung der Betriebsresultate während 
des Restes der Bauzeit des „dritten Netzes^ ganz besondere 
Vorsicht geboten ist, und zwar wird die Individualisierung 
hier um so nötiger, in je verschiedenerem Mafie die Betriebs- 
überschüsse der einzelnen Gesellschaften in den letzten Jahren 
geschwankt haben. Das Jahr 1895 war wirklich bereits ein 
gutes; 1894 erreichte mit einem Ueberschuß der sechs Gesell- 
schaften von zusammen 531 Millionen Frs. nur eben erst das 
Jahr 1891 (529 Millionen Frs.) und steht noch immer hinter 
1890 (536 Millionen Frs.) etwas zurück. Die Jahre 1892 
und 1893 waren schlechte und zwar ziemlich gleich schlechte, 
wobei sich je für die einzelne Gesellschaft das eine oder andere 
als das schlechtere herausstellte. Jedenfalls drückt sich in 
diesen Jahren, mit Ausnahme der Nord-Gompagnie, bei den 
übrigen fünf Gesellschaften neben anderen Einflüssen zugleich 
auch die Wirkung der Auflösung des compte de l'exploitation 
partielle aus. 

Rücksichtlich der Nord-Compagnie wird daher der 
nötigen Vorsicht Rechnung getragen sein, wenn deren durch- 
schnittliche Jahreszunahme des letzten Jahrzehnts (Tabelle 
S. 517) von rund 1,5 Millionen Frs., die etwas hinter der- 
jenigen der dreißigjährigen Periode 1865 bis 1895 zurück- 
bleibt, während der noch übrigen Bauzeit dieser Gesellschaft, 
d. h. bis 1902, zur bloßen arithmetischen Fortschreibung 
des Betriebsüberschusses benutzt wird. 

Für die übrigen fünf Gesellschaften stellen wir zunächst 
nach unseren auf den Seiten 488 bis 501 enthaltenen Be- 
rechnungen fest, dag dieselben infolge der allmählichen Auf- 
lösung des compte de Texploitation partielle während mehr 
oder weniger Jahren durchschnittlich folgende Kilometersummen 
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fertiger Bahnen in ihre allgemeine Betriebsrechnung werden 
aufzunehmen haben: Ost 63 km, West 86 km, Orleans 157 km, 
P.-L.-M. 183 km und Süd 88 km. Die Last ist also eine 
sehr verschiedene und steht namentlich rücksichÜich der 
P.-L.-M.-Compagnie im Vergleich zu den anderen im umge- 
kehrten Verhältnis zu den in der Tabelle auf S. 519 gefundenen 
Zunahmequotienten der Betriebsüberschüsse. 

Wir werden demnach, uns an die dort gefundenen Zu- 
nahmequotienten haltend, bei der Ost-Gompagnie, anal(^ 
wie bei Nord, derart fortfahren können, daß wir aus dem 
berechneten Periodenmittel von l,94®/o und dem der zehnjährigen 
Periode 1885 bis 1895 einen Durchschnitt bilden, diesen 
aber nur zur Hälfte mit 0,93 ®/o für die Fortschreibung des 
Betriebsüberschusses während der Bauperiode (bis 1908) in 
Rechnung bringen. Ebenso wird es genügend sein, wenn wir 
für die West- und P.-L.-M.-Compagnie die nach den 
periodischen Zunahmequoten angenommenen Prozentsätze von 
2®/o bezw. 1,50 ®/o wiederum nur mit der Hälfte während der 
Bauperioden (bis 1907 resp. 1908) verwenden. Bei der P.-L.-M.- 
Compagnie rechnen wir mit einem so niedrigen Prozentsatz, 
weil deren Betriebsüberschüsse im jährlichen Durchschnitt 
der 1893 endigenden acht-, neun- und zehnjährigen Perioden 
1885 bis 1893 nur 0,5i"/o, 1884 bis 1893 nur 0,4i> und 
1883 bis 1893 sogar nur 0,i7®/o Zunahme zeigen. Bei der 
Süd-Compagnie werden wir, wegen deren verhältnismäßig 
hohen Kilometersatzes der Defizits ihrer teilweisen Betriebs- 
rechnung ^), noch etwas genauer verfahrend, aus den Quotienten 
der Perioden 1875 bis 1895, 1885 bis 1895 und dem periodi- 
schen Mittel den Durchschnitt von 2,3o^/o bilden und diesen 
abermals nur mit der Hälfte von l,i5®/o zur Weiterrechnung 
der Betriebsüberschüsse bis 1911 verwenden. 

Bei der Orl^ans-Compagnie finden wir, rücksichtiich 
der Erfahrungen der Bauperiode uns abermals an 1893 und das 
hier nur wenig bessere Jahr 1894 haltend, für 1885 bis 1893 
eine Zunahme von 1,22 ®/o und für 1885 bi§ 1894 eine solche 



') Cf. oben S. 501. 
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von 1,21 >; die Differenz der beiden Jahre 1893 und 1894 
selbst zeigt ein Plus von l,i2®/o (cf. S. 526), d. h. von der 
annähernden Hälfte der 1. c. gefundenen mittleren Zunahme 
des letzten Jahrzehnts mit 2,2 9^/0, und sind wir daher berech- 
tigt, jenen Prozentsatz von 1,12^0 als Rechnungsfaktor für die 
Bauperiode der Gesellschaft (bis 1911) zu verwenden. 

Wir stellen nunmehr die für die Fortschreibung der Be- 
triebsüberschüsse auf Grund der Erfahrung und, wie zuzu- 
geben sein wird, in vorsichtigster Weise in Ansatz ge- 
brachten Faktoren in der nachstehenden Uebersicht zusammen : 

Durchsolinittliclie Jahreszunahme der Betriebsübersolitisse: 





Bisherige 
Zunahme im 
Mittel ver- 
schiedener 
Perioden ^) 


Durchschnittliche künftige Zunahme 


Gesellschaften 


während der Bauperiode 


vom Schluss 

der Bau- 
perioden bis 




bis 


um 


zum Ende der 

Eonzessionen 

um 


Nord. . . . 


l,9T<»/0 


1902 


1,5 Mill. Frs. 


1,85 VO 


Ost ... . 


li*4 l> 


1908 


0,os 7o 


1.70 n 


West. . . . 


2,27 , 


1907 


1,00 „ 


2,00 . 


Orleans . . . 


2,« , 


1911 


1,1« 1. 


2,00. „ 


P..L..M. . . . 


1," „ 


1908 


0,75 „ 


1,50 , 


Süd ... . 


2,35 , 


1911 


1|1S » 


2,00 , 



Sind schon die Prozentsätze in der letzten Spalte der 
vorstehenden uebersicht gegenüber der bisherigen Wirklichkeit 
aus den angegebenen Gründen niedrig bemessen, so sind wir, 
indem wir für die Bauperioden die obigen mit äußerster Vor- 
sicht angesetzten Fortschreibungsfaktoren verwenden und außer- 
dem unsere ganze Rechnung auf die verhältnismäßig ungün- 
stigen Ergebnisse des Jahres 1893 basieren, uns dessen 
vollbewußt, daß wir dadurch nicht nur die Resultate unserer 
Rechnung für die nächste Zukunft herabdrücken und damit 



*) Für Orleans nur der letzten zehnjährigen Periode; cf. oben 
S. 515 und S. 526. 

Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. 11. 34 
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das Bild derjenigen Periode, während welcher die Garantie 
noch in Anspruch genommen werden wird, dunkler färben, 
als es manchem nach den Ergebnissen der beiden letzten Be- 
triebsjahre (1894 und 1895) erscheinen mag und in der Wirk- 
lichkeit sich vielleicht darstellen wird, sondern dafi wir durch 
jene — möglicherweise übergroße — Vorsicht auch unsere 
ganze weitere Rechnung zu Ungunsten derselben beeinflussen, 
indem für die nach Abschluß der Bauperiode auf die weitere 
Fortschreibung der Betriebstiberschüsse zu verwendenden höheren 
Rechnungsfaktoren sich nach unserem Vorgehen niedrigere 
Grundsummen ergeben, als sie sich ergeben würden, wenn 
wir die Rechnung vom Jahre 1894 resp. 1895 ausgehen ließen 
oder für die Bauperioden uns zu weniger pessimistischen An- 
sätzen hätten entschließen können. 

Zu diesen Ansätzen sind wir aber nicht etwa deshalb 
gelangt, weil wir die Zukunft der französischen Eisenbahnen als 
hoffnungslos ansehen, sondern nur darum, weil wir uns einmal 
nach den gegebenen Erfahrungen nicht bewogen finden können, 
die besseren Resultate von 1894 und besonders die noch 
günstigeren von 1895 als einen sicheren Maßstab für die 
künftigen Betriebsergebnisse der Bahnen anzusehen, und weil 
außerdem die oben für ein retardierendes Tempo im Steigen 
der Betriebsüberschüsse geltend gemachten allgemeinen 
Gründe, besonders auf dem Gebiete der Betriebskosten, 
in der That vorhanden sind. 

Um nur drei Punkte herauszugreifen, erwähnen wir: 1. die 
fortwährenden Verbesserungen und neuen Maßregeln, welche 
unter dem Drucke der öffentlichen Meinung und zumal der 
Aufsichtsbehörde für die Sicherheit des Betriebes ge- 
troffen werden müssen; 2. den Druck, den das Ministerium 
und die Rechnungs-Revisionskommissionen schon seit einigen 
Jahren in der Richtung ausüben, daß die Ausgaben für 
Erneuerung der Anlagen in immer größerem Maße aus den 
Betriebskosten bestritten werden müssen; und 3. die fort- 
gesetzten Bemühungen um die Verbesserung der Lage der A n- 
gestellten nebst deren Familien. 

Den ersten Punkt anlangend, wurde z. B. im Jahre 1894 
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vom Minister die Einführung von Bremsen mit komprimierter 
Luft verlangt und sind bestimmte Zeiträume festgesetzt, in 
denen diese Umwandlung allmählich zu vollziehen ist. Dabei 
müssen dergleichen Ausgaben, wie oben an zweiter Stelle er- 
wähnt wurde, nunmehr aus den Betriebseinnahmen bestritten 
werden, während sie in früheren Jahren unter dem Titel der 
Eomplementärarbeiten dem Anlagekapital zugeschrieben werden 
durften. Daher wächst der regelmäßige Ausgabentitel für 
Unterhaltung und Erneuerung in den Betriebsrechnungen fast 
aller Gesellschaften von Jahr zu Jahr. Beim Nord ist er seit 
1889 jährlich um 1,7 bis 3 Millionen Frs. gestiegen, so daß 
die Zunahme dieses einen Ausgabenpostens von da an bis 1895 : 
14992917 Frs. beträgt, eine Zunahme, die, wie auch der be- 
treffende Verwaltungsbericht sagt, in keinem Verhältnis zur 
Einnahmenentwickelung steht und nur durch äußerste Umsicht in 
den anderen Zweigen der Verwaltung ausgeglichen werden kann. 
Die West-Compagnie sah ihre — wie sie von den Gesellschaften 
genannt werden — „außerordentlichen* Ausgaben für Neu- 
anschaffungen, Erneuerung und „Transformation* im Jahre 1895 
um 1298000 Frs., die Orleans-Compagnie um 7 126286 Frs., 
die Süd-Compagnie um 386 000 Frs. steigen. Nur die P.-L.-M.- 
Gompagnie konnte ihre Ausgaben dieser Art 1895 etwas herab- 
mindern, weil sie während mehrerer vorhergehender Jahre 
außerordentlich hohe Summen für Erneuerung ihres Materials 
und ihrer Einrichtungen aufgewendet hatte. Es sei aber daran 
erinnert, daß auch diese Ausgaben seiner Zeit zum großen Teil 
aus den Betriebseinnahmen bestritten worden und mit die Ur- 
sache des von den Budgetkommissionen bemängelten mehr- 
maligen Steigens des Betriebskoeffizienten dieser Gesellschaft 
gewesen sind. 

Was die Fürsorge für die Angestellten und Ar- 
beiter angeht, so wird auf dieselbe noch an einer späteren 
Stelle zurückzukommen sein, und wollen wir hier nur kurz 
erwähnen , daß neben zahlreichen Wohlfahrtseinrichtungen : 
billigen Arbeiterwohnungen, Refektorien, Haushaltungs- und 
Industrieschulen, Fortbildungsschulen für Lehrlinge und junge 
Mädchen, Kinderbewahranstalten, Lieferung von Kleidern, Be- 
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kleidungsstoffen und Eonsumtibilien zum Selbstkostenpreise, 
Unterstützungsfonds für Familien der niederen Angestellten 
mit mehreren Kindern etc. — welche die Gesellschaften unter- 
halten und beständig erweitern, besonders deren Pensions- 
kassen, welche zugleich Wittwenpensionen gewähren, eine 
Quelle bedeutender Mehrausgaben sind und mindestens in der 
nächsten Zukunft sein werden. Die notwendigen jährlichen 
Leistungen zu den Prämienreserven dieser Kassen werden nach 
dem dermaligen Stande der Pensionsbedingungen und dem 
niedrigen Zinsfuß auf 15 bis 16 "/o der Gehalts- und LohnbezOge 
geschätzt, wovon 3 bis 5 ^ durch Gehaltsabzüge gedeckt werden, 
welche eine Versicherung der Angestellten bei der National- 
Alterspensionskasse bilden, während die übrigen 10 bis 13 ^/o 
durch regelmäßige Zuschüsse der Gesellschaften, entweder auch 
zu jener Nationalkasse oder zu eigenen yon ihnen unterhaltenen 
Kassen, gedeckt werden müssen. Diese Zuschüsse der Gesell- 
schaften sind aber, je nach dem älteren Datum der betreffen- 
den Einrichtung und auch nach deren letzter infolge des Ge- 
setzes vom 27. Dezember 1890 erfolgten Regulierung, mangels 
genügender statistischer Unterlagen in der Regel nach zu 
niedrigen Prozentsätzen (9 ®/o) bemessen, wozu dann noch viel- 
fache Rückdatierungen der Anstellungspatente von Beamten 
kommen, so daß es für den aus letzteren sich ergebenden 
Ueberschuß von Dienstjahren an der nötigen Prämienreserve 
fehlt 1). 

So sehen sich mehr oder weniger alle Gesellschaften ge- 
nötigt, für pensionierte Beamte der bezeichneten Kategorie 
jährlich steigende Zuschüsse zu leisten (P.-L.-M. 1895 gegen 
1894: + 644000 Frs.), namentlich aber schon heute Vorsorge 
zu treffen, daß der infolge des Sinkens des Zinsfußes und wegen 



') Der letztere Mangel rührt nicht zum wenigsten daher, daß die 
französischen Gesellschaften bei dem fortwährenden Zuwachs an nenen 
Linien gar nicht in der Lage sind, den regelmäßigen Bedarf an Be- 
amten immer übersehen zu können, und so notgedrungen stets eine 
Anzahl derselben erst provisorisch einstellen, denen sie die vor der festen 
Anstellung in ihrem Dienste verbrachte Zeit selbstverständlich im An- 
stellungspatent anrechnen. 



Digitized by LjOOQ IC 



— 533 - 

der bisher zu niedrigen Schätzung des Zuschusses fehlende 
Teil der Prämienreserven ergänzt und die Prästationsfähigkeit 
der Kassen für die später fällig werdenden Pensionen ge- 
sichert wird, zu welchem Zwecke z. B. die Nord-Compagnie 
für 1895 einen außerordentlichen Zuschuß von 10 Millionen Frs. 
in ihre Ausgaben eingestellt hat. — Neben diesen Pensions- 
kassen bestehen bei der Ost-, West-, Orleans- und Süd-Com- 
pagnie noch besondere Kranken- und Sterbekassen, bei der 
P,-L.-M.-Gesellschaft eine besondere Unfallkasse, deren Kosten 
die Compagnien in der Hauptsache allein tragen. Die Zuschüsse 
der sechs großen Gesellschaften für diese sämtlichen Kassen 
betrugen 1892 bereits 25754333 Frs. = 5,io<^/o, und 1893: 
29117240 Frs. = 5,8 o > des Betriebsüberschusses. 

Daß femer die Arbeitszeit der Angestellten, besonders 
des Zugpersonals, in den letzten Jahren bedeutend verringert 
worden ist, wurde schon an anderer Stelle als eine Ursache der 
Betriebskostenvermehrung erwähnt; verursachte doch die, als zu 
schematisch später abgeänderte, Regelung dieses Dienstzweiges 
durch den Minister Viette allein den fünf garantiebedürfbigen 
Gesellschaften eine jährliche Mehrausgabe von 4 bis 5 Millio- 
nen Frs. — Wenn es unterdessen gelungen ist, die durch- 
schnittliche Maximaltagesleistung des Zugpersonals von 12 auf 
10 Stunden zu verringern, und wenn auch für die Bureau- 
beamten bereits zahlreiche Erleichterungen geschaffen sind, 
z. B. die Sonntagsruhe, wo irgend angängig, durchgeführt 
worden ist, so dürfte doch gerade auf diesem Gebiete der Für- 
sorge noch manche Verbesserung der Zukunft vorbehalten sein. 

Sind somit, ganz abgesehen von immerhin möglichen wirt- 
schaftlichen Krisen, bereits in den heutigen Betriebsverhält- 
nissen der Bahnen genügende Elemente vorhanden, welche, zumal 
in der noch bevorstehenden Bauzeit und bei dem fortwährenden 
Hinzutreten neuer, mit wenigen Ausnahmen vorläufig ganz 
unrentabler Linien, zur äußersten Vorsicht in der Schätzung 
der künftigen Betriebsüberschüsse mahnen, so war für uns 
Grund genug, bei unserer Schätzung alle Erfahrungen in pein- 
lichster Weise heranzuziehen und die Ansätze für unsere Rech- 
nung so niedrig als irgend möglich zu gestalten. 
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Wir betonen schließlich noch, daß unsere Fortschreibung 
der Betriebsüberschüsse von den in der Tabelle 10 der Docu- 
ments principaux von 1893 enthaltenen ausgeht^), und daß, um 
bei Nord und West diejenigen Summen von 1893 zu erhalten, 

') Hierbei sei nochmals daran erinnert, daß das Jahr 1893 den 
Eisenbahngesellschaften und deren Einnahmen wenig günstig war, daß 
aber, da wir nur eine Durchschnittsrechnung aufmachen wollen 
und können, für uns weder Veranlassung noch, aus Gründen der Methode, 
dieMöglichkeit vorlag, die zum Teil erst provisorischen Zahlen für 1894 
oder 1895 zum Ausgangspunkt jener Rechnung zu nehmen, weil die- 
selben (was besonders von denen des Jahres 1895 gilt) einen Höhepunkt 
zu bezeichnen scheinen, dem entsprechende Rückschläge sicherlich wieder 
folgen werden (cf. S. 467 Anm. 2 und S. 522 Anm. 2). Trotzdem mußten die 
Ergebnisse jener beiden letzten Jahre bei dem Ausmaß der durchschnitt- 
lichen Fortschreibungsfaktoren der Betriebsüberschüsse längerer 
Perioden mitberücksichtigt werden, während, wenn wir dieselben 
zum Ausgangspunkt der Fortschreibung als solcher hätten wählen 
wollen, statt die ungünstigeren Zahlen des vorhergehenden Jahres, in 
der Erwartung des zukünftigen Ausgleichs, unbeirrt fortzuschreiben, 
unsere Rechnung nicht nur dem Vorwurf des Optimismus ausgesetzt 
gewesen wäre, sondern thatsächlich an innerer Wahrscheinlichkeit ver- 
loren haben würde. 

Wie groß aber einerseits die Differenz zwischen unserer Rech- 
nung und einer solchen ist, welche eines der beiden letzten Jahre 
zum Ausgangspunkt einer präsumierten gleichmäßigen Weiterentwicke- 
lung nehmen wollte, und wie groß andererseits in unserer Rechnung die 
Ausgleichsreserve für eine neuerliche Verschlechterung der Ein- 
nahmeverhältnisse ist, mag aus den beiden Gegenüberstellungen erhellen, 
daß wir für die zwei ersten Jahre unserer Rechnung als fort- 
geschriebene Summen der Betriebsüberschüsse 512083000 resp. 
517433 000 Frs. einsetzen mußten, während dieselben thalsächlich 1894: 
ca. 529500000 und 1895: ca. 573300 000 Frs. beti-agen haben werden, und 
daß wir das mit ersteren eng zusammenhängende Garantieerfordernis 
der betreffenden fünf Gesellschaften für dieselben Jahre auf 106 505 000 
und 106 723 000 Frs. fortschreiben mußten, während dasselbe that- 
sächlich nur ca. 77 500 000 und ca. 56 300 000 Frs. betragen haben wird. — 
Jene unsere Rechnung weit überholenden DiflFerenzen mögen den Be- 
weis erbringen, daß das Schlußresultat derselben hinter der 
Wirklichkeit zurückbleiben und die Zukunft für die Gesellschaften 
sowohl wie für den Staat noch um vieles günstigere Resultate bringen 
kann resp. wird, als die sind, welche wir, unbeirrt durch Augenblicks- 
erscheinungen, nur auf Grund der bisherigen Erfahrungen be- 
rechnen konnten. 
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welche diesen Gesellschaften ihren Eapitallasten gegenüber zu 
Gebote standen, von dem in der Statistik erscheinenden Betriebs* 
Überschuß des Nordnetzes ein Drittel desjenigen der Linie 
Amiens-Rouen (650000 Frs.) abzusetzen und dem üeberschuß 
der West-Compagnie zuzuschreiben war, da die letztere jene 
vom Nord betriebene Linie zu einem Drittel als Eonzession'ärin 
besitzt und die Eapitallasten für dieses Drittel zu tragen hat. 

Wir lassen nunmehr die hauptsächlichsten ^Zahlenreihen 
unserer Rechnung, die zunächst von jeder Eonversion der 
Obligationen absieht, in fünf Tabellen folgen, deren erste 
das Minimalerfordernis des Aktienkapitals, inkl. 
der garantierten Minimaldividende (cf. S. 476 S.) , die zweite 
die Last der Obligationenschuld, die dritte dieSummen 
jener beiden, die vierte den durchschnittlich zu er- 
wartenden Betriebsüberschußund die fünfte die Differenz 
zwischen Eapitallast und Betriebsüberschuß, d. h. das unter 
jenen Voraussetzungen im Durchschnitt der Garantie zur 
Last fallende Defizit oder den über Zins-, Tilgungsdienst und 
Minimaldividende sich ergebenden durchschnittlichen 
Nettoüberschuß der einzelnen Gesellschaften für jedes Jahr 
bis zum Ablauf der Eonzessionen darstellt. Eine sechste 
Tabelle veranschaulicht dann noch die Eapitallast der Obli- 
gationenschuld der Orleans- und P.-L.-M.-Compagnie und deren 
Garantiebedarf bezw. Nettoüberschüsse für den mit Sicherheit 
zu erwartenden Fall (cf. S. 373 und S. 511), daß dieselben 
ihre 15,6 Millionen Stück Obligationen konvertieren werden. 

Wenn wir bei unserer Rechnung annahmen, daß diese Eon- 
version erst nach Abschluß der Neuemissionen eintreten werde, 
obschon sie sich thatsächlich bereits früher abgespielt haben 
dürfte, so sind wir bei diesem Ansatz ebenso wie bei der Nicht- 
berücksichtigung des wahrscheinlich 2V«^/oigen Zinsfußes 
jener Neuemiss ionen auf das vorsichtigste und in einer die 
Resultate unserer Rechnung ungünstig beeinflussenden Weise 
vorgegangen, zumal wir für die Durchführung der Eonversion 
einen Zeitraum von fünf Jahren annehmen und somit von 1907 bis 
1911 mit einem durchschnittlichen Zinsfuß von 2^/4 ®/o und erst 
von 1912 an mit einem solchen von 2^/2*^/0 rechnen. 
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1. Künftiges Erfordernis an Zinsen, Tilgnng nnd Minimal- 



Jahr 


Nord 


Ost 


West 


Orleans 


P.-L.M. 


Süd 


Zu- 
sammen 








in 


1000 Francs 






1894 


28 601 


21098 


11854 


34 335 


44 000 


12 680 


152 568 


1895 


28 699 


21142 


11880 


34 375 


44 000 


12 716 


152 812 


1896 


28 793 


21183 


11904 


34412 


44000 


12 749 


153 041 


1897 


28 882 


21 220 


11926 


34 446 


44 000 


12 779 


153253 


1898 


28 966 


21252 


11946 


34 478 


44 000 


12 809 


153 451 


1899 


29 045 


21281 


11964 


34 506 


44 000 


12 832 


153 628 


1900 


29121 


21306 


11980 


34 532 


44 000 


12 854 


153 793 


1901 


29191 


21326 


11 995 


34 555 


44 000 


12 874 


153 941 


1902 


29 257 


21343 


12 008 


34 575 


44 000 


12 891 


154 074 


1908 


29 319 


21356 


12 018 


34 593 


44000 


12 906 


154 192 


1904 


29 376 


21864 


12 027 


34 607 


44000 


12 918 


154 292 


1905 


29 428 


21369 


12 035 


84 619 


44000 


12 927 


154 378 


1906 


29 476 


21370 


12 040 


34 627 


44 000 


12 934 


154 447 


1907 


29 519 


21366 


12 043 


34 633 


44 000 


12 937 


154 498 


1908 


29 558 


21359 


12 045 


34 636 


44 370 


12 939 


154 907 


1909 


29 592 


21348 


12 045 


34 636 


44 725 


12 937 


155 283 


1910 


29 621 


21332 


12 042 


34 634 


45 066 


12 933 


155 628 


1911 


29 746 


21313 


12 038 


34 628 


45 391 


12922 


156 038 


1912 


29 667 


21290 


12 032 


34 620 


45 702 


12 912 


156 223 


1913 


29 683 


21263 


12 025 


34 609 


45 998 


12 900 


156478 


1914 


29 694 


21231 


12 015 


34 594 


46 279 


12 886 


156 699 


1915 


29 701 


21196 


12 004 


34 578 


46 546 


12 868 


156 893 


1916 


29 703 


21157 


11986 


34 558 


46 797 


12 848 


157 049 


1917 


29 701 


21113 


11976 


34 535 


47 034 


12 826 


157 185 


1918 


29 694 


21066 


11959 


34 510 


47 256 


12 800 


157 285 


1919 


29 682 


21015 


11940 


34481 


47 463 


12 772 


157 353 


1920 


29 666 


20 959 


11919 


34 450 


47 656 


12 742 


157 392 


1921 


29 646 


20 900 


11897 


34 416 


47 833 


12 709 


157 401 


1922 


29 620 


20 837 


11872 


34 379 


47 996 


12 673 


157 877 


1923 


29 591 


20 769 


11846 


34 339 


48144 


12 634 


157 323 


1924 


29 556 


20 698 


11818 


34 297 


48 277 


12 593 


157 239 


1925 


29 518 


20 623 


11789 


34 251 


48 396 


12 549 


157 126 


1926 


29 474 


20 543 


11757 


34 203 


48 499 


12 503 


156 979 


1927 


29 426 


20 560 


11723 


34152 


48 588 


12 454 


166 903 



^) Wegen der Amortisationsquoten der Aktien und der Einrecbnuxig 
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dividende für die Aktien der sechs grossen Gesellseliaften ') : 



Jahr 


Nord 


Ost 


West 


Orleans 


P.L.-M. 


Süd 


Zu- 
sammen 








in 


1000 Francs 






1928 


29 374 


20 569 


11688 


34 098 


48 662 


12 402 


156 798 


1929 


29 317 


20 569 


11650 


34 041 


48 721 


12 348 


156 646 


1980 


29 255 


20 562 


11611 


33 982 


48 766 


12 291 


156 467 


1931 


29189 


20 547 


11570 


33 919 


48 795 


12 231 


156 251 


1932 ! 


29 118 


20 523 


11527 


33 855 


48 810 


12169 


156 002 


1933 


29 043 


20 492 


11482 


33 787 


48 810 


12104 


155 718 


1934 


28 963 


20 453 


11486 


33 717 


48 795 


12 036 


155 400 


1935 ! 


28 878 


20 405 


11388 


38 644 


48 766 


11966 


155 047 


1936 1 


28 789 


20 350 


11337 


33 568 


48 721 


11893 


154 658 


1937 1 


28 696 


20 287 


11285 


33 490 


48 662 


11817 


154 237 


1938 


28 598 


20 216 


11230 


33 408 


48 588 


11739 


153 779 


1939 


28 495 


20136 


11175 


33 823 


48499 


11658 


153 286 


1940 


28 378 


20 049 


11117 


33 236 


48 396 


11574 


152 750 


1941 


28 276 


19 954 


11058 


33146 


48 277 


11488 


152 199 


1942 


28160 


19 850 


10 996 


33 052 


48144 


11399 


151 601 


1943 


28 039 


19 739 


10 983 


32 956 


47 996 


11308 


150 971 


1944 


27 913 


19 620 


10 868 


32 857 


47 833 


11217 


150 305 


1945 


27 783 


19 492 


10 801 


32 756 


47 656 


11117 


149 605 


1946 i 


27 649 


19 357 


10 733 


32 651 


47 463 


11018 


148 871 


1947 1 


27 509 


19 214 


10 662 


32 543 


47 256 


10 915 


148 099 


1948 


27 366 


19 062 


10 590 


32 438 


47 034 


10 811 


147 296 


1949 . 


27 217 


18 903 


10 515 


32 820 


46 797 


10 703 


146 455 


1950 


27 211 


16 870 


10 439 


82 203 


46 546 


10 593 


143 862 


1951 


— 


9 052 


10 361 


32 092 


46 279 


10 480 


108 264 


1952 ! 


— 


9 052 


10 260 


24 600 


45 998 


10 365 


100 275 


1953 


_- 


9 052 


6 300 


24 600 


45 732 


10 247 


95 931 


1954 1 


— 


9 052 


6 300 


24 600 


28 000 


10126 


78 078 


1955 


— 


— 


6 300 


24 600 


28 000 


9 908 


68 808 


1956 i 


— 


— 


6 300 


24 600 


28 000 


6 250 


65150 


1957 


— 


— 


— 





28 000 


6 250 


34 250 


1958 1 


— 


— 


— 


— 


28 000 


6 250 


34 250 


1959 ' 


— 


— 


— 


— 


— 


6 250 


6 250 


1960 

1 












6 250 


6 250 



der Minimaldividenden in die Kapitallasten cf. oben S. 477 ff. 
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2. Künftiges Erfordernis an Zinsen und Tilgung (ohne Kon- 

deren eigene 



Jahr 


Nord 


Ost 


West 


Orleans 


P.-L..M. 


sad 


Zu- 
sammen 








in 


1000 Francs 






1894 


1 62 708 


58 075 


69 558 


67 551 


169 770 


44 346 


462 008 


1895 


63 585 


58 871 


70 369 


68 249 


160 890 


44 843 


466807 


1896 


64 443 


59 652 


71165 


68 931 


161 973 


45 326 


471 490 


1897 


65 284 


60 416 


71943 


69 596 


163017 


45 797 


476 053 


1898 


66 107 


61164 


72 704 


70 245 


164 022 


46 254 


480496 


1899 


1 66 577 


61896 


73 449 


70 878 


164 990 


46 698 


484488 


1900 


67 028 


62 612 


74177 


71495 


165 919 


47 128 


488 859 


1901 


67 461 


63 311 


74 888 


72 095 


166 809 


47 545 


492 109 


1902 


67 877 


63 995 


75 582 


72 678 


167 661 


47 949 


495 742 


1903 


, 68 238 


64 662 


76 260 


73 245 


168 475 


48 440 


499 320 


1904 


68 424 


65 313 


76 513 


73 796 


169 251 


48 717 


502 014 


1905 


68 590 


65 588 


76 749 


74 331 


169 711 


49 082 


504051 


1906 


68 734 


65 848 


76 969 


74 849 


170 133 


49 432 


505 965 


1907 


68 856 


64 262 


76 672 


74 967 


169 246 


49 770 


503 773 


1908 


68 958 


64 500 


77 051 


75 294 


169 597 


49 938 


505 838 


1909 


68 938 


64 929 


77 178 


75 605 


170 054 


50 093 


506 797 


1910 


69 096 


65 122 


77 283 


75 899 


170111 


50 235 


507 746 


1911 


69 133 


65 294 


77 366 


76178 


170 125 


50 363 


508 459 


1912 


69149 


65 444 


77 426 


76 718 


170 098 


50 585 


509 420 


1913 


69144 


65 571 


77 464 


76 870 


170 028 


50 710 


509 787 


1914 


69117 


65 677 


77 479 


76 997 


169 917^ 


50 818 


510 005 


1915 


' 69 069 


65 762 


77 472 


77 101 


169 765 


50 911 


510 080 


1916 


68 999 


65 824 


77 643 


77 178 


169 570 


50 986 


510 200 


1917 


68 908 


65 864 


77 392 


77 231 


169 333 


51046 


509 774 


1918 


68 796 


65 883 


77 318 


77 260 


169 055 


51 089 


509 401 


1919 


68 662 


65 880 


77 222 


77 264 


168 734 


51115 


508 877 


1920 


68 507 


65 855 


77103 


77 244 


168 172 


51125 


508 006 


1921 


68 331 


65 809 


77 062 


77 199 


167 968 


51119 


507 488 


1922 


68133 


65 740 


76 799 


77 130 


167 522 


51096 


506 420 


1923 


67 914 


65 650 


76 613 


77 035 


167 035 


51057 


505 304 


1924 


67 673 


65 538 


76 405 


76 917 


166 505 


51001 


504 039 


1925 


67 411 


65 404 


76175 


76 773 


165 934 


50929 


502 626 


192(3 


67 128 


65 248 


75 922 


76 605 


165 320 


50850 


501 073 


1927 


66 824 


65 071 


75 647 


76 413 


164 665 


50 735 


499 355 



*) Wegen der in Rechnung gebrachten Araortisationsquoten sowie 
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Version) der Obligationen der seolis grossen Gesellscliaften f&r 
Kechnmig^). 



Jahr 


Nord 


08t 


West 


Orleans 


P.-L.-M. 


Süd 


Zu- 
sammen 








in 


1000 Francs 




1928 


66498 


64 871 


75 350 


76196 


163 968 


50 614 


497 497 


1929 


66151 


64 650 


75 030 


75 954 


163 230 


50 476 


495 491 


1930 


65 782 


64 407 


74 688 


75 688 


162 449 


50 321 


493 835 


1931 


65 892 


64142 


74 324 


75 397 


161 626 


50151 


491034 


1932 


64 981 


63 856 


73 937 


75 081 


160 762 


49 968 


488 580 


1988 


64 548 


68 547 


73 528 


74 741 


159 856 


49 760 


485 980- 


1984 


64 094 


68 217 


73 096 


74 876 


158 908 


49 540 


483 231 


1935 


63 618 


62 865 


72 642 


78 987 


157 918 


49 803 


480 883 


1986 


63122 


62 491 


72166 


73 573 


156 886 


49 050 


477 288 


1937 


62 603 


62 096 


71668 


73135 


155 812 


48 781 


474 095 


1938 


62 064 


61678 


71147 


72 671 


154 697 


48 495 


470 752 


1939 


61503 


61239 


70 604 


72184 


158 540 


48 192 


467 262 


1940 


60 921 


60 778 


70 038 


71671 


152 341 


47 874 


468 623 


1941 


60 317 


60 295 


69 450 


71184 


151 098 


47 538 


459 832 


1942 


59 692 


59 790 


68 840 


70 573 


149 817 


47 187 


455 899 


1943 


59 046 


59 264 


68 207 


69 987 


148 492 


46 819 


451 815 


1944 


58 378 


58 716 


67 551 


69 876 


147 125 


46 434 


447 580 


1946 


57 689 


58146 


66 875 


68 741 


145 717 


46 083 


443 201 


1946 


56 979 


57 554 


66175 


68 081 


144 267 


45 616 


438 672 


1947 


1 56 247 


56 940 


65 453 


67 396 


142 775 


45 182 


433 993 


1948 


55 494 


56 304 


64 709 


66 687 


141 241 


44 732 


429 167 


1949 


54 720 


55 647 


63 942 


65 958 


139 465 


44 265 


423 992 


1950 


53 924 


54 968 


63153 


65 195 


137 747 


43 782 


418 769 


1951 


— 


54167 


62 341 


64 412 


136 088 


43 282 


360 290 


1952 


— 


53 544 


61808 


68 605 


134 386 


42 766 


356 109 


1958 


— 


52 800 


60 652 


62 773 


132 643 


42 234 


351 102 


1954 


— 


52 397 


59 773 


61916 


180 858 


41685 


846 629 


1955 


— 


— 


58 872 


61034 


129 081 


41119 


290 056 


1956 


— 


— 


54 868 


61029 


127 162 


40 538 


283 597 


1957 


— 


— 


— 


— 


125 252 


40 630 


165 882 


1958 
1959 


— 


— 


— 


— 


124 218 


— 


124 218 


1960 


— 


— 


— 


— 


— 


— 


— 



der Prozentsätze der Verzinsung cf. oben S. 510. 
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3. Künftiges Erfordernis an Zinsen, Tilgung und Hinimal- 

der sechs grossen Gesellschaften 



Jahr 


Nord 


Ost 


West 


Orleans 


P.-L.-M. 


sad 


Zu- 
sammen 








in 


1000 Francs 






1894 


91309 


79173 


81412 


101 886 


203 770 


57 026 


614 576 


1895 ' 


92 284 


80 013 


82 249 


102 624 


204 890 


57 559 


619 619 


1896 


93 236 


80 835 


83 069 


103 343 


205 973 


58 075 


624 531 


1897 


94166 


81636 


88 869 


104 042 


207 017 


58 576 


629 306 


1898 1 


95 073 


82 416 


84 650 


104 723 


208022 


59 063 


633 947 


1899 


95 622 


83177 


85 413 


105 384 


208 990 


59 530 


688116 


1900 


96 149 


83918 


86157 


106 027 


209 919 


59 982 


642 152 


1901 , 


96 652 


84 637 


86 883 


106 650 


210 809 


60419 


646 050 


1902 


97 134 


85 338 


87 590 


107 253 


211 661 


60 840 


649 816 


1903 


97 557 


86 018 


88 278 


107 838 


212475 


61346 


658 512 


1904 1 


97 800 


86 677 


88 540 


108 403 


213 251 


61635 


656 806 


1905 


98 018 


86 957 


88 784 


108 950 


213 711 


62009 


658429 


1906 


98 210 


87 218 


89 009 


109 476 


214133 


62 866 


660412 


1907 


98 375 


85 628 


88 715 


109 600 


213 246 


62 707 


658 271 


1908^) 


98 516 


85 859 


89 096 


109 930 


213 967 


62 877 


660 245 


1909 


98 530 


86 277 


89 223 


110 241 


214 779 


63030 


662 080 


1910 


98 717 


86 454 


89 325 


110 533 


215 177 


63168 


668 374 


1911 


98 879 


86 607 


89 404 


110 806 


215 516 


68 285 


664 497 


1912 


98 816 


86 734 


89 458 


111 338 


215 800 


63 497 


665 643 


1913 


98 827 


86 834 


89 489 


111479 


216 026 


63 610 


666 265 


1914 


98 811 


86 908 


89 494 


111591 


216 196 


68 704 


666 704 


1915 


98 770 


86 958 


89 476 


111679 


216 811 


63 779 


666 978 


1916 


98 702 


86 981 


89 629 


111 736 


216 367 


63 834 


667 249 


1917 


98 609 


86 977 


89 368 


111766 


216 367 


63 872 


666 959 


1918 


98490 


86 949 


89 277 


111770 


216 311 


63 889 


666 686 


1919 


98 344 


86 895 


89162 


111745 


216 197 


63887 


666 230 


1920 


98173 


86 814 


89 022 


111 694 


215 828 


63 867 


665 398 


1921 


97 977 


86 709 


88 959 


111615 


215 801 


63 828 


664 889 


1922 


97 753 


86577 


88 671 


111 509 


215 518 


63 769 


663 797 


1923 


97 505 


86 419 


88 459 


111 374 


215 179 


63 691 


662 627 


1924 


97 229 


86 236 


88 223 


111 214 


214 782 


63 594 


661278 


1925 


96 929 


86 027 


87 964 


111024 


214 330 


63 478 


659 752 


1926 


96 602 


85 791 


87 679 


110 808 


213 819 


63 853 


658 052 


1927 


96 250 


85 631 


87 370 


110 565 


213 253 


63189 


656 268 



*) Hier und in den folgenden Jahren Einfluß des Beginns der 
Aktientilgung bei P.-L.-M. und der nach Abschluß der Bauperioden 
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dividende für die Aktien und Obligationen (ohne Konversion) 
für deren eigene Rechnung. 



Jahr 


Nord 


Ost 


West 


Orleans 


P.-L..M. 


Süd 


Zu- 

sammen 








in 


1000 Francs 






1928 


95 872 


85 440 


87 038 


110 294 


212 630 


63 016 


654 290 


1929 


95 468 


85 219 


86 680 


109 995 


211 951 


62 824 


652 137 


1930 


95 037 


84 969 


86 299 


109 670 


211 215 


62 612 


649 802 


1931 


94 581 


84 689 


85 894 


109 316 


210 421 


62 382 


647 288 


1932 


94 099 


84 379 


85 464 


108 936 


209 572 


62182 


644 582 


1933 


93 591 


84 039 


85 010 


108 528 


208 666 


61864 


641698 


1984 


93 057 


83 670 


84 532 


108 093 


207 703 


61576 


638 631 


1935 


92 496 


83 270 


84030 


107 631 


206 684 


61269 


635 380 


1936 


91911 


82 841 


83 503 


107 141 


205 607 


60 943 


631 946 


1937 


91299 


82 383 


82 953 


106 625 


204 474 


60 598 


628 382 


1938 


90 662 


81894 


82 377 


106 079 


203 285 


60 234 


624 531 


1939 


89 998 


81375 


81779 


105 507 


202 039 


59 850 


620 548 


1940 


89 299 


80 827 


81155 


104 907 


200 737 


59 448 


t)16 373 


1941 


88 593 


80 249 


80 508 


104 280 


199 375 


59 026 


612 031 


1942 


87 852 


79 640 


79 836 


103 625 


197 961 


58 586 


607 500 


1943 


87 085 


79 003 


79140 


102 943 


196 488 


58127 


602 786 


1944 


86 291 


78 336 


78 419 


102 233 


194 958 


57 648 


597 885 


1945 


85472 


77 638 


77 676 


101 497 


193373 


57150 


592 806 


1946 


84628 


76 911 


76 908 


100 732 


191 730 


56 684 


587 543 


1947 


83 756 


76 154 


76115 


99 939 


190 031 


56 097 


582 092 


1948 


82 860 


75 366 


75 299 


99120 


188 275 


55 543 


576 463 


1949 


81937 


74 550 


74 457 


98 273 


186 262 


54968 


570 447 


1950 


81135 


71838 


73 592 


97 398 


184 293 


54375 


562 631 


1951 


— 


63 219 


72 702 


96 504 


182 867 


53 762 


468 554 


1952 


— 


62 596 


72 068 


88 205 


180 384 


53131 


456 384 


1953 


— 


61852 


66 952 


87 373 


178 375 


52 481 


447 033 


1954 


— 


61449 


66 073 


86 516 


158 858 


51811 


424 707 


1955 


— 


— 


65172 


85 634 


157 031 


51027 


358 864 


1956 


— 


— 


61168 


85 629 


155 162 


46 788 


348 747 


1957 


— 


— 


— 


— 


153 252 


46 880 


200 132 


1958 


— 


— 


— 


— 


152 218 


6 250 


158 468 


1959 


— 


— 


— 


— 


— 


6 250 


6 250 


1960 


— 


— 


— 


— 


— 


6 250 


6 250 



höheren Amortisationsquoten der Obligationen aller Gesellschaften; cf. 
S. 477 und 510. 
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4. Hatmassliche künftige Betriebsäbersoliüsse der 



Jahr 


, Nord 


Ost 


West 


Orleans 


P.-L..M. 


Süd 


Zu- 
sammen 




^ 

in 1000 Francs 


1894 


95 321 


54 900 


60 552 


85 667 


176 239 


39 404 


512 083 


1895 


96 821 


55 410 


61 158 


86 626 


177 561 


39 857 


517 433 


1896 


98 321 


55 925 


61770 


87 596 


178 892 


40 315 


522819 


1897 


99 821 


56 445 


62 388 


88 577 


180 234 


40 779 


528244 


1898 


101 321 


56 970 


63 012 


89 569 


181 586 


41288 


583 746 


1899 


102 821 


57 500 


63 642 


90 572 


182 948 


41768 


539 246 


1900 


104 321 


58 035 


64 278 


91586 


184 320 


42 243 


544 783 


1901 


105 821 


58 575 


64 921 


92 612 


185 702 


42 729 


550 360 


1902 


1 107 321 


59120 


65 570 


93 649 


187 095 


43 220 


555 975 


1903 


109 253 


59 670 


66 226 


94 698 


188^99 


43 717 


562 063 


1904 


112 220 


60 225 


66 888 


95 759 


189 912 


44 220 


569 224 


1905 


114 240 


60 785 


67 557 


96 832 


191 337 


44 728 


575 479 


1906 


116 296 


61350 


68 233 


97 916 


192 772 


45 242 


581809 


1907 


118 389 


61920 


68 915 


99 013 


194 218 


45 762 


588 217 


1908 


1 120 520 


62 496 


70 293 


100 122 


195 674 


46 288 


595 393 


1909 


122 689 


63 558 


71699 


101 243 


198 609 


46 820 


604 618 


1910 


124 897 


64 638 


73 133 


102 377 


201 588 


47 358 


613 991 


1911 


127 145 


65 737 


74 596 


103 524 


204 612 


47 903 


623 517 


1912 


129 434 


66 854 


76 088 


105 594 


207 682 


48 861 


634 513 


1913 


131 764 


67 990 


77 610 


107 706 


210 797 


49 838 


645 705 


1914 


134 136 


69 146 


79162 


109 860 


213 959 


50 835 


657 098 


1915 


136 550 


70 321 


80 745 


112 057 


217 168 


51852 


668 693 


1916 


139 008 


71516 


82 360 


114 298 


220 426 


52 889 


680 497 


1917 


141 510 


72 732 


84 007 


116 584 


223 732 


53 947 


692 512 


1918 


144 057 


73 968 


85 687 


118 916 


227 088 


55 026 


704 742 


1919 


146 650 


75 225 


87 401 


121 294 


230 494 


56126 


717 190 


1920 


149 290 


76 504 


89149 


123 720 


233 952 


57 248 


729 863 


1921 


151 977 


77 804 


90 932 


126 194 


237 461 


58 393 


742 761 


1922 


154 712 


79127 


92 751 


128 718 


241 023 


59 561 


755 892 


1923 157 497 1 


80 472 


94 606 


131 292 


244 638 


60 752 


769 257 


1924 ' 


160 332 


81840 


96 498 


133 918 


248 308 


61967 


782 863 


1925 


163 218 


83 231 


98 428 


136 596 


252 032 


63 206 


796 711 


1926 


166 156 


84 646 


100 397 


139 328 


255 813 


64 470 


810810 


1927 

11 


169 147 


86 085 


102 405 


142 114 


259 650 


65 759 


825 160 



') Wegen der zur Fortschreibung der Betriebsüberschüsse von 1893 
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sechs grossen Gesellsohaften (ohne Konversion) ^). 



Jahr 


Nord 


Ost 


West 


Orleans 


P.-L.-M. 


Süd 


Zu- 
sammen 




i 




in 1000 Francs 




1 
1928 172192 


87 548 


104453 


144 956 


263 545 


67 074 


839 768 


1929 '175 291 


89 036 


106 542 


147 855 


267 498 


68415 


854687 


1930 '; 178 446 


90 550 


108 673 


150 812 


271 510 


69 783 


869 774 


1931 181658 


92 089 


110 846 


153 828 


275 583 


71179 


885 183 


1932 ,184 928 


93 656 


113 063 


156 904 


279 717 


72 602 


900 870 


1938 


; 188 257 


95 248 


115 324 


160 042 


283 913 


74054 


916 838 


1934 


-191646 


96 867 


117 630 


163 243 


288 171 


75 535 


938 092 


1935 


195 096 


98 514 


119 983 


166 508 


292 494 


77 046 


949 641 


1936 


198 608 


100 189 


122 383 


169 838 


296 881 


78 587 


966 486 


1937 


202 183 


101 892 


124 831 


173 235 


301 335 


80159 


983 635 


1938 


205 822 


103 624 


127 328 


176 700 


305 855 


81762 


1 001 091 


1939 


209 527 


105 386 


129 875 


180 234 


310 442 


83 397 


1 018 861 


1940 


213 298 


107 178 


132 472 


183 839 


315 099 


85 065 


1 036 951 


1941 


217 137 


109 000 


135 131 


187 516 


319 826 


86 766 


1 055 376 


1942 


j 221 045 


110 853 


137 834 


191 266 


304 623 


88 501 


1 074 122 


1943 


225 024 


112 738 


140 591 


195 091 


329 492 


90 271 


1 098 207 


1944 


229 074 


114 654 


143 403 


198 993 


334 435 


92 076 


1112 685 


1945 


233 197 


116 603 


146 271 


202 973 


339 451 


93 918 


1 132 418 


1946 


237 394 


118 585 


149 196 


207 032 


344 543 


95 796 


1 152 546 


1947 


241 667 


120 601 


152 180 


211 173 


849 711 


97 712 


1 173 044 


1948 


246 017 


122 651 


155 224 


215 396 


354 957 


99 666 


1193 911 


1949 


250445 


124 736 


158 328 


219 704 


360 381 


101 659 


1 215 158 


1950 


254 953 


126 856 


161 495 


224 098 


365 688 


108 692 


1 286 782 


1951 


j — 


129 012 


164 725 


228 580 


371 171 


105 766 


999 254 


1952 1 — 


131 205 


168 019 


233 152 


376 738 


107 881 


1 016 995 


1953 i - 


133 435 


171 379 


237 815 


382 389 


110 089 


1 035 057 


1954 ! — 


135 703 


174 807 


242 571 


388 125 


112 240 


1053446 


1955 — 


— 


178 303 


247 422 


398 947 


114 485 


934 157 


1956 ' - 


— 


181 869 


252 370 


399 856 


116 775 


950 870 


1957 - 


— 


— 


— 


405 854 


119 110 


524 964 


1958 - 


— 


— 


— 


411941 


121 492 


538 433 


1959 || - 


— 


— 


— 


— 


123 922 


123 922 


1960 












126 400 


126 400 



(cf. S. 584 Anm. 1) angewendeten Faktoren cf. S. 529, auch S. 511 ff. 
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5. Differenz zwischen den künftigen BetriebsübersoMssen und 
(-|- = Nettottberschasg; — = Garantie« 



Jahr 


Nord 


Ost 


West 


Orleans 


P. 


-L.-M. 


Süd 


Zu- 
sammen!) 




in 1000 Francs 


1894 


+ 


4 012 


- 24 273 


__ 


20 860 





16 219 





27 531 


- 17 622 


-102 493 


1895 


+ 


4587 


- 24 603 


- 


21091 


- 


15 998 


— 


27 329 


- 17 702 


-102186 


1896 


+ 


5 086 


- 24910 


- 


21299 


— 


15 747 


— 


27 081 


- 17 760 


- 101 712 


1897 


+ 


5 655 


- 25191 


- 


21481 


- 


15 465 


- 


26 783 


- 17 797 


- 101 062 


1898 


4- 


6 248 


- 25 446 


- 


21688 


- 


15164 


- 


26436 


- 17 775 


- 100 201 


1899 


+ 


7199 


- 26 677 


- 


21771 


— 


14 812 


— 


26 042 


- 17 767 


- 98 870 


1900 


+ 


8172 


- 25 883 


- 


21879 


— 


14 441 


— 


25 599 


- 17 739 


- 97 869 


1901 


-{- 


9169 


- 26 062 


- 


21962 


- 


14 038 


- 


25107 


— 17 690 


- 95 690 


1908 


+ 


10187 


- 26 218 


- 


22 020 


- 


13 604 


- 


24 666 


— 17 620 


- 98 841 


1903 


+ 


11696 


— 26 318 


- 


22 052 


— 


13140 


— 


23 976 


- 17 629 


— 91449 


1904 


+ 


14420 


- 26 452 


- 


21652 


- 


12 644 


— 


23 839 


- 17 415 


- 87 082 


1905 


+ 


16 222 


- 26172 


- 


21227 


— 


12118 


— 


22 374 


- 17 281 


- 82950 


1906 


+ 


18 086 


- 25 868 


- 


20 776 


— 


11560 


— 


21861 


- 17124 


- 78 608 


1907 


+ 


20 014 


- 23 708 


- 


19 800 


— 


10 587 


— 


19 028 


- 16945 


- 70054 


1908 


+ 


22 004 


- 23 363 


- 


18 803 


- 


9 808 


- 


18 293 


- 16 689 


— 64 862 


1909 


+ 


24159 


- 22 719 


- 


17 524 


- 


8 998 


— 


16170 


- 16 210 


- 67462 


1910 


+ 


26180 


- 21816 


- 


1619i 


— 


8156 


— 


13 589 


- 16 810 


- 49383 


1911 


+ 


28 266 


- 20 870 


- 


14 808 


- 


7 282 


— 


10 904 


- 15 382 


- 40980 


1918 


+ 


30 618 


- 19 880 


— 


13 370 


- 


6 744 


— 


8 118 


- 14 686 


- 31180 


1918 


+ 


32 987 


- 18 844 


- 


11879 


~ 


3 773 


— 


5 229 


- 13 772 


- 20560 


1914 


'^)-f 


35 325 


- 17 762 


- 


10 332 


— 


1731 


•^)- 


2 237 


— 12 869 


- 9606 


1915 


+ 


87 780 


- 16 637 


- 


8 731 


+ 


378 


+ 


857 


- 11927 


H- 1720 


1916 


+ 


40 806 


- 15 465 


- 


7 269 


-f 


2 562 


+ 


4 069 


- 10945 


4- 13 248 


1917 


+ 


42 901 


- 14 245 


- 


5 361 


H- 


4 818 


+ 


7 365 


- 9 926 


+ 25 668 


1918 


+ 


45 567 


- 12 981 


- 


3 590 


-r 


7 146 


+ 


10 777 


- 8 863 


+ 88066 


1919 


4- 


48 306 


- 11670 


- 


1761 


+ 


9 649 


+ 


14 297 


- 7 761 


+ 60 960 


1920 


+ 


51117 


- 10 310 


+ 


127 


-i- 


12 026 


+ 


18124 


- 6 619 


+ 64466 


1921 


+ 


54 000 


- 8 905 


+ 


1973 


+ 


14 579 


+ 


21660 


- 6485 


-f 77 872 


1922 


+ 


56 959 


- 7 450 


+ 


4 080 


+ 


17 209 


+ 


26 606 


- 4208 


-f 92096 


1923 


+ 


59 992 


- 5 947 


+ 


6147 


+ 


19 918 


+ 


29 459 


- 2 939 


+ 106 630 


1924 


+ 


68103 


- 4 396 


+ 


8 275 


+ 


22 704 


+ 


33 526 


- 1627 


+ 121686 


1925 


+ 


66 289 


- 2 796 


+ 


10 464 


H- 


25 572 


-f 


37 702 


- 272 


+ 136 969 


1926 


-f 


69 554 


- 1 145 


+ 


12 718 


+ 


28 620 


+ 


41994 


+ 1117 


+ 162 758 


1927 


+ 


72 897 


-1- 454 


+ 


15 035 


+ 


81549 


+ 


46 397 


-r 2 570 


+ 168 902 



1} In der letzten Spalte („zusammen*) bedeutet das Minuszeichen ni cht Garantie- 
bedarf , sondern nar das Detizit der Kapitallasten gegenüber einer OeneralbÜanz für 
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EapitaUasten, inkl. den Mnimaldividenden (ohne Konversion). 
bedarf der einzelnen GeselUehaften) *). 



Jahr 


Nord 


Ost 


West 


Orlöans 


P.-L.-M. 


Süd 


Zu- 

saniinen I) 




in 1000 Francs 


1928 


+ 76 320 


+ 


2108 


+ 


17 415 


+ 31662 


+ 50 915 


+ 


4 058 


+ 185 478 


1929 


+ 79 823 


+ 


3 817 


+- 


19 862 


+ 37 860 


+ 56 517 


+ 


5 591 


+ 202 500 


1930 


+ 83 409 


+ 


5 681 


+ 


22 874 


+ 41142 


+ 60 295 


+ 


7171 


+ 219 972 


1931 


-f- 87 077 


+ 


7 400 


+ 


24 952 


+ 44 512 


+ 65162 


+ 


8 797 


+ 237 900 


1932 


■4- 90 829 


+ 


9 277 


-f 


27 599 


+ 47 968 


+ 70145 


+ 


10 470 


+ 256 288 


1933 


1+ 94 666 


+ 


11209 


+ 


30 314 


+ 51514 


+ 75 247 


-f 


12190 


+ 275 140 


1934 


-f 98 589 


8) + 13 197 


-f 


33 098 


+ 55150 


+ 80 468 


+ 


13 959 


+ 294 461 


1935 


' -f- 102 600 


+ 


15 244 


2)4- 


- 35 953 


+ 58 877 


+ 85 810 


+ 


15 777 


+ 314 261 


1936 


! + 106 697 


+ 


17 318 


+ 


38 880 


+ 62 697 


+ 91274 


+ 


17 644 


+ 334 540 


1937 


+ 110 884 


+ 


19 509 


-f 


41 878 


+ 66 610 


+ 96 861 


+ 


19 561 


+ 355 303 


1938 


4- 115 160 


-f 


21730 


+ 


44 951 


+ 70 621 


+ 102 570 


+ 


21628 


+ 376 560 


1939 


+ 119 529 


+ 


24011 


+ 


48 096 


+ 74 727 


+ 108 403 


+ 


23 547 


+ 398 313 


1940 


+ 123 999 


+ 


26 351 


-f 


51317 


+ 78 932 


+ 114 362 


+ 


25 617 


+ 420 578 


1941 


+ 128 544 


+ 


28 751 


-H 


54 623 


+ 83 286 


+ 120 451 


+ 


27 740 


+ 443 345 


1942 


+ 133 198 


+ 


31213 


+ 


57 998 


+ 87 641 


+ 126 662 


+ 


29915 


+ 466 622 


1943 


+ 137 939 


+ 


33 735 


+ 


61451 


+ 92148 


+ 133 004 


+ 


32 144 


+ 490 421 


1944 


+ 142 783 


+ 


36 318 


+ 


64984 


+ 96 760 


+ 139 477 


-f 


34428 


+ 51 1 750 


1945 


i + 147 725 


+ 


38 965 


+ 


68 595 


+ 101 476 


+ 146 078 


+ 


86 768 


+ 539 607 


1946 


+ 15i766 


+ 


41674 


+ 


72 288 


-V 106 300 


+ 152 813 


+ 


89162 


+ 565 008 


1947 


+ 157 911 


+ 


44 417 


+ 


76 065 


+ 111 234 


+ 159 680 


+ 


41615 


+ 590 952 


194« 


+ 163157 


+ 


47 285 


+ 


79 925 


+ 116 276 


+ 166682 


+ 


44 12s 


+ 617 418 


1949 


+ 168 508 


+ 


50186 


+ 


83 871 


-H 121431 


+ 174 019 


+ 


46 691 


+ 6U706 


1950 


+ 173818 


+ 


55 018 


+ 


87 908 


+ 126 700 


+ 181 395 


4- 


49 317 


+ 674 151 


1931 


- 


+ 


65 793 


+ 


92 028 


+ 132076 


+ 18S804 


+ 


52 004 


+ 530 700 


1952 


- 


+ 


68 609 


4- 


95 951 


+ 144 947 


+ 196 354 


+ 


64 750 


+ 560 611 


1953 


- 


+ 


71583 


+ 104 427 


+ 150 442 


+ 204 014 


+ 


67 558 


+ 588 024 


1954 


1 - 


-h 


74 251 


+ 108 734 


+ 156 055 


+ 229 267 


+ 


60 429 


+ 628 739 


1955 


- 




- 


+ 


L13 131 


+ 161 788 


+ 236 916 


+ 


63 458 


+ 575 293 


1956 


- 




- 


+ 120 701 


a)+166 741 


+ 244 694 


+ 


69 987 


+ 602 123 


1957 


i - 




- 




- 


- 


+ 252 602 


4- 


72 230 


+ 324 882 


1958 


1 




- 




- 


- 


+ 259 723 


+ 115 242 


+ 374 965 


1959 


- 




- 




- 


- 


- 


+ 117 672 


+ 117 672 


1960 
















2)+120 150 


+ 120 150 



alle Gesellschaften. — 2) Letztes Jahr der Garantiedauer. 
Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 



35 
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Zukünftiges Erfordernis an Zinsen und Tilgung der Obli* 

Orleans- und P.-L.-M.-Conipagnie 



Jahr 


Zins- und Tilgungs- 

erfordernis der 

Obligationen 


Gegen die gesamte Kapital- 
last Garantiebedarf ( — ) 
bezw. Nettoüberschuß (-f) 


Für sämtliche 
Gesell- 
schaften') 
Defizit (— ), 




Orleans 


P.-L.-M. 


Orleans 


P.-L.-M. 


Nettoüber- 
schuß (+) 


1894 


; 67 551 


159 770 


— 16 219 


- 27 531 


— 102 493 


1895 


68 249 


160 890 


— 15 998 


- 27 329 


— 102186 


1896 


68 931 


161 973 


- 15 747 


— 27 081 


— 101 712 


1897 


69 596 


163 017 


- 15 465 


- 26 783 


— 101 062 


1898 


70 245 


164 022 


— 15 154 


— 26 436 


— 100 201 


1899 


70 878 


164 990 


- 14 812 


— 26 042 


- 98870 


1900 


71 495 


165 919 


— 14441 


- 25 599 


— 97 369 


1901 


72 095 


166 809 


— 14 038 


— 25 107 


- 95 690 


1902 


72 678 


167 661 


— 13 604 


— 24 566 


— 93 841 


1903 


73 245 


168 475 


— 13140 


— 23 976 


— 91449 


1904 '. 


73 796 


169 251 


- 12 644 


- 23 339 


— 87 082 


1905 


74 831 


169 711 


— 12118 


— 22 374 


— 82 950 


1906 


74 849 


170 133 


— 11 560 


— 21 361 


— 78 603 


1907 


70 326 


158 636 


— 5 946 


— 8 418 


- 54803 


1908 


70 671 


159 067 


— 5185 


- 7 763 


- 49 699 


1909 


71001 


159 602 


— 4 394 


- 5 718 


— 42 406 


1910 1 


71317 


159 769 


— 3 574 


— 3 247 


- 34459 


1911 


71617 


159 899 


— 2 721 


— 578 


- 26 093 


1912 


67 643 


149 883 


-h 3 331 


+ 12 097 


- 1840 


1913 


67 907 


150 057 


+ 5 190 


+ 14 742 


+ 8 374 


1914 


68149 


150 197 


+ 7 117 


+ 17 483 


+ 18 962 


1915 


68 371 


150 302 


+ 9108 


-h 20 320 


+ 29 913 


1916 


68 573 


150 373 


+ 11167 


+ 23 256 


+ 41050 


1917 


68 755 


150 408 


+ 13 294 


-1- 26 290 


+ 52 954 


1918 


68 915 


150408 


+ 15 491 


-f 29 424 


4- 65 048 


1919 


69 055 


150 374 


+ 17 758 


+ 32 657 


+ 77 529 


1920 


69175 


150 305 


+ 20 095 


-f 35 991 


+ 90 401 


1921 


69 274 


150 200 


"f 22 504 


-f 39 428 


+ 103 565 


1922 


69 353 


150 061 


+ 24 986 


+ 42 966 


4- 117 333 


1923 


69 411 


149 888 


+ 27 542 


+ 46 606 


+ 131 401 


1924 


69 449 


149 679 


+ 30 172 


-f 50 352 


+ 146 879 


1925 ' 


69 466 


149 435 


+ 32 879 


+ 54 201 


+ 160 765 


1926 


69 463 


149 157 


+ 35 662 


+ 58 157 


+ 176 063 


1927 


69 439 


148 843 


+ 38 523 


+ 62 219 


+ 191698 



n Für Nord, Ost, West und Süd ohne, für Orleans und P.-L.-M. mit Konver- 
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gationen, sowie Garantiebedarf bezw. NettoüberscMsse der 
nach event. Eonversion. 



Jahr 


Zins- und Tilgungs- 
erfordernis der 
Obligationen 


Gegen die gesamte Kapital- 
last Garan^iebedarf (— ) 
bezw. Nettoüberschuß (+ ) 


Für sämtliche 
Gesell- 
schaften^) 
Defizit (— ), 




' Orleans 


P. L.-M. 


Orleans 


P.-L.-M. 


Nettoüber- 
schuß (+) 


1928 


1 69 395 


148 495 


+ 41463 


-h 66 388 


+ 207 752 


1929 


69 330 


148112 


+ 44 484 


+ 70 665 


+ 223 242 


1930 


1 69 245 


147 693 


+ 47 585 


+ 75 051 


+ 241 171 


1931 


1 69139 


147 241 


4- 50 770 


4- 79 547 


f 258 543 


1932 


' 69 013 


146 753 


+ 54 036 


-h 84154 


+ 276 365 


1983 


68 866 


146 230 


+ 57 389 


+ 88 878 


+ 294 641 


1934 


' 68 699 


145 673 


+ 60 827 


+ 93 703 


+ 313 473 


1935 


' 68 511 


145 080 


-^ 64 353 


+ 98 648 


+ 332 575 


1936 


68 303 


144 453 


+ 67 967 


+ 103 707 


4- 352 243 


1937 


j 68 074 


143 791 


+ 71671 


+ 108 882 


+ 372 385 


1938 


67 825 


143 094 


+ 75 467 


-f 114173 


+ 393 009 


1939 


1 67 555 


142 362 


+ 79 856 


+ 119 581 


+ 414 120 


1940 


67 265 


141 595 


-f 88 388 


+ 125108 


+ 435 730 


1941 


66 954 


140 793 


+ 87 416 


+ 130 756 


+ 457 830 


1942 


66 623 


139 957 


+ 91591 


+ 136 522 


+ 480432 


1943 


66 271 


139 085 


+ 95 864 


+ 142 411 


4 503 544 


1944 


65 899 


138 179 


+ 100 237 


+ 148 423 


+ 527 173 


1945 


' 65 506 


137 288 


-h 104 711 


+ 154 557 


+ 551 321 


1946 


65 093 


136 262 


+ 109 288 


+ 160 818 


+ 575 996 


1947 


64 659 


135 251 


+ 113 971 


+ 167 204 


+ 601 213 


1948 


64 204 


134 205 


+ 118 759 


+ 173 718 


+ 626 967 


1949 


63 730 


133 124 


+ 123 654 


+ 180 360 


-f 653 270 


1950 


63 234 


131 759 


+ 128 661 


+ 187 383 


+ 682 100 


1951 


! 62 719 


130 608 


+ 133 769 


+ 194 284 


+ 587 873 


1952 


62182 


129 423 


+ 146 370 


+ 201 317 


+ 566 997 


1953 


61 626 


128 203 


+ 151 589 


+ 208 454 


+ 593 611 


1954 


61048 


126 948 


+ 156 923 


+ 238 177 


+ 638 517 


1955 


60 451 


125 658 


+ 162 371 


+ 240 289 


+ 579 249 


1956 


60 732 


124 333 


+ 167 038 


4- 247 523 


+ 605 249 


1957 





122 974 


— 


+ 254 880 


+ 327 110 


1958 


— 


122 498 


— 


-f 261448 


+ 376 685 


1959 








— 


— 


+ 117 672 


1960 


— 


— 


— 


— 


+ 120150 



sion der Obligationen. - Defizit hier nicht gleich Üarantiebedarf; cf. S. »U Anm.i . 
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Bevor wir das Fazit aus unseren vorstehenden Rechnungs- 
übersichten ziehen, sind über diese selbst, namentlich aber über 
den schließlich sich herausstellenden Betriebsüberschuß 
einige Erläuterungen vorauszuschicken. 

Obschon wir nach unserer eingehenden Darlegung der 
Verhältnisse der einzelnen Gesellschaften am Schluß des Jahres 
1893 und der daraus sich bei äußerster Vorsicht ergebenden 
Grundl gen für eine Schätzung der Zukunft, die es jedem ermög- 
lichen, die Rechnung im einzelnen selbst aufzumachen, uns füglich 
damit hätten bescheiden können, nur das Endresultat: die 
durchschnittlichen Defizits bezw. Ueberschüsse und die für 
die staatliche Zinsgarantie daraus sich ergebenden Schluß- 
folgerungen zusammenzustellen, hielten wir es dennoch für er- 
sprießlich, durch die Veranschaulichung der von Jahr zu Jahr 
fortgeschriebenen Zahlenreihen sinnfällig zu zeigen, wie jenes 
Schlußresultat bei durchschnittlichem mäßigen Steigen 
der Betriebsüberschüsse erreicht wird, und zu welchen Summen 
dieses mäßige Steigen der letzteren trotz seines niedrigen An- 
satzes in einem Zeiträume von 60 Jahren führen muß. 

Gerade aber der Betriebsüberschuß bildet, wie ersicht- 
lich, den Angelpunkt unserer Wahrscheinlichkeitsrechnung, 
wohingegen die Kapitallasten, soweit sie bis heute vorhanden 
sind, mit Sicherheit, und soweit sie durch hinzutretende 
Schulden noch vergrößert werden, mit verhältnismäßiger 
Sicherheit auch für die Zukunft berechnet werden konnten 
und nur etwaige Modifikationen in der Ansetzung der Amorti- 
sationsquoten kleine, für das Schlußresultat nicht ins Gewicht 
fallende Verschiebungen in der jährlichen Höhe jener Eapital- 
lasten verursachen könnten. 

Bei Fortschreibung des Betriebsüberschusses aber, dem, 
wie gezeigt, eigentlichen Schätzungselement der Rechnung, 
sind wir für das Jahr 1950, als dem letzten, in welchem noch 
alle sechs Gesellschaften vorhanden sein werden, auf die Summe 
von rund 1237 Millionen Frs. gelangt, welche, den Be- 
triebskoeffizienten auch für jene Zeit in der heutigen Höhe 
von durchschnittlich 50V angenommen, eine Bruttoein- 
nahme von rund 2474 Millionen Frs., d. h. etwas über eine 
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Verdoppelung der in der Gegenwart erzielten (1893: 1144 Mil- 
lionen, 1894: 1160 Millionen, 1895: 1194 Millionen Frs.) be- 
deuten würde. 

Eine Verdoppelung der Bruttoeinnahmen setzt aber minde- 
stens auch eine solche des Verkehrs voraus. Die Zunahme 
des letzteren sowie der Einnahmen aus demselben hat sich, 
das französische Hauptbahnnetz einschließlich der schwachen 
Sekundärbahnen im ganzen genommen, bis zur Gegenwart 
in den Dimensionen und Verhältnissen vollzogen, wie dieselben 
in der Tabelle auf S. 550 erscheinen. 

Der Personenverkehr des französischen Hauptbahn- 
netzes hat sich nach Ausweis jener Tabelle^ da von der Zunahme 
desselben seit 1865 wegen der Abtrennung der Elsaß-Lothringi- 
schen Bahnen abzusehen ist, in den 20 Jahren von 1875 bis 
1805, was die Zahl der Personenkilometer betrilBFt, mehr als 
verdoppelt und ist auch in den letzten zehn Jahren um nahezu 
die Hälfte gestiegen; es wäre also nach der 20jährigen Periode 
in weiteren 60 Jahren gegen den Stand von 1895 eine Mindest- 
zunahme der Personenkilometer von 3 x 118,8 V = 356,4 ^/o, 
und nach der letzten zehnjährigen Periode eine solche von 
6 X 49,1 ^/o = 294,6 ^/o zu erwarten, so daß die nach 60 Jahren 
zu leistenden Personenkilometer in jenem Falle das 4^/2 fache, in 
letzterem nahezu das vierfache der heutigen, d. h. über 40 Mil- 
liarden betragen würden. 

Die Zahl der Tonnenkilometer des Güterverkehrs ist 
in den 20 Jahren seit 1875 um 57 "/o, also um mehr als die 
Hälfte gestiegen, und wäre demnach in 60 Jahren eine Zu- 
nahme des heutigen von 171% zu erwarten; nach dem Er- 
gebnis der zehnjährigen Periode müßte sie sogar um 182,4 % 
steigen; die Erwartung stellt sich hier also auf das 2 ^/i fache 
des heutigen Verkehrs, was eine Summe von rund 35 bis 
36 Milliarden Tonnenkilometer ergibt. 

Je weiter nach rückwärts die Perioden, welche die Erfahrung 
darbietet, ausgedehnt werden, um so gewaltiger stellt sich die 
bisherige Zunahme des Verkehrs dar, so daß die Wahrschein- 
lichkeit sogar einer Verdreifachung der Stärke des heutigen 
Verkehrs in 60 Jahren um so weniger bezweifelt werden 
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Verkehr, Transportleistung und BrattoeinnalimeE der 
französisclieii Hanptbalmeii. 





Verkehr und Transportleistung 


Bruttoeinnahmen 




Beförderte 


Geleistete 


(exkl. Steuer) 




vom 

Per- 

sonen- 

verkehr 


vom 
Güter- 
verkehr 




Jahr, 
Periode 


Per 
sonen 


Güter- 
tonnen 


1 Per- 
sonen- 
Kilo- 

; meter 


Tonnen- 
Küo- 
meter 


über- 
haui>t *) 




Millionen 


Millionen Francs 


1865 


SU 


34,0 1 4 328,4 


5 172,2 


184,0 


314,6 


578,5 


1875 


131,8 


58,9 4 786,1 


8 136,8 


249,8 


492,9 


863,8 


1885 


214,4 


75,2 


7 025,2 


9 791,4 


324,8 


580,7 


1058.1 


1895 ^) 


333.6 


100,9 


10 471,9 


12 770,4 


413,2 


655.8 


1245,0 






Perioden zu nähme 


, absolut: 


1865/95 


252,1 


66,9 ; 7 143,5 


7 598,2 


229,2 


340,7 


666,5 


1875/95 


202,8 


42,0 5 6S5,s 


4 634,1 


163,9 


162,4 


381,T 


1885/95 


119,j 


35,7 3 446,7 


2 979;0 


88,6 


74,6 


186.9 




Durchschnittliche Jahreszunahme, absolut: 


1865/95 


8,40 


2,23 I 238.12 


253,27 


7,64 11.86 22,28 


1875/95 


10,12 


2,10 ' 284,29 


231,70 


8,20 8,12 19,08 


1885/95 


11,92 


8,57 344,67 


297,90 


8,S6 7,46 1 18,69 






Periodenzunahme 


in Prozent: 


1865/95 


311,1 


196.8 1 214,6 


146,9 


124,6 


108,8 


115,2 


1875/95 


154,2 


71,8 118,9 


57,0 


65,7 


32,9 


44,2 


1885/95 


55,6 


34,2 , 49,1 


30,4 


27,8 


12,85 


17,7 




Dur 


chschnittliche Jahreszi 


inahme in Prozent: 


1865/95 


10,87 


! 6,56 


7,15 } 4,90 


4,15 


3,6. 


3,84 


1875/95 


7,7 l 


3,56 


5,94 


2.85 


3.28 


!,•* 


2,21 


1885/95 


5,56 


3,42 


4,91 


3,04 


2,78 


1.88 


1,77 



*) Einschließlich der recettes accessoires vom Eilgut- und Fracht- 
verkehr und der recettes diverses. 

') Für die sechs großen Gesellschaften einschliefälich deren Sekundär- 
linien nach ihren Verwaltungsberichten. Für das Staatsbahnnetz sowie 
die übrigen Sekundär- und nicht konzessionierten Bahnen in der letzten 
Spalte nach dem vorläufigen Resultat im Journ. off. 1896, Nr. 96, p. 1964, 
das dem von 18i'4 fast gleich ist, in Spalte 2 bis 7 unter Ansetzung 
der Resultate von 1894 nach den Documents principaux. 
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kann, als der Maßstab fUr das Wachsen desselben, bei sonst 
gleichen Verhältnissen, nur in seiner eigenen Vergangenheit 
gesucht und gefunden werden kann. 

Da aber nicht zu leugnen ist, daß in den Anfangsjahren 
des Eisenbahnwesens die Expansionsfähigkeit des Verkehrs eine 
relativ größere und die Expansion selbst eine rapidere als 
später gewesen ist, so wollen wir nicht weiter zurückgreifen, 
sondern uns an die Daten des letzten Jahrzehnts halten und, 
selbst dessen Zunahmequotienten noch etwas vermindernd, die 
Zahl der Personen- und Tonnenkilometer, welche allein die 
großen Gesellschaften im Jahre 1895 zu leisten hatten ^), statt 



*) Die Transportleiatung der sechs großen Gesellschaften sowie die 
aus den verschiedenen Arten des Verkehrs sich ergebenden Einnahmen 
und die gesamten Brutto-Einnahmen derselben stellten sich nach ihren 
Verwaltungsberichten im Jahre 1895 folgendermaßen: 





Grande vitesse 


Pctite vitesse 


Gesamte 


Geeell- 
schaften 


Befördert« 
Personen 


Personen- 
Kilometer 


Einnahmen 
aus dem 
Personen- 
verkehr 
(exkl. 
Steuer) 


Beförderte 
Güter 


Tonnen- 
Kilometer 


Einnahmen 
aus dem 
Güter- 
verkehr 


Brutto- 
Einnahmen 
(einschl. 
Neben- 








Frs. 


t 




Frs. 


Frs. 


Nord . . . 


60427074 


1700284 802 


61355918 


24982324 


2580225460 


114 722280 


200200565 


Ost. . . . 


64522917 


1377839246 


563669B3 


14 672 175 


1668733148 


84309082 


156414 170 


West . . . 


&46e6648 


1794035037 


70718209 


9906719 


1132681935 


63856700 


161772272 


Orleans . . 


29950278 


1424635392 


61684690 


10257161 


1635431052 


91838448 


189008035 


P.-L.-M. . . 


56913537 


2621404648 


112422021 


23024687 


4304061729 


214172760 


3^369106 


Süd. . . . 


18174951 


880 797551 


35&44201 


6872837 


981244571 


56440316 


99102169 


Zusammen 


303657405 9796896676 


391250975 


89 714903 


12311377895 625338586 


1191866309 


Ks beti 


mg bei: Nord 


Ost 


West Orleans P.-L.-M. Süd 


Im 
Durch- 
schnitt 


Die durch- 


einer Person 








schnittliche 


km: 29 


25.22 


21,1 *7,ö 46 48 


32,27 


Beförde- 


1 einer Tonne 








rnngslänge 


[Güter km: 104 
pro Per- 


113,73 


114,3 l'^9 1815,,, 143,1 


137,23 


Der durch- 


sonenkilo- 








schnittliche 


meter Fr. : o,o35& 


0,0409 


0,0394 0,03,4 O.o^-sa O,o4ö4 


7 0,0399 


Transport- 


pro Tonnen- 








preis 


kilometer 










Fl 


r. : 0,0443 


0,o:,o:> 


0,05f.) f 


,n.-,eiß 0.04 


9> 0,0575 


2 0,o5US 
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mit der in der Tabelle S. 550 für das letzte Dezennium ermittelten 
Jahreszunahme von 4,9i bezw. 3,o4 % , nur mit 4 bezw. 3^/o 
und nur arithmetisch auf das Jahr 1950 fortschreiben. Dies 
geschehen, ergeben sich nach Ablauf von 55 Jahren: 31356 
Millionen Personen- und 32625 Millionen Tonnenkilometer, 
d. h. seit 1895 eine Verdreifachung jener und das 2 V« fache 
dieser; ein Ansatz, der nach den in jener Uebersicht ge- 
fundenen Zunahmezahlen durchaus nichts Unwahrscheinliches 
hat, zumal eine solche Vermehrung der Verkehrsleistung der 
Bahnen nicht auch eine entsprechende Vermehrung der ab- 
soluten, Transport erheischenden Gütermengen oder der über- 
haupt reisenden Personen zur Voraussetzung hat, da die 
Wechselbeziehungen der Menschen untereinander und der 
Austausch von Waren nicht nur von Jahr zu Jahr häufiger 
werden, sondern auch immer weitere Kreise umfassen. 

Eine gleich wichtige Frage ist die, ob oder wie das Ge- 
s amtnetz der sechs Compagnien jene wachsende Verkehrsleis- 
tung wird bewältigen können, wobei wir an unserer Voraus- 
setzung festhalten, daß eine Ausdehnung des Hauptbahnnetzes 
über die heutige Klassifikation hinaus nicht stattfinden werde. 

Das Netz der Compagnien wird, unter Hinzurechnung der 
noch keiner von ihnen zugesprochenen, aber bereits klassierten 
Linien (Ende 1894: 1376 km), etwa von dem Jahre 1910 an eine 
konstante Betriebslänge von rund 38 200 km besitzen. Im Ver- 
laufe des Jahres 1894 sind 540 km neu vollendet worden und 
konnten demnach noch so gut wie keinen Verkehr haben; 
noch zu bauen waren vom Ende desselben Jahres ab 4538 km; 
macht mit jenen 1376 km noch nicht vergebener Linien rund 
0400 km, gleich einem Fünftel des heute in Betrieb befind- 
lichen Netzes, die demnach dem heutigen Verkehr 20 ®/o werden 
hinzufügen können, ohne dadurch, ebensowenig wie das heutige 
Netz durch seinen gegenwärtigen Verkehr, in ihrer vollen 
Aufnahmefähigkeit ausgenutzt zu sein. Von den heutigen Bahn- 
linien sind des weiteren, wie wir im 14. Kapitel ^) gezeigt haben, 
über 7000 km erst von einem minimalen Verkehr in Anspruch 



') Cf. Buch I, S. 454. 
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genommen, so daß sich im ganzen über 13 000 km ergeben, 
die mit nahezu ihrer vollen Leistungsfähigkeit dem Verkehr der 
Zukunft zur Verfügung stehen. 

Wenn nun auch, wie heute so auch künftig, nicht alle 
Bahnlinien gleichmäßig am Verkehr beteiligt sein werden, dessen 
größere Hälfte sich immer auf den Hauptlinien bewegen wird, 
so wird doch den letzteren zur Bewältigung der ihnen gestellten 
Aufgabe die unvergleichlich günstige radiale Anlage des 
ganzen französischen Eisenbahnnetzes in einer Weise zu Hilfe 
kommen, daß deren Bedeutung erst in jener Zukunft nach 
ihrer ganzen Tragweite gegenständlich werden wird. 

Werfen wir einen Blick auf die Eisenbahnkarte Frank- 
reichs, so finden wir in allen Netzen neben den alten Haupt- 
routen in einiger Entfernung von denselben Bahnen herlaufend, 
welche, heute mehr oder weniger nur dem Verkehr ihrer Ge- 
gend dienend, mit geringer Mühe sich zu Durch gangslinien 
werden ausgestalten lassen : So ist Ronen sowohl auf der 
alten Bahn längs der Seine, wie über Evreux oder auf der 
rechten Seite des Flusses über Gisors zu erreichen. Von Bor- 
deaux werden nach Fertigstellung der im Bau begrifiFenen 
Strecken Güter nach Cette und Marseille sowohl auf dem 
direkten Wege über Montauban, wie über Auch-Toulouse- 
Narbonne dirigiert werden können. Der ehemalige Grand- 
Central (über Nevers und Moulins) ist, wie bereits weiter 
oben erwähnt wurde, eine Parallellinie zur alten P.-L.-M.- 
Bahn, und wird bei großem Güterandrang schon heute von 
jener Gesellschaft zur Entlastung ihrer Stammlinie benutzt. 
Im Gebiet des Orldans-Netzes gibt es neben der alten Haupt- 
trace über Poitiers eine durchgehende Verbindung über Vier- 
zon, Chateauroux, Limoges nach Bordeaux einerseits, Agen 
und Cette andererseits, und wird der letztere Hafen, nach 
Vollendung einiger schon konzessionierter Strecken im süd- 
lichen Centre, ohne daß Orleans berührt zu werden braucht, 
von Paris über Corbeil, Les Bordes, Bourges, Montlu^on zu 
erreichen sein. Neben der alten Bahn Paris -Orleans -Tours 
läuft schon heute, in geringer Entfernung zwischen ihr und 
der Staatsbahn, eine Parallellinie über Voves und Vendömes 
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nach Tours einher; für den weiteren Verkehr nach Nantes aber 
stehen gleichzeitig mehrere Linien der Westbahn (Chartres-Le 
Mans- Angers, Chartres-Laval-Chateaubriaut) zur Verfügung, 
und liegt außerdem zwischen diesen und den Orleans-Linien die 
Staatsbahn, so daß die verschiedenen Bahnverwaltungen sowohl 
auf den hier nur des Beispiels wegen angezogenen Parallel- 
und Nebenlinien, ebenso wie auf entsprechenden Querlinien, 
es geradezu in der Hand haben werden, unter Berücksichtigung 
der Arten der Güter und deren Bedürfnisses nach schneller 
oder weniger schneller Beförderung, durch entsprechende Ver- 
günstigungen für letztere auf den längeren und Versagung 
solcher auf den kürzeren Strecken sich in den Verkehr in einer 
Weise zu teilen, die einerseits der Beschaffenheit und der Be- 
lastung ihrer Linien, andererseits dem Verkehr selbst in der 
zweckdienlichsten Weise wird entgegenkommen können. 

Des weiteren dürfen auch die Fortschritte der Technik, 
welche immer 'größere Leistungen ermöglicht, um so weniger 
übersehen werden, als dieselbe mit ihren Hilfsmitteln deren 
Verwendung in der Wirklichkeit des Lebens stets weit voraus 
zu sein pflegt, wobei allein an die Entwickelungsfähigkeit des 
elektrischen Betriebes erinnert zu werden braucht. 

Die heutige Wirklichkeit aber zeigt bereits Leistungen, 
die alle Zweifel an der Fähigkeit der Bahnen, den zukünftigen 
Anforderungen des Verkehrs begegnen zu können, beseitigen. 

Wenn wir oben als das nach aller Erfahrung mit Sicher- 
heit in 55 Jahren zu erwartende Minimum des Verkehrs der 
großen Gesellschaftsnetze die Summen von über 31000 Mil- 
lionen Personen- und 32000 Millionen Tonnenkilometer be- 
rechnen konnten, so würde das, auf deren künftige Betriebslänge 
von ca. 38200 km reduziert, auf je einen Betriebskilometer 
durchschnittlich 810000 zu leistende Personen- und 830000 
Tonnenkilometer ergeben. 

Welche Leistungen aber einzelne Hauptrouten bezw. 
Strecken derselben im Jahre 1893 aufzuweisen hatten, zeigt die 
nachfolgende Tabelle, in welcher alle die Strecken aufgezählt 
sind, deren Gütertransportleistung bereits au jenes künftige 
Durchschnittsnitiß heranreicht oder dasselbe übertrifft. 
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Betriebsleistung auf einzelnen Strecken der Hanptronten ^) im 

Jahre 1893: 



Auf den Linien 



Auf 1 Betriebs - 
kilometer 



Personen- 
Kilometer 



Tonnen- 
Kilometer 



Bei einem 
Betriebs 
Koeffi- 
zienten 
von 



Betriebs- 
länge 

km 



Nordnetz: 
Paris-Creil (beide Strecken) . . 

Creil-Amiens 

Amiens-Grenze (über Tourcoing) 
Douai-Grenze (über Yalenciennes) 
Greil-St. Quentin-Grenze .... 
Lille-Calais-Dünkirchen .... 

Busigny-Somain 

Kohlenbahnen des Pas-de-Calais . 

Yalenciennes- Aulnoye 

Paris-Soissons 

Aulnoye-Anor 



Ostnetz: 
Paris-deutsche Grenze auf Straflburg . . 
Frouord-deutsche Grenze auf Metz . . . 
S6dan-M6zi^re8 auf Diedenhofen . . . 
M^zi^res nach der Linie Soissons-belgische 

Grenze 

Longnyon-Pagny a. d. Mosel 



Westnetz: 



Paris-Rouen 
Bonen-Havre 



Grlöans-Ketz: 
Paris-Orl^ans nach Tours und Bordeaux . 

P..L.-M.-Netz: 

Paris-Lyon (alte Linie) 

Lyon-Avignon-Marseille (alte Linie) . . 

Tarascon-Gette (über Ntmes) 

Nlmes-Alais 

Marseille-Toulon 

Toulon-italienlsche Grenze 

Boaune-St. £tienne-Lyon 

Le Pouzin-Robiac 

Givors-Voult« \ . 



Nimes-Teil / 



Loire-Bahn, rechtes Ufer 



Südnetz: 



Bordeaux-Cette 



1 819 6<J7 
1 189 987 
907 490 
337 438 
690 409 
444 900 
293 908 
357 785 
248 935 
564 702 
248 315 



1 070 113 
460 036 
188 701 

150 023 
114 566 



1 833 974 

859 848 



908 590 



1424813 
924 383 
637 213 
287 265 

1 033 026 
800 788 
447 868 
114440 
148 342 
120 805 



528 036 



1 580 167 
1855 015 

2 499 680 

1 513 65i 

2 102 212 
922 869 

1 190 910 
1 891 748 
1 347 959 
1 353 007 
1 656 444 



648 006 

1 322 205 

984 713 

1 121 359 
1 159 450 



993 287 
1 091 921 



888 710 



1 640 672 

2 205 279 
1 563 380 
1 318 066 

730 031 

308 081 

1 617 835 

869 230 

1 303 205 

1 598 716 



787 9Ö1 



50 0jy 

43 , 

52 , 

53 „ 
46 , 

44 , 
55 , 

44 , 

59 „ 
50 „ 

53 „ 

45 , 

30 , 



51 



40 , 



39 , 

38 , 

52 . 

49 , 

59 „ 
51 „ 

41 „ 
88« 



48 r 



121 
80 

144 
48 

199 

151 
50 
89 
35 

107 
32 



422 
32 
120 

55 

70 



188 
94 



587 



512 
362 

107 

64 

66 

185 

148 

95 

107 

119 



483 



1) Selbstverständlich werden der Pariser Vorortverkehr, den namentlich das 
Ost- und Westnetz bedienen, sowie kurze Verbindungsstrecken zu Umschlaghäfen 
oder zu den Uebergangsorten an der Grenze hier nicht berücksichtigt. 
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Gegenüber den Leistungen der umstehend aufgeführten 
Linien zeigen einige Stichproben auf die oben (S. 553 f.) ge- 
nannten sich dem Zukunftsbetrieb zur Verfügung stellenden 
Parallellinren der heutigen Hauptrouten, daß deren Verkehr 
noch sehr entwickelungsfahig ist: 



Auf <1en Linien 



1; Auf 1 Betriebs- 
I kilometer 



Personen-! Tonnen- 
Kilometeri Kilometer 



Nord: 



Ost: 



W est: 



Amlens-Boulogne 
Boulogne- Calais . 



Paris-deutsche Grenze anf Mül- 
liausen 

Paris-Dieppe über Gisors . . 

Le Mans-Angers 

Segr6 • Nantes (Linie Mans- 
Nantes) 



Orleans: Tonrs-Mans 

Paris -Veiulftme- Tours . . . 

BourffesMontluQon 

Montlugon-Limoges . . . . 
Limoges-Agens 

P.-L. -M. : Paris-XeversRoanne . . . . 
St. Genuain -des- \ Fortsetz. 
Foss^s-Brioude }desGrand- 
Brioude-Alais . f Central 



659g(>8 
381 061 



3^616 

216 3S8 
281 Sl.'S 

60 022 

203821 
187 256 
195 611 
112 802 
145 936 

462 375 

388 446 
125 557 



573 703 
205 840 



523 259 

142 523 
238 045 

98 232 

159 489 
116 738 
403 388 
240 959 
384 517 

570 393 

484 362 
302 962 



Bei einem 
Betriebs- 
Koeffi- 
zienten 
von 



49% 

66 , 

67 , 

62 , 

87 . 

«8 « 

69 . 

46 , 

63 . 

47 « 

*4 « 

55 , 



Betriebs- 
länge 

km 



123 

41 



138 
93 

81 

94 
SO» 
100 
15« 
239 

S35 

134 
169 



Im ganzen sind es nach der Tabelle auf S. 555 nur 
4872 km, d. i. etwas über ein Siebentel des heutigen Netzes 
der sechs Compagnien, welche im Güterverkehr schon jetzt 
bedeutend mehr als den von uns berechneten künftigen Durch- 
schnitt bewältigen, und das mit größtenteils geringeren Be- 
triebskosten als 50 '^/o, während, den Personenverkehr anlangend, 
auch von diesen Linien nur wenige an jenen künftigen Durch- 
schnitt heranreichen oder ihn überschreiten und der größte Teil 
des Restes seine volle Verkehrsentwickelung erst vor sich sieht. 

Haben wir somit einerseits den Verkehr, der in 55 Jahren 
zu erwarten sein dürfte, berechnen, und andererseits zeigen 
können, daß derselbe von dem dann fertig ausgebauten Bahn- 
netz zu bewältigen sein werde, ohne daß der Bau ganz neuer 
Parallellinien erforderlich wäre, so können wir nunmehr auch 
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einen Ueberschlag machen, welche Einnahmen den Com- 
pagnien aus jenem zukünftigen Verkehr erfließen dürften : 

Die 31 356 Millionen Personenkilometer würden zum 

heutigen Durchscbnittefalirpreise von 0,o8»9 Fr. 

erbringen rund 1251 Millionen Frs. 

die 32 625 Millionen Tonnenkilometer zum heutigen 

mittleren Frachtsatz von O.osos Fr. (cf. S. 551 

Anm. 1) rund 1657 „ , 

die Nebeneinnahmen, 1895: 175,8 Millionen Frs., 

in bloßer Abrundung in Anschlag gebracht mit 200 r » 

ergibt für 1935 eine Bruttoeinnahme von . . . 3108 Millionen Frs. 

Wir haben dagegen (oben S. 548) als das dem 
Betriebsüberschuß unserer Durchschnitterechnung 
von 1237 Millionen Frs., bei selbst 50 ^o Be- 
triebskosten entsprechende Erfordernis an 
Bruttoeinnahmen nur gefunden .... 2474 Millionen Frs. 

Die Differenz von rund 634 Millionen Frs. bezeichnet eine 
Reserve für etwaige zukünftige Tarifreduktionen, das aber um so^ 
mehr, als infolge unseres Festhaltens an 50 ^'/o für den Betriebs- 
koeffizienten in jenen 50 ^/o immerhin bedeutende Summen für 
Erneuerung und Ergänzungsarbeiten insofern zur Verfügung 
stehen, als bei abgeschlossenem Netze die eigentlichen Be- 
triebskosten weit unter 50 ^/o der Einnahmen herabgehen werden, 
wie solches heute schon auf den voll und selbst auf noch 
nicht voll ausgenutzten Linien der Fall ist — jene Summe von 
634 Millionen Frs., die sich über das Durchschnittsresultat 
unserer Rechnung, wenn die Transportpreise die gleichen wie 
heute bleiben würden, ergibt, stellt aber auch unser Maß- 
halten in den Ansätzen bei Fortschreibung der Betriebsüber- 
schüsse in das richtige Licht. 

Nachdem sich, wie vorstehend, das letzte Glied in der 
Kette unserer Wahrscheinlichkeitsrechnung geschlossen 
hat, dürfen wir nunmehr das im großen Durchschnitt aus 
dieser Berechnung des wahrscheinlichen Minimums an Be- 
triebsüberschüssen sich ergebende Fazit ziehen. 

Dabei sind wir uns bewußt und betonen immer wieder, daß 
unsere Wahrscheinlichkeitsrechnung, wie sie notwendigerweise 
bei der Fortschreibung der Betriebsüberschüsse deren in der 
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Wirklichkeit stattfindende Schwankungen, die sich bald in un- 
gewöhnlichen Zunahmen, bald statt des Fortschrittes in Rück- 
schritten äußern, nivellieren mußte, von Jahr zu Jahr und in 
jedem einzelnen Jahre nur das Durchschnittsresultat dieser 
Nivellierung darstellt, daß daher die Dauer des wirklichen 
Garantiebedarfs bei den einzelnen Gesellschaften um Jahre von 
der in unseren Tabellen 5 und 6 erscheinenden abweichen 
kann, daß keine unserer Einzelzahlen sich jemals mit der 
Wirklichkeit zu decken braucht und kaum jemals decken 
wird^) — daß aber das Durchschnittsresultat der ganzen 
Rechnung nach allen Erfahrungen und den in der Gegen- 
wart als möglich bewiesenen Thatsachen sowie nach den 
auf anderem Wege angestellten Proben als ein sicheres 
Mindestergebnis anzusehen ist, das sich auf Grund unserer 
pessimistischen und trotz dieser pessimistischen Ansätze ergibt. 
Zu unseren niedrigen Ansätzen — wir erinnern nur an die 
Fortschreibung des Betriebsüberschusses der P.-L.-M.-Com- 
pagnie während der Bauperiode mit wenigen ^ji ^/o und an die 
Außerachtlassung der mehr als wahrscheinlichen Kon- 
versionen wie der bereits thatsächlich stattfindenden Ver- 
ausgabung von nur 2V2"/oigen Obligationen — sind wir ge- 
langt, weil uns nichts ferner liegen konnte als etwa der 
Wunsch, das System der französischen Eisenbahnpolitik um 
jeden Preis zu rechtfertigen, sondern es uns ausschließlich 
darauf ankam, uns selbst Klarheit darüber zu verschaffen, was 
mit diesem System, nachdem dasselbe wiederholt Störungen 
in seiner gleichmäßigen Entwickelung erlitten hat, bei der 
heutigen Situation und deren zukünftigen Gestaltung über- 
haupt noch zu erreichen sei. Wenn wir dabei, trotz unserer 
äußersten Vorsicht, zu einem manchen vielleicht — ebenso 
wie uns selbst — überraschenden Resultat gelangt sind, so liegt 
das nicht an uns und unserem Bestreben, die Möglichkeiten 
und Wahrscheinlichkeiten von allen Seiten zu beleuchten und 
so niedrig als irgend zulässig zu bewerten, sondern — 
an dem System selbst. 



') Cf. S. 534 Anm. 1. 
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Das Durchschnittsresultat unserer Rechnungen 
stellt sich bei Ablauf der Konzessionen in folgendem 
Bilde dar ^) : 



Schlussbilanz 



Nord 



Ost 



West 



Or- 
leans 



P.-L.- 
M. 



Millionen Francs 



Süd 



1. Garantieschuld: 

a) Gegenwärtige 
Kapital Ende 1893 . . 
Zinsen bis Ende 1893 . 
Zutretende Zinsen bis 

Ende der Defizits . . 

b) Künftig entstehende 

Kapital 

Dessen Zinsen bis Ende 

der Defizits .... 

Zinsen für das gesamte 

Kapital während der 

Rückzahlungsperiode 


— 


90 
14 

119 

614 

484 

520 


95 
19 

99 

429 
259 

322 


105 
20 

88 

241 
116 

169 


38 
4 

32 

421 
204 

211 


110 
17 

141 

422 
320 

363 


Summe: Mutmaßliche Ga- 
rantieschuld 


— 


1841 


1338 


789 


910 


1878 


2. Summe der wahr- 
scheinlichen Netto- 
überschüsse .... 

Davon abzuziehen: 
Die Garantieschuld . . 
Für die Differenz zwischen 
Minimal- und Maximal- 
dividende 


3845 

913 


865 

1841 


1888 

1223 

21 


3877 
739 
182 


4663 

910 
368 


1855 

1373 


Zusammen . ! 913 


1841 


1244 


921 


1278 


1373 


3. Mithin überschies- 
sender Reingewinn 
bezw. Defizit (— ) . . 

4. Davon ^/s Anteil 
des Staates . . . . 


3983 
1955 


-976 


594 
896 


1956 
1804 


8884 
3356 


-18 



^) Cf. Tabelle 1 bis 5 S. 536 bis 545. ~ Unser Buch durch Abdruck 
der ganzen Berechnungstabellen über die zu einfachem Zinssatz (4%) 
auflaufenden Zinsen der Garantieschuld, über die Abschreibungen der 
Ueberschüsse von der letzteren und die Berechnung der über die 
Maximaldividende hinaus sich ergebenden Reingewinne mittelst Abzugs 
der stets gleich bleibenden Differenz zwischen Minimal- und Maximal- 
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Die Schlußbilanz für den Staat als Resultante seiner 
Eisenbahnpolitik wird demnach im großen Durchschnitt ein 
Plus von rund 5900 Millionen Frs. an Gewinnanteilen des- 
selben und ein Minus von rund 1000 Millionen Frs. aus seinen 
Garantievorschüssen, herrührend von deren Verzinsung, 
enthalten, somit ein Barsaldo zu Gunsten des Staates, der 
im übrigen in den schuldenfreien Besitz des ganzen 
Haupteisenbahnnetzes kommt, von rund 4900 Mil- 
lionen Frs. ergeben*). 

dividende zu belasten, baben wir um so lieber vermeiden wollen, als 
diese Rechnung nach der Tabelle 5 bezw. 6 von jedermann angestellt 
werden kann. 

^) Nach der Konversion der 15,6 Millionen Stück kon- 
vertierbaren Obligationen der Orleans- und der P.-L.-M.-Com- 
pagnie, die, wie wiederholt gezeigt worden ist, mit Sicherheit 
eintreten wird, und deren Wirkung auf die jährlichen Durchschnitts- 
ergebnisse in unserer Tabelle 6 auf S. 546 berücksichtigt ist, in der um- 
stehenden Schlußbilanz (S. 559) aber nicht in Ansatz kam, werden 
sich die Zahlen jener Bilanz für diese beiden Gesellschaften folgender- 
maßen ändern: 

. , ,, „. Orleans P.-L.-M. 

Garantieschuld nebst Zinsen 

bis Ende 1893 125 Millionen Frs. 42 Millionen Frs. 

Zinsen derselben bis zum Auf- 
hören der Defizits ... 75 „ ,27 , ^ 

Kapital der künftig auflaufen- 
den Garantieschuld ... 207 , , 353 , 

Deren Zinsen bis zum Aufhören 

der Defizits 86 „ ,150 

Zinsen während der Rückzah- 
lungsperiode 186 , ,133 , , 

Summe der Garantieschuld 629 Millionen Frs. 705 Millionen Frs. 

Nettoüberschtisse .... 3105 , , 5218 

davon ab: vorstehende Garan- 
tieschuld 629 , ,705 

und die Differenz zwischen Mini- 
mal- und Maximaldividende 221 , , 464 , , 

Zusammen abzuziehen 850 Millionen Frs. 1169 Millionen Frs. 

üeberschiessender Reingewinn 2255 Hillionen Frs. 4049 Millionen Frs. 
Davon '/s Anteil des Staates 1508 „ „ 2699 „ „ 
Sollte es den vier anderen Compagnien doch noch ermöglicht 
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Für den Ausfall an der Verzinsung der Garantieschuld 
der Eisenbahngesellschaften , resp. nach unserer Berechnung 
im wesentlichen nur der Ost-Compagnie, haftet dem Staate 
deren Eigentum, vor allem an rollendem und Ausrüstungs- 
material, welches Ende 1895 bei allen Gesellschaften zusammen 
einen Wert von 2037455282 Frs. und speziell bei der Ost- 
Compagnie von 340727256 Frs. hatte und in 60 Jahren, ent- 
sprechend der Verkehrszunahme , mindestens den doppelten 
Wert haben wird^). 

Werden die in der nebenstehenden Anmerkung dargestellten 
Resultate der Orleans- und der P.-L.-M.-Compagnie, die sich 
aus der Konversion ihrer Obligationen ergeben, ist gleich 
einem Mehr des überschießenden Reingewinns von 299 bezw. 
665, zusammen von 964 Millionen Frs., davon ^/s Gewinn- 
anteil des Staates mit: 642 Millionen Frs., in Rechnung ge- 
zogen, so wächst das Plus in der obigen Schlußbilanz für den 
Staat auf 6500 Millionen Frs. und steigt sein Saldo bei 
sich gleichbleibendem Ausfall an dem Garantievorschuß (1 Mil- 
liarde) auf 5500 Millionen Frs. Das aber ist ein Betrag, 
der ebenso wie der oben ermittelte von 4900 Millionen Frs. mehr 
als ausreicht, um mit demselben das ganze rollende undAus- 
rüstungsmaterial der Bahnen, soweit dasselbe nicht in- 
folge von Ausfällen an den Garantievorschüssen zuzüglich Zinsen 



werden, die Konversion ihrer Obligationen in der gleichen Weise durch- 
zuführen, wie wir es für die beiden vorgenannten angenommen haben, 
80 würden sich die Resultate der Schlußbilanz auch für jene vier in 
entsprechendem Verhältnis wie bei der Orleans- und P.-L.-M.- 
Oompagnie günstiger gestalten. 

^) Das rollende und Ausrüstungsmaterial der fünf großen Com- 
pagnien, außer Ost, welches beim Heimfall ihrer Netze gegen Zahlung 
des Schätzungswertes vom Staate zu übernehmen ist, war Ende 1895 
(cf. die Zahlen für 1893 auf S. 396 Anm. 1) : bei Nord auf 377 728 428 Frs., 
bei West auf 279 624 000 Frs., bei Orleans auf 249838 646 Frs., bei P.-L.-M. 
auf 614 239 497 Frs. und bei Süd auf 175 297 455 Frs., zusammen auf 
1 696 728 026 Frs. in deren Bilanzen bewertet. Dieser Betrag wird sich 
bis zum Ablauf der Eonzessionen entsprechend wie bei Ost erhöhen und 
damit bei der Liquidation einen Kapitalgewinn für die Inhaber der 
an die Stelle der amortisierten Aktien getretenen Genußscheine bedeuten. 
Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 36 
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dem Staat so wie so anheimfällt, von den Gesellschaften zu 
erwerben. 

Somit ist alles erfüllt, was sich der Staat von dem finan- 
ziellen Resultat seiner Eisenbahnpolitik versprechen konnte: 

Ihm werden die Netze der sechs Compagnien, das ist das 
eigentliche Hauptbahnnetz Frankreichs, nach vollständiger 
Amortisation ihres Eisenbahnkapitals bei Ablauf der Eon- 
zessionen schuldenfrei zufallen und seine Garantievor- 
schüsse, die er heute zur strikten Durchführung dieser 
Amortisation im wesentlichen aus den Beträgen, welche er 
sich als Ueberschüsse aus dem Eisenbahnwesen anrechnen 
kann^), leistet, an ihn zurückgeflossen sein; darüber 
hinaus aber wird der Staat als Aequivalent für seine Teil- 
nahme an der Begründung des Bahnnetzes — als Teil- 
haber, wie wir in der Einleitung zu diesem Kapitel sagten, 
bei den Eisenbahn Unternehmungen an dritter Stelle — An- 
teile an deren Reingewinnen erzielt haben, die ihm das 
Kapital der von ihm bis jetzt beigesteuerten Bausubven- 
tionen ^) voll ersetzen resp. ihm gestatten werden, aus 
seinem Reingewinnanteil den Ankaufspreis auch für 
die Betriebsmittel der an ihn heimfallenden Eisenbahnnetze 
zu decken. 

Die künftigen Betriebsüberschüsse dieser Netze von 
jährlich über 1200 Millionen Frs. werden, infolge des schulden- 
freien Heimfalls jener, für den Staat in ihrer ganzen Höhe 
zu Reineinnahmen, welche er zu Steuernachlässen oder 
weitgehenden Tarifreduktionen wird verwenden können. Den 
Passiven seiner Staatsschulden aber wird ein werbendes 
Staatseigentum gegenüberstehen, dessen Aktivrente von 
1200 Millionen Frs. zur Deckung des 2^2^/0 igen Bedarfs von 
48 Milliarden Staatsschulden — d. i. eines über die 
Hälfte höheren Betrages als der heutigen — ausreicht. 

Damit sind die den Budgets Frankreichs einstweilen schwer 



') Cf. S. 438. 

^) Bis zum Schluß des Jahres 1894 hatte der Staat zu den Anlage- 
kosten der konzessionierten Hauptbahnen beigetragen: 4079699076 Frs. 
Cf. S. 247. 
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genug zur Last fallenden Garantiezahlungen des Staates, 
welche, wie wir sagten, das eigentliche Rückgrat seiner 
Eisenbahnpolitik bilden, da nur sie die Durchführung der Eisen- 
bahnpolitik Frankreichs ermöglichen, zu antizipierenden 
Amortisationsquoten der französischen Staatsschuld 
geworden. 

Inzwischen hat der französische Staat bis zur Erreichung 
des Zielpunktes seiner Politik den Ausbau wie den Betrieb 
der Eisenbahnen , unter seiner strengsten Aufsicht, dem 
privaten Unternehmungsgeist und damit seinen Bürgern 
ein ergiebiges Feld wirtschaftlicher Thätigkeit belassen, aus 
dem diese erhöhte wirtschaftliche und damit auch Steuer- 
kraft gewinnen und er selbst von den Anfängen des Eisen- 
bahnwesens an namhafte Vorteile in Form von Steuern und 
von ihm beanspruchter Leistungen gezogen hat und zieht. 

Davon aber, die ihm über die Deckung seiner Lasten 
wegen des Eisenbahnwesens aus jenen Vorteilen erwachsenden 
rechnungsmäßigen Ueberschüsse zu allgemeinen Zwecken 
zu nutzen, sieht der Staat einstweilen ab und führt, wie 
wir bereits an anderer Stelle ausgeführt haben, das Aequivalent 
dieser Ueberschüsse dem Verkehrsleben in der Form von 
Garantievorschtissen an die Unternehmergesellschaften 
zurück, denen er den Betrieb auf den Bahnen nur zeitlich 
konzessioniert hat. 

Erst jene öarantievorschüsse ermöglichen es den Com- 
pagnien, die von ihnen betriebenen Eisenbahnnetze, an welchen der 
Staat sein Eigentumsrecht stets aufrechterhalten hat, 
im Interesse der Allgemeinheit soweit auszubauen und zu 
verbessern, wie der Staat dieselben bis zum Ablauf der 
Konzessionen ausgebaut und verbessert zu sehen wünscht, und 
gleichzeitig das Eisenbahnkapital und die Gesellschafts- 
schulden, einschließlich derer, für welche der Staat Gläubiger 
ist, zu amortisieren, damit der Staat seiner Zeit auch lasten- 
freier Eigentümer der gesamten Hauptbahnen Frankreichs werde. 
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19. Kapitel. 

Die französischen Binnen-Wasserstrassen. 

Da in nach modernen BegrifiFen vollentwickelten Kultur- 
ländern die Landstraßen ihren beiden Genossen nur mehr die 
Güter zubringen oder von ihnen entnehmen, so sind neben den 
Eisenbahn- die Wasserstraßen das einzige für den großen 
Güterverkehr in Betracht kommende Transportmittel, dem wir, 
bevor wir in unserem Schlußkapitel einen Rückblick auf die 
Entwickelung des Verkehrswesens in Frankreich werfen können, 
unsere Aufmerksamkeit zu widmen haben. 

Die Geschichte der Wasserstraßen ist aber auch darum für 
uns von Interesse, weil dieselbe zeigt, daß der französische Staat, 
der bereits auf dem Gebiete des Postwesens sich vielfach privater 
Hilfe bedient, mit Privaten konkurriert und schließlich den 
Nachrichtenverkehr als sein Monopol an sich genommen 
hatte, ebenso bei Bau und Betrieb der Wasserstraßen 
seine Bestrebungen durch längere Zeit mit denen privater 
Unternehmer verquickt hat. 

Wie dann der Staat den Betrieb der neu aufkommenden 
Eisenbahnen vorerst ausschließlich privaten Untemehmer- 
gesellschaften überließ, trug er Sorge, daß die Wasser- 
straßen, welche er unterdessen neben den Landstraßen in 
die eigene Hand genommen hatte, der Allgemeinheit unter 
stetig sich verbessernden Bedingungen zur Verfügung stünden, 
da sie, obgleich die jungen Eisenbahnen an Alter derart über- 
treffend, daß sie dem Verkehr bereits eben so lange dienen 
wie überhaupt ein solcher und ein Güteraustausch unter den 
Menschen besteht, immer noch im stände sind, mit jenen 
erfolgreich zu konkurrieren. Das aber ist möglich, weil die 
Mittel und Kräfte, welche die Natur bietet, beim Wasser- 
transport eine viel größere Rolle spielen als auf der reinen 
Kunststraße der Eisenbahn. 

Indem die Wasserstraße das Transportgefäß, eventuell 
samt dessen Motor, in sich aufnimmt, wird zunächst das 
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Eigengewicht desselben, die tote Last, fast gänzlich aufgehoben, 
die nur noch eine Rolle vom wirtschaftlichen Standpunkte inso- 
fern spielt, als es gilt, sie in das vorteilhafteste Verhältnis zur 
möglichen Transportlast, d. h. zur Tragfähigkeit des Gefäßes 
zu setzen. Aber auch die Last der Befrachtung wird vom 
Wasser getragen. Daher erfordert einmal das Transportgefäß 
selbst keinen kostspieligen Unterbau, der seinerseits wiederum 
in ein Verhältnis zur beabsichtigten Belastung desselben zu setzen 
wäre, und ist andererseits der Reibungswiderstand, in welchen 
auf der trockenen Straße das ganze vertikal wirkende Gewicht 
des Transportwerkzeugs samt dessen Belastung sich umsetzt, 
in dem nachgiebigen Element der Wasserstraße, weil ausschließ- 
lich seitlich wirkend, ein verhältnismäßig minimaler und wird 
durch das tiefere Eintauchen des belasteten Gefäßes kaum merk- 
lich vergrößert, wobei verbesserte Bauart des letzteren es er- 
möglicht, auch diese geringe Vermehrung der Reibung fast 
gänzlich aufzuheben. So hat die motorische Kraft, welche 
auf der Landstraße das gesamte Gewicht von Transport- 
werkzeug und Ladung in deren auf dem harten Widerstände 
der Straße erzeugten Reibung zu tiberwinden hat, bei der 
Fortbewegung im Wasser eine viel geringere Leistung zu über- 
nehmen: Dieselbe Kraft, welche auf der ebenen Chaussee 
24 bis 30 Zentner Last und auf der Schienenstraße etwa das 
10- bis 12fache davon fortbewegt^), ist ina stände, auf der 
Wasserstraße das Achtfache der auf dem Schienenwege bewegten 



*) Schlichting (»Binnenschiöfahrt* im Handwörterbuch der Staats- 
Wissenschaften II, S. 634) setzt als Leistung eines Pferdes an : auf der 
ebenen Chaussee 32 Zentner, auf der Eisenbahn 300 Zentner, im Wasser 
1200 bis 2000 Zentner. — Kurs (.Schifffahrtsstraßen im Deutschen Reich« 
in den Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statistik III. Folge, Bd. X, 
S. 664) dagegen : auf ebener Chaussee 25 bis 30 Zentner, im Wasser 
1000 Zentner. Nach letzterem beträgt das Eigengewicht schweren Land- 
fuhrwerks bis 85^0, das der neuesten 15 Tonnen- Güterwaggons 66 7o, das 
der bisherigen 10 Tonnen- Waggons bis 94%, das des Schiffsgef&ßes durch- 
schnittlich nur 33 7« der Ladung. Danach würde das von Schlichting für 
ein Pferd angenommene Gewicht inkl. Fahrzeug 49 bis 50 Zentner betragen, 
was höchstens einem vorzüglichen Tier schwerster Rasse zugemutet werden 
könnte, da in der Praxis erfahrungsgemäß bei einem normal guten 
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Last vorwärts zu treiben. So kommt auf jener jedes Plus 
an motorischer Kraft der Vergrösserung der Schnelligkeit oder 
der Vervielfältigung der durch denselben Motor zu bewegen- 
den Transportgefä&e (Schleppzüge) fast ausschließlich zu Oute, 
während z. B. jede Verstärkung der motorischen Kraft auf der 
Eisenbahn eine starke Vermehrung des toten Gewichts und da- 
mit des zu überwindenden Reibungswiderstandes mit sich bringt. 
Zu diesen in den physikalischen Gesetzen begründeten Vor- 
zügen der Wasserstraße kommen diejenigen Eigenschaften der- 
selben, die sie für den Verkehr besonders geeignet erscheinen 
lassen: Bei der Eisenbahn untrennbare Zusammengehörigkeit 
von Straße und Fahrzeug derart, daß der Besitzer jener zugleich 
der ausschließliche Transportunternehm.er oder doch Trans- 
portführer sein muss — auf dem Wasserwege die Freiheit 
der Landstraße; dort die Gebundenheit an die Spur, das Ge- 
leise — hier die freie Beweglichkeit in der ganzen Breite der 
Fahrrinne; jene für die Güter und Verkehrsinteressenten nur 
an bestimmten Stellen, den Stationen — diese ihnen an jedem 
Punkte erreichbar; der Eisenbahnbetrieb gebunden an Motoren 
von bestimmter Art — die Wasserstraße, abgesehen davon, daß 
sie bei der Thalfahrt auch treibende Kraft in sich selbst dar- 
bietet, der Verwendung verschiedenartigster motorischer Kräfte 
Spielraum gewährend; dort ist der Transportleistung durch 
das einzelne Fahrzeug eine verhältnismässig niedrige Grenze 
gezogen — hier ist die Möglichkeit für die Verwendung von 
Gefäßen gegeben, deren Füllung dem Inhalt ganzer Eisen- 
bahnzüge entspricht, und zudem, wie schon bemerkt, die Mög- 
lichkeit, eine ganze Anzahl solcher Gefäße von demselben 



I^ferde und gleichem Zustand der Straße über 20 bis 25 Zentner Be- 
frachtung nicht hinausgegangen wird. Der Ansatz von Kurs dürfte der 
Wirklichkeit besser entsprechen, während beide Autoren die Leistungs- 
fähigkeit eines Pferdes für Wasserzug, weil der ebenen Chaußsee und 
der Schienenstraüe nur ruhiges Kanalwasser gegenübergestellt werden 
kann, zu unterschätzen scheinen. Diese letztere Leistungsföliigkeit kann 
auf wenigstens 2500 Zentner angesetzt werden, da zum Schleppen eines 
6000 Zentner-Kahns (samt Schiff ca. 8000 Zentner) nur ein Pferdepaar 
verwendet zu werden pflegt. 
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Motor bewegen zu lassen; die Erstellung der Transportmittel, 
die auf der Eisenbahn kostspielig — ist daher hier yer- 
hältnismäßig billig und um so rentabler, je größere Gefäße 
in Anwendung gebracht werden können ^). 

Neben diese Vorteile der Wasserstraße treten allerdings 
andere Momente, in denen sie der Eisenbahn immerhin nach- 
steht, obgleich die neuesten Erfahrungen lehren, daß es der 
menschlichen Erfindungsgabe auch hier gelungen ist, früher 
Ungeahntes zu erreichen. 

Ein nicht zu beseitigender Nachteil ist die Abhängigkeit der 
Binnenschififfahrt von der Jahreszeit, ihre Beschränkung durch 
den Winter, wodurch die auf sie angewiesenen Interessenten 
gezwungen werden, größere Lagervorräte zu halten, und somit 
höherer Betriebskapitalien bedürfen. Eine ebenfalls kaum zu 
beseitigende Schwierigkeit liegt in der Abhängigkeit der 
Wasserstraße von der Konfiguration des Landes, insofern mit 
Sicherheit angenommen werden kann, daß eine Eisenbahn sich 
zwar immer dort bauen läßt, wo die Tracierung eines Kanals 
möglich ist, daß aber umgekehrt Kanäle bei weitem nicht 
überall den Pfaden der Eisenbahnen folgen können, daher für 
die gleichen Verkehrsverbindungen die Wasserwege meist 
länger sind als die Schienenwege, ein Umstand, der nach den 
Berechnungen von Ulrich es den letzteren ermöglicht, ihre 
Tarife ohne Beeinträchtigung ihrer Konkurrenzfähigkeit stets 
um 10 bis 15 "/o über den Transportpreisen der Wasserwege 



') Zur Belastung eines 10 000-Zentner-Eahns gehört der Inhalt von 
50 Güterwaggons a 10 Tonnen, zur Füllung eines der großen Rheinschiffe 
von 30000 Zentnern Tragkraft der Inhalt von 150 solcher Waggons. 
Ein guter Schleppdampfer vermag in einem Schiffiszug 90000 Zentner 
zu Berg zu schleppen, was der Leistung von zwölf großen Eisenbahn- 
zügen gleich kommt. Andererseits kostet ein eiserner Schleppkahn von 
20000 Zentnern Tragföhigkeit 60000 Mark, 10 Tonnen Schiffsraum 
also 600 Mark, der Güterwaggon zu 10 Tonnen dagegen 2500 Mark. 
Cf. Ulrich, .Staffeltarife und Wasserstraßen ^ Berlin 1894, S. 66. — 
Die Kosten eines vlämischen Eanalschiffes (peniche) zu 280 Tonnen von 
15000 Frs. ergeben auf 10 Tonnen Laderaum 540 Frs. = 432 M.; cf. 
Leygue, „Chemins de fer" S. 170. 
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zu halten^). Ein dritter Nachteil der Wasserstraßen, zum 
Teil mit dem eben erwähnten zusammenhängend, wird für ge- 
wöhnlich in der langsameren und unregelmäßigeren Ausfüh- 
rung der Wassertransporte gesehen. Doch ist dies einerseits, 
soweit Güter in Betracht kommen, die ihrer Natur nach keinen 
raschen Transport erheischen, mehr eine Frage der Tarif- 
bildung, insofern, wenn die Differenz zwischen der billigeren 
Wasserfracht und dem höheren Eisenbahntransportpreis den 
durch die längere Transportdauer verursachten Zinsverlust 
aufwiegt, der Vorteil immer noch auf der Seite der Wasser- 
straße liegt — und ist andererseits, wo die besonderen Be- 
dingungen dafür vorliegen, sogar eine Konkurrenz der beiden 
Verkehrsmittel in Bezug auf Regelmäßigkeit und selbst auf 
Schnelligkeit nach den neuesten Erfahrungen nicht mehr aus- 
geschlossen *). 

Allerdings ist diese neueste Phase, in welche die Ent- 
wicklung der Schifffahrt eingetreten ist, erst jüngsten DatuoLS, 
und dürften Erscheinungen, wie die in der Anmerkung er- 
wähnten, auch zukünftig auf einzelne besonders bevorzugte 
Wasserstraßen beschränkt bleiben. Aber abgesehen von diesen 
ganz außerordentlichen Fortschritten ist die Beohachtung zu 
verzeichnen, daß die ausgedehntere Anwendung der Dampf- 
kraft für die Binnenschifffahrt überhaupt verhältnismäßig spät 
eingetreten ist, obgleich der erste Dampfer die Wellen des 

>) Ulrich 1. c. S. 162. 

•) In dem Jahresbericht der preußischen Wasserbauverwaltuug 
fOr 1890 wird hervorgehoben, daß der gute Zustand der preuMschen 
Wasserstraßen bereits die Einhaltung fester Lieferfristen gestatte, so 
daß auch hochwertige Güter dem Wassertransport anvertraut werden 
könnten, daher der Stückgutverkehr auf Elbe und Rhein bedeutend gestiegen 
sei und von schnell fahrenden Dampfern zum Teil sogar mit größerer 
Regelmäßigkeit und Schnelligkeit als von den Eisenbahnen ausgeführt 
werde. Die im Sommer zwischen Düsseldorf und Mannheim verkehren- 
den Schnelldampfer von 300 Tonnen legen nach dem Bericht der Kölner 
Handelskammer für 1890, S. 288, die Strecke von Köln bis Mannheim 
zu Berg in Vh Tagen, die gleiche Thalfahrt sogar in einem Tage von 
Morgen bis Abend zurück, ,mit einer derartig schnellen Beförderung 
kann kaum das Eilgut der Eisenbahnen den Wettbewerb aufnehmen", 
Ulrich, 1. c. S. 84. 
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Ozeans um IV2 Jahrzehnte früher furchte, als die Probefahrt 
des „Rocket" auf der Ebene von Rainhill stattfand^). 

Diesem Zurückbleiben der Binnenschifffahrt hinter den Er- 
rungenschaften der Technik ist es zum Teil zuzuschreiben, 
daß die Ansichten über das Verhältnis der Wasserstraßen zu 
den Eisenbahnen und über die Bedeutung beider für die 
wirtschaftliche Entwickelung seit dem Aufkommen der letzteren 
bedeutungsvolle Wandelungen erfahren haben, unter welchen 
sich hauptsächlich drei Phasen unterscheiden lassen. 

Während man in der Eindheitsepoche der Eisen- 
bahnen wähnte, daß dieselben wesentlich nur dem Per- 
sonenverkehr dienen, die Transporte der großen Güter- 
massen, besonders auf weitere Entfernungen, dagegen 
überhaupt den Wasserstraßen verbleiben würden, schlug 
diese Ansicht, sobald die Entwickelungsfähigkeit der Eisen- 
bahnen erkannt worden war, zunächst in ihr Gegenteil um^). 
Man glaubte nunmehr, daß die Eisenbahnen die Kanäle gänz- 
lich überflüssig machen würden, bis auch diese Ansicht einer 
dritten weichen mußte, welche, die Gegenwart in eminentem 
Sinne beschäftigend, dahin geht, daß neben den Eisenbahnen 
noch mehr Wasserstraßen beschafft und die vorhandenen in 
vollkommenerer Weise dem Verkehr dienstbar gemacht werden 
müßten, als das bisher geschehen ist. So denkt man in Nord- 
amerika, wo namentlich in den jüngeren Staaten der Union 
der Bau guter Landstraßen sehr vernachläßigt und bisher fast 



^) Cf. van der Borght ^Verkehrswesen*, Leipzig 1894, S. 225. 

") Im Jahre 1844 konnte ein wissenschaftlich so hervorragender 
Mann wie Ph. Dupin unter Zustimmung vieler seiner Landsleute den 
Vorschlag machen, den Bau des Mame-Rhein-Eanals einzustellen und 
einen Teil der bereits hergestellten Terrassierungen für die Eisenbahn 
Paris- Straßburg zu benutzen, und noch drei Jahre später fanden sich 
53 Deputierte und mehr als 400 Gemeinderäte bereit, einen Antrag der 
Konzessionsbewerber für die Eisenbahn Bordeaux-Cette zu unterstützen, 
der darauf hinauslief, den Seitenkanal der Garonne zu zerstören und 
an dessen Stelle die projektierte Schienenstraße zu legen. Cf. Fleury, 
.Gegenseitige Verhältnisse zwischen Wasserstraßen und Eisenbahnen in 
Frankreich", Bericht zur IX. Frage des V. internationalen BinnenschifF- 
fahrts-Kongresses, Paris 1892, S. 2. 
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ausschließlich der von Eisenbahnen betrieben worden ist, 
neuerdings daran, die bestehenden Wasserstraßen weiter aus- 
zudehnen und ganze Mittellandkanalsysteme zu schaffen. Aehn- 
liche Bestrebungen machen sich in Deutschland geltend und 
haben hier unter Theoretikern wie Praktikern, je nachdem 
dieselben eine verschärfte Konkurrenz der Wasserstraßen gegen- 
über den Eisenbahnen als wünschenswert und nützlich, oder 
aber vom Standpunkt des einmal vorhandenen Besitzes und 
Wertes an Bahnen — zumal Staatsbahnen — als schädlich an- 
sehen, scharfe Gegensätze hervorgerufen^). 

Diese drei Wandlungen der Ansichten über das Ver- 
hältnis von Wasserstraße und Eisenbahn mußten in jedem 
Lande, je nach dessen andersartiger Ausstattung mit beiden, vor 
allem auch nach der je anders gestalteten wirtschaftlichen und 
politischen Entwickelung, sowohl in ihrem zeitlichen Auftreten 
wie in der Intensität, mit der sie sich geltend machten, in ver- 
schiedenem Maße zum Ausdruck kommen, wobei der Umstand 
von nicht zu unterschätzender Wichtigkeit ist, mit welchen 
Verkehrsmitteln ausgerüstet das einzelne Land in das Eisen- 
bahnzeitalter eintrat. 

In Frankreich war bereits zu einer Zeit, in welcher 
die Zerrissenheit Deutschlands dessen Verkehrsentwickelung 
in nachteiligster Weise beeinflußte und ihr mit auf denselben 
Straßen dutzendfach sich wiederholenden Zollschranken alle er- 
denklichen Schwierigkeiten in den Weg legte*), eine straffer 



^) Die Ergebnisse der einschlägigen Litteratur, die ihren Ausgangs- 
punkt von den Bestrebungen des Vereins zur Hebung der Binnenschiff- 
fahrt nahm und einen nicht gelingen Anstoß durch eine 1877 erschienene 
Denkschrift des preußischen Handelsministeriums erhielt, hat Ulrich 
in übersichtlicher Weise in seinem schon zitierten Buche „Staffeltarife 
und Wasserstraßen" zur Darstellung gebracht, das in seiner Gesamt- 
arbeit ein glänzendes Plaidoyer für die allgemeine EinfUhrung der 
Staffeltarife auf unseren Eisenbahnen ist, indem der Verfasser in 
jenen die einzige Grundlage erblickt, auf welcher weitgehende allgemeine 
Ermäßigungen unserer Eisenbahntarife noch zu ermöglichen seien und 
auf der sich zugleich der Wettbewerb zwischen Eisenbahn und Wasser- 
straße in nach beiden Seiten befriedigender Weise würde entfalten können. 

^) Zu Anfang des fünfzehnten Jahrhunderts gab es auf dem Rhein 
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sich ausbildende Zenfcralgewalt zur Erkenntnis von der Be- 
deutung gekommen, welche gute und zahlreiche Wasserstraßen 
für ihre eigenen militärischen und Verwaltungszwecke wie für 
die wirtschaftliche Entwickelung des Landes überhaupt haben 
könnten. Dieselbe natürliche Konfiguration Frankreichs, welche 
nachmals einer klaren Blicks ausschauenden Regierung yon 
vornherein den richtigen Plan für eine einheitliche Anlage des 
modernen Schienennetzes Frankreichs an die Hand gab, mußte 
ihr auch die Bedeutung seiner natürlichen Wasserstraßen und 
deren künstlicher Erweiterung und Verbindung nahe legen, 
da jene, in derselben Weise wie später die wichtigeren Eisen- 
bahnlinien gebaut wurden, radienförmig vom Zentrum des 
Landes ausstrahlen und zu demselben hinführen ^). 

So konnte es geschehen, daß die Anfangs des 16. Jahr- 
hunderts von zwei Ingenieuren zu Viterbo gemachte Erfindung 
der Kammerschleuse, durch Lionardo da Vinci nach Frank- 
reich gebracht, hier ihre erste Anwendung beim Vilainekanal 
(Loire Inf^rieure, 151 km, 1538—1575) fand»). Von Sully 
wurde der Briarekanal (von der Loire nach Buges, 59 km) 
begonnen, aber erst 1642 vollendet. Das Zeitalter Ludwigs XIV. 
schuf den Canal du Midi (vollendet 1684) und die von Vauban 
entworfenen Kanäle de la Grane (1675), von Orleans (1679), 
der Breusch und von Neuflfossä (1682), die beiden ersteren auf 
Staatskosten. Im 18. Jahrhundert entstanden der Loingkanal 
(von Buges nach St. Mamm^s, 50 km, 1719), der von 
St. Quentin nach Ghauny (1732) und, aus Staatsmitteln, dessen 
Verlängerung bis zur Somme (1769), sowie die von den 
Provinzialständen von Bourgogne 1783 begonnenen Kanäle 
von Charolais (heute Canal du Centre), von Bourgogne und 
von Franche-Comt^ (heute ein Teil des Rhein-Rhöne-Kanals 
zwischen Saöne und Doubs). Gleichzeitig hatte der Staat 



über 60 Zollstellen, cf. Sommerland, ,Rheinzölle im Mittelalter", S. 60. 
Damals lagen im dreimeiligen Umkreis von Nürnberg 24 Zollstellen u. s. w. 

») Das hat schon Strabo (XIV, 188) erkannt. 

') Cf. Lucas, „Les voies de communication en France*, Paris 1873, 
eine offizielle Darstellung, die für die Wiener Weltausstellung jenes 
Jahres bestimmt war. 
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auf eigene Kosten den Bau des Kanals von Nivemais be- 
gonnen. 

Einzelne dieser künstlichen Wasserstraßen waren auf 
Staatskosten, drei, wie erwähnt, von den betreffenden Provinzial- 
ständen erbaut; bei der Mehrzahl aber hatte der Staat, mangels 
eigener Mittel, ein Konzessionssystem zur Anwendung ge- 
bracht. Solche Kanalkonzessionen wurden auf sehr lange Zeit, 
wohl auch als perpetuierliche und vielfach als Lehen der Mit- 
glieder der königlichen Familie oder des Hofstaates erteilt 
und gewährten ihren Inhabern thatsächliche Monopole. 

Das Dekret der Republik vom 15. Januar 1790, welches 
die Provinzialverwaltungen beseitigte und Frankreich in De- 
partements einteilte, wies dagegen alle den Provinzial- 
ständen gehörigen Wasserstraßen dem „Domaine public* zu, 
und beseitigten die Konfiskationen jener Zeit fast alle früheren 
Konzessionen, die betreffenden Kanäle ebenfalls in die Hand 
des Staates liefernd. Nur einige wenige von zusammen 135 km 
Länge blieben in Händen von Privaten. 

Im ganzen waren Ende des 18. Jahrhunderts ca. 1000 km 
Kanäle dem Verkehr übergeben, deren gesamte Anlagekosten 
auf 116 Millionen Frs. geschätzt werden^). 

An Verbesserung und Regulierung der Fluß laufe im 
heutigen Sinne und von Staats wegen war bis dahin wenig 
gedacht worden; die Sorge für alles Aehnliche war, wenn über- 
haupt, wesentlich den lokalen Interessenten, Schifffahrts- 
genossenschaften und Kommunen, überlassen worden. Es darf 
aber nicht vergessen werden, daß die mächtigen Ströme Frank- 
reichs mit einer Anzahl ihrer Nebenflüsse auch damals schon 
neben jenen 1000 km Kanälen dem Lande Wasserstraßen von 
namhafter Ausdehnung und in sehr glücklicher Verteilung 
darboten. 

Sobald die stürmischsten Zeiten der Revolution, während 
welcher auch die Wasserbauten vernachlässigt worden waren, 
ruhigeren gewichen waren, entsann man sich wiederum der 



*) Cf. Beaurin-Gressier im „Dictionnaire des finances", Paris 
1889, I, S. 851. 
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Bedeutung jener. Ein Gesetz vom 29. Flor^al X (19. Mai 
1804) verfügte die Ableitung des Ourcq mittelst eines Kanals 
in das Becken der Villette und die Verlängerung der so ge- 
schaffenen Wasserstraße durch zwei weitere Kanäle bis zur 
Seine. Ein zweites Gesetz vom 30. Flor^al X erklärte die 
sämtlichen Wasserstraßen als Staatsdomäne, indem 
der Staat sich dafür entschied, dieselben auf eigene Kosten 
eventuell auszubauen und zu unterhalten und sie gegen Entgelt 
den Benutzern zur Verfügung zu stellen. Demgemäß sollte 
auf allen schiffbaren Wasserstraßen, die noch keiner Abgabe 
unterworfen oder auf denen die früheren Taxen aufgehoben 
waren, eine neue Schifffahrtsabgabe erhoben werden, deren 
Ertrag, wie ausdrücklich betont wurde, im Bau und zur 
Unterhaltung jener Verwendung finden solle. Gleichzeitig 
wurden eine ganze Anzahl neuer Kanäle zur Ausführung be- 
stimmt und Pläne für ca. 1000 km solcher entworfen, von 
denen indessen unter dem ersten Kaiserreich nur gegen 
200 km zur Ausführung kamen. 

Die Finanznöte jener Zeit hinderten wie die Ausführung 
dieser Pläne so auch die Durchführung der in dem zuletzt 
erwähnten Gesetze aufgestellten Grundsätze. Kurz vor Erlaß 
desselben hatte der Staat bei den Kanälen von Beaucaire 
und La Rochelle wiederum zum Konzessionssystem 
greifen müssen. Ein Dekret vom 8. März 1808 verfügte 
sodann, um die Mittel zu den neuen Kanalbauten zu beschaffen, 
den Verkauf der Kanäle von Orleans, von Loing und des 
Staatsanteils am Ganal du Midi, den 1804 ausgesprochenen 
Grundsatz dadurch geradezu wieder aufhebend. Das Finanz- 
gesetz vom 23. September 1814 erklärte dementsprechend die 
Schifffahrtsabgaben für gewöhnliche Staatseinnahmen, 
indem es dieselben den ordentlichen Einnahmen des Budgets 
einverleibte. 

Jener Kanalverkauf war vollzogen, aber der Erlös aus 
demselben in den kriegerischen Jahren, welche dem Sturz des 
Kaiserreichs vorangingen, zu anderen Zwecken verbraucht 
worden. Im ganzen waren von 1800 bis 1814 immerhin 
75 Millionen Frs. vom Staat für Wasserbauten verausgabt worden. 
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Die Regierung der Restauration, die vor allem Ordnung 
und Methode in die zerrütteten Staatsfinanzen zu bringen ver* 
suchte, warf in Eonsequenz des zuletzt erwähnten Finanz- 
gesetzes im ordentlichen Budget einen besonderen Titel für 
Unterhaltung und Erweiterung der Wasserstraßen aus. Daneben 
wurden ihr Spezialkredite bewilligt sowie wiederum besondere 
Schifffahrtsabgaben als «droits de p^ages*' auf einer bestimm- 
ten Anzahl von Wasserstraßen eingeführt, deren Ertrag von 
neuem zur Erbauung oder Wiederherstellung von Schleusen, 
Brücken und anderen Kunstbauten auf Kosten des Staates, der 
Departements oder Gemeinden, bezw. zur Verzinsung und Til- 
gung der von diesen hierfür ausgeworfenen Summen dienen sollte. 

Um das Jahr 1818 entwarf die Regierung ein großes Pro- 
jekt zur Erweiterung der Wasserstraßen. Es wurde der ge- 
samte Bedarf Frankreichs an Kanälen studiert und in einer 
1820 publizierten Statistik eiji , großes Programm* aufgestellt 
— große Bautenprogramme sind eben in Frankreich keines- 
wegs eine Erfindung der neuesten Zeit — , welches die noch 
zu vollendenden Wasserbauten auf 2760 km und die neu auszu- 
führenden auf wenigstens 10800 km schätzte, wofür zusammen 
nach den vorgelegten Berechnungen mehr als eine Milliarde 
hätte aufgewendet werden müssen. Wenn aber in weiser Be- 
schränkung zunächst nur die am dringendsten erscheinenden 
Bauten zur Ausführung bestimmt und deren Kosten auf 
200 Millionen Frs. veranschlagt wurden , so gilt doch dieses 
Programm von 1818/20 in Frankreich mit Recht als die erste 
methodische und organisierende Grundlage für die Ausgestaltung 
des dortigen Wasserstraßennetzes, wie dasselbe auch als solche 
maßgebend geblieben ist. 

Zur Ausführung des eingeschränkten Programms wurde 
durch Gesetze vom 5. August 1821 und 14. August 1822 ein 
besonderes S üb missions System in Anwendung gebracht, das 
von dem früheren Konzessionssystem sich dadurch unterschied, 
daß der Staat den Bau und Betrieb der betreffenden Kanäle 
in eigener Hand behielt, den Geldgebern aber die Stellung von 
Teilhabern an den Unternehmungen insofern einräumte, als 
die durch besondere Schifffahrtsabgaben, die »p^ages*, zu er- 
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zielenden Einnahmen zunächst zur Verzinsung und Rückzah- 
lung der dargeliehenen Summen, nach deren Amortisation aber 
für eine bestimmte Anzahl von Jahren dazu dienen sollten, 
jenen Gelddarleihem eine Beteiligung an dem zu erzielenden 
Reingewinn bis zur Hälfte desselben zu sichern: also ein 
Anleiheverfahren für wirtschaftlich nutzbare Staatsanlagen 
mit Gewinnbeteiligung der privaten Geldgeber; wodurch die 
betreflfenden Abgaben aber in ihrer Höhe auf eine Reihe von 
Jahren gebunden wurden. Soweit die notwendigen Einnahmen 
durch letztere nicht aufgebracht werden würden, sollte der 
Staat für das Manko eintreten. 

Diese »Submissionen" erbrachten im ganzen nur 128,6 Mil- 
lionen Frs., mit denen die 2243 km zur Vollendung oder Aus- 
führung bestimmten Kanäle nicht ausgebaut werden konnten. 
So kam man abermals für eine Anzahl von Kanälen ^) auch auf 
das Konzessionssystem zurück, wobei wiederum Spezial- 
taxen eingeführt werden mußten (Gesetz vom 24. März 1825), 
und wurden außerdem für das Wasserstraßenwesen außer- 
ordentliche Budgetmittel bewilligt. 

Im ganzen sind von 1814 bis 1830: 900 km neuer Kanäle 
eröffnet worden, für welche der Staat aus eigenen oder mittelst 
jener Submissionen gewonnenen Mitteln 149,a Millionen^), die 
Konzessionsinhaber 45 Millionen Frs. aufgewendet hatten. 

Von den Kanälen Frankreichs, welche Ende 1894 eine 
Länge von 4859 km hatten, waren somit im Jahre 1830 be- 
reits rund 2100 km mit einem Kostenaufwande von etwa 379 Mil- 
lionen Frs. dem Verkehr übergeben, so daß, wenn man annimmt, 
daß die 1847 befahrenen rund 6700 km Flüsse und schiffbaren 



Kanal von Etangs, von Airs nach la Baes^e, Deüle-, Dive-, 
Roubaiz-, Sambre-Kanal , Kanal von St. Quentin, von Dünkirchen nach 
Fumes. 

*) Nach einer Zusammenstellung im Bericht der Budgetkommission 
über das Budget der öffentlichen Arbeiten für 1891 ; Annalen der De- 
putiertenkammer, Session 1890, Documents No. XXXI, tome 2, S. 98 ff. 
(Die Angaben Be aurin -6r es siers 1. c. stimmen mit diesen Zahlen im 
allgemeinen überein. sind aber stark abgerundet, so daß wir wegen der 
vom Arbeitsministerium verausgabten Summen vorziehen, hier und im 
Folgenden der offiziellen Quelle zu folgen.) 
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Wasserläufe, wenn auch unter wesentlich ungünstigeren Be- 
dingungen und vielfach nur für kleinere Fahrzeuge als heute, 
im großen und ganzen aber doch schon der damaligen Schiff- 
fahrt zur Verfügung standen, die wirklich schiffbaren Wasser- 
straßen Frankreichs zu jener Zeit 8500 bis 9000 km betragen 
haben werden ^). — 

Frankreich befand sich demnach beim Eintritt in das 
Eisenbahnzeitalter im Besitz eines verhältnismäßig gut ausgebil- 
deten Wasserstraßennetzes ^), dessen Hauptlinien zudem dieselben 
waren wie die der neu entstehenden Schienenstraßen, so daß 
die Konkurrenz beider Verkehrsmittel sich hier von allem 
Anbeginn an geltend machen und darum als etwas Gewohntes 
später weniger scharf empfunden werden konnte. Zugleich 
war dies Wasserstraßennetz wenigstens im Prinzip bereits zu 
einer ausschließlichen Staatsdomäne und als ein Verkehrs- 
instrument erklärt, welches der Staat seinen ünterthanen in 
derselben Weise wie seine nationalen Landstraßen darzu- 
bieten hätte. 

Mußte schon das bloße Vorhandensein eines solchen Wert- 
besitzes den Staat zur Fortsetzung seiner Bemühungen um 
dessen Erhaltung und Verbesserung veranlassen, so wirkte das 
anfangs nur sehr langsame Fortschreiten des Eisenbahnbaues 
in derselben Richtung. 



*) Nach der im Jahre 1837 vom Ministerium der Öffentlichen Ar- 
beiten herausgegebenen „Statistique de la France* (cf. Bulletin du 
Minist, des trav. publ. 1890, S. 321) waren bei Beginn jenes Jahres 
neben 8699,9 km Kanälen 8255 km Flußläufe, zusammen 11955 km 
schiffbarer Binnenwasserstraßen vorhanden, resp, als .longueurs das- 
sees" offiziell in den Verzeichnissen als solche geführt; da aber die für 
die Schifffahrt wirklich geeigneten Straßen stets hinter der programm- 
mäßigen Länge zurückbleiben, was in jenen Zeiten noch viel mehr als 
heute der Fall gewesen sein wird, so dürfte unsere obige Schätzung 
für den sieben Jahre früheren Zeitpunkt der Wirklichkeit annähernd 
entsprechen. 

') Neben seinem schon damals weitverzweigten und vorzüglich ge- 
bauten Landstraßennetz, welches 1837: 30 570 km Staats- und 27442 km 
Departementalstraßen, zusammen 58012 km umfaßte, neben erst 271 km 
Eisenbahnen. 
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Als dann das Julikönigtuni eine wesentlich gebesserte 
Finanzlage vorfand und gleichzeitig seinen Stützpunkt in der 
breiten Masse der besitzenden und steuerzahlenden Bürger 
suchte, so glaubte es jenen zu dienen, wenn es sich der 
Entwickelung aller Verkehrswege möglichst widme. Ein 
Gesetz vom 27. Juni 1833 eröffnete demgemäß dem Minister 
der öffentlichen Arbeiten zur Vollendung der nach den Ge- 
setzen von 1821 und 1822 unternommenen Eanalbauten einen 
Kredit von 76 Millionen Frs., dessen Verwendung jährlich 
durch ein , Budget annexe* bestimmt werden sollte, und be- 
willigte ein Gesetz vom 30. Juni 1835 des weiteren im ordent- 
lichen Budget einen jährlichen Spezialkredit zur Korrektur einer 
bestimmten Anzahl von Hauptflüssen. Von noch weiter tragender 
Bedeutung aber wurde das Gesetz vom 17. Mai 1837, welches 
einen „außerordentlichen Fonds** für die „großen Arbeiten* 
als dauernde Abteilung des Budgets schuf, der aus Anleihen 
und aus den Ueberschüssen der definitiv geregelten Rechnungen 
gespeist werden sollte. Damit waren die laufenden Unter- 
haltungs- und die größeren Wiederherstellungskosten dem 
ordentlichen, die Ausgaben für Neu- und Meliorations- 
bauten aber dem außerordentlichen Budget zugewiesen; 
beide Arten von Lasten aber hatte der Staat endgültig auf 
sich genommen, und ist diese Basis im großen und ganzen 
für die finanzielle Regelung der Wasserbauangelegenheiten bis 
heute beibehalten worden. 

Wie durch das Gesetz von 1842 für die Eisenbahnbauten, 
so suchte sich der Staat auch für die Ausführung der Wasser- 
bauten die Beihilfe der Departements, Kommunen und 
sonstiger Interessenten zu sichern, indem das Gesetz vom 
6. Juni 1843, welches das Budget von 1840 legalisierte, be- 
stimmte, daß solche Beiträge unter den „verschiedenen" Ein- 
nahmen des Budgets gebucht, entsprechend hohe Kredite aber 
unter den Ausgaben neben den durch die Finanzgesetze be- 
willigten eingestellt werden sollten; indessen haben solche 
lokalen Beiträge für Wasserbauten erst nach 1848 größere 
Bedeutung erlangt. 

Mit den geschilderten Mitteln ausgerüstet, konnte der Staat 

Kaufmann, Eisenlahnen Frankreichs. II. 87 
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nunmehr in größerem Ma£e als früher daran gehen, Kanäle auf 
eigene Kosten zu bauen; so führte er in den Jahren 1830 bis 
1848 die Kanalisation der Garonne, der Marne und Aisne 
sowie die Verbindung der beiden letzteren und der Marne 
mit dem Rhein aus. Drei kleinere Kanäle (Sambre-Oise, von 
Vire nach Taute und der Kanal der unteren Scarpe) wurden 
außer- und trotzdem wieder konzessioniert. 

Im ganzen sind unter der Regierung Louis Philipps gegen 
1700 km Kanäle der Schifffahrt eröffnet und für dieselben 
248 Millionen Frs. aus Staats- und 69 Millionen Frs. aus 
anderweitigen Mitteln aufgewendet worden, während die Regie- 
rung gleichzeitig namhafte Aufwendungen für Flußmelio- 
rationen gemacht hatte, so daß die gesamten außerordent- 
lichen Ausgaben dieser Periode für das Binnenwasserwesen 
341,Ä Millionen Frs. betrugen. 

Erst als gegen Ende der 40 er Jahre die Eisenbahnen 
längere zusammenhängende Routen dem Verkehr darzubieten 
begannen, läßt in Frankreich der Ausbau der Wasserstraßen 
nach, die nunmehr hinter dem aufgehenden Glänze jener zurück- 
stehen mußten. 

Die zweite Republik vereinigte das ordentliche und das 
außerordentliche Budget der öffentlichen Arbeiten zu einem 
einzigen, den Wasserbauten in demselben zwei Kapitel, »rivi^res* 
und »canaux**, anweisend, und setzte das zweite Kaiser- 
reich, welches in den ersten Jahren seine Aufmerksamkeit vor- 
wiegend der Hinwegräumung der den Fortschritten des Eisen- 
bahnwesens sich entgegenstellenden Schwierigkeiten zuwandte 
und in den Fusionen der einzelnen Bahngesellschaften der 
Eisenbahnpolitik Frankreichs eine neue Grundlage schaffte, 
die Zurückhaltung gegenüber den Wasserstraßen zunächst 
fort, nachdem die gesamten Ausgaben für die Neubauten 
während der Herrschaft der zweiten Republik nur 37 793039 Frs. 
betragen hatten. 

Indessen währte diese zweite Phase, in welcher man die 
Wasserstraßen vernachlässigen zu können glaubte, in Frank- 
reich nicht lange. 

Nachdem durch die Verträge von 1859 dem Eisenbahn- 
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Wesen ein kräftiger Impuls gegeben und die französische Eisen- 
bahnpolitik in eine feste Bahn gelenkt war, konnte die Regie- 
rung, als der englische Handelsvertrag von 1860 und die damit 
proklamierte Politik des Freihandels die Notwendigkeit der 
Verbesserung der Verkehrsmittel verschärft hervortreten 
ließ, sich der erneuten Aufmerksamkeit für die weitere Ent- 
wickelnng auch der Wasserstraßen nicht entziehen, zumal, wie 
heute bei uns, so damals in Frankreich sich nunmehr die An- 
sicht geltend zu machen begann, daß jene neben ihren direkten 
Verkehrszwecken auch dazu bestimmt seien, dem Monopol der 
Eisenbahnen ein Paroli zu bieten. Bei ihrem Vorgehen in 
dieser Richtung war die französische Regierung aber um so 
weniger behindert und um so freier von Voreingenommenheit, als 
sie keine spezifischen Eisenbahninteressen, sondern die 
Verkehrsinteressen des Landes überhaupt zu vertreten 
hatte, und dabei weder durch Eigenbesitz noch durch Eigen- 
betrieb von Bahnen in eine einseitige Auffassung gedrängt 
wurde. 

Zwei Gesetze vom 14. Juli 1860 und 2. Juli 1861 über- 
wiesen dem Minister zunächst einen nicht verbrauchten Teil 
der für den italienischen Krieg aufgenommenen Anleihe zur 
Verwendung für außerordentliche Wasserbauten. Sodann stellte 
das Finanzgesetz von 1863 das außerordentliche Budget der 
öflFentlichen Arbeiten wieder her, das aber bis zum Ende des 
Kaiserreichs nicht ausschließlich aus Anleihen, sondern aus 
sehr verschiedenen Quellen gespeist wurde: 

Reste von Anleihen, ein Vorschuß auf die Dotation der 
Amortisationskasse, Erlös eines Rentenverkaufs der letzteren, 
Entschädigungen aus den Kriegen in China, Cochinchina und 
Mexiko, Erträge außerordentlicher Holzverkäufe, Ueberschüsse 
früherer Budgetjahre liefern die Mittel, mit denen die Regie- 
rung in vorsichtiger Weise die Wasserbauten fördert, wobei 
sie für die Staatskasse immer nur Verbindlichkeiten von be- 
stimmter Dauer, von Fall zu Fall eingeht. Auch die Beihilfe 
der interessierten Gegenden wird wiederum angerufen und unter 
verschiedenen Formen geleistet: in Subsidien an Geld, Gelände 
und Arbeiten, oder als Vorschüsse, die in Annuitäten vom 
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Staate zurückzuzahlen waren ; in letzterer Form für den Kanal 
der Saar -Kohlengruben, den Kolmarer, den oberen Marne- 
Kanal zwischen Vitry und St. Dizier und für die Verbesse- 
rung der Mosel zwischen Frouard und Diedenhofen. 

Von 1848 bis 1870, und zwar größtenteils nach 1860, 
waren immerhin wiederum über 800 km neuer Kanäle mit 
einem Kostenaufwande von mehr als 80 Millionen Frs. eröfliiet 
wordeil, während der Staat für Flußmeliorationen in derselben 
Zeit über 170 Millionen Frs. ausgegeben hatte. — Die Auf- 
wendungen des zweiten Kaiserreichs für Wasserbauten beliefen 
sich auf 238791789 Frs. 

So war Frankreich bereits mit dem Jahre 1860 in die 
dritte der weiter oben gekennzeichneten Phasen getreten: die 
Wasserstraßen erfreuen sich wiederum der gleichen Förde- 
rung durch den Staat wie die Eisenbahnen, und will der Staat 
in ersteren ein den einstweilen in Privathänden liegenden Eisen- 
bahnen gleichwertes Verkehrsinstrument schaffen, dessen Kon- 
kurrenz diese im Interesse der Allgemeinheit in Schach hält. 

Das Kanalnetz aber nimmt der Staat schon jetzt in 
seine Hand, während er sich des zukünftigen, wenn auch weiter 
hinausgeschobenen Heimfalls der Eisenbahnen, die unterdessen 
ihre Kraft voll entwickeln sollen, von neuem versichert; und ent- 
schließt sich die Regierung in Verbindung mit der Förderung 
der Wasserbauten, die Konsequenz des in dem Gesetz von 1804, 
in dem Finanzgesetz von 1814 und einigen folgenden und vor 
allem in den Gesetzen der 30 er Jahre wiederholt ausgedrückten 
Prinzips zu ziehen, daß die Wasserstraßen öffentliche 
Staatsstraßen seien. 

Nachdem nämlich durch die erwähnten Finanzgesetze die 
Schifffahrtsabgaben zu gewöhnlichen Staatseinnahmen er- 
klärt und dieselben durch Gesetz vom 9. Juli 1836 auf den in 
Händen des Staates befindlichen Kanälen einheitlich gestaltet, 
damit aber auch ihres ursprünglichen Charakters als päages, 
d. h. als spezieller Beiträge zu den Unterhaltungskosten der 
betreffenden Anlagen, entkleidet und in einfache Gebühren 
für einen vom Staate geleisteten Dienst umgewandelt worden 
waren, war es seitdem eine Anomalie, daß auf den kon- 



Digitized by LjOOQ IC 



— 581 — 

zessionierten und den nach dem Submissionsverfahren von 
1821/22 erbauten Kanälen, die doch gleichfalls Staatsstraßen 
waren, die älteren pdages in ihrer wechselvollen Verschieden- 
heit und mit ihren höheren und vielfach schlecht kombinierten 
Sätzen bestehen bleiben sollten. So ging man daran, die auf 
jenen Kanälen ruhenden Privatrechte abzulösen, oder, wie in 
Frankreich der technische Ausdruck dafür lautet, sie durch 
den „Rachaf* verpflichtungsfrei in die Hände des Staates 
überzuleiten. Ein Anfang hierzu war bereits durch das Ge- 
setz vom 3. Mai 1853 gemacht, welches die auf dem Rhein- 
Rhone -Kanal, den Kanälen von Bourgogne, Nivemais, der 
Bretagne und dem Seitenkanal der Loire haftenden Genuß- 
aktien, die nach den Gesetzen von 1821/22 zu deren Vollendung 
ausgegeben waren (cf. S. 574 ff.), für den Preis von 23 280 742 Frs., 
zahlbar in 30 Jahresraten, einlöste. Zwei Gesetze vom 1. August 
18G0 und 20. Juni 1863 beseitigten den letzten Rest dieser 
Art von Aktien, die auf einer Anzahl kleinerer Kanäle haf- 
teten, für die Summe von 15153240 Frs. — Das zuletzt er- 
wähnte Gesetz war aber vorwiegend dem Rachat einer An- 
zahl älterer, teils zeitlich begrenzter, teils perpetueller Kon- 
zessionen gewidmet, indem es fünf Kanäle zum Preise von 
38730477 Frs. für den Staat zurückerwarb. — Die aus diesen 
Operationen resultierenden Annuitätenzahlungen wurden später 
aus dem Budget des Arbeitsministeriums in das des Finanz- 
ministeriums übertragen. 

Damit hatte das zweite Kaiserreich für diesen Zweck im 
ganzen 77164459 Frs. ausgegeben, was zuzüglich der oben 
erwähnten 238,7 Millionen Frs. einen Gesamtaufwand des- 
selben für die Wasserstraßen von 315956248 Frs. ergibt. 

Die Regierung der dritten Republik mußte während 
der ersten Jahre derselben unter dem Drucke der finanziellen 
Verhältnisse in der Inangrifiiiahme neuer Arbeiten und der 
Belastung des Staates mit Verbindlichkeiten für solche mög- 
lichst vorsichtig sein ^). 

Das außerordentliche, dem Wasserbauwesen gewidmete 



') Cf. Buch I, Kap. 14, S. 407 ff. 
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Budget, wurde wieder unterdrückt und die notwendigen Aus- 
gaben für Wasserbauten aus den Hilfsmitteln der zweiten 
Sektion des ordentlichen Budgets bestritten. — Die Dotation 
der Budgets für außerordentliche Wasserbauten betrug von 
1872 bis 1877 jährlich nur 6 bis 8 Millionen Frs. für die 
Flüsse und ca. 4 Millionen Frs. für die Kanäle. 

Gleichwohl verlor die Regierung die Wasserstraßen auch 
damals nicht aus dem Auge und ging, nachdem die von Erantz 
über die große parlamentarische Enquöte von 1872 bis 1874 
(cf. Kap. 8), betreffend die Verkehrsmittel Frankreichs, erstatteten 
Berichte darauf aufmerksam gemacht hatten, vor allem daran, 
das durch die Abtretung Elsaß-Lothringens zerrissene östliche 
Wasserstraßennetz ^) wieder zu einem einheitlichen Ganzen 
auszugestalten. 

Gesetze vom 1. August 1872 und 24. März 1874 verfügten 
die Kanalisation der Maas von der belgischen Grenze an aufwärts 
und ihre Verbindung mit dem Rhein-Marne-Kanal sowie mit 
der Jtf osel und der Saöne und gleichzeitig die dadurch bedingte 
Verbesserung einer Strecke des Rhein-Marne-Kanals. Für die 
so von der belgischen Grenze bis zur Saöne zu schaffende 
große Wasserstraße, den „Canal de TEst" (422 km), wurde 
aber die Beihilfe der fünf von jener berührten Departements 
derart herangezogen, daß dieselben dem Staate einen Vor- 
schuß von 65 Millionen Frs. leisteten, der von 1882 an inner- 
halb 20 Jahren mit 4®/o Zinsen zurückgezahlt werden sollte. 
Das von jenen Departements für diesen Zweck gebildete Syn- 
dikat sollte seinerseits die genannte Summe in der Form auf- 
nehmen dürfen, daß die wirkliche Verzinsung derselben sich 
nicht über 6^/o stelle; zur Deckung der Differenz zwischen 
diesem und dem vom Staate gezahlten Zinsfuße, sowie der 
sonstigen Unkosten der Anleihe sollte für Rechnung des Syn- 
dikats, aber nur so lange als es zu diesem Zweck nötig wäre, 
auf der neuen Wasserstraße ein Wegegeld von 0,oo5 Fr. per 
Tonnenkilometer von allen auf derselben verkehrenden Gütern 



*) Es hatten 380,5o km künstlicher Wasserstraßen abgetreten 
werden müssen. 
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erhoben werden. Aehnliche Kombinationen wurden dann noch 
für die Verbesserung der Mayenne und einiger Wasserstraßen 
in den Departements Nord und Pas-de-Calais in Anwendung 
gebracht. Das Verfahren hatte den Vorteil, dafi die Arbeiten 
infolge der finanziellen Hilfe der interessierten Departements 
beschleunigt werden konnten, so daß z. B. bestimmt worden 
war, daß der Canal de TEst in acht Jahren fertiggestellt werden 
müßte. Sobald sich aber die Finanzen des Staates erholt 
hatten und dieser im stände war, sich zu einem billigeren Zins- 
fuß als 4^/0 Geld zu yerschaffen, wurde durch Gesetz Tom 
9. Juli 1881 die Rückzahlung aller dieser Vorschüsse ange- 
ordnet. Im ganzen hatten die außerordentlichen Aufwendungen 
für die Wasserstraßen von 1871 bis 1878: 127641335 Frs. 
betragen. 

Inzwischen hatte die Zurückhaltung, welche die Regierung 
in den ersten Jahren der Republik wie gegenüber den öffent- 
lichen Arbeiten überhaupt so auch gegenüber den Wasser- 
straßen beobachtet hatte, aufgehört. Das bekannte „große 
Programm Freycinets* von 1878 sollte wie den Eisen- 
bahnen so auch ihnen eine neue Aera mächtiger Förderung 
durch den Staat bringen ^): 4000 km Flußläufe, 3600 km Kanäle 
sollten in großem Maßstabe, besonders behufs ihrer gleich- 
mäßigen Ausgestaltung für die Befahrbarkeit mit größeren 
Scbiffsgefaßen, meliorirt und außerdem 1400 km neuer Kanäle 
gebaut werden. Die Kosten dieses Projektes wurden zunächst 
auf 750 Millionen Frs., darunter 550 Millionen für die Kanal- 
bauten geschätzt (cf. Buch I, S. 273). 

Zugleich teilte ein Gesetz vom 5. August 1879 die ge- 

') In seinem Bericht an den Präsidenten der Republik (Jouraal 
off. vom 16. Januar 1878) hatte Freycinet sich, wie folgt, ausgedrückt: 
,Die Wasserstraßen und Eisenbahnen sind berufen, einander nicht zu 
verdrängen, sondern zu ergänzen, und es vollzieht sich zwischen ihnen 
eine naturgemäße Arbeitsteilung: Den Eisenbahnen gehören die am 
wenigsten sperrigen Güter, welche Schnelligkeit und Regelmäßigkeit 
erfordern und die Transportkosten am besten vertragen: den Wasser- 
straßen fallen die schweren, geringwertigen Güter zu, die nur billige 
Transportspesen aushalten und die den Eisenbahnen nur eine illu- 
sorisebe (?) Einnahme verschaffen und sie viel mehr »sperren als speisen'.' 
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samten Wasserstraßen Frankreichs nach ihrer Entwickelungs- 
fäliigkeit und ihrer wirtschaftlichen Bedeutung, gleich den 
Eisenbahnen , in zwei Klassen : Hauptlinien ( »lignes 
principales") und Sekundärstraßen (^lignes secondaires*). 
Bau und Verwaltung der ersteren ist ausschließlich dem 
Staate vorbehalten; dieselben sollen wenigstens eine Fahr- 
wassertiefe von 2 m und Schleusenkammern in den Dimensionen 
von 38,5 zu 5,2 o m nutzbaren Raumes haben, und müssen 
ihre festen Brücken eine lichte Höhe von 3,7 o m über dem 
normalen Stande des Wasserspiegels der Kanäle und dem 
höchsten für die Schifffahrt nutzbaren der Flüsse aufweisen. 

Diese Klassifikation bedingte auch die Fortsetzung des 
unter Napoleon HL begonnenen Rückkaufs derjenigen kon- 
zessionierten Kanäle, welche als Hauptlinien klassiert waren. 
Ein solcher Kanal war bereits freiwillig und kostenlos von 
den Konzessionären dem Staate zurückgegeben und von diesem 
durch Dekret vom 26. Oktober 1876 in Besitz genommen 
worden. Gesetze vom 8. April 1879, 13. Juli 1880 und 
4. Juli 1881 sanktionierten sodann den Rückkauf von drei 
weiteren Kanälen für einen Gesamtbetrag von 9,3 Millionen Frs. 
Seitdem hat, mitbedingt durch die Aenderung der Finanzlage im 
Jahre 1883, der Rachat keine bedeutenden Fortschritte gemacht. 

Im Jahre 1894 gab es noch 10 km eines konzessionierten 
und kanalisierten Flußlaufes und 12 konzessionierte Kanäle 
von 761 km Länge, von denen zwei Drittel, 492 km, auf die 
in Händen der Südbahn-Gesellschaft befindlichen: den Seiten- 
kanal der Garonne und den Canal du Midi, entfallen, 120 km 
auf die drei Pariser Kanäle von St. Denis, St. Martin und den 
Ourcq-Kanal, und 67,2 km auf den Sambre-Oise-Kanal. 

Wichtiger und für die Binnenschifffahrt Frankreichs be- 
deutsamer als jener Rückkauf etlicher Kanäle waren die durch 
das Freycinet'sche Programm inaugurierten neuen Arbeiten, vor 
allem die Meliorationen. Die Ausdehnung und Verästelung des 
französischen Wasserstraßennetzes war schon zu jener Zeit eine 
so bedeutende, daß bei etwaiger Inangriffnahme neuer Kanali- 
sierungsarbeiten große Vorsicht geboten war, wenn nicht, wie bei 
den Eisenbahnen, unrentable, d. h. im Falle der Wasserstraßen 
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gänzlich überflüssige Linien gebaut werden sollten ^). Denn 
während bei einer selbst auf lange Zeit hinaus unrentabeln 
Bahn immerhin die Möglichkeit, ja eine gewisse Wahrschein- 
lichkeit vorliegt, daß sie der von ihr durchzogenen ßegend 
irgend welche Dienste, in weiterer Zukunft vielleicht große 
Dienste leisten , daß sie schließlich sogar ein mehr oder 
weniger wichtiges Glied in dem Gesamtorganismus der Eisen- 
bahnstraßen werden kann, sind diese Wahrscheinlichkeiten für 
eine Wasserstraße um vieles enger begrenzt, wenn dieselbe 
nicht einen, sei es für den Durchgangs- oder Umschlags- 
verkehr oder für die Ausfuhr entsprechender Produkte jener 
Gegend wünschenswerten neuen Weg eröffnet, für welche also 
nicht schon gewisse Verkehrsbedingungen vor ihrem Bau vor- 
handen sind. 

So ist denn in der That an neuen Kanälen, außer den rund 
500 km von 1879 bis 1883, nicht mehr viel gebaut worden: 
von 1884 bis Ende 1804 aber hat die Längenausdehnung des 
französischen Wasserstraßennetzes kaum irgend welche Fort- 
schritte gemacht, da der Zunahme der in der Statistik er- 
scheinenden Kanallänge in dieser Zeit eine entsprechende Ab- 
nahme der schiffbaren Flußlänge gegenübersteht, so daß erstere 
auf der Regulierung natürlicher Wasserläufe durch deren 
Kanalisierung zu beruhen scheint *). Von den in neuerer Zeit 
in Angriff genommenen Kanalbauten aber scheinen verschiedene 
in der That dem Fluche der gänzlichen Ueberflüssigkeit ver^ 
fallen zu sein, und wird die Parole der nächsten Zukunft in 
Bezug auf die französischen W^asserstraßen zu lauten haben: 
nicht Neubau, sondern Verbesserung des Vorhandenen^). 

*) Mit den statistischen Vorarbeiten für das Programm waren auf 
176 Wasserläufen unter 80 Oberingenieuren 620 Aufnahmestellen eta- 
bliert und mit den betreffenden Erhebungen 270 besondere Beamte 
beauftragt worden. 

^) Cf. unten die Angaben auf S. 589 und 590. Die Mitteilungen der 
Statistik über die Fluß- und die Kanallängen verschieben sich, je nachdem 
kanalisierte Flußläufe der einen oder anderen Kategorie zugerechnet werden. 

') Der Bericht der Budgetkommission von 1895 über das Budget 
der öffentlichen Arbeiten für 1896, erstattet von Camille Krantz — Drucke 
Sachen der Deputiertenkammer, Session 1895, Nr. 1549 — läfst sich in 
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Die Bedeutung dessen, was infolge des großen Programms 
fQr die französischen Wasserstraßen geschehen ist, liegt, wie 
gesagt, in den Meliorationen: der Regulierung von Flußläufen, 
Verbreiterung und Vertiefung der Fahrrinnen, Vergrößerung 
der Eanalprofile und der Schleusen, dem Umbau hinderlicher 
Brücken etc.^). 

Der erste Anlauf, den man zur Ausführung des Programms 
nahm, war, wie bei den Eisenbahnen, ein stürmischer gewesen. 
An Stelle der früheren 10 bis 12 Millionen Frs. wurden für 
die beiden Kapitel »Rivi^res* und „Canaux* nunmehr über 
30 Millionen Frs. in das Budget eingestellt und diese Ansätze 



dieser Beziehung (S. 60) folgendermaßen aus: ,L*Etat se trouve encore au- 
jourd'bui livr^ ä ses propres ressources pour rachevement des canaux »sans 
mSme pouvoir disposer, en compensation des sacrifices qu'il s'impose, 

des Profits que lui apportaient jadis les droits de navigation 

A r^poque r^cente oü la fi^vre des grands travauz s^vissait en France, 
es pouToirs publics, qui d^pensaient sans compter. se sont parfois laisses 
entrainer ä engager r£tat dans des entreprises tres coüteuaes dont 
Tutilit^ n*apparait plus^auj our d'hui bien clairement ä 
nos yeux. Tel est le cas d'un certain nombre de canaux pour les- 
quels un certain nombre de millions ont d^jä ^t^ depens^s et qui, pour 
ötre acbev^s, en exigeraient beaucoup encore. Pour ces ouvrages dispen- 
dieux la question se pose de saroir, si la sagesse ne commande 
pas de renoncer completement ä l'oBuvre entrepriae en 
sacrifiant les sommes ddpens^es pour ne point avoir dans 
Tavenir ä faire de nouveaux sacrifices hors de toute proportion 
avec les avantages ä attendre de Tach^vement du canal. 
Afin d'engager le Ministire des Travaux public» a entrer r&olument 
dans cette voie et ä soumettre a un nouvel examen les conditions 
d'achivement et d*exploitation de diverses entreprises auxquelles le 
ministre lui-m^me s'est montr^ dispos^ a renoncer, la 
commission croit indispensable de porter a 1100000 Frs. la reduction 
de 250000 Frs. primitivement consentie. Dans sa pensee, cette 
reduction ne doit avoir pour effet de retarder Tacheve- 
ment d'aucune des entreprises vraiment utiles qui sont 
actuellement en cours. Elle doit porter exclusivement 
sur les canaux dont lacondamnation definitive s'impose.' 
') Während im Jahre 1878 von den Bedingungen der Hauptlinien 
entsprechenden Wasserstraßen im ganzen nur 1459 km (966 km Flufi- 
4äufe und 463 km Kanäle) vorhanden waren, betrug deren Ausdehnung 
1894: 4117 km (1940 km Fhißläufe und 2177 km Kanäle). 
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von Jahr zu Jahr gesteigert, bis sie 1883 mit 35,7 Mil- 
lionen Frs. für die ersteren und 57,9 Millionen Frs. für die 
Kanäle ihr Maximum erreichten. Die Kredite konnten gar 
nicht aufgebraucht werden, weil die Ausarbeitung der Projekte 
den Geldbewilligungen nicht zu folgen vermochte! 

Als dann 1883 der Rückschlag in der Finanzlage des 
Staates erfolgte, wurde im ordentlichen Budget für 1884 
wieder das Kapitel «travaux extraordinaires* der zweiten Sek- 
tion eröflfhet, welches, anfangs bescheiden dotiert, dazu be- 
stimmt war, im gegebenen Augenblick das aus Anleihen ge- 
speiste außerordentliche Budget zu ersetzen. Wie diese Uni- 
fizierung des Budgets in den Jahren 1888 bis 1890 erreicht 
wurde, ist im 14. Kapitel des I. Buches geschildert worden. 
Die Kredite für die Wasserbauten wurden von Jahr zu Jahr 
mehr eingeschränkt, bis sie von 1887 an durchschnittlich 
nur 6 Millionen für die Flüsse und ca. 10 Millionen für die 
Kanäle betrugen. Trotzdem sind in den Jahren von 1879 bis 
1891 für die Wasserbauten (exkl. der Unterhaltungskosten) 
rund 507 Millionen Frs. vom Staate ausgegeben worden. 

Seitdem waren in den Budgets der letzten Jahre an 
außerordentlichen Krediten ausgeworfen: 

für Bau und 



1892 



für Fluß- 
Meliorationen 

4 885 000 Frs. 



Verbesserung 
von Kanälen 


zusammen 


9 799 500 Frs. 


14 684 500 Frs 


9 993 500 , 


15 278 500 , 


9 993500 , 


15 278 500 . 


9 630 500 , 


14 136 500 . 


8 474 500 , 


12 921500 . 



1993 5 285 000 , 

1894 5 285000 , 

1895 4 500 000 , 

1896^) .... 3452000 , 

Daß der Staat zur Aufbringung dieser Summen, wie das 
auch im Gesetz von 1879 vorgesehen war, mehrfach wieder 
die Beihilfe von Departements resp. Interessenten angerufen 
hat, sei nur nebenher erwähnt, da diese Beihilfen nur in Ge- 
stalt von Vorschüssen gefordert und gegeben worden sind, 
zu deren Rückzahlung in das Budget des Arbeitsministeriums 
jährlich über 10 Millionen Frs. eingestellt werden*). 



') Nach dem Antrag der Budgetkommission. 

*) Der Stand dieser Schuld war am 1. Januar 1894: 53607726 Frs. 
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So hat Frankreich unter der steten Fürsorge des Staates, 
die in etwas erheblicherem Maße seit dem Aufkommen der 
Eisenbahnen nur einmal auf kurze Zeit (1848 bis 1860) ein- 
geschränkt war, aber niemals ganz aufgehört hat, und zum 
weitaus größten Teile auf Kosten des Staates sich neben 
seinen Eisenbahnen und vortrefflichen Landstraßen^) 
ein hoch ausgebildetes Wasserstraßennetz geschaffen, das um 
so bewunderungswürdiger ist, als anerkanntermaßen die geolo- 
gischen und hydrologischen Verhältnisse des Landes der Durch- 
führung dieses Werkes nicht günstig waren*). 

Die gesamte Ausdehnung der französischen Binnenwasser- 
straßen wird von der im Ministerium der öffentlichen Arbeiten 
aufgemachten und als Verwaltungsstatistik vorzüglich ausge- 
bildeten Binnenschifffahrtsstatistik, welche bis zur Auf- 
hebung der entsprechenden Abgaben (1880) von der General- 
verwaltung der indirekten Steuern geführt worden war, für 1894 
folgendermaßen angegeben *) : 



*) Die Länge der französischen Landstraßen wird gegenwärtig im 
Annuaire statistique, XV, angegeben, wie folgt: 

a) Staatsstraßen (routes nationales) am L Januar 1894 : 38074 km, 
davon nur 176 km als en lacune, d. h. noch nicht im Zusammen- 
hange mit dem großen Straßennetze befindlich, bezeichnet. 

b) Departementalstraßen Anfang 1895: 18672km; die De- 
partements wandeln ihre Straßen fortgesetzt in Vizinalstraßen um; 
zusammen Eommunikati onswege für den großen 
Verkehr 56746 km. 

c) Vizinalstraßen 1892 und zwar: der großen Kommunikation 
angehörig 143668 km; von kommunaler Bedeutung 83276 km; 
gewöhnliche Landwege 380140,7 km; zusammen Vizinalstraßen 
607 084 km, davon 18270 km im Bau begriffen. 

*) So urteilt auch Sympher, «Der Verkehr auf den deutschen 
Wasserstraßen in den Jahren 1875 und 1885% Berlin 1891, S. 12. 

') .Statistique de la navigation interieure*, 2 Bände, Paris, im- 
primerie nationale, 1895; seit 1881 XIV. Jahrgang. Cf. auch »Annuaire 
de TEconomie politique", Paris 1895, S. 430 ff. und H. Schuhmacher, 
„Die französische Binnenschifffahrtsstatistik und ihre neuesten Ergebnisse* 
in der Zeitschrift für Binnenschifffahrt, Berlin 1896, IL Jahrgang, Heft 6, 
S. 136 ff. der die Zahlen für 1893 gibt. 
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Schiffbare Flüsse, Seen, Lagunen ... 8 932 km ») 
Kanäle 4869 . *) 

Zusammen schiffbare Wasserstraßen . . 13 791 km 
Dazu flößbare Wasserläufe 2 920 , 

Summe (klassierte Wasserstraßen) 16 711 km. 

Wie schon oben bemerkt, ist die Zugehörigkeit der ein- 
zebien schiffbaren Wasserstraßen zur Kategorie der Flüsse 
oder Kanäle eine wechselnde, auch mögen zeitweise Flußläufe 
den schiffbaren Wasserstraßen zugerechnet sein, die dann 
wieder den nur flößbaren zugewiesen wurden u. s. w. 

Wichtiger als die obigen programmmäßigen sind die ge- 
wöhnlich befahrenen und die von diesen wiederum ver- 
schiedenen, im einzelnen Jahr wirklich befahrenen Längen 
sowie deren Unterscheidung nach der Klassifikation des Ge- 
setzes von 1879, da in beiden sich die Leistungsfähigkeit 
der Straßen ausdrückt. 

Ln Jahre 1894 betrug die gewöhnlich befahrene Länge 
der schiffbaren Wasserstraßen 12791 km (7975 km Flüsse, 
4816 km Kanäle); dieselben zerfallen in: 

Flüsse, flößbare 1 012 km 

a schiffbare ohne Kanalisierung . 3 365 y, 

nach , . 3 598 , 

Kanäle ohne Schleusen 2 082 , 

, mit , ... . . . 2734 , 

Zusammen . 12 791 km 

Thatsächlich befahren wurden 1894: 12253 km (7476 km 
Flüsse und 4777 km Kanäle); davon waren: 

nach der j Hauptlinien 5837 km 

Klassifikation^ Sekundärlinien . . . . 6416 „ 

nach dem ( Linien des Staates . . 11482 km 

Besitz \ konzessionierte Linien . 771 , 

*) Inkl. 321 km ausschließlich dem Seeverkehr dienende Strecken. 
Nach Saz, .Transport und Kommunikationswesen" in Schönbergs Hand- 
bach der Politischen Oekonomie, Tübingen, 3. Aufl. 1890, S. 509, soll 
Frankreich an schiffbaren Flüssen nur 6600 km besitzen; das ist die von 
der Statistik angegebene befahrene Durchschnittslänge des Jahrzehnts 
1871/80 nach oben abgerundet (genau 6590 km). 

') Inkl. 43 km ausschließlich dem Seeverkehr dienende Strecken. 
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Die Hauptlinien betragen also nahezu die Hälfte, fast 
47 '^'/o, der schiffbaren Wasserstraßen Frankreichs. Allerdings 
ist das Programm in Bezug auf die Vereinheitlichung ihrer 
Wegsamkeit noch nicht ganz durchgeführt, insofern einer An- 
zahl derselben die Minimalwassertiefe von 2 m bis jetzt nicht 
dauernd gesichert ist, bei anderen ältere Schleusen, meist zu 
34 m, noch nicht umgebaut sind. Nach der Wassertiefe ent- 
sprachen im Jahre 1894 : 4890 km (1994 km Flugstrecken und 
2896 km Kanäle), nach den Schleusendimensionen 4053 km 
(1696 km Flüsse, 2357 km Kanäle) den Anforderungen der 
Klassifikation, deren sämtliche Bedingungen im ganzen 4117 km 
Wasserstraßen erfüllten, nämlich unter Vergleichung mit dem 
Jahre 1878: 





Flüsse 


Kanäle 


Zusammen 




km 


km 


km 


im Jahre 1878 . 


996 


463 


1459 


, . 1894 . 


. 1940 


2177 


4117 



Von den 2177 km Kanälen sind 583 km erst seit 1878 
gebaut worden. 

Jene 4117 km, welche die an die Hauptlinien gestellten 
Anforderungen vollständig erfüllten, betrugen aber immer noch 
33,6^0 der 1894 befahrenen Wasserstraßen, was für die Lei- 
stungsfähigkeit der Rhederei und Schifffahrt von nicht zu 
unterschätzender Bedeutung ist. Der gewöhnliche Typ des 
französischen Kanalbootes ist die vlämische Pinasse („p^niche') 
von 300 Metertonnen (6000 Zentner) Fassungsraum. Auf den 
größeren Wasserstraßen, namentlich den Hauptflüssen, kommen 
aber auch Plattschiff'e (chalands) von 600, 800 und 1000 Ton- 
nen (12000 bis 20000 Zentnern) Tragfähigkeit zur Verwen- 
dung. Da die Kanalschleusen mit wenigen Ausnahmen ^) über 



^) Von den Kanälen haben größere Schleusen nur folgende: die 
Pariser Kanäle von 42,o zu 7,8o m und von 58,8o zu 3,2o m^ Hazebrook- 
Kanal 90,o zu 8,»o m, Furnes-Kanal (Dilnkirchen - belgische (xrenze) 
46,8o/5,2o m, der untere Colm-Kanal 102,o/5,3o m, der Charente- und der 
Lu9on- Kanal von 50,o/(3,bo m, ferner die Seekanäle Hävre-Tancarville 
180,0/16,0 m und Rhone-Golf de Fos 160,22 m. — Von den Flüssen 
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die vorgeschriebenen Dimensionen nicht hinausgehen, die 
Bauart der peniches Ton 38 bis 38,5 o m Länge bei einem 
Tiefgang von l,8o m, welchen die französische Wasserbau- 
technik bei 2 m Wassertiefe gestattet ^) , jenen Dimensionen 
aber entspricht, so können wenigstens die 6000-Zentnerkähne 
auf einem Drittel der französischen Wasserstraßen, d. i. 
auf den Hauptrouten fast von einem Ende Frankreichs bis 
zum anderen verkehren. Fahrten von 400 , 500 und 600 km, 
die man früher nicht kannte, sind heute eine gewohnte 
Erscheinung, und werden die Transporte zwischen Dün- 
kirchen und Paris, zwischen den Städten und Häfen des 
Nordens und Nancy, zwischen Paris und Lyon ausgeführt, 
ohne daß ein Umschlag oder eine Umladung in andere Schiflfs- 
gefäße nötig ist. 

Ein Bild von der Verteilung jener Hauptlinien über das 
Land und von der Bedeutung ihres Verkehrs bietet die fol- 
gende, der Statistik von 1894 entnommene Uebersicht, in 
welcher wii* die einzelnen von jener gebildeten Verkehrs- 
linien thunlichst zu regionalen Verkehrsgebieten zu- 
sammenfassen : 



haben namentlich folgende größere Schleusen: die Seine von Ronen 
bis Montereau solche von 120 bis 220 m zu 1 l,8o m , oberhalb Monte- 
reau von 51,o/7,8o m; die Tonne von 93 und 96 zu 8,8o m; die Marne 
von 45,0/7,80 m ; die Oise 46,o/8,o m ; Aisne (Sambre-Bassin , Verbindung 
auf Paris) 45/7,88 m; Saöne (Verdun-Lyon) 112,5o/12,o m; Rhone (Grenze- 
Lyon) 180/16 m. 

^) Die deutschen Flußschiffe haben bei verhältnismäßig längerer 
Bauart geringeren Tiefgang. Die „Denkschrifb betreffend die im preußi- 
schen Staate vorhandenen Wasserstraßen, deren Verbesserung und 
Vermehrung, nebst einer Karte dieser Wasserstraßen bearbeitet im 
Ministerium für Handel und Gewerbe', Berlin 1877, S. 131, setzt einen 
Unterschied zwischen Wassertiefe und Tiefgang der Schiffe von 25 cm 
an und unterscheidet unter letzteren drei Größenklassen : 1. solche 
von 52,5 m Länge bei 7,o m Breite , Tragfähigkeit 8300 Ztr., Tiefgang 
1,7 5 m; 2. Schiffsdimension 45,o zu 6,o m, Tragfähigkeit 5400 Ztr., 
Tiefgang l,5o m ; 3. Scbiffsdimension 83,o zu 4,4 m , Tragfähigkeit 
2100 Ztr., Tiefgang l,io m. Diese Dimensionen sind indessen von der 
Technik in Bezug auf das Verhältnis von Belastungsfähigkeit und Tief- 
gang heute bereits überholt. 
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Verkehrsgebiete derHauptlinien der französisclieii Wasserstrassen 
und der Verkehr auf den Binnenwasserstrassen im Jalire 1894. 



Verkehrsgebiete und -Linien 



I Be. 
fahrene 
Länge 

i km 



Verladene 
Güter*) 



Tonnenkilometer 



überhaupt 



auf 1 km 

Betriebs- 

lange 



Nördliches 

Verkehrs- 

gebiat 



Oestliches 
Verkehrs- 
gebiet 



Nord- 
südliche 
Transit- 
Linie 



Zentrales 
und west- 
liches Ver- 
kehrs- 
gebiet 



Paris -belgische Grenze, 

gegen Mons .... 
Abzweigung davon auf 

Charleroi 

Desgl. nach der Mündung 

der Somme 

Verbindung z wischenOise 

und Maas 

Verbindung der Scheide 

mit der Nordsee >) . . 
Abzweigung davon nach 

der belgischen Grenze 

Von Paris nach der Ost- 
grenze 

Ostlinie von Givet nach 
Corre 

Rhein-Rhöne Verbindung 

Verbindung der Nord- und 
Ostlinien 

Linie Manche-Mittelmeer, 
durch Bourgogne ^) . . 

Deren Verbindung mit 
der Ostlinie .... 

Verbindung zwischen 
Marne und Saöne . . 

Verbindung zwischen 
Seine und Loire . . . 

Loire-Linie 

Verbindung zwischen 
Saöne und Loire . . 

Linie von Berry . . . 



<;niiiiA>iAa i Ozean-Mittelmeer-Linie . 
VeSe^ I Rhöne-Cette und Verbin- 

%Ä| rsidr?\'^.".'^ 

Südwestliche Linien«^) 

Summe: Hauptlinien . 
Dazu Sekundärliuien 



Zusammen 



Davon: Kanäle 
Flüsse 



284 
125 
156 
208 
255 
182 



438 

186 

106 

1346 

163 

73 

182 
262 

118 
328 

607 

116 
821 



2 054 698 
790 669 
307 613 
322 560 

4 684 061 
739 072 

1 623 979 

1 U9 588 
137 866 

141 825 

5 308 438 

67 848 
227 650 

376 355 

460 606 

813 677 
594 778 

1 379 979 

160 161 
110474 



841722597 
97310532 
23157659 
87450942 

395113357 
57618602 

379609564 

849610848 
13074479 

143858496 

900291786 
38531232 
24432763 

75839811 
144877008 

54925680 
71714811 

75765048 

13605044 
7 73S525 



5 837 

6 416 



21 915 261 
5 958214 



3696278078 
215503554 



12 253 
4 777 
7 476 



27 873 475 

15 877 547 
11 995 928 



3911775632 
2 259678453 
1652 097179 



8 963 812 

778 4**4 
148 416 
420 437 
1 549 .'>S2 
316 5S6 

768 440 

577 802 
70 292 

1 357 155 

668 8G1 
236 3S^S 
334 6^.T 

416 699 
558 966 

473497 
197 ö:.i> 

124 819 

117 SSö 
34 91*3 



633 24« 

33 5j>'< 



319 850 

473 033 
220 9'?7 



1) Von Cambrai über Douai, Carvin, B^thune, St. Omer nach Dfinkirchen: 
kurz vor letzterem abzweigend nach Nieupoort und Brügge. 

2) Diese Linie, welche die Seine, Saöne und Rhone in sich begreift, hängt 
durch ihre Verzweigungen mit fast allen Verkehrsgebiet-en zusammen. 

3) Charente, Sfevre-Niortaise und Kanal von Marans nach la Rochelle. 

*) Die französische Statistik zählt zur Darstellung des Gesamtverkehrs die 
Güter bei ihrer Verschitfung (embarquement) und den Eingang an der Zollgrenze. - 
Die Statistik der deutschen ßinnenschifffahrt läßt viel vermissen; einmal scheint sit* 
selbst nicht anzunehmen, daß die Resultate ihrer Erhebungen zu Summen für das ganze 
Reichsgebiet vereinigt werden könnten, sodann fehlt das wesentlichste Merkmal für die 
Bedeutung des Verkehrs : die Zahl der Tonneukilometer. 
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Wie aus der vorstehenden Uebersicht der einzelnen Ver- 
kehrslinien , welche die Wasserstraßen ersten Ranges bilden, 
ersichtlich wird, durchziehen dieselben in der That die ganze 
bis zur Loire und deren südlichen Nebenflüssen (Cher und 
Kanal von Berry) sich dehnende nördliche Hälfte Frankreichs, 
deren verschiedene Stromgebiete durch die zugehörigen Kanäle 
untereinander und mit der Rhone zu einem mächtigen Schiff- 
fahrtsgebiete vereinigt werden. 

Die Kanäle aber sind nicht nur als verbindende, sondern 
auch als Verkehr erzeugende Straßen von hervorragender Be- 
deutung, so daß die auf ihnen verladenen Güter im Jahre 
1894: 57 > (1892 und 1893 je 58 ^/o) der Gesamtverfrach- 
tung ausmachten und ihre Transportleistung an Tonnenkilo- 
metern 58®/o (1893: 57 '^/o) der sämtlichen betrug. 

Werden die obigen Frequenzzahlen der einzelnen Ver- 
kehrslinien zu Summen der Verkehrsgebiete der Hauptlinien 
vereinigt, so wird der Anteil der letzteren sowie der der 
Sekundärlinien an der Gesamtverfrachtung und der ge- 
samten Verkehrsleistung, unter Vergleichung der Jahre 1887, 
1890 und 1894, aus der Tabelle auf S. 594 ersichtlich. 

Die Hauptlinien nahmen nach dieser Tabelle 77 bis 79 ®/o 
des Gesamtgewichts der Verfrachtung auf und leisteten 91 bis 
94 ^/o der Tonnenkilometer ; der Verkehr auf ihnen war früher 
10 bis llmal und 1894: 19mal stärker als auf den Neben- 
linien, die ausschließlich dem Lokalverkehr dienen. Die durch- 
schnittliche Frequenz pro Kilometer Betriebslänge betrug auf 
letzteren 1887: 35282, 1890: 42719 und 1894: 33588 Tonnen- 
kilometer, auf den Hauptlinien dagegen 1887: 503042, 1890: 
520166 und 1894: 633248 Tonnenkilometer; sie ist auf jenen 
seit 1887 um 4,8 ^/o zurückgegangen, auf diesen um fast 26 V 
gestiegen. Dabei ist die Verkehrsdichtigkeit gerade in dem- 
jenigen Gebiete, das fast ausschließlich von Kanälen und 
kanalisierten Flüssen bedient wird, dem nördlichen, am 
größten, so daß einzelne der Paris mit der belgischen Grenze 
verbindenden Linien 3 000000 bis 3 870 000 Tonnenkilo- 
meter pro Jahr und Kilometer Betriebslänge, rund 10000 
pro Tag, die Scheide zwischen Cambrai und Etrun sogar 

Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 38 
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Verkehrs- 


Verladene Gtit«r 

TnnTiATi 


Tonnenkilometer 


gebiete der 
Hauptlinien 










1887 


1890 


1894 


1887 1890 


1894 








Absolute Zahlen 


Nördliches . 


7 6M137 


7 647 030 


8 838 703 


1 211 697 095 


1221024561 


1502 408689 


Oestliches. . 


2 758 601 


2 783 741 


3 553 198 


436400 867 


462 297 595 


786 152 887 


Transitlinie . 


4860 004 


5 323 902 


5 597 330 


795486 092 


854 900 682 


963 255 781 


Zentrales und 














Westliches . 


8 156 408 


2 138 454 


2 275 416 


320 099 484 


322 232 600 


347 356 104 


Südliches . . 


531 477 


510 202 


1540140 


61 307 888 


60 622 256 


89 370 092 


SüdwesÜiches 


106172 


107 368 


110474 


7142 586 


6 938527 


7 733 525 


Se.: Haapt- 














linien . . 


18 111 802 


18 510 697 


21 915 261 


2 832 134 012 


2 928 016221 


3 696 272 078 


Sekundär- 














linien . . 


1 4916634 


5 656 646 


5 958 214 


241236 415 


288057113 


815 503554 


Zusammen 


23 028 436 


24 167 343 


27 873 475 


3 073 370 427 


3 216 073 3ft4 


3 911775652 



Nördliches 
Oestliches . . 
Transitlinie . 
Zentrales und 
Westliches . 
Südliches . . 
Südwestliches j 



Se. : Haupt- 
linien . . 

Sekundär- 
linien . . 



Prozentverhältnis der Verkehragebiete : 



88,4 


31.« 


12,0 


11,5 


21,1 


««,0 


9,* 


8,» 


2.3 


2.1 


0,5 


0,5 



78,7 
«1,3 



76,5 
23.5 



31,7 

1«,T 

20,1 

8,2 
5,5 
0,4 



78.Ö 
21,4 



Zusammen 



II 



100 



100 



I 



100 



39,1 
U,2 
25.9 

10,4 
2,0 
0.2 



92., 
7,9 



37,3 
14,4 
26,7 

10^) 
1.» 



91.0 
9,0 



100 



100 



»8,4 

20,1 
2*.e 

8.» 
U 

0,2 



W.5 
5.5 



100 



4 023 214 Tonnenkilometer auf einen Kilometer Betriebslänge 
aufweist. 

Der Gesamtverkehr der einzelnen Wasserstraße setzt sich 
aus der Masse der abgegangenen, angekommenen und durch- 
gegangenen Güter zusammen, und wird ihre Verkehrsintensitat 
durch die auf 1 km ihrer Betriebslänge gefahrenen Tonnen- 
kilometer dargestellt, welches Bild außerdem durch die Zahl 
der auf ihr verkehrenden beladenen SchiflFe ergänzt wird. 

Unter diesem Gesichtspunkt betrachtet, hatten im Jahre 
1894 von 196 einzelnen Fluß- und Kanalstrecken, das ab- 
solute Gewicht angehend, über je 100 000 Tonnen Verfrach- 
tung (Abgang) deren 65 (27 Flüsse, 38 Kanäle), die damit 
89 ^^0 der Gesamtverfrachtung auf den Wasserweg brachten; 
48 (22 Flüsse, 26 Kanäle) zählten einen Eingang von je 
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über 100000 Tonnen, und überschritt der Durchgangsver- 
kehr dasselbe Minimalgewicht auf 46 (21 Flüssen und 25 Ka- 
nälen). Abgang, Ankunft und Durchgang zusammen be- 
trugen nach absolutem Gewicht mehr als 100 000 Tonnen auf 
91 Wasserstraßen (41 Flüssen und 50 Kanälen), und zwar 
über 500000 Tonnen auf 52, über 1 Million Tonnen noch 
auf 28, über 2 Millionen Tonnen auf 13, über 3 Millionen 
auf 11, über 4 Millionen auf 6 und über 5 Millionen auf 
3 Straßen: nämlich der Pariser Verkehr auf der Seine mit 
5050742, der Kanal von St. Quentin mit 5 296527 und der 
obere Deüle-Kanal mit 5 151 576 Tonnen. 

Die Verkehrsintensität (tonnage moyen) überstieg 100 000 
Tonnenkilometer per Kilometer Länge auf 74 Wasserwegen 
(31 Flüssen und 43 Kanälen), darunter über 1 bis 2 Millionen 
Tonnenkilometer auf 11, über 2 bis 3 Millionen auf 7, über 
3 bis 4 Millionen auf 3 und über 4 Millionen auf 1 Wasser- 
straße (Scheide von Cambrai bis Etrun). 

Die Zahl der angekommenen, abgegangenen und passie- 
renden, beladenen Fahrzeuge betrug über 4000 auf 
24 Flüssen und 31 Kanälen, zusammen 55 Wasserstraßen, und 
zwar wurden befahren: von 4000 bis 5000 Schiffen 10 Straßen, 
von 5000 bis 6000 deren 5, 7 von 6000 bis 7000, 4 von 7000 
bis 8000, 8 von 8000 bis 9000, 1 von über 10 000, 5 von über 
11000, 2 von 12 000, je 1 von über 13000, 14 000 und 15000, 
5 von mehr als 16000, 1 von 17000 und 4 von mehr als 
20000 Fahrzeugen. Die durchschnittliche Belastung eines 
Schiffes betrug auf den Wasserstraßen des Nordens, Nord- 
Ostens und der Zentrallinien, welche sämtlich die gleichen 
Navigationsbedingungen darbieten und die Transporte auf 
weite Entfernungen besonders begünstigen, 150 bis 260 Tonnen, 
auf den Wasserläufen des Loire-Bassins und denen des Westens 
50 bis 100 Tonnen, um in der südlichen Region (Garonne und 
Adour) auf 30 bis 60 Tonnen zu sinken. 

Auf den Sekundärlinien geht die durchschnittliche Belas- 
tung allerdings noch viel tiefer herab, so zwar, daß die 4668 Fahr- 
zeuge, welche auf der S^vre verkehrten, im Mittel nur 6 Tonnen, 
die 4271 des Vend^e-Flusses sogar nur 1 Tonne Fracht führten. 
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Dieses Detail fassen wir für diejenigen Wasserstraßen, 
deren gesamter Verkehr, Abgang, Anlainft und Durchgang, 
seinem Gewichte nach mehr als 1 Million Tonnen betrug, in 
folgendem Bilde zusammen: 

Gesamtverkehr der freqnentesten französisohen Wasserstrassen 
im Jahre 1894. 



Bezeichnang der Wasserstraaen 



AbBolates Frachtgewioht 
1000 Tonnen 



^0' 

SS 



. 



bot 

si 



9) C 

II 



Be 
ladene 
Schüfe 



Tonnen- 
kUo- 
meter 
auf 1 km 
Länge, 
tau- 
sende 



1. Flttsse: 

Seine, Stadt Paris 

n Departementsgrenze bis Paris . 
^ von la Briche bis Oise-Mündung 
« von Paris bis la Briche . . . 
„ Gise-Mimdong bis Ronen . . . 
„ Montereaa • Departementsgrenze 

Seine-et-Mame 

Scheide, Cambrai bis Etrun .... 

, äirun bis Gond^ 

Scarp6, Coorchelelles bis Fort -de - 

Scarpe 

Oise, kanalisierte 

Aa 

8. Kanäle: 

St. Qnentln 

Obere DefÜe und Zweigkanal .... 
Oise und Manicamp, Seitenkanal . . 

Aire und Zweigkanal 

Sensöe 

Marne-Rhein und Zweigkanal .... 

Aisne, Seitenkanal 

Kanal von Neufoss6 

Aisne-Mame 

St. Denis 

Marne, Seitenkanal 

Oise-Aisne 

Ostkanal, Nordaim 

Loire, Seiten- und Zweigkanal . . . 
Canal da Centre, Hauptkanal . . . 

Bonrbonrg 

St. Martin 



5 051 


1042 


2403 


1605 


4178 


1577 


1020 


1576 


8 872 


129 


228 


3515 


1 3 880 


n 


771 


2488 


1619 


969 


40« 


244 


1587 


289 


106 


1142 


4 084 






3939 


19S8 


748 


639 


546 


3126 


177 


98 


2851 


8 118 


318 


164 


2636 


1935 


178 


113 


1649 


5 296 


318 


679 


4299 


5 152 


1455 


815 


2882 


4 384 




. 


4171 


3165 


1698 


221 


1246 


2 932 






2805 


2 867 


1104 


1000 


763 


1854 


122 


64 


1678 


1819 


148 


87 


1584 


1581 


106 


336 


1140 


1718 


203 


1450 


60 


1542 


, 


. 


1384 


1464 




. 


1885 


1315 


941 


336 


38 


1254 


254 


247 


763 


1185 


844 


302 


89 


1108 


610 


488 


10 


1000 


263 


611 


186 



24660 
88048 
16679 
16413 
8184 

11?64 
16 018 
8181 

18588 
11988 
14979 



20471 

23 058 

16487 

15 259 

11825 

13 789 

8 215 

11180 

6863 

7 279 

6698 

5765 

6 398 
16815 
11306 

7 857 
6862 



2 928 
2386 

3 678 
2885 
1430 

1132 

4 023 
1086 

3033 
2 789 
1155 



3871 

2014 

8977 

1992 

8859 

1177 

825 

1717 

1812 

1348 

1084 

1412 

695 

616 

478 

992 

528 



Wenn wir oben (S. 555) 21 Eisenbahnlinien nach- 
weisen konnten, die im Jahre 1893 einen Verkehr von über 
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1 Million Tonnenkilometer auf 1 km Betriebslänge hatten, 
so überschreitet die Verkehrsintensität nach der vorstehenden 
Uebersicht diese Grenze in gleicher Weise auf 22 Wasser- 
straßen und tibertrifft auf 9 derselben die stärkste Güterfrequenz 
der Bahnen, welche die Linien Creil-St. Quentin-Grenze mit 
2,1 Millionen, Lyon-Avignon-Marseille mit 2,2 Millionen und 
Amiens-Grenze mit 2,5 Millionen Tonnenkilometer per Kilo- 
meter Betriebslänge aufzuweisen hatten. 

Fügen wir, um das Bild von dem Zusammenhange der 
oben in den Tabellen auf S. 592 und 594 dargestellten Ver- 
kehrsgebiete zu vollenden, hinzu, daß der Güterverkehr, An- 
kunft, Abgang und Durchgang zusammen, sowie die Ver- 
kehrsleistung im Jahre 1894 betrugen: 

Absolutes , Tonnen- 
Gewicht kilometer 
Tonnen «"Uf 1 km 

Läinge 

auf der Yonne, Laroche-Montereau , . 401915 342 353 

auf dem Canal de Bourgogne .... 519 361 180 908 

auf der Saöne, Corre-St. Jean de Losne 389 108 336 388 
, , , St. Jean de Losne-Ile- 

Barbe 740856 333 345 

, , , in Lyon 481 055 239 655 

, „ Rhone, Lyon- Arles 500 660 218 598 

, , , Arles-Mündung . . . 216 401 163 879 

auf dem oberen Marne-Kanal, Hauptlinie 741 097 334 695 

so wird ersichtlich, welche Bedeutung z. B. eine so gewaltige 
Wasserstraße wie die vom Kanal bis zum Mittelmeer führende 
bereits gegenwärtig hat, und daß die französischen Kanäle, trotz 
ihrer von mancher Seite bemängelten Schleusenabmessuugen 
und der ebenso bemängelten Bauart der französischen Kanal- 
schiffe, ihre Aufgabe: die Verbindungsglieder für ein über 
den größeren Teil des Landes sich erstreckendes Verkehrs- 
netz abzugeben, in nicht zu unterschätzender Weise schon 
heute erfüllen und nach Vollendung der noch ausstehenden 
Meliorationen noch besser erfüllen werden. 

Die Herstellungskosten der französischen Wasser- 
straßen sollen nach der „Statistique de la navigation in- 
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t^rieure" für 1888 in den Jahren 1814 bis 1887 betragen 

haben: 

ftir die Flußläufe 566 342 068 Frs. • 

für die Kanäle .... . . 736392953 r 

Zusammen . 1329 735 021 Fre, 

Rechnet man dieser Summe die unter dem ersten Kaiser- 
reich ftir Wasserbauten ausgegebenen 75 Millionen Frs. und 
die auf 116 Millionen Frs. geschätzten Aufwendungen früherer 
Jahrhunderte hinzu, so erhält man eine Gesamtsumme von 
1520,7 Millionen Frs., welche auf die von der genannten 
Statistik angegebene Gesamtlänge der schiflFbaren Wasser- 
straßen von 12 628 km für Ende 1887 einen durchschnittlichen 
Kostenaufwand von 120426 Frs. per Kilometer ergäbe, wobei 
derjenige ftir die Flüsse auf rund 74 000 Frs. und der für die 
Kanäle auf rund 156000 Frs. zu schätzen wäre. Indessen 
enthalten die obigen von der Statistik angegebenen Summen 
nur die reglementsmäßig festgestellten Ausgaben (r^guli^rement 
constat^es) und bleiben damit um rund 100 Millionen Frs. 
hinter der Wirklichkeit zurück. 

Nach den von uns für die einzelnen Perioden gefundenen 
Zahlen stellen sich die Anlagekosten des Wasserstraßennetzes 
bis zur Gegenwart folgendermaßen: 

Anlagekosten der französischen Binnenwasser- 
straßen^). 

Seit dem Beginn des Eisenbahn- 
zeitalters : 
1831—1848 . . 341,2 MiU. Frs. 



Bis zum Beginn des Eisenbahn- 

zeitaltei*8 : 
Bis 1800 . . .116 MiU. Frs. 



1800—1814 . . 75 
1814—1830 . , 194,8 



Summe bis 1880: 885,3 MiU. Frs. 



1848—1851 . . 37,8 

1852—1870 . . 238,8 

1871—1878 . . 127,6 

1879—1889 . . 477,9 

1890—1895 . ca. 90,o 



Summe seit 1830: 1313,8 MiU. Frs. 
Ueberhaupt bis Ende 1895: 1698,5 MilUonen Frs. 



^) Hierbei müssen die für den Rachat der Kanäle vom Staate aus- 
gegebenen 86 Millionen Frs. selbstvei-ständlich unberücksichtigt bleiben, 
da andernfalls die Anlagekosten dieser Kanäle von den obigen Summen 
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Der Anteil des Staates an den Herstellungskosten des 
heutigen Wasserstra&ennetzes läßt sich folgendermaßen be- 
rechnen : 

Nach der zitierten Zusammenstellung der Budget- 
kommission von 1890 hat der Staat von 1814 
bis 1889 für Neubauten und Meliorationen aus- 
gegeben 1372,6 Mill. Frs. 

Von 1890 bis 1895 betragen seine Aufwendungen 90,o „ , 

Zuzurechnen sind femer die Ausgaben des ersten 
Kaiserreichs 75,o „ ^ 

und die Kosten des Hachat mit zusammen . . 86,5 „ , 

Das ergibt ein vom Staate aufgewendetes Kapi- 
tal von 1624,1 Mill. Frs.O 



abgesetzt werden müßten, diese uns aber im einzelnen nicht bekannt 
sind. Unsere Aufstellung stimmt mit anderweitigen kompetenten Be- 
rechnungen vollständig überein, indem z. B. Ley gu e, .Chemins de fer'', 
p. 160, für Ende 1888 die gesamten Anlagekosten auf rund 1,6 Mil- 
liarden Frs. ansetzt, Beaurin-Gressierim «Dictionnaire des finances'* , 
II, p. 646, Paris 1894, sie auf 1 V^ Milliarden schätzt ^). Von Interesse ist, 
mit der obigen Uebersicht diejenigen Summen zusammenzuhalten, die 
der französische Staat in den verschiedenen Perioden von 1814 bis 1889, 
abgesehen von den Eisenbahnen, außerdem' noch für Straßen-, Brücken- 
und Hafenbauten, sowie für die Anlage von Leuchttürmen und Seezeichen 
ausgegeben hat, um daran ermessen zu können, in welcher Weise er von 
jeher für die Verkehrsmittel und damit für die wirtschaftliche Wohlfahrt 
seiner ünterthanen gesorgt hat. Nach der oben S. 575, Anmerk. 2 zitierten 
Uebersicht der Budgetkommission von 1890 sind von dem Ministerium der 
öffentlichen Arbeiten für Neubauten ausgegeben worden und zwar für: 

Nationalstraßen ^^}'^Sl^J ^^"t"^^' 
und Brücken 

1814-1830 . . 67 645 000 Frs. 

1831-1847 . . 203 471000 „ 

1848-1851 . .\ ^ 

1852-1870 . .j^y^^^»^^ ' 

1871—1878 . . 43 776 000 , 

1879-1889 . . 83 847 040 , 

Zusammen: 693 508 040 Frs. 902 318 398 Frs. 1 595 826 438 Frs. 

Diese Zahlen stellen mit den obigen 1624,i Mill. Frs. und den 
4,7 Milliarden, welche der Staat für seine Rechnung in den Eisenbahnen 
investiert hat, ein für das Verkehrswesen des Landes seit 1814 aus- 



türme, See- 


Zusammen 


zeichen 




23 558 286 Frs. 


91203286 Frs. 


122 498 983 . 


325 969 983 , 


[28 990 094 , \ 
[228 882 341 , j 


552 641 435 , 


113483 947 , 


157 259 947 , 


384 904 747 , 


468 751787 , 
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Die gesamten Herstellungskosten der schiffbaren Wasser- 
straßen von 1698,5 Millionen Frs. auf deren für 1894 angegebene 
gewöhnlich befahrene Netzlänge von 12791 km verteilt, ergibt 
pro Kilometer einen Kostenaufwand von 132 800 Frs., für die 
thatsächlich befahrene Länge jenes Jahres von 12253 km 
berechnet, pro Kilometer 138600 Frs., während Leygue^) för 
Ende 1888 auf die befahrene Länge jenes Jahres (12499 km) 
einen solchen von rund 130000 Frs. berechnet. Die kilometri- 
schen Anlagekosten müssen naturgemäß bei der Stabilität der 
Netzlänge von Jahr zu Jahr steigen. Im einzelnen schätzt 
Leygue die Anlagekosten der Flüsse für Ende 1888 (7743 km) 
auf 600 Millionen Frs., die der Kanäle (4756 km) auf 1 Milliarde, 
die kilometrischen Kosten entsprechend auf rund 77400 Frs. fUr 
jene und auf 200 000 Frs. für diese. Werden den von Leygue 
angesetzten Anlagekosten der Flüsse und Kanäle die oben 
S. 587 mitgeteilten Budgetzahlen sowie die Ausgaben des 
Jahres 1889 hinzugerechnet, so ergeben sich für Ende 1895 
die Summen von rund 634 Millionen Frs. für die Flüsse und 
von 1065 Millionen Frs. für die Kanäle und stellen sich die 
entsprechenden kilometrischen Sätze, auf die Längenangaben 
von 1888 bezogen, auf rund 81800 bezw. 225300 Frs. Legt 
man der Durchschnittsberechnung dagegen die befahrenen 
Längen des jüngsten bekannten Jahres 1894 zu Grunde, so 
stellen sich die Kilometerkosten bei den Flüssen auf 84800 Frs., 
bei den Kanälen nur auf 222900 Frs., im Gesamtdurchschnitt 
aber, wie oben angegeben, auf 138600 Frs. Diese Zahlen 
schwanken also, je nach der Gruppierung der einzelnen Wasser- 
läufe unter die Kanäle oder die Flüsse und je nach der Ver- 
schiedenheit der in den einzelnen Jahren befahrenen Länge^ 
die von mancherlei Umständen, klimatischen Einflüssen, tem- 
porärer Unbrauchbarkeit durch Eisgang oder Wasserkata- 
strophen, Räumungsarbeiten etc. abhängt, ziemlich bedeutend. 
Das aber ist sicher, daß auf das französische schiffbare Binnen - 



gegebenes Gesamtkapital von rund 8 Milliarden dar, das geeignet ist, 
die Höhe der französischen Staatsschuld in anderem Lichte er- 
scheinen zu lassen, als sie auf den ersten Blick erscheinen mag. 
*) Leygue, »Chemins de fer* 1. c. 



Digitized by LjOOQ IC 



— 001 — 

Avasserstraßeniietz pro Kilometer bis heute 133000 bis 138000 
Francs verwendet, und daß dessen Kosten zum allergrößten 
Teil von der Allgemeinheit aufgebracht worden sind. 

Dazu kommen die Ausgaben für die regelmäßige Unter- 
haltung, zu denen auch die der größeren Reparaturen ge- 
rechnet werden, und die mit jeder neuen Regulierung eines 
Flusses, jeder Vergrößerung eines Kanals, ohne daß sich die 
Netzlänge ändert, von Jahr zu Jahr steigen müssen. Dieselben 
betrugen: 



O— -' 


für die Flüsse 


für die Kanäle 


zusammen 


1887 . . 


4 753 945 Frs. 


4 747 250 Frs. 


9 501 195 Frs. 


1892 . . 


. 5 199 900 , 


5 559 300 , 


10 759 200 , 


1893 . . 


5 185 000 , 


5 524200 , 


10 709 200 , 


1894 . . 


5 585 000 . 


5 624200 „ 


11209 200 . 


1895 . . 


. 5 583000 . 


5 622 700 , 


11205 700 , 


1896 *) . 


. 5 577 000 , 


5 577 000 , 


11154 000 . 



Diesen Unterhaltungskosten stehen allerdings, analog wie 
bei den Eisenbahnen, einige besondere Einnahmen und Vor- 
teile des Staates gegenüber, die auf rund 2 Millionen Frs. be- 
rechnet werden. Unter Abzug dieser besonderen Einnahmen, 
dagegen unter Zurechnung von 10 ®/o der dann übrig bleibenden 
Ausgaben als proportionalen Anteils der Kosten der Zentral- 
verwaltung berechnet Leygue*) die Unterhaltungskosten eines 
Kilometers Kanallänge auf 1010 Frs. und der schiffbaren 
Wasserläufe auf 430, im Durchschnitt beider auf 620 Frs. 

Den Ausgaben, welche die Wasserstraßen dem Staate ver- 
ursachen, standen früher die Schiff fahrt sabgaben gegen- 
über, welchen, wie auf S. 573 erwähnt wurde, durch das Ge- 
setz vom 30. Floreal X (20. Mai 1804) alle Flüsse und Kanäle 
unterworfen worden waren. Dieselben waren, wie wir wieder- 
holt sahen, ursprünglich ein Wegegeld, „p^age*, bestimmt 
zur Unterhaltung und Verbesserung der Straßen, auf denen 
sie erhoben wurden, — abgesehen von den auf den konzes- 
sionierten und auch auf den mit Hilfe des Submissionsver- 
fahrens von 1821,22 erbauten Kanälen bestehenden Hebungen, 



') Nach der von der Budgetkommission acceptiei-ten Budgetvorlage. 
^ Leygue 1. c. S. 161. 



Digitized by LjOOQ IC 



— 602 — 

welche die Verzinsung und Tilgung der für jene aufgewendeten 
Kosten zu erbringen hatten. 

Jene p^ages und Hebungen waren daher auf den einzelnen 
Wasserstraßen sehr verschieden: für die konzessionierten Kanäle 
waren sie in den betreffenden Konzessionsurkunden, ähnlich 
wie in den cahiers des charges für die Eisenbahnen, an Tarif- 
maxima gebunden, während sie auf den „submittierten*^ Kanälen, 
obwohl dieselben vom Staate verwaltet wurden, durch die Leih- 
verträge festgelegt und nach dem Betrage der für die dar- 
geliehenen Gelder ausgegebenen Genußscheine (actions . de 
jouissance) berechnet waren; auf den übrigen vom Staate für 
eigene Rechnung ausgeführten Wasserstraßen bestanden je ver- 
schiedene Tarife, welche durch auf Grund des erwähnten Ge- 
setzes von 1804 erlassene Reglements festgesetzt waren. 

Das gleichfalls bereits erwähnte Gesetz vom 9. Juli 1836 
sollte diese Tarife methodischer und einheitlicher gestalten ; in- 
dessen konnten die konzessionierten und submittierten Kanäle 
von demselben nicht getroffen werden, da deren Tarifsätze 
durch die betreffenden Vertragsurkunden festgelegt und so der 
Aenderung durch die Regierung entzogen waren. 

Für den vereinheitlichten Tarif der staatlichen Wasser- 
straßen wurden die Güter in zwei Klassen: wertvollere und 
Massengüter geteilt, ganz einheitliche Sätze für dieselben aber 
nur auf den Kanälen aufgestellt, während sie auf den Flüssen 
auch fortan verschieden waren, je nachdem sie für Thal- oder 
Bergfahrt erhoben wurden. Die Tarifeinheiten wurden dabei 
auf Distanzen von je 5 km pro Tonne Fracht, für Flöße nach 
deren Umfang berechnet. Die Höhe dieser Schifffahrtsabgaben 
für Frachtgüter stellte sich folgendermaßen: 



Tarif vom Jahre 1836 


pro Tonne und 
5 km 


oder pro Tonnen- 
kilometer 


für Güter 


Flüsse 
Cent. 


Kanäle 
Cent. 


Flüsse 
Cent. 


Kanäle 
Cent. 


der 1. Klasse, wertvollere . 
der 2. Klasse, Massengüter . 


2,0-2,5 

1,0 1,25 

1 


10,0 

5,0 


0,4—0,5 
0,2— 0,26 


2,0 

1,0 
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Die Regierung wurde außerdem ermächtigt, durch königl. 
Ordonnanzen diese Tarife noch weiter zu ermäßigen, was auch 
zu verschiedenen Malen: durch Ordonnanz vom 27. Oktober 
1837, Dekrete vom 4. November 1849, 29. Juni 1853, 5. Sep- 
tember 1858 und 9. Februar 1867, geschehen ist. 

Die erheblichste Reduktion der Taxen brachte das zuletzt 
genannte Dekret vom Jahre 1867, welches zugleich die in- 
zwischen zurückgekauften Kanäle ^) dem staatlichen Tarif unter- 
warf. Dieser Tarif unterschied einerseits Flüsse und den 
Flüssen gleichgestellte Kanäle, und andererseits Kanäle und 
ihnen gleichzuachtende Flußläufe, behielt im übrigen die Unter- 
scheidung der Güter nach den beiden Klassen bei, hob aber 
die verschiedene Tarifierung für Berg- und Thalfahrt auf. 
Seine Sätze stellten sich per Tonnenkilometer, wie folgt: 



Schifffahrtsabgaben nach dem Dekret 
von 1867 

1 


Auf den 
Flüssen 

Cent. 


Auf den 
Kanälen 

Cent. 


Güter 1. Klasse, wertvollere 

Güter 2. Klasse, Massengüter 

Flöße 


0,jo 
0,10 

0,02 


0,50 
0,20 
0,20 



Auf nicht schiflFbaren Wasserstraßen war die Flößerei 
nur der halben Taxe unterworfen. Zugleich erhöhten sich die 
obigen Tarifsätze um das den indirekten Steuern und den- 
selben gleichgeachteten Abgaben zugeschlagene Zehntel. 

Seit 1836 war somit eine sehr erhebliche Reduktion der 
Schiflffahrtsabgaben eingetreten. Während dieselben bis dahin 
jährlich 10 Millionen Frs. erbracht hatten, war ihr Ertrag 
1869 auf 4 Millionen Frs. gesunken und konnte die Unter- 
haltungskosten des Wasserstraßennetzes nicht mehr decken. 
Zugleich war ihr Wesen ein anderes geworden. 

Die Aufhebung der früheren spezialisierten, ursprünglich 
dem Bedarf der einzelnen Wasserstraßen angepaßten Gebühren 
und deren Ersetzung durch für alle gleiche im Jahre 1836 



') Cf. oben S. 581. 
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hatte den Schifffahrtsabgaben den Charakter des p^age, d. b. 
der Ersatzleistung für den in der Unterhaltung der einzelnen 
Straße dargebotenen Dienst genommen und ihnen den einer 
Verkehrssteuer aufgedrückt ^). 

Die Unterscheidung, die bei Aufstellung der neuen Abgaben 
im Jahre 1836 zwischen Fluß- und Kanaltransport gemacht 
und seitdem beibehalten worden war, genügte nicht, um jene 
auch fernerhin als Ersatz für dargebotene Leistungen erscheinen 
zu lassen, und war andererseits die Unterscheidung zwischen 
den beiden Güterarten für die Bedürfnisse des Verkehrs und 
der ganz anders als auf den Eisenbahnen gearteten, völlig 
freien Transportpreisbildung nicht schmiegsam genug, um nicht 
zu wiederholten Klagen der Schiffer und Reeder Veranlassung 
zu geben. Diese Klagen aber machten sich um so lauter gel- 
tend, als durch das Gesetz vom 26. März 1878 die 5^/oige 
Steuer, welche bis dahin den Güterverkehr der Eisenbahnen 
belastete, aufgehoben wurde und die Schifffahrtsinteressenten 
zur Unterstützung ihrer Wünsche nunmehr die sie angeblich 
bedrohende verschärfte Konkurrenz der Schienenstra&en geltend 
machen konnten. Diesen Wünschen aber kamen die An- und 
Absichten, welche gerade damals die Regierung Frankreichs 
beherrschten und leiteten, in ausgiebigster Weise entgegen. 

Die Verstaatlichung der bankerotten Sekundärbahnen unter 
der Motivierung, ihren Distrikten die Möglichkeit einer un- 
gestörten Verkehrsentwickelung zu erhalten und zugleich die 
in jenen Bahnen investierten Kapitalien nicht zu Grunde gehen 
zulassen — das „große Programm", welches, wie man an- 
erkennen muß, in gleich warmer Fürsorge sämtliche Verkehrs- 
mittel des Landes: Eisenbahnen, Land-, Wasserstraßen und 
Häfen, umfaßte — die großen Steuererlasse um die Wende des 
achten Jahrzehnts — die Bewilligung einer unverzinslichen 
Staatsgarantie auch für die Lokalbahnen (Gesetz von 1880) — 
alle diese Maßregeln waren von demselben Bestreben diktiert, 
dessen Devise die Proklamierung einer neuen Aera wirtschaft- 
lichen Aufschwungs war. So mußte die Frage der Schiff- 



') Cf. S. 580. 
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fahrtsabgaben, als dieselbe bei der Budgetberatung im 
Dezember 1879 unter Hinweis auf die ein Jahr zuvor erfolgte 
Aufhebung der Steuer vom Eisenbahngüterverkehr angeregt 
Avurde, in der Kammer geneigtes Gehör finden. Die Aufhebung 
der Abgaben wurde, entgegen der Ansicht des Finanzministers, 
im Prinzip angenommen und durch Gesetz vom 19. Februar 
1880 auf den 1. Oktober desselben Jahres festgesetzt. 

Seitdem gibt es kein „droit de navigation** mehr und 
stehen die rund 11500 km staatlicher Wasserstraßen der Schifif- 
fahrt abgabenfrei zur Verfügung. 

Von Anbeginn des Jahrhunderts geht durch die gesamte 
Verkehrspolitik des französischen Staates ein Zug konsequenten 
Festhaltens an dem Grundsatze, daß ihm die allseitige 
Förderung der wirtschaftlichen Entwickelung des Landes und 
darum auch die Förderung aller seiner Verkehrsmittel, mögen 
das Eisenbahnen, Land- oder Wasserstraßen sein, gleich- 
mäßig obliege; und so wird es verständlich, daß Frankreich 
zu demselben Zeitpunkte, als es sich anschickte, in einem 
letzten großartigen Entwürfe seinem Eisenbahnnetz die 
endgültige Ausgestaltung zu geben , zugleich dazu gelangen 
konnte, auch die letzte Konsequenz seiner seit Menschen- 
altem der Binnen schiff fahrt gegenüber befolgten Politik 
zu ziehen. 

Das aber ist charakteristisch für diese Politik, daß die 
Entwickelung der beiden mächtigsten Verkehrsmittel unseres 
Jahrhunderts sich in Frankreich nicht sprungweise, unter voll- 
ständigem Zurückdrängen des einen oder ausschließlichem Her- 
vortreten des anderen, sondern verhältnismäßig stetig voll- 
zieht, und daß daher der Wettbewerb beider, unterstützt durch 
die Konfiguration des Landes und die aus derselben entspringende 
vielfache Parallelität der Schienen- und Wasserstraßen, hier 
von vornherein besteht, den produzierenden wie konsumie- 
renden Teilen des Landes damit die Möglichkeit bietend, die 
vorhandenen Kräfte für ihre Transportbedürfnisse in der ihnen 
dienlichsten Weise zu nutzen. Und auch das ist charakte- 
ristisch für das echt konservative Gleichmaß jener Politik, daß 
sie ihr Ziel: Flüsse und Kanäle als Nationalstraßen ab- 
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gabenfrei dem Verkehr zur Verfügung zu stellen — weder 
jemals aus dem Auge verliert, noch mit einem gewaltsamen 
Anlauf zu erreichen sucht, sondern durch eine Reihe von Er- 
mäßigungen der alteingebUrgerten Abgaben ganz allmählich zu 
diesem Ziel hinleitet. — 

Werfen wir von hier des Vergleichs halber einen Blick 
auch auf die Geschichte der deutschen Wasserstraßen, so 
haben wir uns dabei auf die Hervorhebung der hauptsäch- 
lichsten Thatsachen zu beschränken *). 

Nach Kurs hat sich der Bau der künstlichen Wasser- 
straßen in Deutschland, die von ihm gebildeten Perioden 
annähernd in solche zusammengefaßt, wie wir sie für die 
Geschichte der französischen Wasserstraßen gefunden haben, 
in folgenden Abschnitten vollzogen: 

^) Wir beziehen uns hier namentlich auf die ebenso gründlichen 
wie Übersichtlichen Arbeiten von V. Kurs, ^ Karte der flößbaren und 
der schiffbaren Wasserstraßen des Deutschen Reiches. Nebst tabellari- 
schen Nachrichten über dieselben", Berlin 1894, auf dessen Artikel 
, Kanäle*^ im I. Supplementband des Handwörterbuchs der Staatswissen- 
Bchaften, Jena 1895, S. 492 ff., und vor allem auf desselben Autors Ab- 
handlung , Schifffahrtstraßen im Deutschen Reiche, ihre bisherige und 
zukünftige Entwickelung und ihre gegenwärtige wirtschaftliche und 
finanzielle Ausnutzung** in den „Jahrbüchern für Nationalökonomie und 
Statistik', III. Folge, Band X, 1895, S. 641 ff. Zu bedauern ist, da& 
Kurs in der zuletzt genannten Schrift nicht auf die bisherigen Anlage- 
kosten wenigstens der preußischen Wasserstraßen näher eingegangen 
ist. — Von anderen Erscheinungen der einschlägigen Litteratur sind als 
von uns benutzt hervorzuheben : die bereits angezogene ^Denkschrift betr. 
die im preußischen Staate vorhandenen Wasserstraßen* von 1877 und 
spätere, ferner Sympher, ,Der Verkehr auf den deutschen Wasser- 
straßen in den Jahren 1875 und 1885% Berlin 1891, Derselbe, .Die 
Abgaben auf deutschen Wasserstraßen* : Bericht zur Frage VII des 
V. Internationalen Binnenschifffahrtskongresses zu Paris, 1892, Paris 1893, 
Todt, ,Der Güterverkehr der deutschen Wasserstraßen* im Archiv für 
Eisenbahnwesen 1887, S. 153 ff., G. Cohn, , Eisenbahnen, Wasser- 
straßen und der preußische Staathaushalt* im „Jahrbuch für Gesetz- 
gebung, Verwaltung und Volkswirtschaft im Deutschen Reich*, XVIIf. 
1894, S. 1071 ff., »Die Thätigkeit der preußischen Wasser^auverwaltung 
innerhalb der Jahre 1880 bis 1890* im Centralblatt der Bauverwaltung 
1890, S. 485 ff., sowie die einschlägigen Kapitel in Ulrichs .Staffel- 
tarife und Wasserstraßen*, Berlin 1894. 
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In Deutschland wurden 
hergestellt 


1 
Kanäle 

im 
engeren 
Sinne ') 

km 


Kanal- 
arti^ aus- 
gebildete 

Fluß- 
strecken 

km 


Dazu 
gehörige 
Binnen- 
see- 
strecken 

km 


Zu- 
sammen 

km 


1. Eigentliche Binnen- 
schifffahrtsstraßen: 

Bis 1836 

1836—1870 

1870-1894«) 

Zeit unbestimmt . . . 

1871 in den Reichslanden 

übernommen .... 


454,78 
397,64 
234,25 
144,90 

367.80 


1220,77 
392,40 
581,30 

883,70 

10,50 


179,10 

89,88 
145,97 

160,30 

2,70 


1854,60 
879,42 

961,42 

1188,90 
380,50 


Summe . 
2. Moorkanäle: ! 

Bis 1836 

1836—1870 

1870—1894 

Zeit unbestimmt . . . 


1598,82 
194,20 

9,86 

242,82 

122,71 


3088,57 
5)00 

2,48 
21,80 


577,45 


5264,84 
199.20 

9,86 

244,75 
144,51 


Summe . 
3. Tiefe 


569,09 
97,80 


29,28 

7,00 





598,82 

104,80 


Hauptsumme . 


2265,71 


3124,80 


577,45 


1267,96 



Die Unterbringung der einzelnen Kanalbauten in die ver- 
schiedenen Perioden hat Kurs wesentlich nach der Zeit ihrer 
Vollendung vorgenommen, während die Dauer ihrer Bauzeit 
vielfach in ältere Perioden zurückreicht. Ordnet man die 
Bauten aber, was für die Beurteilung der Initiative der ein- 
zelnen Zeitepochen wichtiger ist, nach den Jahren ihres Be- 
ginns, so verschieben sich die obigen Zahlen wesentlich und 
machen sich in der Periode 1836/70 deutlich drei verschiedene 
Abschnitte bemerkbar. Nach dem Beginn der Unter- 
nehmungen geordnet ergeben sich nämlich: 

^) Das sind: Kanäle, Begradigungen, Durchstiche, Aquädukte, See- 
Verbindungsstrecken. 

') Einschließlich der seit 1871 in den Reichslanden hergestellten 
künstlichen Wasserstraßen, im ganzen nach Kurs 35,io km. 
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Eigentliche Binnenschiff- 
fahrtsstraßen in Deutschland 
begonnen: 



Kanäle 

im 

engeren 

Sinne 

km 



Kanal- 
artig aus- 
gebaute 
Fluß- 
strecken 

km 



Dazu 
gehörige 
Binnen- 
see- 
strecken 

km 



Zu- 
sammen 

km 



bis 1836 

1886—1847 

1848—1859 

1860—1870 

1870—1877^) 

1878—1894») 

Zeit unbestimmt .... 

1871 mit den Reichslanden 

übernommen 

Summe . 



539,89 

214,98 

36,70 
94,90 

78,88 
122,28 

144,90 
367,80 



1305,87 
64,70 
104,00 
234,70 
79,60 
406,10 
883,70 

10,50 



179,10 
73,08 

25,50 

29,57 
107,80 
160,80 

2,70 



2023.66 
352,7« 

140,70 

355,10 

187,69 

635,58 

1188,90 

380,50 



1598,88 



3088,5 



577,45 



5264,84 



In Deutschland ist ebensowenig wie in Frankreich während 
des laufenden Jahrhunderts jemals ein vollständiger Stillstand 
in der Fürsorge für die Wasserstraßen eingetreten, indessen 
hebt sich bei der vorstehenden Einteilung nach der Initiative 
sehr deutlich der Zeitabschnitt von 1848 bis 1859 ab, in 
welchem, ähnlich wie in Frankreich, das Interesse an den Wasser- 
straßen sichtlich erlahmt war; wurden doch zur Vollendung des 
nur 2,0 7 km langen Weichsel-Nogat-Kanals acht Jahre, von 
1846 bis 1853, zur Weiterführung der masurischen Seenstraße 
um 6,60 km, wovon l,4o km noch dazu freie Binnenseestrecke 
war, sogar die Zeit von 1844 bis 1861 gebraucht. 

Vor allem ist aber ein Moment für die bisherige Ent- 
wickelung des deutschen Wasserstraßennetzes charakteristisch: 
große Projekte, welche die Verbindung verschiedener Fluß- 
systeme bezwecken, und deren Durchführung gehören bis auf 
den für den modernen Verkehr unzulänglichen Ludwigs-Eanal 
(177,6 km) alle der frühesten Epoche, d. h. den vergange- 
nen Jahrhunderten, das zuletzt genannte Unternehmen immer- 
hin der frühesten Periode der Eisenbahnzeit an. 



*) Einschließlich der in den Reichslanden gebauten Wasserstraßen. 
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Der Grund für diese Erscheinung liegt ebensosehr in der 
hydrographischen Gestaltung Deutschlands wie in seiner 
politischen Entwickelung: Auch Deutschland besitzt mächtige 
Ströme, welche in Wasserreichtum und Schiffbarkeit den fran- 
zösischen nicht nachstehen, dieselben zum Teil sogar über- 
treffen. Aber diese Ströme strahlen nicht, wie die französischen, 
Ton einem Zentrum nach allen Seiten aus, sondern nehmen, 
abgesehen von der nur zum kleinsten Teil zu Deutschland 
gehörenden Donau, ihre Richtung sämtlich von Süden nach 
Norden bezw. Nordwesten, ein jeder andere Binnenprovinzen 
mit dem Meer verbindend. 

Die einzelnen Flußbecken des Westens sind durch ge- 
birgige Wasserscheiden getrennt, welche lange Zeit keinen 
Gedanken an die Verbindung jener durch künstliche Wasser- 
straßen aufkommen ließen, so daß — abgesehen von den 
Veen- und Moorkanälen Ostfrieslands — abermals der Ludwigs- 
Eanal bis in die jüngste Zeit die einzige Eanalverbindung 
zweier Stromgebiete westlich der Elbe geblieben ist. Dazu 
erschwerte die politische Zerrissenheit namentlich des west- 
lichen Deutschland und die Vielheit der üferstaaten auch die 
Regulierung der vorhandenen Wasserläufe. 

Anders lagen die Verhältnisse im Osten. Zwar sind die 
östlichen großen Flüsse einer leichten Veränderlichkeit ihrer 
Fahrwasserrinnen durch Eisgang und Hochwasser und in 
ziemlich starkem Grade der Versandung') ausgesetzt, aber 
der Wasserreichtum der zwischen ihnen liegenden Flachland- 
schaften mußte verhältnismäßig frühzeitig die Aufmerksamkeit 
darauf hinlenken, dass hier die Möglichkeit zur Schaffung 
künstlicher Verbindungen zwischen den verschiedenen Strom- 
gebieten gegeben sei. Hatte der Handel der hansischen Städte 
zuerst zur Ausnutzung dieser Gunst der Verhältnisse geführt, 
indem 1390/98 durch den Steckenitz - Kanal eine direkte 
Wasserverbindung von der Elbe nach der Ostsee, Ende des 

') Moltke erzählt in seinen Briefen aus der Türkei (Nr. 48 der 
Hirschfeldschen Ausgabe), daß er noch gesehen habe, wie sich die 
Schiffer auf der Oder und der Elbe mit dem Spaten hätten durch- 
arbeiten müssen. 

Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 39 
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15. Jahrhunderts durch den Eraffohl-Eanal eine solche von 
Thorn über das Haff bis Königsberg und dadurch auch mit 
den ostpreußischen Wasserstraßen geschaffen wurde, so war 
es ebenso für die in den Ostmarken mächtiger auftretende 
Landeshoheit, vor allem für das sich dehnende brandenburgisch- 
preußische Landesgebiet, eine Staatsnotwendigkeit, die Yor- 
handenen Wasserverhältnisse dazu zu benutzen, um aus ihnen 
durchgehende, die verschiedenen Landesteile verbindende Kom- 
munikationswege zu schaffen. 

Diesem umstände verdanken Weichsel, Oder und Elbe 
ihre frühzeitige Verbindung. 

Was aber seitdem im Laufe unseres Jahrhunderts auch 
im Osten bis in die jüngste Zeit geschehen ist, beschrankt 
sich im wesentlichen auf die Erweiterung und Verbesserung der 
vorhandenen, namentlich der märkischen Wasserstraßen, auf 
die Verbindung der verschiedenen Teile einzelner Wasserbecken 
(masurische Seen, Elbing- oberländischer Kanal) und auf die 
Regulierung der natürlichen Flußläufe. 

Besonders aber letztere, die Flußregulierungen, die, 
wenn sie der Schifffahrt regelmäßige und möglichst gleichmäßig 
brauchbare Verbindungen darbieten sollen, namentlich bei 
den Flachlandsflüssen nach einem je das ganze Flußgebiet 
einheitlich erfassenden Plane erfolgen müssen, ließen bis in 
die letzten Dezennien in allen Teilen Deutschlands viel zu 
wünschen übrig, zumal die Wasserbautechnik die Vertiefung 
der Fahrrinnen nur allmählich, in längeren Zeitetappen, erzielen 
kann. 

Dazu kam die Unzulänglichkeit der älteren künstlichen 
Wasserwege für die Anforderungen des modernen Verkehrs 
und endlich das Fehlen aller Verbindungen zwischen den 
westlichen Flußgebieten, um in Deutschland gerade die Eisen- 
bahnen von vornherein als die Befreier von örtlicher Ge- 
bundenheit erscheinen zu lassen. Wie die deutschen Flüsse 
im wesentlichen nur im stände waren, den Verkehr in einer 
Richtung, seewärts, zu bedienen, so war den Eisenbahnen in 
der großen : ost-westlich und umgekehrt sich abspielenden Güter- 
bewegung, die sich nicht auf den umständlichen Weg stromab 
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zur See und wiederum stromaufwärts bei häufigem umladen 
einlassen wollte oder konnte, ein von keiner Konkurrenz be- 
strittenes Feld ihrer Thätigkeit gewährleistet. 

Dieses Verhältnis machte sich in Deutschland immer noch 
geltend, als unter dem Einfluß der 1871 ins Land strömenden 
Ejriegskontribution sich Unternehmungsgeist und dessen Aus- 
artung in wilde Spekulation von neuem vorwiegend dem Eisen- 
bahnbau zuwendeten. 

Erst in der Mitte der siebziger Jahre beginnt der Gedanke 
an die Herstellung neuer Schifffahrtsverbindungen zwischen den 
verschiedenen Flußsystemen und vor allem an die Schaffung einer 
Schifffahrtsstraße vom Rhein bis zur Elbe, zur Verknüpfung mit 
den schon vorhandenen östlichen Verbindungen, sich wieder zu 
regen. Die damals die interessierten Kreise bewegenden Pro- 
jekte faßte die bereits erwähnte Denkschrift vom Jahre 
1877 erstmalig zu einem Bilde zusammen, indem sie dieselben 
auf ihre Ausführbarkeit hin prüfte und die Kosten der wich- 
tigsten derselben (Rhein-Maas-Kanal, Rhein-Weser-Elbe-Kanal, 
Elbe-Spree-Kanal und Oder-Spree-Kanal) auf 211 Millionen 
Mark, dazu die Aufwendungen für eine verbesserte Verbindung 
der oberen und unteren Spree bei Berlin auf 33 Millionen 
Mark schätzte ^). 

Wie aber ein großer Mittellandkanal nur dann einen 
den Kosten entsprechenden Nutzen bringen kann, wenn er 
für die größeren Schiffsgefäße fahrbar ist, dies aber wieder 
die Möglichkeit der Zirkulation der letzteren auf den in Ver- 
bindung zu bringenden Strömen zur Voraussetzung hat, so 
wandte sich die praktische Thätigkeit der Wasserbauverwaltung 
in erster Linie der Regulierung und Verbesserung der vor- 
handenen Wasserstraßen zu. Denkschriften vom 3. November 
1879, 27. Oktober 1880, 21. und 30. Januar 1882, welche 
entsprechende Oesetzesvorlagen an den preußischen Landtag 
begleiteten, regelten das ganze Arbeitsprogramm, dessen 
Durchführung die deutschen Binnenwasserstraßen zu einer 
bisher nicht gekannten Leistungsfähigkeit emporheben mußte. 

') 1. c. S. 141. 
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So beginnt, gleichmäßig wie in Frankreich, mit der zw^ten 
Hälfte der siebziger Jahre auch in Deutschland eine in den 
Zahlen unserer auf S. 608 gegebenen Tabelle zum Ausdruck 
kommende erhöhte Thätigkeit auf dem Gebiete des Wasser- 
stra&enbaues , die aber das in Frankreich bereits erreichte 
Ziel: innere Schifff ahrtsverbindungen von einem Ende des Reiches 
bis zum anderen zu schaffen, erst vorbereiten soll. Aehn- 
lich wie in Frankreich stiegen im Beginn der achtziger Jahre 
die für die Binnenwasserstraßen jährlich bewilligten Kredite 
von 16448000 Mark im Jahre 1880/81 bis auf 21 749000 Mark 
im Jahre 1884/85, um von da an allmählich wieder auf 
16001000 Mark im Jahre 1889/90 zu sinken. 

Das Resultat dieser Entwickelung faßt Kurs, unter Ab- 
rechnung einiger inzwischen als SchiffFahrtsstraßen aufgegebenen 
Kanalläufe sowie einiger anderer, deren Umbau teüs be- 
schlossen, teils schon begonnen war, f[lr Ende 1894 in folgen- 
den Zahlen zusammen: 

Kanäle, Begradigungen, Durchstiche, Aquädukte, 

See Verbindungsstrecken 1 460,8 s km, 

Eanalartig ausgebildete Flugstrecken .... 2921,07 „ 

Zu künstlichen Schifffahrtsstraßen gehörende ßin- 

nenseestrecken 568,76 , 

Schiffbare Flußstrecken ohne Schleusenbauten . 6710,9i , 

Zu natürlichen Schifffahrtsstraßen gehörende Bin- 
nenseestrecken 413,60 „ 

Haff-, Außen- und Wattfahrwasser-Strecken . . 1725.80 , 

Zusammen . 13799,75 km. 

Dazu: Moorkanäle 598,82 , 

Tiefe 104,8o , 

Wogegen die Reichsstatistik für Ende 1894 den Bestand 
der deutschen Binnenwasserstraßen folgendermaßen angibt: 

Freier Flußlauf 9091,79 km, 

Kanalisierter Flußlauf . . 2184,i5 „ 

Gegrabener Kanal .... 2237,6« , 
Nord-Ostsee-Kanal .... 98,oo . 



Zusammen . 18611,68 km. 
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Davon: fQr Schüfe mit einem Tiefgang von 1,75 m . . . 1807,5« km'), 

1. • » « » n 1»40 , . . . 2851,93 , 

, , , « , n 1,00 , . . . 7098,«6 , 

n « « R 0,76 y, . . . 599,40 , 

unter 0,76 , . . . 1254,89 , 

Was die Gesamtlänge und besonders deren Verteilung 
auf Flüsse und Kanäle betrifft, so schwanken je nach der 
Auffassung und den Gesichtspunkten, die für jene Verteilung 
geltend gemacht werden, die Zahlen hier in derselben Weise 
wie in Frankreich. Was aber das Hauptresultat, die Befahr- 
barkeit der Wasserstraßen angeht, so sind den französischen 
Wasserstraßen ersten Ranges, die eine Mindestwassertiefe 
von 2 m haben sollen und dort 1894: mit 4890 km, d. i. 
0,911 km pro 100 qkm und 1,98 km pro 10 000 Einwohner 
Frankreichs, 40 ^/o der sämtlichen betragen, eigentlich nur 
die 1807 km unserer deutschen Wasserstraßen vergleichbar, 
welche für Schiffe mit einem Tiefgang von 1,75 m befahrbar 
sind und nur etwas über 13 ^o der Gesamtheit bilden. Diese 
1807 km sind aber, bis auf den Nord-Ostsee-Kanal*) und 
145 km anderer gegrabener Kanäle, zu 1493 km freier Fluß- 
lauf und zu 71,5 km kanalisierter Flußlauf, d. h. sie bestehen 
im wesentlichen aus Rhein, Elbe und Oder (die beiden letzteren 
nur je mit dem kleineren Teil ihrer überhaupt schiffbaren 
Länge umfassend) und den unterlaufen von Ems, Weser und 
Weichsel. Nur in einer Beziehung bessert sich das Frank- 
reich gegenüber ungünstige Verhältnis, nämlich durch die 
geringeren Dimensionen der französischen Schleusenkam- 
mern^), die den größeren Schiffstypen der neuesten Zeit die 



') Ein Tiefgang von l,&o m entspricht bei 65 m Länge und 8 m 
Breite des Schififegefäßes einer Tragfähigkeit desselben von 8000 bis 
10000 Ztr.; cf. ,Die Th&tigkeit der preußischen Wasserbauverwaltung 
von 1880 bis 1890* 1. c. S. 494. Die Denkschrift von 1877 berechnete 
für 8300 Ztr. Tragfähigkeit bei 52,b m zu 7,o m Schiffsdimension noch 
1,75 m Tiefgang. 

*) Dieser, der Kaiser- Wilhelm-Kanal , dient im wesentlichen dem 
Seeverkehr und kommt in unserem Zusammenhang nicht in Betracht. 

') lieber die in Deutschland gestallten Anforderungen an die 
Kanalprofile und Schleusenabmessungen cf. Kurs im I. Supplementband 
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dortigen Kanäle zum Teil unzugänglich machen, so dasB man 
unter diesem Einzelgesichtspunkt den Hauptlinien der franzosi- 
schen Wasserstraßen allenfalls die beiden ersten Kategorien 
der deutschen (für Schiffe von 1,75 und 1,5 o m Tiefgang) 
gegenüberstellen kann, in welchem Falle sich fUr Deutschland 
4659,4 km Wasserstraßen ersten Ranges, d. i. 0,862 km pro 
100 qkm, und 0,89 km pro 10000 Einwohner Deutschlands: 
gleich 34 ®/o der sämtlichen ergeben würden *). 

lieber die Anlagekosten des deutschen Wasserstraßen- 
netzes liegen bei weitem nicht so vollständige und exakte 
Angaben wie über die des französischen vor. 

Nach der vom preußischen Ministerium für den dritten 
internationalen Binnenschifffahrtskongreß zu Frankfurt a. M. 
im Jahre 1888 herausgegebenen Denkschrift über die sechs 
Ströme Memel, Weichsel, Oder, Elbe, Weser und Rhein be- 
rechnet Sympher *) die von Preußen, Sachsen, Anhalt und den 
sämtlichen deutschen Rheinuferstaaten für diese Ströme auf- 
gewendeten Mittel unter Zuhilfenahme einiger Schätzungen: 

an Herstel- an Unterhai- 

lungskosten tungskoBten 

für die Zeit von 1816 bis 1875 auf 120 MiU. M. 63 Mill. M. 

für 1876 bis 1885 auf 69 , , 36 , 

Seitdem sind von Preußen bewilligt 
worden: 



des Handwörterbuchs der Staatswissenschaften S. 501 ; bei den dort 
mitgeteilten Zahlen über französische Kanäle ist nicht zu übersehen, dafi 
dieselben nur die Mindestmasse bezeichnen. 

>) Wenn Kurs 1. c. S. 512 berechnet, daß auf den deutschen 
Wasserstraßen Schiffe über 400 Tonnen = 8000 Ztr. Gehalt (Tiefgang 
l^fto m und darüber) nur auf 2274,» km ihrer Länge, dagegen solche 
von 300 Tonnen auf 6407,7 km Länge verkehren könnten, und der 
letzteren Zahl »etwa" 3654 km der französischen Wasserstraßen gegen* 
überstellt, so stimmen seine Angaben mit denen der offiziellen französi- 
schen Statistik nicht überein, nach welcher die Leistungsfähigkeit der 
letzteren zweifellos größer ist, so daß 300 Tonnen- (6000 Zentner-) Fahr- 
zeuge auf sämtlichen französischen Hauptrouten verkehren können (cf. 
S. 590 f.). 

») 1. c. S. 14. 
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an Herstel- an Unterhal- 

lungskosten tungskosten 

von 1885/86 bis 1889/90 *).... 46,i Mill. M. 39,» Mill. M. 
, 1890/91 . 1895/96«) .... 39,4 , , 58,8 , , 

Eine SummieruDg der vorstehenden Zahlen ist, streng 
genommen, nicht zulässig; will man aber zwischen dem, was 
Sachsen, Anhalt und die rheinischen üferstaaten bis 1885 auf 
die Elbe- und Rheinbauten aufgewendet haben, und zwischen 
den von Preußen bis zu jenem Zeitpunkt für seine übrigen 
Wasserstraßen gemachten Aufwendungen Kompensation ein- 
treten lassen, so würden die Aufwendungen Preußens für die 
Herstellung seiner Wasserstraßen seit 1816 auf rund 275 Millionen 
Mark zu schätzen sein, eine für sein gesamtes Wasserstraßen- 
netz von wenigstens 8700 km ^) geringfügige Summe, die pro 
Kilometer Netzlänge einen Herstellungsbetrag von nur 31 000 
bis 32000 Mark ergibt. Da indessen eine Anzahl kleinerer 
Neubauten sowie die Regulierung kleinerer Wasserläufe früher 
mit auf das Ordinarium des Etats der Wasserbauverwaltung 
angewiesen waren und erst nach 1880 eine strengere Scheidung 
zwischen außerordentlichen Herstellungs- und andererseits Unter- 
haltungskosten eingetreten ist^), so könnte allenfalls noch die 
Hälfte der oben angegebenen Unterhaltungskosten mit rund 
95 Millionen Mark den Herstellungskosten zugerechnet werden; 
aber selbst die für die letzteren sich dann ergebende Summe 



Cf. ,Die Thätigkeit der preußischen Wasserbauverwaltung etc. 
Ton 1880 bis 1890" im Centralblatt der Bauverwaltung 1890, S. 486, 
487 und 488. 

') Nach den bewilligten Etats. 

') Die Länge speziell der preußischen staatlichen Wasserstraßen 
gibt Kurs, , Schifffahrtsstraßen im Deutschen Reich*, 1. c. S. 679, für 
Ende 1891, unter Ausschluß der Moorkanäle, Tiefe und der privaten 
Schifffahrtsstraßen folgendermaßen an : Kanäle, Durchstiche etc. 801,56 km, 
mit Schleusen versehene Flußstrecken 2268,o7 km, zu künstlichen Schiff- 
fahrtsstraßen gehörende Seestrecken 457,85 km, offene Flußläufe 5044,i6 km, 
zu letzteren gehörige Seestrecken 171,45 km — zusammen 8743,o7 km 
Binnenschifffahrtsstraßen. 

*) Cf. ,Die Thätigkeit der preußischen Wasserbauverwaltung von 
1880 bis 1890", 1. c. S. 485 und 486. 
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von rund 370 Millionen Mark würde nur einen kilometrischen 
Kostenbetrag von rund 42 000 Mark darstellen, der von Preu&en 
seit Anfang dieses Jahrhunderts auf seine Wasserstraßen ver- 
wendet wäre. 

So wenig diese von uns hier aufgestellten Schätzungen 
einen Anspruch auf Authentizität machen dürfen, kann doch 
so viel mit Sicherheit aus ihnen geschlossen werden, daß die 
Aufwendungen, die bisher für das deutsche Wasserstraßen* 
netz gemacht sind — selbst wenn man die Kanalbauten früherer 
Jahrhunderte in Betracht zieht — zwar bei weitem nicht 
an diejenigen Frankreichs heranreichen, daß aber, angesichts 
der schon heute vorhandenen Leistungsfähigkeit derselben, 
unsere deutschen Wasserstraßen, offenbar infolge ihrer natür- 
lichen Beschaffenheit, weniger Aufwand für ihre Herrichtuug 
als die französischen erfordern. 

Anders stellt sich das Verhältnis beider Länder bezüglich 
der Unterhaltungskosten. Während Sympher ^) dieselben 
im Durchschnitt des Jahrzehnts 1876/85 für Preußen auf jähr- 
lich etwa 3,6 Millionen berechnet, waren dieselben im preußi- 
schen Staatshaushalt 1880/81 bereits auf 6,8 Millionen, 1885/86 
auf 7,3 Millionen, 1889/90 auf 8,9 Millionen Mark gestiegen ^) 
und betrugen im Durchschnitt des Jahrzehnts 1881;90: 
8,2 Millionen Mark»). Der Etat für 1892/93 warf flir die 
Unterhaltungskosten zum erstenmal die Summe von 10 Millionen 
Mark aus, welche in den beiden nächsten Jahren ziemlich 
gleich blieb, für 1895/96 aber bereits auf 10,8 Millionen Mark 
stieg, darunter 10,3 Millionen für die Flüsse und 587 950 Mark 
für die Kanäle*). Das sind Summen, die den Unterhaltungs- 



') Sympher, ,Der Verkehr auf deutschen Wasserstraßen', S. 15. 

') .Die Thätigkeit der preußischen Wasserbauverwaltung etc.', 
1. c. S. 486. 

^) Sympher, ,Die Abgaben auf deutschen Wasserstraßen". Paris 
1892 (V. Internationaler Binnenschifffahrtekongreß), S. 8. 

*) Die gesamten in deutschen Staaten fQr Wasserstraßen auf- 
gewendeten Kosten sollen nach Sympher (»Die Abgaben auf den 
deutschen Wasserstraßen", Paris 1892, S. 21) im Durchschnitt der Jahre 
1881 bis 1890 betragen haben: 
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kosten der französischen Wasserstraßen um keinen Centime 
nachstehen, denen indessen heute nur noch hier Schifffahrts- 
abgaben gegenüberzustellen sind. 

Auch in Deutschland datieren die Bemühungen um die 
Befreiung der Schifffahrt von Abgaben und Gefällen vom 
Anfange des Jahrhunderts^). Bereits die Generalakte des 
Wiener Kongresses vom 9. Juni 1815, welche die Schifffahrts- 
angelegenheiten in den Artikeln 108 bis 117 behandelte, 
suchte auf Vereinbarungen der üferstaaten wegen einheit- 
licher Gestaltung der Schifffahrtsbedingungen und auf mög- 
lichste Entlastung der Binnenscfaifffahrt von Abgaben hin- 
zuwirken, indem sie zum Ersatz für die letzteren im be- 
sonderen den auf dem Rhein eingeführten französischen Octroy 
empfahl. Einen wichtigen Schritt weiter gingen die beiden 
ZoUvereinsverträge vom 22. März 1833 und 12. Mai 1835, 
welche auf den in Betracht kommenden Strömen, dem 
Rhein und seinen Nebenflüssen, die möglichste Erleichterung, 
wo nicht gänzliche Befreiung der Schifffahrt von Abgaben 
ins Auge faßten, die durch besondere Vereinbarungen herbei- 
geführt werden sollte*). Auf den künstlichen Wasser- 
straßen, soweit sie den betreffenden Staaten gehörten, untersagte 
bereits der Vertrag von 1835 die Erhebung höherer Abgaben, 
als sie zur Deckung der ^ gewöhnlichen Herstellungs- und 
Unterhaltungskosten*, d. h., wie Kurs nachweist, zur Deckung 
derjenigen Kosten nötig wären, die man heute unter dem 
Begriff der Unterhaltung zusammenzufassen pflegt. Der ZoU- 
und Handelsvertrag des Norddeutschen Bundes mit den süd- 



ünterhaltungs- und Erhebungskosten . . 12500000 M. 
Außergewöhnliche Ausgaben 13500000 « 



Zusammen . 26000000 M. 

*) Vgl. Kurs, „Schifffahrtsstraßen im Deutschen Reich% l. c. S. 683 ff., 
der die einschlägigen Bestimmungen der angeführten Verträge in extenso 
nebeneinanderstellt, undSympher, ,Die Abgaben auf deutschen Wasser- 
straßen', Paris 1892, S. 1 ff. 

*) Auf dem Main waren 1816: 32. auf der Elbe 1858: H Er- 
hebungsstellen. Gf. van der Borght, „Das Verkehrswesen', Leipzig 
1894, S. 262. 
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deutschen Staaten vom 8. Juli 1867 wiederholte diese Be- 
stimmungen, und setzte zugleich fQr die auf den nicht ge- 
meinsamen Flüssen etwa zu erhebenden Abgaben ein Maximum ^) 
fest. Dasselbe hatte der Zollvereinsvertrag von 1865 für die 
mehreren Staaten gemeinsamen kleineren Flüsse (au£er Rhein, 
Weser, Elbe und Donau nebst Nebenflüssen) gethan^). 

Inzwischen waren durch den Vertrag vom 26. Januar 1856 
die Schifffahrtsabgaben auf der Weser aufgehoben worden; die 
Friedensverträge zwischen Preußen, Baden und Hessen stipu- 
lierten 1866 das gleiche für den Rhein; im Jahre 1867 und spater 
hob Preußen auch auf einer Anzahl ihm gehöriger künstlicher 
Wasserstraßen die Schleusenabgaben auf, und bestimmte endlich 
der Artikel 54 der Reich sverfassung generell, daß auf allen 
natürlichen Wasserstraßen Abgaben nur für die Benutzung 
besonderer Veranstaltungen und Einrichtungen erhoben werden 
dürfen, und daß diese sowie die auf künstlichen Wasserstraßen 
etwa zur Erhebung gelangenden Oefalle nicht höher sein sollen, 
als zu deren Unterhaltung und gewöhnlicher HersteUung nötig 
wäre. 

Wenn demnach in Deutschland die Schifffahrtsabgaben 
nicht ganz allgemein, wie in Frankreich, aufgehoben sind, sondern 
zur Unterhaltung der Kanäle forterhoben werden dürfen, so 
betragen doch, trotz einiger seit 1878 erfolgter Erhöhungen 
von Kanalabgaben, die Erträge der Schifffahrtsgefalle in 
Preußen nur ein Drittel der gegenwärtigen Unterhaltungs- 
kosten der Wasserstraßen, nämlich nach den etatierten Be- 
trägen: 

1892/93: 8000000 M. 



1885/86: 2450000 M. 
1889/90: 2600000 , 
1890/91: 2750000 , 
1891/92: 2900000 „ 



1893/94: 3000000 
1894/95: 3100000 
1895/96: 8300000 



Jene in Deutschland noch erhobenen Schiffifahrtsabgaben 
werden aber trotz ihrer verhältnismäßigen Kleinheit bei der 

^) V^ Groschen pro Zollzentner und Meile, was etwa 6,5 Pfennig 
pro Tonnenkilometer entsprechen würde. 

') Das Maximum gibt Kurs hier auf 16,5o Pf. (?) pro Tkm an. Der 
Yertrag, welcher durch die Verfassung des norddeutschen Bundes hin- 
flkWig wurde, hatte im Art. 15 : V« Gr. pro Zentner und Meüe festgesetzt. 
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Bildung des Transportpreises für die großen und aufweite 
Entfernungen sich bewegenden Massentransporte immerhin be- 
merkbar bleiben, wenn auch Sympher^) berechnet hat, daß, 
da für Unterhaltung und Verzinsung der Anlagekosten eines 
Kanals bei einer bestimmten Frequenz eine Kanalgebühr von 
zusanmien 0,979 Pfennig pro Tonnenkilometer erhoben werden 
müßte, unter Hinzurechnung der Selbstkosten des Frachtführers 
und einer Gewinnquote für denselben, sich der Frachtsatz 
pro Tonnenkilometer auf der entsprechenden Wasserstraße 
bei Pferdezug auf 2,o96 Pfennig und bei Dampfbetrieb auf 
1,782 Pfennig stelle, und daß derselbe damit immer um 40 ^/o 
niedriger als der durchschnittliche auf gleichen Orundlagen 
berechnete Eisenbahnfrachtsatz sei. 

Aehnliche Berechnungen stellt für die französischen 
Wasserstraßen Leygue^) auf. Derselbe berechnet zunächst 
das bei der heutigen Abgabenfreiheit der staatlichen Wasser- 
straßen nur hypothetische Wegegeld (p^age), indem er 
für Verzinsung und Tilgung des auf die Wasserstraßen ver- 
wendeten Anlagekapitals einen Zinsfuß von 4,i5 ^/o in An- 
wendung bringt. Auf Grund der von ihm angenommenen 
kilometrischen Anlagekostensätze ^) sowie der Verkehrsfrequenz 
des Jahres 1888 von 184494 Tonnenkilometer per Kilometer 
Betriebslänge der Flüsse und 368195 Tonnenkilometer auf 
den Kanälen, endlich unter Berücksichtigung der kilometrischen 
Unterhaltungskosten*) ergibt sich dann ein hypothetisches 
(nicht wirkliches) Wegegeld 

von 0,oso Fr. pro Tonnenkilometer auf den Flüssen, 
, 0,025 ,1, • n » Kanälen und 

„ 0,0s 4 „ „ R im Durchschnitt beider. 



')Gf. Sympher, „Transportkosten auf Eisenbahnen und Eanä- 
len**, Berlin 1885, auch Schlichting in dem Artikel „Binnenwasser- 
straßen" des Handwörterbuchs der Staatswissenschaflen, Band 2, S. 638, 
und Kurs, „Kanäle" im L Supplementband desselben 8. 518. 

») Leygue, „Chemins de fer", Paris 1892, S. 161 und 167 ff. 
Wir glauben diese manchen Aufschluß gebende Berechnung etwas ein- 
gehender behandeln zu sollen. 

«) Cf. oben S. 600. 

*) Cf. oben S. 601. 
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Die Berechnung des Selbstkostenpreises der Schiffer 
bezw. Reeder basiert Leygue auf die Ergebnisse der französi- 
schen Schiffsz'ählung von 1887, welche einen Bestand von 
16 400 gewöhnlichen Fluß- und Eanalschiffen mit einer gesamten 
Tragfähigkeit von 2 753600 Tonnen und einer Bemannung von 
26000 Köpfen ergeben hatte ^). Im Jahre 1888 hatte diese Flotte 
Transporte von insgesamt 3180000000 Tonnenkilometer aus- 
geführt. Indem nun Leygue der Berechnung der Herstellungs- 
kosten jener Flotte den Preis einer vlämischen p^niche von 
280 Tonnen mit 15000 Frs. zu Grunde legt und demgemäß die 
Schiffszahl nach der angegebenen Tragfähigkeit auf 9840 redu- 
ziert, erhält er für die ganze Flotte die Summe des Anschaffungs- 
preises von rund 150 Millionen Frs., für deren Verzinsung 
und Amortisation er 6^ in Ansatz bringt. Für die Unter- 
haltungskosten der Schiffsgefäße stellt Leygue den Satz von 
2,5 ^/o ihres Anlagekapitals, für die Unterhaltung und Löhnung 
pro Mann und Tag der Besatzung (das Jahr zu 360 Tagen) 
3 Frs., endlich für die Zugkraft (zwei Pferde mit einem 
Führer) 10 Frs. pro Tag bei durchschnittlich 235 Fahr- 
tagen in Rechnung. Diese verschiedenen Faktoren, auf einen 
der 3180 Millionen Tonnenkilometer reduziert, ergeben dann: 

Verzinsung und Tilgung des Anlagekapitals des Schiffes 0,28 Cent. 

Unterhaltungskosten des Schiffes 0,i2 « 

Unterhaltungskosten und Löhne des Personals .... 0,88 „ 

Zugkraft (Pferdezug) 0,78 r 

Sonstige Ausgaben 0,i> , 

Zusammen Selbstkostenpreis pro Tonnenkilometer . 2,8o Cent. 

Diesen 2,2 o Cent. müMe das oben für die Kanäle ge- 
fundene hypothetische p^age von 2,5 Cent, zugeschlagen werden, 
um in der Summe von 4,7 o Cent, denjenigen Selbstkostensatz zu 
finden, welcher dem von Sjmpher fQr deutschen Kanalschiff- 
fahrtsbetrieb mit Pferdezug berechneten von 2,o96 Pfennig ana- 
log sein würde, während jenen 2,o96 Pfennig thatsächlich 
nur die 2,2o Cent.= 1,76 Pfennig in Frankreich gegenüberstehen. 



^) Neuere Angaben über die französische Binnenflotte werden weiter 
unten gegeben. 
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Wie schon bemerkt, sind solche Berechnungen des Selbst- 
kostenpreises unter Berücksichtigung der Anlage und Unter- 
haltungskosten der künstlichen Wasserstraßen rein hypothetischer 
Natur, weil in Deutschland auf denselben Gebühren, wenn 
auch nur für deren Unterhaltung, in Frankreich aber auf den 
staatlichen Kanälen prinzipiell gar keine erhoben werden^), 
und weil auch in Deutschland die Kombination von freier 
Fluß- und mit Abgaben belasteter Kanalfahrt den sogenannten 
Selbstkostenpreis der Fahrt in jedem Einzelfalle sehr wesent- 
lich modifiziert* 

Von gegenständlicherer Bedeutung ist der ohne Rücksicht 



*) Auf den 771 km konzessionierter Kanäle werden allerdings noch 
Taxen erhoben, die zwischen 0,4 und 10,o Cent, schwanken. — Für die 
staatlichen Wasserstraßen glaubten im Jahre 1887 einige Leute, die 
namentlich in der Abgabenfreiheit eine unberechtigte Erleichterung 
deren Konkurrenz gegenüber den Eisenbahnen erblickten, die Wieder- 
einführung von Schiöfahrtsabgaben empfehlen zu sollen ; ein dahin- 
gehender Antrag wurde aber von der Kammer mit 481 gegen 47 Stimmen 
abgelehnt. Von ganz anderen Gesichtspunkten ging ein Gesetzentwurf 
vom 15. Juli 1890 aus, welcher die Erhebung von örtlich und zeitlich be- 
grenzten p^ages auf bestimmten Wasserstraßen von neuem einführen 
wollte, um die aus denselben gewonnenen Mittel zur rascheren Förderung 
der noch ausstehenden Wasserbauten des ^ großen Programms ** nutzen 
zu können. Zu diesem Zweck sollten, ähnlich wie bereits früher einzelne 
Selbstverwaltungskörperschaften (cf. S. 574 und 582) für Hafenbauten etc. 
beigesteuert und zur Verzinsung und Tilgung der von ihnen also veraus- 
lagten Beträge das Recht zur Erhebung von Abgaben erhalten hatten, 
für die an den Binnenwasserstraßen wohnenden Interessenten derselben 
Schifffahrtskammern resp. Syndikate geschaffen werden, welche die 
Kostenanteile auf jene Interessenten zu repartieren und deren Gesamt 
mittelst der für die einzelne Schifffahrtsstraße einzuführenden Abgaben 
zu verzinsen und zu tilgen hätten, so daß nach vollendeter Amortisation 
der Anlagekosten und nach der eventuellen Bildung eines Fonds für die 
Unterhaltung jene Abgaben wieder entfallen könnten. Die Motive unter- 
schieden bezüglich dieser Abgaben Gebrauchstaxen für die Benutzung 
bestimmter Einrichtungen (tazes d'usage), Mieten und Pachtgelder 
(redevances) für Teile solcher Anlagen, die etwa zeitweilig ohne Schaden 
für den Verkehr zur Ausnutzung für privatwirtschaftliche Zwecke an 
Private überlassen werden könnten, und die eigentlichen Verkehrs- 
abgaben, das Wegegeld (peage). 
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auf die Verzinsung und Amortisation der Kosten der Wasser- 
straße berechnete reine Selbstkostenpreis des Schiffers, der in 
Frankreich nach Leygue 2,2 o Cent, und in Deutschland nach 
Sympher l,is4 Pfennig betragen soll, da sich dieser reine 
Selbstkostenpreis, dessen Berechnung für Frankreich auf den 
großen Zahlen der Statistik über die gesamte Binnenschifffahrt, 
für Deutschland dagegen nur auf den Voraussetzungen ganz 
bestimmter Verhältnisse beruht, einigermaßen an den wirklich 
gezahlten Frachtsätzen kontrollieren läßt. 

De FoviUe*) gibt an, daß die Wasserbeförderung der 
KUometertonne zur Zeit Louis Philippes durchschnittlich 2,5 
bis 3 Cent., in den ersten Jahren des zweiten Kaiserreichs 
2 Cent., gegen Ende desselben l,5o Cent, gekostet habe und 
sich 1889 auf etwa 1 Cent, stellte. Diese starke Degression 
der Frachtsätze scheint auf etwas zu optimistischen Schätzungen 
zu beruhen, da eine wesentliche Verbilligung der Wasserfracht, 
analog der Eisenbahnfracht, bekanntlich nur durch yorteil- 
haftere, vor allem größere Bauart der Transportgefäße, durch 
die Ermöglichung längerer Transportwege und durch Anwendung 
mechanischer Kraft zur Erhöhung der Schnelligkeit zu er- 
reichen ist. Wie aber Vergrößerung der Schiffsgefäße und 
Ermöglichung längerer Touren bei dem Wassertransport eng 
zusammenhängen, so datieren beide, und mit ihnen auch die 
ausgedehntere Anwendung des Dampfes, notorisch erst aus 
einer zu jungen Zeit, als daß bereits gegen Ende des zweiten 
Kaiserreichs der Durchschnittspreis pro Kilometertonne auf 
1 V* Cent, hätte sinken können, zumal auf diesen damals noch 
das droit de navigation in Anrechnung zu bringen war. 
Dieser Satz wird aber auch direkt durch die Angabe Ton 
Krantz in dessen Enqu^tebericht vom Jahre 1872 widerlegt, 
daß damals die billigste Fracht, nämlich die für Kohlen, 
1,98 Cent, einschließlich 0,s8 Cent, droit de navigation be- 
tragen habe. 

Eingehender untersuchte zu derßelben Zeit Lucas in seiner 
für die Wiener Weltausstellung (1873) bestimmten Studie über 



*) Im Dictionnaire d'^conomie politique, Paris 1892, II, p. 1061. 
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die Kommunikationsmittel Frankreichs die Frage der Wasser- 
transportpreise und kam zu dem Resultat, daß sich dieselben 
damals zwischen einem Maximum von 4 bis 5 Cent, und einem 
Minimum von 2 Cent, für die Kilometertonne bewegten, so daß 
sich der Durchschnittssatz auf 3 Cent, stelle. Das aber stimmt 
mit der Angabe Fovilles über die Preise zur Zeit des Bürger- 
königtums insofern überein, als seitdem wohl die Wasserstraßen 
vermehrt worden, die Bedingungen und Formen des Verkehrs 
auf denselben aber ziemlich unverändert geblieben waren. 

Etwa zehn Jahre später, d. i. um die Zeit des Wendepunktes, 
der durch die Aufhebung der Schifffahrtsabgaben (1. Oktober 
1880) bezeichnet wird, nämlich im Mittel der Jahre 1879/83, 
stellte sich nach den Untersuchungen Picards ^) die Wasser- 
fracht im Durchschnitt aller Entfernungen und Oüterarten auf 
3,6 Cent, und bei Transporten über 200 km auf 2,25 Cent., 
speziell für Kohlen bei einer durchschnittlichen Transportlänge 
derselben von 290 km noch immer auf 1,9? Cent. — Noch hatte 
sich die Aufhebung der Schifffahrtsabgaben nicht geltend ge- 
macht, und war die durch das große Programm in Aussicht ge- 
nommene Erweiterung und vor allem Verbesserung und Ver- 
einheitlichung der vorhandenen Wasserstraßen erst begonnen. 

Für die einzelnen GKiterarten stellten sich nach Picards 
Untersuchungen im Mittel der Jahre 1879,83 die Fracht- 
preise für: 

im Durch- bei Trans- 

Bchnitt aller porten 

Entfernungen über 200 km 
mineralische Brennstoffe auf .... 2,8o Cent. 2,oo Cent. 

Baumaterialien und Erze auf .... 4,2o „ 2,4o , 

Natur- und Kunstdünger auf .... 5,oo , li9o , 

Brenn- und Nutzholz auf 3,9o „ 2,80 , 

Industrieprodukte und Metallwaren auf 3»io , 2,i5 , 

Gretreide und andere landwirtschaftliche 
Produkte auf 4,io , 3,6o , 

Im Durchschnitt auf . 3,<o Cent. 2,25 Cent. 

Seit 1883 bis 1887 aber konnte Picard eine weitere Herab- 



Picard, »Traite des chemins de fer', I, S. 347 flF. 
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minderung der Wasserfracht bis zu 15 ^,o für Kohlen und eine 
ähnliche für die anderen auf dem Wasserwege beförderten 
Oüter konstatieren und schloß daraus, daß sich nach Voll- 
endung der Wasserbauten der Transportpreis auf 2,5 o bis 
2,7 5 Gent, im Durchschnitt aller Güter und Entfernungen und 
auf etwa l,8o Gent, bei Fahrten über 200 km stellen würde. 
Diesen Angaben entspricht der von Leygue an der Hand 
der Statistik berechnete Selbstkostenpreis von 2,2 o Gent, pro 
Tonnenkilometer Wasserfracht. 

lieber die deutschen Wasserfrachten der jüngeren Zeit 
hat Ulrich ^) einen großen Teil des vorhandenen Materials zu- 
sammengetragen. 

Todt hatte 1887 die durchschnittlichen Transportpreise 
auf den großen deutschen Strömen 

für Massengüter in ScMeppzÜgen auf l,o bis 1,5 Pfg. pro Tonnenkilometer, 
für Stückgut als Beifracht im Schlepp- 
zuge auf 1,8 „ 2,0 p 

für Stückgut in Güterdampfem auf 2,o , 5,o „ ,. ^ 

berechnet. 

Nach dem offiziellen „Führer auf den deutschen Schiff- 
fahrtsstraßen*', Berlin 1893, waren auf Rhein, Elbe und Oder 
die mittleren Frachtsätze pro Tkm die der Tabelle auf S. 625. 

Während nach dieser Quelle die Frachtpreise für Stück- 
gut wesentlich dieselben geblieben sind, wie sie Todt für 
1887 berechnete, sind die der Massengüter erheblich ge- 
sunken, wobei allerdings die Beschaffenheit der Schififfahrts- 
Straßen, deren sich dieselben überhaupt bedienen können, 
und die Organisation des Transportdienstes eine große Rolle 
spielen. In dieser Beziehung ist es charakteristisch, daß z. B. 
der Frachtpreis für Kohlen ab Ruhrort in der Bergfahrt sich 
erhöht, sobald er über Bingen hinausgeht (bis Coblenz oder 
Bingen 0,6 Pfennig, bis Mannheim 0,9 Pfennig und bis Straß- 
burg 1,8 Pfennig), während auf der Elbe infolge der Organi- 
sierung der Ketten- und Dampf-Schleppschiflffahrt die Preise 
für Berg- und Thalfahrt fast dieselben geworden sind, sofern 



*) Ulrich, Staffeltarife und Wassei-straßen», S. 70 ff. 



Digitized by LjOOQ IC 



— 625 



Frachtsätze pro Tonnenkilometer: 



nach dem „Führer auf den 

deutschen Schifffahrtsstraßen" 

von 1893 

auf folgenden Strömen 



fttr Kohle 
Pfg. 



für Getreide 
und Zucker 

pfg- 



fOr Stttckgat 
Pfg. 



Rhein: Bergfahrt .... 
Thalfahrt .... 

Elbe: Bergfahrt . . . . 
Thalfahrt .... 

Oder und anschließende 
Wasserstraßen : Bergfahrt 
Thalfahrt 



0,6 — 1,8 

0,8 

1,1') 
1,0—2,2 

1,4*) 
0,7—1,0 



1,1-1,2 

0,8 — 1,6 
0,7—1.6 

0,6—2,2«) 



2,2-2,5 
1,5—4,0 1) 

1,2—2,2 

1,6-2,2») 

1,4-8,2') 
2,1«) 



es sich um den Verkehr ausschließlich auf dem Hauptstrome 
handelt. 

In letzterer Beziehung sind besonders die Untersuchungen 
von Schanz lehrreich, der nach den Geschäftsberichten der 
Elbschifffahrts-Gesellschaft die mittleren Frachtpreise auf der 
Elbe für eine ganze Reihe von Gütern von 1871 bis 1892 
zusammenstellt^). Danach hätten die Sätze pro Tonnen- 
kilometer in der Bergfahrt Hamburg-Dresden (581 km) 1871 



*) Für die Tour Coblen z- Rotterdam , und zwar: im Schleppkahn 
1,5 Pfg., mit dem Güterdampfer 2,o Pfg., mit dem Personendampfer 4,o Pfg. 

*) Für die Tour Hamburg-Berlin. 

•) Und zwar : Magdeburg-Hamburg, sowie Magdeburg-Dresden per 
Güterdampfer 1,6 Pfg.; dagegen Berlin-Hamburg 2,2 Pfg. 

*) Für die Tour Stettin-Landsberg. 

*) Für die Tour Stettin-Dresden wie Stettin-Magdeburg, Getreide- 
fracht. 

®) Und zwar: Getreidefracht Breslau-Hamburg 1,2 Pfg., Breslau- 
Berlin 1,4 Pfg., Frankfurt-Stettin 2,2 Pfg.(?), Glogau-Stettin l,i Pfg.; 
Zucker Breslau-Stettin 0,6 Pfg.; durch Kanalfahrt stark beeinflußt Ge- 
treide Bromberg-Berlin 2,2 Pfg., Bromberg-Hamburg 1,6 Pfg. 

Stettin-Hamburg 1,4 Pfg., Stettin-Posen 3,« Pfg. 

*) Breslau-Berlin. 

^) Cf. Schanz, ,Die Kettenschleppscbifffahrt auf dem Main", 
S. 12 ff. und derselbe .Der Donau- Main-Kanal", S. 97 ff., cf. auch van 
der Borght, .Die wirtschaftliche Bedeutung der Rheinschifffahrt", 
S. 27 ff. 

Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 40 
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von 1,89 Pfennig für Roheisen bis 2,75 Pfennig für Petroleum 
betragen; 1880 waren dieselben auf 1,«7 Pfennig bezw. 
1,80 Pfennig d. h. um 67 bezw. 65 ^/o zurückgegangen, 
während die teuerste Fracht nunmehr Kaffee mit 1,89 (gegen 
2,58 Pfennig im Jahre 1871) zu tragen hatte; 1891 waren 
jene Frachtsätze bereits auf 0,69 Pfennig ftir Roheisen, 
0,7 6 Pfennig für Petroleum und l,o5 Pfennig fQr Kaffee ge- 
sunken , das sind wiederum 43 bis 55 ^/o Abschlag. In der 
Thalfahrt Dresden-Hamburg ist der Frachtpreis für Rohzucker 
von 1,31 Pfennig im Jahre 1872 auf 0,82 Pfennig in 1882 
und auf 0,6* Pfennig im Jahre 1890 gesunken, für Getreide 
von 1,7« Pfennig in 1872 auf 0,74 Pfennig in 1882, um dann 
wieder auf 0,7 9 im Jahre 1890 zu steigen; für Braunkohlen 
auf der Thalfahrt Aussig-Magdeburg (376 km) betrugen die 
Preise pro Tonnenkilometer 1872: 1,8« Pfennig, 1882: 
0,85 Pfennig und 1890: 0,74 Pfennig. Es hat also thatsach- 
lich, wie vorhin erwähnt wurde, auf der Elbe mit dem Herab- 
gehen der Transportpreise sich auch ein Ausgleich der unter- 
schiede zwischen Berg* und Thalfabrt und ein ebensolcher 
zwischen den Frachtpreisen der verschiedenen Oüterarten voll- 
zogen. Zugleich aber scheint ein Stillstand in dem allgemeinen 
Herabgehen der Transportpreise eingetreten zu sein, da sich 
1892 wieder durchgehends um 0,5 bis 0,i9 Pfennig höhere 
als 1891 vorfinden. 

Allerdings ist zu berücksichtigen, daß die voraufgefOhrten 
Transportpreise auf den genannten drei gro&en Wasserwegen, 
denen allenfalls noch diejenigen auf den unteren Weser- und 
Emsstrecken sowie auf den östlichsten Wasserstraßen, z, B. 
für die Fahrt Osterode-Danzig ^) , anzureihen wären, die nie- 
drigsten sind, die überhaupt vorkamen, während auf kleineren 
Flüssen wie Kanalstrecken, die der Schifffahrt größere Hinder- 
nisse bereiten, bedeutend höhere Frachten auch für niedrig 
bewertete Güter berechnet werden *). 

*) 195 km, Holz 0,9 bis 1,4 Pfg., Kohle l,i bis 1,4 Pfg^ Gebreide 
1.« bis 2,1 Pfg., Stückgut 2,1 bis 3,i Pfg.; cf. Kurs, .Kan&le« im 
I. Supplementband des Handwörterbuchs der Staatswissenschaften, S.519. 

*) Cf. Kurs, .Kanäle" 1. c. 
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Durchschnittszahlen lassen sich indessen für ganz 
Deutschland nicht in gleicher Weise, wie das für Frankreich 
geschehen ist^ berechnen, weil dazu der deutschen Statistik 
das wesentliche Element fehlt, d. i. die wirkliche Erfassung 
des gesamten Güterverkehrs auf den Wasserstraßen nach 
Tonnen- und Tonnenkilometerzahl. — Darauf sei aber auch an 
dieser Stelle hingewiesen, daß dem Mass e n verkehr in Deutsch- 
land allgemeinhin weniger Wasserwege als solche zur 
Verfügung stehen, wie in Frankreich, wo sich jenem zunächst 
eine Eüstenfahrt (cf. S.658ff.) auf und nach drei Seiten des 
Landes darbietet, während andererseits das relativ größere Netz 
der überdies abgabenfreien Binnenwasserstraßen in seiner 
räumlichen Verzweigung besser geeignet scheint, allen Teilen 
des Landes zu dienen, als das deutsche. 

Die Zahl der gewöhnlichen französischen Fluß- und 
Kanalschiffe wurde oben S. 620 für 1887 auf 16400 mit einer 
Tragfähigkeit von 2 753 600 Tonnen und einer Schiffsbevölke- 
rung von 26000 Menschen angegeben. Nach der Schiffszählung 
vom 16. Mai 1891 waren vorhanden: 

Zahl der Tra^hig- Schiffs. 

Q«i,,-ffr keit bevölkerung 

Schiffe T^^^^^ (^^^j jQ^^^»j 

Gewöhnliche Fluß- und Kanal- 
fahrzeuge 15 925 2 996 230 27 496 

Güterdampfer 113 26 148 

Personendampfer 267 17 435 

Zusammen . 16 305 3 039 813 

Die Güter- und Personendampfer hatten Maschinen von 
zusammen 41002 Pferdekräften; für den Zugdienst der ge- 
wöhnlichen Fahrzeuge waren 1396 Pferde und 170 Esel und 
Maulesel installiert. Außerdem gab es 237 Schleppdampfer 
von 19397 und 94 Dampfer für die Tauerei von 3514 Pferde- 
kräften. 

Die Zahl der gewöhnlichen Kanal- und Flußfahrzeuge 
hatte sich 1891 gegen 1887 vermindert, dagegen ihre Trag- 
fähigkeit um 242630 Tonnen = 8,8 ^/o zugenommen, in welchem 
Verhältnis die verbesserte Leistungsfähigkeit der Wasserstraßen 
zum Ausdruck kommt. 
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Betrachten wir nunmehr, was die französische Reederei 
auf den ihr vom Staate abgabenfrei dargebotenen Wasserstraßen 
leistet, so werden wir uns dabei vorwiegend auf den Gesichts- 
punkt des Vergleichs jener Leistung mit der der Eisen- 
bahnen zu beschranken haben. 

Bei solchen Vergleichen sind wiederholt folgende Fragen 
hervorgehoben und zum Teil auch auf den Binnenschifffahrtskon- 
gressen verhandelt worden: 1. in welchem Verhältnis die Aus- 
dehnung und der Verkehr beider Wege zu einander stehen; 
sodann 2. welche Güterarten vorwiegend am Was server- 
kehr beteiligt sind, und ob sich mit der Zeit eine Verschie- 
bung in der Frequenz der einzelnen Güterarten geltend macht; 
3. in welchem Ma&e die verschiedenen Güterarten ander 
Verkehrsleistung beteiligt sind: ob die Hauptfrachten, welche 
die größten Transportmassen bringen und die weitesten Fahrten 
erfordern, sich vorwiegend aus geringwertigeren oder 
wertvolleren Gegenständen zusammensetzen, und wenn etwa 
eine Verschiebung in den die Wasserstraßen aufsuchenden 
Güterarten stattgefunden haben sollte, in welcher Richtung 
dies geschehen sei? 

Bei den von uns in entsprechender Weise anzustellenden 
Vergleichen wollen wir dem Vorgange der offiziellen fran- 
zösischen Statistik insofern folgen, als dieselbe zu jenen nur 
die Eisenbahnen d'int^röt g^n^ral heranzieht, die Lokal- 
bahnen aber, deren Verkehr nur 0,6 ®/o desjenigen der ersteren 
beträgt und die wesentlich die Rolle von Zubringern für den 
einen wie den anderen Verkehrsweg spielen, außer Betracht läßt. 

Wir stellen demgemäß in der auf S. 630 folgenden Tabelle 
zunächst die Längenausdehnung und die Verkehrs- 
leistung der Wasserstraßen und der Eisenbahnen 
d'int^röt gän^ral, sowie in den auf ein Kilometer Länge 
gefahrenen Tonnenkilometern zugleich die Verkehrsinten- 
sität beider nebeneinander und zwar, um die allmähliche 
Entwickelung der Straßennetze und ihres Verkehrs zur An- 
schauung zu bringen, für die einzelnen Jahre von 1847 an. 
Hierbei muß bemerkt werden, daß die französische Eisenbahn- 
statistik die Zahl der Tonnenkilometer der Bahnen für die 
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Jahre 1842, 1843, 1847 bis 1850 und 1852 nicht nachweist i), 
so daß wir die entsprechenden, in unserer Tabelle (in Klam- 
mem) gegebenen Zahlen in der Weise zu gewinnen uns ge- 
nötigt sahen, daß wir im Verhältnis zur Zunahme der mitt- 
leren Betriebslänge der Bahnen während der fraglichen Jahre 
zunächst die durchschnittlichen Beförderungslängen einer Tonne 
der petite vitesse durch Interpolation ergänzten und dann die 
Produkte aus diesen letzteren und den von der Statistik an- 
gegebenen Zahlen der verfrachteten Gütertonnen als wahr- 
scheinlich geleistete Tonnenkilometer in unsere Tabelle ein- 
stellten. 

Der in der nachstehenden Tabelle (S. 630) dargestellte 
Zeitraum wird durch die Ereignisse von 1870/71 und ihre 
Folgen in zwei fast gleiche Teile zerlegt, die sich nicht 
unmittelbar vergleichen lassen. 

Konstatieren wir zunächst die Verhältnisse der Entwicke- 
lung der Wasserstraßen und Eisenbahnen zwischen den An- 
fangs- und Endpunkten dieser beiden Zeiträume, so ergibt sich: 

für die Wasserstraßen: 

Zunahme der Netzlänge 1847/69 . 810 km = 7,9 > 

des Verkehrs , . 186 Mill. Tkm = 10 > 

der Netzlänge 1872/94 . 1503 km = 14 > 

des Verkehrs « . 2076 Mill. Tkm = 1137o 

für die Eisenbahnen: 

Zunahme der Netzlänge 1847/69 . 14954 km = 980^0 

des Verkehrs , . 6071 Mill. Tkm = 3035 7o 

der Netzlänge 1872/94 . 18533 km = 106 > 

des Verkehrs „ . 4757 Mill. Tkm = 62 7o 

Während in dem älteren Zeitraum die erst entstehen- 
den Eisenbahnen mit und durch ihre Netzentwickelung einen 
neuen Verkehr entfesseln, dessen Zunahme die der Bahn- 
linien um das Dreifache übertrifft, entwickelt sich der Ver- 
kehr auf den Wasserstraßen im ganzen nur proportional 
zu ihrer Ausdehnung, ohne an Intensität zu gewinnen. Die 



*) Cf. Statistique des chemins de fer franyais, documents divera, 
I« partie, die retrospektive Tabelle 6. 



Digitized by LjOOQ IC 



630 — 



Länge und Güterverkehr der französiBchen Binnenwasserstrassen und 
Eisenbahnen d'interet g^neral. 





Befchrene bezw. mittlere 
Betriebslänge 


Geleistete Tonnenkilometer, 
taosende 


Auf 1 kl 
Tonnenli 


n Länge 
LÜometer 




Wasserstraßen | 


Eisen- 




Jahr 














km 


lanlle 
km 


ZUS. 

km 


bahnen 
km 


Wasser- 
straßen 


Eisen- 
bahnen 


zu- 
sammen 


Wasser- 
straßen 


Eisen- 
bahnen 


1847 


6700 


3750 


10450 1 


1611 


1818000 


(200000) 


8018000 


174000 


(192400) 


1848 


6700 


3830 


10530 , 


2004 


1222 000 


(204200) 


1426200 


116000 


(101400) 


1849 


6 700 


3880 


10580 • 


2467 


1495000 


(276600) 


1771600 


141000 


(112100) 


1850 


6700 


8880 


10680 1 


8915 


1666000 


(390400) 


8066400 


158000 


(199900) 


1851 


6700 


3880 


10580 


3248 


1718000 


462 719 


2180719 


162000 


14)462 


1862 


6700 


3 910 


10610 


8654 


1764000 


(579200) 


8349800 


166000 


(158500) 


1853 


6700 


4230 


10930 


8954 


8002000 


813078 


8815078 


183000 


805694 


1854 


6 700 


4230 


10930 


4315 


1971000 


1149188 


9114188 


180000 


264994 


1855 


6700 


4290 


10990 


5037 


2 040000 


1516916 


3556916 


185000 


901 155 


1856 


6 700 


4890 


10990 


5858 


2074000 


1867858 


9941868 


189000 


919189 


1857 


6700 


4300 


11000 


6868 


1963000 


8142158 


4106168 


179000 


911904 


1858 


6700 


4 800 


11000 


8 094 


1649000 


2 390795 


4039795 


150000 


295371 


1859 


6700 


4300 


11000 


8840 


1779000 


8 788948 


4507948 


162000 


308704 


1860 


6 700 


4400 


11100 


9167 


1901000 


8119947 


6080947 


171 000 


940945 


1861 


6700 


4400 


11100 


9 626 


1936 000 


8809 353 


5 7J5353 


174000 


995736 


1862 


6700 


4400 


11100 


10582 


2092000 


3884893 


6976893 


188000 


969169 


1863 


6700 


4410 


11110 


11533 


2138000 


4079516 


6205516 


192 000 


969205 


1864 


6700 


4410 


11110 


12362 


8082000 


4625638 


6 707 698 


187000 


874182 


1865 


6 700 


4410 


11110 


13227 


2059000 


5172820 


7891880 


185000 


991035 


1866 


6 700 


4490 


11190 


13 915 


2 225000 


5825986 


8050986 


199000 


418684 


1367 


6700 


4560 


11250 


16000 


202i000 


5845429 


7 869489 


180000 


989695 


1868 


6 700 


4550 


11250 


15855 


2192000 


6310167 


6608167 


195000 


997998 


1869 


6 700 


4560 


11260 


16465 


1999000 


6270953 


8269963 


178000 


381014 


1870 


6700 


4560 


11260 


15544 


1448000 


5056 960 


6504960 


129000 


925932 


1871 


6590 


4160 


10 750 


15632 


1558000 


6508722 


7 066 728 


146000 


952400 


1872 


6 590 


4160 


10 760 


17438 


1836000 


7 725081 


9561061 


171000 


443003 


1873 


6590 


4160 


10 750 


18139 


1847 000 


8250508 


10097 508 


178000 


454819 


1874 


6590 


4160 


10750 


18 744 


1795000 


7926031 


9 721091 


167000 


422857 


1875 


6590 


4180 


10770 


19357 


1964000 


8136291 


10100891 


182000 


420928 


1876 


6590 


4200 


10 790 


20034 


1953 000 


8825600 


10278500 


181000 


415569 


1877 


6 590 


4200 


10 790 


20534 


2 034000 


8185073 


10 219073 


188000 


998611 


1878 


6590 


4210 


10800 


21185 


2 005000 


8399810 


10404810 


186 000 


991874 


1879 


6590 


4360 


10940 


22249 


2014000 


8999105 


11013105 


184000 


404472 


1880 


6590 


4350 


10940 


23089 


2 007000 


10350810 


12957210 


188000 


■148274 


1881 


7320 


4650 


11970 


24 249 


2174000 


10 758834 


12986834 


182000 


443494 


1882 


7 580 


4650 


12230 


25676 


2 264586 


10835648 


13100234 


185166 


429 665 


1883 


7 830 


4 710 


12540 


26 692 


2382 665 


11064711 


13447976 


190096 


414599 


1884 


7830 


4710 


12510 


28 728 


2 452091 


10478300 


12930394 


195579 


964818 


1885 


7 720 


4 600 


12 380 


29839 


2 452 750 


9 791 439 


12244189 


198 154 


928 142 


1886 


7 740 


4660 


12400 


30696 


2 798461 


9314346 


12118807 


885628 


909438 


1887 


7 740 


4 730 


12470 


31446 


3 073390 


9917111 


12990501 


846508 


315369 


1888 


7 740 


4760 


12500 


32128 


3179677 


10409135 


13688818 


254994 


829990 


1889 


7660 


4 810 


12470 


82 914 


3 837 626 


11052370 


14299996 


259797 


995 795 


1890 


7 560 


4810 


12370 


33280 


3 216 073 


11759084 


14975157 


259 948 


359998 


1891 


7520 


4810 


12 330 


33878 


3536 760 


12 294424 


15831184 


286911 


968903 


1892 


7 590 


4810 


12400 


34881 


8 609 286 


12119 977 


15 729263 


891 165 


347466 


1893 


7510 


4 810 


IS 320 


1 35 350 


3 603663 


12 274177 


15877840 


292499 


947819 


1894 


747« 


4 777 


12253 


35 971 


3 911776 


12482482 


16394258 


919260 


947015 
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Verkehrsintensität beträgt auf letzteren — mit geringen 
Schwankungen in der Zwischenzeit — 1847: 174000 und 
1869 immer nur erst 178000 Tonnenkilometer pro Kilometer 
befahrener Länge, wogegen dieselbe auf den Eisenbahnen in 
derselben Zeit ebenfalls eine Verdreifachung von 132400 auf 
381 014 Tonnenkilometer pro Kilometer Betriebslänge er- 
fahren hat. 

Diese Erscheinung erklärt sich zur Genüge aus der da- 
maligen technischen Beschaffenheit der beiden Verkehrsmittel: 
Die Wasserstraßen sind zwar vermehrt, aber keineswegs ein* 
heitlich ausgestaltet worden, so daß ihnen die großen Routen, 
insoweit solche nicht von der Natur geboten wurden, fehlen; 
wogegen die Eisenbahnen von vornherein in relativer Voll- 
endung und vor allem technisch einheitlich gestaltet auf 
dem Plane erscheinen. 

Dieses Verhältnis ändert sich in der jüngeren Hälfte 
unseres Zeitraumes. Die Hauptlinien und alle wichtigeren 
Seitenlinien der Eisenbahnen sind fertig und in Betrieb; die 
früher auf ihre Befreiung von örtlicher Gebundenheit har- 
renden Kräfte und Güter sind in den Weltverkehr einbezogen; 
die gewaltige expansive Entwickelung des Verkehrs auf 
den Schienen Straßen ist im ganzen vollendet und an üire 
Stelle tritt eine naturgemäß langsamere intensive Entwicke- 
lung, die weniger schon vorhandene Transportbedürfnisse 
zu befriedigen als nur dem Neuentstehen solcher, den all- 
mählichen Fortschritten der Produktion und Konsumtion zu 
folgen hat. Die Wasserst /aßen dagegen werden erst jetzt 
aus ihrem Zustande technischer, das einzelne Verkehrsgebiet 
isolierender ünvoUkommenheit zum Range großer, den An- 
forderungen des Verkehrs auch der Gegenwart genügender 
Verkehrswege emporgehoben; ihr Verkehr, der sich früher nur 
intensiv, den Kulturfortschritten und steigenden Bedürfnissen 
der einzelnen Gegend folgend, entwickeln konnte, tritt nun- 
mehr erst in ein Stadium der expansiven Erweiterung durch 
Ausdehnung der für das einzelne Transportgefäß befahrbaren 
Wege. 

Wenn nun bei diesem umgekehrten Verhältnis in den 
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Vorbedingungen für die weitere Entwickelung des Verkehrs 
die Ausdehnung des Wasserstra&ennetzes nur um 1503 km = 
14 ^/o, dagegen die des Schienennetzes von neuem um 18533 km 
= 106 ^/o zunimmt, so wird es verständlich, daß die Verkehrs- 
intensität beider schließlich ein dem früheren entgegen« 
gesetztes Verhältnis zeigt und die Gesamtverkehrsleistung der 
Bahnen, auf die tausende Kilometer schwach frequentierter 
neuer Linien verteilt, von 443003 Tonnenkilometer pro Kilo- 
meter Betriebslänge im Jahre 1872 auf 347015 Tonnenkilo- 
meter im Jahre 1894 sinkt, die der Wasserstraßen dagegen 
pro Kilometer befahrener Länge von 171000 Tonnenkilo- 
meter im ersteren auf 319000 Tonnenkilometer im letzteren 
Jahre steigt« 

In dieser Entwickelung während des jüngeren, seit 1872 
verflossenen Zeitraumes lassen sich wiederum zwei Etappen 
. unterscheiden. 

Von 1872 bis 1880 nimmt die Länge der Wasserstraßen 
nur um 190 km = 1,8 ®/o, ihr Gesamtverkehr um 171 Millionen 
Tonnenkilometer = 9,3 ®/o zu und ihre Verkehrsintensität steigt 
von 171000 Tonnenkilometer auf 183000 Tonnenkilometer, 
d. h. um nur 7®/o. Die Betriebslänge der Eisenbahnen d'in- 
t^r6t g^n^ral erfährt in derselben Zeit eine Vermehrung um 
5651 km = 32,4 ^/o, gleichzeitig steigt aber auch ihr Verkehr 
um 2625 Tonnenkilometer = 34,o^/o, also immer noch pro- 
portional zur Verlängerung der Schienenwege, und beträgt 
ihre Verkehrsintensität, die 1872: 443000 Tonnenkilometer 
pro Kilometer Betriebslänge umf&ßte, im Jahre 1880 wiederum 
448274 Tonnenkilometer. 

Im ganzen charakterisiert sich diese erste Etappe des 
jüngeren Zeitraumes also dahin, daß den Schienenwegen immer 
noch so viel neuer Verkehr zuströmt, daß ihre Durchschnitts- 
leistung pro Kilometer Betriebslänge, die Ende der 60 er Jahre 
sich zwischen 389000 und 418000 Tonnenkilometer bewegte, 
noch etwas gesteigert wird; wogegen die Durchschnittsleistung 
der Wasserstraßen vorerst auf derselben Höhe bleibt, die sie 
bereits während einer Reihe der 50er Jahre erreicht, in den 
60er Jahren sogar zweimal überschritten hatte, so daß sich 
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der Schluß ergibt, da& sich Reederei und Schifffahrt bis 
Ende der 80 er Jahre im großen und ganzen immer noch 
in den altgewohnten Wegen und Formen bewegten wie im 
zweiten Viertel des Jahrhunderts. So konnte seinerzeit Picard 
im ersten Bande seines »Traitö des chemins de fer* sein Ur- 
teil über die französischen Wasserstraßen dahin zusammen- 
fassen, daß deren Verkehr seit 1847 keine Fortschritte ge- 
macht hätte ^). 

Mit dem Ausgang des Jahres 1880 stehen dem Wasser- 
verkehr dagegen 1030 km Weglänge mehr als bisher zur Ver- 
fügung. Der Canal de l'Est mit seinen zahlreichen Ver- 
zweigungen und seinen Anschlüssen an die nördlichen und öst- 
lichen Wasserstraßen, an das Seine- und Rhönebecken geht 
mehr und mehr neben anderen Eanalbauten seiner Vollendung 
entgegen; allein an solchen neuen Kanälen, welche die Elassi- 
fikationsbedingungen der Hauptlinien in jeder Beziehung 
erfüllen, sind von 1878 bis 1894, wie schon an einer früheren 
Stelle bemerkt, 583 km eröffnet worden, nämlich: 

die einzahlen Sektionen des Canal de TEst von 1878 bis 1887 861 km 
der obere Marne-Kanal von Rouvroy bis Marnaval, 1879 

bis 1880 38 „ 

der Kanal von St. Dizier nach Vassy, eröffnet 1888 . . 28 „ 

die Verlängerung des Sauldre-Kanals, 1885 gefüllt . . 4 „ 
der Kanal von Lens (Verbindung der kanalisierten Souchez 

mit der Deüle), eröffnet 1886 8 „ 

der Kanal Hävre-Tancarville, 1887 25 , 

der Oise-Aisne-Kanal, 1889 48 » 

der Zweigkanal von Tourcoing, 1891 2 , 

der Seekanal der unteren Loire, 1892 15 „ 

der Kanal von der oberen Marne zur Saöne 59 „ 

zusammen . 588 km 

Seit 1878 sind des weiteren umfassende Regulierungs- 
arbeiten und Umbauten an den vorhandenen Wasserstraßen 
in Angriff genommen, so daß 1894 neben den vorerwähnten 
neuen seitdem weitere 1131 km älterer Kanäle und außer- 



>) Kapitel IV, S. 847 ff. 
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dem 944 km FluMäufe mehr als früher die Bedingungen der 
Hauptlinien wirklich erfüllen*). 

Die Zunahme der Länge der Wasserstraßen entföJlt aber 
wesentlich auf den Anfang der 80 er Jahre, so dag seit 1883 
deren befahrene Länge in den einzelnen Jahren zwischen 12 540 
und 12230 km schwankt, größtenteils 12300 bis 12400 km 
beträgt, während die Meliorationen mit dem Vorschreiten des 
letzten Jahrzehnts mehr und mehr ihren Einfluß auf die Aus- 
dehnung der Transportleistung auf dem Wasser geltend 
machen. 

Von 1880 bis 1894 beträgt: 

,. _ , auf den aufden 

die Zunahme „, a c. i?- i. -l 

WaseerstraBen Eisenbannen 

der befahrenen Netz- 
länge .... 1318 km =12,o7o 12882 km = 55,:^^ 

des Verkehrs über- 
haupt .... 1905Mill. Tkm = 94,t7o 2132 Tkm= 20,« «> 

der Verkehrsinten- 
sität, auf 1 km 
Länge . . . . 136000 Tkm = 74,s 7o — 101 259 Tkm = — 22,« •; 

Die Verkehrsintensitat der Wasserstraßen ist von 183000 
Tonnenkilometer pro Kilometer befahrener Länge im Jahre 1880 
auf 319000 Tonnenkilometer im Jahre 1894, fast zur heutigen 
Höhe derjenigen der Eisenbahnen angewachsen, nachdem die 
der letzteren unterdessen von 448274 Tonnenkilometer pro 
Kilometer Betriebslänge im Jahre 1880 auf 347015 Tonnen- 
kilometer in 1894 zurückgegangen ist. 

In ihrem Verhältnis zu einander zeigen also Wasserstraßen 
und Eisenbahnen in dieser jüngsten Etappe eine gegen früher 
umgekehrte Entwicklung ihres Verkehrs, so daß, wie aus der 
folgenden üebersicht ersichtlich wird, in dem Gesamtver- 
kehr, der sich auf beiden abspielt, die ersteren wieder an 
Bedeutung gewonnen haben, während ihr relativer Anteil an 
demselben früher beständig zurückgegangen war. 

Betrachtet man nämlich beide Verkehrsmittel als ein 



*) Cf. Statistique de la navigation Interieure, Ann6e 1894, Paris 
1896, Band I, S. 17 und 18. 
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gesamtes zur Befriedigung der Yerkehrsbedürfnisse zur Ver- 
fügung stehendes Straßennetz, so entfielen: 





von der Gesamt- 
länge der Netze 
auf die 


vom Gesamtgüter- 
verkehr (Tkm) der 
Netze auf die 


im Verhältnis zu den 
Eisenbahnen betrug 


im 
Jahre 


Wasser- 


Eisen- 


Wasser- 


Eisen- 


die 
Länge 


der 
Verkehr 


die Ver- 
kehrsin- 




straßen 


bahnen 


straßen 


bahnen 




tensität*) 












der Wasserstraßen 




Vo 


7o 


> 


7o 


. 7o 


> 


> 


1847 


87 


13 


90 


10 


692 


906 


131 


1857 


62 


88 


48 


52 


160 


92 


57 


1869 


41 


59 


24 


76 


68 


32 


47 


1872 


38 


62 


19 


81 


62 


24 


39 


1880 


32 


68 


16 


84 


47 


19 


41 


1881 


33 


67 


17 


83 


49 


20 


41 


1882 


32 


68 


17 


83 


47 


20 


41 


1883 


32 


68 


18 


82 


47 


21 


44 


1884 


30 


70 


19 


81 


43 


23 


53 


1885 


29 


71 


20 


80 


41 


25 


60 


1886 


29 


71 


23 


77 


41 


30 


74 


1887 


28 


72 


24 


76 


39 


31 


78 


1888 


28 


72 


23 


77 


39 


31 


78 


1889 


27 


73 


23 


77 


37 


29 


77 


1890 


27 


73 


21 


79 


37 


27 


73 


1891 


27 


73 


22 


78 


37 


29 


79 


1892 


26 


74 


23 


77 


35 


30 


84 


1893 


26 


74 


23 


77 


35 


29 


84 


1894 


25 


75 


24 


76 


34 


31 


92 



Stillstand ist zumal im werbenden und wirkenden Leben 
Rückschritt: obgleich, wie oben gezeigt ist, der Verkehr der 
Wasserstraßen seiner absoluten Zahl nach 1880 ebenso groß wie 
in den 50 er und 60 er Jahren war, betrug er in jenem Jahre 
von dem Gesamtverkehr doch nur mehr 16®/o. Seitdem 
aber hat er, die gesamte Verkehrsleistung betrachtet, mit 24®/o 
derselben im Jahre 1894 den Eisenbahnen gegenüber seine 



^) Das ist die Anzahl der auf 1 km Straßenlänge gefahrenen 
Tonnenkilometer. 
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Stellung vom Jahre 1869 wiedererlangt, und gibt, wie schon 
hervorgehoben, die Intensität des Wasserstraßenverkehrs der- 
jenigen der Eisenbahnen gegenwärtig nur noch wenig nach. 

Ist ersteres eine Folge der Verbesserung und Vereinheit- 
lichung der Wasserwege, welche denselben vor allem weiter 
gehende Transporte zuführten, so ist die zweite Erscheinung 
gerade eine Folge der Stabilität ihrer Netzlänge bei gleich- 
zeitiger starker Erweiterung des Eisenbahnnetzes. In den 
Jahren 1880 und 1881 noch nahezu halb so lang als das 
Schienennetz (47 bezw, 49 ^/o desselben), beträgt die Länge 
des Wasserstra&ennetzes, ohne an sich kleiner geworden zu 
sein, im Jahre 1894 nur noch V« (34 ^/o) der Länge jenes; 
der Wasserverkehr dagegen, welcher 1880: 19 und 1881: 
20 > desjenigen der Eisenbahnen betrug, ist auf 31 ^/o des 
letzteren gestiegen, und seine Verkehrsintensität, welche vor 
14 Jahren im Verhältnis zu der der Eisenbahnen sich nur 
auf 41 ®/o stellte, ist dieser mit 92 ^/o im Jahre 1894 ganz nahe 
gerückt. 

Besonders wichtig erscheint aber die Thatsache, daß in 
dieser jüngsten Etappe seit 1880 von der Zunahmezahl des 
gesamten auf Wasserstraßen und Eisenbahnen sich bewegenden 
Verkehrs mit 4037 Millionen Tonnenkilometer fast die Hälfte: 
1905 Millionen Tonnenkilometer auf die mit ihrer Länge seit 

1882 stabil bleibenden Wasserstraßen und ebenfalls nur 2132 Mil- 
lionen Tonnenkilometer auf die um ein Drittel ihrer früheren 
Länge zunehmenden Eisenbahnen entfällt. Damit gewinnen 
die oben berührten Fragen nach der Zusammensetzung 
des die Wasserstraßen aufsuchenden Güterverkehrs für diese 
jüngste Periode ein besonderes Interesse. 

Eine Untersuchung in dieser Richtung wird durch den 
Umstand begünstigt, daß, während bis 1880, im Zusammen- 
hang mit der im ersten Teile dieses Kapitels erwähnten 
früheren Abgabenerhebung, von der Schifffahrtsstatistik eine 
überaus große Anzahl verschiedener Güterarten unterschieden 
wurde, die Güter seitdem, und zwar entsprechend dem von 

1883 ab fast gleichartigen Vorgehen der Eisenbahnverwaltungen, 
in neun große Gruppen zusammengefaßt werden, neben denen 



Digitized by LjOOQ IC 



637 — 




^ -1» « 

not 



f f o © © ?-l 



i 









n o M r» 



tO lOtO O O» Hl 
r« o>< 03 t« o O 

"* ■* "V 00 9« O 

o n t* M «o oa 
00 o< o» M c e« 

t^ 0& !0 OQ 04 
« 1-t 



^ O 00 00 A 

d C CO 9» « 

^ c c o o 

O tO (M X CO 

r , » 00 f-< iH 



»OCS O »C «O •^ 
^ O >0 OD OQ O 
eo t* 91 »I Ci lA 

oaoD t« et eo 



'^ «PO» OD OQ 

0) O lA t- C 

jj lA t- O >0 

-** -^ 00 O -^Jt 

•^ Oi ie to n 



»1 iQ t« Ö) lO 04 

•O M< « CO «O M 

■^ eo OO i«t iQ 0« 

«o t- «o eo oo 



3 



"*^ « O f-t o 
CO t« iH r-i 

»ja 



«3 00 lO o ea CO 

•^ 03 04 0) CO ;o 

"^ « o o « o 



^ lO 00 coo 

00 CO :0 ;C 9) 

. 04 O) 00 >o 

■^ ^ O "^ o 

© o »o "^ «o 

CO -^ CO 04 

^ CO t« rl i-i 



1-t CO 
CD O 

eo CO 



O 04 -.o 00 



- e«» »H OS ■fl' o CO 



04 O 04 Tf 

oo o eo o 

eo -* •>* 1-1 

c » •<»■ -^ 

lO t- 1-1 iH 



t* c eo OS 

CS 1-« oo "^ . 

■.-ia4tr5t- ooofsoo 

r-»ni-»eo "»fi-tcoiocso 

W'Oi-li-l »«i-l0G-^04CO 

130040 cooico "«eo 

•»*■ 00 »-• 1-" 04 tH 




O OS t« OS in 00 OD fH OS < 

i-iosose4 ^ o OS eo OS c 

o eo.eo xo CD CO ?H 9« o e 

o 00 -^ «M eoQOoOi«coo 



05222?^ «THf ooo«9« 

SsSSzi Sg2*«oco«09i 

t- O 9« Oa OAVt«-«'^ 

ÜSir® ^eoos»öioo> 



W MOSt-eO rH 00 tfS 1-4 1^. -^ 



'S r- eo 

««CD »I 



•<* Ol t- f 

t« 04 CO eo 04 

«O •« »1 



a> 

'S -•.- 

s ^^^ 

^ oo« 

00 O O i( 

_< eoio 

e9 



2S§S5S 

CO oa fH M oa o 



IQ CO 



CO © 00 -* 
L^ CO 00 ^)> o 



04 lO 04 



fH eo 00 CD OS 00 
T-ia0O9*>Q0S 


•<* 04 oa eo «o lO 


eo eo lO'^osco 


00 t* lo eo eo 








^S 



o 3s;s 

^^ ob 60 l-l 

.„ eo oa o t 

rj lA eo lA t 

^ oa o 04 

fl '^ 

<» "T 



lA CO t- 04 OS t- 

r- »Afc- ^ «f t- 



w Ä-«ooo» 



OS 04 O CO t» _ 
CO 1-4 t« 1-1 OS Ol 
04 lA >A -«l CO CO 
^lA t« ^ ^ 
lA eo iH 



O J3 ©30»A04 OSOSeOiAiAtA 

CO •^ CO »A lA »A 04 04 OS 00 lA 

iH CO 00 -« 00 lA 03 00 lA O iH 

O »« OS OS 00 OO »H ift OS 04 t- 

lA r- » r-i lA 04 oa eo •<< eo 

© © r« 04 »#00»-« 



eo »A ^ ^ 04iA<Of •»#00 

TfoOOSfH ooaeooseoOD 

t-OOOSCO t>»AO0S040S 

CO 1« Ol rH rHQOC040aeO 

"^ 1-1 00 •T? 04 ^ 00 « lA lA 

00 »n rH ^ eo oa 






J3S 






5 PI ö §S.t:"^x3 

«^ ja B e a 2 






2g 



,£Ä 



c3 • , 

pQa 






ll 
= s 

fe.2 



2 c 



.s^ 


^fl) 




fl'« 


0> IH 


1« 


oc e^ 


Ö B 


^1 


•S-S 


gl 


OS3 


^ . 


hi M 




e:fl 


2 Ö 


:3 -— V 


OS 


s-s 


»o g* 




p 


o-g 


O e3 


^•g 


S ^ N 

5g3 


, Ä 


** oTea 


S 5^ 


:g.2&< 






:233 


.2g--5 


■g o» N 




03 Pä 




^oJ5 


•^ CS*« 


•|5| 
lls 


.s^S 


P<PQ 



Digitized by LjOOQ IC 



— 638 — 

als zehnte noch das Flößholz figuriert. In der Tabelle auf 
S. 637 haben wir zunächst die auf den französischen Binnen- 
Wasserstraßen beförderten Güter (absolutes Tonnen- 
gewicht) sowie die für diese geleisteten Tonnenkilometer nach 
jenen neun bezw. zehn Gruppen für die Mehrzahl der der 
jüngsten Entwickelungsperiode angehörenden Jahre zusammen- 
gestellt, und lassen wir eine entsprechende Zusammenstellung 
der von den Eisenbahnen beförderten Güter für eine Anzahl 
derselben Jahre folgen, zu welcher bemerkt werden muß, daß 
die Eisenbahnstatistik für die Gütergruppen nur das absolute 
Gewicht und die Tonnenkilometer nur für die eine Gruppe 
der mineralischen Brennstoffe angibt. 



Die Eisenbahnen 


transportierten 


: 




Gütergroppen 


Verfirachtete Güter, Tonnen, in den Jahren 


1886 


1890 


1891 


1898 


1893 


Mineralische BrennBtoffe . . 

Baumaterialien 

Dünger aUer Art 

Landwirtschaftliche Produkte 
und Nahrungsmittel . . . 

Hüttenprodukte 

Andere Industrieprodnkte . . 
Verschiedenes 


88 790667 

10 895 776 
8104868 

1 
U 888 839 

4 988468 
7 413 598 

11 565 750 


89 106 064 

10818 889 

3 691199 

17 519 740 
6 450 088 
9 843 306 

15 578 298 


88 987171 
11897 435 
4 878 857 

18 628 555 
6 439 918 
9889 366 

17 093 067 


87 605 733 
18 870 839 
4 606678 

18 061 485 
6 681 690 
9 376 859 

17 871041 


89 71*881 

18 378 806 

4 906 781 

17 572 555 
6498 767 
9 608079 

16 351839 


Summe . 


73 388 361 


98 505 918 


96 553 763 


95 713 001 


97 088501 



Im Jahre 1881 verfrachteten die Eisenbahnen 84647497^ 
im Jahre 1883: 89056198, dagegen 1894: 99105421 Tonnen 
Güter. Die Zunahme der beförderten Gütermenge betrug also 
nach der ersten der beiden vorstehenden Uebersichten von 1881 
bis 1894 auf den Wasserstraßen 8133236 Tonnen = 41> 
und war damit nur etwa halb so stark als die Zunahme der 
auf ihnen gefahrenen Tonnenkilometer (80 ^/o); auf den Eisen- 
bahnen betrug jene 14457924 Tonnen = 17®/o, d. i. um 
ein Geringes mehr als die Zunahme der von diesen geleisteten 
Tonnenkilometer, welche sich auf 16 *^/o belief. Diese Verhalt- 
nisse zwischen der Zunahme des Gewichts der verfrachteten 
Güter und derjenigen der geleisteten Tonnenkilometer machen 
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ersichtlich, daß die Transportlängen der Güter auf den Eisen- 
bahnen im ganzen dieselben geblieben sein müssen: 1881 be- 
trug die mittlere Beförderungslänge einer Tonne Eisenbahn- 
frachtgutes 127,0 km, 1894: 126,o km, während an der im 
ganzen stärkeren Zunahme des Verkehrs auf den Wasserstraßen 
sowohl die Vermehrung der Güter wie die Vergrößerung der 
Transportlängen mit je zur Hälfte beteiligt sind. 

Um nunmehr bei einer Zergliederung der verfrachteten 
Gütermassen und der Verkehrsleistung nach GOtergruppen 
die Frage zu untersuchen, ob eine Verschiebung in der 
Frequenz der einzelnen Güterarten stattgefunden habe, geben 
wir die auf S. 640 folgende üebersicht über die Prozentan- 
teile der einzelnen Gütergruppen an der Gesamtfracht 
und den gesamten Tonnenkilometern der Wasser- 
straßen sowie an den auf den Eisenbahnen beförderten 
Gütermengen. 

Die große Masse der Wasserfrachten bilden (cf. S. 640) 
die Rohstoffe: Kohlen, Baumaterial und Erze, 1881 
mit zusammen 64,6 >, 1894 mit 58,6 *^/o, und nächst ihnen, je- 
doch dem Prozentsatze nach schon in ziemlich weitem Abstände,, 
die landwirtschaftlichen Produkte, d. h. vor allem Ge- 
treide und, wie wir bereits im 16. Kapitel mehrfach zu bemerken 
Gelegenheit hatten, Wein. Unter diesen drei Güterarten ist 
die Frequenz der Kohle und der landwirtschaftlichen Produkte 
etwas gestiegen, die der Baumaterialien und Erze nicht un- 
erheblich zurückgegangen, so zwar, daß alle drei Gütergruppen,, 
die zusammen 1881 : 70,5 ®/o der Gesamtverfrachtung ausmachten, 
1894 nur 73,5 ^/o derselben trotz der Zunahme der beiden 
ersteren bildeten. 

Auf Holz, Dünger und Hüttenprodukte entfielen 1881: 
17,3^/0, dagegen 1894: 21,i®/o der verfrachteten Güter; die 
Zunahme trifft aber, zu annähernd gleichen Teilen, nur Holz 
und Hüttenprodukte, während die Frequenz der Frachtgruppe 
„Dünger" völlig stabil geblieben ist. 

Die übrigen Gütergruppen der Wasserfracht, 1881 zu- 
sammen 6,« ®/o, 1894: 5,4 ^/o, fallen ihrer absoluten Masse nach 
kaum ins Gewicht. Von ihnen zeigen die , Industrieprodukte "^ 



Digitized by LjOOQ IC 



640 — 



^B^ 


Von der Gesamtverfrachtung bezw. dem Gesamtverkehr 
betrugen die Anteile nachbenannter Gütergruppen 








Im 
Jahr 


11 


1- 


S 9 


■c 

•< 

1 


LandwirtsohkltUche 
Prodakte nnd 
NahmngBmittel 


S 

B 

s 

a 


e 
< 


s 


► 


1 


i 

s 




Prozent | 






Güter 


auf den Wasserstraßen: 






1881 


23,7 
24,7 

28,1 
28,1 


40,» 
37,6 
31,. 
32,0 


6.. 

7,0 

■)8.« 

1.0 


5,, 
5.» 
5,e 
5,1 


11.. 
12.. 
14,. 

14,4 


6,. 

6,7 

7,. 
6.. 


2,0 1 0.. 1 2.. 1 


1,» 


100 


1883 


5 


'l.. 1 


') 


100 


1886 


2.. 


100 


1888 


6.. 




100 


1889 


27,» 


31,4 


6,. 


6,1 


15,0 


7,0 


3,. 


0,1 


1,4 


1,. 


100 


1890 


28,7 


31,8 


6.« 


5,7 


14,5 


7.. 


2.. 


0,1 


1,4 


1.« 


100 


1891 


26,2 


32,1 


7.4 


5,> 


15.« 


7.. 


2.. 


0,1 


*»' 


1.4 


100 


1892 


28,1 


32,0 


6,, 


5,7 


14,6 


7.4 


2,7 


0,1 


A»l 


1.. 


100 


1893 


27,4 


31,5 


6,s 


6.2 


14.. 


8,0 


2.» 


0,1 


1,1 


1,1 


100 


1894 


28,1 


30,5 


7,4 


5,8 


14,. 


7.» 


3,. 


0,1 


1,1 


0.. 


100 




Tonnenkih 


)meter auf den Wasserstraßen 


; 




1881 


. 


, 








, 


. 






. 


100 


1883 


35,5 


21,6 


7,T 


1,' 


13.5 


10,1 


3,7 


0,. 


2,1 


2,1 


100 


1886 


38,2 


16,8 


7,» 


2,1 


15,1 


11.4 


4,8 


0,. 


1,5 


1.8 


lOO 


1888 


37,7 


16,5 


7,s 


2,. 


16,. 


11,. 


5,5 


0,1 


1,4 


Ir* 


100 


1889 


38,7 


16,4 


7,. 


2.4 


15,4 


11,0 


5,5 


0,1 


1»4 


U 


100 


1890 


39,% 


16,5 


7,. 


2,. 


15.0 


11,0 


4,8 


0.. 


1.2 


1.2 


löO 


1891 


39,0 


16,8 


7,4 


2,5 


15.8 


12.0 


4.8 


0,. 


1,0 


0,. 


100 


1892 


38,7 


16,8 


7.4 


2,. 


16,0 


11,7 


4,7 


0,. 


0,» 


0.8 


100 


1893 


38,6 


16,1 


7.1 


3,. 


15,. 


13,. 


5,0 


0,. 


0,7 


0,« 


100 


1894 


40,1 


16,1 


6,7 


3,> 


14,. 


13,0 


5,1 


c 


0,7 


0,6 


100 




Güte 


r auf d en E ise 


n b a h n e n : 








1886 


31,1 


14,1 


•). 


2.S 


19.4 


6,7 


10,1 


15,s 


100 


1890 


31,5 


11,7 




4.0 


18,» 


7,0 


10,1 


16,8 





100 


1891 


30,6 


12,8 




5.« 


18,1 


6.7 


9,9 


16,9 





100 


1892 


30,0 


12,8 




4,4 


19,« 


6.7 


9,6 


17.7 





100 


1893 


28,7 


12,8 




4,« 


18,. 


6.. 


£ 


»,. 


18,1 





100 



^) Brenn- und Nutzholz einschließlich Flößholz. 
*) Die Eisenbahnstatistik führt Holz nicht als besondere Güter- 
gruppe auf, und müssen Transporte dieser Art teils unter der Rubrik 
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seit 1881 eine Zunahme von l^/o in der Gesamtgüterverteilung; 
Maschinen, Flößholz und vor allem die Gruppe , Verschiedenes", 
an sich schon sehr gering unter den Gütern der Wasserfracht 
vertreten, haben seitdem einen entschiedenen Rückgang er- 
fahren. 

Dabei ist bemerkenswert, daß die vorstehend konstatierten 
Verschiebungen sämtlich in der ersten Hälfte der jüngsten Ent- 
wickelungsperiode der französischen Binnenschifffahrt einge- 
treten sind, teils bis 1886, teils aber schon 1883 sich voll- 
zogen haben und nur bei den landwirtschaftlichen Produkten 
erst etwas später, 1888, in die Erscheinung treten, was mit 
der weiteren Vollendung des östlichen Kanalnetzes und der 
dadurch gebotenen Möglichkeit zusammenhängen mag, Getreide 
auf der Maas und Scheide und den anschließenden Kanälen 
von Rotterdam bezw. Antwerpen bis nach dem Zentrum Frank- 
reichs und nach Paris zu verführen. 

Im wesentlichen aber sind die Prozentanteile der ver- 
schiedenen Gütergruppen an der Gesamtverfrachtung der B innen- 
schifffahrt, wenn von den Schwankungen der einzelnen Jahre 
abgesehen wird, seit 1886 dieselben geblieben. 

Unter den Eisenbahnfrachtgütern zeigen die minera- 
lischen Brennstoffe in den letzten Jahren unserer Periode 
eine sinkende Tendenz, so daß hier in der That eine Ver- 
schiebung in der Verteilung des Verkehrs auf Wasserstraße 
und Eisenbahn stattgefunden zu haben scheint, die für dieses 
Frachtgut sich auch ziffermäßig an der Hand der Eisenbahn- 
statistik verfolgen läßt. Es wurden Kohlen, Coaks etc. auf 
den Eisenbahnen d'int^röt gdndral verfahren: 

1881: 22615 635 Tonnen = 26,7 > der Gesamtgüterfracht der Bahnen 
1883: 25129391 , =28,2, , , . , 

1886: 22790667 , = 31,i „ , , , , 



«materiaux de construction'' , teils unter den »marchandises diverses** 
enthalten sein. Ebenso sind die Roherze, welche in der Schififahrts- 
statistik eine Gruppe mit den Baumaterialien bilden, in der Eisenbahn- 
ritatistik nicht hervorgehoben und müssen in dieser in der Gruppe 
»matieres premi^res et objets manufactures" , die von uns als ^andere 
Industrieprodukte* bezeichnet ist, enthalten sein. 

Kuafmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 41 
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1890: 29106024 Tonnen = 31,s 7o der Gesamtgüterfracht der Bahnen 
1892: 27505 733 , = 30,o . , , . . 

1893: 29 712 281 , = 28,7 . , . . , . 

Wie vorstehend ersichtlich wird, hat immerhin eine Ver- 
mehrung der auf den Bahnen verfrachteten Eohlenmenge, 
von 1881 bis 1893 um etwas über 7 Millionen Tonnen oder 
31,4 ^/o, stattgefunden; auf den Wasserstraßen betrug diese 
Zunahme aber bei 2327000 Tonnen Gewicht 49,9 % und 
war somit relativ um ein Drittel silLrker als auf den Eisen- 
bahnen. 

Von den übrigen Gütergruppen zeigen, so weit sich das 
seit 1885 bezw. 1886 verfolgen läßt, die im Eisenbahngüterver- 
kehr an sich schwächer vertretenen Baumaterialien in demselben 
eine relativ ebenso starke Abnahme ihrer Frequenz wie auf 
den Wasserstraßen, d. h. die auf beiden Verkehrswegen immer- 
hin stattgefundene Zunahme dieses Frachtgutes ist auf beiden 
erheblich hinter dem Durchschnitt der gesamten Güter- 
zunahme zurückgeblieben, eine Erscheinung, der demnach nicht 
eine Veränderung der von diesem Gute bevorzugten Straße 
zu Grunde liegen kann, sondern die auf wirtschaftliche Vor- 
gänge hindeutet, welche überhaupt eine Veränderung in der 
Konsumtion dieses Artikels, wenigstens im Verhältnis zur 
übrigen Konsumtion, herbeigeführt zu haben scheinen. Das 
aber wird leicht verständlich, wenn man bedenkt, daß es in 
den nächsten einem großen Kriege folgenden Jahren mehr als 
sonst zu bauen geben muß, und daß in Frankreich nament- 
lich auch die ersten Ausführungsjahre des „großen Programms* 
(1879 bis 1883) Veranlassung zu einer Vermehrung der Bau- 
materialientransporte gegeben hatten, so daß in dieser Hinsicht 
ein späteres Nachlassen in der Zunahme des Bedarfs nicht 
auffällig sein kann. 

Die relative Frequenz der landwirtschaftlichen, der Hütten- 
und sonstigen Industrieprodukte auf den Eisenbahnen — 1886 
zusammen 36,2 ^/o, 1893: 35,6 V — ist seit 1886 unverändert 
geblieben und haben nur „Dünger** und die Gruppe »Ver- 
schiedenes" eine erhebliche Zunahme ihres Frachtgewichts und 
damit ihres verhältnismäßigen Anteils an Gesamtverfrachtung 
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erfahren, ersterer von 2,8 ^/o im Jahre 1886 auf 4,8 ^/o im Jahre 
1893, letztere von 15,8 auf 18,i V* Besonders die zuletzt ge- 
nannte Klasse ist aber die des Stückgutverkehrs der 
Eisenbahnen, welcher somit in Frankreich durch die Wasser- 
straßen bisher keipe Konkurrenz erfahren hat, worauf bereits 
Fleury auf dem internationalen Binnenschififahrtskongresse zu 
Paris im Jahre 1892 hinweisen konnte^). 

Ebenso hat der Lebensmittelverkehr, der auf den 
Eisenbahnen zu einem größeren Teil nicht die Massensendungen 
von Getreide, sondern die, raschen Transport erheischenden, 
frischen Konsumtibilien ') umfaßt, aus diesem Grunde von der 
Konkurrenz der Wasserstraßen nicht besonders berührt werden 
können, zumal die gerade diesen Transporten entgegenkom- 
mende Tarifbildung der französischen Eisenbahngesellschaften 
die Entwickelung dieses Verkehrs begünstigt*). Wenn wir 
gleichwohl oben eine Zunahme des Anteils der landwirtschaft- 
lichen Produkte an den Wassertransporten konstatieren konnten, 
mhrend auf den Eisenbahnen kein Rückgang des Anteils 
dieser Gütergruppe zu verzeichnen ist, so liegt also auch hier, 
wie bei den Baumaterialien, keine aus der Konkurrenz der 
beiden Verkehrswege entspringende Verschiebung vor, sondern 
hat auf der Wasserstraße infolge — wie wir weiter oben schon 
annehmen zu können glaubten — der Vervollkommnung 



*) Fleury, „Gegenseitige Verhältnisse zwischen Wasserstraßen und 
Eisenbahnen in Frankreich", Paris 1892, S. 3. 

^) Daß übrigens auch unter den frisch zu transportierenden Kon- 
sumtibilien Massentransporte vorkommen, dafür sei ati die Herbsttrans- 
porte der Zuckerrüben erinnert. 

•) Hierauf, und daß diese Begünstigung des Güterverkehrs in kleineren 
Sendungen besonders durch das System der französischen Eisenbahn- 
tarifierung nach mit der Entfernung abnehmenden Einheitssätzen (Staffel- 
tarif) ermöglicht wird, macht auch Otto de Terra in seinem Artikel 
.Eisenbahnen und Zwischenhandel* in der „Sozialen Praxis* V. Jahr- 
gang, 1896, Nr. 47, S. 1237 aufmerksam, der zugleich die höchst inter- 
essante Organisation schildert, mittelst welcher die englischen Eisenbahn- 
Gesellschaften in jüngster Zeit den unmittelbaren Verkehr zwischen 
den ländlichen Produzenten der von ihnen berührten Gegenden und den 
von ihren Bahnen bedienten städtischen Konsumenten ermöglichen. 
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derselben nur eine Vermehrung der Massenverfrachtungen dieser 
Art stattgefunden, die anderenfalls wohl überhaupt nicht ein- 
getreten und somit auch nicht den Bahnen zugefallen wäre. 

Das aber darf allgemeinhin bei einer Abschätzung des 
gegenseitigen Einflusses von Wasserstraße und Eisenbahn auf 
ihre Verkehrsentwickelung nicht übersehen werden, daß durch- 
aus nicht jede Verkehrsvermehrung der einen Straße eine Kon- 
kurrenz gegenüber der anderen bedeutet, sondern daß selbst 
dort, wo Wasserstraße und Eisenbahn denselben Verkehrs- 
relationen dienen, auf der einen wie auf der anderen sich ein 
Verkehr entwickeln kann, der bei dem Fortfall des einen Verkehrs- 
mittels oder der besonderen günstigen Transportbedingungen, 
welche dasselbe dessen Objekten zu gewähren im stände ist, 
durchaus nicht unter allen Umständen der anderen Straße 
zufallen, sondern einfach verschwinden würde, entweder weil 
er auf die Schnelligkeit und absolut sichere Regelmäßig- 
keit des Eisenbahntransportes oder auf die billigeren 
Transportpreise der Wasserstraße begründet ist und nur 
unter solchen besonderen Bedingungen überhaupt bestehen 
kann ^). 

Ebenso wie bei der Gruppe der landwirtschaftlichen 
Produkte und der Konsumtibilien zeigt sich auch bei den 
Hüttenprodukten die Erscheinung, daß deren Anteil an 
der Wasserverfrachtung zwar etwas gestiegen ist (1886: 7,1^ 
allmählich steigend auf 7,9 ^/o im Jahre 1894), an der Bahn- 
verfrachtung aber nicht entsprechend abgenommen hat (1886: 
6,7 ^/o, 1893: 6,9^7o). Bei den anderen Industrieprodukten aber 



^) In dieser Hinsicht macht Beaurin Gressier im «Dictionnaire 
des finances"* II, S. 653 darauf aufmerksam, daß eine etwaige Wieder- 
einführung der Abgaben auf den Wassertransport dort, wo neben den 
Wasserstraßen auch Eisenbahnen in Frage kommen, den Verkehr nicht 
etwa auf die letzteren ableiten, sondern zum Teil einfach auslöschen 
würde, da zahlreiche Gewerbebetriebe inzwischen auf den durch die 
Abgabenfreiheit verbilligten Wassertransport begründet worden sind, 
die ohne diesen, d. h. bei einem erhöhten Transportpreise, ob derselbe 
nun auf der Wasserstraße oder der Eisenbahn zu entrichten wäre, über- 
haupt nicht bestehen könnten. 
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sind die Unterschiede der betreffenden Prozentsätze in den 
Jahren von 1886 bis 1893 zu gering, als daß aus denselben 
auf eine Verschiebung der Frachtanteile zwischen Wasserstraße 
und Eisenbahn geschlossen werden könnte. 

Im wesentlichen beschränkt sich nach der vorstehenden 
Untersuchung der konkurrierende Einfluß der Wasserstraßen 
gegenüber den Eisenbahnen, was die verfrachtete Menge an- 
geht, also darauf, daß nur bei den Eohlentransporten 
von der gesamten Zunahme der transportierten Menge der- 
selben ein so hoher Anteil den Wasserstraßen zugefallen ist, 
daß der prozentuale Anteil dieses Artikels an den Gesamt- 
mengen der beiderseitigen Verfrachtung auf den Eisenbahnen 
ungefähr in dem Grade zurückgegangen ist, als er auf den 
Wasserstraßen gestiegen ist. Im übrigen aber macht sich im 
Wasserverkehr bei einigen Gruppen eine Zunahme dieser Prozent- 
verhältnisse bemerkbar, ohne daß auf den Eisenbahnen eine 
Herabminderung der entsprechenden Verhältniszahlen einge- 
treten wäre; bei einer anderen Gruppe (Baumaterialien) ist 
eine Verminderung ihrer verhältnismäßigen Frequenz auf beiden 
Verkehrswegen gleichmäßig eingetreten, bei noch anderen 
(Dünger, verschiedene Güter) hat auf den Eisenbahnen eine 
namhafte Vergrößerung ihrer Frequenz im Verhältnis zu den 
anderen Gütergruppen stattgefunden, ohne daß die Wasser- 
straßen einen entsprechenden Ausfall aufzuweisen hätten — so 
daß also, was die absolute Masse der verfrachteten Güter 
anlangt, von einem direkten Einfluß der Konkurrenz der 
Wasserstraßen auf die Eisenbahnen, außer in dem niedrig 
tarifierten Eohlenverkehr, bisher nicht die Rede sein kann. 

Das aber wird auch ersichtlich, wenn die Zunahme der 
in den einzelnen Gütergruppen auf Wasserstraße und Eisen- 
bahn verfrachteten Güter unmittelbar verglichen wird. 

Für diesen Vergleich, der durch die nur zur Verfügung 
stehenden Zahlen der Eisenbahnstatisiik auf die Jahre seit 
1885 beschränkt wird, bilden wir die nachstehende Ueber- 
sicht : 
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Zanahme der befSrderten a&termengeii von 1886 bis 1893: 



Gütergruppen 
( — = Abnahme) 


auf den Wasser- 
' Straßen 


auf den Eisen- 
bahnen 


Von der ge- 
samten Zanahme 

Jeder Güter- 
gruppe entfielen 
auf die 




[ 

1 Tonnen 


OiO 


Tonnen 


% 


Wasser- 
straßen 


Eisen- 
bahnen 


Mineralische Brennstoffe 
Baumaterialien and Erze 
Brenn- und Nutsholz . 
Dünger aüer Art . . . 
Landwirtochaftliche Pro- 
dukte und Nahrungs- 
mittel 

Hüttenprodukte . . . 
Andere Industrieproduktes) 
Verschiedenes .... 


1 029 847 

1 800 857 

1) 261862 

896 648 

798 664 

660 129 

166145 

->42487 


17,8 
1»,» 
1*,8 
M,5 

*«,e 
37.e 

-12.9 


6 921 614 

2 077 080 
2) . 
2 801918 

8 289 816 
1560 299 
2194474 
4 795 489 


80.4 

20,a 

1M.1 

«3.0 

81,« 
M.6 
«.6 


18 

88 

12 

20 

26 

7 

*) 4 


b7 
62 

8« 

HO 
74 
93 
96 


Zusammen . 


4464150 


21,2 


28 640140 


1 .»., 


18 


82 



Hiernach hat, mit Ausnahme der landwirtschaftlichen 
und der Hüttenprodukte, bei allen anderen Güterarten auf 
den Eisenbahnen eine stärkere Zunahme stattgefunden als auf 
den Wasserstraßen, selbst bei den mineralischen Brennstoffen 
und den Baumaterialien, für welche wir oben S. 641 eine rela- 
tive Abnahme ihres Verhältnisses zur Gesamt Verfrachtung der 
Bahnen konstatieren konnten. Diese Divergenz zwischen der 
Frachtentwickelung der beiden Verkehrsmittel findet ihre Be- 
gründung darin, daß dieselbe in den 1886 unmittelbar vorher- 
gehenden Jahren eine direkt entgegengesetzte gewesen war, 
derart, daß in jener Periode des wirtschaftlichen Niedergangs die 
Eisenbahnverfrachtung von 84647497 Tonnen im Jahre 1881 
bis auf 73382361 Tonnen im Jalire 1886 zurückgegangen 
war und mit letzterer Zahl den tiefsten Punkt jener Dekadenz 
bezeichnete, während die auf den Wasserstraßen verfrachteten 



') Einschließlich Flößholz. 

') Soweit im Eisenbahnverkehr vorkommend, unter den Gruppen 
, Baumaterialien" bezw. .Verschiedenes** enthalten. 
') Einschließlich Maschinen. 
*) Unter Zurechnung der Gruppe ^ Brenn- und Nutzholz'. 
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Güter 1881 nur 19740239 Tonnen, 1886 dagegen 21050180 
Tonnen betrugen, d. h. in derselben Zeit, in welcher die Güter- 
menge der Eisenbahnen um 13,s^/o gesunken war, ihrerseits 
um 6,2 ^/o zugenommen hatten. Somit ist es ein selbstverständ- 
licher Vorgang, daß die Eisenbahnen in der folgenden Zeit 
in der ihnen zufallenden Zunahme des Güterverkehrs zugleich 
jenen Verlust von 13,s ^/o einbrachten und etwa um ebensoviel 
die Zunahme der Wasserfrachten überflügelten. 

Ein zutreflFenderes Bild von dem Verhältnis, welches 
zwischen der Zunahme der Eisenbahn- und der der Wasser- 
vei*frachtung obwaltet, geben die beiden letzten Spalten der 
vorstehenden Tabelle, in denen die beiderseitigen Zunahmen 
der einzelnen Gütergruppen in Prozentanteilen auf ihre Summen, 
d. h. auf die Gesamtzunahmen der betreffenden von beiden 
Verkehrsmitteln beförderten Gütermengen bezogen sind, wenn 
mit diesen Prozentzahlen das Längenverhältnis beider Ver- 
kehrswege im Jahre 1893 verglichen wird. In diesem Jahre 
entfielen nach der auf S. 635 gegebenen Debersicht von der 
gesamten Weglänge der Wasserstraßen und Eisenbahnen auf 
erstere 26®/o, auf die letzteren 74®/o; die Prozentanteile der 
Eisenbahnen an der Vermehrung der verschiedenen Güterarten 
zeigen aber nur für die Baumaterialien eine niedrigere Zahl 
(62 ^/o), für die Hüttenprodukte den jenem Längenverhältnis 
genau entsprechenden Prozentsatz von 74®/o, für alle übrigen 
Gütergruppen höhere Zahlen und für die Summe der Güter- 
zunahme den Satz von 82 V, so daß auch hieraus von einer 
drückenden Konkurrenz der Wasserstraßen vorerst nichts er- 
sichtlich wird. 

Es bleibt noch die Transportleistung für die ver- 
schiedenen Güterarten mit Rücksicht auf die Konkurrenz- 
frage zu untersuchen. In dieser Beziehung lassen die in der 
Tabelle auf S. 640 an zweiter Stelle gegebenen Zahlen über 
die prozentuale Verteilung der von der Schifffahrt geleisteten 
Tonnenkilometer auf die verschiedenen Güterarten erkennen, 
daß hierin seit 1883, ebenso wie in den Prozentanteilen der 
Gütergruppen an dem absoluten Transportgewicht, ebenfalls 
Verschiebungen stattgefunden haben. 
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Kohlen, Baumaterialien, landwirtschaftliche und Hütten- 
produkte beanspruchen die Hauptmasse der Transportleistung, 
wie sie die Hauptmenge der Fracht auf den Wasserstraßen 
bilden: 1883 zusammen 80,7 >, 1894: 83,4 > der sämtlichen 
gefahrenen Tonnenkilometer. Die Verschiebung hat nament- 
lich zu Gunsten der Kohlentransporte stattgefunden (1883: 
35,5^^0, 1894: 40,i^/o), in geringerem Maße sind an ihr die 
landwirtschaftlichen (1883: 13,6>, 1894: 14,2» und 
die Hüttenprodukte (1883: 10,i>, 1894: 13,o>) be- 
teiligt, während der relative Anteil der Baumaterialien 
(1883: 21,6^0, 1894: 16,i » einen namhaften Rückgang er- 
fahren hat. Größer sind femer die Transportleistungen für 
Dungstoffe (1883: 1,7>, 1894: 3,2» und für die anderen 
Industrieprodukte (3,7 bezw. 5,8 ^/o) geworden, wogegen 
diejenigen für Holz, auch Flößholz, Maschinen und für „Ver- 
schiedenes*' im Verhältnis zu jenen zurückgegangen sind. 

Die Transportleistungen für eine ganze Anzahl von Oüter- 
gruppen sind also auf den Wasserstraßen in stärkerem 
Maße als die für die übrigen gewachsen; ob das aber im 
Wettbewerb mit den Eisenbahnen geschehen sei, würde sich nur 
dann erkennen lassen, wenn die Transportleistungen der letzteren 
entsprechend zurückgegangen wären. Für die einzelnen 
Gütergruppen, mit Ausnahme der Brennmaterialien, gibt aber 
die Eisenbahnstatistik keine Zahlen an die Hand und gestattet 
nur aus den Zahlen über die gesamten und über die speziell 
für Kohlen etc. auf den Eisenbahnen gefahrenen Tonnen- 
kilometer auf die Transportlängen auch der übrigen Qüter- 
gruppen Schlüsse zu ziehen. 

Die durchschnittliche Transportlänge einer Tonne 
der verschiedenen Güterarten auf den Wasserstraßen, 
sowie im Durchschnitt aller Güter und der Brennmaterialien 
im besonderen auf den Eisenbahnen veranschaulicht die fol- 
gende Uebersicht. 

Die mittlere Transportlänge einer Tonne überhaupt 
sowie der nachbenannten Gütergruppen betrug: 
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Entsprechend den oben namhaft gemachten Verschie- 
bungen in den Prozentanteilen der Oütergruppen an den gesamten 
auf den Wasserstraßen gefahrenen Tonnenkilometern sind auch 
bedeutende Aendertingen in den mittleren Transportlängen 
einer Tonne eingetreten: Mineralische Brennstoffe wurden 1894 
durchschnittlich 34 km, Dünger 41 km, Hüttenprodukte 59 km 
weiter verführt als im Jahre 1883, Baumaterialien aber nur 
8 km, landwirtschaftliche Produkte nur 10 km und Industrie- 
produkte nur 4 bis 5 km weiter; wogegen die Transportlängen 
für Holz, auch Flößholz, sowie für die „verschiedenen* Güter ganz 
erheblich zurückgegangen sind, die Transporte von Maschinen 
wenigstens keine Zunahme ihrer Länge aufzuweisen haben. 



>) Einschließlich Flößholz. 
») Ebenso im Jahre 1888. 
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Dabei zeigen die mittleren Transportlängen fQr eine Tonne 
landwirtschaftlicher Produkte in der Aufeinanderfolge der Jahre 
eine merkwürdige Wellenbewegung, in der sie zweimal, 1888 
und 1892, mit in beiden Jahren 152 km, einen Höhenpunkt 
erreichen, um jedesmal wieder ganz erheblich zu sinken. Es 
fallen eben nicht alle Erscheinungen in den Verkehrs Verhält- 
nissen der Wasserstraßen und Eisenbahnen lediglich unter den 
Gesichtspunkt einer Konkurrenz derselben, sondern übt der 
Wechsel in sämtlichen wirtschaftlichen Verhältnissen jeweilig 
auf den Verkehr eines der beiden Straßennetze Einflüsse aus, 
ohne daß zugleich das andere von denselben in entsprechender, sei 
es paralleler oder entgegengesetzter Richtung berührt zu werden 
braucht. So sind die Schwankungen in der durchschnittlichen 
Transportlänge der landwirtschaftlichen Produkte auf den 
Wasserstraßen offenbar namentlich durch den Ausfall der 
Ernte in den verschiedenen Gegenden bedingt, infolgedessen 
in den einzelnen Jahren bald weiter bald weniger weit von 
den Produktions- bezw. Einfuhrstätten entfernte Bedürfnisse 
zu befriedigen sind, die aber in jedem Falle durch die Schiff- 
fahrt befriedigt werden, ohne daß die Bahnen von der Ab- 
oder Zunahme dieser Transporte überhaupt einen Nutzen oder 
Nachteil zu erwarten hätten. 

Im ganzen ist die Länge der Wassertransporte von 
durchschnittlich 114 km im Jahre 1883 in fast konstanter Zu- 
nahme auf 140 km im Jahre 1894, d. h. um 26 km = 24,5 ^/o 
gestiegen: eine Folge der Meliorationen, Regulierungen und 
Kanalbauten, welche durch die letzteren notwendigerweise her- 
vorgerufen werden mußte und angesichts der für jene ge- 
machten Aufwendungen und der Masse der seit 1879 aus- 
geführten Arbeiten nicht gerade hervorragend genannt werden 
kann. 

Die Eisenbahnen aber sind in ihrer durchschnittlichen 
Transportleistung, wie aus der obigen Tabelle auf S. 649 er- 
sichtlich wird, während derselben Zeit keineswegs zurück- 
gegangen, was bei dem gerade in dieser jüngsten Periode statt- 
gehabten Ausbau der vielen Quer- und Nebenlinien wohl zu 
erwarten gewesen wäre, da letztere, wir wir bereits im II. Ab- 
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schnitt des 18. Kapitels ausfuhren konnten^), nicht nur dem 
Nahverkehr einen immer größeren Spielraum bieten, sondern 
auch die Routen der längeren Transporte vielfach abkürzen. 
Wenn trotzdem die Beförderungslänge einer Tonne Güter im 
Durchschnitt der gesamten Bahnfracht mit 126 km noch heute 
die gleiche wie früher ist, bei den Kohlentransporten sich sogar 
eine Zunahme derselben um 10 km ergeben hat, der eine ent- 
sprechende Abnahme in erster [leihe bei denjenigen Roh- 
produkten gegenüberstehen dürfte, bei denen wir auch einen 
Rückgang ihres Prozentanteils an der absoluten Frachtmenge 
der Bahnen konstatieren konnten, nämlich bei Baumaterialien 
und etwa noch bei den Hüttenprodukten — so kann aus allen 
diesen Verhältnissen wiederum nicht geschlossen werden, daß 
die Wasserstraßen in Frankreich durch ihre Konkurrenz einen 
erheblichen Einfluß auf die Entwickelung des Eisenbahnver- 
kehrs ausgeübt hätten. 

Rekapitulieren wir kurz die Hauptmomente, die sich in 
der Entwickelung des Verkehrs der französischen Binnenwasser- 
straßen und in ihrem Verhältnis zu den Eisenbahnen dar- 
stellen: Der Wasserstraßenverkehr vollzieht sich bis 1880 in 
fast ganz unveränderten Verhältnissen, ohne selbst nur in seiner 
absoluten Stärke Fortschritte machen zu können. 

In dieses Verhältnis bringt erst das große Bauten- 
programm eine Aenderung, sofern dasselbe die räumlich schon 
sehr entwickelten, aber technisch ungenügenden Binnenwasser- 
straßen zur Höhe eines den modernen Anforderungen ent- 
sprechenden Wasserstraßennetzes auszubilden unternimmt, wäh- 
rend gleichzeitig die völlige Befreiung der Binnenschiff- 
fahrt von Abgaben eintritt. Die Folge der Umgestaltung des 
Wasserstraßennetzes, welche nicht so sehr in einer bedeutenden 
Erweiterung als in der technischen Vereinheitlichung desselben 
und der Neuschaffung einiger sehr wichtiger Verbindungs- 
glieder in die Erscheinung tritt, deren Benutzungsmöglichkeit 
sich ebenso wie die des ganzen Netzes durch die unterdessen er- 
rungene Abgabenfreiheit gleichzeitig erhöht hat, ist ein end- 



') Cf. S. 413. 
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liches Fortschreiten der früher ganz stabilen Verfrachtungs- 
menge der Binnenschifffahrt, und zugleich und hauptsäch- 
lich eine Vergrößerung ihrer Verkehrsleistung durch Ver- 
längerung der Fahrten. 

Mit jener Zunahme der Gütermenge beginnen die Wasser- 
straßen, nach einem Dezennien langen Stillstand, erst einen 
ihrer wirtschaftlichen Bedeutung entsprechenden Anteil an der 
überhaupt stattfindenden Zunahme des Verkehrs flir sich 
zu erwerben; dieser Anteil bleibt aber weit unter der Hälfte 
jener Zunahme, indem, wie wir bereits gesehen haben, den 
Eisenbahnen von der gesamten Frachtzunahme der Jahre 
1886 bis 1893: 82 >, den Wasserstraßen dagegen nur 18 ^/o 
und von der Zunahme von 1881 bis 1894 — wegen des 1884 
bis 1886 eingetretenen, nicht durch die Wasserstraßen, son- 
dern aus allgemein wirtschaftlichen Gründen verursachten 
Rückganges des Eisenbahnverkehrs, — ersteren 64 ®/o und der 
Schifffahrt 36 ^/o zugefallen sind. 

Die Zunahme der Transportleistung, d. h. der gefah- 
renen Tonnenkilometer, stellt sich für die Wasserstraßen 
etwas günstiger, indem von der Zunahme der gesamten von 
Schifffahrt und Eisenbahnen geleisteten Tonnenkilometer wäh- 
rend der Periode 1881 bis 1894 beiden je die Hälfte mit 
1738 bezw. 1730 Millionen Tonnenkilometer zugefallen sind, 
von der Zunahme von 1886 bis 1894 aber (die neben jener 
wegen der zwischen 1881 und 1886 unabhängig voneinander 
divergierenden Entwickelung beider Verkehrsmittel in Betracht 
gezogen werden muß) auf die Eisenbahnen 3168 Millionen 
Tonnenkilometer und auf die Wasserstraßen 1114 Tonnen- 
kilometer, d. h. auf jene 74®/o, auf diese wieder nur 26 ^/o 
entfallen, so daß die Schifffahrt auch hier — den Zeitraum 
gleichartiger Entwickelung (1886 bis 1894) für sich betrachtet 
— den Eisenbahnstraßen keineswegs den Rang abgelaufen hat. 
Im Gegenteil muß nochmals betont werden, daß die Bahnen 
jene Zunahme ihrer Verkehrsleistung und damit die Aufrecht- 
erhaltung ihrer durchschnittlichen Tonnentransportlänge erzielt 
haben, obgleich ihre Netze fortwährend durch vorläufig erst 
ganz ungenügend ausgenutzte Linien vergrößert worden sind. 
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durch Linien, welche für die Konkurrenz mit den Wasser- 
straßen überhaupt kaum in Frage kommen, ebensowenig aber 
den Bahnnetzen, zu denen sie gehören, vorläufig einen ent- 
sprechenden Verkehr zuführen können und somit die stati- 
stischen Durchschnittszahlen der Eisenbahnleistung herab- 
drücken müssen. 

Unter diesem Gesichtspunkt wären nicht die gesamten 
Eisenbahnen Frankreichs, sondern lediglich deren für eine Kon- 
kurrenz mit- den Wasserstraßen in Betracht kommende Linien 
mit jenen zu vergleichen. Das aber sind gewisse ältere Haupt- 
und wenige später gebaute Routen, die ebenfalls längst voll- 
endet sind und heute zusammen eine Verkehrsentwickelung 
aufweisen, mit denen die der Wasserstraßen im ganzen noch 
immer keinen Vergleich aushalten kann. 

Die Stabilität der Netzlänge der Wasserstraßen bei fort- 
gesetzter Verbesserung ihrer Wegsamkeit einerseits und die 
eine Reihe von Jahren noch fortdauernde Vergrösserung des 
Schienennetzes andererseits sind Momente, welche einer Ver- 
gleichung der heutigen relativen Verkehrsentwickelung und 
der heutigen Verkehrsintensität beider Verkehrsmittel eine 
nur bedingte Bedeutung belassen. Die Verkehrsentwickelung 
der Bahnen wird eben notwendigerweise einen ganz anderen 
Charakter und die Zunahme ihrer Verkehrsintensität ein ganz 
anderes Tempo annehmen, sobald die noch ausstehenden 
Bauten vollendet und die Verkehrszunahmen dann nicht mehr 
auf immer wieder vergrößerte Netzlängen, sondern, wie das 
gegenwärtig bei den Wasserstraßen schon der Fall ist, auf eine 
gleichbleibende Kilometerzahl zu reduzieren sein werden. 
Dann erst werden die Unterlagen für einen unbedingt gültigen 
Vergleich beider gegeben sein, während sich heute die Haupt- 
frage bei einem solchen nicht dahin richten kann, ob der 
Wasserstraßenverkehr an sich um einige Prozent mehr oder 
weniger als der der Bahnen zugenommen habe, sondern nur 
dahin, in welchem Verhältnis sich die Zunahme des Ver- 
kehrs im ganzen auf beide Verkehrsmittel verteilt, und ob 
der Anteil, den die Bahnen neben den Wasserstraßen von der 
Zunahme der ganzen Frachtmasse an sich gezogen haben, im 
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Verhältnis zu ihrer dermaligen an der Ausdehnung der Wasser- 
straßen gemessenen Netzlänge stehe. 

Das aber ist, wie wir oben S. 647 gezeigt haben, in der 
That immer noch der Fall; die Jahre seit 1S86 allein betrachtet, 
sogar in noch größerem Maße, als den Bahnen im Verhält- 
nis ihrer heutigen Netzlänge zu der der Wasserstraßen an 
und für sich zukommen würde. 

Die Fortschritte der französischen BinnenschiSfahrt sind 
in der Periode seit 1880, an ihrer eigenen Vergangenheit 
gemessen , im Verhältnis zu dem früheren Stillstand ihrer 
Leistungen ohne Zweifel bedeutende, im Vergleich mit denen 
der Eisenbahnen aber noch nicht solche, wie sie die An- 
strengungen und Aufwendungen, welche in den letzten andert- 
halb Dezennien für die Wasserstraßen gemacht worden sind, 
von vornherein erwarten ließen. 

In Deutschland dürften, soweit aus den von sachkun- 
diger Seite aufgestellten resp. geschätzten Zahlen geschlossen 
werden kann, ähnliche Verhältnisse obwalten. Nach Kurs, 
der die von Sympher^) für die Jahre 1875 und 1885 an- 
gestellten Berechnungen durch etwas genauere Zahlen zu er- 
setzen und die des Jahres 1891 hinzuzufügen versucht *), soll sich 
der Verkehr auf den deutschen Binnenwasserstraßen 
im Vergleich mit dem der Eisenbahnen in dem aus der neben- 
stehenden Tabelle (S. 655) ersichtlichen Verhältnis entwickelt 
haben. 

Die Zahlen jener Tabelle zeigen den entsprechenden fran- 
zösischen ganz analoge Erscheinungen. Die Verkehrsentwickelung 
jeder der beiden Straßen für sich betrachtet, ist die der Wasser- 
straßen viel bedeutender als die der Bahnen; die Tonnenkilo- 
meterzahl hat sich auf jenen seit 1875 nahezu verdreifacht, 
auf diesen annähernd nur verdoppelt; die Verkehrsinten- 
sität der Wasserstraßen, welche 1875 noch um mehr als 
100000 Tonnenkilometer pro Kilometer Betriebslänge hinter 

') Sympher, „Der Verkehr auf den deutschen Wasserstraßen in 
den Jahren 1875 und 1885«, S. 8. 

*) Kurs, „Schifffahrtsstraßen im Deutschen Reich«, Jahrbücher f&r 
Nationalökonomie und Statistik, III. Folge, Band X, 1895, S. 671. 
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LäBge und Verkehr der deutschen Binnenwasserstrassen und 
Eisenbahnen ^). 



Im 


BetnebBlänge 
der 


Geleistete Tonnen- 
kilometer, tansende, 
auf den 


Tonnen- 
kilometer aaf 


Vom Gesamt- 
verkehr ent- 
fielen auf 


Jahr 


Waaser- 
stnaen 

km 


Eisen- 
bahnen 

km 


Wasser- 
Straßen 


Eisen- 
bahnen 


SQ. 

sammen 


Wasser- 
Straßen 


Eisen- 
bahnen 


Wasser- Eisen- 
BtraAen bahnen 


1875 
1885 
1891 


12 319 
12 431 
12 516 


26478 
37 470 
48 348 


2 900 000 
4 800 000 
6 967 000 


10 892 631 
16 993 231 
23 187 532 


13 292 681 
20 793 231 
29619 532 


235 409 
386 038 
556 617 


392 533 
426 888 
531 408 


21,8 
23,1 
23,1 


78,2 
76,9 
76.9 



der der Eisenbahnen zurückstand, hat die letztere 1891 bereits 
überflügelt; demgegenüber ist aber ebenso wie in Frank- 
reich die Netzlänge der ersteren fast dieselbe geblieben, die 
der Bahnen dagegen seit 1885 um rund 3900 km und um 
6900 km seit 1875 gewachsen, und zeigt das eigentliche 
Vergleichsmoment: der Anteil beider am Gesamtverkehr 
(23,1 ^/o bezw. 76,9 ^/o), seit 1885 gar keine Veränderung, 
so daß hiernach die Entwickelung des Verkehrs auf den deutschen 
Eisenbahnen und Wasserstraßen eine völlig gleichmäßige ge- 
wesen wäre. 

Daß aber die französische BinnenschiflFFahrt die ihr 
durch die Verbesserung der Wasserstraßen gebotene Gelegen- 
heit zur Vergrößerung ihres Betriebes noch nicht voll aus- 
genutzt hat, erklärt sich aus ihrer Vergangenheit: Frühzeitig 
auf einen ausgedehnten Kanalbetrieb hingewiesen und von 
alters her verhältnismäßig hoch entwickelt, zugleich durch die 
1836 vereinheitlichten und ganz allmählich herabgesetzten 
Schifffahrtsabgaben seit langem gewöhnt, mit gleichartigen 
Verhältnissen zu rechnen, hat sich die französische, Schifffahrt 
treibende Bevölkerung seit mehreren Menschenaltern in feste 
Formen eingelebt, die ihr am Alten hängender Sinn nur schwer 



') Einschließlich der Kleinbahnen. Die Zahlen über die Eisen- 
bahnen beziehen sich auf deren Betriebsjahre 1885/86 resp. 1891/92, die 
der Binnenwasserstraßen beruhen auf Schätzungen von Sympher 
resp. Kurs. 
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gegen neue vertauscht. Damit haftet diesem auf eine lange 
Vergangenheit zurückblickenden Betriebe eine gewisse Schwer- 
fälligkeit an, unter deren Einfluß die Reederei nur langsam 
die verbesserten Stra&en entsprechend auszunutzen lernt. Das 
hat auch Fleury auf dem Pariser Kongresse vom Jahre 1892 
betont, indem er auf Grund seiner Ausführungen an das 
französische SchiflFfahrtsgewerbe einen Appell richtete, seinen 
Betrieb den modernen Anforderungen besser anzupassen, d. i. 
seine Selbstkosten zu verringern und seine Transportpreise 
entsprechend herabzusetzen, damit die Binnenschifffahrt den 
Eisenbahnen gegenüber konkurrenzfähiger werde ^). Fleury 
macht in dieser Hinsicht geltend, daß, wenn der Transport 
der Ladung einer Pinasse von 300 Tonnen, durch die Eisen- 
bahn ausgeführt, zwar etwa sechsmal mehr als auf dem Wasser- 
wege koste, dieses Verhältnis reichlich durch die Schnelligkeit 
aufgewogen werde, mit der die Eisenbahn ihr Material zirkulieren 
lasse, indem die Bahnen seit 1886 die Tragfähigkeit ihres Materials 
37 mal, die Schifffahrt dagegen nur 8 mal umgesetzt hätten. 
Wie sehr aber der Selbstkostenpreis und infolge- 
dessen die Prachtsätze der heutigen französischen Schiff- 
fahrt die weitere Entwickelung derselben hemme, zeigt Fleury 
an zahlreichen Beispielen, die deutlich erweisen, daß es nicht 
einmal die am billigsten tarifierten Güter sind, bei deren Trans- 
port die Eisenbahnen jener erfolgreich Konkurrenz machen. 
Abgesehen selbst von der größeren Schnelligkeit der Bahnen, 
bedinge allein schon die meist größere Länge des Wasserweges, 
daß die Wasserfracht in Konkurrenz mit der Eisenbahn um 
einen gewissen Prozentsatz hinter den entsprechenden Eisen- 
bahntarifen zurückbleiben müsse. Diese Differenz, welche sich 
im einzelnen Fall durch Reduktion des Eisenbahnfrachtsatzes 
auf die Länge des entsprechenden Wasserweges feststellen läßt, 
und den Ulrich für deutsche Verhältnisse auf 10 bis 25^0, 
Leygue für Frankreich im Durchschnitt auf 20 ®/o angesetzt *), 

*) Fleury , „Gegenseitige Verhältnisse zwischen Wasserstraßen und 
Eisenbahnen in Frankreich", Paris 1892, S. 16. 

^) Ulrich, „Staffeltarife und Wasserstraßen" , S. 162; Leygue, 
„Chemins de fer", S. 171. 
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ivürde die Schififahrt aber noch nicht konkurrenzfähig mit der 
Eisenbahn machen, da letztere immer noch den Vorzug er- 
heblicher Zeitersparnis und geringerer Verluste an Menge und 
Qualität der Güter, d. i. für Handel und Verkehr Ersparnis 
an Zinsen und Betriebskapital, besäße. Diesen letzteren Unter- 
schied, den Leygue ebenfalls auf 20 ^/o ansetzt, nimmt Fleury ^) 
zu 25 ^/o an und zeigt abermals an bestimmten Beispielen, 
wie weit die Binnenschifffahrt auf Grund verminderter Selbst- 
kosten mit ihren Frachtsätzen herabgehen müßte, um sich 
neben den Eisenbahnen ihren Platz zu wahren. 

Wir stellen einige dieser Beispiele in der umstehenden 
TabeUe zusammen, deren letzte Spalte die Sätze zeigt, auf 
welche nach der Rechnung von Fleury die Frachtpreise auf 
den Wasserstraßen auf Grund verminderter Selbstkosten herab- 
gehen müßten, um den entsprechenden Eisenbahntarifsätzen 
mit Erfolg die Spitze bieten zu können, während die that- 
sächlich geforderten Frachtpreise durchschnittlich nicht nur 
um jene 25 ^/o höher sind, sondern vielfach auch noch den 
auf die Länge des Wasserweges reduzierten Eisenbahntarif 
übertreffen. Aus jener Tabelle wird zugleich ersichtlich, daß 
die französische Kanalfahrt nach ihrer Weglänge vielfach in 
einem ungünstigen Verhältnis zu den Eisenbahnen steht, und 
dürfte sich hieraus die Thatsache zum Teil erklären, daß die 
durchschnittliche Transportlänge einer Tonne auf den französi- 
schen Wasserstraßen eine verhältnismäßig kleine ist. Anderer- 
seits darf nicht übersehen werden, daß auf den natürlichen 
Wasserstraßen, besonders auf den großen Strömen, die 
Grenze der Transportpreisbemessung, bei welcher eine ernst- 
hafte Konkurrenz derselben gegenüber den Eisenbahnen statt- 
finden kann, den Eisenbahnfrachtpreisen viel näher liegt, als 
aus den Beispielen der Tabelle auf S. 658 ersichtlich wird. 

Zweifellos ist auch die französische Binnenschififahrt noch 
nicht am Ende ihrer Entwickelungs- und somit ihrer Leistungs- 
fähigkeit angelangt. Noch stehen der vollen Ausnutzung der 
Wasserstraßen durch größere Schiffsgefäße auf manchen Haupt- 

») Fleury, 1. c. S. 18. 
Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 42 
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KoBknrrenzverliSltnisse zwisohen Wasserstrasse und Eisenbahn 

(nach Fleury). 
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linien Hindernisse in deren noch zu verbessernder Konstruktion 
entgegen, mit deren Beseitigung die SchiSFahrt sich immer 
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mehr den rentableren modernen Transportgefäßen zuwenden 
und namentlich auch den altgewohnten Pferdezug durch vor- 
teilhaftere Betriebsweise ersetzen wird. Unter dieser Voraus- 
setzung wird sie sicherlich auch in Zukunft ihren Verkehr 
steigern; immer aber werden die Eisenbahnen, denen allein 
schon bis zum Ablauf der Eonzession der gegenwärtigen Ge- 
sellschaften, bei dem von uns im Kapitel 18 (S. 557) berech- 
neten Anwachsen ihrer Betriebsüberschüsse, über 600 Millio- 
nen Frs. zu Tarifherabsetzungen zur Verfügung stehen 
werden — das sind rund 10 Millionen, welche in arithmetri- 
scher Steigenmg derartig im Jahresdurchschnitt abgesetzt werden 
können — , in dem Wettbewerb mit den Wasserstraßen nicht 
unterliegen. Die Gewähr hierfür ist um so sicherer, als das 
Mittel, in welchem eine große Reihe erster Fachleute für die 
deutschen Eisenbahnen die einzige Möglichkeit sehen, einer 
drohenden Konkurrenz der Binnenschifffahrt erfolgreich zu be- 
gegnen — der Staffeltarif — den französischen Eisen- 
bahnen schon heute mit seiner Schmiegsamkeit zu Gebote steht 
und die französische Verkehrspolitik es seit jeher verstanden 
hat, belebend auf die Entwickelung der wirtschaftlichen Kräfte 
des Landes einzuwirken, die ihrerseits die Güter produzieren 
und jeder sich ihnen passenderweise darbietenden Art der 
Verkehrsvermittelung übergeben, welche diese der Konsum- 
tion zu immer wohlfeiler sich gestaltendem und den jeweiligen 
Bedürfnissen entgegenkommendem Preise zuführt. 



Eine Ergänzung der Binnenschifffahrt, in gewissem Sinne 
deren Fortsetzung, bildet die Küstenschifffahrt (cabotage). 

Seetechnisch wird in Frankreich nach dem Gesetz vom 
14. Juni 1854 zwar jede Fahrt zwischen 30^ und 72^ nördlicher 
Breite soYne zwischen 15^ westlicher und 44® östlicher Länge 
vom Pariser Meridian, d. h. der Schiffsverkehr in fast sämtlichen 
europäischen Meeresteilen als Küstenfahrt angesehen; nach 
der französischen Zoll- und Steuergesetzgebung sowie nach 
den internationalen Verhältnissen gehört zu derselben aber nur 
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der unmittelbare Seeyerkehr zwischen den französischen 
H äf en , der als solcher, gleicherweise wie in der Statistik der 
Seeschifffahrt, von dem internationalen Verkehr, der großen 
Fahrt (long cours) unterschieden wird. 

Die Küstenfahrt ist ausschließlich der französischen 
Flagge vorbehalten, wovon es nur drei Ausnahmen gibt: 1. im 
Falle ein fremdes Schiff von der Regierung selbst gechartert 
wird, 2. fUr die in Monaco heimatberechtigten Schiffe nach dem 
Zollvereinsvertrage vom 9. November 1865, 3. für die italie- 
nischen Schiffe, sofern sie zwischen französischen Mittelmeer- 
häfen verkehren, nach dem Vertrage vom 18. Juni 1862. Die 
zuletzt genannte Ausnahme beruht auf Gegenseitigkeit, indem 
die französischen Schiffe gleicherweise zur Eüstenfahrt zwischen 
italienischen Häfen zugelassen sind. Der Vertrag wurde 
seinerzeit von der französischen Regierung wesentlich deshalb 
geschlossen, um der französischen Handelsmarine jenen Ver- 
kehr, welchen sie vor der politischen Einigung Italiens zwischen 
den Häfen der verschiedenen Staaten der Halbinsel unter dem 
Titel des internationalen Verkehrs zu einem beträchtlichen 
Teil vermittelt hatte, zu erhalten. 

Die von der französischen Eüstenschifffahrt beförderten 
Güter sind, als zum Inland verkehr gehörig, selbstverständlich 
von der Zollerhebung befreit (Gesetz vom 22. August 1791) 
und nehmen auch bezüglich der indirekten Steuern an den 
dem Inlandverkehr bewilligten Erleichterungen teil. Ebenso 
sind die betreffenden Schiffe nicht nur von den Schifffahrts- 
abgaben, welchen fremde Schiffe in französischen Häfen unter- 
liegen, sondern auch von einer Anzahl anderer befreit'). 

Diese Befreiungen bedingen andererseits sehr weitgehende 
Maßregeln, um die Identität der Güter bei ihrer Ankunft 
am Bestimmungsorte mit den im Ausgangshafen verladenen 
nach Art, Qualität und Quantität zu sichern, namentlich auch, 
um unterwegs bei Anlaufen eines fremden Hafens oder durch 
Ueberladen auf offenem Meere das Vertauschen der Ladung 



^) Cf. unsere , Finanzen Fi-ankreichs* S. 492 ff. und besonders 
S. 496. 
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gegen eine andere zu verhindern. Zuwiderhandlungen gegen 
die betreffenden Bestimmungen sind mit rigorosen Strafen: 
Konfiskation der ganzen Ladung oder des nicht identischen 
Teiles derselben, und außerdem mit einer Geldbuße von 
500 Frs. belegt, so daß in ersterer der Reeder, in letzterer 
der Schiffer getroffen wird. 

Im übrigen sind genaue Bestimmungen erlassen, welche 
es französischen Schiffen des long cours ermöglichen, sowohl 
bei ihrem Auslaufen aus einem französischen Hafen neben 
ihrer fQr das Ausland oder die Kolonien bestimmten Ladung 
auch Gabotagegüter für einen französischen Hafen und ebenso 
auf der Fahrt nach Frankreich bei Berühren eines französi- 
schen Hafens solche nach Löschung eines Teiles ihrer frem- 
den Ladung einzunehmen. Auch dürfen Gabotagefahrer neben 
ihren Cabotagegütem andere für einen fremden Hafen be- 
stimmte verladen, und umgekehrt bei Anlaufen eines fremden 
Hafens deren fUr Frankreich bestimmte unter gewissen Kau- 
telen und unter entsprechenden Bescheinigungen der franzö- 
sischen Konsulate einnehmen. 

Diese letztere Bestimmung ist besonders für diejenigen 
französischen Küstenfahrer wichtig, welche den Verkehr 
zwischen den Häfen des Mittelmeeres einerseits und den- 
jenigen des Ozeans andererseits, sowie umgekehrt vermitteln, 
und daher die pyrenäische Halbinsel umsegeln müssen. Dieser 
Teil der Küstenschifffahrt wird als die große (grand cabo- 
tage) von der kleinen (petit cabotage), welche sich nur 
zwischen Häfen desselben Meeres abspielt, unterschieden. 

Aus Vorstehendem wird ersichtlich, daß die Angaben 
über die Zahl der französischen Küstenschiffe nur einen be- 
dingten Wert besitzen, da auch italienische sowie französische 
Schiffe des long cours an dem Transport der Gabotagegüter 
beteiligt sein können. — 1893 wurden speziell als französische 
Küstenfahrer 1666 Segelschiffe mit 81 363 Tonnen Gehalt 
und 5702 Mann Besatzung, sowie 172 Dampfschiffe mit 28253 
Tonnen Tragfähigkeit, 1097 Mann Besatzung und 597 Maschi- 
nisten und Heizern gezählt, zusammen also 1838 Schiffe mit 
109 616 Tonnen Ladungsraum. 
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üeber die im Wege des Cabotage beforderten Güter- 
mengen geben wir die auf dieser und auf S. 663 folgenden 
Uebersichten, deren erste die Zeit seit 1837 im zehnjährigen 
Durchschnitt bezw. im achtjährigen Durchschnitt 1887/94, die 
zweite die einzelnen Jahre der jüngsten Zeit seit 1881 dar- 
stellt Zu den Zahlen dieser Tabellen ist zu bemerken, daß 
sich dieselben nur auf den Küstenverkehr zwischen französischen 
Häfen mit Ausschluss Algiers beziehen, welches letztere 
nach den gesetzlichen Bestimmungen ebenfalls zum Gebiete 
der französischen Küstenschifffahrt gehört. 



Güterbewegnng der franzosischen KüstenschiffTahrt in 
periodischen Durchschnitten. 



Im Dorchflchnitt 


Verladene Güter, Tonnen 


der Perioden 


große Küsten- 
fahrt 


kleine Küsten- 
fahrt 


zusammen 


1837/46 


181 415 


1 827 606 


2009 021 


1847/56 


172 944 


2 082 807 


2 255 751 


1857/66 


75 859 


2 261833 


2337192 


1867/76 


i 58 596 


1970 416 


2029012 


1877/86 


88 439 


1 945 676 


2 034115 


1887/94 


179 915 


2 397 492 


2 577 407 



Nach Ausweis der vorstehenden und der auf S. 663 fol- 
genden Tabelle war die große Eüstenfahrt zwischen den Häfen 
des Mittelmeeres und des Ozeans seit dem Beginn der Eisen- 
bahnzeit bis gegen Ende der siebziger Jahre in einem be- 
ständigen Rückgang begriffen, was bei dem langen Festhalten 
an der Segelfahrt und dem gleichzeitigen Entstehen der Eisen- 
bahnen nicht befremden kann, da vor allem die Abkürzung 
der Transportdauer zwischen Bordeaux und den Häfen des 
Mittelmeeres durch die 1857 vollendete Hauptlinie der Süd- 
bahn gegenüber der Zeit, welche ein Küstensegler zu dem 
weiten Umwege durch die Straße von Gibraltar gebraucht, eine 
so bedeutende war, daß diese Zeit- und damit Zinserspamis, 
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Oüterbewegnng der ftanzSsisolieiL Eüstensoliiffi^alirt 
von 1881 bis 1894. 





Verladene Güter, Tonnen 


Davon verladen in Häfen 


Jahr 


große 


kleine 




des 


des Mittel- 




Küsten- 


Küsten- 


zusammen 


Ozeans 


meers 




fahrt. 


fahrt 




Tonnen 


Tonnen 


1881 


79121 


1 899 115 


1978 236 


1285 548 


692 688 


1882 


73 310 


1911855 


1 985 165 


1 277 173 


707 992 


1883 


99 847 


2 036 706 


2 136 053 


1404760 


731 293 


1884 


89 742 


1 962 649 


2 052391 


1 422 142 


680 249 


1885 


121719 


2 023 694 


2145 413 


1 462 127 


683 286 


1886 


115 629 


2116 418 


2 282 047 


1531036 


701 011 


1887 


124268 


2174 874 


2 299 142 


1 619 731 


679 411 


1888 


130 929 


2 228 546 


2 359475 


1 675 365 


684 110 


1889 


141 538 


2 387 126 


2 528 664 


1770 322 


758 342 


1890 


167 168 


2 584 871 


2 752 039 


1 984 191 


767 848 


1891 


164806 


2 379 043 


2 543 849 


1 806 268 


737 581 


1892 


214 942 


2 454035 


2 668 977 


1 857 826 


811 151 


1893 


254 250 


2 446 652 


2 700 903 


1904 407 


796 496 


1894 


241416 


2524791 


2 766 207 


1 941 105 


825 102 



wenn weiter noch das große Risiko der Seefahrt in den stür- 
mischen Qew'assern des aquitanischen Meeres in Betracht ge- 
zogen wurde, den Nutzen der billigeren Seefracht aufwiegen 
mußte. In den letzten Dezennien vollzieht sich aber ein Um- 
schwung in den Verhältnissen der großen Küstenfahrt, deren 
Gütermenge 1842: 191710, 1862 sogar 283319 Tonnen be- 
tragen hatte, 1862 dagegen bereits auf 74299 Tonnen zu- 
rückgegangen war. Erst die ausgedehntere Anwendung des 
Dampfes in der Schififfahrt hatte hier Wandel schaffen können, 
80 daß etwa seit 1883 die große Eüstenfahrt wieder be- 
merkenswerte Fortschritte gemacht hat. Im ganzen ist in- 
dessen ihre Bedeutung mit rund 250000 Tonnen während der 
letzten Jahre in dem gesamten Verkehr auch heute noch 
verschwindend klein. 

Die kleine Küstenfahrt, bei der es sich nur um die 
Güterbewegung zwischen Häfen desselben Meeres handelt, und 
die sich daher regelmäßig in verhältnismäßig kurzer Zeit und 
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mit entsprechend geringerem Risiko abspielt, konnte von dem 
Einfluß der Eisenbahnen weniger berührt werden, zumal es 
bei der radialen Grundanlage des französischen Eisenbahn- 
netzes lange dauerte, bis der Küste parallel laufende Bahnen 
gebaut wurden, welche direkte Verbindungen zwischen den 
Hafenorten ermöglichten. Ein Rückgang, der sich hier in den 
siebziger Jahren bemerkbar macht, ist nur mä^ig, ebenso aber 
auch der abermals seit 1883 sichtbare Fortschritt 

Rechnet man die auf den Eisenbahnen, den Binnenwasser- 
straßen und von der Küstenschifffahrt transportierten Güter- 
massen zusammen, so ergibt sich für 1894: 

auf den Hauptbahnen beförderte Güter . 99 105 421 Tonnen = 76,i9 % 
auf den Binnenwasserstraßen beförderte 

Güter 27 873 475 , = 21,48 . 

von der Eüstenscliifffahrt beförderte Güter 2 766 207 , = 2,is , 

zusammen 129 745 103 Tonnen = 100 7o. 

Ist hiemach die Bedeutung der Küstenschifffahrt im 
ganzen für den Inlandverkehr nur gering, so ist weiter zu 
beachten, daß ein großer Teil der von ihr beförderten Güter 
dieselben sein dürften, die bereits im Eisenbahnverkehr und 
namentlich im Güterverkehr der Binnenschifffahrt gezählt sind. 
Denn Baumaterialien, Getreide und Mehl, Wein, mineralische 
Brennstoffe, Holz, Hüttenprodukte und Erze, die nach der auf 
S. 665 folgenden Uebersicht neben Salz die Hauptgüter der 
Küstenschifffahrt bilden, werden, außer dem letzteren, am 
wenigsten unmittelbar an der Küste gewonnen oder produziert, 
sondern müssen zu dieser größtenteils erst von anderen Ver- 
kehrsmitteln geschafft werden, bei welcher Bewegung die 
Binnenwasserstraßen in nicht unerheblichem Maße beteiligt sind. 

Die Transportobjekte der Küstenschifffahrt, welche 
über 100000 Tonnen pro Jahr betragen, sind in der Tabelle 
auf S. 665 zusammengestellt. 

Nach derselben betrugen jene Güterarten von der Gtesamt- 
verfrachtung der Küstenschifffahrt im Jahre 1881: 68,9 ®/o, im 
Jahre 1886: 68,7 ^o und 1894: 68,1 >. Die Frequenz aller 
dieser Güter unterliegt im einzelnen Jahre nicht unbedeutenden 
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Jahr 



Bau- 
mate- 
rialien 



Ge- 
treide 

nnd 
HeU 



Wein 



Minera- 
lische 

Brenn- 
stoffe 



Holz 



Stein- 

nnd 

Seesalz 



Hütten- 

r)ro- 
akte 



i^\ 



Minera- 
lische 
Roh- 
stoffe 



Verladene Güter, Tonnen: 



1881 
188i 
18SS 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
189S 
1893 
1894 

1881 
1886 
1891 
1899 
1893 
1894 



806 992 
318 151 
279 841 
286 570 
243 345 
273 068 
343 328 
346406 
313 115 
320 948 
302 985 
849168 
350 833 
357 360 

15,6 
12,a 
11.9 
13,1 
13,0 
12,9 



285484 


178 048 


170 100 


168 552 


126 107 


65 718 


278148 


180 754 


184 979 


180144 


188 815 


64197 


240 565 


178 050 


177111 


166 481 


154 017 


85 789 


292 041 


182429 


175 785 


188 609 


130 080 


108546 


800157 


212 048 


187 995 


150 148 


149 071 


117 874 


355 514 


190 079 


170 665 


151 275 


146 399 


106 034 


866 302 


170 608 


182 118 


163 486 


130 493 


101 519 


334097 


174 246 


207 269 


149 070 


121818 


92 686 


369 048 


199 516 


254 581 


156 722 


101 310 


88 540 


445 551 


187 752 


217 393 


148 432 


128 128 


103 586 


383 577 


199 171 


251669 


147 987 


123 027 


118 906 


422 852 


388 608 


246 631 


142 789 


119 815 


106 031 


468190 


808 356 


288 861 


157 927 


99 767 


107 652 


423427 


810 558 


246 200 


168 993 


126 523 


116 187 



In 


Prozent der Gesamtverfrachtung: 


14,4 


»,0 


8,6 


8,5 


6,3 


9,3 


15,9 


8,5 


7,6 


6,g 


6.5 


4,8 


15»! 


7,s 


10,0 


5,s 


4,3 


4.7 


15.8 


19,5 


9,3 


5,3 


4,5 


4,0 


17,8 


11,4 


8,6 


5,8 


3,7 


4,0 


15,S 


11„ 


8,9 


6,1 


4,6 


4,a 



65 537 

61996 

144 853 

148 987 

140 846 

142 358 

62 933 

110 555 

103 8i8 

259 571 

96 569 

95 000 

68 820 

134868 



8,3 
6,4 

8,8 
3,6 

2,5 
4,9 



Schwankungen. Eine absolute Abnahme gegen den Anfang 
der achtziger Jahre ist bei keinem derselben zu verzeichnen; 
wohl aber zeigen Getreide, Mehl und in den allerletzten 
Jahren Wein eine so bedeutende Zunahme, und sind anderer- 
seits Holz und Salz in ihren absoluten Mengen im ganzen 
so stabil geblieben, daß daraus in den verhältnismäßigen An- 
teilen aller dieser Güterarten am Gesamtverkehr der Küsten- 
fahrt eine Verschiebung zu Ungunsten namentlich der Bau- 
materialien, für welche dieselbe Erscheinung sowohl im Ver- 
kehr der Eisenbahnen wie in dem der Binnenwasserstraßen 
konstatiert werden konnte, und in etwas geringerem Grade 
auch zu Ungunsten der Holz- und Salztransporte resultiert. 
Die Zunahme der Weinverfrachtungen in den letzten Jahren 
bestätigt dagegen, daß sich, wie wir im 16. Kapitel ausführen 
konnten, die Verteilung der Weinproduktion zwischen Süd- 
und Nordfrankreich von jeher wesentlich auf dem Wasser- 
w^e und demnach durch die große Küstenfahrt vollzieht. 
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Als Resultat unserer kurzen Betrachtung des Cabotage 
zeigt sich mit Bezug auf die Eisenbahnen, dag letztere von 
einer Konkurrenz der KüstenschiflFfahrt im ganzen noch viel 
weniger berührt werden, als von einer solchen der Binnen- 
wasserstraßen, und daß sich höchstens auf dem Gebiete der 
großen Küstenfahrt die Verhältnisse, wie sie vor dem Ent- 
stehen der Eisenbahnen und in deren Kindheitsepoche obwal- 
teten, neuerdings wieder herzustellen scheinen. 



20. Kapitel. 

Die französischen Eisenbahnen als Y erkehrswerkzeng. 

Die französische Eisenbahnpolitik ist von uns bisher in- 
soweit geschildert worden, als der Staat dieses wichtigste der 
modernen Verkehrsmittel fördern und soweit fördern wollte, 
wie es ihm zur Ausstattung des Landes mit Eisenbahnen not- 
wendig schien. Des weiteren ist dargelegt, wie der französische 
Staat seine Stellung zu dieser Neuschöpfung in der Ver- 
gangenheit und Gegenwart und für eine Reihe von Jahren der 
Zukunft geordnet hat; desgleichen, wie sich die finanziellen 
Beziehungen der Eisenbahnunternehmungen zu den an ihnen 
Beteiligten und zum Staate regeln und insbesondere für letzteren 
beim Abtreten der heutigen Compagnien vom Schauplatz ihrer 
Thätigkeit regeln werden. 

Auch ist die Stellungnahme der Staatshoheit als solcher 
zu den Eisenbahnen und, als mit derselben in engstem Zu- 
sammenhang stehend, die der Regierung zur Regelung des 
Tarifwesens geschildert worden. 

In welcher Weise nun aber das so geschaffene und aus- 
gestaltete Verkehrsinstrument seine Zweckbestimmung erfüllt, 
d. h. als Instrument der Volkswirtschaft Frankreichs 
dient, und in welchem Maße seine Thätigkeit von letzterer in 
Anspruch genommen wird, und weiter, wie wiederum der 
Staat sich zu dieser wirtschaftlichen Bethätigung der Eisen- 
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bahnen und der Eisenbahngesellschaften stellt, das zu schildern 
ist die Aufgabe dieses letzten Kapitels, welches so erst die 
Darlegung des Inhalts des französischen Eisenbahnwesens und 
die Bedeutung der französischen Eisenbahnpolitik für die wirt- 
schaftliche Entwickelung des Landes abschließt. 

Nicht die geographische Entfernung zwischen zwei Plätzen 
kommt für deren wirtschaftlichen und überhaupt kulturellen 
Kontakt in Betracht, sondern 1. der Zeitraum, in welchem 
sich jener Kontakt ermöglicht, 2. der Kostenaufwand für 
jene Ermöglichung, und 3. die während der Zeit der Ver- 
kehrsbewegung wegen deren Objektes zu laufende Gefahr. 

Für die persönliche Berührung von Mensch zu Mensch 
oder die auszutauschende Nachricht oder Ware: für den Ver- 
kehr ist mit anderen Worten nicht die räumliche Entfernung 
maßgebend, sondern nur die technisch und wirtschaftlich 
größere oder geringere Leichtigkeit seiner Ermöglichung. 

Der auf seine Muskelkraft angewiesene professionelle 
Läufer durchmißt ebenso wie der Naturmensch höchstens 7 km 
in der Stunde, kaum 60 km im Tage, der zu Verkehrszwecken 
benutzte Elefant täglich bis 100 km; das Renntier bis 150 km; 
das Pferd 10 bis 12 km in der Stunde, im Tage bis 80 km. 
Voraussetzung dieser Leistungen ist, wenn sie dem Verkehr 
dienen sollen, passende Ausrüstung, wozu bei den Tieren noch 
menschliche Begleitung hinzutritt, und vor allem ein gang- 
barer Weg. 

In Frankreich sind bis in das 7. Jahrhundert hinein 
keine geschichtlichen Spuren anderer Straßen zu finden als 
die Reste der von den Römern angelegten. Karl der Große 
ließ dort, ebenso wie in Italien, einzelne Strecken derselben 
und besonders die über die Alpen wiederherstellen. Seit, ihm 
aber ist, obschon Nachrichten vorhanden sind, nach welchen 
im 11. Jahrhundert gewisse Wegegelder in Frankreich ver- 
pachtet waren, bis zur Zeit Ludwigs XIL, welche auf Straßen- 
bau und -Unterhaltung wieder größeren Wert legte, für 
die Straßen nur wenig geschehen. Im Anfang des 17. Jahr- 
hunderts ist es Ludwig XIII., der den Wegebau durch Frohn- 
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dienste kräftig fördert, so daß das Land zu Ende seiner Re- 
gierung fast 6000 Stunden guter Straßen aufzuweisen hatte. 
Doch nicht früher als am Schluß des vorigen Jahrhunderts 
wird die Notwendigkeit erkannt, besondere Staatsbeamte f&r 
das Wegewesen anzustellen, aus denen sich seit dem Jahre 
1791 das »Corps des ponts et chauss^es* entwickelt. Der große 
Napoleon, der zumal als Stratege die Bedeutung eines guten 
Straßen Wesens nicht unterschätzen konnte, versäumte auch 
während seiner gewaltigen auswärtigen Unternehmungen nicht, 
den Straßenbau zu fördern, und wurden für denselben in den 
Jahren 1800 bis 1812: 300 Millionen Frs. verwendet i). 

Zu der Zeit, als sich Frankreich ernstlich zu rüsten begann, 
zum Eisenbahnbau überzugehen, im Jalire 1837, besaß das Land 
30570 km Staats- und 27 442 km Departementalstraßen, zu- 
sammen 58012 km befestigter Landstraßen für den großen 
Verkehr, außer rund 771000 km Kommunal- resp. Vizinal- 
wegen. In gleicher Weise war, wie wir im 19. Kapitel ge- 
sehen haben, seit längerer Zeit der Bau künstlicher Wasser- 
straßen gefördert worden, so daß in Frankreich in demselben 
Jahre 1837 offiziell 11 955 km, in der Praxis benutzt mindestens 
10000 km schiffbarer Binnenwasserstraßen vorhanden waren *). 

Während auf diesen Straßen sich der Verkehr — 1842 in 
Frankreich nur 5 Milliarden Tonnenkilometer — im großen 
und ganzen noch immer mit den seit 2000 Jahren angewendeten 
Mitteln behalf und in der altgewohnten Weise vergangener 
Jahrhunderte*), daher aber auch mit einer uns heute un- 
bekannten Kostspieligkeit fortbewegte, war inzwischen aus 
dem denkenden Geiste der Menschheit heraus ein neues Ver- 
kehrswerkzeug geboren, welches, eine im Verkehrswesen bis 



Ueber die Aufwendungen des französischen Staates für Straßen- 
bau seit 1814 cf. oben S. 599, Anmerkung 1. 

') Cf. oben S. 576 , Anmerkung 1. — Im Jahre 1830 hatte nach 
de Foville, „La France economique", Paris 1887, die Länge der Staats- 
straßen 28900 km, die der Departementalstraßen 23 500 km, zusammen 
52400 km betragen. 

') Noch 1843 mußte man sich in Lyon acht Tage vorher für einen 
Platz in der Fahrpost nach Paris einschreiben lassen. 
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dahin ungekannte Kraft in deren Dienst stellend, eine neue 
Epoche der Kulturentwickelung herauffuhren sollte. — 

In dem Zeitalter des Dampfes, welchem das der Elek- 
trizität zu folgen sich anschickt, inmitten dessen wir heute 
jedoch noch stehen, hat yon den tief einschneidenden Wand- 
lungen, welche gerade die Dienstbarmachung der Dampfkraft 
in alle menschlichen Verhältnisse brachte, keine umwälzender 
gewirkt, als die Nutzung derselben zum Zwecke der Fort- 
bewegung von Menschen und Gütern. 

Die beweglich gemachte Dampfmaschine zu Lande und 
deren Triebkraft auf Fluß und Meer haben die mächtigen 
Trenner des Menschengeschlechts: Zeit und Raum, bezwungen. 
In demselben Maße aber, um das der Erdball für ihn kleiner 
wurde, ist der Mensch selbst gewachsen, hat sich sein Leben 
und Wirken umgestaltet. 

Was das moderne Verkehrswesen von den entsprechenden 
Einrichtungen und Zuständen der Vergangenheit unterscheidet, 
ist einmal die Organisation, welche die gesamte Transport- 
bewegung von Wasser zu Land, von Land zu Wasser und 
über Land und Wasser als ein einheitliches Ganzes zusammen- 
faßt und die einzelnen Glieder derselben planmäßig ineinander 
greifen läßt; sodann der Charakter des Großbetriebes, 
welcher sich nicht nur in der Ausdehnung der Organisation 
selbst, sondern auch in den wirtschaftlichen Grundsätzen, nach 
denen sie arbeitet, in dem Massenumtriebe des Kapitals und 
der Güter und in den verallgemeinerten Tarifsätzen ausdrückt. 
Erst in unserer Zeit hat sich der Warenumsatz gegenüber 
der Tausch- und Handelsthätigkeit der Vergangenheit zu einer 
die ganze Erde umspannenden Güterbewegung gestaltet, deren 
wesentliche Wirkung in der Schaffung einer «Kontinuität der 
materiellen, geistigen und politischen Beziehungen", einer »all- 
gegenwärtigen Schlagfertigkeit von Kraft, Kapital und Ware* 
besteht, welche die Grundbedingungen der heutigen Produktion 
und Konsumtion, der Weltwirtschaft sind. Die Zwillings- 
geschwister: organisierter Großbetrieb im Transportwesen und 
Weltwirtschaft bedingen in ihrer Wechselwirkung das Leben 
der Gegenwart und bringen es zu immer weiterer Ausgestal- 
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tung, ebenso wie sie beide in der Nutzbarmachung der Maschine 
und der durch sie beförderten Arbeitsteilung Grundlage und 
Ausgangspunkt fanden. 

Das wichtigste Glied in dem heutigen Großbetrieb des 
Transportwesens bildet das Eisenbahnwesen, das wiederum 
für seine Weiterbildung die Entfaltung jenes bestandigen 
Kreislaufs aller Kräfte des modernen Lebens, die Weltwirt- 
schaft, zur Voraussetzung hat. 

Die schnell fortschreitende Ausdehnung des Eisenbahn- 
netzes zeigen nachfolgende Zahlen^): 



Die Länge der Eisenbahnen 


Die Zunahme des Eisenbahnnetzes 


am Schluß 


der Erde 


in Europa 


in der 


der Erde 


in Europa 


der Jahre 


km 


km 


Periode 


km 


km 


1840 


7 700 


2 900 


1840/50 


30 900 


20 600 


1850 


38 600 


23 500 


1850/60 


69 400 


28 400 


1860 


108 000 


51900 


1860/70 


101 800 


53 000 


1870 


209 000 


104 900 


1870/80 


162 600 


64100 


1880 


372 400 


169 OOÖ 


1880/85 


113 800 


26 657 


1885 


486 200 


195 657 


im Jahre: 






1886 


515 878 


201 446 


1886 


29 678 


5 789 


1887 


550 056 


208 262 


1887 


34178 


6 816 


1888 


573802 


214 213 


1888 


23 746 


5 951 


1889 


596 084 


219 752 


1889 


22 282 


5 539 


1890 


615 927 


223 714 


1890 


19 843 


3 962 


1891 


635 891 


228 075 


1891 


19 964 


4861 


1892 


654593 


232 035 


1892 


18 702 


3 960 


1893 


671 958 


238 543 


1893 


17 365 


6 508 


1894 


687 550 


245 300 


1894 


15 592 


6757 



Die gesamten Anlagekosten der Eisenbahnen des Erd- 
balls wurden für Ende 1894 auf rund 144,s Milliarden Mark, 
speziell die der europäischen Bahnen auf 65,5 Milliarden be- 
rechnet. 

Die einzelnen Daten des Werdeganges der Eisenbahnen 



*) Archiv für Eisenbahnwesen 1892 S. 494, 1894 S. 472 und 1896 



S. 420. 
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bedeuten , wenn auch eng zusammengedrängt , ebensoviele 
Abschnitte in der ümmodelung der hinter uns versunkenen 
Welt zu derjenigen, die wir heute vor uns sehen. 

Als Georg Stephenson am 6. Oktober 1829 auf der Ebene 
zu Rainhill mit seiner Lokomotive unser heutiges Eisenbahn- 
wesen inaugurierte, war die Erde eine unbeschriebene Tafel, 
auf der das ausgedehnte Netz des Verkehrs noch nicht mit 
eisernen Linien eingezeichnet war. Hätte man damals eine 
Vorstellung von dem gewaltig entwickelten Mechanismus des 
Bahnbetriebes unserer Zeit gehabt, man wäre vor dem unter- 
nehmen vielleicht zurückgeschreckt: erst das langsame Werden 
und Sichherausbilden, die organische Entwickelung, lä&t die 
komplizierteste Anlage als etwas in sich Selbstverständliches 
erscheinen. 

Die kurze Spanne Zeit jenes Werdens aber schließt mit 
ihrer gewaltigen Leistung auch darum eine geschichtliche 
Epoche von allergrößter Bedeutung ein, weil wir in derselben 
etwas vollständig Neues, in der wandlungsreichen Geschichte 
der Menschheit bisher nicht Dagewesenes vor uns entstehen 
sehen. Weder die Art der Verwaltung, noch die Technik der 
Eisenbahnen hatten irgend welche Vorbilder; die Eisenbahnen 
haben sich »Fleisch von ihrem Fleisch" und »Bein von ihrem 
Bein" selbst schaffen müssen. 

Die Geschichte dieser Entwickelung bietet jedoch in den 
verschiedenen Ländern kein einheitliches Bild. Je nach den 
Umständen hat sie sich, wie das bei der Herausgestaltung 
jedes Teiles eines organischen Lebewesens stets der Fall ist, — 
und zu einem solchen sind die Eisenbahnen in allen mit der 
modernen Kultur unmittelbar in Berührung gekommenen 
Ländern geworden — hier und dort verschiedenartig ge- 
staltet: Die lokalen Eigentümlichkeiten haben, ebenso wie sie 
in sämtlichen anderen Beziehungen ein unterschiedliches Ge- 
meinschaftsleben einzelner Menschengruppen, die wir Nationen 
nennen, hervorriefen, auch den Eisenbahnen jeder derselben 
ihren Stempel aufgedrückt. 

Die ersten Eisenbahnen hat eine Nation geschaffen, 
die ein halbes Jahrtausend vorher sich schon das Recht der 



Digitized by LjOOQ IC 



— 672 — 

freien Selbstbestimmung erkämpft hatte und gewohnt war, 
allem ihrem Werk den Stempel ihres freiheitlichen Geistes 
aufzuprägen. Nirgends war die Technik weiter fortgeschritten 
als dort, nirgends mehr Kapital angesammelt und bereit, das 
Risiko des Eisenbahnbaues zu laufen, dessen Bedeutung der 
handelspolitisch geschärfte Yolksgeist Englands schnell er- 
kannt hatte ^). 

Als dann die Eisenbahnen auf den Kontinent übertragen 
wurden, war ihre ganze Erscheinung so unzertrennlich durch- 
drungen von englischem Wesen, daß in und mit ihnen sich 
die dort gewonnene äußere Ordnung und Form als selbst- 
verständlich auf die in streng polizeilicher Zucht stehenden 
Staaten des übrigen Europa übertrug, und doch war die 
Verumständung, unter der sich das Inselreich seine EiBenbahnen 
geschaffen hatte, eine durchaus singulare: keine Verstrickung 
mit Nachbametzen, kein Durchgangsverkehr von drüben und 
nach dort, nirgends Konkurrenzkampf mit Bahnen jenseits der 
Grenze, kein Verhandeln mit dem Nachbarn wegen Aufsich- 
lenken und Regelung des Verkehrs. Auch heute noch schließt 
England sein Eisenbahnnetz übervorsichtig ab und hintertreibt 
unter nichtigem Vorwand die eine geplante direkte Eisenbahn- 
verbindung unter dem Kanal mit Frankreich. — AitdtpxYjc ist 
das englische Eisenbahnwesen. 

So ist es fehlerhaft, wenn Englands »Railway policy* 
und .,,econom7'' den kontinentalen Eisenbahnverwaltungen 
häufig genug als Muster vorgehalten wurde, wie es gleich 
verfehlt sein mußte, wenn auf dem Gebiete der Staats- und 
Selbstverwaltung englische Muster schablonenhaft auf ganz 
andersartig gestaltete kontinentale Verhältnisse übertragen 
werden sollten und thatsächlich übertragen wurden. 

Auch auf dem Gebiete des Eisenbahnwesens war in Eng- 
land, ebenso wie in der übrigen industriellen Entwickelung des 
Landes, alles freiem Trieb und freier Ausbildung nach Maßgabe 

^) Das nicht nur für die deutsche Litteratur grundlegende 
Werk Über die Eisenbahnpolitik Englands ist das von G. Gohn, , Unter- 
suchungen Über die englische Eisenbahnpolitik*, I. und IL, Leipzig 
1874 und 1875, neue Folge, daselbst 1883. 
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des Bedürfnisses überlassen. Aehnlich wie die großen Genien 
der Kunst, ein Giotto, die Eyck, sich selbst erst das Werk- 
zeug zeugen, mit dem sie ihr Werk bilden, und in ihrer Werk- 
statt Mitarbeiter versammeln, die, in der Praxis geschult, 
dann weiter schaffen — so auch bethätigten sich Englands 
große Techniker, die ihre Ausbildung selbst zusammengerafft 
und nicht in langwieriger Schulung eingehämmert erhalten 
hatten, bei dem Schaffen ihrer großen Werke und so auch 
bei den Eisenbahnen. Das ist der Weg, auf dem nur wahres 
Talent emporkommt, dem sehr viel von dem „Wissen des ün- 
wissenswerten** fehlen mag, das aber kann. 

Ein derartig empirisch-individueller Aufwuchs technischer 
Kräfte war in der Luft des Bureaukratismus und der Routine 
des Kontinents nicht möglich. Jene aber hatten nach dem 
weltumgestaltenden Wettkampf von Rainhill das neue Instru- 
ment, das mit der schnellfahrenden Maschine auf der für sie 
gebauten ebenen, eisernen Bahn einen großen Teil der Hinder- 
nisse hinwegräumen sollte, die sich dem zivilisatorischen Kon- 
takt der Menschheit und dem Austausch ihrer Güter bis da- 
hin entgegengestellt hatten, in deren Hand gelegt. 

Das Land, in welchem dieses Instrument zuerst in An- 
wendung kam, war bei dessen Auftreten bereits mit Hilfs- 
mitteln der langsameren Bewegung wie kein zweites aus- 
gestattet gewesen. Ein weit verzweigtes und vorzüglich aus- 
geführtes Straßennetz verband in Wechselwirkung mit Kanälen 
dessen Inneres mit 40 Seehäfen, die im Abstand weniger 
Meilen voneinander den Inlandverkehr aufnehmen und nach 
außen weiter-, den Verkehr von aussen dem Inland zuführen. 
So war das Hauptbedürfnis Englands nicht so sehr die Er- 
weiterung der Transportmöglichkeit, als die Beschleuni- 
gung des Transportes. Dafür war der Hauptgesichtspunkt 
die Ersparnis an dem während des Massenumtriebs der Güter 
verlorenen Zinse. 

In jenem industriemächtigen Lande nahm daher das Eisen- 
bahnwesen seinen Ausgangspunkt nicht von den politischen, 
sondern den wirtschaftlichen Hauptstädten desselben, von 
Manchester und Liverpool. 

Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. IL 43 
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Zunächst entstanden überall kleinere Gesellschaften, die 
nur unter Schwierigkeiten sich zur Durchführung großer direkter 
Linien verbanden. Eine andere Schwierigkeit war die, daß 
die einzelnen Linien nach keinem gemeinschaftb'chen Plan 
gebaut wurden und zunächst schneller wuchsen, als wirkliches 
Bedürfnis für den Eisenbahnverkehr bereits vorhanden war. 
Dadurch war die Prosperität der englischen Bahnen sehr bald 
in Frage gestellt, bis die einzelnen Gesellschaften sich zu 
fusionieren lernten und eine verhältnismäßig geringe Anzahl 
sehr großer Bahnkomplexe entstand, die ihre spätere Blüte 
der technischen und kaufmännischen Kenntnis ihrer Leitungen 
verdanken. 

Mit thunlichster Verkürzung wurden die sofort in be- 
wunderungswürdig solider Weise gebauten Linien angelegt, 
um an teurem Qrunderwerb zu sparen. Nach Möglichkeit 
suchen sie hohe Brücken und Dämme zu vermeiden, liegen 
niedrig im Niveau und führen den Verkehr durch Einschnitte 
und Tunnels. Die Stationen sind praktisch, aber einfach an- 
gelegt. Der größere Teil der Bahnstrecken ist zweigeleisig, 
auf vielen liegen aber auch dritte und vierte Geleise. Wenig 
Wert legen die englischen Verwaltungen auf den Komfort des 
reisenden Publikums — anders als in Deutschland, wo sofort 
der wetteifernde Luxus neue Bedürfnisse nach immer besser 
ausgestatteten Wagen, nach immer eleganter errichteten Statio- 
nen hervorruft. Die Expedition ist schnell; die englischen 
Eisenbahnen lassen dem Reisenden keine Zeit, die «Behag- 
lichkeit** schöner Eisenbahn restaurationen zu prüfen, sie haben 
somit auch nicht nötig, dieselbe zu bieten. Da die Personen- 
bahnhöfe überall im Mittelpunkt der großen Städte selbst 
liegen, die Zahl der Züge groß ist, ihre Bewegung pünktlich, 
so hat das Publikum gar keine Veranlassung, sich länger auf 
den Bahnhöfen aufzuhalten, und genügen winzige Wartesäle 
mit schmuckloser Ausstattung. 

Bei strengster Trennung zwischen Personen- und Güter- 
beförderung verkehren zahlreiche, aber kleine Personenzüge 
mit schnellster Abfertigung und Beförderung; durch einfachste 
Kontrolle abermals Ersparung an Zugpersonal. Die Personen- 
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wagen sind, wie gesagt, wenig kostbar, die Lokomotiven da- 
gegen vorzüglich konstruiert und ausgestattet. 

Möglichste Sparsamkeit in der Verwendung menschlicher 
Kraft und Ersatz derselben durch geistreiche technische Aus- 
bildung charakterisiert den praktischen Sinn der englischen 
Ingenieure, die im übrigen weder von schematisierender Bau- 
polizei gehemmt noch in Banden sonstiger Normen geschlagen 
waren. 

Francis erzählt in dem Band I seiner Geschichte des 
englischen Eisenbahnwesens von dem ersten Anlauf, durch 
Gesetz die Eisenbahnen von den anderen Transportanstalten 
zu scheiden in der »Bill Morrison" (1836). 1838 wurde den 
englischen Bahngesellschaften die Pflicht auferlegt, für den 
Postdienst des Staates zu sorgen, aber erst 1840 verlangte 
dieser für sich das Recht der Oberaufsicht über die 
Eisenbahnen. Robert Peels scharfer Blick hatte die wirtschaft- 
lichen Gefahren erkannt, welche erwachsen konnten, wenn der 
Verkehr ausschließlich in die Hände großer Privatgesellschaften 
falle, und für den Staat das Recht verlangt, die Bahnen ganz 
oder zum Teil im Interesse der Allgemeinheit expropriieren 
zu dürfen. So entstand das Gesetz vom 9. August 1844, in 
welchem das Recht der zeitweisen Abänderung und Herab- 
setzung der Eisenbahntarife und ein staatliches Rückkaufs- 
recht der Linien festgestellt wurde. Die drei „Gonsolidation 
Acts* vom 8. Mai 1845, welche die bisher getroffenen Be- 
stimmungen über Konzessionierung und Betrieb der Eisen- 
bahnen zusammenfaßten, traten an dessen Stelle. 

Neben großen und mächtigen Gesellschaften waren kleinere 
aufgekommen, die entweder jene zwangen, sie zu hohem Preise 
anzukaufen, oder es verstanden, sich im Konkurrenzkampf mit 
den großen als, wenn auch kleine, so doch gefährliche Rivalen 
zu erhalten. Damit waren Anläufe, die gemacht worden waren, 
je ganze Verkehrsprovinzen für einzelne große Gesellschaften 
unter Ausschluß jeder Konkurrenz in ihrem Bezirk zu bilden, 
zunächst vergeblich geblieben. 

England kannte und kennt nicht die Reglementierung und 
Klassifizierung der Tarife des Kontinents, und immer von neuem 
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gelang es der Konkurrenz, Verkehr von der einen Linie auf 
die andere hinüberzuziehen. Wie dann ersichtlich wurde, 
dafi der ewige Konkurrenzkampf die eigene Kraft aufreibe, 
suchten sich die Gesellschaften so zu helfen, daß sie, die 
weniger wichtigen Linien yemachlässigend, das ganze Gewicht 
ihrer Thätigkeit auf die besten warfen, um auf diesen allen 
auf Schnelligkeit und Häufigkeit des Verkehrs gerichteten 
Wünschen voll und ganz genügen zu können. — Aus den 
Distrikten jener Nebenlinien erhob sich des öfteren ein stür- 
mischer Ruf gegen die unerträgliche Obmacht der großen Gesell- 
schaften, die, unbekümmert um das Interesse der Gesamtheit, 
nur ihrem eigenen privatwirtschaftlichen Vorteil nachgingen. 

Es ist ein großes Mißverständnis, wenn bei uns vielfach 
geglaubt wird, daß das englische Parlament eine volkstümliche 
Institution im Sinne der Demokratie sei. In ihm saßen und 
sitzen auch heute noch vor allen Dingen die Vertreter des 
Großbetriebes in Landwirtschaft und Industrie. So saßen 
im Jahre 1871^) im Unterhause 124 Mitglieder der Ver- 
waltungen von Eisenbahngesellschaften und im Hause der 
Lords deren 52. Daß in derartig zusammengesetzten Par- 
lamenten die Wünsche des Landes, die sich gegen die immer 
weitere Zunahme der vom Staat verhältnismäßig unabhängigen 
Eisenbahnmonopole richteten, nur taube Ohren fanden, ist er- 
klärlich genug. Doch kam es wiederholt zu parlamentarischen 
Enqueten, in denen Mitglieder beider Häuser zusammen die 
Eisenbahnfragen behandeln sollten. 

Die Berichte jener Enqueten lehren einerseits, daß sich 
Eisenbahnfusionen immer weiter vollziehen, und daß es schließ- 
lich nur wenige Gesellschaften sein werden, die das ganze Ver- 
kehrswesen Englands, soweit es der Eisenbahnen bedarf, in 
sich vereinigen und souverän über die Preisbildung des Trans- 
ports bestimmen werden. Wenn jene Berichte gleichzeitig 
darüber Klage führten, daß gerade nur die besten Linien kulti- 
viert würden, so zeigten, sie andererseits die große Bedeutung, 
die der frühere Konkurrenzkampf für die Entwickelung immer 



') Cf. Engineer II, 73. 
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neuer Strecken und Linien gehabt hat; denn gerade jene 
Konkurrenz hat zwischen den wichtigsten Plätzen doppelte 
und dreifache Eisenbahnlinien entstehen lassen, auf denen zu- 
sammen es nur möglich ist, den gewaltig angewachsenen Verkehr 
zwischen denselben zu bewältigen. Das aber ist das Gharakte- 
ristikon der Fusionierung zu den gewaltigen Eisenbahnkom- 
plexen Englands, daß zu denselben nicht so sehr die Not der 
kleinen Linien geführt hat, als der Nutzen, den sich die großen 
Gesellschaften von der Absorbierung ihrer kleineren Genossen 
versprachen. 

Die Oberaufsicht des englischen Staates jtlber seine Eisen- 
bahnen ist trotz einer ganzen Reihe von Gesetzen^) auch heute 
noch für kontinentale Begriffe eine schwache. Der Grund da- 
für liegt im Geiste der Institution des Landes absoluter Selbst- 
bestimmung und individueller Entwickelung. Der Mangel einer 
fachlichen Autorität der Regierung den Eisenbahnen gegen- 
über findet indessen in einer Richtung seinen Ausgleich, 
d. i. in der weitgehenden Haftpflicht der Gesellschaften für 
alle Schäden an Leib und Gut bei ihren Transportleistungeu, 
welche, wie sie in der Höhe der zu zahlenden Summen an 
keine Regel außer an das Prinzip des Vernünftigen gebunden 
ist, den Eisenbahngesellschaften gewaltige Kosten verursacht 
und für jene zum mächtigsten Ansporn geworden ist, für die 
Sicherheit und Verbesserung ihres Betriebes zu sorgen. Im 
übrigen verwalten die englischen Eisenbahngesellschaften ihre 
gemeinsamen Angelegenheiten in einer Zentralstelle, dem 
„Railway-Clearinghouse" in London, selbständig, dem 



') Die «Railway and Canal traffic Act* vom 10. Juli 1854, die 
„Regulation of railways Act* vom 21. Juli 1873 und die jene beiden 
in sich aufnehmende .Railway and Canal traffic Act* vom 10. August 
1888, durch welche an Stelle der 1873 nur vorübergehend eingesetzten 
eine dauernde Eisenbahnkommission, d. h. ein besonderer Verwaltungs- 
gerichtshof in Eisenbahnangelegenheiten , eingerichtet wurde und eine 
Regelung des Tarifwesens vorbereitet werden sollte. Cf. Ulrich, »Das 
englische Eisenbahn- und Kanalverkehrsgesetz vom 10. August 1888*, 
Archiv für Eisenbahnwesen 1889, S. 1 ff., und Derselbe, , Neuere eng- 
lische Eisenbahnpolitik*, Preußische Jahrbücher, Bd. 63, S. 544 flF. 
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zumal die Klassifikation der Güter, die Tarifbildung, das Ex- 
peditions- und AbrechnungsTerfahren für die zu ihm zusammen- 
getretenen Gesellschaften zusteht, wogegen neben dem Han- 
delsamt eine Eisenbahnkommission die Interessen von 
Staat und Publikum den Gesellschaften gegenüber wahrnimmt 
und als Schiedsgericht zwischen jenen und diesem fungieren soll. 

In ihrer inneren Verwaltung ist jede Gesellschaft völlig 
unabhängig und unbeengt. 

Das Eisenbahnpersonal wird jung in Dienst genommen 
und vorzüglich im Dienst geschult; keine Anwärterschaft auf 
Anstellung beschränkt die Eisenbahnleitung in der Auswahl 
der von ihnen Anzustellenden. In der oberen Verwaltung 
wesentlich bureaukratisches System mit einem einzelnen Chef, 
der selbständig ist, kein kollegiales Herumfragen und Herum- 
tasten; aber auch für die höheren Beamten eine ausschließliche 
Eisenbahnvorbildung und nicht die allgemein juristische 
Vorbildung des deutschen Assessorismus. 

Das Anlagekapital der englischen Bahnen ist zwar für 
gleiche Bahnlängen nahezu doppelt so groß als beispielsweise 
das der preußischen; auch sind die Betriebskosten dort 
höher als hier. Trotzdem bleiben aber die englischen Bahnen 
in ihren Erträgnissen nicht hinter den weniger teuer gebauten 
und betriebenen kontinentalen Bahnen zurück: ein Beweis für 
die vernünftige Organisation des gesamten Verkehrs. 

Das englische Schienennetz darf als abgeschlossen 
gelten. Bei künftigen Bahnbauten wird es sich weniger um 
neue, als um zweckmäßige Abkürzung bestehender Verbin- 
dungen handeln. Intensiv wird aber an der Verbesserung der 
bestehenden Linien gearbeitet. 

Kein größerer Gegensatz ist bei zwei nur durch einen 
schmalen Meeresarm getrennten Nationen denkbar, als zwischen 
der englischen und französischen: In England „seif help* — 
in Frankreich „contröle du gouvernement*. 

Wenn England alle Vorteile der Insel hat, so hat Frank- 
reich, auf drei Seiten von Meeren umfaßt, die überall in treff- 
lichen Häfen einbuchten, die der Halbinsel. Schiffbare Ströme 
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öffnen nach Nord und Süd und West das Land dem Welt- 
verkehr, als Empfänger zugleich und Geber; ein, wie bereits 
gesagt, in seinen Anfangen auf die R^merherrschaft zurück- 
greifendes, in Bau und Plan bewunderungswürdiges Netz von 
Staats-, Departemental- und Yizinalwegen , in organische 
Wechselwirkung gebracht mit einem ebenso reichen System 
von künstlichen Wasserstraßen, bedeckte auch hier das Land 
schon lange vor Entstehung der Eisenbahnen; auf ihnen be- 
wegten sich die Schätze eines dem Acker- und Weinbau reich 
spendenden, trefflich bebauten Bodens, die ein unvergleich- 
liches Klima jenem mit seltener Zuverlässigkeit entlockt — 
in England bedürfen dagegen vor allem die Schätze, die unter 
der Oberfläche schlummern und von der Industrie hervor- 
gelockt werden, des Verkehrs. 

Die englische Nation ist das Produkt einer Völker- 
mischung mit vorwiegend germanischem Typus — der franzö- 
sischen gibt romanisches Wesen sein Gepräge. Der ruhig 
kalkulierende, scharf arbeitende Engländer erwirbt, um weiter 
zu arbeiten — der Franzose spart, um sich des Genusses des 
Ersparten zu erfreuen. In England scharf ausgeprägter In- 
dividualismus, der nicht nach oben schaut — in Frankreich 
generöses Denken an die Allgemeinheit, zugleich aber auch 
die Gewöhnung, von der Fürsorge einer starken Regierung 
allüberall umgeben zu sein. 

Auf keinem Gebiet drückt sich der Gegensatz beider 
Nationen vielleicht schärfer aus als in der Geschichte wie in 
dem Sein ihres Eisenbahnwesens: In England Linien, die, 
bald hier, bald dort aufkommend, spontanem Bedarf ihre Ent- 
stehung verdanken und sich schließlich zu Netzen zusammen- 
fassen — in Frankreich, nach dem Tasten weniger Jahre, ein 
großer, wohldurchdachter, weitausschauender und konsequent 
bis in die Gegenwart hinein verfolgter Plan, der, die Haupt- 
stadt zum Ausgangspunkt nehmend, das ganze Land von 
vornherein in große Netzsegmente teilt, die, jedes für sich, 
den Verkehr zum Zentrum führen und vom Zentrum auf die 
Peripherie verteilen. In England Vernachlässigung der Neben- 
linien — in Frankreich von vornherein der Gedanke an 
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Filierung aUer der Maschen des Eisenbahnnetzes, die nötig 
scheinen, um dem ganzen Lande in allen seinen Teilen die 
Segnungen des Eisenbahnverkehrs zuzuführen. In England 
der Privatuntemehmungsgeist, der in den Eisenbahnen die 
Möglichkeit sieht, seinem eigenen Interesse zu dienen, deren 
Bau der Staat nicht nur von sich aus nicht fordert, sondern 
geradezu erschwert, indem jeder Eisenbahnkonzession ein lang- 
wieriges und kostspieliges parlamentarisches Verfahren vorher- 
geht ^), in Frankreich der Staat, der im aufkommenden Eisen- 
bahnwesen sofort eine neue Machtdomäne für sich erblickt und 
dasselbe durch Subventionen der verschiedensten Art zu unter- 
stützen wünscht. 

In England Fusionen der konkurrierenden Eisenbahn- 
linien zu großen Netzen, nachdem sie im Konkurrenzkampf 
selbst ihre Leistungsfähigkeit entwickelt hatten und der 
Leistungspreis zum Vorteil der Allgemeinheit auf ein Niveau 
herabgedrückt worden war, an dem festzuhalten jene auch 
die fusionierten Gesellschaften zwang — Fusionen, denen die 
Regierung fern steht und die ausschließlich im Interesse derer 
erfolgen, welche in denselben ihren Vorteil erblicken und dann 
den Schwerpunkt ihrer Thätigkeit auf die Hauptlinien ver- 
legen. In Frankreich werden dagegen die Fusionen vom Staat 
eingeleitet und durchgeführt, der durch sie eine nutzlose Kon- 
kurrenz aufheben resp. gar nicht erst entstehen lassen will 
und in ihnen das Mittel erblickt, die fusionierten Gesellschaften 
zwingen zu können, auf Kosten ihrer besseren Linien auch 
weniger rentabel erscheinende, die dem Lande nötig sind, 
zu bauen. 

Auch gebaut werden die französischen Eisenbahnen von 
ganz anders gearteten Leuten als die englischen. In Frank- 
reich war, als die Eisenbahnen aufkamen, bereits ein Stand 
von Ingenieuren erwachsen, die, aus der Ecole polytechnique 
hervorgegangen, im Geiste der Disziplin erzogen waren. Sitzen 
und saßen die großen Techniker Englands im Parlament, so 
sind es in Frankreich Techniker, die häufig genug die Zügel 



*) Bis 1843 bereits 1 190000 £ St. Kosten; cf. Cohn, I, S. 127. 
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der Regierung führen. Männer z. B. wie Carnot und Freycinet 
sind aus der Ecole polytechnique hervorgegangen. Das aber 
ist nicht zu leugnen, daß sich der schablonenhafte Geist jener 
Militärschule auch dem Eisenbahnwesen Frankreichs vielfach 
aufgeprägt hat. 

Der Staat schreibt die Linien vor, für deren Bau und 
Ausrüstung die cahiers des charges genaue Anleitung geben; 
er erklärt die ,, öffentliche Nützlichkeit *" der Bahnen und 
klassiert sie nach seinem Dafürhalten als Haupt- oder Neben- 
bahnen. Jene führen von Paris radial nach allen Richtungen 
und verbinden transversal die Hauptorte Frankreichs, während 
Lokal- und andere Bahnen niederer Ordnung sich durch die 
Provinzen verästeln. 

Die Regelung des Tarifwesens ist in England auch 
heute noch im wesentlichen den Gesellschaften überlassen, 
wogegen der französische Staat in den Konzessionsbedingungen 
selbst Tarifmaxima vorgesehen hat und nicht nur jedes Herab- 
gehen, sondern überhaupt jede Aenderung in den Tarifen an 
ein langwieriges Verfahren und an seine Genehmigung knüpft. 

Der wichtigste und wesentlichste Unterschied aber ist der, 
daß der Staat in England abseits der Eisenbahnen steht — 
in Frankreich umgekehrt von vornherein das öffentliche 
Eigentum an den einmal geschaffenen Bahnstraßen stabiliert 
und dies sein Eigentumsrecht niemals aufgegeben hat, und 
nur den Betrieb auf den ihm unveräußerlich gehörenden 
Linien Privatgesellschaften unter von ihm vorgeschriebenen 
Bedingungen und nur für solange überläßt, als er es zulassen 
will, daß die unterdessen voll ausgerüsteten Unternehmungen 
nicht an ihn zurückfallen. 

Hatte der Staat jene erste Grundlage seiner ganzen 
späteren Eisenbahnpolitik : die Erklärung der von Privaten ge- 
schaffenen Bahnstraßen als ^domaine public" — bereits in der 
frühesten Epoche der neuen Erscheinung gelegt, in welcher 
sich die Faktoren des öffentlichen Lebens mit derselben noch 
vertraut machen mußten, so änderte der Staat seine Stellung- 
nahme auch dann nicht, als er, mit dem Gesetze von 1842 
dem französischen Eisenbahnwesen den ersten starken Impuls 
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verleihend, dessen Hauptlinien und damit zugleich der ganzen 
weiteren Ausgestaltung des französischen Bahnnetzes die Rich- 
tung vorschrieb. Der Staat bezeichnete zwar die Wege, welche 
die neuen Schienenstraßen einschlagen sollten, er legte wohl 
hier und dort die erste Hand an zu ihrem Werden, that von 
sich aus den ersten Spatenstich zur Bettung der neuen Stra&e, 
aber er wollte — jetzt bereits mit bewußter Absicht — die 
von ihm vorgezeichnete Ausgestaltung des neuen Verkehrs- 
werkzeuges nicht durch seine Organe vollziehen lassen, son- 
dern für dieselbe im ganzen Umfange den privaten Unter- 
nehmungsgeist seiner Bürger in Anspruch nehmen. Privat- 
gesellschaften sollten die Bahnen erstellen, die der Staat dem 
Lande für nötig und nützlich erachtete und fernerhin erachten 
würde, an denen er für sich aber ein Eigentumsrecht vorbehielt. 

Zu diesem Zwecke bezeichnet der Staat durch jenes Ge- 
setz von 1842 die Hauptzüge des französischen Eisenbahn- 
netzes, welche zunächst gebaut werden sollen, und vergibt 
dieselben dann einzeln und streckenweise durch eine Art 
von Submissionsverfahren an diejenigen Unternehmergesell- 
schaften, welche für die ihnen zugemutete Aufgabe : die Bah- 
nen nicht nur zu erbauen, sondern auch den Baugrund für die- 
selben erst zu erwerben, den niedrigsten Preis, d. h. die kürzeste 
Zeit der Exploitierung der betreffenden Bahnen beanspruchen. 

Es tritt, nachdem die Zaghaftigkeit der frühesten Kindheits- 
jahre überwunden ist, ein zeitweiliges Ueberschätzen des aus den 
Bahnen zu erwartenden finanziellen Nutzens auf beiden Seiten 
ein: die Unternehmer unterbieten sich in der Zeit, welche 
sie zur Amortisierung der von ihnen aufzuwendenden Kapitalien 
nötig zu haben glauben, bevor die von ihnen erbauten und in 
Betrieb gebrachten Bahnen an den Staat wieder zurückfallen 
sollen — und der Staat erteilt seinerseits aus derselben Ueber- 
schätzung heraus jenen Mindestgeboten den Zuschlag. Nachdem 
aber erkannt war, daß jene Hoffnungen zu optimistisch ge- 
wesen waren, verstand sich der Staat ohne weitere Schwierig- 
keiten dazu, die betreffenden Konzessionen entsprechend zu 
verlängern, weil er als sein Ziel ins Auge gefasst hatte, die 
Bahnen auf Grund seines Heim fallsrechtes dereinst lastenfrei 
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zu erhalten, und er deshalb die Zeitpunkte des Heirofalls 
nicht nach etwaigen Wünschen oder Doktrinen, sondern nur 
nach den gegebenen Verhältnissen bestimmen konnte. 

Jenes Heimfallsrecht des Staates, das in Frankreich 
niemals, ¥rie in anderen Ländern, als ein nur dingliches und 
als solches eventuell verkäufliches Recht angesehen wurde, ist 
dort der Ausfluß eines Fundamentalgrundsatzes des Staatsrechts 
und darum unveräußerlich und unverlierbar. 

Das Rechtsverhältnis des französischen Staates zu den 
Eisenbahnen ist gelegentlich durch die Rechtsform der Super- 
ficies, d. h. als ein den ünternehmergesellschaften angeblich 
ausgeantwortetes „Platz-^ oder «Baurecht** (sächs. B.3.B. 
§ 661) auf fremder Area, oder auch durch die der Emphyteuse 
zu bezeichnen versucht worden, im letzteren Falle also als ein 
dingliches Recht, das an einem fremden fruchttragenden Grund- 
stück auf dessen eigentumsgleiche Benutzung, jedoch 
mit der Beschränkung eingeräumt wäre, daß jenes Grundstück 
nicht verschlechtert werden dürfe. Von beiden Rechtsformen 
sind in dem Verhältnis des Staates zu den Bahngesellschaften 
zweifellos Elemente enthalten: die der Oeffentlichkeit eigen- 
tümlichen Bahnstraßen sind für längere, aber bestimmte Zeit 
mit dem Rechte deren Ausbaues und der Pflicht zur Erhaltung 
und Verbesserung des Objekts Privaten zur Nutzung über- 
lassen. Aber die Grundlage für die Entstehung des Verhält- 
nisses jeder der beiden Rechtsformen, nämlich ein schon vor- 
handenes Eigentum des Staates am Grundstück, fehlt bei 
dem Werden der französischen Eisenbahnen: Die Area, auf 
der die zu bauenden Bahnen entstehen sollen, ist bei der 
Klassierung und der Eonzessionierung der betreffenden Linien 
an die Gesellschaften gar nicht in Händen des Staates — ab- 
gesehen von etwa hier oder dort vorhandenem Domanialbesitz, 
von dem Grundstücksteile hergeben zu können derselbe zufällig 
in der Lage ist. Doch auch im letzteren Falle ist dazu ein 
besonderer Rechtsakt der gesetzgebenden Faktoren, d. h. ein 
Beschluß dahingehend notwendig, daß im einzelnen Falle die 
betrefl^ende Gesellschaft in dem Grundstück eine Subvention 
erhalten solle. In dem Gesetze von 1842 war allerdings be- 
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stimmt, daß der Staat für die in demselben vorgesehenen 
Bahnen eyentuell den unterbau Ton sich aus herstellen und 
in diesem Falle das nötige Qelände (übrigens unter Beihilfe 
der berührten Departements und Gemeinden oder sonstiger 
Interessenten) erwerben könne, in welchem Falle dann die 
Betriebsübergabe solcher vom Staate erbauten Bahnen im 
Wege der einfachen Verpachtung an Privatgesellschaften 
erfolgen sollte; es ist indessen bereits im I. Abschnitt des 
Kapitels 18 gezeigt worden, daß der französische Staat selbst 
in den wenigen Fällen, in denen er mit einem solchen Vor- 
gehen den Anfang gemacht hatte, sobald sich eine unter- 
nehmergesellschaft zur Weiterführung des begonnenen Baues 
fand, die Erstattung seiner Aufwendungen in die Konzessions- 
bedingungen aufnahm. 

Der Qrund und Boden, auf dem die französischen Bahnen 
gebaut werden soUen, ist, wie gesagt, nicht schon vorher Eigen- 
tum des Staates, sondern er wird dies erst durch die Eigen- 
schaft, welche er mittelst seiner Verwendung zur Herstellung 
einer öffentlichen Straße erhält Der Rechtsbegriff des französi- 
schen domaine public bezieht sich eben nicht nur im Sinne 
unserer Staatsdomänen auf vorhandene, dem Staate eigentüm- 
lich gehörende Liegenschaften, sondern tritt auch in einem 
Komplex von Eigenschaften zu Tage, durch deren Vorhan- 
densein eine Sache ipso facto der Rechtssphäre des privaten 
Eigentums entrückt und in diejenige der Allgemeinheit ver- 
setzt wird, woraus dann folgt, daß das derart entstandene 
Eigentumsrecht, welches, wenn die Nutzung seines Objekts 
zeitweise anderweitig vergeben sein sollte, ein Heimfallsrecht 
einschließt, nicht verloren oder veräußert werden kann, so 
lange jene Eigenschaften, die den Begriff des domaine public 
involvieren, vorliegen. 

Nicht daraus, daß der französische Staat den Grund und 
Boden zu einer Bahn hergibt, erwächst ihm das Eigentums- 
recht an derselben, sondern einzig aus seinem souveränen 
Willen, kraft dessen er erklärt, daß eine bestimmte Bahn ent- 
stehen solle, und daß dieselbe von ^allgemeinem Inter- 
esse** (d'int^rßt gen^ral) sei. 
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Das Bekunden eines solchen Staatswillens ist der erste 
Rechtsakt beim Entstehen einer französischen Eisenbahn. Um- 
gekehrt wie in Preußen, wo die Erteilung der ältesten Bahn- 
konzessionen Ton der Vorlegung bestimmter Baupläne seitens 
der Konzessionsbewerber und von dem Nachweis der vorhandenen 
Kapitalmittel abhängig gemacht wurde und wo es daher vor- 
kommen konnte, daß die Regierung unter diesen Gesichts- 
punkten zwischen der Entscheidung für eine von mehreren in 
Vorschlag gebrachten Linien zeitweise schwankte ^), bestimmt 
in Frankreich der Staat die Richtung der Bahnen, spricht 
sein Wille das Werde, bevor noch die Gesellschaften zur Aus- 
führung jener vorhanden sind. Die Eonzessionierung der um 
die vorgeschriebene Bahn sich bewerbenden Gesellschaft ist 
dort ein accidentieller Akt, nicht eine Vorbedingung für den 
Entschluß, daß eine bestimmte Bahn gebaut werden solle. 

Wie die klassierte Bahn als Trägerin von Rechten bereits 
vor der Eonzessionierung einer sie übernehmenden Gesellschaft 
vorhanden ist, so wird mit der Erklärung der utilit^ publique 
das Enteignungsrecht nicht dieser verliehen, sondern für 
die als Eigentum der Oeffentlichkeit erklärte Bahn als solche 
in Anspruch genommen. Das Ezpropriationsrecht wird darum 
zwar den Unternehmergesellschaften übertragen, aber nicht in 
deren Interesse oder durch dieselben ausgeübt, sondern es muß 
die Enteignung von ihnen bei den zuständigen Organen im 
Interesse der vom Staate, als für die Allgemeinheit nützlich, 
gewollten Bahn reklamiert werden, deren Untergrund unter 
allen Umständen in das Eigentum des Staates fällt und deren 
von jenem unzertrennlicher Oberbau letzterem ebenfalls zu- 
fallen wird. 

So läßt sich das Verhältnis, welches zwischen dem Staat 
und den Eisenbahncompagnien in Frankreich besteht, und das 
sich nach der eigentümlichen Verumständung desselben mit 
keiner der bisher erwähnten Rechtsformen genau deckt, seinem 



*) Cf. die Mitteilungen über die Vorgeschichte der Berlin-Ham- 
bnrger Bahn bei Fleck, «Die ersten Eisenbahnen von Berlin nach dem 
Westen der Monarchie* im Archiv för Eisenbahnwesen, XVIII, 1895, 
S. 262 ff. 



Digitized by LjOOQ IC 



— 686 — 

Ursprünge nach als eine Art von Pachtverhältnis beschreiben — 
nicht definieren — , in welchem der Pächter statt einer aus 
den eventuellen Erträgen einer bereits bestehenden und 
seiner Nutznießung übergebenen Anlage zu entrichtenden baren 
Pachtsumme, im Interesse des Verpächters einer nur unter 
dessen Konkurrenz herstellbaren wirtschaftlichen Anlage, 
Leistungen zu übernehmen hat, so zwar, dafi er jene von 
ihm in Betrieb zu. nehmende Anlage überhaupt erst zu er- 
stellen und die Kapitalien zu deren Herstellung größtenteils 
auf seine Kosten zu beschaffen und dieselben vor Ablauf der 
Pacht auch zu amortisieren hat, damit die Anlage selbst 
als Aequivalent für die von dem Pächter aus deren Betrieb 
erwarteten Vorteile schließlich dem Verpächter lastenfrei 
heimfalle. 

Indem die Gompagnien in ihren Bahnen ein von vorn- 
herein für die Allgemeinheit resp. den Staat bestimmtes Wert;- 
objekt von hoher wirtschaftlicher Bedeutung zu erstellen haben, 
hat letzterer umgekehrt ein eminentes Interesse, dieselben fQr 
den von ihm gewollten Zweck leistungsfähig zu erhalten, 
das aber um so mehr, sobald er dazu übergeht, jenen auch 
weniger ergiebige und schließlich geradezu unrentable Linien 
zu übertragen. 

Ebenso wie der Staat im eigenen Interesse jede schäd- 
liche Konkurrenz zwischen den Eisenbahncompagnien ver- 
hindert und dieselbe durch die von ihm vorgeschriebene Span- 
nung des Gesamtnetzes von vornherein geradezu ausgeschlossen 
hat, so beseitigt er durch seine Initiative, sobald sich gezeigt 
hat, daß die großen nach der Peripherie des Landes laufenden 
Routen ihrer Natur nach wirtschaftliche Einheiten sind, die 
schädliche Vielheit der ursprünglich in zu großer Anzahl ent- 
standenen Gompagnien, indem er von sich aus deren Fusio- 
nierung betreibt, den fusionierten Gesellschaften, die in ihrer 
neuen Gestalt erneuter Konzessionen bedürfen, zugleich aber 
als neuerliches Aequivalent für seine Unterstützung zahlreiche 
neu auszuführende Bahnbauten aufnötigt. Im Interesse deren 
Ausführung versteht sich der Staat eventuell auch dazu, für 
eine und die andere der unrentableren neuen Bahnen Bau- 
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Subventionen zu gewähren oder doch mittelst Uebemahme 
von Zinsgarantien für deren Baukapitalien den Kredit der 
Gesellschaften zu unterstützen. — In dieser Weise vollziehen 
sich wesentlich in den Jahren von 1852 bis 1855 die Fusionen 
der französischen Eisenbahngesellschaften. 

Die neuen Bauausführungen werden von einer Krise der 
Weltwirtschaft überrascht und drohen völlig ins Stocken zu 
geraten, während gleichzeitig die dem Lande nötigen Verkehrs- 
mittel noch bei weitem nicht voll entwickelt sind. Als einfacher 
Obereigentümer der Bahnen hätte der Staat durch thatenloses 
Zuwarten seinerseits damals einen bedeutenden Teil der für jene 
aufgewendeten Anlagekapitalien durch die Bankerotterklärung 
der am schwersten betroffenen Gesellschaften mit einem Schlage 
amortisiert sehen können, indem die Bahnen ihm mit allen 
ihren in dieselben verbauten Pertinenzien in diesem Falle ein- 
fach heimgefallen wären; als Staat suchte er aber seine höhere 
Aufgabe darin, den Ruin derjenigen seiner Bürger, welche jene 
Verkehrswerkzeuge dem Lande dargeboten hatten, zu ver- 
meiden, und sah hierin das sicherste Mittel zur raschen Ueber- 
windung der Krisis und zugleich zur Ermöglichung der weiteren 
von ihm für notwendig erachteten Bahnbauten. 

So gelangte der Staat mit den Verträgen von 1859 dazu, 
sich wiederum die Erweiterung des Bahnnetzes durch dieselben 
Gesellschaften zu sichern, welche seine Hilfe in Anspruch 
nahmen. Diese Hilfe gewährt er durch das von uns im 
18. Kapitel eingehend geschilderte System der Zinsgarantie, 
indem er generell die rentabeln von den wenig oder gar 
nicht rentabeln Linien (altes und neues Netz) unterscheidet 
und die Zins- und Tilgungszahlungen für die Kapitalien der 
letzteren vorschußweise garantiert, gleichzeitig aber die 
rentabeln Linien mit einem gewissen Beitrage für ihre schwäche- 
ren Genossen heranzieht, während er die Kapitallasten des 
alten Netzes zu tragen und einen gewissen Minimal-Ünter- 
nehmergewinn aufzubringen jenem allein überläßt. 

Der Eigentümer hat so seinem Pächter gewissermaßen 
ein Existenzminimum reserviert, zugleich aber für sich die Rück- 
zahlung der Zuschüsse, die er zu dessen Kapitallasten eventuell 
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zu leisten abernommen hat, aus späteren Ueberscbüssen und 
nach erfolgter Rückzahlung überdies einen Anteil an den etwa 
zu erzielenden höheren Reingewinnen sich Yorbehalten. Gegen- 
über den von den Gesellschaften abermals neu zu überneh- 
menden Lasten und zugleich im Interesse der vom Staate im 
Auge behaltenen Amortisation der gesamten Gesellschafts- 
kapitalien einschließlich der eventuellen Garantieschulden wur- 
den die Eonzessionen gleichmäßig auf 99 Jahre verengert. 

Zur Durchführung dieses Systems von Torschußweise ge- 
währten Zinsgarantien, reserviertem Minimaleinkommen der 
Unternehmer und Beitragsleistung derselben zu den Bedürfnissen 
der garantierten Netzhälften wird eine mit der Zeit inuner 
schärfer ausgebildete finanzielle, neben der bereits be- 
stehenden technischen und polizeilichen, Staatskontrolle 
geschaffen; welche die Gesellschaften in immer größere Ab- 
hängigkeit vom Staate bringt und diesem es ermögUcht, 
im Rahmen jenes Systems denselben Gesellschaften auch femer 
die Erweiterung des französischen Bahnnetzes aufzubürden. 
Das einheitlich organisierte Garantiesystem von 1859 hatte 
die sachlichen Schwierigkeiten gehoben, die Eisenbahngesell- 
schaften zugleich aber in ihrer Gesamtgebarung für die ganze 
Dauer ihrer Existenz vom Staate abhängig gemacht. — Wie 
die Richtigkeit des der geschilderten Ausgestaltung der fran- 
zösischen Eisen bahnpolitik zu Grunde liegenden finanziellen 
Kalküls später durch die Thatsachen erhärtet wurde, war das 
ein Beweis für die vorausschauende Umsicht der Urheber dieses 
Systems. 

Zugleich tritt immer deutlicher hervor, daß es der Staat 
ist, von dessen Willen nicht nur die ErSierung, sondern auch 
die Ausführung neuer Bahnen abhängt. Dieses Bewußtsein 
von der Omnipotenz des Staates konnte die ruhige Entwicke- 
lung und glückliche Durchführung seiner Eisenbahnpolitik ge- 
fährden, wenn unter einer streng parlamentarischen Regie- 
rungsform sich Majoritäten finden sollten, die entweder eine 
Ueberspannung des Systems durch überstürzte und zu viele 
Neubauten oder gar einen Bruch mit demselben durch vor- 
zeitige Verstaatlichung der Bahnnetze hätten durchsetzen 
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wollen, zu welcher die Handhabe in dem jederzeit vorbehal- 
tenen Bückkaufsrecht des Staates geboten war. 

Beide Gefahren traten ein, als nach einem unglücklichen 
Kriege das Land sich wieder zu erholen und in forcierter 
wirtschaftlicher Bethätigung die erlittenen politischen und ma- 
teriellen Verluste einzubringen suchte. Die Gefahr der Ueber- 
stürzung bei Inangriffnahme neuer Bahnbauten lag nahe. Ein- 
geleitet wurde dieselbe durch die zahlreichen Klassierungen 
neuer Bahnen im Anfang der 70er Jahre, die der Staat den 
bestehenden Gesellschaften damals nicht aufzubürden vermochte, 
und die, unter Abweichung von der Politik, welche in den 
Fusionen ihren Ausdruck gefunden hatte, zur Konzessionierung 
einer Reihe kleiner, sehr bald insolventer Gesellschaften führten, 
aus deren Zusammenbruch im Jahre 1878 die nicht durch 
sachliche, sondern durch politische und speziell parlamentarische 
Verhältnisse herbeigeführte Schaffung eines großen, aber auf 
lange hinaus unrentabeln besonderen Staatsbahnnetzes 
resultierte. 

Trotz der Warnung, die in diesen Vorgängen lag, unter- 
nahmen, unter dem Einfluß einer . vorübergehenden Ueber- 
schätzung der Kräfte, Regierung und Volksvertretung im Ein- 
verständnis miteinander in demselben Zeitpunkte die Inaugu- 
rierung des großen Bautenprogramms von 1878. Die 
Regierung ließ sich, durch die Verhältnisse gedrängt, dazu 
fortreißen, ebenso wie es einst der Staat bei Beginn des Eisen- 
bahnzeitalters mit der zuerst zu lösenden Aufgabe gethan hatte, 
nunmehr die noch zu lösende — die Vollendung des fran- 
zösischen Bahnnetzes — in einem großen Bilde zusammen- 
zufassen, damit aber Hoffnungen, Wünsche, Verlangen zu 
wecken, die alle dahin zielten, die Eisenbahnpolitik Frank- 
reichsauf einen neuen Weg zu drängen. Der Staat wollte 
gewissermaßen das Dachgeschoß des Gebäudes ausführen, ohne 
jedoch über dessen Fundament und die tragenden Mauern ver- 
fügen zu können. Warum aber sollte er sich nicht zum Herren 
des ganzen Gebäudes machen? 

Alle Parteien sind heute in Frankreich bei der Besprechung 
der Frage: , Staatsbahnen oder Privatbahnen?** darüber einig, 

Kaufmann, Eisenbahnen Frankreiobs. ü. 44 
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daß die aus dem Wesen der Eisenbahn entspringenden Ver- 
waltungsprinzipien in beiden Fällen dieselben sein müssen, 
daß auch der Staat die Bahnen vor der Amortisation ihres 
Anlagekapitals jedenfalls nicht anders als nach den allge- 
meinen wirtschaftlichen Qrundsätzen, zu denen in erster Reihe 
gerade die Amortisation der Eisenbahnkapitalien aus etwaigen 
Einnahmeüberschüssen gehört, betreiben, und daß er auch 
nach Vollendung der Amortisation jenes mächtige Instrument 
der Volkswirtschaft der einzelnen Privatwirtschaft nicht kosten- 
frei zur Verfügung stellen dürfe. Auch darüber ist man dort 
seit langem im klaren, daß die Frage: ob der Staatsbetrieb 
nicht Vorteile gewähre, die von PriTatgesellschaften — zumal 
von einer Mehrzahl derselben — nur schwer zu erlangen seien, 
nicht auf Grund einer vorgefaßten Lehrmeinung, sondern 
lediglich an der Hand gemachter Erfahrungen und von 
Thatsachen entschieden werden könne. 

In Frankreich war die Möglichkeit zu einer Verstaatlichung 
sämtlicher Eisenbahnen, wenn überhaupt jemals, wohl nur in 
dem einen Momente gegeben, in welchem die Schaffung des 
Staatsbahnnetzes beschlossen worden war und man die Mittel 
in Händen zu haben glaubte, das «große Programm*^ von 
Staats wegen durchführen zu können. Daß es aber auch da- 
mals einer Reihe der einflußreichsten Persönlichkeiten nicht 
hat gelingen können, den Sturm, der sich in Frankreich aus 
den Kreisen des werbenden Lebens selbst und der diese ver- 
tretenden Korporationen gegen die zuerst ins Auge gefaßte 
Verstaatlichung des Orl^ans-Netzes erhob, in entgegengesetzter 
Richtung zu entfesseln; die damals gemachte Erfahrung, daß 
die überwältigende Stimme der öffentlichen Meinung, trotz 
aller Agitation, zu der eine nur auf ihren Vorteil bedachte 
Spekulation, skrupelloses Strebertum und ehrlicher Doktrina- 
rismus resp. die Ueberzeugung von besten Wünschen für ihr 
Vaterland beseelter Staatsmänner sich zusammengefunden 
hatten, für die Verstaatlichungsidee nicht zu gewinnen war — 
das charakterisiert die in Fragen, welche die wirtschaftlichen, 
das sind die vitalen Interessen der Nation berühren, immer 
wieder hervortretende Einsicht und Besonnenheit der großen 
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Masse des französischen Volkes, welche das Land damals davor 
bewahrte, das Beispiel eines anders gearteten, unter nur ihm 
eigentümlichen Bedingungen lebenden Nachbarvolkes nach* 
zuahmen und dieser Nachahmung zu Liebe die heranreifenden 
Früchte einer weise angelegten und konsequent verfolgten 
Eisenbahnpolitik preiszugeben. Die Männeir aber, welche 
allein dazu befähigt gewesen wären, jenen Schritt thatsächlich 
auszuführen, und unter ihnen einzelne der Oeburtszeugen des 
großen Programms, waren — ganz abgesehen davon, daß sie 
auch mit Rücksicht auf die Eigenart der parlamentarischen 
Institutionen ihres Staates davor zurückschrecken mochten, die 
Verantwortlichkeit für die Einleitung eines neuen Eisen- 
bahnregimes zu übernehmen, dessen Durchführung, wie sie 
voraussehen konnten, ihnen nicht beschieden gewesen wäre — 
weit davon entfernt, die Vorzüge des bestehenden Systems 
der französischen Eisenbahnpolitik zu verkennen, und am 
wenigsten bereit, einer Doktrin zu Liebe ein Werk zu zer- 
stören, welches die Väter wie ein sicheres Fideikommiß als 
Erbteil für die Enkel begründet hatten. 

Jener Augenblick ging vorüber. Das große Programm 
war unter Beiseiteschiebung der großen Compagnien inauguriert 
und dessen Last dem Staate allein aufgebürdet worden. Als 
man dann sehr bald gewahr wurde, daß dieser Staat, ohne 
sich auf den Grundstock des vorhandenen Eisenbahnnetzes 
stützen zu können, nicht im stände sei, die massenhaften Bauten 
unrentabler Linien durchzuführen, noch viel weniger aber deren 
unrentablen Betrieb zu tragen, da war auch aus finanziellen 
Qründen an eine Verstaatlichung sämtlicher Bahnen nicht 
mehr zu denken und blieb nur die Rückkehr zu dem alt- 
bewährten System übrig — nichts anderes bedeuten die Ver- 
träge von 1883. 

Dieselben Privatgesellschaften, die bis dahin bereits die 
Hauptstützen der französischen Eisenbahnpolitik gewesen waren, 
ließen sich nunmehr auch die in großartigem Maßstabe ge- 
plante und fast verschwenderisch bemessene Vollendung des 
französischen Schienennetzes aufbürden. Allerdings waren sie 
nur mehr den kleineren Teil der Baulast für eigene Rechnung 
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zu übernehmen in der Lage; aber in der zu antizipierenden 
Bückzahlung der ihnen gemachten Garantievorschüsse, die auf 
den dem Staate verbliebenen Anteil an den Baukosten ver- 
rechnet werden konnten, bot sich diesem eine Reserve dar, die 
ihm die Aufbringung seines Anteils wesentlich erleichterte; und 
zugleich ermöglichten es die Gesellschaften dem Staate dadurch, 
daß sie die Beschaffung der gesamten Baukapitalien auf sich 
nahmen, seine Ausgaben für die Bahnbauten, die er andernfalls 
in einem verhältnismäßig kurzen Zeitraum hätte machen und 
durch fortgesetzte Rentenanleihen decken müssen, auf einen 
langen Zeitraum, d. h. bis zum Ende der Eonzessionen 
der Gesellschaften, zu verteilen. Vor allem mußten die Ge- 
sellschafben die Last auf sich nehmen, die mehr als wahr- 
scheinlichen Betriebsausfälle der sämtlichen neuen Strecken 
aus den Einnahmen ihrer alten zu bestreiten; und wenn der 
Staat ihnen gegenüber dieser Nötigung mit einer jetzt generell 
auf das ganze Anlagekapital einschließlich einer Minimal- 
dividende sich erstreckenden Zinsgarantie unter gleichzeitiger 
Verlängerung der Dauer der letzteren zu Hilfe zu kommen 
Veranlassung hatte, so ist diese Zinsgarantie seit 1883 immer- 
hin auf einfachere und exaktere Elemente als früher basiert 
und namentlich, wenn sie überhaupt in Anspruch genommen 
wird, eine nur vorschußweise gewährte geblieben. Zugleich 
ist die Rückzahlung solcher Vorschüsse durch das Pfandrecht 
des Staates an dem mobilen Eigentum der Gesellschaften, wie 
wir nachweisen konnten, um so eher gesichert, als bei einer 
ungestörten Abwickelung des Verhältnisses zwischen Staat 
und Compagnien jenes Pfandobjekt, außer bei der Ostbahn, 
überhaupt nicht in Anspruch genommen werden dürfte. 

Wenn auch die augenblicklich und noch für eine Reihe 
von Jahren den Staat belastenden, durch das in seinen Grund- 
zügen von uns wiederholt geschilderte Garantiesystem bedingten 
Vorschüsse verhältnismäßig groß sind, nicht infolge, sondern 
trotz der Verträge von 1883 — so ist doch nicht zu über- 
sehen, daß sich der Staat bei dem Festhalten an dem System 
des Ausbaues seiner Bahnen durch von ihm abhängige, scharf 
kontrollierte und reglementierte Gesellschaften eine Reihe von 



Digitized by LjOOQ IC 



— 693 — 

Vorteilen gesichert hat, die in der Zukunft schwer ins Ge- 
wicht fallen werden. 

Die Planmäßigkeit in der Ausgestaltung des Bahnnetzes, 
die verhältnismäßige Stetigkeit im Fortschreiten der Bauten, 
die Verhütung großer Verluste von Privatkapitalien durch das 
wiederholte Eingreifen des Staates und die Solidarität der 
rentabeln und schlechten Linien der Bahnnetze sind die näch- 
sten Resultate der geschilderten Politik. Indem sich der Staat 
des weiteren durch das Heimfallsrecht den schließlichen 
Besitz sämtlicher Hauptbahnen gesichert hat, hat er 
durch die Konzessionsbedingungen zugleich dafür gesorgt, daß 
dieser Heimfall dereinst unter möglichst günstigen Umständen 
stattfinden wird. Dahin gehört in erster Reihe, daß jene Kon- 
zessionen eine ununterbrochene Amortisierung des Anlage- 
kapitals der scharf kontrollierten Privatgesellschaften be- 
dingen, deren Durchführung in gleicher Stetigkeit bei einem 
Staatsbahnsystem kaum möglich gewesen wäre. Diese mit 
dem Ablauf der Konzessionen vollendete Amortisation 
sichert dem Staate den Anfall schuldenfreier und wirtschaft- 
lich nutzbarer Anlagen von gewaltiger Ausdehnung, die ihm 
gleich gewaltige Einkünfte erbringen werden. Jene Anlagen 
aber sind durch die stetige, alles durchdringende und für die 
letzten Jahre der Konzessionsdauer noch besonders vorgesehene 
StaatskontroUe vor einer devastierenden Ausnutzung geschützt, 
und die Kosten dieser Kontrolle tragen wiederum die zeitigen 
Nutznießer dieser Anlagen, welche dieselben in ihrer vom Staat 
gewünschten Ausdehnung und Ausrüstung erst herstellen 
und dann an diesen abtreten müssen. 

Die Gesellschaften sind nicht Herren in dem von ihnen 
gebauten Hause; keine Ausführung einer Bahnlinie, keine Er- 
gänzungsarbeit darf vorgenommen, keine Obligation darf aus- 
gegeben werden ohne Genehmigung und Kontrolle des Staates; 
auch dann nicht, wenn dies ausschließlich für Rechnung und 
Gefahr der Gesellschaft geschehen soll. 

So werden die Schienenwege Prankreichs zwar von 
Privatunternehmern, aber für den Staat und nur so, wie 
dieser es will, ausgeführt, an dessen Stelle jene sie unter 
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kontraktlicli festgesetzten Bedingungen und nur für bestimmt« 
Zeit in Betrieb genommen haben — um dem Eigentümer 
selbst Platz zu machen, sobald sie die Lasten des Bahn- 
netzes getilgt haben werden. Von jeher hat der Staat seine 
Stellung zu den Eisenbahngesellschaften unter dem Gesichts- 
punkte normiert, daß die zeitweilige Ueberlassung des Be- 
triebes und der wirtschaftlichen Ausnutzung der von ihm als 
sein Eigentum in Anspruch genommenen Bahnen an jene nur 
den Preis für die Dienste bildet, welche die Gesellschaften 
durch ihre zu diesem Zwecke streng überwachte und geleitete 
Thätigkeit der Allgemeinheit leisten sollen und leisten, 
wie der Staat sie auch ausschließlich unter diesem Gesichte- 
punkte zeitweilig durch seine vorschußweisen Garantien unter- 
stützt. 

Bei der Betrachtung, in welchem Maße diese zum besten 
des Landes vom Staate in Anspruch genommenen Dienste der 
Eisenbahncompagnien von letzteren thatsächlich geleistet worden 
sind, darf nicht übersehen werden, daß die Eisenbahnen, 
trotz ihrer überwiegenden Bedeutung für das moderne Ver- 
kehrsleben, gleichwohl nicht das einzige große Verkehrs- 
mittel sind, das sich dem Güteraustausch darbietet. Neben 
ihnen steht die alte Straße zu Lande und vor allen Dingen 
die Wasserstraße, so daß bei der Beurteilung der Leistungen 
des einen dieser Verkehrsinstrumente die der anderen mit in 
Betracht gezogen werden muß. 

Indessen kommt, wie wir schon einmal sagten, die Land- 
straße als Verkehrsmittel im großen und ganzen nur noch iu 
dem Sinne in Betracht, daß dieselbe den beiden anderen 
großen Transportwegen, der Eisenbahn und der Wasserstraße, 
den Verkehr zuführt und abnimmt, selbständig aber demselben 
auf größere Entfernungen hin nicht mehr dient. 

So haben wir uns ebenso wie in Kapitel 19 auch hier im 
wesentlichen neben den Eisenbahnen nur noch mit den 
Wasserstraßen zu befassen. Letztere aber dürfen bei der Be- 
trachtung der ersteren im Hinblick auf den Verkehr im ganzen 
keineswegs außer acht gelassen werden. Wenn daher z. B. 
de Foville, dem offiziellen Album der Statistique graphique 
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folgend, an die Verkehrsleistungen speziell der Eisenbahnen 
den Maßstab der Bevölkerungszahl legt und berechnet, daß jene 
unter anderen im Jahre 1883 auf 100 Einwohner in Deutsch- 
land 530 Personen und 430 Tonnen Güter, die französischen 
dagegen 570 Personen, aber nur 250 Tonnen Güter befördert 
hätten, so kann aus einer solchen Zahlenangabe allein noch 
nicht geschlossen werden, daß der Güterverkehr Deutschlands 
im Verhältnis der Einwohnerzahl größer als der Frankreichs 
sei, besonders aber nicht, daß die französischen Eisenbahnen 
ihrem Lande schlechter dienten als die deutschen dem unserigen. 
Denn es fehlt, was den ersten Punkt betrifft, für die Beurteilung 
der Größe des Verkehrs die Masse der Güter, welche die 
Wasserstraßen aufsuchen, und es fehlt, den zweiten Punkt 
angehend, das Maß ftir das Verkehrsbedürfnis als solches 
innerhalb der beiden Länder. 

Bei unseren gegenwärtigen Betrachtungen haben wir, wie 
gesagt, beide Verkehrsinstrumente, Bahn- und Wasserstraße, 
nebeneinander zu berücksichtigen. 

Wenn wir zunächst nach den Diensten fragen, welche die 
Verkehrspolitik Frankreichs der Allgemeinheit zum überwiegend 
großen Teil durch das Medium der Eisenbahncompagnien dar- 
bieten zu lassen verstanden hat, so kommt als erster der 
Umfang in Betracht, in welchem Bahnstraßen überhaupt ge- 
baut worden sind. 

Zur Bemessung dieses Dienstes haben wir an Jahre an- 
zuknüpfen, welche Wendepunkte im Werdegang des Eisen- 
bahnwesens bezeichnen: dafür bietet sich uns kein früheres 
als das Jahr 1847 dar, da vor demselben von einem Eisen- 
bahnnetz überhaupt nicht gesprochen werden kann; das 
Jahr 1855 ist das des vorläufigen Abschlusses der Fusionen; 
1869 geht dem Kriege voraus, 1878 ist das Jahr der Inaugu- 
rierung des „großen Programms", während das Jahr 1888 die 
Wirkung jenes und der Verträge von 1883 zeigt und 1893 
und 1894 die letzten Jahre sind, über welche offizielle Zahlen 
vorliegen. 

Für die genannten Jahre berechnen wir in der Tabelle 
auf S. 696 die Einwohnerzahl Frankreichs auf 100 qkm 
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und die Länge der Haupt- und Lokalbahnen sowie der 
Binnenwasserstraßen sowohl absolut als auf je 100 qkm 
reduziert. Des weiteren fassen wir ins Auge, auf wieviele 
Einwohner und wieviele Quadratkilometer je 1 km Bahn 
oder Binnenwasserstraße entfällt, d. h. welcher Fläche 
jene Einwohnerzahl nach der durchschnittlichen Dichtigkeit 
der Bevölkerung entspricht^). 

Von 1847 bis zum vorletzten Jahre des zweiten Kaiser- 
reichs betrug das Wachstum des französischen Bahnnetzes 
nach der auf S. 696 gegebenen Tabelle 15085 km oder durch- 
schnittlich jährlich 686 km während dieses 22jährigen Zeit- 
raumes; von 1870 bis 1878 wuchs das Schienennetz, unter 
Berücksichtigung der 763 km an Deutschland abgetretener 
fertigen Bahnen*), um 7790 oder im Jahresdurchschnitt um 
866 km; seit der Inaugurierung des „großen Programms* 
bis zum Jahre 1894 betrug die Zunahme in 16 Jahren wiederum 
16001 km, das sind durchschnittlich jährlich sogar 1000 km. 
Die Jahreszunahme der Hauptbahnen allein betrug im Durch- 
schnitt der drei vorbezeichneten Perioden von 1847 bis 1869: 
680 km, von 1870 bis 1878: 635 km und von 1878 bis 1894: 
908 km, so daß aus diesen Zahlen ersichtlich wird, wie die 
Kräfte der Compagnien in steigender Progression angespannt 
worden sind. 



') Als Bevölkerungszahlen sind den Berechnungen der auf S. 696 
stehenden Tabelle wie den spater folgenden für die Jahre 1847, 1855, 
1878, 1888 und 1893 diejenigen der Fortschreibungstabelle der offiziellen 
Statistik — Annuaire statistique XV, S. 42 bezw. XlII, S. 472 — zu Grunde 
gelegt, für 1869 und 1894 aber die Volkszähluugsresultate von 1866 
bezw. 1891; für letzteres Jahr, weil die Fortschreibung noch nicht vor- 
liegt, für ersteres, weil die französische Statistik, um den entsprechenden 
Vermehrungskogffizienten der Bevölkerung für 1870 und 1871 zu ge- 
winnen, die erst infolge des Krieges eingetretene Verminderung der 
Bevölkerung bis 1869 rückwärts fortgeschrieben hat und für jenes 
Jahr nur diese den damaligen thatsächlichen Verhältnissen nicht ent- 
sprechende Zahl angibt. — lieber den Flächeninhalt Frankreichs zu 
verschiedenen früheren Zeitpunkten cf. Annuaire statistique XIII, S. 470, 
über dessen gegenwärtige Größe cf. die berichtigte Angabe im Ann. stat. 
XV, S. 9. 

*) Cf. Buch I, S. 218 f.; darunter 20 km Lokalbahnen. 
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Die allmähliche Ent Wickelung des französischen Eisen- 
bahnnetzes, deren Zahlen in früheren Kapiteln mitgeteilt 
wurden, veranschaulichen wir ebenso wie die der Binnen- 
wasserstraßen in der nebenstehenden graphischen Dar* 
Stellung. 

Die gegenwärtige Ausdehnung des französischen Eisen- 
bahnnetzes ist, um ihre Bedeutung würdigen zu können, schließ- 
lich noch mit der der anderen Länder unseres Erdteils zu 
vergleichen. 

Ueber die Länge der in den einzelnen Ländern Europas 
am Ende der Jahre 1893 und 1894 im Betrieb befindlichen 
Eisenbahnnetze sowie über das Verhältnis derselben zu der 
bezüglichen Landesfläche und Einwohnerzahl bilden wir die 
Tabelle auf S. 699 ^). 

Nach Ausweis derselben rangiert Frankreich, was die 
Ausdehnung seines Bahnnetzes zu seiner Einwohnerzahl 
anlangt, von Schweden und der Schweiz abgesehen, unter 
den übrigen europäischen Staaten, vor allem unter den Groß- 
staaten unseres Erdteils an erster Stelle; im Verhältnis zu 
seinem Flächeninhalt steht seine Bahnlänge an sechster — 
unter den Qroßstaaten : hinter Großbritannien und Deutschland 
an dritter Stelle. Wenden wir auf diese drei Großstaaten den 
in der Tabelle auf S. 696 zur Darstellung gebrachten Maß- 
stab der Bevölkerungsdichtigkeit an, so kamen in 

Frank- Deutsch- Groß* 





reich 


land 


hritannien 


auf 100 qkm: Einwohner .... 


7147 


9667 


12111 


auf 1 km Bahnlänge: Einwohner 


968 


1148 


1119 


1 km Bahnlänge auf die Bewohner- 








zahl von qkm 


18,5 


11,9 


9,« 



Betrachten wir nunmehr, von welchem Einfluß die Eisen- 
bahnen Frankreichs, deren Ausdehnung wir soeben kennen 
gelernt haben, auf die im Anfang des Kapitels erwähnten, die 



*) Cf. Archiv für Eisenhahnwesen 1896, Heft 3, S. 418; für Frank- 
reich mit diesem übereinstimmend. 
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Länder 



Länge der Eisen- 
bahnen Ende 



1893 
km 



1894 
km 



Ende 1894 kamen 



auf . 
100 qkm 
Fläche 



auf 
10000 
Ein- 
wohner 



km Eisenbahn 



Belgien 

Dänemark 

Deutschland 

Frankreich^) 

Griechenland 

Großbritannien und Irland . . 

Italien 

Niederlande inkl. Luxemburg . 

Norwegen 

Oesterreich- Ungarn ') .... 

Portugal 

Rumänien 

Rußland und Finland .... 

Schweden*) 

Schweiz 

Serbien 

Spanien 

Türkei, Bulgarien und Rumelien 
Malta, Jersey und Man . . . 

Europa . 



6 473 

2195 

44 842 

39 357 

915 

33 219 

14184 

3 096 

1612 

29 160 

2 340 

2 573 
33 478 

8 782 

3 415 
540 

11435 

1818 

110 



5 445 

2 267 

45 462 

39 979 

915 

33 641 

14 626 

3102 

1726 

30 038 

2 340 

2 581 
35 560 

9 234 

3 477 
540 

12147 

2 010 

110 



18,8 

5,8 

8,4 *) 

7,4 

1,4 
10,7 

5,1 

8,7 

0,» 

4,4 

2,5 

2,0 

0,7 

2,1 

8,4 

1,1 

2,4 

0,7 



238 543 245 300 



2,5 



8,8 
9,8 

8,» 

10,4 

4,. 

8,6 
4,7 
6,2 
8,6 

6,p 

4,6 
4,8 
3,5 

19,0 

11,T 
2,4 

6,» 

2,0 



6,6 



Entwickelung des Verkehrs bedingenden Faktoren: Schnellig- 
keit, Billigkeit und Sicherheit des Transportes, ge- 
wesen sind. 

Nach einem im Jahre 1873 vom französischen Ministerium 
der öffentlichen Arbeiten erstatteten Bericht betrug die durch- 
schnittliche Schnelligkeit, mit der ein Reisender bei der ihm 
gebotenen mittleren Verkehrsmöglichkeit der Fuhrunter- 
nehmungen in Frankreich reisen konnte, Aufenthalt mit 



*) Preußen allein nur ebensoviel wie in Frankreich. 

^) Exkl. Industriebahnen. 

^) Inkl. Bosnien, Herzegowina und Sandjak Novibazar. 

*) Exkl. Gellivarabahn, 221 km. 
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eingerechnet, im 17. Jahrhundert 2,2 km pro Stunde, 3 bis 
4 km gegen Ende des 18., 4,s km im Jahre 1814, 6,5 km 
1830, 9,5 km um 1848. In der ersten Hälfte unseres Jahr- 
hunderts hatte sich demnach die mittlere Schnelligkeit der 
Reise auf der Landstra&e verdreifacht, während ein Eilverkehr 
zwischen den wichtigsten Plätzen des Landes bestand, der 
jene Schnelligkeit bereits vervierfachte. 

Seit jener Zeit haben die Eisenbahnen die Reisezeit 
in derselben Progression verkürzt und ebenso die Be- 
wegungsmöglichkeit der Güter vermehrt. 

Trevethiks Straßenlokomotive, welche dem Transport von 
Roheisen der Pen-y-darrn Works in Südwales diente, ver- 
mochte 10 Tonnen 8 km weit pro Stunde zu bewegen, bewährte 
sich aber nicht, da ihre Adhäsion zu gering war und sie die 
Schienen zu schnell abnutzte. Stephensons „Blücher* war 
1814 im Betrieb noch teurer als Pferde, sein „Rocket* schleppte 
dagegen 1825 bereits 90 Tonnen 19 bis 24 km weit in der 
Stunde ^). 1840 durchfuhren die englischen Eisenbahnzüge, 
während das reglementmäßige Maximum in Frankreich 8 km 
war, abgestuft 5,8 bis 10,5 km die Stunde *). Auch heute fahren 
einzelne Züge im einzelnen Lande nicht viel schneller, wogegen 
andere gewaltig vergrößerte Zahlen aufweisen: So durchmißt 
der „ Rapide" zwischen Paris- Amiens-Calais ebenso wie gewisse 
englische, deutsche und amerikanische Eilzüge über 80 km*) 
in derselben Zeit, und sollen neuerdings Versuche erwiesen 
haben, daß gute Lokomotiven einen Zug von 30 Achsen bis 
120 km in der Stunde fortbewegen und allein über 150 km 
in der Stunde durchsausen können, während für die elek- 
trischen Bahnen der Zukunft eine Geschwindigkeit von stünd- 
lich 250 km und mehr in Aussicht genommen wird. 



^) 20 Jahre später war das Gewicht der Lokomotive nebst Tender 
von 77« (die erste Lokomotive, der , Adler*, auf der Linie Nümberg- 
Fürth wog etwa 6 Tonnen, 1835) auf 40 bis 60 Tonnen (heute 60 bis 
110 Tonnen), des Personenzuges von 18 auf 75 Tonnen, des Güter- 
zuges auf 160 bis 180 Tonnen gestiegen. Cf. Gardner, Railway 
Economy, a treatise on the new art of transport, 1849. 

^) Aufenthaltözeit mit eingerechnet. 
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Von diesem Zukunftsbild abgesehen ist die Aufstellung, 
welche Gheysson in dem Eisenbahnalbum von 1888 (Blatt 8) 
für die Vergangenheit wiedergibt, außerordentlich instruktiv. 
Der Genannte reduziert in derselben das Wachstum der 
Schnelligkeit des Reiseverkehrs zwischen einzelnen wichtigen 
Plätzen in Frankreich auf folgende V erhältniszahlen ^) : 



Von Paris nach 


1650 


1782 


1814 


1834 


1854 


1887 


Calais .... 


123 


60 


40 


28 


6,40 


4,82 


Lüle 


105 


42 


34 


22 


4,50 


3,50 


Straßburg . . . 


1 218 


108 


70 


47 


10,40 


8,48 


Genf 


245 


158 


75 


48 


19,51 


11,80 


Nizza .... 


438 


221 


140 


98 


65,80 


18,84 


Marseille . . . 


359 


184 


112 


80 


38,«o 


13,58 


Toulouse . . . 


330 


198 


104 


70 


31.15 


15,18 


Nantes .... 


227 


108 


72 


41 


19.S5 


9,11 


Hävre .... 


97 


52 


31 


17 


5,15 


4,10 



1893 betrug die Schnelligkeit der Personenbeförderung^ 
die Aufenthaltszeiten eingerechnet, 41 bis 82 km, in den 
direkten Personenzügen 25 bis 60 km, in Omnibuszügen 
20 bis 60 km und in gemischten Zügen immer noch 20 bis 
55 km pro Stunde, während noch 1883 die größte Leistung 
in Frankreich nur 62, die geringste 18 km betragen hatte. 

Dabei darf nicht übersehen werden, daß die Schnellig- 
keit der Beförderung nicht allein von der Bewegung des ein- 
zelnen Fahrzeugs, sondern auch von der Häufigkeit der dar- 
gebotenen Beforderungsgelegenheit und der Leichtigkeit ihrer 
Benutzung abhängt. Wenn es früher als ein großer Fort- 
schritt angesehen wurde, daß die Postkutsche zwei- bis drei- 
mal wöchentlich fuhr, welche nur die Reisenden mitnehmen 
konnte, die sich rechtzeitig hatten einschreiben lassen, gehen 



^) 1759 fahr der Postwagen von London nach Manchester in 
478 Tagen, 1824 waren nur noch 27 Stunden dazu nOtig (cf. Riyinus, 
Nördliches England 1824, 8. 379), auf der heutigen Eisenbahn 4 Stunden. 
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heute, nach dem gesetzlichen Minimum, in Frankreich taglich 
mindestens drei Züge in jeder Richtung, und beträgt auf den 
frequenteren Elouten, für welche die Postverbindung zuletzt eine 
tagliche gewesen war, die Zahl der Eisenbahnzüge in jeder 
Richtung das Acht- bis Zehnfache, im Nahverkehr der Groß- 
städte selbst das Dreißigfache und darüber. Im Jahre 1893 
verkehrten im Durchschnitt des ganzen französischen Haupt- 
bahnnetzes täglich im ganzen 22,i Züge: 14,s der grande 
vitesse und 7,9 der petite vitesse; der Personenbeförderung 
standen also in jeder Richtung durchschnittlich etwas über 
sieben Züge, der Güterbeförderung fast vier Züge zur Ver- 
fügung. Jene befördern heute jeden Reisenden, der sich 
fünf Minuten vor Abgang des Zuges auf dem Bahnhof ein- 
findet. 

Die Schnelligkeit des Reiseverkehrs hat sich nach 
der vorstehenden Aufstellung in Frankreich seit 100 Jahren 
mehr denn verzehnfacht, seit 200 Jahren verfünfundzwanzig- 
facht. Damit aber hat sich die räumliche Ausdehnung des 
Landes seit 200 Jahren im Hinblick auf die Möglichkeit des 
Verkehrs vom Menschen zum Menschen um das Sechs- bis 
Siebenhundertfache verkleinert. 

Werfen wir nunmehr, vom selben Gesichtspunkt ausgehend, 
einen Blick auf die Güterbewegungsmöglichkeit, so 
ist — abgesehen von der weiter unten zu besprechenden ge- 
waltig angewachsenen Masse der Güter und davon, daß heute 
ganze Güterkategorien auf größeste Entfernungen hin trans- 
portiert werden, von deren Transport man in früheren Zeiten 
ganz absehen mußte ^) — die Schnelligkeit der Bewegung der 
Güter zwar nicht im selben Verhältnis wie die, deren sich 
der Reisende erfreut, aber dennoch außerordentlich gewachsen: 
der gewöhnliche Güterzug Frankreichs durchläuft, unter An- 
rechnung von Aufenthalt u. s. w., bei einer mittleren Fahr- 
geschwindigkeit von 20 bis 30 km — 1893 betrugen die Ex- 
treme auf den verschiedenen Bahnnetzen 12 bezw. 35 km — pro 



*) Vor den Eisenbahnen gab es z. B. überhaupt keine siAndige 
Rohstoffausfuhr zu Lande nach entfernteren Absatzgebieten. Cf. Sax 1, 89. 
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Stunde zwar 15 bis 18km, doch haben die Eisenbahnen das 
Recht, für Annahme und Ablieferung der ihnen anvertrauten 
Waren je einen Tag verstreichen zu lassen, und brauchen die- 
selben an jedem dem eigentlichen Transport dienenden Tage nach 
den allgemeinen Tarifsätzen nur 200 km weit zu befördern. 
Wünscht der Verfrachter aber von den sogenannten „reduzierten* 
Tarifen zu profitieren, so bewerkstelligt sich der Verkehr noch 
langsamer, so daß etwa nur 2 bis 3 km thatsächlich auf die 
zwischen Aufgabe und Ankunft der Güter verflossene Zeit 
pro Stunde entfallen. Das bedeutet aber immerhin noch eine 
Ersparnis von etwa der Hälfte bis zwei Drittel der früheren 
Transportzeit; denn während 3 km perpetuierlicher Fort- 
bewegung pro Stunde auf der Bahn einer solchen von 72 km 
in 24 Stunden gleichkommen, konnte der Hauderer, der mit 
seinem im Schritt sich bewegenden Lastfuhrwerk mindestens 
15 Minuten für den Kilometer braucht, in der Stunde nur 4 km, 
und bei zehnstündiger Fahrzeit 40, höchstens 50 km pro Tag 
zurücklegen, so da& er z. B. für die 330 km lange Bahn- 
strecke Paris-Calais (ohne die größere Landstraßenlänge mit 
ihren Steigungen und Senkungen in Anschlag zu bringen) 
etwa neun Tage gebraucht hätte, wogegen Stückgut auf 
solcher Hauptlinie heute am dritten Tage in die Hände des 
Empfängers gelangen kann. 

Neben der für den Verkehr nötigen Zeit, sagten wir 
oben schon, kommt für denselben wesentlich der Kosten- 
aufwand in Betracht, durch welchen die größere Schnellig- 
keit nicht aufgewogen werden darf. Der Umstand aber ist 
gerade für die moderne Entwickelung des Verkehrs besonders 
bezeichnend, daß beide Momente: größer werdende Schnellig- 
keit und kleiner werdender Kostenaufwand nebeneinander 
hergehen. 

In Afrika kostet heute noch der Transport einer Kilo- 
metertonne, unter der Voraussetzung, daß das Trägerwesen 
organisiert ist, 4 Frs. ^), im anderen Falle viel mehr. Auf 



^) Cf. die Aogaben von Brosselard-Faidherbe, der, um eine Tonne 
Salz von der Küste zum oberen Niger , 300 km weit zu transportieren. 
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Mauleseln verfrachtet, würde die Kilometertonne in Frank- 
reich 0,8 bis 1 Franc kosten, und ist fDr den Sudan be- 
rechnet worden, daß die Kilometertonne, auf dem Kamel 
fortbewegt, dort rund 50 Cent, kostet. Ende des vorigen 
Jahrhunderts kostete die auf Wagen in Frankreich ver- 
frachtete Kilometertonne noch ebenso viel; dagegen 30 Cent. 
1814, 25 Cent. 1830 und 20 Cent, um die Mitte des Jahr- 
hunderts, während dieselbe heute auf der Eisenbahn bei ge- 
wöhnlicher Fracht je nach der Güterklasse und Entfernung 
zu 16 bis 7, 14 bis 6, 12 bis 5, 10 bis 4, 8 bis 3 und 8 bis 
2 Cent. bef5rdert wird und im Durchschnitt aller Verfrachtungen 
der Hauptbahnen 5,25 Cent, und bei „reduziertem* Tarif er- 
heblich unter 5 Cent, kostet ^). 

Der Kilometersatz für Reisende betrug im 18. Jahrhundert 
durchschnittlich 14 Cent. Dieselben fuhren 1855 in der ersten 
Klasse für 10, in der zweiten für 7,5 und in der dritten für 
5 Cent., wobei der Heisende selbst der letzten Klasse sich 
eines viel größeren Komforts erfreut haben wird, wie vor 
100 Jahren der in eigener Karosse umhergeschleuderte Prinz 
von Geblüt*). 



40 Neger , die kaum 10 km pro Tag zurücklegten , mit 1 Fr. Tag^lokn 
benötigte. 

*) Cf. Kap. 16, S. 91 ff. — 1864 schätzte Perdonnet die Ersparnis 
Frankreichs infolge des Eisenbahntransports gegenüber den Kosten auf 
den früheren Straßen auf 500 Millionen Frs. gleich den Zinsen eines 
Kapitals von 10 Milliarden, wogegen das Anlagekapital der Eisenbahnen 
damals 4 Milliarden Frs. betrug (cf. Trait^ elömentaire des chemins de 
fer I, S. XVI ff.). 1880 berechnete Foville (cf. La transformation des 
moyens de transport et ses cons^quences ^conomiques et sociales 1880) 
den durchschnittlichen Preis des gewöhnlichen ,roulage' in Frankreich 
auf 25 Cent., der Eisenbahn auf 6 Cent., der Kanalfahrt auf 3 bis 4 Cent., 
der Fluüschifffahrt auf 2 Cent., auf Kamelen 42 Cent., Maultieren 87 Cent., 
auf dem Menschenrücken aber auf 8 Frs. 

') Für die Gräfin d'Escarbagnas bedeutete noch zu Moliäres Seiten 
eine Reise von Paris nach AngoulSme eine Epoche ihres Lebens. — 
Chodowiecki war 1778 zwischen Berlin und Danzig sieben Tage unter- 
wegs. Die Fährnisse und Unbequemlichkeiten seiner Reise hat er in 
einem Tagebuch, das die Berliner Akademie der Künste bewahrt, in 
anschaulicher Weise geschildert. 
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Nehmen wir abermals das Album von Cheysson zur Hand, 
so berechnete dieser für dieselben Verkehrsstrecken, deren 
Schnelligkeitsverhältnis wir oben kennen lernten, die Ver- 
minderung der Kosten wie folgt: 





1798 (Postwagen) 


1891 (Eisenbahn) 


Von Paris nach 


I.Klasse 


2. Klasse 


3. Klasse 


1. Klasse 


2 Klasse 


3. Klasse 




Frs. 


Frs. 


Frs 


Frs. 


Frs. 


Frs. 


Calais .... 


52 


42 


28 


36 


28 


20 


Lille . . 






45 , 35 


23 


31 


23 


17 


Strasburg 




92 73 


49 


60 


44 


32 


Genf . . 




95 77 


51 


77 


58 


42 


Nizza . . 






187 148 


99 


134 


101 


74 


Marseille 






155 122 


82 


106 


80 


59 


Toulouse 






136 108 


72 


89 


67 


48 


Nantes . 






72 1 58 


39 


49 


37 


27 


H&vre . . 






39 


32 


21 


28 


21 


15 



Nach der großen Tarif- und Transportsteuerreduktion von 
1892 sind die Personentarife abermals um 9*^/0 in der ersten, 
18 ®/o in der zweiten und 27 ^/o in der dritten Klasse billiger 
geworden und betragen heute z. B. die Fahrpreise von Paris 
in der 1. Klasse 2. Klasse 8. Klasse 

nach Lüle .... 28 Frs. 19 Frs. 12 Frs. 

. Nizza ... 122 . 82 „ 54 ^ 

. Marseille . . 95 ^ 65 , 42 ^ 

, Hävre ... 25 , 17 , H , ') 

Der Franc gilt aber heute kaum ein Drittel von dem, 
was er vor 100 Jahren galt. So müßten die oben angegebenen 
Fahrpreise des Jahres 1798 verdreifacht werden, um die Ver- 
billigung sinnfällig zu machen, ganz abgesehen davon, daß der 
Wert der ersparten Zeit und der verminderten Qefahr für 
Leben und Gesundheit nicht in Ansatz gebracht werden kann, 
ebensowenig wie die Kosten für Bestreitung der Lebens- 
haltung während der Reise, für Nahrung und Quartier, welches 



>) Cf. Kap. 16, S. 134 und 185. 
Kanfmann, Eisenbahnen Frankreichs, ü. 



45 
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letztere der Reisende heute im Coupe selbst findet, in welchem 
er während der Nachtfahrt schlummert. 

Die Sicherheit des modernen Transports schliefilich 
angehend, braucht man nicht so weit zu gehen wie jener 
englische Eisenbahndirektor, der behauptet hat: «About the 
safest place a man could choose is a seat in an english rail- 
way carriage'^, um zuzugeben, daß auch sie sich auf den Eisen* 
bahnen ganz ausnehmend vergrößert hat. Auf der Reise in 
den französischen Postwagen verunglückten in dem Dezennium 
von der Mitte der 40er bis Mitte der 50er Jahre von 100 Mil- 
lionen Reisenden 615, von denen 282 getötet wurden ^), wahrend 
auf dieselbe Zahl von den die Eisenbahn Benutzenden vom 
27. September 1835 bis 31. Dezember 1875 nur 19 Tote und 
75 Verwundete kamen und heute nur noch 1 Toter, so daß 
Yves Quyot als Minister der öffentlichen Arbeiten am 27. Oktober 
1891 in der Deputiertenkammer erklären konnte: „Die Sicher- 
heit der Reise auf den französischen Eisenbahnen ist eine fast 
absolute, da in den sechs Jahren von 1882 bis 1887 nur 
ein Reisender von 1^* Milliarden bei 42 Milliarden durch- 
fahrener Kilometer durch Betriebsunfall seinen Tod fand.* 

Im Jahre 1893 wurden auf den französischen Haupt- 
bahnen 317,8 Millionen Reisende mit einer gesamten Reise- 
länge von 10,0 Milliarden Personenkilometern in 3389004 Zügen 
der grande vitesse befördert, welche letzteren zum Zwecke 
dieser Transportleistung 184068187 Kilometer durchfuhren. 
Dabei hat durch Betriebsunfälle keiner der Reisenden 
seinen Tod gefunden, dagegen wurden 65 derselben infolge 
ihrer eigenen Unvorsichtigkeit und zwei aus anderen Ur- 
sachen getötet. Wie geringfügig aber auch diese Zahl von 
67 getöteten Reisenden ist, deren Tod nicht der Betriebs- 
führung der Bahnen zur Last gelegt werden kann, zeigt die 
Thatsache, daß allein in den 58 Städten Frankreichs mit mehr 
als 30000 Einwohnern, außer den Selbstmördern, 2545 Per- 
sonen in demselben Jahre eines gewaltsamen Todes starben. 

Das Bild von dem direkten Einflüsse der Eisenbahnen auf 



') Cf. Revue des deux Mondes, 1. Oktober 1858. 
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Leben und Gesundheit der Menschen überhaupt wird allerdings 
nicht durch die Registrierung der getöteten Reisenden abge- 
schlossen. Wie den Tod jener 65 unvorsichtigen Personen, die 
als Reisende immerhin noch in Beziehung zu den Bahnen ge- 
treten waren, hat die Thatsache der bloßen Existenz der 
letzteren jährlich auch die Verletzung oder den Tod einer 
größeren Zahl von Leuten im Gefolge, die in gar keiner Be- 
ziehung zu jenen, weder als Reisende noch als Beamte stehen. 
Außerdem werden bei den immerhin nicht ganz auszuschließen- 
den Unfällen eine Anzahl Reisender verwundet und kommen 
namentlich auch Verunglückungen der Bediensteten der 
Bahnen bei deren Betrieb vor. Das Gesamtbild aller der ge- 
nannten Unfälle aus dem Jahre 1893 stellen wir in folgender 
Uebersicht zusammen: 





Getötet 


Verletzt 


Im Jahre 1893 

i 


aus 
Veran- 
lassung 
des Be- 
triebes 


infolge 
Unvor- 
sichtig- 
keit 


aus 
anderen 

Ur- 
sachen 


aus 
Veran- 
lassung 
des Be- 
triebes 


infolge 
Unvor- 
sichtig- 
keit 


aus 
anderen 

Ur- 
Sachen 


Reisende . . . 
Bahnbedienstete. 
Andere Personen 


10 


65 
230 
237 


2 
35 
13 


254 

142 

13 


97 

521 

79 


35 

235 

41 


Zusammen . | 

1 


10 


538 


50 


409 


697 


311 



Auf den deutschen Bahnen wurden 1894/95: 



1 


Getötet 


Verletzt 


i 


infolge 

des 
Betriebes 


durch 
eigene 
Unvor- 
sichtigkeit 


infolge 

des 

Betriebes 


durch 
eigene 
Unvor- 
sichtigkeit 


Reisende 

Andere Personen (exkl. 
Bahnbedienstete) . 


6 
20 


36 
242 


91 
47 


97 
184 
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Von den deutschen Bahnbediensteten wurden 1894,95 durch 
Unfälle der Züge während der Fahrt 13 getötet und 192 
verletzt, dagegen während des sonstigen Betriebißs (einschließ- 
lich der bei Nebenbeschäftigungen wie Bahnunterhaltung, 
Bauarbeiten, Auf- und Abladen von Gütern etc. thätigen 
Personen) 335 getötet und 2442 verletzt. Besonders diese 
letztere Zahl, unter der sich 1871 unmittelbar im Bahn- 
betriebsdienst zugezogene Verletzungen befinden, ist gegen- 
über 898 überhaupt verletzten französischen Bahnbediensteten 
sehr hoch. 

Die Zahlen über die von den Eisenbahnen Getöteten dürfen, 
um sie richtig zu würdigen, nicht für sich allein betrachtet 
werden, weil einerseits das einzelne Jahr durch ein vereinzeltes 
größeres Unglück besonders hervorstechen kann, und anderer- 
seits die Zahlen über diese „ Opfer ^ des gewaltigsten modernen 
Verkehrsbetriebes immer noch gering sind, wenn sie mit denen 
der im gewöhnlichen Fuhrwerksbetriebe Getöteten verglichen 
werden. In dieser Hinsicht zeigt die preußische Todes- 
ursachenstatistik, daß im Jahre 1893 von 11873 überhaupt in- 
folge Verunglückung Gestorbenen im ganzen — die Stürze 
von Wagen eingerechnet — 2182 Personen = 18,4*^/o durch 
Fuhrwerk- und Verkehrsbetrieb ums Leben gekommen sind, 
unter diesen wiederum 1194 durch gewöhnliche Fuhrwerke, 
35 durch Straßenbahnen, 522 durch Eisenbahnen und 431 
ohne bekannte Unterscheidung des Fuhrwerks, die aber sicher- 
lich nicht dem Eisenbahnbetriebe, dessen Unfälle sorgfältig 
registriert werden, zur Last zu legen sind; somit betragen die 
522 durch Eisenbahnen verunglückten und gestorbenen Per- 
sonen nur 24 ^/o der durch Fuhrwerke überhaupt tödlich Ver- 
letzten und nur 4,4 ^/o der sämtlichen Unglücksfalle mit töd- 
lichem Ausgang. Unter diesen 24 bezw. 4,4 ^/o aber bilden, 
wie wir gesehen haben, die aus Veranlassung des Eisenbahn- 
betriebes getöteten Reisenden nur eine verschwindend kleine 
Zahl und sind unter den übrigen getöteten Personen in Frank- 
reich nahezu die Hälfte solche, welche mit dem Eisenbahn- 
betriebe überhaupt nichts zu thun haben, so daß auch für 
die Eisenbahnbediensteten ihr Beruf mit Rücksicht auf die 
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Größe der Leistungen sich weniger gefährlich darstellt als 
z. B. der gewöhnliche Fuhrwerksbetrieb. 

Die Zahl sämtlicher Unfälle, welche die Züge der fran- 
zösischen Hauptbahnen (einschließlich des Pariser Lokal- 
verkehrs) im Jahre 1893 betroffen haben, betrug 81, die der 
sonstigen Betriebsunfälle 1554, während auf den deutschen 
Vollspurbahnen im Betriebsjahr 1894/95: 487 Entgleisungen, 
300 Zusammenstöße und 2831 andere Unfälle vorkamen. 

Die Eisenbahnen haben ebenso wie bei der Reise auch 
die Sicherheit des Gütertransports vergrößert: Es ist hier 
nicht der Platz, des näheren zu schildern, von welcher Bedeu- 
tung für das wirtschaftliche Leben der Umstand gewesen ist, 
daß erst die Eisenbahnen . eine sichere Vorausberechnung 
der Abfahrts- und Ankunftszeit ermöglicht^) und mit ihren 
festen Tarifen, die ihrerseits auf die anderen Transportpreise 
einwirken mußten, auch die Möglichkeit geboten haben, bei 
dem Kalkül der Transportkosten mit sicheren Faktoren^) zu 
rechnen, und sei wegen der Sicherheit im engeren Sinne des 
Worts als einzelnes Beispiel nur angeführt, daß die Glasfabrik von 
St. Gobain beim alten Fuhrbetrieb auf sechs transportierte Stücke 
fünf Brüche rechnete, während nach Ausweis ihrer Berichte 
ihre Verluste beim heutigen Eisenbahntransport fast Null sind. 

Die drei besprochenen Elemente: Schnelligkeit, Billig- 
keit, Sicherheit haben den Verkehr während der letztver- 
gangenen 50 Jahre in früher ungeahnter Weise gesteigert. 
Um 1842 waren auf allen Straßen Frankreichs jährlich nur 
rund 5 Milliarden Kilometertonnen bewegt worden, davon 
etwa 40 Millionen auf den 564 damals vorhandenen Kilo- 
metern an Eisenbahnen und ca. 1,8 Milliarden Kilometertonnen 
auf den Binnenwasserstraßen. 1874 wurden auf den Staats- 



') Nach Sax, II, 8, verspäteten sich 1876 von allen expedierten 
Zügen der preußischen Eisenbahnen nur 1,6 ^/o u»d betrug die Zeit- 
dauer dieser Verspätungen nur 0,9% von der planmäßigen Fahr- und 
Aufenthaitszeit. 

') Die Frachtpreise der Binnenwasserstraßen waren in Frankreich 
im Jahre 1858 noch so unsicher, daß sie damals für Güter erster Klasse 
von Marseille nach Lyon zwischen 17 und 90 Frs. pro Tonne schwankten. 
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und Departements- und den Wasserstraßen beinahe 6 Mil- 
liarden ^), davon auf den letzteren wiederum nur 1,8 Milliarden, 
auf den Eisenbahnen gleichzeitig aber 7,9 Milliarden Eilometer- 
tonnen befördert; 1889 bewegten sich aber auf den 38 000 km 
Staatsstraßen 1 Vs Milliarden Kilometertonnen, auf den 12 400 km 
Wasserstraßen 3,2 Milliarden, dagegen auf den 35608 km 
Eisenbahnen*) 11,7 Milliarden Tonnenkilometer, während gleich- 
zeitig auf letzteren 253 Millionen Reisende mit zusammen 
8,7s Milliarden Personenkilometem verkehrten*). 

In welchen Etappen sich diese gewaltige Evolution des 
französischen Eisenbahnwesens vollzogen hat, läßt sich am 
besten wiederum an den Zahlen der in der Uebersicht auf S. 696 
behandelten Jahre verfolgen, und wiederholen wir, daß das Jahr 
1847 den Endpunkt des Julikönigtums bezeichnet, welches das 
neue Wesen entstehen sah und dem Eisenbahnbau 1842 den 
ersten kräftigen Impuls verliehen hatte, 1855 den Zeitpunkt, in 
welchem mit der Vollziehung der Fusionen zugleich jenes Pro- 
gramm von 1842 nahezu vollendet ist; im Jahre 1869 aber ist 
das 1859 geschaffene, mit Modifikationen noch heute herrschende 
System der französischen Eisenbahnpolitik in seiner vollen un- 
gestörten Wirksamkeit; 1878 zeigt nach weiterem neunjährigen 
Bestehen dieser Wirksamkeit mit der Schaffung des Staats- 
bahnnetzes und dem Einsetzen der Episode, in welcher der 
Staat sich von den Eisenbahngesellschaften isoliert, deren vor- 



*) Cf. Journal des Economistes 1875, III, S. 200. Die Schätzung 
erscheint angesichts der späteren Angaben für die Staatsstraßen allein 
etwas hoch gegriffen zu sein oder aber die Last brutto anzugeben. 
De Foville. , La France Economique*, 1887, S. 249, gibt als jährliche 
Frequenz der Staatsstraßen 3 Milliarden Tkm, davon ca. 1500 Millionen Tkm 
als «tonnage utile* an, so daß er also 50 7o s^ls Durchschnittsgewicht 
der Fuhrwerke ansetzt. Für die Departementalstraßen gibt derselbe 
2 bis 27« Milliarden Tkm brutto und entsprechend 1 bis V/t Tkm netto 
als jährliche Frequenz an. 

') Mittlere Betriebslänge einschließlich der Lokalbahnen. 

') Bis 1872 hatte sich der Verkehr auf der alten Linie Leipzig- 
Dresden, an dessen Verdoppelung früher niemand glauben wollte, be- 
reits auf das 52fache vermehrt. Cf. Preuß. statistische Zeitschrift 1880, 
8. 128. 
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läufigen Endpunkt an, zugleich ist es ein im ganzen normales 
Entwickelungsjahr zwischen den Nachwehen des Krieges und 
den folgenden Jahren eines ungeahnt glänzenden Aufschwungs, 
der sehr bald von einem um so tiefer empfundenen Rückschlage 
in Wirtschaft und Verkehr abgelöst werden sollte; 1888 ist 
nach diesem Rückschläge das erste Jahr, in welchem derselbe 
endgültig überwunden ist; zugleich ist es, um das Ausstellungs- 
jahr 1889 zu vermeiden, der Schlußpunkt der ersten Epoche 
der jetzt bestehenden Verträge vor deren Modifikation durch 
die Nachtragskonventionen über die Rechnung des teilweisen 
Betriebes; 1894 aber scheint den Beginn einer, nach den ver- 
hältnismäßig schlechten Jahren 1892 und 1893, wieder ein- 
setzenden Periode des Aufschwungs zu bezeichnen. 

Nachdem die erste, die Eindheitsepoche des Eisenbahn- 
wesens überwunden ist^), finden wir für das Jahr 1847: 





Haupt- 
bahnen 


Binnen- 
wasser- 
straßen 


Vom Gesamt ent- 
faUen auf die 


bei 35 621 000 Einwohnern 


Hanpt. 
bahnen 


Wasser- 
straßen 

% 


Betriebslftnge Ende des Jahres . km 
mittlere Betriebslänge ..... 

Alllagekosten Frs. 

durchsdmitt- f Personenküometer Cent. 

^ mt :» ^ i Personen 

beförderte 1^,.^^^^^^ .... 

i^Ainifitete / Personenküometer . . 
geieuwi« ^ TonnenkUometer . . . 


1832 
1511 

986,5 MiU. 

6.54 

11.27 

12 777 923 
3 596 773 

484,3 MUl. 
200 MiU. 


\ 10450 
726,3 Mül. 

3—4 

« __ 
ca. 18 Mül. 

1813 MiU. 


15,0 
12,6 

57,3 

100.0 
16,7 
100 
9,9 


85.0 
87.4 

«.♦ 

83,s 
»0,1 



Auf 1 km Betriebslänge, welcher 1847 seitens der Eisen- 
bahnen durchschnittlich auf 23508 Einwohner, d. h. auf die 



^) Ueber diese cf. Buch I, Kap. 1 und 2, im besonderen S. 7, 
Anmerk. 1 , S. 17 , 29 f. , 70, und Buch II, S. 187 ff. — üeber die in 
der obigen und den nächstfolgenden Tabellen angeführten mittleren 
Betriebslängen und Tonnenkilometer der Eisenbahnen und Wasserstraßen 
cf. die Tabelle in Buch II , S. 630 ; über die Anlagekosten der Haupt- 
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Bevölkerung von 350,8 qkm, seitens der Wasserstraßen auf 
die 3399 Bewohner yon 50,7 qkm kam^), stellten sich diese 
Transportleistungen folgendermaßen: 

von den von den 

Eisen- Binnen-Waaser- 

bahnen straßen 

1- xs. j _i. i Personen ... 8457 
beförderte 



( 



Gütertonnen 2 380 1724 

. . f Personenkilometer 281 000 — 

^^^ \ Tonnenkilometer . 132 400 174 000 

Auf rund 23500 Einwohner entfallen also bereits damals 
gegen 8^^ Tausend Eisenbahnfahrten, das sind 36 ^/o jener, 
so daß, wenn jede der im Jahre 1847 auf der Eisenbahn ge- 
fahrenen Personen nur eine Reise gemacht hätte, dies bereits 
mehr als jede dritte Person der ganzen Bewohnerzahl Frank- 
reichs gewesen wäre. 

Bezüglich des Güterverkehrs ist es interessant zu 
beobachten, wie im Verhältnis zu den Wasserstraßen der An- 
teil der Eisenbahnen an der gesamten verfrachteten Güter- 
menge mit 16,7 °/o bereits größer ist als ihr nur 12,6 ^/o be- 
tragender Anteil an der gesamten Betriebslänge beider Ver- 
kehrsmittel, so daß in den 2380 verfrachteten Gütertonnen 
pro Kilometer Betriebslänge der Eisenbahnen gegenüber den 
nur 1724 Gütertonnen der Wasserstraßen sich bereits deutlich 
die in der größeren Schnelligkeit und dem häufigeren ümtrieb 
der Fahrzeuge begründete Ueberlegenheit jener zeigt. 



bahnen cf. Buch II, S. 194, 211 und 247, über die der Wasserstraßen im 
Kap. 19, S. 598. — Als durchschnittlicher Personenkilometerpreis ist 
oben derjenige von 1846 angegeben; für 1847 fehlt die Angabe in der 
offiziellen Statistik (cf. Documents divers I, Tab. 6), doch darfte die 
durchschnittliche Einnahme vom Personenkilometer, die 1853 noch 
6,60 Cent, beträgt, in jenen beiden Jahren im wesentlichen dieselbe 
gewesen sein. — Der Tonnenkilometerpreis ist nach der Anzahl der ge- 
fahrenen Tonnenkilometer berechnet; wegen letzterer cf. oben S. 628 f. — 
Die Personenkilometer der Eisenbahnen sind in derselben Weise wie 
die Tonnenkilometer des Güterverkehrs berechnet; cf. die vorstehend 
citierte Stelle. 

») Cf. die Tabelle auf S. 696, Spalte 9, 10, 13 und 14. 
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Im Jahre 1855 finden wir: 





Haupt- 
bahnen 


Binnen- 
Wasser- 
straaen 


Vom Gesamt beider 
entfoUen auf die 


bei 36 039 864 Einwohnern 


Haupt- 
bahnen 

% 


Wasser- 
Btraaen 

% 


Betriebslänge Ende des Jahres . km 
mitüere Betriebslänge 

Anlagekosten Frs. 

durchschnitt- fpersonenküometer Cent. 

^ X A ^ f Personenkilometer . . 
^^^^'*^*® \ Tonnenkilometer . . . 


5535 
5037 

26S6.3 MiU. 

5.91 
7.65 

32 941 471 
10 645 282 

1821,s Mill. 
1516.9 MiU. 


} 10 990 
787 MÜl. 

3-4 

ca. 19.5 MiU. 
2040 MUl. 


81.4 
77,3 

100 
»5,2 

100 

42,0 


60,5 
«8,6 

«1.8 
57,4 



Pro Kilometer Betriebslänge, d. h. im Verhältnis zur 
Dichtigkeit der Bevölkerung auf 7155 Bewohner von 105,2 qkm 
rücksichtlich der Eisenbahnen und für 3279 auf 48,2 qkm ent- 
fallende Bewohner rücksichtlich der Wasserstraßen, wurden 



von den 
Eisen- 
bahnen 


Ri 


von den 
nnen-Wasser- 
straßen 


Personen ... 6520 
Götertonnen . . 2113 




1774 


Personenkilometer 361 690 
Tonnenkilometer . 301 155 




185 000 



befördert l 

geleistet < 

Die von den Eisenbahnen beforderten Personen be- 
tragen bereits 91^/o der Bewohnerzahl, so daß also im Jahre 
1855 nahezu auf jeden Einwohner Frankreichs eine Eisen- 
bahnfahrt entfällt. Das bedeutet seit 1847 eine Zunahme der 
mit der Eisenbahn Reisenden von 157 ^/o , so daß deren Zahl 
etwas mehr als das 2 V« fache von der jenes Jahres beträgt. 
Zugleich hat sich das Beförderungsbedürfnis dieser Reisen- 
den in derselben Zeit bei einer Zunahme von 1397 Millionen 
Personenkilometem etwas mehr als vervierfacht und hat 
die durchschnittliche Beförderungslänge eines Reisenden mit 
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55,3 km, gegenüber rund 33 km im Jahre 1847, zu diesem Zeit- 
punkte, in welchem die grofien Hauptrouten der Schienen- 
straßen, aber wesentlich erst diese ohne die späteren immer 
mehr dem Lokalverkehr dienenden Nebenlinien, vollendet wer- 
den, überhaupt ihr Maximum erreicht. 

Von der auf Eisenbahnen und Wasserstraßen verfrachteten 
Gütermenge entfallen bereits über 35 ^/o auf jene und zwar 
wiederum einige Prozent mehr als nach dem Längenverhältnis 
beider zu erwarten wäre. Jene gesamte Gütermenge selbst aber 
ist mit 30,1 Millionen Tonnen im Jahre 1855 gegenüber den 
21,6 Millionen von 1847 um 39,3 ®/o gewachsen und mit dieser 
ganzen Zunahme, bei der Stabilität der Leistungen der Binnen- 
schifffahrt, den Eisenbahnen zugefallen, wie dieselbe durch 
die letzteren überhaupt ins Leben gerufen wurde. Auf den 
Kopf der Bevölkerung entfielen 1847: 0,6 o überhaupt ver- 
frachtete Gütertonnen und 56,7 Tonnenkilometer, 1855 dagegen: 
0,84 Gütertonnen und 98,8 Tonnenkilometer. 

Für das Jahr 1869 hatten wir oben (S. 696) die Ausstat- 
tungsziffern von nur mehr 32,7 qkm mit 2294 Bewohnern pro 
Kilometer Bahnlänge und von 48,2 qkm mit 3381 Einwohnern 
auf 1 km Länge der Wasserstraßen gefunden. Li diesem Jahre 
betrugen: 





Haupt- 
bahnen 


Binnen- 
Wasser- 
straüen 


Vom Gesamt beider 
entfallen auf die 


bei 38 067 064 Einwohnern 


Haupt- 
bahnen 


Wasser- 
Straßen 

% 


die Betriebslänge Bnde des Jahres km 
die mittlere Betrlebslänge . . . „ 

die Anlagekosten Frs. 

der durch- ( 

schnittliche | Personenkilometer Cent. 
Transport- \ Tonnenkilometer . ^ 
preis [ 

die be- i Personen 

förderten \ Gütertonnen .... 

die ge- ( Personenkilometer . . 
leisteten \ Tonnenkilometer . . . 


16 938 
16 465 

7952,9 Mill. 

6,17 

111 163 584 
44 013 433 

1 4107,6 Mill. 
6271,0 Mill. 


J 11 260 
1003 HiU. 

ca. 19 Hill. 
1999 MiU. 


60.1 
59.4 

88.S 

100 
69,3 

100 
75,s 


39,9 

40.6 
11.2 

30,2 
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Diese Leistungen stellen sich auf 1 km Betriebslänge: 



• 


auf den 
Eisen- 
bahnen 


B 


auf den 
innen-Wasser- 
straßen 


\ Gütertonnen . . 


6 752 
2 673 




1687 


. . ( Personenkilometer 
\ Tonnenkilometer . 


254 929 
381 014 




178 000 



Die Zahl der Reisen beträgt bereits 292 ^/o der Be- 
völkerungszahl und kommen nahezu drei Eisenbahnfahrten auf 
jeden Franzosen. Dabei ist die auf den Kilometer Bahnlänge 
entfallende Zahl der Reisenden seit 1855 trotz der gewaltigen 
Erweiterung des Bahnnetzes und der jetzt bereits vorhandenen 
zahlreichen Nebenlinien wiederum gestiegen, so daß in dieser 
selbst relativ zur vergrößerten Bahnlänge stattgefundenen Zu- 
nahme von 232 Reisenden pro Kilometer = 3,6 ^/o das neuer- 
lich gesteigerte Verkehrs be du rfnis der Bevölkerung zum 
Ausdruck kommt, als dessen ZunahmekoSffizient jener Pro- 
zentsatz bezeichnet werden kann. Die kilometrische Transport- 
leistung für den Personenverkehr ist unterdessen gesunken; 
die Bevölkerung bedient sich, gerade auch infolge der immer 
größeren Verästelung des Bahnnetzes, in immer weiteren 
Schichten des neuen, raschen und billigeren Verkehrswerkzeugs; 
die Reisen vervielfachen sich und werden im Durchschnitt 
kleiner; die mittlere Beförderungslänge eines Reisenden ist bis 
auf 37,0 km zurückgegangen. 

Ebenso nimmt der Güterverkehr immer gewaltigere 
Dimensionen an. Mit zusammen 63 Millionen verfrachteter 
Qütertonnen hat er sich seit 1855 verdoppelt, und übertrifft 
der Anteil der Eisenbahnen an dieser Gütermenge den der 
Binnenwasserstraßen bereits um mehr als das Doppelte. Auf 
den Kopf der Bevölkerung aber entfallen nunmehr 1,7 Güter- 
tonnen überhaupt, darunter 1,2 von den Eisenbahnen beförderte 
Tonnen, und 217,6 (1855: 98,8) Tonnenkilometer, wovon 
165,0 (1855: 42,i) Tonnenkilometer im Eisenbahnverkehr. Die 
durchschnittliche Beforderungslänge einer Gütertonne beträgt 
wie im Jahre 1855: 142,5 km, nachdem sie mit 155,9 km im 
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Jahre 1866 ihren Höhepunkt erreicht, 1867: 151,6 und 1868: 
148,9 km betragen hatte. Auch im Güterverkehr macht sich 
der Einfluß der Vervielfältigung der Eisenbahnlinien geltend, 
die auch hierin dem kleineren und weniger weit ausgreifenden 
Verkehrsbedürfnis in immer weiterem Umfange sich zur Ver- 
fügung stellen. Das gesteigerte Verkehrsbedürfnis des Güter- 
austausches kommt wiederum in der auf den Kilometer Eisen- 
bahn reduzierten Gütermenge zum Ausdruck, welche von 2113 
auf 2673 Tonnen, d. i. um 26,5 ^/o gestiegen ist. 
Im Jahre 1878 



waren: 



1 

1 


Haupt- 


Binnen- 
wasser- 
straßen 


Vom Gesamt beider 
entfoUen auf die 


bei 37 212 392 Einwohnern 

! 


bahnen 


Haupt- 
bahnen 

«0 


Wasser- 
str&f>en 


die Betriebslänge Ende des Jahres km ; 
die mittlere Betriebslänge . . „ : 

die Anlagekosten Frs. i 

der durch- ( 

schnittliche ) Personenkilometer Cent. 
Transport- \ Tonnenkilometer . , ' 
preis f. den i 

die be- / Personen 

förderten \ Gütertonnen .... 

die ge- / Personenkilometer . . 
leisteten \ Tonnenkilometer . . 

1 


J2139 
21435 

»)9699,ijMill 

152 806 1:J2 
«3 087 498 

5779,4 Mill. 
8i)99,is Mill. 


J 10 800 
1130,8 Mill. 

3.6 

ca. 19 Mill. 
2005 Mill. 


67., 
66.5 

89.6 

100 
76,9 

100 
80.7 


32,* 
33,5 

10.4 

23.1 
19,, 



Auf 1 km Betriebslänge, d. i. nach der Länge der Bahnen 
auf 1575 Einwohner von 22,7 qkm, nach der der Wasserstraßen 
auf 3446 Einwohner von 49,7 qkm Flächeninhalt, kamen 
danach : 





auf den 


auf den 




Eisen- 


Binnen-Wasser 




bahnen 


Straßen 


u f« j L ( Personen . . . 
beförderte { -,..^ ^ 

l Gutertonnen . . 


7 129 


— 


2 943 


1759 


. . j Personenkilometer 
\ Tonnenkilometer . 


269 624 


— 


391 874 


186 000 



^) Unter Abzug der Anlagekosten für die an Deutschland abgetretenen 
Bahnen: cf. S. 211, Anmerkung 1. 
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Die Zahl der auf der Eisenbahn beförderten Personen 
beträgt bereits das Vierfache: 411 ®/o der Bevölkerung, so daß 
wenn jeder Franzose die 4,ii auf ihn entfallenden Reisen ge- 
macht hätte, er, nach der durchschnittlichen Länge jeder ein- 
zelnen Reise von 37,9 km, in jenen 4,ii Reisen 155 km (1855: 
50,5 km, 1869: 108 km) zurückgelegt haben würde. Die Zu- 
nahme der auf 1 km Bahnlänge entfallenden Reisenden beträgt 
seit 1869: 377 Personen oder der Zunahmeko6ffizient des 
Verkehrsbedürfnisses, wie wir ihn oben bezeichneten, 5,4 ^/o. 

Der Güterverkehr auf Eisenbahnen und Wasserstraßen 
zusammen zeigt in dem zehnjährigen Zeitraum eine Zunahme 
von mehr als 19 Millionen Tonnen = 30,3 ^/o , die vniederum 
ganz und gar auf die ersteren fällt und dort 43,8 ^/o beträgt; er 
ist der absoluten verfrachteten Menge nach auf den Eisenbahnen 
allein ebenso groß, wie er 1869 auf beiden Verkehrswegen zu- 
sammen war. Auf den Kopf der Bevölkerung entfallen 1,7 von 
den Eisenbahnen und 2,2 überhaupt beförderte Gütertonnen, und 
225,7 von jenen bei 279,6 überhaupt gefahrenen Tonnenkilo- 
metern. Bei einer durchschnittlichen Beförderungslänge der Güter- 
tonne von nur mehr 133,i km beträgt die Zunahme der Verfrach- 
tungen pro Kilometer Bahnlänge doch wieder 270 Tonnen, d. i. 
immer noch eine Zunahme des Verkehrsbedürfnisses von 10,i ^/o. 

Der Inaugurierung des „großen Programms** von 1879, 
die sich unter den Auspizien einer mächtig fortschreitenden wirt- 
schaftlichen Prosperität Frankreichs abgespielt hatte, war in 
der That ein ungeahnter Aufschwung des Verkehrs gefolgt, 
80 daß die auf den Eisenbahnen beförderten Gütertonnen 
von 68,9 Millionen im Jahre 1879 auf 89,i Millionen im 
Jahre 1883, die Zahl der Tonnenkilometer gleichzeitig von 
8999,1 Millionen auf 11064,7 Millionen stieg. Dann aber folgte 
eine um so größere Ebbe, die, wie wir im 19. Kapitel bereits 
erwähnt haben, im Jahre 1886 mit 73,4 Millionen Gütertonnen 
bezw. 9314,8 Millionen Tonnenkilometern ihren tiefsten Punkt 
erreichte. Erst 1887 beginnt sich das Land von jener De- 
pression der wirtschaftlichen Verhältnisse zu erholen, und zeigt 
der Verkehr des folgenden Jahres neuerdings Zahlen, die mit 
einer Gesamtzunahme von 2009 Millionen Tonnenkilometern 
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die normale Zunahme von 2,4 ^/o im Jahresdurchschnitt des 
Dezenniums seit 1878 aufweisen. 

Im Jahre 1888 stellten sich die inneren Verkehrsverhälfc- 
nisse Frankreichs folgendermaßen dar: 





Haupt- 
' bahnen 


Binnen- 
wasser- 
straßen 


Vom Gesamt beider 
entfallen auf die 


Einwohnerzahl : 38 400 ooo 

1 

! 


Haupt- 
bahnen 


Wasser- 
Straßen 

•0 


Betriebslänge Ende des Jahres . km i 
mittlere Betriebslänge .... . i 

Anlagekosten Frs. 

durchschnitt- ( PersonenkUometer Cent 
ÄreÄlToHBeBkUometer. , 

X. F- ;, ^ i Personen 

beforderte | outertonnen .... 

f Personenkilometer. . 
geleistete ^ TonnenkUometer . . 

1 


38 652 
32 188 

13 742.HHill 
4.i8 

224 801 159 
8i 855 288 

7315.3MÜI. 
10 409,1 Hill. 


} li 500 
1598,5 Hill. 

3.0 

23 349 750 

3179,0 Hill. 


72.3 
78,0 

89,6 

100 
77,9 

100 
76„ 


27.7 
2«.0 

10.4 

22,1 
23.4 



Auf l km Betriebslänge stellte sich der Verkehr: 



beförderte 



geleistete 



( Personen 



Gütertonnen . . 
/ Personenkilometer 
\ Tonnenkilometer . 



auf den 
Eisen- 
bahnen 
6 997 
2 563 
228 627 
323 990 



auf den 
Binnen- Wasser- 
straßen 

1868 

254 394 



Die Zahl der auf der Eisenbahn beförderten Personen 
hatte seit 1878 um 72 Millionen = 47,i *^/o zugenommen und 
betrug 585 auf 100 der Bevölkerung, also nahezu das Sechs- 
fache der letzteren; die durchschnittliche Beförderungslänge 
eines Reisenden war nur mehr 32,8 km und kamen danach 
von den 7345 Millionen Personenkilometern 191,8 (1878: 155) 
auf den Kopf der Bevölkerung. Trotz dieser Zunahme des 
Personenverkehrs von durchschnittlich jährlich 4,7 ®/o nach der 
absoluten Zahl der Reisenden und 2,7 ^/o nach der Gesamtlänge 
der Reisen war die durchschnittliche Inanspruchnahme des ein- 
zelnen Kilometers Bahnlänge durch den Personenverkehr den- 
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noch geringer geworden, so daß der seit dem großen Pro- 
gramm erfolgte forcierte Ausbau des Eisenbahnnetzes die Zu- 
nahme des Verkehrsbedtirfaisses in der That überholt hat und 
dieser Vorsprung der vorhandenen Transportmittel vor dem 
Bedürfnis in der Abnahme der kilometrischen Zahl der Reisenden 
um 132 = 1,85 ^/o zum Ausdruck kommt. 

Dieselbe Erscheinung macht sich im Güterverkehr 
geltend. Die Zunahme der Gütertonnen beträgt seit 1878 auf 
Eisenbahnen und Wasserstraßen zusammen 23,6 Millionen 
Tonnen = 28,8 ^/o , auf jenen 19,3 Millionen = 30,6 ^/o , auf 
diesen 4 Millionen = 21,0 ^/o. Auf den Kopf der Bevölkerung 
entfallen 2,7 verfrachtete Tonnen überhaupt, davon 2,i Tonnen 
im Eisenbahnverkehr, und bereits 353,9 Tonnenkilometer über- 
haupt, 74,8 mehr als 1878, speziell auf den Eisenbahnen 
271,0 Tonnenkilometer. Die kilometrische Betriebsleistung im 
Güterverkehr der Bahnen ist aber bei einer durchschnitthchen 
Beförderungslänge der Gütertonne von 126,4 km um 380 Güter- 
tonnen = 12,9 ®/o und um 67884 Tonnenkilometer = 17,s ^o 
zurückgegangen. Die frühere extensive Entwickelung des Ver- 
kehrs der Eisenbahnen, die sich proportional zur Zunahme des 
Netzes und selbst stärker als diese vollzog, vermag derselben 
nicht mehr zu folgen. 

Für das Jahr 1894 finden wir endlich: 





Haupt- 
bahnen 


Binnen- 
Wasser- 
strailen 


Vom Gesamt beider 
entfallen auf die 


Einwohnerzahl (1891) : 38 343 198 


Haupt- 
bahnen 

«0 


Wasser- 
Straßen 

% 


Betriebslänge Ende des Jahres . km 
mittlen Betriebslänge . . . . „ 

Anlagekosten Frs. 

?.n«*8^^tt-/per8onenkilometer Cent. 
^'"^'Ä^'^Totinenküometer. , 

, _, . . rPersonen 

beförderte {o^tertonnen .... 

cr«if»i«t«i<^ r Personenkilometer . . 
geleistete ^ Tonnenkilometer . . 


3« 249 
35 971 

15 437,9 Mill. 

3,86 
5.30 

336 544 148 
99105421 

10330,e Blill. 
18 488,5 MUI. 


} 12 253 
1683,5 MiU. 

3,0 
27 873 475 
3911,s MiU. 


74,7 
74,6 

90,2 

100 
•8,0 

100 
76,1 


25,3 
25,4 

9,8 

22,(> 
23,» 
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Auf 1 km Betriebslänge kamen: 



beförderte 



auf den 
Eisenbahnen 


auf den 
Wasserstraßen 


Personen ... 9853 
Gütertonnen . . 2 755 


2 275 


Personenkilometer 287 193 
Tonnenkilometer . 347 015 


319 250 



{ 

geleistete I 

Die Zunahme der beförderten Personen beträgt seit 1888 
111,7 Millionen = 49,« ®/o, ihre Anzahl im Verhältnis zur Be- 
Yölkerung 878 ^/o und die durchschnittliche Reiselänge 30,7 km. 
Auf den Kopf der Bevölkerung entfallen 269 gefahrene Per- 
sonenkilometer. Die Personenfrequenz auf 1 km Betriebslänge 
ist seit 1888 wieder um 2356 Personen = 33,7 ®/o , die der 
Personenkilometer um 58566 = 25,6 ®/o gestiegen; eine Folge 
der großen Tarif- und Transportsteuerherabsetzung von 1892. 
Die gesamte, auf Eisenbahnen und Wasserstraßen verfrachtete 
Gütermenge beträgt 127,o Millionen Tonnen und ist in den 
sechs Jahren seit 1888 um 21,4 Millionen Tonnen = 20,» ®/o, 
im Jahresdurchschnitt also um 3,s6 ^/o gestiegen; auf den Eisen- 
bahnen allein beträgt diese Zunahme 16,8 Millionen Tonnen = 
20,4 > oder jährlich 3,4 °/o. Der Güterverkehr hat überhaupt 
um 2805,» Millionen Tonnenkilometer = 20,6 ®/o, auf den Eisen- 
bahnen um 2073,4 Millionen Tonnenkilometer = 19,9 ®/o , im 
Jahresdurchschnitt also um 3,6 ^/o zugenommen. Auf den Kopf 
der Bevölkerung kommen jetzt 3,3i überhaupt, davon 2,58 auf 
den Eisenbahnen verfrachtete Gütertonnen und 428 überhaupt, 
davon 325,9 auf den Eisenbahnen gefahrene Tonnenkilometer. 
Die kilometrische Güterfrequenz ist seit 1888 auf den Bahnen 
um 192 Gütertonnen = 7,5 ®/o, auf den Binnenwasserstraßen um 
407 Tonnen = 21,8 ^'/o, die kilometrische Transportleistung auf 
jenen um 23025 Tonnenkilometer, d. i. um ebenfalls 7,i ®/o, 
auf diesen um 64856 Tonnenkilometer = 25,5 ^/o gestiegen. Die 
durchschnittliche Beförderungslänge einer Gütertonne ist auf 
den Eisenbahnen mit 126,o km trotz der Zunahme der Netz- 
länge dieselbe geblieben, auf den Wasserstraßen ist sie von 
136 km im Jahre 1888 auf 140 km gestiegen. 

So ist der Verkehr in einem halben Jahrhundert gewaltig 
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gewachsen. Während es im Jahre 1847 für die damalige 
Produktion und Konsumtion Frankreichs genügte oder ge- 
nügen konnte, wenn auf Eisenhahnen und Wasserstraßen ein- 
schließlich der Eüstenschifffahrt rund 23^2 Millionen Tonnen 
Güter transportiert wurden, ^lo Tonne auf den Einwohner 
Frankreichs, so belief sich der Güteraustausch im Jahre 1894 
mittelst: 



der Hauptbahnen auf . . . , 


99,1 MiUionen Tonnen 


der Lokalbahnen auf . . . . 


4,1 „ . 


der Binnenwasserstraßen auf . . 


27,» 


der Küstenschiffifahrt auf . . . 


2,8 


zusammen auf 


. 138,9 Millionen Tonnen 



oder 3,5 Tonnen auf den Einwohner. 

Das ist eine Zunahme von 474 ^/o in 48 Jahren, im Jahres- 
durchschnitt dieses Zeitraums von 9,87 ^/o. Die Haupthahnen 
aher, welche 1847 nur 3,6 Millionen Tonnen, d. h. etwas mehr 
als den siebenten Teil (15,3 ^/o) der damaligen Transportmasse 
beförderten, waren 1894 an den obigen 133,9 Millionen Tonnen 
mit 74^/0 beteiligt. Die Transportleistung von Eisenbahnen 
und Binnenwasserstraßen^), im Jahre 1847: 2013 Millionen 
Tonnenkilometer oder 56,6 Tonnenkilometer pro Kopf der Be- 
völkerung, war 1894, unter Einrechnung der Lokalbahnen 
(77,15 Tonnenkilometer), auf 16471,6 Millionen Tonnenkilo- 
meter = 429,5 Tonnenkilometer pro Kopf, d. h. um 718,8 ^/o 
oder im Jahresdurchschnitt des ganzen Zeitraums um 15,o^/o 
gestiegen. Der Anteil der Hauptbahnen an diesen Leistungen 
betrug 1847: 9,9 >, 1894 dagegen 75,6 >. 

Was die letzteren aber zu jener Steigerung des Verkehrs 
beigetragen haben, wird am sinnfälligsten, wenn die Zahlen, 
welche wir in den vorstehenden Tabellen für die Entwicke- 
lungsepochen des französischen Eisenbahnwesens bezeichnende 
Jahre an dem Maßstabe der Bevölkerung gefunden haben, zu 
einer auf S. 722 folgenden Tabelle vereinigt werden: 



') Transportlängen der KüstenschiflFfahrt liegen nicht vor und ent- 
ziehen sich selbstverständlich jeder Schätzung. 

Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 4G 
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Hauptbahnen. 
Es kamen durchschnittlich 



1847 



1855 



1869 



1878 1888 



1894 



Auf 1 km Bahnlänge: 

Einwohner 

Quadratkilometer . . . 

Auf 1 Einwohner: 

Reisende 

Personenkilometer . . . 

Güteftonnen 

Tonnenkilometer . . . . 



28 508 
350,8 



0,S6 

12,0 
O.i 

5,6 



7155 
105,t 



0,»i 
50,5 

0,t9 

42,1 



2294 
32.7 



2.»2 

107,8 

1,2 

165,0 



1575 

22,7 



4,11 
155,0 

l.T 



225,7 271,0 



1114 

15,6 



5.86 

19Ls 
2,1 



968 

13,6 



8,78 

269,0 

2.« 

325,» 



Die beständig sich steigernden Transportleistungen sind 
dem Lande zu Transportpreisen dargeboten worden, welche 
mit nur ganz vereinzelten Ausnahmen, eine von Jahr zu Jahr 
konstant sinkende Skala zeigen, so zwar, daß sich der durch- 
schnittliche Transportpreis auf den Hauptbahnen stellte: 





für 


den 


für den 




Personen- 


Tonnen- 




kilometer 


kilometer 


1841 auf 


. 7,00 


Cent. 


12,00 Cent. 


1846 , 


. 6,54 




11.88 . 


1855 . 


. . 5,76 




7,85 . 


1869 , 


. . 5,48 




6.17 , 


1878 , 


. 5,17 




5.87 . 


1888 . 


. 4,48 




5,66 , 


1894 , 


. 3,85 




5,20 « 



Der Preisabschlag beträgt also seit 1841 für den Per- 
sonenverkehr 45 >, für den Güterverkehr sogar 56,7^0, und 
bringen diese Prozentsätze die Anstrengungen zur Ziffer, welche 
gemacht worden sind, um das neue Verkehrswerkzeug dem 
Lande zu immer günstigeren Bedingungen zur Verfügung stellen 
zu können, wie auch durch sie nur die wirtschaftliche Evolution 
dieses halben Jahrhunderts ermöglicht werden konnte, eine 
Menge Güter nur bei einem so billigen Transportpreis und 
gleichzeitig schneller Beförderung, d. h. durch die Ermög- 
lichung eines raschen Umsatzes der in ihnen repräsentierten 
Kapitalien, transportfähig und damit verwertbar wurden. 
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Die Produktion konnte nicht nur gesteigert, sondern auch 
vervielfältigt, mannigfacher werden, die Arbeitsgelegen- 
heit und die Einnahmequellen mehrten sich, und so mußte 
die durch den ermöglichten Verkehr hervorgerufene Vermehrung 
auch der Kapitalien immer breiteren Schichten der Bevöl- 
kerung zu Gute kommen , deren Lebenshaltung sich . auf ein 
höheres Niveau heben konnte, nachdem die Grundlagen ihrer 
Existenz eine ebenfalls breitere und damit gesichertere Basis 
gewonnen hatten. Das aber kommt durch nichts so deutlich 
zum Ausdruck, wie durch einen Vergleich der Zunahme des 
Verkehrs und der Spareinlagen in den öfiFentlichen Spar- 
kassen, den wir statt in langen Zahlenreihen^) im Bilde der 
nebenstehenden graphischen Darstellung geben, in welcher die 
jährlichen Veränderungen der betrefifenden Zahlen bis auf Zwan- 
zigstel der Milliarden bezw. Millionen genau zum Ausdruck 
kommen. In dieser Darstellung fällt ins Auge, wie die Spar- 
kassenbestände besonders in den letzten 20 Jahren in steter 
Progression von 545 Millionen Frs. im Jahre 1873 bis auf 
3751 Millionen im Jahre 1893 angewachsen sind, und wie 
gleichzeitig die Kurve der Sparkassenbücher in noch stärkerer 
Progression von etwas über 2 Millionen Einlegern im Jahre 1873 
bis auf 8,26 Millionen im Jahre 1893 gestiegen ist, so daß 
am Sparen und folglich auch an der Erübrigung von Spar- 
kapitalien immer breitere Schichten der Bevölkerung teil- 
genommen haben und teilnehmen^. — Eine Thatsache, die 
keines Kommentars bedarf und laut genug für sich selbst spricht. 

Die Budgetkommission des Jahres 1895 hat die Ueber- 
einstimmung zwischen den Fortschritten — und auch Schwan- 
kungen — des Verkehrs und der Lage der gesamten Volks- 
wirtschaft, veranlaßt durch das ihr damals neu vorliegende 
günstige Betriebsresultat der Eisenbahnen vom Jahre 1894 
und durch die fortgesetzte Steigerung der Eisenbahneinnahmen 



^) Die Zahlen betreffend die Sparkassen werden für die letzten 
zwanzig Jahre unten in der Tabelle auf S. 726 mitgeteilt. 

') Das Königreich Sachsen hatte 1849 bei 81 500 Einlegern mit 
einem Guthaben von 11,7 Millionen Mark 49 Sparkassen, dagegen 1893: 
282 Sparkassen mit 658»6 Millionen Mark Guthaben und 1 755 838 Conten. 
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im Jahre 1895, zum Qegensfcande einer besonderen Unter- 
suchung machen wollen, deren Ergebnisse sie in einer Tabelle 
und dazu gehörigen graphischen Darstellung niedergelegt hat. 
die beide verdienen, an dieser Stelle wiedergegeben zu werden. 

Zur Durchführung ihres Vergleiches hatte die Kom- 
mission für die 21 Jahre von 1873 bis 1893 die Bruttoein- 
nahmen und Betriebsausgaben der Hauptbahnen einer- 
seits und andererseits den Wert der Ein- und Ausfuhr Frank- 
reichs (commerce special, d. h. exkl. Durchgangsverkehr), die 
Revenuen der mobilen Kapitals werte, den Umsatz der 
Bank von Frankreich nebst deren Filialen und die Ein- 
nahmen aus dem internationalen Depeschenverkehr in 
ebensovielen Zahlenreihen nebeneinander gestellt, aus jeder der- 
selben den Jahresdurchschnitt des ganzen Zeitraums und ebenso 
die durchschnittlichen Jahreszunahmen gebildet und in einer 
entsprechenden Anzahl von Zeichnungen um die jedesmal 
vertikal gestellte Linie des Jahresdurchschnitts sowohl die 
Kurve der wirklichen Jahreswerte wie die gerade verlaufende 
Linie der durchschnittlichen Zunahme in der Weise angeordnet, 
daß deren Abstände von jener Vertikalen für jedes Jahr pro- 
portional zu den betreffenden Zahlen unterschieden sind. Wir 
geben diese Zahlenreihen in der Tabelle auf S. 726 und die 
betreffenden Kurven in der dieser Tabelle gegenübergestellten 
graphischen Darstellung wieder. 

Trotz aller Schwankungen in einzelnen Jahren und trotz 
mehrjähriger, im Augenblicke jedesmal als außerordentlich 
erscheinender Rückschläge ist ein stetiger Fortschritt aus den 
Aufstellungen zu S. 723 und auf S. 720 und 727 unverkennbar, 
und ist es namentlich von Interesse, an den Kurven der auf 
S. 727 gegebenen graphischen Darstellung zu beobachten, wie 
z. B. die Einnahmen der Eisenbahnen in wirtschaftlich schlechten 
Jahren doch immer verhältnismäßig geringere Schwankungen 
als z. B. der Handel und der Kapitalienumsatz zeigen. Ins- 
besondere geht aus der zur S. 723 gegebenen Tafel hervor, 
wie die Bethätigung der Menschheit sowohl in ihrem persön- 
lichen Kontakt wie in ihrem Güteraustausch eine immer stärkere 
Progression annimmt. Nachdem die Zahl der Personen- 
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kilometer auf den Eisenbahnen während der ersten 35 Jahre 
des Eisenbahnwesens bis 1872 aus dem Nichts bis auf 
4,3 Milliarden angewachsen ist, nimmt sie in den folgenden 
22 Jahren bis 1894 um weitere 6 Milliarden zu, und steigt 
der Güterverkehr auf Bahnen und Wasserstraßen zu- 
sammen, der in dem 25jährigen Zeitraum 1847/72 von 2 auf 
9,5, also um 7,5 Milliarden Tonnenkilometer gewachsen war, 
in den jüngeren 22 Jahren von neuem um 6,8 Milliarden. — 

Parallel aber dem im wesentlichen von den Eisen- 
bahnen in allen Kulturländern befriedigten Verkehrs- und 
Gütertauschbedürfnis der Menschheit sind auch die anderen 
Hilfsmittel des modernen Verkehrs: Post, Telegraphie, Tele- 
phonie, zu ihrer heutigen Höhe emporgestiegen — erstere 
nicht zum wenigsten gerade mit Hilfe der Eisenbahnen, deren 
Dienste sich die Post von vornherein gesichert hat; die beiden 
jüngsten Kinder der Technik sind dabei ebenso sehr Verkehrs- 
vermittler wie Gehilfen der Eisenbahnen bei deren Betrieb. 

So strömt das bis zum zweiten Drittel unseres Jahr- 
hunderts im großen und ganzen lokalisierte Leben heute im 
einzelnen Land und von Land zu Land, von Erdteil zu Erd- 
teil hin und her: 700 000 Kilometer Eisenbahn, d. i. ein 
I7facher Gürtel um die Erde selbst und fast das Doppelte der 
Entfernung dieser vom Monde, bedecken die der modernen Kultur 
geöffnete Welt und strecken sich tief hinein in die derselben 
noch zu öfiüenden Teile. Auf fast 2 Millionen Kilometer Tele- 
graphendrähten, von denen 1894: 311400 in Frankreich, fliegen 
über 400 Millionen Depeschen einher, davon 1894: 41,4 Mil- 
lionen in Frankreich, und unzählige Telephonlinien bringen 
das Ohr des Hunderte von Kilometern Entfernten dem Munde 
des ihn Anrufenden nahe, während jährlich über 17 Milliarden 
Postsendungen (rund 2 Milliarden in Frankreich) von rund 
200000 Postanstalten (7500 in Frankreich) befördert werden. 

Auf allen Gebieten des menschlichen Lebens zeigt sich 
die Wirksamkeit jener gewaltigen Steigerung des Verkehrs. 
Durch ihn hat sich die Tendenz, welche die Warenpreise nach 
Ausgleich haben, in einer früher ungeahnten Weise in die 
Wirklichkeit umsetzen können. Der Ueberfluß der für die 

(Fortsetzung des Textes auf S. 728.) 
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Kulturwelt immer gleichmäßiger gewordenen Nahrungs- und 
Kleid ungsstoffe der einen Hemisphäre kommt der Notdurft 
der anderen heute zu nutz, so daß der Preisunterscliied des 
Verkehrsgutes hier und dort im wesentlichen nur noch be- 
dingt wird von dem seines Transportpreises. Sinnfölliger aber 
noch als die Nivellierung des Preises von Erdteil zu Erd- 
teil, von Land zu Land ist die innerhalb der Orenzen des 
einzelnen Landes, innerhalb deren alle Zollbäume fielen. 
So differierten z. B. der höchste und niedrigste Preis des Korns 
nach de Poville in Prankreich von Provinz zu Provinz im 
Jahre 1817 um 45 Prs. (36 bis 81 Prs.), 1847 noch um 26 Frs., 
seit 1870 dagegen um höchstens 3,55 Frs. ^). 

Die Produktion mag unter dieser Nivellierung der 
Preise hier und dort während längerer oder kürzerer Ueber- 
gangsstadien leiden, der Konsumtion aber, an der alle 
Genossen der Gesamtheit beteiligt sind, kommt sie zu gute. 

Jene Preisausgleichung zeigt sich aber nicht nur auf die 
räumliche Entfernung hin, sondern auch innerhalb der zeit- 
lichen JPerioden, da gerade unter dem Hinblick auf die Er- 
leichterung des Verkehrs in Zeiten des Deberflusses heute 
Warenlager gebildet werden können, die bestimmt sind, denen 
des Mangels auszuhelfen. , Damit wird der Irrtum über das 
Verhältnis von Vorrat und Bedarf beschränkt und hiermit die 
kaufmännische Spekulation ihres lotterieähnlichen Charakters 
zum großen Teile entkleidet. Die Arbitrage, welche auf die 
gleichzeitigen Preisverschiedenheiten einer Ware an verschie- 
denen Orten spekuliert, kann erst hierdurch zur Bedeutung 
eines eigentlichen Welthandels emporwachsen, und die Preise 
erfahren statt weniger greller Schwankungen eine Menge 
kleiner Oscillationen, welche der völligen Konstanz viel näher 
liegen" *). 



') Der Preisunterschied für Weizen betrug 1656 zwischen Prag 
und Bern über 700 ^/o, im Durchschnitt des 17. und 18. Jahrhunderts 
120 Vo) seit Ausbildung des Eisenbahnwesens kaum 15 ^/o. Cf. v. Inama- 
Sternegg, Beiträge zur Geschichte der Preise, 1873, S. 40. 

')Cf. Röscher, Nationalökonomik des Handels und Gewerbe- 
fleißes 1881, S. 365 ff. 
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Werfen wir von hier aus einen Blick auch auf Deutsch- 
land, welches fast gleichzeitig mit Frankreich und Belgien 
die ersten Versuche gemacht hat, sich das neue Verkehrs- 
instrument anzueignen ^). 

Die Bedingungen, unter denen in Deutschland die Eisen- 
bahnen entstanden, waren durchaus andere als die in den 
übrigen Ländern Europas. Auch hatte das deutsche Eisen- 
bahnnetz bei der politischen Zerrissenheit des Landes nicht von 
vornherein von einer Stelle aus wie in Frankreich geplant 
werden können. In den einzelnen Staaten wurden umgekehrt 
die verschiedenartigsten Versuche gemacht. 

Die ersten acht Meilen Eisenbahn mit Pferdebetrieb wiesen 
im Jahre 1826 die Kohlengebiete der Ruhr und Saar auf, 
während der erste von Lokomotiven gezogene Zug auf deutscher 
Erde am 7. Dezember 1835 zwischen Nürnberg und Fürth 
verkehrte. Ein Jahr später eröfifnete die Leipzig-Dresdener 
Bahn ihre erste Strecke, und folgten Oesterreich und Preußen 
fast gleichzeitig im Jahre 1838 mit den Linien Wien- Wagram 
und Berlin- Potsdam. Die braunschweigische Regierung 
war in Deutschland die erste, welche im selben Jahre dem 
belgischen Beispiele folgte und eine Staatsbahn von Braun- 
schweig nach Wolfenbüttel baute *). Ihrem Beispiel schlössen 



') Die ersten allen Anforderungen genügenden Straßen Deutsch- 
lands sind in der Rheinprovinz unter der französischen Herrschaft an- 
gelegt worden; andere Straßen besserer Art waren am Schluß des 
vorigen und am Anfang dieses Jahrhunderts in Sachsen , Bayern, 
Württemberg und Preußen gebaut worden. — Nach Weber (dessen 
Schriften in diesem Kapitel wiederholt benutzt wurden), , Nationalität 
und Eisenbahnpolitik **, 1876, S. 46, besaßen Preußen, Hannover, Sachsen 
und Bayern zwischen 1885 und 1846 zusammen rund 3000 Meilen Eunsi^ 
Straßen. — Ueber die deutschen Binnenwasserstraßen cf. Kap. 19. 

') Wenn das Verdienst, die erste Dampfbahn auf dem Kontinent 
gebaut zu haben, gewöhnlich für Belgien in Anspruch genommen wird, 
wo im Jahre 1835 eine solche zwischen Brüssel und Mecheln eröffnet 
wurde, so beruht die Annahme auf einem Irrtum , da bereits im Juli 
1882 in Frankreich auf der im Frühjahr desselben Jahres vollendeten 
Linie St. Etienne-Lyon der Pferde- durch den Lokomotivbetrieb ersetzt 
worden war (cf. Buch I, S. 5). Dagegen ist Belgien unstreitig der erste 
Staat, welcher den Bau einer Eisenbahn in seine eigene Hand nahm. 
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sich Baden und Bayern unter Verstaatlichung einer zuerst ge- 
bauten Privatbahn, Hannover und Württemberg mit dem Bau 
von Staatsbahnen an; in den anderen Staaten wurde derselbe 
Privatgesellschaften überlassen, doch ging Sachsen, unter 
Ankauf der dort entstandenen Privatbahnen, ebenfalls früh- 
zeitig zum Staatsbahnsystem über. 

In Preußen war — auch aus militärischen Gesichts- 
punkten — die Bedeutung großer durchgehender Bahnverbin- 
dungen sofort erkannt worden, welche besonders zwischen den 
beiden damals getrennten Hälften der Monarchie möglichst 
schnelle und direkte Verbindungen herzustellen berufen sein 
könnten. Ebenso wenig wurde die Wichtigkeit der von Berlin 
nach Nordwesten und Südosten ausstrahlenden Verbindungen 
verkannt ^). 

Welche Schwierigkeiten aber dem Zustandekommen der 
ersten Bahnen nicht nur aus den Verhältnissen des deutschen 
Kapitalmarktes, sondern auch aus der politischen Zersplitterung 
Deutschlands erwuchsen, lehrt die Thatsache, daß bis zur 
Mitte der vierziger Jahre von den beabsichtigten beiden Linien, 
die nach dem Westen Norddeutschlands führen sollten, erst 
wenige Teilglieder hatten entstehen können. 



') Das wird namentlich auch aus den auf archivalischen Studien 
beruhenden Mitteilungen von Fl eck, «Die ersten Eisenbahnen von Berlin 
nach dem Westen der Monarchie*, im Archiv fflr Eisenbahnwesen XVIII, 
1895, ersichtlich, und war es besonders die erst in späteren Jahren er- 
baute Bahn Nordhausen-Kassel, welcher in maßgebenden Kreisen als 
zweiter westlicher Verbindungslinie neben Magdeburg Hannover-Minden- 
Köln, vor der Thüringischen Bahn die größere Bedeutung beigelegt 
wurde, wie denn auch das Vermächtnis Friedrich Wilhelms III. von 
1 Million Thaler für jene Linie Verwendung fand, für welche dasselbe 
nach der Absicht des Königs wohl von vornherein bestimmt war. üeber 
die Beachtung, welche die allgemeine Bedeutung der Eisenbahnen 
auch bei dem damaligen Kronprinzen von Preußen, dem nachmaligen 
Könige Friedrich Wilhelm IV., fand, cf. dessen bei der Eröffnungsfahrt 
der Berlin- Potsdam er Eisenbahn gethane Aeußerung in Schwabe, 
«Geschichtlicher Rückblick auf die ersten 50 Jahre des preußischen 
Eisenbahnwesens*, Berlin 1895, S. 5. Auch Fleck erwähnt des Einflusses, 
der seitens des Kronprinzen auf die Förderung der Eisenbahnangelegen- 
heiten ausgeübt wurde. 
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Die größten Schwierigkeiten bereiteten häufig genug die 
verschiedenartigen Anforderungen der einzelnen deutschen 
Staaten, deren Gebiete berührt werden sollten: Hannover ver- 
sagte den Bau einer direkten Bahn von Hamburg nach Bremen, 
wie es ebenso lange Zeit durch seine Forderungen in Bezug auf 
Tracierung und Endpunkt der betreffenden Linie den Bau 
einer direkten Verbindung von Magdeburg nach Hamburg ver- 
hinderte; und als zwischen Preußen, Hamburg und Mecklen- 
burg nach langwierigen Verhandlungen und vielen Bemühungen 
der beteiligten Untemehmergesellschaft endlich eine Einigung 
über die Tracierung und Konzessionierung der Berlin-Ham- 
burger Bahn erzielt war, welche in Verbindung mit der Strecke 
Magdeburg-Wittenberge auch jene von Hannover so lange 
hintertriebene direkte Verbindung der beiden Eibstädte ver- 
mitteln sollte, da war es wiederum das Bundesmitglied Däne- 
mark, welches durch seine Anforderungen zu Gunsten Lauen- 
burgs und Altonas dem Unternehmen neue Schwierigkeiten 
bereitete und Mehrlasten aufbürdete ^). 

An anderen Stellen lagen die Dinge nicht besser, so 
daß allein schon die politischen Verhältnisse Mittel- und 
Nordwestdeutschlands mit Notwendigkeit dazu drängten, da^ 
Privatgesellschaften von großen kommerziellen Gesichts- 
punkten aus den Bau der wichtigeren Bahnlinien in die Hand 
nahmen, da es nur ihrer freien Aktionsfähigkeit gelingen 
konnte, für die verschiedenartigen Wünsche und Forderungen 
einen Ausgleich resp. Wege zu deren Befriedigung zu finden. 
Bei dem zwischen verschiedenen der damaligen deutschen Re- 
gierungen herrschenden Antagonismus, bei der eifersüchtigen 
Wahrung vermeintlich gefährdeter Souveränetätsrechte, bei der 
in jedem Staate vorherrschenden Betrachtung der Dinge unter 
dem Gesichtswinkel der Konkurrenz der eigenen Handelsplätze 
und Unterthanen gegenüber denen, die anderen Landesherren 
unterthänig waren — kurz : bei der Art, wie jeder deutschen 
Regierung die übrigen deutschen Lande sich als „Ausland" 
darstellten, — hätte der Bau sehr vieler für das deutsche 



') Cf. Fleck, 1. c. S. 273 ff. 
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Wirtschaftsleben notwendigen Bahnen sich wohl noch auf 
lange hin verzögert, wenn z. B. der Staat Preußen als Bahn- 
unternehmer für durchgehende, verschiedener Herren Länder 
berührende Linien hätte auftreten wollen. 

Das preußische Eisenbahngesetz von 1838 war bereits 
unter dem Gesichtspunkte entworfen worden: die Herstellung 
und den Betrieb der Bahnen zunächst der Privatindustrie 
zu überlassen, während dessen Grundgedanke — dem der 
französischen Eisenbahnpolitik ähnlich — dahin zielte, den 
späteren Uebergang der Eisenbahnstraßen, an denen ein 
Rückkaufsrecht für den Staat vorbehalten wurde, in das 
Eigentum des Staates anzubahnen, inzwischen aber deren Unter- 
nehmerkapitalien — vom staatlichen Standpunkt aus gesprochen 

— in der Weise zu amortisieren, dass der Staat den Bahngesell- 
schaften, an deren Bahnen er kein Heimfallsrecht in Anspruch 
nahm, zwar keine ihm zu gute kommende direkte Zwangs- 
amortisation auferlegte, aber die Amortisationsquoten in Form 
einer sogenannten Eisenbahnaktiensteuer einheben wollte, deren 
Ertrag zum allmählichen Ankauf der Aktien durch den Staat 
verwendet werden sollte ^). 

Daß dieser Gedanke zu keiner konsequenten Durchführung 

— wie in Frankreich — gelangte und hier leicht und in ent- 
scheidender Weise von anderen Gesichtspunkten verdrängt 
werden konnte, liegt wiederum in den deutschen Verhältnissen. 

So rührig auch — energischer vielleicht als bei den west- 
lichen Nachbarn — der private Unternehmungsgeist in 
Deutschland sich auf den Eisenbahnbau richtete, so standen 



*) Das Gesetz über die Eisenbahnunternehmungen vom 3. November 
1838 bestimmt, daß von den Eisenbahngesellschaften an Stelle der Ge- 
werbesteuer eine Abgabe zu entrichten sei, die im Verhältnis des auf 
das gesamte Aktienkapital nach Abzug aller Unterhaltungs- und Betriebs- 
kosten und des jährlich innezuhaltenden Beitrags zum Reservefonds 
fallenden Betrages sich abstuft. Der Ertrag dieser Abgabe, für welche 
die Bestimmung der Höbe vorbehalten blieb, sollte nur zur Entschädi- 
gung der Staatskasse für die ihr (der Post) durch die Eisenbahnen ent- 
zogenen Einnahmen und zur Tilgung des in dem Unternehmen angelegten 
Kapitals verwendet werden. 
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demselben hier bei weitem nicht in dem Maüe reiche Hilfs- 
quellen wie dort und gar in England zu Gebote. 

Die großen Verkehrszentren Deutschlands lagen weit aus- 
einander, weiter als wiederum in England, und Deutschland 
war, als die Eisenbahnen aufkamen, im wesentlichen ein nur 
ackerbautreibendes Land. Der Handel blühte zwar an einer 
Auzahl von Plätzen, eine eigentliche Industrie war aber 
kaum in den Anfängen vorhanden, Technik und Ingenieur- 
kunst daher nicht auf einer Höhe, um sich des neuen Instru- 
ments sofort ganz bemächtigen und dasselbe beherrschen zu 
können. Die Bevölkerung war dünn. Soweit Kapital vor- 
handen, scheute dasselbe die Anlage in industriellen Unter- 
nehmungen. Entsprechend den geringeren Verkehrsbedürfnissen 
mußte man versuchen, beim Bau der Bahnen zu sparen. Das 
Gelände war verhältnismäßig billig, — wenngleich man auch 
hier in der Veranschlagung seines Erwerbspreises sich viel- 
fach verrechnet hat — ; auf jeden Fall glaubte man an jenem 
nicht sparen zu brauchen, und umging Thäler und Höhen auf 
Kosten der Geschwindigkeit des Verkehrs. Umgekehrt wie in 
England, wo es hauptsächlich darauf ankam, den Verkehr, der 
als solcher dort schon mächtig entwickelt war, zu beschleunigen, 
war die Zeit hier weniger wertvoll als drüben. Da das Land, 
wie gesagt, arm an Industrie, dagegen reich an Holz war, so 
wog Holzkonstruktion bei allen Hochbauten vor und ebenso 
schwaches Schienen werk auf breiterem Holzunterbau, der vielfach, 
abermals der Billigkeit halber, aus zu wenig widerstandsfähigem 
Material hergestellt wurde ^). Sobald dieser Oberbau — und 
das trat auf den älteren Bahnen sehr rasch nach ihrer Er- 
öflFnung ein — sich für den ungeahnte Dimensionen annehmen- 
den Verkehr und für die von demselben erforderten schwereren 
Transportgefäße, namentlich auch für die bald um vieles 
leistungsfähiger konstruierten Maschinen^) als zu schwach er- 



') Bei den ältesten Bahnbaiiten in Preußen (Berlin - Potsdam, 
Magdeburg-Leipzig, Berlin-Anhalt, Magdeburg-Halberstadt und Witten- 
berg etc.) wurde zur ersten Herstellung der Schienengeleise vorwiegend 
Kiefernholz für die Schwellen verwendet, die sehr bald gegen eichene 
vertauscht werden mußten. — *) Cf. Anmerkung 1 zu S, 700. 
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wies, waren die Gesellschaften zu erheblichen Mehrausgaben 
genötigt, für welche die Kapitalien sich nicht immer bereit- 
willig zusammenfinden wollten. — Zahlreiche Unternehmungen 
wurden auch hier mitten in ihrer Ausführung von der Ge- 
schäftskrisis der Jahre 1846 und 1847 und des weiteren von 
den Ereignissen von 1848 überrascht. 

So mußte in Deutschland, wie in Frankreich, der Staat 
den ins Stocken geratenen Unternehmungen zu Hilfe kommen : 
Zinsgarantien, Subventionen, Darlehen, und in zahlreichen 
Fällen Uebernahme von Aktien, zuweilen in Verbindung mit 
einer Zinsgarantie, bildeten auch hier die Hilfsmittel, mit denen 
er eingriff. Hierbei tritt eine für die preußische Eisenbahn- 
politik wichtige Erscheinung auf, die einen nicht zu unter- 
schätzenden Einfluß auf deren weitere Entwickelung haben 
sollte. Die Zinsgarantie wurde dort nicht als eine eventuell 
für längere Zeit fortlaufend zu gewährende Unterstützung be- 
trachtet, sondern nur als ein temporäres Aushilfsmittel, so 
daß die Regierung für den Fall dessen mehrmalig aufeinander 
folgender Inanspruchnahme sich vorbehielt, den Betrieb der 
betreffenden Bahnen für Rechnung der Gesellschaften selbst 
in die Hand zu nehmen. 

Dieser Fall mußte bei Unternehmungen, die so große An- 
lagekapitalien wie die Eisenbahnen erheischten, zumal die An- 
lagekosten vielfach unterschätzt worden waren, notwendigerweise 
häufig eintreten, so daß hierin schon eine Grundlage zur Ein- 
richtung von staatlichen Bahnbetrieben gegeben war. Hatte 
der Staat aber den Betrieb einer Bahn übernommen, so lag 
es nahe, sobald sich irgend welche Schwierigkeiten aus seinem 
Verhältnis als Betriebsführender zur privaten Eigentümergesell- 
schaft ergaben, oder sobald das in besonders vorteilhafter Weise 
für ihn geschehen konnte, auch das Eigentum an der von 
ihm bereits verwalteten Bahn zu erwerben. Erleichtert wurde 
eine solche Erwerbung, wenn sich ein Teil der Aktien in 
Händen des Staates befand^). 

*) Eine gedrängte Uebersicht aller derart von Preußen gewährten 
Sabventionen und Zinsgarantien und der dafQr vorbehaltenen besonderen 
Rechte gibt Schwabe, , Geschichtlicher Rückblick« S. 19 ff. 
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Als dann im Osten der Monarchie und bei einigen eben erst 
begonnenen Bahnen im Westen (Köln-Minden-Thüringer Ver- 
bindungsbahn , Aachen-Düsseldorf und Ruhrort-Krefeld-Glad- 
bach) die Privatindustrie versagte und es sich darum handelte^ 
der letzteren neuerlich durch Staatsunterstützung in Form von 
Zinsgarantie und Aktienübernahme — gleicherweise wie bei 
den Linien: Niederschlesisch-Märkische , Oberschlesische und 
Stargard-Posener Bahn — zu Hilfe zu kommen, wurde als- 
bald dem Gedanken autoritativer Ausdruck gegeben, daß der 
Nutzbarmachung der Eisenbahnen für die Allgemeinheit am 
besten durch Vereinigung derselben in einer Hand, und zwar 
in der des Staates, gedient sein dürfte, und daß dieser da- 
her darauf bedacht sein müsse, die Herstellung der noch zu 
bauenden Linien selbst zu übernehmen. 

So wurde 1847 der Bau der Ostbahn, 1849 der der West- 
fälischen und der Saarbrücker Bahn durch den preußischen 
Staat in Angriff genommen und damit die Grundlage zu 
einem Staatsbahnnetz geschaffen, die allmählich durch Ver- 
längerung jener sowie durch den Bau von Anschlußlinien, vor 
allem aber durch die immer weiter um sich greifende üeber- 
nahme von Privatbahnen in Staatsverwaltung (von 1849 
bis 1857 neun Bahnen) erweitert und zu einem große Landes- 
teile überspannenden, im Staatsbetrieb stehenden Bahnnetze 
ausgestaltet wurde. 

Deutschland war so bei einem Gemisch von Staats- und 
Privatbahnen angelangt, wobei erstere letzteren vorbildlich sein 
wollten und in ihrem Dienst vielfach das technische Beamten- 
personal auch für diese schulten. 

Soweit die Regierungen nicht selbst die Bahnen bauten^ 
unterstützten sie den Bau derselben durch liberale Enteignungs- 
und Haftgesetze und übernahmen, wie wir bereits sahen, Zins- 
garantien oder beteiligten den Staat an den Anlagekapitalien 
und gestatteten selbst einigen gut situierten Gesellschaften die 
Ausgabe unverzinslichen Papiergeldes. 

Das gute deutsche Beamtentum bewährte sich bei der 
üeberwachung der Güte des Baues und Sicherheit des Be- 
triebes, wie der gesamten Reglementierung des Eisenbahn- 
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Wesens. Doch zeigte sich derselbe Fehler, der in der älteren 
Periode der belgischen Staatsbahnverwaltung hatte beobachtet 
werden können, auch hier, dag der Schematismus vielfach selbst 
für ärmere Gegenden denselben Maßstab bei Anlegung der 
Bahnen erzwang, wie für die der reichsten und besten Distrikte. 
Daher finden sich heute noch in Deutschland Bahnen, die auf 
das kostspieligste angelegt und ausgerüstet sind, obschon sie 
trotz ihres seit ihrem Bau bedeutend gestiegenen Verkehrs nur 
als Bahnen zweiter und dritter Ordnung angesehen werden können. 

Politisch partikulärer Geist und schließlich auch das 
üeberwiegen des Behördentums erschwerten die einheit- 
liche Ausgestaltung des Gesamtnetzes. Die Persönlichkeiten, 
welche an der Spitze der Eisenbahnen standen, waren vielfach 
nicht aus der Praxis der Eisenbahnverwaltung hervorgegangen, 
sondern meist aus dem sonstigen Beamtentum herausgenommen 
und mehr zufällig in einen Beruf verschlagen, in dem sie sich 
weniger wohl fühlten, als in der eigentlichen Staatsverwaltung. 
Auch ist für die Entwickelung des unteren Beamtentums die 
Gefahr nicht zu verkennen, daß das Anwärt ertum gerade im 
Eisenbahnwesen dazu führt, daß Leute, die bis in das reifere 
Mannesalter hinein in ganz anderen Lebensstellungen gestan- 
den haben, nachdem die beste Zeit ihres Lebens vorbei, nun 
plötzlich Eisenbahnbedienstete sein sollen; andererseits sind die 
Vorzüge nicht zu verkennen, daß die Gewöhnung an Sub- 
ordination und Disziplin jenen meist aus dem Soldatenstand 
hervorgegangenen Eisenbahnbeamten Ordnungssinn und Zu- 
verlässigkeit eingeprägt haben. 

Im Jahre 1841 waren von den 826 km Eisenbahnen in 
Deutschland erst 56 km (Braunschweig- Wolfenbüttel) in 
staatlichen Händen und 771 km in den von Gesellschaften. 
1851 standen dagegen von 6471 km Schienenwegen bereits 
2410 km in Staatseigentum und weitere 741 km im Staats- 
betrieb, während 3309 km von Privatgesellschaften betrieben 
wurden. Im Jahre 1861 waren von den 12078 km deutschen 
Bahnen nur mehr 5194 km in Privatbesitz und -Betrieb, wäh- 
rend 1443 km Privatbahnen von den Staaten verwaltet wurden 
und 5441 km Staatseigentum bildeten. 
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In Preußen war das Bahnnetz von 34,8 km im Jahre 
1838 bis auf 2706 km im Jahre 1848 gewachsen, die bis da- 
hin sämtlich von Privatgesellschaften erbaut waren und von 
ihnen verwaltet wurden. 1849 finden sich neben 2833,7 km 
von Gesellschaften betriebener die ersten 33,4 km vom Staate 
betriebenen Privatbahnen vor. 1850 hat der Staat 87,4 km 
eigene imd bereits 481,a km Privatbahnen in Betrieb, wäh- 
rend die in eigener Verwaltung stehenden Privatbahnen auf 
2398,3 km zurückgegangen sind; zusammen 2967 km preußi- 
scher Bahnen. Im folgenden Jahre hält diese Bewegung an, 
und findet 1852 die erste Verstaatlichung einer Bahn: der 
Niederschlesisch-Märkischen , statt, wonach sich 912,2 km im 
Staatsbesitz , 332 km private Bahnen in Staatsverwaltung be- 
fanden und 2112,8 km von Privatgesellschaften betrieben 
wurden. 

Nunmehr trat in Preußen ein Stillstand in der Verfolgung 
der Verstaatlichungspolitik ein, da sich die Erwerbung weiterer 
Privatbahnen für den Staat als zu kostspielig ervries und zur 
ferneren Uebernahme solcher in Staatsbetrieb bei dem Auf- 
schwünge, den die Bahnen in den fünfziger Jahren genommen 
hatten, es an den nötigen Handhaben fehlte. 

Hatte es eine Zeit lang den Anschein gehabt, als wolle 
der preußische Staat dasselbe Ziel, welches die französische 
Regierung durch die von ihr geleitete und durchgeführte 
Fusionierung der dortigen Compagnien verfolgte, dadurch 
zu erreichen suchen, daß er die Konzentrierung der einzelnen 
Bahnen zu großen Netzen mittelst deren Uebernahme in Staats- 
betrieb selbst in die Hand nähme, so daß infolgedessen schon 
damals der Gedanke eines das gesamte Eisenbahnwesen um- 
fassenden preußischen Staatsbahnnetzes lebendig werden und 
zu einer ersten Verstaatlichung hatte führen können, so mußte 
der Staat nunmehr, da dieses Ziel auf dem bisherigen Wege 
in weite Ferne gerückt schien, sich seiner ursprünglichen 
Absicht entsinnen: die Bahnen durch die Privatindustrie bauen 
und sich die für den Rückkauf der Bahnen nötigen Kapi- 
talien von deren Eigentümern auf dem im Gesetze von 1838 
vorgesehenen eigentümlichen Wege allmählich in die Hand 

Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 47 
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spielen zu lassen. Das aber war um so nötiger, als Preußen 
sich weder in jenem Gesetze, noch in den Konzessions- 
urkunden ein Ueimfallsrecht vorbehalten hatte, so daß, 
wenn nicht auf jene Bestimmung des Gesetzes von 1838 
zurückgegriffen wurde, die rentierenden preußischen Privat- 
bahnen, deren einfacher Rückkauf durch den Staat immer 
kostspieliger und daher immer aussichtsloser werden mußte, 
sich in ähnlich unabhängiger Weise wie die englischen ent- 
wickeln konnten. 

Eine andere Nötigung für den preußischen Staat, sich 
wenigstens das zukünftige Eigentum an den Bahnen zu sichern, 
war ihm in den inzwischen entstandenen Staatsbahnen erwachsen. 
Diese mußten, ohne den späteren Anfall der übrigen Bahnen 
an den Staat, bis auf die große Ostlinie, mehr oder weniger 
Stückwerk bleiben: von der wichtigen Transversallinie, die den 
Südosten mit dem Nordwesten Deutschlands verbindet, besaß 
der Staat nur, wie erwähnt, die niederschlesisch- märkische 
Bahn, die Fortsetzung von Berlin nach dem Nordwesten und 
Norden (Hamburg und Stettin) war in Privathänden; ebenso 
die Fortsetzung der Ostlinie bis zur Elbe, sowohl in der 
Richtung auf Magdeburg, wie in der auf Merseburg; im 
Westen war vollends nur Stückwerk in Händen des Staates 
selbst, noch dazu zum Teil Linien, die er allein ihrer Hilfs- 
bedürftigkeit wegen übernommen hatte. 

Der preußische Staat hatte sich nicht wie der französische 
damit begnügen wollen, die Privatbahngesellschaften durch die 
finanzielle Unterstützung dauernd seiner Obmacht zu unter- 
werfen, sondern hatte jene Unterstützung dazu benutzen wollen, 
frühzeitig, wenn nicht in das Eigentum, so doch in den Besitz 
der Bahnen zu gelangen. Mit diesem Versuche war er vor- 
läufig gescheitert und hatte über demselben Jahre hindurch 
das für die Volkswirtschaft und auch für das Endziel seiner 
Eisenbahnpolitik wichtigste Moment aus den Augen verloren: 
eine in seinem Interesse erfolgende Amortisation der Eisen- 
bahnkapitalien thatsächlich einzuleiten. 

Nicht früher als vom Jahre 1853 ab wurde die in dem 
Gesetz von 1838 vorgesehene Amortisationssteuer erstmalig 



Digitized by LjOOQ IC 



~ 739 — 

von den Eisenbahnen erhoben ^). Jetzt stellte sich aber heraus, 
daß dieser Weg, auf welchem die Eisenbahngesellschaften ange- 
halten werden sollten, den ihnen zu zahlenden Rückkaufspreis 
von sich aus aufzubringen und in die Hände des Staates zu 
legen, anstatt sie einfach zu zwingen, aus volks- und staats- 
wirtschaftlichen Gründen ihre Kapitalien selbst zu amorti- 
sieren, damit ihre Bahnen dereinst lastenfrei an den Staat 
fallen könnten — kein besonders glücklicher gewesen war: 
Eine unmittelbare Zahlung an den Staat wird, wenn sie auch — 
überdies noch mißverständlich — den Namen einer Steuer führt, 
stets als schlimmere Last empfunden werden, wie wenn sich 
dieselbe hinter einer Amortisationsquote des eigenen Kapitals 
verbirgt. Immerhin hätte die Regierung mit diesem Mittel, 
wenn dasselbe von vornherein wirklich zur Anwendung ge- 
bracht') und an dessen Nutzung konsequent festgehalten 
worden wäre, zum Ziele gelangen und eventuell auch in 
dieser Amortisationsabgabe, ähnlich wie Frankreich in seiner 



*) Unter dem 30. Mai 1853 erging ein Gesetz, welches sämtlichen 
Eisenbahnaktiengesellschaften eine Abgabe auferlegte. Wenn der Rein- 
ertrag des Aktienkapitals sich auf 4 7o oder weniger beläuft, so beträgt 
die Abgabe V^o dieses Ertrages. Bei einem höheren Ertrage ist außer- 
dem von dem Mehrertrage über 4 bis b^/o: V«Of ober 5 bis G^/o: Vio 
und über 6^/0: 7io zu bezahlen. Der Ertrag dieser Abgabe sollte be- 
hufs Amortisation der in den Eisenbahnuntemehmungen angelegten 
Kapitalien derart verwendet werden, daß mittelst derselben Stammaktien 
der betreffenden Gesellschaften freihändig angekauft und die Zinsen 
und Dividenden, welche auf die angekauften Aktien fallen, zu gleichen 
Zwecken benutzt werden. „Es hätten also die Aktionäre einen Teil 
ihres Gewinns, also ihres Eigentums, bloß zu dem Zweck weggeben 
müssen, damit die Regierung damit ihnen einen anderen Teil ihres Ver- 
mögens, nämlich ihre Aktien, abkaufen und zuletzt die Privatbahn in 
eine Staatsbahn verwandeln könnte.** Cf. Bergius, , Grundsätze der 
Finanzwissenschaft", Berlin 1871, S. 252. 

') Die Steuer hätte nach den Bestimmungen des Gesetzes von 1888 
drei Jahre nach Vollendung der zweiten innerhalb des preußischen 
Staates konzessionierten Bahn, d. h. erstmalig 1844 erhoben werden 
müssen, da die zweite von Preußen konzessionierte Bahn, die Magde- 
burg-Leipziger im Jahre 1840 voUst&idig eröffiiet worden war. Schwabe, 
„Geschichtlicher Rückblick", 8. 14. 
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vorschußweisen Zinsgarantie, eine Handhabe gewinnen können, 
um auch das Geschäftsgebaren der Gesellschafken einer fort* 
laufenden staatlichen Kontrolle zu unterwerfen. — Doch war 
Jahre hindurch versäumt worden, die Abgabe thatsächlich zu 
erheben und sich einbürgern zu lassen. 

Als das Versäumte verspätet nachgeholt werden sollte, 
hatten sich inzwischen die politischen Faktoren des preußi- 
schen Staatslebens verändert. Die Staatsregierung hatte nicht 
mehr mit dem früheren vereinigten Landtage, der sich 1847 
in harmloser Weise für , inkompetent* zur Bewilligung der 
Baukredite für die Ostbahn erklärte, sondern mit einer Volks- 
vertretungzu rechnen, welche gegen die nunmehr thatsächlich 
erhobene „Aktiensteuer" Vorstellungen erhob, weil sie, ähnlich 
wie später in dem von der Garantiegesetzvorlage von 1880 
vorgesehenen Reservefonds, in der Ansammlung der Beträge 
jener Amortisationssteuer als besonderen Fonds in den Kassen 
des Staates eine übergroße Stärkung der Macht desselben zu 
erblicken wähnte. 

So wurde, dem Drängen des Landtags nachgebend, durch 
das Gesetz von 1859 die Steuer ihres Charakters als einer für 
den besonderen Zweck der Amortisation der Eisenbahn- 
kapitalien bestimmten Abgabe von den konzessionierten Gesell- 
schaften entkleidet und bestimmt, daß dieselbe fortan gleich 
allen anderen in die allgemeine Staatskasse fliessen solle. 

Dadurch war die Richtung der Eisenbahnpolitik, welche 
Preußen in dem Gesetze von 1838, wenn auch auf eigentüm- 
lichem Wege, so doch mit weitschauendem Blicke eingeschlagen 
hatte, verlassen. Zugleich aber hatte jenes Gesetz — abgesehen 
von der einen Bestimmung, welche dem Staate das Rück- 
kaufsrecht vorbehält — seine Eigenschaft, als Grundlage 
einer Eisenbahn politik zu dienen, eingebüßt, und war im 
wesentlichen nur mehr ein Verwaltungsgesetz für die ver- 
waltungstechnische und -rechtliche Behandlung der Eisenbahn- 
angelegenheiten. 

Ein Rückkaufsrecht ist finanziell unabhängigen Gesell- 
schaften gegenüber für sich allein kein ausreichendes Mittel, 
um diese zur Erfüllung vom Staate gewollter Zwecke und Ab- 
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sichten zwingen zu können, und demnach keine ausreichende 
Grundlage zur Verfolgung einer staatlichen Eisenbahnpolitik. 

In Frankreich ist im Verhältnis der Compagnien zum 
Staate gerade die Größe der Privatbahnnetze , die deren 
wirtschaftlichen Einfluß auf den ersten oberflächlichen Blick 
ungeheuerlich erscheinen läßt, fOr jene zu einem Moment der 
Schwäche geworden: Auf wenige gut rentierende Haupt- 
linien beschränkt, hätte sich auch dort jede der Compagnien 
eine weitgehende Unabhängigkeit erhalten können. Der Meister- 
zug, daß die französische Regierung rechtzeitig die Ver- 
einigung der anfangs zerstückelten Hauptlinien, jedoch nur unter 
der Bedingung der üebemahme einer fast übergroßen Last 
wenig oder gar nicht rentabler Nebenlinien, nicht bloß ge- 
nehmigt, sondern unter Gewährung weitgehender, aber wieder 
nur Yorschußweiser Garantien von sich aus durchgeführt hat, 
hat erst die Compagnien in eine dauernde Abhängigkeit 
vom Staate gebracht und diesem die Waffe, die er in seinem 
Rückkaufsrecht bereits besaß, geschärft. 

Der Aktionär, welcher sich in voller Freiheit einer guten 
Dividende erfreut, hat das Rückkaufsrecht des Staates, wie wir 
für Frankreich wiederholt betont und auch an Beispielen haben 
zeigen können^), niemals zu fürchten; beschließt der Staat, 
von demselben Gebrauch zu machen, so ist jenem bei dem Ver- 
kauf immerhin ein guter Kapitalgewinn sicher. 

Anders die dem Staate stark verschuldeten französi- 
schen Compagnien : deren Aktionäre sind, so lange das Schuld- 
verhältnis obwaltet, auf eine Minimalrevenue beschränkt und 
müssen sich, im Falle eines Rückkaufs bei noch fortdauernder 
Garantiebedürftigkeit mit derselben Minimaldividende, umge- 
rechnet in Staatsrente, begnügen, während sie zugleich des 
für die Schuld verpfändeten privaten Gesellschaftsvermögens 



') Cf. oben S. 458, wo gezeigt wird, wie die günstige Lage 
der französischen Sadbahngesellschafb vor Eingehung der Verträge von 
1883, die ihr in kürzester Zeit die Befreiung von ihrer damals nur 
34 Millionen Frs. betragenden Garantieschuld in Aussicht stellte, der- 
selben bei einer damals etwa beliebten Verstaatlichung eine Rente von 
70 Frs. pro Aktie gesichert hätte. 
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zum größeren Teile, wenn nicht ganz verlustig gehen. Die 
Hofl&iung und der Vorteil dieser verschuldeten Gesellschaften 
beruht somit in der Aussicht und Mögb'chkeit, im Laufe der 
Zeit sich von ihrer Schuld befreien und in den Vollgenuß ihrer 
Dividenden gelangen zu können. Bis dahin schwebt über 
ihren Aktionären das Rückkaufsrecht des französischen 
Staates keineswegs als eine angenehme Aussicht auf einen 
Eapitalgewinn oder eine sich bessernde Rente, sondern als die 
Oefahr, daß sie in jedem Augenblicke der späteren Früchte 
ihrer Mühen und des gelaufenen Risikos beraubt werden 
können — wenn ihre Gesellschafben dem Staate und dessen 
Absichten einmal nicht zu Willen sein sollten. 

Es wäre müßig, hier des näheren zu untersuchen, ob der 
preußische Staat vielleicht auf einem ähnlichen, wie dem in 
Frankreich beschrittenen Wege, eine neue Grundlage für seine 
Eisenbahnpolitik im Rahmen eines Privatbahnsjstems hätte 
gewinnen können, nachdem er die von ihm zuerst gelegte ver- 
lassen hatte; daran aber ist zu erinnern, daß einer Fusionie- 
rung der bestehenden Gesellschaften in ganz Deutschland 
abermals die politischen Verhältnisse hindernd im Wege stan- 
den, und daß f(lr jene, da sie der Staat dazu nicht zwingen 
konnte, keine Veranlassung vorlag, sich freiwillig mit un- 
rentablen Linien zu belasten und dadurch in größere Ab- 
hängigkeit von der Staatsgewalt zu bringen. 

Der preußische Staat war somit darauf angewiesen, sein 
Staatsbahnnetz, sei es durch eigenen Bau neuer Bahnen, 
sei es auf dem Wege der Inbetriebnahme von ihm subven- 
tionierter Privatbahnen, allmählich mehr und mehr auszudehnen, 
um in der Rolle eines gefiihrlichen Konkurrenten den 
selbständigen Gesellschaften gegenüber einen Einfluß und, 
wenn möglich, eine dominierende Stellung zu gewinnen, die 
er sich als Staat zu sichern versäumt hatte. 

In den fünfziger Jahren hatte der Staat, bevor noch die 
staatliche Amortisation der Eisenbahnaktien aufgegeben war, 
wie er von dem weiteren Ankauf von Privatbahnen Abstand 
nahm, anfangs auch den Bau neuer Bahnen für eigene Rech- 
nung nicht fortgesetzt, dagegen die Gelegenheit wahrgenommen, 
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nicht nur den Betrieb, sondern von vornherein auch den Bau 
mehrerer Privatbahnen (Köln-Erefeld , Rhein-Nahebahn) für 
Rechnung der betreffenden Oesellschaften zu übernehmen. 

So war das im Eigentum des preußischen Staates befindliche 
Bahnnetz von 1852 bis 1859 nur von 912,8 auf 1298,4 km, 
die Länge der unter Staatsverwaltung stehenden Privatbahnen 
aber gleichzeitig von 382 km auf 1222,4 km gewachsen, 
während die selbständigen Privatbahnen 1859 : 2829,6 km 
gegenüber 2112,8 km im Jahre 1852 zählten; zusammen 
preußische Bahnen im Jahre 1859 : 5345,4 km. 

In den nächsten Jahren nahm der Bau von Staatsbahnen 
ein etwas lebhafteres Tempo an, und setzte sich das gesamte 
preußische Bahnnetz im Jahre 1865 wie folgt zusammen : 

Staatsbahnen 1701,» km 

Privatbahnen unter Staateverwaltung . 1429,» „ 
Selbständige Privatbahnen 3672,8 , 



zusammen . 6804,6 km. 

Die Ereignisse des Jahres 1866, welche dem preußischen 
Staatsbahnnetze in den Staatsbahnen der annektierten Länder 
einen Zuwachs von 1292 km brachten und zugleich 638 km 
Privatbahnen der preußischen Staatshoheit unterwarfen, übten 
auf die Eisenbahnpolitik des Staates zunächst keinen sicht- 
baren Einfluß aus, zumal 1867 der Norddeutsche Bund, und 
von 1871 ab das Deutsche Reich nach den gleichlautenden 
Yerfassungsbestimmungen als Leiter im Eisenbahnwesen auf- 
treten sollten. 

Nach dem Wortlaut der vereinbarten Verfassung sind 
die Bundesstaaten verpflichtet, die im B.eichsgebiet gelegenen 
Eisenbahnen «im Interesse des allgemeinen Verkehrs wie ein 
einheitliches Netz verwalten und zu diesem Behufe auch die 
neu herzustellenden Bahnen nach einheitlichen Normen an- 
legen und ausrüsten zu lassen **. Die ßeichsgewalt erhielt die 
Eontrolle über das Tarif wesen und wurde ermächtigt, Eisen- 
bahnen, welche im Interesse der Verteidigung des Reiches 
oder in dem des gemeinsamen Verkehrs für notwendig er- 
achtet werden sollten, kraft eines Reichsgesetzes auch gegen 
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den Widerspruch der Bundesglieder, deren Gebiet die be- 
treffenden Bahnen zu berühren hätten, anzulegen oder an 
Privatunternehmer zu konzessionieren. 

Damit war erstmalig eine gleichmäßig über den 
Staats- wie Privatbahnen stehende Reichsgewalt geschaffen, 
deren Pflege insbesondere die für die Volkswirtschaft be- 
deutungsvollen Fragen des Tarif wesens anvertraut sind , und 
die, wie sie durch Eigenbesitz von Bahnen nicht selbst inter- 
essiert ist^), dazu berufen schien, für die möghchste Nutzbar- 
machung jenes wichtigsten Verkehrsinstruments unter das ganze 
Reich umfassenden Gesichtspunkten zu sorgen. 

Die preußische Regierung aber, welche noch 1873 in 
Uebereinstimmung mit der Reichsgewalt erklärt hatte, das 
gemischte System von Staats- und Privatbahnen auch ferner- 
hin beibehalten zu wollen, um sowohl der Hilfe der Privat- 
untemehmung bei dem noch zu vollendenden Ausbau des 
Schienennetzes nicht entbehren zu müssen, als auch deswegen, 
weil der Wettbewerb der Privatbahn Verwaltungen die Staatsbahn- 
verwaltung belebend und anregend beeinflusse — versuchte 
bald darauf, gedrängt durch die Ergebnisse einer parlamenta- 
rischen Untersuchung über das Eisenbahnwesen, welche gezeigt 
hatte, daß die Begründung von Eisenbahnen vielfach aus 
einem Akt gemeinnütziger Thätigkeit zu dem eines bloßen 
Finanzgeschäfts, verquickt mit widerlichstem Wucher, Schwindel 
und Betrug, herabgesunken war, und durch die Stimmen, 
welche sich unter dem ersten Eindruck jener Ergebnisse geltend 
machten, das Reich, welches schließlich der Eigentümer sämt- 
licher Bahnen Deutschlands werden sollte, an ihre Stelle inner- 
halb des Eisenbahnwesens zu setzen. 

In einem solchen gewaltigen Reichseigentum und den 
zu dessen Erwerbung aufzunehmenden ebenso gewaltigen An- 
leihen, welche einen großen Teil des deutschen mobilen Kapi- 
tals in eine Gläubigerstellung zum Reich gerückt hätten, sollte 
ein neues Ferment für die dauernde Einheit Deutschlands und 



^) Die Reichseisenbabnen in Elsaß-Lotbringen , die kleine Milifär- 
babn etc. kommen hier nicht in Betracht. 
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das erste Objekt einer eigentlichen Reichsverwaltung 
gefunden werden. 

Nach der dem Abgeordnetenhause am 25. Mai 1876 unter- 
breiteten GesetzesYorlage hätte das Reich zunächst das Eigen- 
tum und die sonstigen Rechte, die Preußen an Eisenbahnen 
besaß, übernehmen und damit dieselbe Stellung, die bisher jenes 
im Eisenbahnwesen eingenommen hatte, als Konkurrent und 
Schiedsrichter zugleich, nunmehr seinerseits einnehmen sollen. 
Der Versuch scheiterte an dem Widerstand der Einzelstaaten und 
an der Furcht vor der Allmacht des Reichs, aber die preußische 
Eisenbahnpolitik war mit demselben aus ihrer bis dahin beob- 
achteten reservierten Haltung herausgetreten. Bereits in den 
Motiven der Vorlage von 1876 hatte die Regierung erklärt, 
daß, falls das Reich ihr nicht die preußischen Bahnen ab- 
nehmen sollte, alsdann Preußen selbst «vor allem die Er- 
weiterung und Konsolidation seines eigenen Staatsbesitzes als 
das nächste Ziel seiner Eisenbahnpolitik zu betrachten haben 
werde". 

Mit der Gesetzesvorlage vom 29. Oktober 1879 wurde 
sodann die Verstaatlichung der preußischen Eisen- 
bahnen eingeleitet. 

Die Gründe, welche für dieselbe geltend gemacht wurden, 
wird man heute vielfach anders bewerten, als das damals 
unter dem Einflüsse der Zeitströmungen geschah. 

Wenn Fürst Bismarck in seiner Elede vom 8. Januar 1876 
die große Zersplitterung des deutschen Eisenbahnnetzes, das 
in 82 selbständige Eisenbahngebiete mit 66 Vorstiinden zer- 
fiel, vor allem aber die Zersplitterung der preußischen Eisen- 
bahnen (1875 : 16665 km) in 63 Einzelgebiete mit 50 Vor- 
ständen, davon 49 Privatbahnuntemehmungen unter 40 Vor- 
ständen, und die daraus folgende Verteuerung der Betriebs- 
kosten sowie die Vielheit der Tarife (Oktober 1875 deren 1400 
exkl. Bayern) geltend machte, so wird solchen Gründen aller- 
dings ein grosses Gewicht um so weniger abzusprechen sein, 
als es damals kaum noch möglich schien, diese Vielheit durch 
Fusionierung zahlreicher kleinerer Bahnen zu größeren Gesell- 
schaftsnetzen zu verringern, beziehungsweise bei der Durch- 
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Setzung der Privatbahnen mit Staatsbahnlinien größere Privat- 
bahnnetze in zweckentsprechender Weise abzugrenzen. 

Die Konklusionen, zu denen die Motive der Gesetzesvor- 
lage von 1879 in ihrer Aburteilung des Privatbahnbetriebes 
gelangen, gehen dagegen von Voraussetzungen aus, die nach 
den unterdessen gemachten Erfahrungen einem noch um 
vieles stärkerem Widerspruch als in dem Augenblick begegnen 
müssen, in welchem verkündet wurde ^): 

«... Wäre es selbst als möglich zu denken, daß nicht 
allein in der Gesetzgebung, sondern auch in der Organisa- 
tion der Aufsichtsgewalt so Vollkommenes geschaffen werden 
könnte, daß in der That ein wirksamer Schutz der öffent- 
lichen Interessen gegenüber dem Privateisenbahnbetrieb mög- 
lich wäre, so ist es doch außer Zweifel, daß unter einer 
solchen, in alle Zweige der Verwaltung und des Betriebes, in 
die vitalsten Interessen der Eisenbahnen eingreifenden Auf- 
sichtsgewalt des Staates die Erhaltung eines auf den Erwerb 
abzielenden selbständigen Privateisenbahnbetriebes überhaupt 
nicht gegeben ist. Die Anordnungen der Aufsichtsgewalt be- 
schränken und behindern die freie Verwaltungsdisposition, ge- 
fährden und schädigen unter umständen die Ertragsfahigkeit 
und stellen an die finanzielle Leistungsfähigkeit Anforderungen, 
durch welche das Unternehmen schwer belastet und die Rente 
tief herabgedrückt werden kann. Ob bei den wirtschaftlichen 
Verlusten, welche der kostspielige Stückbetrieb und die irra- 
tionelle Konkurrenz der Privateisenbahnen ohnehin mit sich 
bringt, ein rentabler Privatbetrieb überhaupt auf die Dauer 
möglich ist, mag dahingestellt bleiben. Jedenfalls wird aber das 
Privatkapital keine Neigung zu einer Anlage in solchen Unter- 
nehmungen haben, deren Betriebsleitung den weitgehendsten Be- 
schränkungen und Eingriffen unterliegt, deren Rentabilität durch 
die Maßregeln der Aufsichtsbehörde in Frage gestellt werden 
kann. Andererseits ist die Durchführung der Anordnungen 
der Aufsichtsgewalt von der Leistungsfähigkeit der einzelnen 



Drucksachen des Abgeordnetenhauses, 14. Leg.-Per., I. Session 
1879/80, Nr. 5, S. 70. 
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Unternehmungen abhängig, so daß der finanzielle Rückgang 
derselben zugleich die unter dem Schutz der staatlichen Auf- 
sicht stehenden Interessen gefährdet. Oft genug befindet sich 
die Aufsichtsbehörde in der Lage von den im öffentlichen In- 
teresse zu stellenden Anforderungen Abstand zu nehmen, um 
die Leistungsfähigkeit des Unternehmens zu erhalten und die 
mit dem Zusammenbruch desselben verbundenen Kalamitäten zu 
vermeiden. Im übrigen ist die Erhaltung der Leistungsfähig- 
keit der Privatuntemehmungen nur von der Leitung derselben 
durch die eignen Verwaltungsorgane und von solchen Um- 
ständen abhängig, auf welche der Staat keinen Einfluß hat, 
so daß die Chancen der günstigen oder ungünstigen Ent- 
wickelung der einzelnen Unternehmungen unvermeidlich auf 
die Wirksamkeit der staatlichen Aufsicht sich übertragen. 
Wenn sonach die Erhaltung eines selbständigen und rentablen 
Privateisenbahnbetriebs bei einer sorgfältigen und gewissen- 
haften Wahrung der öffentlichen Interessen seitens der staat- 
lichen Aufsicht auf die Dauer nicht möglich sein wird, so ist 
andererseits eine wirksame Förderung jener Interessen gegen- 
über den bestehenden Privatbahnen nur dann erreichbar, wenn 
die Rentabilität und hierdurch die Leistungsfähigkeit derselben 
für die Erfüllung der ihnen dem Staat gegenüber obliegenden 
Verpflichtungen erhalten bleibt. Das Privateisenbahnsystem 
wird daher an dem innern Widerspruch scheitern müssen, 
welcher in dem Umstand liegt, daß die Förderung der schwer- 
wiegenden, bei dem Eisenbahnwesen beteiligten Interessen der 
Privatthätigkeit überlassen und von der mittelbaren Fürsorge 
der staatlichen Aufsicht derjenige Erfolg erwartet wird, den 
nur die unmittelbare Fürsorge der staatlichen Verwaltung ge- 
währen kann." 

Sind einzelne Voraussetzungen in diesen Ausführungen, 
wie z. B. die, daß das Privatkapital keine Neigung haben 
werde, in vom Staate scharf reglementierten Anstalten Anlage 
zu suchen, aus der Erfahrung heraus geradezu als irrige zu 
bezeichnen, so beruht die ganze Deduktion allgemeinhin auf 
der Anschauung, daß die öffentlichen Interessen, welche 
der Staat als solche zu vertreten habe, so weitgehende 
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seien, daß bei deren strikter Wahrung von Ueberschüssen 
aus den Eisenbahnuntemehmungen, in wessen Hand sie immer 
sein mögen, keine Rede sein dürfe, und mehr noch: aus 
jener Deduktion wird überhaupt nicht ersichtlich, wie der 
Staat, wenn er seine eigenen Motive für die Verstaatlichung 
des ganzen Eisenbahnwesens auch zur Richtschnur für seine 
eigene Verwaltung desselben nehmen wollte, aus den ver- 
staatlichten Bahnen selbst nur die Verzinsung und Amorti- 
sation des Anlagekapitals, die er seinerseits doch auch 
leisten muß, sollte herauswirtschaften können — es sei denn, 
daß jene Motive das Interesse der Allgemeinheit an den Bahnen 
als ein so weitgehendes hätten hinst.ellen wollen, daß der 
Staat deren Leistungen allen Interessenten auf Kosten der All- 
gemeinheit der Steuerzahler zur Verfügung zu stellen sich 
hätte rüsten wollen. Das aber ist der Punkt, über den sich 
die Anschauungen seitdem wesentlich geklärt und geändert 
haben. 

Wie aber auch die Gründe, welche für die Verstaatlichung 
der preußischen Eisenbahnen aus den Anschauungen ihrer 
Werdezeit heraus geltend gemacht wurden, gelautet haben mögen 
— aus der Geschichte der preußischen Eisenbahn- 
politik läßt sich die Notwendigkeit der Verstaat- 
lichung nur unter dem einen Gesichtspunkte be- 
gründen, daß der Staat an dem Grundgedanken 
habe festhalten wollen, welchen erbei derlnaugu- 
rierung des preußischen Eisenbahnwesens gefaßt 
und eine Zeit lang verfolgt hatte: daß nämlich 
die Amortisation der Eisenbahnkapitalieu unter 
allen umständen durchgeführt werden müsse, um 
die Eisenbahnen, als allerwichtigstes Verkehrs- 
instrument, während der Durchführung der 
Amortisation so billig und so gut ausgerüstet, 
als nach Maßgabe der Amortisationspflicht irgend 
möglich, naoh vollendeter Amortisation aber 
selbst unter Verzicht auf jeden Reingewinn der 
heimischen Wirtschaft in dem Konkurrenzkampf 
der Völker zur Verfügung stellen zu können. Unter 



Digitized by LjOOQ IC 



— 749 — 

diesem Gesichtspunkte, aber auch nur unter diesem, blieb 
dem Staate, nachdem er die früher von ihm vorgesehene 
Form der Amortisation selbst aufgehoben, eine andere aber, 
die er eventuell den Gesellschaften im Interesse eines Heim- 
fallsrechts hätte auferlegen können, nicht vorbehalten hatte, 
allerdings nichts übrig, als die Bahnen früher oder später 
durch Ankauf in sein Eigentum überzuleiten. 

Läßt sich nach allem, was wir sahen — nicht aus 
theoretischen, im Laufe der Zeit sich regelmäßig wandelnden 
Ansichten über die beste Wahrung der beim Eisenbahnwesen 
obwaltenden öffentlichen oder allgemeinen Interessen, sondern 
einzig aus der geschichtlichen Entwickelung der preußi- 
schen Eisenbahnpolitik eine Notwendigkeit für die Ver- 
staatlichung der preußischen Eisenbahnen herleiten, so ist in 
dieser geschichtlichen Begründung zugleich auch der 
Zweck jener Maßregel bezeichnet, welcher nach deren 
Durchführung von der Staatsverwaltung mit allem Nach- 
druck hätte weiter verfolgt werden müssen. 

Nicht in den Zuständen des Verkehrswesens an sich, wie 
sie sich nach einer Reihe von Jahren unter der staatlichen 
Verwaltung gestaltet haben, im Vergleich mit den Zuständen 
einer rückwärts liegenden Epoche des Eisenbahnwesens ist 
eine Rechtfertigung der Verstaatlichung zu suchen — 
denn nichts berechtigt zu der Annahme, daß dieselben Fort- 
schritte in Technik, Tarif wesen und Betriebsleitung nicht auch 
von in Wettbewerb miteinander stehenden Privatverwaltungen 
unter leitender Einflußnahme eines sich seiner Machtmittel 
voll bewußten Staates hätten erreicht werden können — 
sondern einzig in dem spezifischen Zweck, welchem die Ver- 
staatlichung zu dienen hatte, und in dem Maße, in welchem 
dieser Zweck bisher erfüllt oder nicht erfüllt worden ist, 
liegt der Schlüssel für die Beurteilung dessen, was von der Staats- 
verwaltung auf diesem wirtschaftlichen Gebiete etwa mehr 
erreicht worden ist, als von der Privatbethätigung hätte erreicht 
werden können. 

Für das gesamte Deutschland ist eine Vielheit in der 
Art der Eisenbahnverwaltungen, trotz der weitgehenden Durch- 
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führung des Staatsbahnsystems in den einzelnen Staaten, keines* 
wegs beseitigt. 

Wenn trotzdem das deutsche Eisenbahnwesen als Ver- 
kehrsinstrument eine verhältnismäßig gleichartige Gestal- 
tung erhalten hat, so ist das in erster Reihe in dem nach 
Vereinheitlichung drängenden Wesen dieses Instrumentes selbst 
begründet, welches bereits die ehemaligen Privatverwaltungen 
dazu geführt hatte, sich selbst eine Organisation zu geben, 
mittelst deren die ^ Zersplitterung" zu einheitlicher Wirksam- 
keit zusammengefaßt werden könne, so daß auch in Deutschland 
trotz oder wegen seiner politischen Zerrissenheit Verbände der 
Eisenbahnverwaltuugen zwecks Regelung und Wahrung der 
allen gemeinsamen Interessen geschlossen wurden. Das war 
ein gewisses Aequivalent für die wirtschaftlichen Vorteile, 
die in England und Frankreich mit den Fusionen verbunden 
waren. Die früheren Einzelverbände sind im Jahre 1847 zu einem 
»Verein deutscher Eisenbahn Verwaltungen* zusammengetreten, 
der 1857 ein gemeinsames Reglement für den Güterverkehr 
aufstellte und zweckmäßige Einrichtungen traf, die den un- 
gestörten Uebergang der Bahnen aus dem einen Zollgebiet in 
das andere verbürgten ^). Periodische Versammlungen der 
Eisenbahntechniker und Eisenbahntechnikervereine sorgten 
noch neben jenem Verein für einheitliche Ausbildung der eigent- 
lichen Technik des Eisenbahnbaues und -Betriebes. Diese Ver- 
bände und freien Vereinigungen haben, wenn sie auch häufig 
durch den Einspruch, den jede einzelne Verwaltung ihren 
Beschlüssen entgegensetzen konnte, gehemmt wurden, viel von 
den Unzuträglichkeiten der Dezentralisation und Zersplitterung 
Deutschlands wettmachen können. 

Zur Konzentration sämtlicher Eisenbahnen in der Hand 
des Reiches ist es, wie gesagt, nicht gekommen; wohl aber 



') Cf. Festschrift über die Thätigkeit des „Vereins deutscher Eisen- 
bahnverwaltungen etc.", Berlin 1896. — Dem Verein gehören gegen- 
wärtig 74, darunter alle bedeutenden deutschen und Österreichisch- 
ungarischen, femer einzelne niederländische, luxemburgische, belgische, 
rumänische und russische Verwaltungen mit einer gesamten Betriebs- 
länge von 80998 km an. 
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hat Preußen alle irgend wichtigen Linien des Landes mit 
den bereits bestehenden Staatsbahnen zu einem mächtigen Staats- 
bahnsystem zusammengefaßt, das als solches wiederum eine 
ganze Reihe von Staatsverwaltungen sowohl wie von Privat- 
verwaltungen anderer deutscher Partikularstaaten mit sich zu 
vereinigen verstand. 

Daß die deutschen Eisenbahnen selbst auf Kosten ihrer 
größeren Länge und der Transportzeit die Terrainschwierig- 
keiten möglichst zu umgehen suchten, ist bereits erwähnt, eben- 
so, daß sich dieselben in vielen Beziehungen mit einem zu weit 
gehenden Luxus belastet haben. Die große Eleganz der Aus- 
stattung der Wagen zeigt, daß die erste Klasse bei uns eigent- 
lich überflüssig ist und ein großer Teil des Publikums, das 
anderswo zweiter Klasse fährt, sich hier der dritten Klasse 
bedient. Die Ausstattung wiederum der schönen Stations- 
gebäude — die in vielen Fällen trotzdem nicht inmitten sondern 
neben den Städten und Ortschaften, denen zu dienen sie 
bestimmt sind, angelegt werden — beweist, daß nicht so sehr 
die Schnelligkeit des Fortkommens der Grundgedanke der 
deutschen Personenbeförderung ist, sondern daß dieselbe auch 
heute noch als eine Art von Luxus aufgefaßt und darauf ge- 
achtet wird, daß der Einzelne sich mit deutscher Behaglich- 
keit in den Räumen bewege, die, als Ausgangs- und An- 
kunftspunkte seiner Reise, nur seiner Fortbewegung und nicht 
seinem Aufenthalte dienen sollten. 

Oewiß ist das Reisen in Deutschland viel .behaglicher*^ als 
in irgend einem anderen Lande der Welt. Die Eisenbahnen 
aber sind Instrumente des gesamten Verkehrs, und es kommt 
nicht so sehr darauf an, daß man dem einzelnen Reisen- 
den, der große Strecken bequem zu reisen wünscht, dient, 
als darauf, daß man den Verkehr selbst, d. i. der Massen- 
bewegung der Personen und der Massenbewegung der 
Güter, entgegenkommt. 

Wie die gesamte Verwaltung in Deutschland, so zeichnet 
sich auch die Eisenbahnverwaltung aus durch Rechtlichkeit 
und Solidität. Die Schattenseiten sind übertriebenes Schreib- 
werk, übertriebener Schematismus. Die Sicherheit in allen 
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Dienstzweigen wird häufig genug aufgewogen durch eine lästige 
Bevormundung des Verkehrs und des denselben benötigenden 
Publikums; die dazu führt, dafi der Deutsche weit weniger 
geübt ist im Gebrauch jenes wichtigen Verkehrsinstrumentes 
als das englische und besonders das amerikanische Publikum. 

Im Jahre 1871 hatte Deutschland 21289 km Eisen- 
bahnen, wovon 9972 km Staatsbahnen, 2024 km vom Staate 
verwaltete, 9293 km in eigenem Betrieb der Gesellschaften 
befindliche Privatbahnen waren. 

Beim Beginn der preußischen Verstaatlichung, sodann im 
Jahre 1884/85, nachdem dieselbe in der Hauptsache vollendet 
war, ferner im Jahre 1889/90, als dem letzten, in welchem 
es in Preußen nur noch 52 km unter Staatsverwaltung stehende 
Privatbahnen gab, und 1894/95 stellte sich die Länge des deut- 
schen Eisenbahnnetzes und dessen Verteilung nach dem Eigen 
tumsrecht folgendermaßen: 



Eisenbahnen Deutschlands 


1 Ende der Betriebsjahre 


nach dem Eigentumsrecht 


1878/79 
j km 


1884/85 
km 


1889/90 
km 


1894/95 
km 


1. Vollspurige Haupt- und 
Nebenbahnen: 

Staatfibahnen 

Privatbahnen unter Staatsver- 
waltung 

Selbständige Privatbahnen . . 


. 15 480 

1 4149 
11842 


31148 

1226 
4 083 


35 580 

986 
4 354 


40 279 

104 
3 784 


zusammen 
2. Schmalspurige Bahnen . 


31471 


36 457 
328 


40 920 
873 


44167 
1353 



Die Zunahme des Gesamtnetzes einschließlich der 
Schmalspurbahnen beträgt demnach in dem 16jährigen Zeit- 
raum von 1878,79 bis 1894/95: 14049 km, gleich 878 km im 
Jahresdurchschnitt, und die der Vollspurbahnen allein 12696 km 
oder durchschnittlich jährlich 793,5 km. Das Wachstum des 
Netzes war demnach geringer als in Frankreich, für welches 
wir oben ^) , den gleichen Zeitraum ins Auge fassend , ein- 

') Cf. S. 697. 
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schließlich der Lokalbahnen eine Jahreszunahme von rund 
1000 km und für das Hauptbahnnetz allein eine solche von 
908 km gefunden haben. 

Das Anlagekapital der normalspurigen deutschen 
Bahnen wird fOr Ende 1894/95 auf 11180863037 Mark oder 
auf 253256 Mark = 316570 Frs. pro Kilometer berechnet, wo- 
gegen die Anlagekosten eines Kilometers der französischen 
Hauptbahnen Ende 1894: 425885 Frs. betrugen. 

Die Längenyerhältnisse des preußischen Bahn- 
netzes stellen sich unter dem Einflüsse der fortschreitenden 
Verstaatlichung der Privatbahnen in folgenden Zahlen dar^): 



Preußische Eisenbahnen 


1879 
km 


1884 
km 


1889/90 
km 


1894/95 
km 


Vollspurbahnen: 

Staatsbahnen 

Privatbahnen unter Staatsver- 
waltung 

Selbständige Privatbahnen . . 


! 

1 6 324 

• 3 874 
9 776 


19 767 

1218 
1785 


23 925 

52 
1836 


24 752 

58 
1619 


zusammen . 
Schmalspurbahnen: 

Staatsbahnen 

Privatbahnen 


19 974 

1 "" 


22 770 


25 813 


26 429 

110 
249 


zusammen . 


— 


- 


— 


359 



Bekanntlich deckt sich die geographische Verteilung der 
Länge der Staatsbahnen nach den Grenzen der einzelnen deut- 
schen Staaten nicht mit dem wirklichen Besitz derselben an 
Eisenbahnen. Unter den obigen 24752 km 1894/95 in preußi- 
schem Gebiet gelegener Staatsbahnen befinden sich 290 km, 



') Die Angaben bei Schwabe^ , Geschichtlich er Rückblick etc.', 
S. 110 und 111 zeigen erhebliche Abweichungen von denen des , Sta- 
tistischen Handbuchs für den preußischen Staaf, II, 1893, S. 299; wir 
folgen für die drei ersten der oben angegebenen Jahre dem letzteren 
als der offiziellen Quelle, für 1894/95 der .Zusammenstellung der wich- 
tigsten Angaben der deutschen Eisenbahnstatistik, Bd. XIV, 1894/95", 
Uebersicht IL 

Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 48 
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welche nicht Preu&en, sondern anderen deutschen Staaten ge- 
hören (darunter 45 km „Militärbahn'' dem Reich), während 
ersteres zugleich namhafte Strecken fast in allen norddeutschen 
Staaten besitzt und mit 10,5 km Eigentumslänge in das Aus- 
land (Oesterreich und Niederlande) hineinreicht, so daß der 
Besitz des preußischen Staates an Yollbahnen 1894/95 sich 
auf 26330 km neben den 110 km des oberschlesischen Schmal- 
spurnetzes stellte. 

Das Anlagekapital dieser 26 330 km normalspuriger Bahnen 
des preußischen Staates betrug 6859938989 Mark oder 
260 534 Mark pro Kilometer. Für das oberschlesische Schmal- 
spumetz betrugen die Anlagekosten Ende 1893: 10437951 Mark, 
gleich 95 533 Mark für 1 km Bahnlänge ^). Die Anlagekosten der 
deutschen wie preußischen Vollbahnen stellen sich demnach, 
wesentlich infolge der billigeren Bau- und Qrunderwerbskosten, 
ebenso wie der geringeren Arbeitslöhne, um durchschnittlich 
rund 100000 Frs. (80000 Mark) pro Kilometer niedriger als 
die der französischen, ein umstand, der auf die RentabiUtät 
der Bahnen einen sehr wesentlichen Einfluß ausüben muß, bei 
dem indessen zu berücksichtigen ist, daß, wie wir weiter unten 
sehen werden, die Eisenbahnen Frankreichs in größerem 
Prozentverhältnis zweigeleisig angelegt oder ausgebaut 
sind als in Deutschland. 

Der Verkehr auf den deutschen Vollbahnen war 
im Betriebsjahr 1894/95 folgender: 





Überhaupt 


auf 1 km 
Betriebslänge 


beförderte Personen . . . 


542 745 878 


12 288 


, Güter, Tonnen . 


244 679 451 


. 5 538 


geleistete Personenkilometer 


12 810 541 894 


290 048 


„ Tonnenkilometer . 


24 349 726 677 


551 310 



Die durchschnittliche Beförderungslänge eines Reisenden 
betrug 23,64 km, die einer Tonne Güter 98,75 km. 

Ueber den Verkehr auf den deutschen Binnenwasser- 
stralsen, den wir zur Vervollständigung des Bildes heran- 



') Cf. „Bericht über die Ergebnisse des Betriebes der preußischen 
Staatseisenbahnen im Betriebsjahre 1893/94**, S. 4. 
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zuziehen haben, liegen, wie wir im 19. Kapitel wiederholt 
bemerken konnten, keine irgend genügenden offiziellen Zahlen 
vor. Sympher^) schätzte denselben für 1885 auf 14,5 Mil- 
lionen Tonnen angekommener und 13,i Millionen Tonnen ab- 
gegangener Güter, zusammen auf 27,6 Millionen Tonnen mit 
4,8 Milliarden Tonnenkilometer, also einer durchschnittlichen 
Beforderungslänge von 174 km pro Tonne in jeder der beiden 
Verkehrsrichtungen. Kurs versuchte die gleiche Berechnung 
für 1891 nur bezüglich der Transportleistung, welche er auf 
6967 Millionen Tonnenkilometer ansetzt^). Da nach dieser 
Berechnung, wie wir auf S. 655 gezeigt haben, das Verhältnis 
der Transportleistung zwischen Wasserstraßen und Eisenbahnen 
mit 23,1 ^/o für die ersteren im Jahre 1891 dasselbe wie 1885 
war, so könnte angenommen werden, daß auch die durch- 
schnittliche Beförderungslänge einer Tonne seitdem dieselbe 
geblieben sei. Dann würden sich für 1891 : 40,i Millionen Tonnen 
für Ankunft und Abgang zusammen ergeben. Doch ist eine 
solche Zunahme, welche nach der Tonnenkilometerzahl von 
1885 bis 1891: 43,75 ®/o oder 7,2 9 ®/o im Jahresdurchschnitt 
betragen würde, nicht sehr wahrscheinlich. Wird die von 
Sympher angestellte Rechnung nach der Reicbsstatistik ^) für 
1894 aufgemacht, so ergeben sich für die von dieser nach- 
gewiesenen Stromgebiete und Erhebungsstellen nur folgende 
Zahlen: angekommen 19893002 Tonnen, abgegangen 12608949 
Tonnen, an den Zollstellen ins Ausland ausgeführt 3983453 Ton- 
nen. Wird für den der Erhebung nicht unterworfenen Ver- 
kehr ein Zuschlag von je 1 Million Tonnen zu den ange- 
kommenen wie abgegangenen &ütem gemacht (Sympher nahm 
für 1885 einen solchen von 500000 Tonnen an), so erhält 
man rund 21 Millionen Tonnen angekommener und 14 Mil- 
lionen Tonnen abgegangener Güter, welche aber in ihrer Ge- 



^) Sympher, ^Der Verkehr auf den deutschen Wasserstraßen in 
den Jahren 1875 und 1885*, Berlin 1891, S. 8. 

') V. Kurs, , Schifffahrtsstraßen im Deutschen Reich' in den Jahr- 
hüchem für Nationalökonomie und Statistik, Dritte Folge, Band X, 1895, 
S. 671. 

^) Statistik des Deutschen Reiches, Neue Folge, Band 82. 
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samtzahl von 35 Millionen Tonnen selbstverständlich nicht die 
wirkliche Verfrachtung darstellen, um letztere zu erhalten^ 
können den angekommenen Gutertonnen von den abgegangenen 
nur diejenigen zugezählt werden, welche an der Zollgrenze 
nach dem Ausland ausgeführt werden: das waren, wie oben 
bemerkt, nach der Reichsstatistik im Jahre 1894 an den sechs 
von jener nachgewiesenen Uebergangsstellen einschließlich Flöß- 
holz 3983453 Tonnen, so daß die gesamte auf den deutschen 
Wasserstraßen sich bewegende Oütermasse auf rund 24 bis 
25 Millionen Tonnen geschätzt werden kann, eine Yer- 
frachtungsmenge, welche die Verfrachtung der französischen 
Binnenwasserstraßen, die 1894: 27,9 Millionen Gütertonnen 
betrugt), selbst in ihrer absoluten Zahl nicht erreicht und 
im Verhältnis zu der Bevölkerung um so geringer ist. 
Der der französischen Eüstenschifffahrt entsprechende 
Verkehr zwischen deutschen Häfen wird fllr 1894 
nach der Ankunft auf 2979713 Tonnen, nach dem Abgang auf 
2979906 Tonnen angegeben*), ist also dem entsprechenden 
französischen Verkehr (Cabotage 1893: 2,7 Millionen, 1894: 
2 766203 Tonnen) in seiner absoluten Größe nahezu gleich'), in 
seiner Relation zur Bevölkerungszahl jedoch abermals und zwar 
um vieles kleiner als dieser. 

Wenn wir nunmehr den Verkehr der Haupt- bezw. Voll- 
bahnen Frankreichs und Deutschlands wiederum an dem 
Maßstabe der Bevölkerung^) vergleichen, so zeigt die erste 
Tabelle auf S. 757 deren unterschiedliche Verhältnisse und 
werden nach Ausweis dieser Tabelle auf den französischen 
Eisenbahnen pro Kopf der Bevölkerung im Jahre zwei Reisen 
weniger als in Deutschland ausgeführt, wogegen die durch- 



*) Cf. im Kapitel 19, oben S. 637. 

•) Cf. .Statistik des Deutschen Reichs*, Neue Folge, Band 81, 
S. II 53. 

») Cf. im Kapitel 19, S. 663. 

^) Mittlere Bevölkerung Deutschlands im Betriebsjahr 1894/95: 
51 370 000 ; cf. , Zusammenstellung der wichtigsten Angaben der deut- 
schen Eisenbahnstatistik, Band XIV, 1894/95*, S. V der Einleitung. 
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Es kamen durchschnittlich 


in Deutschland 
1894/95 


in Frankreich 
1894 


- ■ ■ ■ - - 

Auf 1 km Bahnlänge: 

Einwohner 

Quadratkilometer 

Auf 1 Einwohner: 

Reisende 

Personenkilometer 

Gütertonnen 


1148 

11,9 
10,6 

249,8 

4.7 

572.2 


968 

13,8 

8,78 

269,0 

2,6 


Tonnenkilometer 


325.8 



schnittliche Reiselänge in Frankreich um 7 bis 8 km, d. h. um 
etwa ein Drittel größer ist als in Deutschland. 

Die Güterverfrachtung der deutschen Yollbahnen ist 
fast doppelt so groß als auf den französischen Hauptbahnen, 
während die Beförderungslänge einer Oütertonne sich bei jenen 
auf 98,7 5 km, bei diesen auf 126,o km stellte. 

Vergleichen wir die gesamte Güterbewegung beider 
Länder in ihren absoluten Zahlen, was für Deutschland aller- 
dings nur unter Schätzung einiger Faktoren möglich ist, so 
wurden 1894 bezw. 1894/95 befördert: 



in Frankreich: 



auf den Hauptbahnen . . . 
auf den Lokalbahnen . . . 
auf den Binnenwasserstraßen 
durch die Küstenschifffahrt . 



99 105 421 Gfltertonnen 

4180 209 
27 873475 

2 766 203 



zusammen . 133 875 808 Gütertonnen; 

in D eutschlan d : 

auf den Yollbahnen 244 679 451 Gütertonnen 

auf den Schmalspurbahnen . . 8 200 000 ^) , 
auf den Binnenwasserstraßen 25 000 000 « 

durch die Eüstenschifffahrt . . 2 979 713 . 



zusammen 



275 859 164 Gütertonnen. 



*) Die deutsche Eieenbahnstatistik gibt für die Schmalspurbahnen 
nur die Zahl der Tonnenkilometer (1894/95: 51076 954) an; in Frank- 
reich beträgt die durchschnittliche BefSrderungslänge einer Gütertonne 



Digitized by LjOOQ IC 



— 758 — 

Das macht auf den Kopf eines Einwohners in Frankreich 
3,5 Tonnen, in Deutschland 5,4 Tonnen. 

Die Transportleistung, welche diese Gütermassen (exkl. 
derjenigen der Küstenschiffahrt) erheischt haben, betrug: 

in Frankreich: 
auf den Hauptbahnen .... 1^ 482 482 059 Tonnenkilometer 
auf den Lokalbahnen .... 77 156 506 j, 

auf den Binnenwasserstraßen . 8 911776 000 , 



zusammen 16 471 414 565 Tonneukilometer; 



in Deutschland: 
auf den Vollbahnen .... 24 349 726 677 Tonnenkilometer 
auf den Schmalspurbahnen . . 51 076 954 , 

auf den Binnenwasserstraßen . 6 300 000 000 *) 



zusammen . 30 700 803 631 Tonnenkilometer; 



oder pro Jahr und Kopf der Bewohnerzahl Frankreichs 430, 
derjenigen Deutschlands 602 Tonnenkilometer. 

Im Verhältnis zur Bevölkerung stellt sich also die 1894 
verfrachtete Gütermenge Frankreichs zu der Deutschlands 
wie 1 : 1,5 und die für jene erforderte Transportleistung 
(abgesehen von der Küstenschifffahrt , die in Frankreich um 
vieles bedeutendere Transportlängen als die deutsche zu be- 
wältigen hat) wie 1 : 1,4, d. h. auf jede in Frankreich pro 
Einwohner verfrachtete Tonne Qüter kommt in Deutschland 
1^2 Tonne und auf jeden pro Einwohner dort gefahrenen 
Tonnenkilometer sind in Deutschland l^fn Tonnenkilometer 
erforderlich. 

Nichts wäre voreiliger, als aus solchen Zahlen etwa auf 



auf den Lokalbahnen bei 4 130 209 verfrachteten Tonnen mit 77156506 
Tonnenkilometern 16,2 km; wird diese durchschnittliche BefÖrderunga- 
länge auch fQr die deutschen Schmalspurbahnen angenommen, was bei 
deren Länge von 1353 km, die sich auf 35 verschiedene Verwaltungen 
verteilen, wohl ungefähr zutreffen dürfte, so ergibt sich in runder 
Summe die oben in Rechnung gestellte Tonnenzahl. 

*) Durch Erhöhung der oben S. 755 erwähnten durchschnittlichen 
Transportlänge von 174 km auf 180 km und aus der daselbst gefundenen 
Zahl der abgegangenen und angekommenen Güter von 85 Millionen 
Tonnen berechnet. 
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größeren Wohlstand und größere Kapitalkraft Deutschlands 
im Vergleich mit seinem westlichen Nachbarn schließen zu 
wollen. In der Wirklichkeit des schaffenden und werbenden 
Lebens herrscht und wird immer herrschen die harte Not- 
wendigkeit. Wie es im Gegenteil zweifellos ist, daß der 
Nationalreichtum Deutschlands zu dem Frankreichs im umge- 
kehrten Verhältnis steht, wie dasjenige ist, welches wir soeben 
für den Güterverkehr beider Länder gefunden haben, so er- 
klärt sich die berührte ökonomische Thatsache das eine 
Mal aus der geographischen Konfiguration und Lage 
beider Länder, das andere Mal aus der verschiedenartigen 
Ausstattung mit den natürlichen Quellen der Produktion, 
den Erzeugnissen des Bodens und den Schätzen des Erdinnern 
und deren Verteilung über das Land, vor allem aber aus den 
unterschiedlichen Bevölkerungsverhältnissen beider Reiche. 
Frankreich sieht innerhalb seiner Grenzen unter der 
südlichen Sonne Früchte heranreifen, welche Deutschland gänz- 
lich vom Auslande beziehen muß. Die Weinproduktion, in 
Frankreich auf 87 vom 1000 des ganzen Landesgebietes und 
über ^/s desselben verbreitet, vnrd durch das rauhere Klima 
Deutschlands in der Hauptsache auf ein verhältnismäßig 
schmales Gelände von 3 auf 1000 des Gesamtlandes in seinem 
Westen und Südwesten beschränkt, von wo aus die Gaben des 
Rebstockes, soweit der Bedarf nicht vom Auslande bezogen 
werden muß, über das ganze Land zu verteilen sind. Die Ge- 
treideproduktion Deutschlands ist viel weniger gleichmäßig 
über das ganze Land verbreitet als dort. Von den Fund- 
stätten der mineralischen Schätze sind vor allem die der Stein- 
kohle auf zwei Ecken des Deutschen Reiches verteilt, von 
denen aus dieselben der Industrie und der konsumierenden Be- 
völkerung, soweit die Leistungen der Transportmittel das irgend 
gestatten, zugänglich zu machen sind, während Kohle in Frank- 
reich an zahlreichen, wenn auch weniger ergiebigen Stellen 
vorkommt. Salzlager wiederum finden sich nur in der Mitte 
lind im Nordosten des deutschen Reichsgebietes. Dieses Ge- 
biet selbst aber bildet nicht, wie dasjenige Frankreichs, eine 
kompakte, fast quadratische Masse, deren Diagonale dort von 
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der einen Ecke zur andern rund 1000 km, deren größte nord- 
südliche Entfernung rund 950 km beträgt, sondern streckt sich 
in einer Luftlinie von rund 1250 km von Südwest nach Nord- 
ost und wird in seinem südöstlichen Teile durch sich Tor- 
schiebendes Ausland eingeschnürt, während die gröfite nord- 
südliche Entfernung über 1800 km beträgt. Die größere 
Eüstenentwickelung Frankreichs ^), die das Land auf drei Seiten 
dem Meere nahebringt, verkürzt die Fahrt vom und zum Meer, 
welche sich in Deutschland nur von Nord nach Süd und um- 
gekehrt bewegt, so dafi die gröfite Entfernung eines Teiles 
Frankreichs, und zwar die von Burgund und der Franche- 
Comtä, von drei Meeren nur rund 450 km beträgt, während 
in Deutschland das ganze Gebiet südlich von Mainz und Bam- 
berg 450 bis 800 km von den nur nördlichen Küsten ent- 
fernt liegt. 

Erwächst der fast stabilen Bevölkerung Frankreichs die 
ihr nötige Brotfrucht aus dessen mannigfaltigeren, von einem 
wärmeren Klima gesegneten Bodenkultur, so ist Deutschland 
bei seiner für die unmittelbaren Bedürfnisse des Lebens 
ärmeren Ausstattung und zumal bei der raschen Zunahme 
seiner Yolkszahl darauf hingewiesen, seine zentrale Lage als 
Vermittler zwischen den Bedürfnissen der anderen Völker zu 
nutzen und, durch eben diese Lage in dem Bezug der Roh- 
stoffe und dem Versand seiner Fabrikate auf dem Landwege 
begünstigt, sich zu mühen, so weit als irgend möglich die 
Bedarfsartikel jener zu erzeugen oder doch zu veredeln. 

Die Bevölkerung selbst aber ist ganz anders in den 
deutschen Staaten verteilt als in dem viel schärfer zentralisierten 
Frankreich: von den rund 52 Millionen Deutschen wohnen mit 
rund 1,7 Millionen etwa 3,8 ^/o in der Reichshauptstadt, von 
den 38 Millionen Franzosen dagegen 2,5 Millionen in Paris, 
das sind fast 6,(i ^/o , so daß in Fran'kreich allein aus diesem 



*) Von 5290 km Gesamtgrenze sind 3120 km, das ist 59®/o, Küste, 
während in Deutschland, dessen Flächeninhalt mit 540484 qkm dem 
Frankreichs mit 536 494 qkm fast gleich ist, von der Gesamtgrenze von 
7675 km nur 2470 km, das ist S2,s 7o, auf die Kaste fallen. 
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Umstand 3,s^yo der Oesamtbevölkerung mehr als in Deutsch- 
land bei ihrem besonders starken Verkehr untereinander weder 
der Eisenbahnen noch der Binnenwasserstraßen bedürfen. Der 
großen Masse wieder der nicht in der Hauptstadt zusammen- 
gezogenen Bevölkerung steht, obschon in Frankreich 143 Teile 
von 1000 der Gesamtfläche unproduktiver Boden sind gegen 
nur 53 auf 1000 in Deutschland, ein größerer Nahrungs- 
spielraum zur Verfügung als dort, woraus abermals ein 
geringeres Verkehrsbedürfnis resultiert^). 

Daß der deutsche Handelssinn, der deutsche 
Oewerbefleiß und die deutsche Landwirtschaft unter 
dem Druck einer sich immer dichter in dem nur gebotenen 
Nahrungsspielraum zusammendrängenden Bevölkerung es ver- 
standen haben und verstehen, die Hilfsquellen des Landes zu 
benutzen, das beweisen die angeführten Zahlen des Güter- 
verkehrs, zugleich aber auch, daß die deutschen Verkehrs- 
anstalten, und unter ihnen vor allem die Eisenbahnen, sich, 
bei den denselben zur Beförderung übergebenen 245 Millionen 
Gütertonnen und den zu leistenden 24 Milliarden Tonnenkilo- 
metern, in einer viel günstigeren Lage als die französischen 
Bahnen befinden. 

Bei Betrachtung der Zahlen, welche die Verkehrsleistungen 
der Transportinstrumente anzeigen, ist eine Verwechselung von 
Ursache und Wirkung ebenso gefährlich wie häufig. Das 
Erproben und Erstellen des neuen Transportmittels der 
Eisenbahn war zweifellos ein Verdienst, welches sich die 
bei uns heute auf diesem Gebiete auf den Altenteil gesetzte 
Privatindustrie um die Volkswirtschaft erworben hat; daß 
aber die fertigen Transportanstalten nunmehr ihren Zweck er- 



') Die Bevölkenmgsdichtigkeit betrng in Frankreich 1895: 71,» 
gegen 96,6 £inwohner pro Qnadratküometer in Deutschland. Da Frank- 
reich aber im Verhältnis zu seiner gesamten Bodenfläche fast dreimal 
so viel unproduktives Gebiet hat als Deutschland, nämlich 148 gegen 
53 pro 1000 qkm, so stellt sich die Bevölkerangsdichtigkeit der pro- 
duktiven Gebietsteile Frankreichs auf 83,4 £inwohner pro Quadrat- 
kilometer, während in Deutschland 102,o Einwohner auf den Quadratkilo- 
meter produktiven Bodens kommen. 
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füllen, ist kein besonderes Verdienst derselben, sondern ist 
es umgekehrt ein Verdienst des deutschen Handels- und 6e* 
werbfleißes und der deutschen Landwirtschaft, wenn alle zu- 
sammen den deutschen Eisenbahnen so viel mehr Transporte 
zuführen, als die französische Volkswirtschaft den ihrigen, daß 
jene auf den Kilometer Betriebslänge im Jahre 1894: 551310, 
diese nur 347015 Tonnenkilometer zu verfahren hatten^). 

um so mehr werden die heute im wesentlichen in den 
Händen des Staates liegenden deutschen Eisenbahnen in der 
Lage und demnach auch, soweit sich das mit ihren berech- 
tigten Eigeninteressen verträgt, verpflichtet sein, den 
Verkehrsbedürfnissen der deutschen Volkswirtschaft nach 
Kräften entgegenzukommen. Nicht bei der Transportleistung 
als solcher, sondern in dem Preise, zu dem jene dargeboten 
wird, haben die bestehenden Eisenbahnnetze sich ihre Palmen 
zu holen, die ihnen die Volkswirtschaft und das Land, dessen 
Wohlfahrt zu dienen sie bestimmt sind, willig reichen werden, 
wenn sie dieselben verdienen. 



*) Die geringere Kopfquote des Reise- und Güterverkehrs des einen 
oder anderen Landes ohne weiteres dessen Eisenbahnen oder gar dem 
Umstand zur Last schreiben zu wollen, daß letztere vom Staat oder 
von Privatuntemehmergesellschaften betrieben werden, wäre ebenso 
unberechtigt, wie wenn man etwa der Post Frankreichs einen Vorwurf 
daraus machen wollte, daß, während auf den Kopf der Bevölkerung 
jährlich in England 54 Briefe, dort nur 23 entfallen gegen wiederum 
36 in Deutschland. Das letztere Verhältnis entspricht genau dem des 
französischen und deutschen Güterverkehrs (1:1,5). Umgekehrt kommt 
in Frankreich auf den Kopf der Bevölkerung 1 Telegramm gegen nur 
0,6 in Deutschland. Diese Zahlen , denen der Kopfquote des Brief Ver- 
kehrs zugezählt, alterieren das Verhältnis des schriftlichen Nachrichten- 
verkehrs nicht, und zeigt die höhere Kopfquote des französischen De- 
peschenverkehrs nur, daß sich an demselben dort weitere Kreise als 
hier beteiligen resp. die größere Kostspieligkeit desselben nicht scheuen. 
Bei dem schnftlichen Nachrichtenverkehr ist übrigens auch daran zu 
denken, daß die Anzahl der Analphabeten in Frankreich größer ist als 
in Deutschland, wo 1894/95 auf 1000 Rekruten 2,8 Analphabeten gegen 
1893: 64 in Frankreich (1872 noch über 200) kamen. — Die Kopfquote 
der ausgegebenen Zeitungsnummem (Deutschland 20,s, Frankreich 14,o) 
zeigt dasselbe Bild wie das des Briefverkehrs. 



Digitized by LjOOQ IC 



— 763 — 

Es kann nicht die Aufgabe unserer Arbeit sein, ein- 
gehende Untersuchungen über das deutsche Tarifwesen an- 
zustellen. Halten wir uns aber an die dort durchschnittlich 
erzielten Transportpreise, so finden wir als solche von 
der offiziellen Eisenbahnstatistik für 1894/95 angegeben: 
2,9« Pfennig für den Personenkilometer und 3,8 o Pfennig 
für den Tonnenkilometer gewöhnlichen Frachtgutes exklusive 
Vieh, Militär- und frachtpflichtigen Dienstgutes, aber auch 
exklusive von 24,i Millionen Mark an , Nebenerträgen'' der 
Frachtbeförderung, die von den sonstigen Einnahmen zu unter- 
scheiden sind^). Werden von diesen Nebenerträgen rund 20 Mil- 
lionen Mark auf die 22,5 Milliarden Tonnenkilometer gewöhn- 
lichen Frachtgutes repartiert, so ergibt sich zu obigem Fracht- 
satze noch ein Zuschlag von 0,o9 Pfennig und stellt sich derselbe 
auf durchschnittlich 3,89 Pfennig pro Tonnenkilometer. 

Der Transportpreis für den Personenkilometer wieder- 
um bildet einen Durchschnitt aus den Preisen von vier Wagen- 
klassen, während im französischen Eisenbahnwesen die vierte 
Klasse unbekannt ist. Um in dieser Beziehung vergleichbare 
Zahlen zu erhalten, müssen demnach die Erträge der vierten 
Wagenklasse aus der Berechnung des durchschnittlichen Per- 
sonentransportpreises um so eher ausgeschieden werden, als 
nur Norddeutschland eine vierte Wagenklasse kennt. Werden 
dann von den 378,7 Millionen Mark Einnahmen der Personen- 
beförderung die der vierten Klasse mit 72,4 Millionen Mark, 
entsprechend von den gesamten 12,8 Milliarden Personenkilo- 
metern 3666,6 Millionen jener Klasse abgezogen, so ergibt 
sich für die drei oberen ein Durchschnittssatz von 3,85 Pfennig. 

Die französischen Durchschnittspreise stellten sich 1894 
auf 3,85 Cent, für den Personen- und auf 5,2 o Cent, für den 
Tonnenkilometer. Jenem ist, was die Belastung des Publikums 
anlangt, die Transportsteuer auf die Personenbeförderung der 
grande vitesse, im Jahre 1893: 46,5 Millionen Frs. = 0,45 Cent. 
pro Personenkilometer, diesem aus den „accessoires** der Be- 
trag der Nebeneinnahmen (magasinage und divers) mit 1893: 



^) üeber die Bedeutung solcher Durchschnittszahlen cf. S. 77. 
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6,2 Millionen Frs. = 0,o5 Cent, pro Tonnenkilometer hinzuzu- 
rechnen. 

Stellen wir die so gefundenen, vergleichsfähigen Fracht- 
preise unter Umrechnung der deutschen in französische Wäh- 
rung zum Satze von ^U zusammen, so ergibt sich: 

Durchschnittlicher Transportpreis der Haupt- 
bezw. Vollspurbahnen im Jahre 1894/95: 

in Frankreich in Deutschland 
Cent. Cent, 

pro Personenkilometer (I. bis IIL Klasse) 4,so 4,i9 

pro Tonnenkilometer Frachtgut (einschl. 

Nebengebühren) 5,i» 4»86 

Dabei darf nicht übersehen werden, da& die französische 
Transportsteuer, die überdies ausschließlich auf der «grande 
vitesse* ruht, mit der Rentabilität der französischen Bahnen 
nichts zu thun hat und in Berücksichtigung dieses Verhält- 
nisses mit den von den deutschen Bahnen für den Personen- 
kilometer vereinnahmten 4,i9 Cent, nur die 3,8 5 Cent, des 
von den französischen Eisenbahnen zu ihrem eigenen 
Nutzen erhobenen Preises vergleichbar sind. In Betracht 
kommt femer, daß die französischen Bahnen durchweg 30 kg 
Freigepäck, die deutschen nur 25 kg, auf einem Teile des 
Netzes aber gar kein Freigepäck gewähren. 

Der durchschnittliche Gütertransportpreis der fran- 
zösischen Hauptbahnen stellt sich um 0,89 Cent, pro Güter- 
tonne, d. h. um ^li% höher als auf den deutschen Bahnen^ 
während die Anlagekosten jener, wie wir oben sahen, durch- 
schnittlich um fast ^/a diejenigen der deutschen übertreffen. 

Bei dem Vergleich solcher von den Volkswirtschaften ver- 
schiedener Länder zu tragenden Transportpreise ist auch der 
wirtschaftliche Wert des Geldes hier und dort in Betracht 
zu ziehen. In dieser Hinsicht fanden wir, daß die 3^/oige 
französische Staatsrente im Jahre 1895 einen Durchschnitts- 
kurs von 101,67% hatte ^), während sich die 3®/oigen preu&i- 



Cf. oben S. 361 und 368. — Am 1. Mai 1894 standen die 4>igen 
preußischen Konsole 107,90, die SV^^oig^n: 101,76 und die 3^/oigfen: 88,to 
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sehen und Reichsanleihen auf ca. 99\« V hielten. Die Kauf- 
kraft des französischen Kapitals gegenüber der gleichen Rente 
stellte sich also 2 bis 2 7» ®/o pro 100 niedriger als die des 
deutschen, ganz abzusehen von dem in Frankreich im Ver- 
gleich mit dem deutschen durchschnittlich niedrigeren Diskont- 
satz. — Noch größere Unterschiede des Geldwertes ergeben 
sich bei einem Vergleich der Preise von Wirtschaftspro- 
dukten: so galt z. B. der Doppelzentner Weizen im Jahre 
1893 in Frankreich durchschnittlich 20,9? Frs., in Deutsch- 
land von 12,58 Mark (Daijzig) bis 17,4o Mark (München), im 
Mittel des Berliner Marktes 15,i5 Mark = 18,94 Frs. 

Wird somit der innere wirtschaftliche Wert des Geldes in 
beiden Ländern in Betracht gezogen, so dürfte Frankreich die 
Transportleistungen seiner Privatbahnen im Durchschnitt nicht 
teurer als Deutschland die seiner Staatsbahnen bezahlen. 

Wenn nun, wie wir an einigen Beispielen im 16. Kapitel 
zeigen konnten, die deutschen Tarife für manche wichtigen 
Bedürfnisse der Industrie sich sogar höher als die franzö- 
sischen stellen, wenn die Rohstoffe unseres eigenen Landes 
jener wegen der hohen Eisenbahnfrachten zum Teil unzugäng- 
lich sind, so daß sie mit fremden Kohlen und Erzen arbeiten, 
gleichzeitig aber deutsche Erze der ausländischen Industrie 
überlassen muß, wenn die Expeditionsgebühr mit der Ent- 
fernung derart steigt, daß sie bei Transportlängen über 60 km 
für 10 Tonnen den Satz von 12 Mark erreicht und damit die 
Ermäßigungen der eigentlichen Tarifsätze geradezu in 
ihr Gegenteil verwandelt, so muß geschlossen werden, daß 
die deutschen Eisenbahnen der heimischen Produktion und 
Konsumtion in ihrer Tarifierung nicht das leisten, was sie 
leisten sollten und nach Lage der Verhältnisse leisten könnten^). 



(die französische S^oige Staatsrente lOO^es), während die entsprechen- 
den preußischen Papiere Ende Juni: 105,io— 102, lo— 90,», Ende Sep- 
tember: 105,50—103,30—94,0 und am Schluß des Jahres 1894: 105,75— 
104,60— 96,«5 notierten, gegen 105,5o— 104,4o— 99,eo Ende 1895. Dieselben 
standen Ende August 1896: um 104,5o— 104,so— 99,io (die französische 
37oige Staatsrente um 101,75). 

^) In Forft)ildung der deutschen Gütertarife ist zwar im Laufe des 
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Daß die Möglichkeit hierzu vorliegt und die wohlver- 
standenen Eigeninteressen der Bahnen als solcher einer wie 
immer gearteten Reduktion der für die wirtschaftlichen Be- 
dürfnisse besonders wichtigen Tarife nicht entgegenstehen, 
wird aus dem Verhältnis der Betriebsüberschüsse zum 
Anlagekapital ersichtlich. In Frankreich betrug das An- 
lagekapital der Hauptbahnen im Jahre 1894: 15437 938611 Frs., 
ihr Betriebsüberschuß 545949798 Frs., so daß sich für jenes 
eine Verzinsung von 3,5i ®/o ergab, die, wie wir im IL Ab- 
schnitt des 18. Kapitels gezeigt haben, eben hinreicht, um 
neben der dort streng durchgeführten Amortisierung des An- 



letzten Jahrzehnts eine große Anzahl von Verkehrserleichterungen ein- 
geführt worden, indem namentlich viele Artikel der Wagenladungs- 
klassen aus einer höheren Tarifklasse in eine niedere, dem festgestellten 
Bedürfnis entsprechend, eingereiht wurden. Einem alten Wunsche des 
Handelsstandes nach Verbilligung der Frachtsätze für Stückgut ist 
dagegen nur insofern Folge gegeben, als der seit einer Reihe von 
Jahren auf den preußischen Staatsbahnen bestehende Ausnahmetarif 
fQr einige geringbewertete Güter der Metallindustrie und der Land- 
wirtschaft nach den Beschlössen der Generalkonferenz der deutschen 
Eisenbahnverwaltungen vom 18. Dezember 1891 mit dem 1. April 1892 
dem deutschen Gütertarifschema eingefügt ist^ w&hrend alle anderen 
Anträge auf umfangreichere Ermäßigungen der Stückgutfrachtsätze 
durch Einfügung einer niedriger tarifierten Klasse für alle Güter in 
Mengen von mindestens 1000 kg (Ton-Klasse) oder einer zweiten niedri- 
geren Stückgutklasse für zahlreiche benannte Güter, oder durch Ver- 
billigung der Stückgutfrachtsätze bei Beförderung geringwertiger Güter 
über längere Strecken, bisher unberücksichtigt geblieben sind. Auch 
haben die Kreise des werbenden Lebens eine Herabsetzung der billigsten 
Normalklasse des Spezialtarifs Hl für geringwertige Rohstoffe der 
Industrie und der Landwirtschaft, namentlich der Brennmaterialien, 
Erze, Erden, Düngemittel, Kartoffeln und Rüben, bisher vergeblich an- 
gestrebt. Für die vier letzten Artikel haben die preußischen Staats- 
bahnen allerdings einen allgemeinen Ausnahmetarif mit billigeren 
Frachtsätzen, namentlich auf weitere Entfernungen, eingeführt, nicht 
dagegen für Brennmaterialien und Erze. Der auf denselben Bahnen 
seit dem 1. September 1891 eingeführte Ausnahmetarif oder Staffelt-arif 
für die Beförderung von Getreide und Mühlenerzeugnissen auf größere 
Entfernungen ist unterdessen aus den Kreisen der mittel-, west- und 
süddeutschen Gebiete vielfach bekämpft und neuerdings wiederum 
modifiziert worden. • 
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lagekapitals (1894: 104 Millionen Frs.) eine Verzinsung der 
Aktien und Obligationen zu leisten, aber nur einen mini- 
malen Unternehmergewinn übrig läßt. 

Der Betriebsüberschuß der deutschen Vollbahnen 
war im Jahre 1894/95: 550192900 Mark und verzinste deren 
Anlagekapital von 11180,8 Millionen Mark mit 4,98 ®/o; bei 
den preußischen Staatsbahnen stellte sich der Betriebs- 
überschuß gegenüber einem Anlagekapital von 6859,9 Millionen 
Mark auf 384768517 Mark und ergab somit eine Verzinsung 
des ersteren von 5,6 7^/0. Das aber sind ü eher schüsse, die 
bei dem derzeitigen Stande des Zinsfußes über reichliche In- 
reservestellungen und energische Amortisation hinaus Spiel- 
raum für weitgehende Tarifermäßigungen gewähren. 

Haben wir bisher die Leistungen der französischen 
Eisenbahnen kennen gelernt, so fragt es sich, mit welchen 
Mitteln dieselben diese Leistungen bewältigen. 

Die erste Vorbedingung der Leistungsfähigkeit ist eine 
zur sicheren Bewältigung des Verkehrs genügende Anlage 
der Bahnstraße selbst. In Frankreich wurde in dieser 
Beziehung den Hauptbahnen, insbesondere den großen Gesell- 
schaften, gleich bei der Eonzessionierung ihrer Bahnen in 
weitgehendem Maße die Verpflichtung auferlegt, von vorn- 
herein das Terrain für doppelte Geleisanlagen zu be- 
schaffen, ebenso — namentlich auf den älteren Hauptrouten — 
die größeren Kunstbauten und zum Teil auch den Bahn- 
körper gleich für zwei Geleise ausreichend herzustellen; da- 
bei ist in den Bedingnisheften Vorsorge getroffen, daß jenes 
Reserveterrain niemals für andere Zwecke verwendet werden 
darf. Die Eonzessionsbedingungen schreiben bestimmte Gren- 
zen für die Intensität des Verkehrs vor, nach deren Ueber- 
schreitung die Gesellschaften gehalten sind, das zweite Geleise 
zu legen und in Betrieb zu setzen, und hat der Staat sich 
außerdem noch das Recht vorbehalten, auch vor der Er- 
reichung jener Intensitätsgrenze jederzeit für seine staatlichen 
Zwecke die Herstellung des zweiten Geleises fordern zu können, 
in welchem Falle er sich allerdings verpflichtet hat, bis zur 
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Erreichung einer gewissen Verkehrsstärke auf den betreffenden 
Linien die Verzinsung und Amortisation der Anlagekosten 
des zweiten Geleises in Annuitätenzahlungen zu leisten. Von 
diesem Vorbehalt hat der Staat aus strategischen Gründen, 
besonders der Ost-Compagnie gegenüber, vielfach Gebrauch 
gemacht 

Diese Bestimmungen haben dazu geführt, dag das franzö* 
sische Hauptbahnnetz in verhältnismäßig sehr reichlicher Weise 
mit doppelten Geleisen ausgestattet ist. Während in Deutsch- 
land im Jahre 1894/95 von den 44109 km der auf Reichs- 
gebiet gelegenen vollspurigen Bahnen 15213 km = 34,5 ^/o 
mit doppelten und mehr Geleisen versehen waren, stellte sich 
das Verhältnis der ein- und mehrgeleisigen Bahnen in Frank- 
reich am Schlüsse der nachbenannten Jahre, wie folgt: 





1 Länge der Hauptbahnen 


Die doppel- 

geleisigen 

Strecken 

von der Ge- 
samtlänge 


Jahr ») 


mit doppelten 
Geleisen 

km 


mit ein- 
fachem Ge- 
leise 

km 


Zusammen 
km 


1840 
1853 
1869 

1878 
1883 
1888 
1893 


226 
1 3 859 
7 838 
1 8 789 
11469 
' 13 350 
' 14 776 
1 


209 
790 
9100 
13 350 
16 578 
19 302 
21010 


435 
4 649 
16 938 
22139 
28 047 
32 652 
35 786 


52.0 
83,0 
46,8 
39,T 
40,» 
40.9 
41,» 



Daß die ältesten Hauptlinien, wenn nicht von vornherein, 
so doch sehr bald mit doppelten Geleisen ausgestattet wurden, 
ist eine überall beobachtete Erscheinung. Mit dem Ausgang 
des zweiten Kaiserreichs waren Doppelgeleise in hervorragendem 
Maße vorhanden; ihr Prozentsatz sinkt etwas in den ersten 
Jahren der Republik, namentlich infolge des Ausbaues der 

') Nach der offiziellen Statistik — documents divers, T« partie, 
Tab. 4 — liegen aus der Zeit vor 1862 nur Angaben für wenige Jahre 
vor, welche überdies nur annähernd richtig sind. 
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sekundären Linien, um dann aber mit der Ausführung des 
großen Programms wieder zuzunehmen. 

In welchem Maße aber für die Möglichkeit der Erweite- 
rung der Qeleisanlagen auf den vorhandenen Bahnen gesorgt 
ist, zeigt die folgende Uebersicht, welche die Situation der 
Netze in dieser Hinsicht am 81. Dezember 1893 angibt. 



Ausgestaltung der Balinstrasse 


der 


Hauptbahnen Ende 1893. 




1. 




Eingeleisige Strecken 






Gesellschaften 


Terrain, 
Bahn- 
körper 

und 
Kunst- 
bauten 
nur für 
ein Ge- 
leise 


Terrain 

für 
zwei, 
Bahn- 
körper 

und 
Kunst- 
bauten 
für ein 
Geleise 


Kunst- 
bauten 

für 
zwei, 
Bahn- 
körper 
für ein 
Geleise 


Bahn- 
körper 

und 
Kunst- 
bauten 

für 

zwei 

Geleise 


Zu- 
sammen 


Summe 




1 km 


km 


km 


km 


km 


km 


km 


1 
Nordnetz 


1 1915 


523 


185 


586 


398 


1692 


3 607 


Ostnetz 


3 536 


172 


487 


79 


165 


903 


4 439 


Westnetz ....... 


, 1721 


12G4 


1349 


544 


453 


8 610 


5 831 


Orl6an»-Netz .... 


1 2 004 


1745 


1014 


898 


980 


4 687 


6 641 


/Hauptnetz . . 
*^*^-'"\Rhöne-Mt.Ceni8 


. 3 962 
56 


1824 


1977 


213 

88 


469 


4 483 
88 


8 445 
lU 


Südneiz 


915 


388 


951 


614 


276 


2 228 


3143 


Staatsbahnnetz . . . 


1 411 


793 


401 


467 


521 


2182 


2 593 


Summe : Große Netze . 


14 520 


6 709 


6 364 


3 489 


8 261 


19 823 


34 343 


Pariser Gürtelbahnen . 


126 


_ 


_ 





— 





126 


Sekund. GeseUschaften 


130 


638 


93 


102 


34 


867 


997 


Nicht konzessionierte 
















Bahnen 


- 


SSO 


- 


- 


— 


320 


320 


Summe: Hauptbahnen . 


14 776 


7 6Ü7 


6 457 


3 591 


3 295 


21010 


35 786 



Wird von den Pariser Gürtelbahnen , den sekundären 
Bahnnetzen, welche naturgemäß nur in geringem Maße zur 
Ausgestaltung als doppelgeleisige Bahnen bestimmt sein können, 
und von den nicht konzessionierten Sekundärbahnen, welche 
im wesentlichen nur in dem korsikanischen Schmalspumetz be- 
stehen, abgesehen, so waren von den 19 823 km eingeleisiger 
Strecken der sieben großen Netze 3261 km oder 16,4"/o bereits 
so ausgebaut, daß auf ihnen in jedem Augenblick die Verlegung 
eines zweiten Geleises erfolgen kann; für weitere 9853 km 

Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 49 
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= 49,7 ®/o der eingeleisigen Strecken war die Möglichkeit 
einer solchen Anlage vorgesehen und auf etwas mehr als 
einem Drittel derselben durch entsprechende Ausführung der 
Kunstbauten auch schon vorbereitet. Nur 6709 km der gro&en 
Netze = 19,5 ^/o ihrer Gesamtlänge sind von vornherein zur 
bloß eingeleisigen Ausstattung bestimmt. Es muß bezweifelt 
werden, daß die ganzen 13114 km der großen Netze und 
noch weniger die 229 km der Sekundärbahnen, für welche 
die Möglichkeit der Anlage eines zweiten Geleises schon heute 
vorgesehen ist, in absehbarer Zeit sämtlich oder auch nur 
zum größeren Teil in solcher Weise ausgestaltet werden 
dürften. Für die Entwickelung des Verkehrs in einer späteren 
Zukunft^) ist diese bei Anlage der Bahnen getroffene Vorsorge 
aber von nicht zu unterschätzender Bedeutung und noch 
wichtiger im Hinblick auf das Heimfallsrecht des Staates, 
welcher seiner Zeit nicht nur die für den vorhandenen Ver- 
kehr ausgestatteten Bahnen, sondern auch das für deren Be- 
triebserweiterung nötige Terrain, welches dann jedenfalls noch 
viel kostbarer als heute sein wird, lastenfrei erhalten wird. 

Ueber die Betriebsmittel, mit welchen die franzö- 
sischen Eisenbahnen ihren Verkehr bewältigen, geben wir eine 
Uebersicht auf S. 771 , in welcher die Zahl der Lokomotiven 
zunächst nur summarisch angegeben wird, weil die Statistik 
die Arten derselben neuerdings anders als früher unterscheidet; 
ebenso sind in derselben die sogenannten gemischten d. h. mit 
Abteilungen für verschiedene Wagenklassen versehenen Per- 
sonenwagen, entsprechend den älteren statistischen Nach- 
weisungen, den Wagen der zweiten Klasse zugezählt, während 
dieselben neuerdings besonders nachgewiesen werden. 

Unter den Lokomotiven befanden sich 1893: 8044 mit 
besonderem Tender und einem Bruttogewicht von 18 bis 
52 Tonnen, 1782 Tenderlokomotiven im Gewicht von 4 bis 
56 Tonnen und außerdem 10 Dampfwagen anderer Art, die 
nur auf dem Staatsbahnnetze zur Verwendung gelangten und 
je 20 Tonnen Bruttogewicht hatten. 



') Cf. S. 549 ff. 
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Bis 1890 unterschied die Statistik Lokomotiven für Per- 
sonen- und gemischte Züge, deren es in jenem Jahre 4190 
gab, und solche für Güterzüge und den Bahnhofsdienst, 1890: 
5387. 

Betriebsmittel der franzosischen Hauptbahnen. 





Loko- 
motiven 
über- 
haupt 


Personenwagen 


Gepäck, 
wagen 

der 
grande 
vitesse 


Güter- und 
andere 
Wagen 

der petite 
vitesse 




Jahr 


I. Klasse 
einschl. 
Luxus- 
wagen 


IL Klasse 
einschl. 

ge- 
mischte 


IIL 
Klasse 


Zu- 
sammen 


Wagen 
überhaupt 


1855 
1869 
1878 
188S 
1888 
1898 
1894 


1895 
4870 
6668 
8585 
9544 
9886 
9959 


997 
2449 
3087 
8855 
4499 
4718 
4810 


1951 
8972 
6813 
6502 
7527 
8852 
8864 


1950 

5 334 

6 925 
8 728 

10 045 
11416 
11849 


4 898 
11755 
15 825 
19 080 
22 071 

24 986 

25 523 


1894 
4 675 
6 047 
8 220 
10 301 
12 562 
18 041 


84 425 
117 616 
171186 
219 558 
289 128 
252 580 
254 901 


41217 
las 9i6 
192 558 
246 868 
271495 
290 128 
293 465 



Auf 1 km Betriebslänge: 



1855 
1869 
1878 
1883 
1888 
1898 
1894 



0.34 


0,18 


0.36 


0,35 


0.89 


0.84 


6.23 


O.M 


0,14 


0,23 


0.82 


0,69 


0.27 


6,93 


0,30 


0,14 


0,24 


0,81 


0.89 


0.27 


7,74 


0.81 


0,14 


0.24 


0,81 


0,69 


0,29 


7,98 


0.29 


0.14 


0,28 


0.31 


0,68 


0,81 


7,31 


0,27 


o.ia 


0,26 


0,82 


0,70 


0,85 


7,05 


0,27 


0,13 


0,24 


0.83 


0,70 


0,36 


7,02 



7,46 
7,89 
8.70 
8,91 
8»80 

8,10 

8,08 



Unter denjenigen Personenwagen, welche in obiger Ta- 
belle zur zweiten Klasse gerechnet sind, befanden sich 1893: 
2438 Wagen gemischter Art mit Abteilungen für verschiedene 
Klassen. 

Gewicht und Tragfähigkeit der französischen Eisenbahn- 
wagen wurden für 1893 folgendermaßen angegeben: 

Durchschnitt- Durchschnitt- 
liches Brutto- liehe Platz- 
Gewicht zahl bezw. 

Tonnen Tragfähigkeit 

Personenwagen I. Klasse 10,s 25,s Plätze 

n. , 8,7 47,7 . 

III. , 8,8 50,0 

, für mehrere Klassen . . 9.« 41,8 , 

Gepäckwagen der grande vitesse ... 7,8 4,7 Tonnen 

Güter- und andere Wagen der petite vitesse 5,7 9,8 „ 
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Die Ausstattung der deutschen und preußischen Bahnen 
mit Betriebsmitteln betrug im Betriebsjahr 1894/95: 





Lokomotiven 


Personenwagen, 
Zahl der 


Gepäck- und 
Güterwagen 


Zahl 


Yollsporige Bahnen 
1894.95 


über- 
haupt 


davon 
Tender- 
loko- 
motiven 


Wagen 


vor- 
hande- 
nen 
Plätze 


Zahl 

der 

Wagen 


Lade- 
gewicht 

Tonnen 


der 
Post- 
wagen 


Dentache Bahnen über- 
haupt 

PreußiBcheStaatobahnen 


i 15 839 
10 708 


4 042 
2 766 


SO 851 
17 871 


1296 221 
793 802 


322 219 
222 681 


S 562 304 
2590 868 


1995 
1227 



Auf 1 km Betriebslänge kamen danach im Durchschnitt 
der deutschen Vollbahnen 0,36 Lokomotiven, 0,68 Personen- 
wagen und 7,25 Gepäck- und Guterwagen, auf den preußischen 
Staatsbahnen 0,4 1 Lokomotiven, 0,68 Personenwagen und 8,44 
Gepäck- und Güterwagen. In den deutschen Personenwagen 
überhaupt waren durchschnittlich 42,7 Plätze, in den preußi- 
schen 44,4 Plätze vorhanden; die mittlere Ladefähigkeit eines 
Gepäck bezw. Güterwagens betrug entsprechend ll,i bezw. 
11,4 Tonnen. 

Die Ausstattung der deutschen sowie preußischen Bahnen 
mit Lokomotiven ist also etwas stärker als die der französischen 
Hauptbahnen, dagegen stehen jene den letzteren in der Aus- 
stattung mit Personenwagen etwas nach, wobei noch zu be- 
rücksichtigen ist, daß der Durchschnitt der verfügbaren Plätze 
in den deutschen und preußischen Wagen, trotz der Wagen 
der vierten Klasse, unter dem Durchschnitt der Platzzahl in den 
französischen Wagen steht, welcher letztere sich etwas über 
47,7, d. h. über die in den Wagen zweiter Klasse verfügbaren 
Plätze stellt. Die Ausstattung mit Gepäck- und Güterwagen 
ist, das gesamte deutsche Bahnnetz anlangend, mit 7,2 5 pro 
Kilometer etwas schwächer als die der französischen Bahnen, 
welche über 7,38 solcher Gefährte auf den Kilometer verfügen; 
auf den preußischen Bahnen stellt sich dieses Verhältnis mit 
8,44 Wagen pro Kilometer günstiger als in Frankreich. Da- 
bei ist die Belastungsfähigkeit der deutschen Güter- und Ge- 
päckwagen durchschnittlich eine größere als in Frankreich. 
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OrThE 



Im ganzen divergiert die Ausrüstung der deutschen und 
französischen Bahnen mit rollendem Material und Zugkraft in 
demselben Verhältnis, wie die Stärke ihres beiderseitigen Ver- 
kehrs, wobei die relativ größere Lokomotivenzahl jener ge- 
eignet ist, die schwächere Ausrüstung mit Personenwagen aus- 
zugleichen. 

Betrachten wir nunmehr die Leistungen bezw. die Aus- 
nutzung dieses Betriebsmaterials, so bilden wir zunächst 
über den Zugdienst auf den französischen Hauptbahnen 
folgende Uebersicht: 





Zahl der Züge 


Zngkilometer 




im Jahr 
1893 


durch- 
schnittlich 
taglich 


überhaupt 


pro Tag 
und 1 km 
Betriebs- 
länge 


n^«^« i Personenzüge .... 

™l't { Arbeits- und DienBteüge 
"^^^^^ y Ensammen 


2 542 059 

846 945 

3389 004 

1 602 783 

95123 

1 697 906 


6965 

8 320 

9 285 

4 391 

261 

4 652 


144 667 717 
39 400 470 
184 068 187 

99 976 101 

1 626 819 

101 602 420 


11,2 

H.2 

7,7 
0,2 

7.9 


Züge überhaupt 


1 5 086 910 


13 937 


285 670 607 


28,1 



Die in der letzten Spalte der vorstehenden Tabelle an- 
gegebene Zahl der durchschnittlich täglich auf 1 km Bahnlänge 
gefahrenen Zugkilometer stellt damit zugleich die Zahl der 
durchschnittlich täglich in beiden Richtungen verkehrenden 
Züge dar. 

In der Statistik der preußischen Staatsbahnen findet 
sich die Zahl der Zugkilometer unter den Angaben über die 
Leistungen der Lokomotiven vor. Danach wurden im Jahre 
1893/94 gefahren: 

von Personen- und Schnellzügen . . . 111307 774 Zugkilometer, 
von gemischten Zügen 17 317 224 . 

zusammen für den Personenverkehr 128 624998 Zugkilometer, 

von Güterzügen 85 698 468 

von Arbeits- und Materialzügen . . . 2 518 343 , 



zusammen in Güter- und Arbeitszügen. 88 216 811 Zugkilometer 



überhaupt . 216 841 809 Zugkilometer. 
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Das macht pro Tag und einen der 25 773 km der mittleren 
Betriebslänge jenes Jahres: 



für den Personenverkehr . . 


. 13,7 Zugkilometer, 


für den GateiTerkehr . . . , 


. 9,1 


überhaupt , 


. 28,1 



oder ebensoyiele Züge täglich in jeder Richtung. 

Auf den preußischen Bahnen verkehrt demnach täglich 
1^/lo Güterzug und überhaupt ein Zug mehr als auf den fran- 
zösischen Bahnen, die Zahl der Personenzüge ist aber auf 
letzteren etwas häufiger. 

Die durchschnittliche Zusammensetzung eines französi- 
schen Zuges der grande vitesse bestand aus 1,4 Wagen erster 
Klasse, 1,7 Wagen zweiter, 2,6 Wagen dritter Klasse, 0,4 ge- 
mischten Wagen und 3,9 Gepäckwagen, zusammen 10 Wagen, 
während sich ein Güterzug durchschnittlich aus 33,5 Waggons 
zusammensetzte. Die preußischen Züge für den Personen- 
verkehr bestanden aus durchschnittlich 19 bis 23 Achsen, also 
aus ebenfalls etwa 10 Wagen, während ein Güterzug durch- 
schnittlich 78 Achsen = 39 gewöhnliche Wagen zählte. 

Die gesamten auf dem französischen Hauptbahnnetz 
verkehrenden Eisenbahnwagen durchliefen im Jahre 1893: 
5253899903 km, davon 5127 613058 km speziell die fran- 
zösischen Wagen, welche außerdem noch 672768856 km 
außerhalb des französischen Bahnnetzes zurücklegten, wogegen 
799055 701 km von fremden Wagen auf französischen Schienen 
durchfahren wurden. Die durchschnittliche Kilometerzahl, welche 
der einzelne Wagen im Jahre durchlief, stellte sich für die 
Personenwagen auf 47 327 km, t*ür die Gepäck- und sonstigen 
Wagen der grande vitesse auf 48839 km und für die sämt- 
lichen Wagen der petite vitesse auf 14103 km, während auf 
den deutschen Bahnen von einem Personenwagen 1894/95 
durchschnittlich nur 41 908 Achskilometer, von einem Gepäck- 
wagen dagegen 49 090 km und von einem Güterwagen 15 354 km 
zurückgelegt wurden ; wegen der letzteren ist aber zu beachten, 
daß in der betreffenden französischen Zahl auch die ihrer Natur 
nach geringeren Leistungen der Arbeitswagen verrechnet sind. 
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Die von den sämtlichen Lokomotiven der französischen 
Hauptbahnen im Jahre 1893 zurückgelegte Kilometerzahl be* 
trug 835932901, so da& durchschnittlich auf eine Lokomotive 
im ganzen Jahre 36 530 km kamen. Unter Abrechnung von 
4049003 km, welche die französischen Lokomotiven außer- 
halb des französischen Hauptbahnnetzes zurücklegten, dagegen 
unter Zuzählung von 5 380 039 von fremden Maschinen geleis- 
teter Kilometer, wurden 1893 auf jenem überhaupt 337263937 
Lokomotivkilometer gefahren. 

Auf den deutschen Bahnen wurden 1894/95, und zwar auf 
den eigenen Betriebsstrecken von eigenen und fremden Lokomo- 
tiven, 552694213 km zurückgelegt, so daß — unter Kompensation 
der von den fremden Maschinen geleisteten und der von deutschen 
Maschinen auf fremden Strecken gefahrenen Kilometer — auf 
eine der 15839 deutschen Lokomotiven 34895 km kommen. 

Der durchschnittliche Verbrauch einer französischen Loko- 
motive für einen von ihr durchfahrenen Kilometer stellte sich 
auf ll,a kg Brennstoffe, 100 1 Wasser und 26 g Oel und Fett. 

Im ganzen geht aus den vorstehend wiedergegebenen 
Zahlen hervor, daß die Leistungen des rollenden Materials auf 
den deutschen und französischen Bahnen beiderseits in ziem- 
lich gleichem Verhältnis zu den an dieselben gestellten Forde- 
rungen stehen und daß in einigen Punkten (Lokomotiven und 
Personenwagen) die französischen Bahnverwaltungen ihr Ma- 
terial sogar in stärkerem Maße ausnutzen, als die deutschen, 
— obgleich unter den verschiedenen für die Verstaatlichung 
der preußischen Bahnen geltend gemachten Gesichtspunkten 
sich auch der befand, daß der unter eine Anzahl selb- 
ständiger Privatverwaltungen zersplitterte Betrieb nicht ge- 
nügend ökonomisch verfahren könne und viele Mittel vergeudet 
würden, die sich von einer einzigen Zentralverwaltung aus 
besser verwerten bezw. ersparen ließen. Auf den preußischen 
Staatsbahnen aber wurden geleistet: von einer Lokomotive, 
einschließlich Rangierdienst etc., 1892/93: 34801 und 1893/94: 
34248 km, von einem Personenwagen in denselben Jahren 
durchschnittlich 45067 bezw. 44236 km, von einem Gepäckwagen 
48428 bezw. 47031 km und von einem Güterwagen 16291 bezw. 
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15913 km; nur die Leistung der letzteren ist größer als die der 
französischen Wagen der petite vitesse , wobei darauf hinzu- 
weisen ist, daß es sich bei dieser um eine Durchschnittsleistung 
der sämtlichen der petite vitesse angehörenden Transportwageü, 
bei den entsprechenden Zahlen der preußischen Staatsbahnen aus- 
schließlich um die Leistung der eigentlichen Güterwagen handelt. 

Zur Betriebsführung der Eisenbahnen gehört vor allem 
auch ein mannigfaltig gegliedertes Corps von höheren und 
niederen Beamten, Technikern und Arbeitern. Wir geben 
über dasselbe auf S. 777 eine detaillierte Aufstellung für die 
Jahre 1883 und 1893, da es von Interesse sein dürfte, die Ent- 
wickelung des französischen Bahnpersonals unter dem Ein- 
fluß der Neubauten des großen Programms zu verfolgen. 

Auffallend ist die aus der Tabelle auf S. 777 ersichtliche 
relative Verminderung des Personals, welche trotz der seit 
1883 bedeutenden Zunahme des Bahnnetzes in allen Zweigen 
der Verwaltung stattgefunden hat, ohne daß dadurch, wie wir 
aus den Zahlen Über die Betriebsunfälle im Vergleich mit 
denen auf den deutschen Bahnen kennen lernen konnten, die 
Sicherheit des Betriebes gelitten hätte. 

Die Kategorien des von der deutschen Eisenbahnstatistik 
nachgewiesenen Personals lassen sich, weil unter anderen Ge- 
sichtspunkten aufgestellt, im einzelnen mit den auf S. 777 
nachgewiesenen des französischen Eisenbahnpersonals nicht 
vergleichen; das Gesamtpersonal der deutschen Eisenbahnen 
und das der preußischen Staatsbahnverwaltung im besonde- 
ren aber wird für das Jahr 1894/95 so, wie in der Tabelle 
auf S. 778 zusammengestellt, angegeben. 

Auch aus dem Vergleich der entsprechenden französi- 
schen und deutschen Verhältniszahlen wird ersichtlich, daß der 
Staatsbetrieb durchaus nicht ökonomischer zu arbeiten braucht 
als der Privatbetrieb, und daß jedenfalls die sehr weitgehende 
Staatskontrolle, unter welcher die französischen Bahn- 
gesellschaften stehen, es ermöglicht hat, dieselben trotz, vielleicht 
wegen, der Zins- und Dividendengarantie zu einer größeren Spar- 
samkeit in Bezug auf Personal zu veranlassen, als sie auf den 
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Personal der französischen Hauptbahnen. 



Personal der 


Ende 1883 




Ende 1893 


1. Zentralverwaltung: 

Administratoren, Direktoren, Leiter, General- 
8pkrpt§.re ptc. . . 


241 
2 26« 

806 


247 


Bureaupersonal 

Niedere Bedienstete 


2 934 
432 


zusammen . 
2. Betriebsverwaltung: 

a) Innerer (Zentral-) Dienst 
Direktoren und Vorsteher des Betriebs- und 

Zugdienstes 

Bureaupersonal 

Niedere Bureaubedienstete 

b) Verwaltung der Bahnhöfe und Sta- 

tionen 
Bahnhofsvorsteher und ünterchefs .... 
Einnehmer, Buchhalter, Rendanten .... 
Arbeiter, Träger, Handwerker 

c) Zugdienst 

Zugführer, Streckenkontrolleure, Unterinspek- 
toren 

Schaffner und Bremser 


2 815 

836 

5 860 

443 

5 393 
27 289 
45823 

4 641 
8 081 


3 613 

474 

7 523 

847 

6 811 
31446 

48 869 

4 928 

9 298 


zusammen . 

3. Verwaltung der Maschinen und des 

Materials: 

Ingenieure, Depot- und Werkstattenvorsteher . 

Bureaupersonal der Depotverwaltung .... 

Lokomotivführer und Heizer 

Handwerker und Arbeiter 


97 966 

852 

5 865 

14 611 

42 585 


109 191 

1091 

6 501 

17 887 

43 376 


zusammen . 
4. Bahnkörper und Bauverwaltung: 
Ingenieure, Architekten, Inspektoren und Sek- 
tionsvorsteher 


63 918 

540 

5179 

70 559 


68 855 
595 


Bureaupersonal, Bauführer und Bauaufseher 
Streckenaufseher, Arbeiter, Handwerker . . . 


6163 
68 339 


zusammen 


76 278 


75 097 


Summe 1 bis 4 . 
Darunter : 

Hilfsarbeiter und Tagearbeiter 

Weibliche Angestellte 


240 972 

85 568 
18913 


256 756 

98 839 
25137 



Auf 1 km Betriebslänge: 

Personal der Zentral Verwaltung || 

j, „ Betriebsverwaltung | 

, , Maschinen-und Material Verwaltung ' 

, für Bahnkörper und Bau Verwaltung . Ij 



0,10 
3.55 
2,S2 
2,77 



Personal Überhaupt 



8,7 4 



0,10 
3,05 
1,02 

2.10 



7,18 
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Personal der deutschen resp. der prenssischen (Staats-) Bahnen. 



Beamte und Arbeiter im 
Jahresdurchschnitt des Betriebs- 


Deutsche Bahnen 


Preußische Staais- 
bahnen 


Jahres 1894/95 >) fOr die 


über- 
haupt 


auf 1 km 
Länge 


über- 
haupt 


auf 1km 
L&nge 


Allgemeine Verwaltung . . . 

Bahnverwaltung 

Transportverwaltung .... 


16 448 
122 298 

244 850 


0,«7 
2,T8 

5,11 


10 387 

82 351 

146 946 


0,40 

3,1« 


Gesamte Betriebsverwaltung . 
Dazu Werkst&ttenverwaltung . 


868 605 
62 524 


8,26 
1,4« 


289 684 
42 986 


9.1 s 

1,«4 


Gesamtsumme . 


426129 


9,68 


282 670 


10,7t 



wesentlich unter Staatsverwaltung stehenden deutschen und 
besonders auf den preußischen Staatseisenbahnen obwaltet. Da6 
das relative Mehr der letzteren an Personal nicht an einer 
größeren Inanspruchnahme desselben durch den Transport- 
dienst liegen kann, geht aus dem Umstände hervor, daß die 
Ausrüstung der Bahnen mit rollendem Material in Deutsch- 
land wie in Frankreich relativ fast dieselbe ist, wie auch daraus, 
daß die durchschnittliche Bewegung dieses rollenden Materials 
ebenfalls nahezu die gleiche, in einigen Beziehungen, so in der 
Bewegung der Personenwagen, auf den französischen gegenüber 
den deutschen Bahnen sogar etwas größer ist, so daß die größere 
Transportmasse der deutschen Bahnen im ganzen nicht durch 
eine häufigere Zirkulation des Materials, sondern durch eine 
größere Ausnutzung seiner Tragfähigkeit bewältigt wird, die 
Zirkulation desselben also nicht das relative Mehr an Personal 
erfordern kann. Auf den Zugkilometer aber kamen 1893 in 

') Personal der preußischen Staatsbahnen nach der Reorganisation 
von 1895 pro 1895/96: 
Allgemeine Verwaltung. . . überhaupt 8 014 auf 1 km 0,io 

Bahnverwaltung , 84 251 , „ , 3,11 

Transportverwaltung . . . , 151 315 „ r> m 5,6o 



Gesamte Betriebsverwaltung . 
Dazu Werkstättenverwaltung . 



überhaupt 243 580 
48 013 



auf 1 km 



9,02 

l.i9 



Gesamtsumme . überhaupt 286 593 auf 1 km 10,€i 
(Mitteilung aus dem preußischen Ministerium der öffentlichen Arbeiten.) 
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Frankreich 0,ooo9, auf den preußischen Staatsbahnen 
1893/94 ohne Werkstättenpersonal 0,ooii und mit letzterem 
0,0018 Angestellte. 

Daß übrigens das Personal der französischen Eisen- 
bahnen keineswegs ein Gegenstand der rücksichtslosen Aus- 
beutung durch den Priyatbetrieb ist, geht bereits aus den 
Angaben hervor, die wir an einer anderen Stelle^) über die dem- 
selben im Laufe der Zeit zu Teil gewordenen Erleichterungen 
sowie über die ihm zugewendete Fürsorge machen konnten, 
namentlich aber auch aus dem Umstände, daß die Ausgaben 
der Bahngesellschaften für ihr Personal auch im Verhältnis 
zu den Einnahmen jener immer größer geworden sind, und 
daß gerade deren wachsende Fürsorge für ihre Angestellten 
und die aus derselben resultierende bessere Stellung der letzteren 
eine in vieler Hinsicht wichtige Ursache des Anwachsens der 
Ausgaben der großen Gesellschaften geworden sind. 

In dieser Beziehung haben die französischen Eisenbahn- 
gesellschaften den sozialen Anforderungen der Gegenwart große 
Zugeständnisse machen müssen, und ist anzuerkennen, daß ihr 
Vorgehen für die sonstigen Industrien Frankreichs vorbildlich 
geworden ist. Dasselbe umfaßt sowohl die Weiterausbildung 
der Fürsorge für die den Dienst zeitweilig oder definitiv 
verlassenden Angestellten wie das Zugeständnis einer bei 
gleichzeitig steigendem Lohn sich verminderndem Arbeits- 
zeit während des Dienstes. 

Bei ersterem handelt es sich nicht nur um die Einrichtung 
eigentlicher Pensionsanstalten, sogenannter «Caisses de 
retraite', sondern auch um ein ausgebildetes System der Hilfe- 
leistung und Vorsorge in Unfall-, Erankheits- und sonstigen 
Fällen der Arbeitsunfähigkeit, welches immer größere Kreise der 
Angestellten in den Bereich seiner Bethätigung zog. Nachdem 
sodann ein Gesetz vom 27. Dezember 1890 bestimmt hatte, 
daß die Statuten jener Anstalten, insbesondere die der Caisses 
de retraite, einheitlich auszugestalten und der mini- 
steriellen Genehmigung zu unterwerfen seien, erhöhten 



>) Cf. oben S. 531 «. 
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sich die in allen in Betracht kommenden Fällen seitens der 
Gesellschaften zu bewilligenden Zuschüsse sowohl in der Hin- 
sicht, daß die Maxima hinaufgesetzt wurden, als auch in der 
anderen, daß jene Maxima oder denselben sich immer weiter 
annähernde Summen in einer je größer werdenden Anzahl von 
Fällen zur Auszahlung zu kommen hätten. Die Berechnungen 
für die Dotierung der betreffenden Anstalten mußten umgestaltet 
werden und zumal für die Pensionskassen, aus welchen die 
den Dienst verlassenden Angestellten und deren Witwen Lebens- 
renten beziehen, eine neue Kombination der jährlichen Zu- 
schüsse und der Zinsaufsummierung von deren B;eserven ge- 
funden werden und die Jahreszuschüsse im Verhältnis zu den 
infolge des allgemeinen Sinkens des Zinsfußes sich mindernden 
Erträgnissen der Reservekapitalien und zu den gleichzeitig 
steigenden Anforderungen an die Kassen sich erhöhen. Bei 
den betreffenden Bewertungen gingen die Verwaltungen der 
sechs großen Gesellschaften ebenso wie die des Staatsbahn- 
netzes je verschieden vor, bei allen aber ist inzwischen ersicht- 
lich geworden, daß eine Aufwendung in Höhe von 15 bis 16 ^jo 
der jährlichen GFehaltsbezüge wegen der den Angestellten zu- 
gesicherten Pensionen nötig ist. Von diesen 15 bis 16 **/o 
werden bei den verschiedenen Gesellschaften unterschiedlich 
und nur bei einem Teil derselben 3 bis 5 °/o von den An- 
gestellten selbst getragen. — Die Angestellten der Nord- 
Compagnie beziehen zwei besondere Pensionen, deren eine durch 
Einzahlung von 3 ^/o des Gehaltes an die Nationalalterspensions- 
kasse erworben wird, wobei aber diese 3^ ^^^ diejenigen 
Funktionäre, welche nur bis 1500 Frs. Diensteinkommen be- 
ziehen, von der Compagnie getragen werden; die betreffenden 
Einzahlungen beliefen sich im Jahre 1893 auf 1146521 Frs. 
Die andere Kasse wird ausschließlich von der Gesellschaft durch 
Einzahlung von jährlich 9 % der Gehaltsbezüge unterhalten, 
zu denen neuerdings, wie wir in Kap. 18 erwähnten, noch be- 
deutende Zuschüsse zu den Reservekapitalien nötig geworden 
sind. In entsprechender Weise wird die Pensionskasse der 
Ostbahn- Gesellschaft durch 3^ an Abzügen von den Ge- 
hältern und durch Zuschüsse der Gesellschaft in Höhe von 
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10 bis 12 ®/o der Gehaltsbezüge gespeist, welcher Zuschuß im 
Jahre 1895: 2335 716 Frs. betrug; daneben erforderte eine be- 
sondere Pensionskasse der Beamten der Zentralverwaltung dieser 
Gesellschaft einen Zuschuß von 511435 Frs. Die Angestellten 
der West -Compagnie sind mit von ihnen zu zahlenden 4% 
ihres Diensteinkommens bei der staatlichen Alterspensionskasse 
versichert, während die Gesellschaft 8 ^'o und Vi« der Ge- 
haltszulagen jährlich in eine eigene Kasse einlegt. DieOrleans- 
Compagnie wiederum geht in der Weise vor, daß sie von ihrem 
Jahresertrage eine im Verhältnis zur Dividende bemessene 
Summe vorweg zu Gratifikationen an ihre angestellten Beamten 
bestimmt, von dieser Gratifikation 10 ®/o der Gehälter auf deren 
Namen in die Nationalalterskasse und außerdem noch zu derselben 
2^/o der Bezüge der nicht fest angestellten Beamten und Arbeiter 
einzahlt. Die P.-L.-M.-Compagnie besitzt zwei Pensions- 
versicherungen: eine ältere Kasse besteht für die „klassierten* 
Beamten, welche zu derselben 4 ^jo ihrer Gehaltsbezüge zahlen, 
während die Gesellschaft 8 ®/o zuschießt; die zweite Versiche- 
rung betrifft die „Embrigad^s* und setzt sich aus 4®/o an 
Gehaltsabzügen und 4^/o an Zuschüssen der Gesell- 
schaft zusammen, welche Summen zusammen in die National- 
alterspensionskasse eingezahlt werden. Außerdem zahlt die 
Compagnie jedem ihrer Arbeiter, welcher den Dienst nach 
Ueberschreitung des 55. Lebensjahres bei einer Dienstzeit 
von 25 Jahren aufgibt, eine Verabschiedungssumme von 
4 ^/o des während seiner Dienstzeit bezogenen Gehaltes und 
ebenso nach 15jähriger Dienstzeit ohne Rücksicht auf das 
Lebensalter, wenn die Pensionierung infolge im Dienst zu- 
gezogener Kränklichkeit erfolgen muß. 

Die Süd- Compagnie hat die Pensionsverhältnisse ihrer 
Angestellten und Arbeiter nach ministerieller Genehmigung vom 
16. Oktober 1894 in der Weise geregelt, daß die Pension 
sich berechnet aus ^/is des in den letzten sechs Jahren durch- 
schnittlich bezogenen Gehaltes multipliziert mit der Anzahl 
der Jahre, während welcher Beiträge zur Pensionskasse ge- 
zahlt worden sind. Dadurch ist das jährliche Erfordernis der 
Einlage in die Kasse auf 15®/o der Gehaltsbezüge gestiegen. 
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von welchen 3 ®/o die Angestellten selbst tragen, das übrige 
dieCompagnie zuschie&t; die letztere hat aber noch darüber 
hinaus Zuschüsse zu leisten, weil die Regulierung der Pensionen 
nach Fünfzehnteln rückwirkende Kraft erhalten hat. 1895 be- 
trugen die versicherten Jahrespensionen bei dieser Gesellschaft 
16020453 Frs., von denen in jenem Jahre 2285040 Frs. 
fällig wurden. 

Die höchsten Beiträge zu ihrer Pensionskasse haben die 
Angestellten des Staatsbahnnetzes mit 5^/o ihrer Gre- 
haltsbezüge, einem Zwölftel des ersten Gehalts nach der festen 
Anstellung und einem ersten Zwölftel jeder Gehaltserhöhung 
zu leisten, während die Verwaltung des Netzes ebenfalls 
5^/o der Gehaltsbezüge zur Kasse zuschießt und außerdem in 
dieselbe diejenigen Beträge abführt, welche von dem jähr- 
lich zur Unterstützung von Beamten ausgeworfenen Fonds 
nicht verbraucht werden. 

Das Resultat aller dieser Einrichtungen ist, daß die An- 
gestellten der Eisenbahngesellschaften in Hinsicht auf Pensio- 
nierung und Reliktenversorgung nunmehr besser gestellt sind 
als irgend ein anderer Teil der französischen industriellen 
Arbeiterbevölkerung. 

Außer den vor beschriebenen allgemeinen Pensions- 
kassen bestehen noch bei den Ost-, West-, Orleans-, Süd- 
und einigen kleineren Gesellschaften besondere Unter- 
stützungskassen für den Krankheits- und Todesfall und 
bei der P.-L.-M.-Gesellschaft und dem Staatsbahnnetz derartig 
kombinierte Pensions- und Unterstützungskassen; dabei tragen 
die Orleans- und die P.-L.-M.-Compagnie die Kosten dieser 
besonderen Kassen allein, ohne ihre Angestellten zu denselben 
heranzuziehen. Die erstere Gesellschaft gewährt durch diese 
Kasse ihren Angestellten im Erkrankungsfalle außer dem 
Weiterbezuge ihres Gehaltes noch eine Krankenunterstützung 
in der halben Höhe desselben und die Kurkosten. 

Soweit die offizielle Statistik Mitteilungen über diese 
Kassen enthält, d. h. soweit sie von den Gesellschaften selbst 
verwaltet werden — die zur National- Alterspensionskasse 
fließenden Beiträge und entsprechend die von dieser gezahlten 
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Pensionen kommen nicht zur Nachweisung — betrugen im 
Jahre 1893 die Gesamteinnahmen: 

der Pensionskassen 45 776 835 Frs. 

der Unterstützungskassen 2 571546 „ 

der beiden kombinierten Pensions- und 

Unterstützungskassen 1 488 785 , 

zusammen . 49 782 166 Frs. 

Von den betreffenden Einnahmensummen wurden auf- 
gebracht durch Beitrage der Kassenmitglieder: 

zu den Pensionskassen .... 6628915 Frs. = 14,5% 
zu den Unterstützungskassen . 810 984 , = 31,6 7« 
zu den kombinierten Kassen . 13 448 . = 0,9^0 

zusammen . 7 448 847 Frs. = 15,o7o; 

dagegen durch Zuschüsse der Gesellschaften: 

zu den Pensionskassen ... 26 860 894 Frs. = 58,7 °/o 
zu den Unterstützungskassen . 1 489 845 „ = 58.o 7o 
zu den kombinierten Kassen . 1411717 , = 98,5 */o 

zusammen . 29 762 456 Frs. = 60,o7o. 

Diese Zahlen gewähren, die Pensionsk^sen angehend, 
kein ganz genaues Bild von dem Verhältnis, welches zwischen 
den Leistungen der Angestellten und der Gesellschaften ob- 
waltet; unter Berücksichtigung der Beiträge, welche von den 
Beamten der oben genannten Gesellschaften zur National- 
Alterspensionskasse entrichtet werden müssen, dürfte jenes 
Verhältnis auf etwa 17 : 59 und bezüglich der Leistungen zu 
sämtlichen Kassen auf 17 : 60 zu schätzen sein. 

Mit diesen Kasseneinrichtungen ist der Kreis der 
Fürsorge der Compagnien für ihre Angestellten, wie wir schon 
im 18. Kapitel bemerken konnten, keineswegs abgeschlossen, 
sondern unterhalten und erweitem dieselben beständig noch 
zahlreiche Wohlfahrtseinrichtungen, welche seitens jener 
namhafte Aufwendungen erheischen. Dieselben hier voll- 
ständig aufzuzählen, würde zu weit führen, zumal eine solche 
Untersuchung, um nutzbringend zu sein, nicht nur das Was, 
sondern vor allem auch das Wie ins Auge zu fassen hätte. 
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Wir beschränken uns daher, um die Lage der französischen 
Eisenbahnbediensteten unter dem Regime der Privatunter- 
nehmung zu charakterisieren, auf die kurze Schilderung einiger 
hervorstechenden Momente ^). 

Die Nord-Gompagnie hat seit 1891 eine besondere Ein- 
richtung zur Unterstützung der Familien ihrer fest ange- 
stellten Beamten mit niedrigem Einkommen und ihrer Arbeiter 
getroffen, sofern letztere mehr als fünf Jahre im Dienste der 
Compagnie stehen und mehr als zwei Kinder im Alter von unter 
16 Jahren haben. Beim Vorhandensein von drei solchen Kindern 
erhält der Angestellte per Jahr einen Zuschuß von 48 Frs. 
und für jedes weitere Kind einen solchen von 24 Frs. Im 
Jahre 1895 wurden derart an 3300 Familien 227578 Frs. 
verteilt, woraus sich übrigens ergibt, daß diese Familien 
durchschnittlich 3^8 Kinder zählten. Für Erkrankungen, 
Verletzungen und Todesfälle besteht bei dieser Gesell- 
schaft keine besondere Kasse; dieselbe zahlte aber an Unter- 
stützungen und Entschädigungen sowie an Kurkosten in solchen 
Fällen im Jahre 1895 an die betreffenden Beamten bezw. 
deren Familien 1208512 Frs. und gewährte außerdem an 
Gegenseitigkeitsgenossenschaften, welche unter ihren 
Angestellten bestehen, ferner für Stipendien (ganze und 
halbe Stellen), an Schulbeiträgen und für eine Lehrlingsfort- 
bildungsschule 103 005 Frs. Dabei betonte der Verwaltungs- 
rat der Gesellschaft in seinem den Aktionären erstatteten 
Berichte ausdrücklich, daß er sich mit diesen im Einver- 
ständnis wisse, wenn solche Einrichtungen auch fernerhin ge- 
fördert und „ausgedehnt" würden. 

Die P.-L.-M.-Compagnie wiederum unterhält an mehreren 
Orten in der Nähe von Großstädten (Paris, Lyon, MarseiUe) 
eine Anzahl von Arbeiterwohnhäusern, welche sie z. B. 
in Oulins den betreffenden Arbeitern zum Preise von 180 bis 
252 Frs, pro Jahr anrechnet. In Lyon steht sie mit der dort 



') Wir gedenken, der Personalversicherung und den Wohlfahrts- 
einrichtungen etc. der französischen Eisenbahngesellschaften an anderem 
Platz eine besondere Studie zu widmen. 
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bestehenden Gesellschaft zur Beschaffung billiger Wohnungen 
in Verbindung und gewährt in Paris Unterstützungen an Unter- 
nehmen, welche die Einrichtung kleiner Arbeiterwohnhäuser 
bezwecken. In Paris und Villeneuve-St. Georges hat die Ge- 
sellschaft ferner Refektorien für ihre Angestellten, in welchen 
dieselben Unterkunft und Erholung finden, Industrie- und 
HaushaUungsschulen für Mädchen, die zugleich Arbeitsver- 
mittelungsstellen für die Frauen ihrer Arbeiter sind, eine Fort- 
bildungsschule für Lehrlinge und junge Mädchen und eine 
Kinderbewahranstalt, ebenso in Laroche eine Fortbildungs- 
schule und eine Kinderbewahranstalt eingerichtet. Die Zinsen 
für das Anlagekapital aller dieser Anstalten betrugen im Jahre 
1895: 135000 Frs. Daneben hatte die Gesellschaft für warme 
oder hygienische Getränke, welche sie ihren auf der Strecke 
befindlichen Bediensteten verabfolgen läßt, 192000 Frs. aus- 
gegeben. An besonders bewilligten Pensionen, Unterstützungen 
und Waisengeldern waren 901 900 Frs., an Kur- und Medizin- 
kosten 588 700 Frs., an Wohnungsentschädigungen 945400 Frs., 
an Bekleidungsbeiträgen 171400 Frs., an Hilfsgenossenschaften 
22800 Frs. gezahlt worden, so daß die P.-L.-M.-Compagnie, 
unter Zurechnung der verschiedenen Zuschüsse für die Pensions- 
kassen und der Leistungen der ausschließlich aus ihren Mitteln 
gespeisten Unfall- und Erkrankungskasse, im Jahre 1895 für 
die Wohlfahrt ihrer Angestellten 13157200 Frs., gleich 30 > 
ihrer samt der statutarischen Verzinsung des Aktienkapitals 
44 Millionen Frs. betragenden Minimaldividende veraus- 
gabte. 

Die Süd-Gompagnie unterhielt außer ihrer besonders viel- 
seitigen Unterstützungskasse für den Krankheits- und Todes- 
fall ein Refektorium in Bordeaux, in welchem im Jahre 1895: 
214303 Mahlzeiten an ihre Angestellten verabreicht wurden; 
femer ein Magazin für Bekleidungs- und Verbrauchsgegen- 
stände, welches seine Artikel an die Beamten zum Selbst- 
kostenpreise der Gesellschaft abgibt. In Morceaux unter- 
hält die Compagnie seit 1864 eine eigene Volksschule, in 
welcher 210 Kinder freien Unterricht erhalten, dessen Kosten 
die dort wohnenden Angestellten und Arbeiter andernfalls in 

Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 50 
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der Gestalt von Gemeindeabgaben aufbringen müßten. An 
dem Lyceum zu Mont-de-Marsan unterhält die Gesellschaft 
außerdem acht ganze bezw. sechzehn halbe Stipendien, deren 
Empfängern sie die gesamte Equipierung gewährt. Teuerungs- 
zulagen und Bekleidungsbeiträge (1895: 503408 Frs.) und be- 
sondere Gratifikationen und Prämien für hervorragende Leistun- 
gen der Betriebsbeamten (1895: 1385130 Frs.) neben den üb- 
lichen Gratifikationen (1895: 263 265 Frs.) der Bureaubeamten 
sind außerdem zu erwähnen, so daß die Süd-Compagnie im 
Jahre 1895 bei einem Gesamtbetrage der reglementsmäßigen 
Gehälter und Lohnbezüge von 22 Millionen Frs. für ihre Wohl- 
fahrtseinrichtungen weitere 6 Millionen verausgabte, d. h. jenen 
Gehaltsbezügen ihrerseits 27 "/o derselben hinzufügte, während 
die Minimaldividende der Aktionäre, mit welcher dieselben 
sich als Unternehmergewinn begnügen müssen, in fast gleicher 
Höhe mit 6250000 Frs. zur Auszahlung kam. 

Werden die speziell für Unterstützungs- und Wohlthätig- 
keitszwecke nur von den drei vorgenannten Gesellschaften 
verausgabten Summen mit 10,5 Millionen Frs. den oben S. 783 
angeführten Eassenbeiträgen der Compagnien der Hauptbahnen 
von 29,8 Millionen Frs. im Jahre 1893 zugerechnet, so er- 
geben sich bereits 40,3 Millionen Frs. an Ausgaben für die 
Wohlfahrt der Angestellten, gleich rund 1140 Frs. pro Kilo- 
meter Betriebslänge und 3,3 V ^^^ ioi selben Jahre 1204,6 Mil- 
lionen Frs. betragenden Bruttoeinnahmen, während wir be- 
reits (cf. S. 533) gesehen haben, daß die sechs großen Gesell- 
schaften in ihrem Gesamt für Zuschüsse zu den Pensions-. 
Kranken-, Sterbe- und Unfallkassen 1892: 5,io^/o und 1893: 
5,80 ^/o ihres Betriebsüberschusses aufgewendet haben. 

Die preußische Staatsbahnverwaltung hatte zu der 
Pensionskasse ihrer Arbeiter bis zum 1. Januar 1891 nur Be- 
träge in Höhe der Hälfte der von jenen selbst zu leistenden 
Beiträge beigesteuert; seitdem schießt sie zu dieser Kasse 
ebenso hohe Summen zu, als die Mitgliederbeiträge betragen, 
was im Jahre 1893: 2561899 Mark ausmachte. Außerdem 
hat sie Beiträge zu den verschiedenen Krankenkassen, Zah- 
lungen auf Grund des Unfall- sowie des Alters- und Invalidi- 
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tätsversicherungsgesetzes zu leisten, Pensionen an ihre ehe- 
maligen Beamten zu zahlen und gewährt natürlich auch Unter- 
stützungen, Zuschüsse etc. Werden alle diese Posten aus der 
Spezialnachweisung der preußischen Eisenbahnstatistik über 
die Ausgaben im Jahre 1893/94 (Anlage 8) zusammengerechnet, 
so ergeben sich einschließlich der Orts-, Teuerungszulagen, 
Wohnungsentschädigungen und der Prämien im ganzen 22,3 Mil- 
lionen Mark an Ausgaben für die Wohlfahrt der Beamten und 
Arbeiter; das sind 865 Mark (1081 Frs.) pro Kilometer Be- 
triebslänge und 2,3 ^/o der 961,3 Millionen Mark betragenden 
Bruttoeinnahmen. — Sind auch absolute Geldsummen bei dem 
verschiedenen wirtschaftlichen Wert derselben in Frankreich 
und Preußen schwer zu vergleichen, so ist doch das bedeutend 
höhere Prozentverhältnis der Wohlfahrtsausgaben der 
französischen Bahnen im Vergleich zu den Bruttoeinnahmen 
ein beredtes Zeugnis dafür, daß deren vielgeschmähte ünter- 
nehmergesellschaften es sich haben angelegen sein lassen, 
ohne dieserhalb die nur Begehrlichkeiten wachrufende Lärm- 
trommel zu rühren, im stillen und größtenteils freiwillig 
auch auf dem Gebiet der Sorge für die Wohlfahrt ihrer 
Angestellten wenigstens ebensoviel zu leisten, wie die Ver- 
waltung unserer Staatsbahnen unter dem Hochdruck einer 
möglichst komplizierten Gesetzgebung zu leisten sich ge- 
zwungen sieht. — Daß dem so sei, ist bei uns bisher ent- 
weder unbekannt, oder absichtlich verkannt geblieben. 

Es wurde oben schon gesagt, daß, neben der wachsen- 
den Fürsorge für deren vorübergehende oder dauernde Arbeits- 
unfähigkeit, die Lage der Eisenbahnangestellten sich auch in- 
sofern gebessert habe, als deren Arbeitszeit bei gleichzeitig 
steigendem Lohn sich verkürzt habe. Einer gleichen Be- 
wegung erfreut sich auch in Frankreich die gesamte Ar- 
beit, so daß in dieser Hinsicht die Stellung der Eisenbahn- 
angestellten zu ihren Arbeitgebern keine andere ist, wie die 
der Arbeiter zu jeder französischen Unternehmerschaft; ebenso- 
wenig erscheinen dieselben bezüglich der Arbeitszeit besonders 
bevorzugt, so daß letztere ebenso wie die Lohnsätze nur der all- 
gemeinen Bewegung, die auf Verkürzung dort und Erhöhung 
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hier hindrängt, unterworfen ist. Dabei muß in Bezug auf die 
Arbeitszeit allerdings die Einschränkung gemacht werden, daß, 
während für die Dienststunden der Weichensteller bereits 1864 
eine Maximalgrenze festgestellt worden war und spätere, die 
Lokomotivführer betreffende Bestimmungen sich sowohl für 
den Arbeitgeber wie für den Arbeitnehmer als unpraktiscli 
erwiesen hatten, nunmehr wegen der Arbeitszeit der im Be- 
triebsdienst verwandten Arbeitskräfte eine Regelung insofern 
stattgefunden hat, daß für alle diejenigen Kategorien von An- 
gestellten, deren Dienst besonders anstrengend oder verant- 
wortlich ist, eine durchschnittliche Maximalarbeitszeit von 
zehn Stunden pro Tag festgestellt und denselben Gelegenheit 
geboten ist, häufiger als bisher und für längere Dauer ihre 
Häuslichkeit aufzusuchen. Bei dieser Neuregelung ist be- 
merkenswert und für deren Urheber, den Minister Jonnart., 
rühmlich, daß dieselbe sowohl zur augenfälligen Befriedigung 
der Angestellten ausgefallen ist, wie daß dieselbe den Mehr- 
aufwand der Gesellschaften von über 4 Millionen Frs., welcher 
diesen aus der gleichzeitig aufgehobenen Verfügung des Mi- 
nisters Viette erwachsen war, bedeutend herabmindern konnte. 

Daß außerdem auch für das übrige Personal zahlreiche 
Erleichterungen, z. B. durch möglichste Durchführung der 
Sonntagsruhe, geschaffen sind, haben wir schon an anderer 
Stelle bemerkt ^). 

Nach allem, was wir vorstehend über die Lage der fran- 
zösischen Eisenbahnbediensteten und deren fortschreitende Ver- 
besserung kennen gelernt haben, ist demnach anzuerkennen, 
daß in Frankreich auf dem Gebiete der sozialen Fürsorge 
auch innerhalb des Eisenbahnwesens aus dem Zusammenwirken 
von staatlicher Initiative und Kontrolle und privater Unter- 
nehmerthätigkeit nicht zu unterschätzende Erfolge erzielt wor- 
den sind. 

Der Staat aber hat in Frankreich an der gesamten 
Betriebsführung der Eisenbahngesellschaften von jeher ein 
eminentes Interesse nicht nur darum nehmen müssen, weil von 



') Cf. oben S. 533. 
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derselben unmittelbar die Sicherheit des Verkehrs abhängt, 
sondern auch, weil die Betriebsführung, wie wir das besonders 
im letzten Abschnitt des 18. Kapitels und auch an früheren 
Stellen wiederholt zu berühren Gelegenheit hatten, die öko- 
nomischen Resultate der Bahnen beeinflußt, diese aber dem 
Staate insofern nicht gleichgültig sein dürfen, als er seine 
ganze Eisenbahnpolitik auf eine weitgehende, aber nur zeit- 
weilige Unterstützung jener begründet hat, deren doppelter 
Endzweck darin besteht, einmal die Erstellung der sämt- 
lichen Bahnen durch die Privatunternehmung, zugleich 
aber auch den endlichen lastenfreien Heim fall derselben 
an den Staat zu ermöglichen. 

Wie schon die Lösung der ersteren Aufgabe durch un- 
wirtschaftliche Betriebsführung jeder einzelnen Unternehmer- 
gesellschaft, die dadurch etwa leistungsunfähig werden und 
das mühsam zu den neuen Unternehmungen herangezogene 
Kapital wieder abschrecken konnte, erschwert werden mußte, 
so mußte der Staat auch unter diesem Gesichtspunkte von 
vornherein weitgehendes Interesse an der Betriebsführung 
nehmen. Er durfte, wenn er auch sofort in den Anfängen 
des Eisenbahnwesens mit rigoroser Genauigkeit alle Bedin- 
gungen vorschrieb, welche für die Sicherheit des Verkehrs 
nötig schienen, den Gesellschaften doch nicht unerschwing- 
liche Betriebsbedingungen auferlegen, die dieselben genötigt 
hätten, mit der Beschaffung unverhältnismäßig großer Be- 
triebsmittel oder der Unterhaltung eines für den sich erst 
entwickelnden Verkehr noch nicht erforderlichen Zugdienstes 
vorzugehen. 

Noch größeres Interesse mußten diese Fragen für den 
Staat gewinnen, sobald er sich entschloß, die Zaghaftigkeit 
des Kapitals durch Garantien zu überwinden und das Risiko 
der Unternehmergesellschaften bei weniger lukrativ erscheinen- 
den Bahnbauten durch Subventionierungen seinerseits zu er- 
leichtem. 

Vollends aber ist der Staat bei der immer enger ge- 
wordeniön Verknüpfung des Staatsbudgets mit den Betriebs- 
ergebnissen der Eisenbahnen durch das Garantiesystem, wie 
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wir dasselbe in seiner Ausbildung kennen gelernt haben, an 
der BetriebsfUhrung der Gesellschaften, zwar nicht immer 
unter denselben Gesichtspunkten wie diese, aber sicher in 
demselben Maße interessiert. 

Das aber dürfte aus dem, was wir vorstehend über die 
Betriebsausrüstung der französischen Bahnen, über deren Zug- 
und Transportleistungen kennen lernten, hervorgehen, daß, 
wenn die Vergleichung mit ähnlichen, regelmäßig aber unter 
andersartiger Verumständung entstandenen und niemals voll- 
ständig kongruenten Verhältnissen anderer Länder bei solchen 
Fragen überhaupt einen Hinweis für deren Beantwortung ab- 
geben kann, die Betriebsführung der Eisenbahnen in Frank- 
reich alles in allem genommen den ihnen gestellten Anforde- 
rungen nicht weniger entspricht, als die deutschen Bahnen 
den ihnen gestellten. — Daß das Verkehrsbedürfnis in 
Deutschland größerer Transportleistungen bedarf als in Frank- 
reich, ist eine ökonomische Thatsache, deren Gründe kom- 
plexer Natur sind, und unter der die betreffenden Verkehrs- 
anstalten des Nachbarlandes höchstens zu leiden haben, die 
sie aber nicht verursachen, und die umsoweniger weder für 
noch gegen das französische Eisenbahnregime spricht, als wir 
wiederholt haben zeigen können, daß die französischen Eisen- 
bahnen ihrer ganzen Anlage und Ausrüstung nach sehr wohl 
im stände sind, auch einem bei weitem größeren Vertehrs- 
bedUrfnis zu begegnen, als das ist, welches ihre Dienste einst- 
weilen in Anspruch nimmt. 

Haben ,wir bisher einerseits die Leistungen der französi- 
schen Eisenbahnen als Verkehrsinstrument und andererseits 
den Aufwand an Betriebsmitteln und Menschenkraft 
kennen gelernt, welchen dieselben zur Erstellung jener Leis- 
tungen machen, so entsprechen den letzteren die Gegenleis- 
tungen derer, denen jene dargeboten werden, der Unterhal- 
tung des Betriebes die Betriebskosten, dem Verhältnis 
von Betriebseinnahmen und -Ausgaben der privatwirtschaft- 
liche Nutzen der französischen Eisenbahnen, der seinerseits 
als Verzinsung und Amortisation der Anlagekapitalien und 
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als ünternehmergewinn in verschiedene Kanäle geleitet wird. 
Somit werden wir die französischen Eisenbahnen auch als wer- 
bende Wirtschaftsanlagen zu betrachten haben, welche 
bis auf weiteres von Privatunternehmern betrieben werden. 

Bei dieser Betrachtung halten wir uns, um zunächst ein 
Bild der allmählichen Gestaltung der betreffenden Verhältnisse zu 
geben, ebenfalls an diejenigen Jahre, welche die Epochen 
der Geschichte des französischen Eisenbahnwesens bezeichnen, 
während die Verhältnisse der Gegenwart eingehender zu 
schildern sein werden ^). Dabei sehen wir davon ab, die Betriebs- 
einnahmen nach der üblichen Einteilung in solche dergrande 
und der petite vitesse wiederzugeben, da für die Betriebskosten 
eine entsprechende Unterscheidung sich nicht, oder höchstens 
durch künstliche und im einzelnen willkürliche Berechnung, an- 
stellen ließe. In der auf S. 792 folgenden Uebersicht enthalten 
daher die beiden ersten Einnahmenspalten die Ergebnisse 1. aus 
dem Personenverkehr allein und 2. aus dem eigentlichen Fracht- 
gutverkehr, auf deren Zahlen die Berechnung der früher mit- 
geteilten durchschnittlichen Transportpreise beruht; die an 
dritter Stelle gegebenen gesamten Einnahmen übertreffen 
aber die Summen der beiden vorhergehenden Spalten um die 
Einnahmen aus dem Eil gut verkehr, den Wagen-, Vieh- und 
dergleichen besonderen Transporten, welche die französische 
Statistik als „accessoires* bezeichnet, und um die , Neben- und 
verschiedenen Einnahmen^, von denen wir an einer früheren 
Stelle (S. 97) ausführlicher gesprochen haben. 

Wie aus der Tabelle auf S. 792 hervorgeht, rücken die 
Zahlen der Betriebseinnahmen und -Ausgaben der Haupt- 
bahnen mit dem Anwachsen des Bahnnetzes immer näher 
aneinander, sowohl weil gegen Ende der 60er Jahre der 
Wendepunkt eintritt, von welchem ab mit den neu hinzu- 
tretenden Bahnstrecken nicht auch entsprechend großer neuer 



*) Wir vermeiden es, unser Buch in diesem letzten Kapitel mit 
langen, die Entwickelung Jahr für Jahr darstellenden statistischen 
Nachweisen zu belasten, wegen deren wir auf die einzelnen Kapitel 
desselben sowie auf die dort angegebenen Quellen verweisen. 
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Haupt- 
bahnen 


Bruttoeinnahmen 


Betriebs- 




vom 


vom 




Betriebs* 


im 


Personen- 


Güter- 


überhaupt 


ausgaben 


Überschuß 


Jahr 


verkehr 


verkehr 










Fr«. 


Fre. 


Frs. 


Fre. 


Frs. 


1847 


27 744 000 


23540 662 


65 205 686 


33 875 496 


33 875496 


1855 


107 687 270 


116 070 815 


267 399 525 


111953 673 


155 445 852 


1869 


223 069 660 


386 776 832 


704599 694 


319 749160 


384 850 534 


1878 


298 661657 


501 367 634 


931514 286 


474084020 


457 430 266 


1888 


328 882 267 


589 375 838 


1 080 655 307 


566 824 596 


513 813 711 


1893 


387 203757 


644 481932 


1204 643 852 


687 884 899 


516 758953 


1894 


400 923 916 


649 297 992 


1 233 978 968 


688 029170 


545 949 798 



Auf 1 km Betriebslänge: 



18 360 


15 580 


43154 


20 735 


22419 


21379 


23 044 


53 087 


22 226 


30 861 


13 548 


23 491 


42 894 


19 420 


23 374 


13 933 


23 395 


43458 


22117 


21341 


10 237 


18 345 


33 636 


17 643 


15 993 


10 953 


18 231 


34077 


19 459 


14 618 


11146 


18051 


34 305 


19 127 


15177 



1847 

1855 
1869 
1878 
1888 
1893 
1894 



Verkehr hervorgerufen wird, als auch deswegen, weil gleich- 
zeitig sich eine stetige Verbiliigung der Transportpreise voll- 
zogen hat. So wird der einzelne Bahnkilometer bei fort- 
dauernder Erweiterung des Schienennetzes immer weniger ein- 
träglich, während die entsprechenden Betriebskosten zu einem 
Teil unabhängig von der Stärke des Verkehrs sind und, in 
einem gewissen Grade lediglich bedingt durch das bloße Vor- 
handensein der Bahn und durch die Notwendigkeit der Auf- 
rechterhaltung eines gewissen Betriebes, pro Kilometer nicht 
in gleichem Maße zurückgehen können, wie das bei den Ein- 
nahmen der Fall ist. 

Somit stellte sich der Betriebskoöffizient in den 
Jahren : 



1847 auf 48,05 »/o 

1855 , 41,87 7o 

1869 ; 45,88% 

1878 , 50,90 7o 

Am günstigsten ist das Verhältnis zwischen Betriebsein- 



1888 auf 52,40 7o 

1893 , 57,10 o/o 

1894 , 55,75% 
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nahmen und -Ausgaben in den 50er Jahren, zu einer Zeit, in 
der die Hauptiinien ausgebaut sind und ihren großen Verkehr 
entwickeln, so daß der vorstehend angeführte Betriebskoeffizient 
des Jahres 1855 mit 41,87 °/o der niedrigste ist, der überhaupt 
jemals im Durchschnitt des französischen Hauptbahnnetzes 
erzielt wurde. Mit der Uebernahme des zweiten Netzes seitens 
der Compagnien durch die Verträge von 1859 verschlechtert 
sich deren Situation merklich: war der Betriebskoeffizient bis 
dahin stets unter der Grenze von 45 ^/o geblieben, so beträgt 
er von 1862 bis 1872, in den Jahren 1870 und 1871 nahezu 
50 ®/o erreichend , regelmäßig über 45 ^/o . Sobald nach dem 
Kriege die kleinen Netze der Sekundärbahngesellschaften auf- 
kommen, gleichzeitig die großen Compagnien ihre 1869 kon- 
zessionierten Linien in Angriff nehmen und durch die Verträge 
von 1873/75 wiederum einen Teil der in jenen Jahren klas- 
sierten Bahnen übernehmen müssen, steigt der BetriebskoSf- 
fizient abermals um eine Stufe und beträgt in den Jahren 1873 
bis 1882: 50 bis 52 ^/o. Mit dem Hinzutreten der Linien des 
„großen Programms** verschlechtert sich das Verhältnis 
von neuem: im Jahre 1883, welches noch der wiederholt ge- 
dachten Periode der glänzenden Eisenbahneinnahmen angehört, 
und bevor noch die Verträge jenes Jahres in Kraft treten, 
steigt der BetriebskoSffizient auf 54,6 o ^/o, in den beiden folgen- 
den Jahren unter dem Einfluß der wirtschaftlichen Kalamität 
sogar auf je 55,6 o^/o. Nur zeitweise gelingt es den Com- 
pagnien, in den besseren Geschäftsjahren 1887 bis 1891 wieder 
ein günstigeres Verhältnis zwischen Einnahmen und Ausgaben 
zu erzielen, welches sodann unter dem Einfluß mannigfacher 
Umstände — Verschlechterung der Verkehrsverhältnisse 1892 
und 1893, Nötigung seitens der Regierung, größere Material- 
ergänzungen aus den Betriebseinnahmen zu bestreiten, Inbetrieb- 
setzung großer inzwischen fertig gewordener Bahnstrecken, 
Aufbesserung der Lage der Angestellten — abermals eine 
Verschlechterung erfährt und 1893 fast bei allen Gesellschaften 
seinen ungünstigsten Stand erreicht^). 



Cf. S. 530 ff. 



Digitized by LjOOQ IC 



— 794 — 

Dafa, die Einnahmen angehend, die französischen Privat- 
bahngesellschaften bei dieser Sachlage ihr Möglichstes thun, um 
den Verkehr, soweit das durch Maßnahmen seitens der Trans- 
portanstalten geschehen kann, zu beleben und zu heben, dürfte 
selbstverständlich sein, und haben wir im 16. Kapitel die Be- 
thätigung dieses Bestrebens mit Beispielen belegen können, 
welche deutlich zeigen, wie eifrig die Compagnien bestrebt sind, 
die Verkehrsbedürfnisse der verschiedenen Gewerbe kennen zu 
lernen und denselben nach Möglichkeit durch Spezial-, kom- 
binierte Verbands-, Ausfuhrtarife etc. entgegenzukommen^). 

Durch die in Gemeinschaft mit dem Staate durchgeführt« 
große Ermäßigung der Personen- und Eilguttarife von 1892 
aber haben die Compagnien zugleich gezeigt, daß die Privat- 
industrie sehr wohl fähig ist, die Tragweite durchgreifender 
Maßregeln zu erkennen, und unter angemessener Einfluß- 
nahme des Staates ebenso bereit ist, dieselben durchzuführen. 
Dabei kann den französischen Compagnien nicht nachgesagt 
werden, daß ihnen der Erfolg jener Maßregel mit Rücksicht 
auf die staatliche Zinsgarantie hätte gleichgültig sein können, 
da durch diese ihnen nur verzinsliche Vorschüsse gewährt 
werden, während, wie wir im IIL Abschnitt des 18. Kapitels 
zeigen konnten, die Zukunft der großen französischen Eisen- 
bahngesellschaften keineswegs so aussichtslos ist, daß sie auf 
die endliche Befreiung von der Garantieschuld und damit auf 
ein späteres Freiwerden ihrer Dividenden definitiv zu ver- 
zichten Veranlassung hätten. Sie hatten also an dem Erfolg 
jener Tarifreduktion ein eminentes Interesse und haben dieselbe 
trotz der Größe der Tarifabschläge, die ihnen zugemutet 
wurden, durchgeführt. 

Sehr lehrreich aber ist es, die Art der Durchführung 
dieser Maßregel zu beobachten, insofern dieselbe die Nütz- 
lichkeit des einträchtigen Zusammenwirkens von staat- 
licher Initiative und privater Geschäftstüchtigkeit 
aufs deutlichste vor Augen führt: Eingeleitet vom Staat« 
beim Abschluß der Verträge von 1883, war jene Herab- 



*) Cf. S. 119 ff. und zumal Anmerkung 1 zu S. 122. 
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Setzung der Personen- und Eilgutpreise von vornherein in 
Aussicht genommen als eine Kooperation der öflfentlichen Ge- 
walt, die auf einen Teil ihrer Steuereinnahmen aus jenem 
Verkehr verzichten wollte, und der privaten ünternehmer- 
gesellschaften, welche entsprechend größere Prozentsätze von 
ihren Tarifen nachzulassen sich verpflichteten. Mit Rück- 
sicht auf die finanzielle Lage beider vertragschließenden Teile 
sah der Staat indessen von der sofortigen Durchführung 
der Maßregel ab, indem man sich einigte, den geeigneten 
Moment abzuwarten. Als dieser gekommen schien und auch 
von der öffentlichen Meinung als solcher bezeichnet wurde, fand 
er beide Teile zu einer gemeinsamen Aktion bereit, deren 
Ersprießlichkeit sowohl für die Compagnien als für das Staats- 
budget sich unterdessen durch ein bedeutendes Steigen der 
Einnahmen aus dem Personenverkehr bewährt hat. 

Kann einerseits an der fortdauernden Absicht und dem 
Willen der Gesellschaften, ihre Einnahmen innerhalb der vom 
Staate zugelassenen Grenzen, d. h. die Ertragsfähigkeit ihrer 
Bahnen zu steigern, gar nicht gezweifelt werden, so sind sie 
andererseits auf dem Gebiete der Betriebsausgaben durch 
die Reglementierung und Krontrollierung seitens des Staates 
in weitgehender Weise gehindert, jene etwa zu erzielenden 
höheren Erträge auf Kosten der Befriedigung der berechtigten 
Verkehrsbedürfnisse suchen zu wollen. Der Staat schreibt vor, 
in welchem Mindestmaße auch auf den unrentablen Linien zu- 
nächst ein regelmäßiger Verkehr zu unterhalten ist, und er 
schreibt weiter vor, innerhalb welcher Grenzen die Verkehrs- 
gelegenheiten überhaupt vermehrt werden müssen. 

Betrachten wir nun das Ausgabenbudget der franzö- 
sischen Hauptbahnen im einzelnen, so stellt sich dasselbe 
nach den Verwaltungsabteilungen, die wir bereits weiter oben 
kennen gelernt haben, im Jahre 1893 folgendermaßen dar^): 

') Die Spezialnachweisung der Betriebskosten im eigentlicliexi Sinne 
schließt die sogenannten ^depenses annexes", d. h. Mieten, Rekognitions- 
gebühren, p^ages, Ausgaben für andere Unternehmungen, die nicht un- 
mittelbar den Eisenbahnbetrieb betreffen (die Nord- und die West- 
Gompagnie unterhalten z. B. Dampferverbindungen nach England), Zins- 
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Betriebsausgaben der französischen Hauptbahnen im Jalire 1893. 



1 



Bezeichnang der Aasgaben 



Betriebs* 

aasgaben 

überhaapt i) 

Frs. 



Aaf 
1 km 

Be- 
triebs- 
länge 

Frs. 



Auf 
1 Zug- 
kilo- 
meter 

Frs. 



Von der 
Summe 



1. Innere (Zentral) Verwaltung 

9. Betriebs- und VerkehrsverwaJtang . . . 
3. Verwaltung des Zug- und rollenden Ma- 
terials und zwar: 
Personal einschl. Prämien auf Kohlen 

erspamis 

Eohlenbedarf der Lokomotiven . . . 
Unterhaltung der Lokomotiven 

Tender .... 

Unterhaltung des rollenden Materials 
Verschiedenes 



und 



68 289 835 
225 199 925 



60 137 444 
63 827 239 

83 751 982 
46 983 303 
28 932 584 



1941 
6 402 



1710 
1815 

959 

1336 

822 



Summe 3 : 

4. Verwaltung des Bahnkörpers und der Bauten 

5. Verschiedene Ausgaben 



233 632502 

135800994 
9 424 175 



6 643 

3 861 
268 



Summe 



672 991 754 



19 038 



0,21 
0,7» 



0,21 

o.an 

O.IS 
0,17 
0,10 



ir,2 



8,» 
9.5 



0,si 
0.« 

o»os 



20,2 
1,4 



2.3S 



100 



Die vorstehend mitgeteilten Verhältniszahlen gewinnen 
Interesse durch ihre Vergleichung mit denen früherer Jahre. 
Eine solche zeigt, daß die Compagnien von 1883 bis 1890 
allmählich in allen Zweigen ihrer Verwaltung erhebliche E r- 
sparnisse herbeizuführen gewußt hatten und daß hierin 
erst 1891 ein Umschwung eintrat. Diese Aenderung in der 
Höhe der Betriebsausgaben aber war, wie das aus den in 
der Hauptsache nur in Gehältern und Löhnen bestehenden 
Kosten der inneren Verwaltung deutlich hervorgeht, nicht 
zum wenigsten durch die gesteigerten Ansprüche an die Ver- 
sorgung des Personals hervorgerufen. 



Zahlungen auf Conto corrente, Restausgaben auf frühere Jahresrechnusgen, 
Anteile an den Zinslasten für die Anlage gemeinsamer Bahnhöfe — zu- 
sammen 11361522 Frs., von den oben angegebenen Gesamtausgaben ans. 
^) Für die Betriebsausgaben der Society generale des chemins de fer 
öconomiques mit 644323 Frs. liegt keine Detaillierung vor, daher die 
Positionen 1 bis 5 der obigen Aufstellung die Summe von 672,s Mil- 
lionen Frs. nicht ergeben. Die Verhältniszahlen sind unter Ausschluß 
jener Betriebskostensumme berechnet. 
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Wir stellen, um sowohl die anfängliche Abnahme der 
Ausgaben als auch, im Vergleich mit den oben angeführten 
Zahlen des Jahres 1893, deren neuerliches Steigen zu verdeut- 
lichen, die betrefifenden Verhältniszahlen nachfolgend speziell 
für die Jahre 1883 und 1890 einander gegenüber: 



Betriebsausgaben der 
Hauptbahnen für 


Pro Kilometer 

Betriebslänge 

Fra. 


Pro Zttg- 

kilometer 

Frs. 


In % der 
Oesamtkosten 




! 1883 


1890 


1883 1890 


1883 1890 


1. Innere (Zentral-) Verwaltung . 

2. Betriebs, und Verkehrsverwal- 
tung 

3. Verwaltung des Zug- und rol- 
lenden Materials 

•i. Verwaltung des Bahnkörpers 

und der Bauten 

5. Verschiedene Ausgaben . . . 


1011 
7 570 

7 888 

4 729 
1129 


908 
5 998 
6176 

8 612 

824 


0,12 

0,02 

0,96 

0,57 
0„i 


0,12 

0,81 

0.B3 

0,18 
0,11 


»3,8 
35,2 

«1,1 
8.4 


5.2 
W,2 
35„ 

20,0 

4,7 


Zusammen . 


• 22 327 

1 


17 518 


2.71 


1 .,-. 


100 


100 



Wie aus der vorstehenden Aufstellung ersichtlich wird, 
betreffen die Ersparnisse, welche das Jahr 1890 gegenüber 
1883 zeigt, wesentlich diejenigen Verwaltungszweige, bei 
denen es sich um die großen sachlichen Ausgaben handelt, 
während die allgemeine Verwaltung nur insoweit von den- 
selben berührt wird, als die in den Jahren eines abnehmenden 
Verkehrs eingetretene Verminderung der Verkehrsleistungen 
hier überhaupt Einfluß üben kann, so daia die Ausgaben für 
jenen Dienstzweig pro Zugkilometer im Jahre 1890 dieselben 
wie 1883 geblieben sind. Gerade diese Ausgaben zeigen aber 
per Zugkilometer nach der Tabelle auf S. 790 im Jahre 1893 
eine bedeutende Steigerung, während die übrigen in der ent- 
sprechenden Relation, abgesehen von den verschiedenen Aus- 
gaben, fast genau dieselben wie im Jahre 1890 geblieben 
waren. 

Die Gliederung der Betriebsausgaben auf den deutschen 
Vollspurbahnen überhaupt und den preußischen Staats- 
bahuen im besonderen zeigt nach der Statistik der deutschen 
Eisenbahnen für 1894/95 folgendes Bild: 
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Betriebsausgaben 
1894/95 



I 

'' Überhaupt 



Pro 1 km 

Betriebs- 

länge 

H. 



Pro Kntz- 

kilometer 



In 

Prozeot 



1. Auf sämtlichen deatscheu Voll- 
bahnen: 

Allgemeine Verwaltung 

Bahnvenvaltung 

Transportverwaltung 



84 Ml 331 
211 244 080 
549 577 GIO 



1916 

4 794 

12 472 



0.228 
0.571 
1.487 



10.0 
«5^ 



Zusammen 

2. Auf den preußischen Staats- 
bahnen: 

Allgemeine Verwaltung 

fiahnverwaltung 

Transportvent-altung 



Zusammen 



845 2B3 021 



54 099 338 
140 818 999 
361 277 700 



19182 



2 069 
5 385 
13 815 



*,236 



0,235 
0,611 
1.56« 



556190937 21268 



2, 



115 



100 



9.7 
«5.0 



100 



Die deutsche Einteilung nach Verwaltungszweigen deckt 
sich zwar nicht genau mit der französischen, sie ist aber 
im allgemeinen, weil im Wesen des Eisenbahnbetriebes 
begründet, dieselbe, indem die „Transportverwaltung* der 
deutschen Einteilung die beiden Positionen der französischen 
Eisenbahnbetriebskosten: „Betriebs- und Transport Verwaltung* 
sowie „Verwaltung des Zug- und rollenden Materials'' zu- 
sammenfaßt. Die Verteilung der Ausgaben auf diese Ver- 
waltungszweige zeigt daher auch hier wie dort nahezu die- 
selben Prozentsätze. 

Die genannten Betriebskosten der deutschen Bahnen 
nun zeigen pro Kilometer Betriebslänge selbst in Mark 
eine höhere Zahl als die französischen in Francs und betragen 
auch pro Nutzkilometer 2,286 Mk. = 2,85 Frs. gegenüber 
2,3 6 Frs., auf die sich 1893 der Zugkilometer in Frankreich 
stellte. Die Betriebskosten der preußischen Staatsbahnen 
aber sind vollends pro Betriebs- wie pro Nutzkilometer noch 
höher als die der deutschen Vollbahnen in ihrem Gesamt, so 
daß also, was die Oekonomie der Betriebsführung betrifft, 
der Vergleich auch hier nicht zu Gunsten der deutschen und 
preußischen Verhältnisse ausfallt. 

Daher stellt sich auf den deutschen wie preußischen 
Bahnen, obgleich nach deren auch relativ stärkerem Verkehr 
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das Gegenteil zu erwarten wäre, der Betriebskoeffizient 
um vieles ungünstiger als auf den französischen. 

Derselbe betrug ^) : 

auf den auf den 

deutschen preußischen 

Vollbahnen Vollbahnen 

1875 62,9 ^'/o 60,7 7o 

1878/79 bezw. 1878 . . 59,7 , 56.4 , 

1884/85 57,3 , 57,i „ 

1889/90 55,3 , 55,0 „ 

1890/91 61,1 . 62,2 , 

preußischen 
Staatsbahnen 

1893/94 61,0 , 59,2 ^o 

1894/95 60.03. 58,8 . 

In sämtlichen Jahren ist das Verhältnis zwischen Be- 
triebs-Einnahmen und -Ausgaben, das im übrigen ähnliche 
Schwankungen wie in Frankreich aufweist, auf den deutschen 
und preußischen Bahnen weniger günstig als dort, und zeigen 
die beiden vorstehenden Zahlenreihen namentlich auch, daß 
die Verstaatlichung der preußischen Bahnen gegen früher 
hierin nichts geändert hat. 

Wenn gleichwohl, wie wir bereits weiter oben S. 766 ff. 
bemerken konnten, die Verzinsung des Anlagekapitals aus den 
Betriebsüberschüssen sich bei den deutschen und zumal den 
preußischen Bahnen günstiger stellt als bei den französischen, 
so liegt das, wie sich aus der Betrachtung der Betriebsverhält- 
nisse ergibt, ausschließlich an den in Deutschland ungefähr 



*) Für die deutseben Bahnen bis 1893/94 nach dem „Statistischen 
Jahrbuch für das Deutsche Reich* 1895, ö. 43, berechnet; für 1894/95 
cf. .Zusammenstellung der wichtigsten Angaben der deutschen Eisen - 
bahnstatistik* 1894/95, S. 71. Für die preußischen Bahnen bis 1890/91 
nach den Angaben des , Statistischen Handbuchs für den preußischen 
Staat", II, 1393, S. 304, berechnet; für die preußischen Staatsbahnen 
pro 1893/94 nach dem , Bericht über die Ergebnisse des Betriebes der 
preußischen Staatsbahnen im Betriebsjahre 1893/94", S. 178; für 1894/95 
nach der zitierten deutschen Eisenbahnstatistik, Uebersicht X, berechnet. 
— Auffälligerweise gelangt in den offiziellen statistischen Handbüchern 
das Verhältnis zwischen Einnahmen und Ausgaben nicht direkt zur 
Darstellung. 
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zu einem Drittel niedrigeren Gestehungskosten der Bahnen, 
welche sieh trotz der relativ hohen Betriebskosten noch heute 
so gut verzinsen, daß bei einem gleichen Verhältnis in 
Frankreich das Garantiebedürfnis der großen Gesellschaften 
vollständig aufhören und denselben jedenfalls die Pflicht und 
seitens des Staates in Verbindung mit der öflFentlichen Meinung 
auch die Nötigung auferlegt werden würde, ähnlich große 
Ueberschüsse zu einem Teil abermals zu Erleichterungen fiir 
den Verkehr, sei es in Tarifermäßigungen oder in neuen 
Bahnbauten, zu verwenden. 

Dabei ist auch der Umstand nicht zu übersehen , daß 
die Verzinsung des, wie es in der preußischen Eisenbahn- 
statistik genannt wird, statistischen Anlagekapitals und 
die der wirklichen Kapitalschuld sich nicht decken, be- 
züglich der letzteren aber die Verstaatlichung der Privat- 
bahnen und die Umwandlung der ehemaligen Aktien und 
Obligationen in Staatsschuldscheine in nicht unerheblichem 
Maße gleichsam wie eine Konversion gewirkt hat ^), wogegen 
in Frankreich durch die Fusionen wohl Aenderungen in dem 
Bestände an Eisenbahnschuldtiteln, aber keine nennenswerte 
Verminderung der Kapitallast eingetreten ist, heute aber 
den Gesellschaften für einen großen Teil ihrer Obligationen 
die Möglichkeit einer Konversion durch Rechtsurteil bis auf 
weiteres benommen ist (cf. S. 373). 

Während des weiteren das Verhältnis des Betriebsüber- 
schusses zum Anlagekapital (d. h. zu dem ursprünglichen unter 
Zurechnung aller späteren Aufwendungen der jetzigen Besitzer) 
in Deutschland in den siebziger Jahren bis 1886/87 regel- 
mäßig etwas unter 5^/o, im Durchschnitt etwa 4,6o Vi in dem 
schwächsten Jahre 1878/79 unmittelbar vor dem Beginne der 
preußischen Verstaatlichung 4,2 5 V betrug, seitdem aber viel- 
fach über 5^1 1889/90 sogar auf 5,6o®/o gestiegen war, und 



') Wobei vom Standpunkt der Staatsfinanzen aus auch daran zu 
denken ist, daß die zwecks Erwerbs der preußischen Staatsbahnen aus- 
gegebenen Staatsschuldscheine in ihrem Zinsgenuß seitdem nicht nur 
wiederholt herabgesetzt worden sind, sondern gegenwärtig von nenem 
konvertiert werden sollen. 
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während dieses Verhältnis in Preußen für sämtliche Voll- 
bahnen (das sind aber im wesentlichen nur Staatsbahnen) 1889/90 
sich auf 6,«>, 1890/91 auf5,«>, für die Staatsbahnen allein 
1892/93 auf 5,i6>, 1893/94 auf 5,68 > und 1894/95 auf 
5,67 > stellte, ergibt die Rentabilität der französischen 
Hauptbahnen folgendes, viel bescheideneres Bild: 





Anlagekoaten der französischen 
Hauptbahnen 


Der Betriebs- 
über8chii& 


Jahr 


überhaupt 
Frs. 


Auf 1 km 

Betriebslänge 

Ende des Jahres 

Frs. 


war von den 
Anlagekosten 


1847 
1855 
1869 
1878 
1888 
1893 
1894 


986 455 000 

2 686 313 000 

7 952 885 000 

9 699 855 000 

13 742 874 644 

15 203 326 419 

15 437 938 611 


538 458 
485 332 
469 647 
433 527 
420 889 

424 840 

425 885 


3,4I 
5,7 > 
4,84 
4,T. 
8,74 
3,40 
8,.4 



Diese Prozentsätze zeigen, daß die französischen Eisen- 
bahngesellschaften, welche noch im Jahre 1893 das Ton ihnen 
realisierte Aktienkapital im Durchschnitt mit 3,97 ^/o und das 
durch Obligationen aufgebrachte Anlagekapital, das über zwei 
Drittel des gesamten beträgt, mit 4,6 5 ®/o verzinsen mußten ^), 
gar nicht im stände gewesen wären, die sämtlichen Baukosten 
der Netze allein zu tragen. — Damit wird die Politik des 
Staates gerechtfertigt, welcher sich nicht scheute, yon allem 
Anbeginn für die von ihm im Interesse des Landes verlangten 
weniger rentablen und namentlich für die absolut unrentablen 
Linien neben der Zinsgarantie, die vor allem den Kredit der 
Gesellschaften festigen sollte, auch Bausubventionen zu ge- 
währen, und zugleich wird aus jenen Prozentsätzen ersicht- 
lich, daß das Maß Ton 27,8 ^/o, mit welchen der Staat 1894 
an den Anlagekosten der Bahnen unter vorläufigem Verzicht 



') Cf. oben S. 350. 
Kaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 



61 
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auf einen Anteil am Unternehmergewinn beteiligt war ^), keines- 
wegs zu hoch bemessen ist. Daß aber der Staat etwa zu 
günstigeren Bedingungen als die Gesellschaften die gesamten 
Eisenbahnkapitalien hätte beschaffen können, läßt sich aus 
der Geschichte seiner Staat^renten und der des Verhältnisses 
zwischen seinem und dem Kredit der Eisenbahngesellschaften, 
welche wir im U. Abschnitt des 18. Kapitels eingehend ge- 
schildert haben, mit nichten schlieüen. 

Gerade der Umstand ist fQr die Eisenbahnpolitik des fran- 
zösischen Staates charakteristisch, daß der Staat, nachdem er 
sich einmal die Privatuntemehmung zum ausfahrenden Werk- 
zeug für die von ihm beabsichtigten Bahnbauten erkoren hatte, 
es verstanden hat, den Kredit dieser Gesellschaften bei aller 
Unterthänigkeit derselben unter seiner Hoheit derart zu heben, 
dag jener dem Staatskredit mehr als gleichwertig geworden 
ist und sich dem Staat in den Verträgen von 1883 sogar 
ohne finanzielle Nachteile als Substitut für dessen eigenen 
Kredit darbieten konnte'). 

Um indessen den wirtschaftlichen Nutzen, der dem 
seitens der Privaten erstellten, überwiegend großen Teil des 
Anlagekapitals der französischen Hauptbahnen allein zufallt, 
ermessen zu können, muß die vom Staate aufgebrachte resp. 



») Cf oben S. 249. 

') Die Thatsachen, welche die Geschichte der französischen Eisen- 
bahnpolitik aufweist, erhärten, daß manchen der Momente, welche von 
niemand mit mehr Geist wie von Adolf Wagner zu Gunsten des reinen 
Staatsbahnsystems in den Vordergrund gestellt worden sind, insofern 
eine nur relative Bedeutung beizumessen sein dürfte, als deren Begrfin> 
düng im gegebenen Einzelfall abhängig ist von der ganzen Verumstän- 
düng, unter welcher das Eisenbahnwesen des einen oder des anderen 
Landes entstanden und in Wirksanakeit ist. 

Für Frankreich trifft es z. B. weder zu, daß die Privatunterneh- 
mungen die für den Eisenbahnbau nötigen Kapitalien nur teurer hätten 
aufbringen können, als der Staat dazu im stände gewesen wäre, noch 
sind dort die unrentablen Linien seitens der Privatuntemebmungen un- 
gebaut geblieben. Auch hat in Frankreich trotz der privaten Betriebs- 
weise ein Ausgleich der Betriebsresultate von guten und schlechten 
Linien stattgefunden etc. etc. (cf. Wagner, ^Finanzwissenschaft'.S. Aufl., 
I. Teil, Leipzig und Heidelberg 1883, S. 671 f., 673, 678 et passim). 
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von ihm durch seine Annuitäten versorgte Portion der An- 
lagekosten (daneben auch die winzigen lokalen Subventio- 
nen) von deren Oesamtsumme abgezogen werden. Dann er- 
gibt sich: 

Gesellschaftliches Davon betruff 

im Anlagekapital der ^ Betriebs- 

Jahre französischen Haupt- x^ci^iiou» 

bahnen*) Überschuß 

1847 704 682 000 Frs. 4,87 »/o 

1855 2 008 881000 , 7,t4 . 

18ö9 6 798 615 000 „ 5,6e , 

1878 8 276 906 000 „ 5,5i , 

1888 10 322 552469 , 4,98 . 

1893 11031898 796 . 4,68 , 

1894 11196 869 357 „ 4,88 „ 

Diese Verzinsung von regelmäßig noch nicht 5®/o dem 
oben S. 801 erwähnten Zinserfordernis von 4,65 ^/o ffir das 
realisierte Obligationen- und 3,9? ^/o für das Aktienkapital 
gegenübergehalten, zeigt, daß das Surplus über jene Ver- 
zinsung, wenn außerdem noch die den Gesellschaften vom 
Staate auferlegte, streng durchgeführte und in ihren Summen 
steigende Zwangsamortisation in Betracht gezogen wird — 
deren Effekt an Zinsersparnis auch heute noch nicht ihrer 
eigenen jährlichen Zunahmequote und dem Zuwachs an Schul- 
denzinsen für die noch währenden Neubauten gleichkommt — , 
einen nur so geringen Unternehmergewinn übrig läßt, daß 
derselbe nach Lage der Verhältnisse und der jeweilig bei den 
Neukonzessionierungen sich darstellenden Situation der Gesell- 
schaften regelmäßig für zu gering erachtet werden mußte, 
um der Privatuntemehmung zumuten zu können, ihren Unter- 
nehmungen immer größere Ausdehnung zu geben und für 
dieselben immer größer werdende Lasten zu übernehmen. Der 
Staat ergänzt daher jenes Surplus vorläufig imd vorschußweise 
in Form seiner Garantiezahlungen, da er sicher ist, in ab- 
sehbarer Zeit der Notwendigkeit dieser Ergänzung überhoben 



^) Einschließlich der Anlagekosten des Staatsbahnnetzes, für welche 
der Staat selbst Eisenbahnunternehmer ist. 
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zu sein und seine Vorschüsse samt Zinsen zurückzu- 
erhalten. So erhöhen die Garantiesummen des Staates als 
eine aus Nützlichkeitsgründen yon diesem dargebotene Antizipie- 
rung künftiger üeberschüsse den heutigen privatwirtschaft- 
lichen Nutzen, den weite Kreise der französischen Bürgerschaft 
aus den mit ihrem Kapital gebauten Eisenbahnen beziehen, 
nur auf ein nach Lage der Dinge normales Maß. 

Gleichzeitig hat der Staat aber auch für sich selbst un- 
mittelbare Vorteile von zweierlei Art: in geldwerten Leistungen 
und Abgaben, von den Eisenbahnen beansprucht. 

Einmal hat er, ebenso wie andere Staaten, für das von ihm 
ausgeübte Staatsmonopol der schriftlichen Nachrichtenvermitt- 
lung durch die Post ein Vorzugsrecht auf teils ganz freie, 
teils gegen geringe Entschädigung zu gewährende Beförderung, 
femer Leistungen für die Verwaltung der staatlichen Tele- 
graphie, sodann freie Beförderung von Steuer- und Zoll- 
beamten, Beförderung der Gefangenen samt deren Be- 
gleitmannschaften, sowie des Militärs zu niedrigen Vorzugs- 
preisen, schließlich auch noch Transportleistungen im Literesse 
seiner Steuermonopole (Tabak, Zündhölzchen, SchieS- 
pulver) in Anspruch genommen, d. h. Leistungen, welche sich 
der Staat im Falle des Eigenbetriebes der Bahnen selbst 
darbieten würde, für die er dann aber auch die entsprechenden 
Betriebskosten in der Gesamtheit der letzteren zu tragen 
hätte, während er sie jetzt zu einem Teil ganz unentgeltlich, 
teils gegen geringe, die betreffenden Selbstkosten der Gesell- 
schaften nicht deckende Aufwendungen geleistet erhält, so da& 
mindestens in der Differenz zwischen dem, was der Staat für 
alle diese Leistungen bezahlt, und den entsprechenden Selbst- 
kosten der Gompagnien ein Plus liegt, das von den Bahnen 
im Interesse des Staates mit herausgewirtschaftet werden mu£, 
welches in deren Betriebsrechnungen zwar nicht erscheint, 
über welches jedoch und zwar mit Recht von der staatlichen 
Statistik in Frankreich Buch geführt wird ^). 



^) Das Verhältnis der deutschen Eisenbahnen, ansschließlich der- 
jenigen in Bayern und Württemberg, zur Postverwaltung wird, so- 
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Die andere Art der vom Staate in Anspruch genommenen 
Vorteile besteht darin, daß er das Eisenbahnwesen direkt zu 
Beiträgen für seine Staatseinkünfte herangezogen hat, die, 
wenn es sich darum handelt, das von den französischen 
Hauptbahnen herbeigeschaffte Gesamt festzustellen, unter- 



weit nicht die früher erteilten Konzessionen maßgebend geblieben sind, 
durch das Reichsgesetz vom 20. Dezember 1875 (Eisenbahnpostgesetz) 
geregelt, wonach die Eisenbahnen Briefe imd Packete bis zum Einzel- 
gewicht von 10 kg und das Postpersonal in einem von der Post ge- 
stellten Wagen unentgeltlich befördern müssen, für weitergehende 
Leistungen aber eine Entschädigung erhalten. Für Nebenbahnen be- 
stehen Erleichterungen. 

Hüll (.Die deutsche Reichspacketpost', Jena 1892) hat interessante 
Ermittelungen über den Wert dieser Leistungen der deutschen Eisen- 
bahnen (ausschließlich Bayern und Württemberg) fQr die Beichspost- 
verwaltung angestellt und dieselben auf rund 19,5 Millionen Mark, ein- 
schließlich der Zinsen für das Anlagekapital der Eisenbahnen auf rund 
28,5 Millionen Mark geschätzt. Für die preußischen Staatsbahnen 
stellen sich diese Zahlen entsprechend auf rund 14,5 und 21,5 Millionen 
Mark, wogegen denselben von der Post nur 3,8 Millionen Mark rück- 
vergütet worden sind, ein Betrag, der sich fQr das Reich auf 5,i Mil- 
lionen Mark erhöhen wurde. Nach Abzug dieser Zahlungen würden also 
nach der Schätzung von Hüll die unentgeltlichen Leistungen der 
preußischen Staatsbahnen für die Post, je nachdem man die Zinsen des 
Anlagekapitals der Eisenbahnen mit in Rechnung zieht oder nicht, einen 
Wert von 17,64 bezw. 10,64 Millionen Mark darstellen und für das Reich 
(ausschließlich Bayern und Württemberg) sich die entsprechenden Ziffern 
auf 23,8 7 und 14,s7 Millionen berechnen. An dieser unentgeltlichen 
Leistung ist nach Hüll die Beförderung der Packete im Gewichte bis zu 
10 kg mit etwa 75% beteiligt. Dabei ist die erhebliche Konkurrenz, 
welche dem Eisenbahnfrachtverkehr aus der Packetpost, insbesondere 
durch die Zerlegung größerer Sendungen in Fünfzigpfennigpackete, er- 
wächst, gar nicht in Rechnung gezogen. Wie groß dieselbe aber unter 
Umständen ist, läßt sich aus einigen 1. c. angeführten Beispielen er- 
kennen. So sind z. B. das eine Mal auf dem schlesischen Bahnhofe in 
Berlin mehr als eine halbe Wagenladung Hutschachteln in Fünfzig- 
pfennigpacketen, ein anderes Mal 213 Kistchen Käse, und zwar je von 
einem Absender an einen Empfänger, angekommen; 1891 trafen auf 
demselben Bahnhof täglich während etwa 40 Tagen 4 bis 5000 Körbe 
mit Schnittbohnen in Fflnfkilopacketen , d. h. täglich etwa 20 Tonnen, 
die aus Oesterreich fQr die Zentralmarkthalle bestimmt waren, durch 
Vermittlung der Post ein. 
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schiedlich zu behandehi sind. Soweit nämlich der Staat die 
verschiedenen beim Eisenbahn unternehmen beteiligten Fak- 
toren nach Ma&gabe der dafür im Rahmen der allgemeinen 
Steuergesetzgebung vorhandenen Handhaben zu aus dem Eisen- 
bahnwesen als solchem entspringenden Steuerleistungen heran- 
zieht, werden letztere einesteils von den Oesellschaften in deren 
Betriebsausgaben verrechnet, was auch mit der in Gestalt eines 
Abonnements von den Gesellschaften verauslagten Kapital- 
umsatzsteuer der Fall ist, und sind sie andererseits als eine 
Form der Einhebung einer Eapitalrentensteuer in dem, erst in 
seinem Restbetrag nach Abzug wiederum jener Steuer in die 
Hände von Privaten übergehenden Betriebsüberschuß ent- 
halten ^). Alle jene in den Rechnungen der Compagnien ver- 
buchten Steuern sind aber nicht, wie die anderen eigentlichen 
Betriebskosten, Entgelte, welche fOr die Erstellung der Trans- 
portleistungen nötig werden, sondern bedeuten nur für die 
Unteruehmergesellschaften als solche Ausgaben, für den 
Staat aber bare Einnahmen, welche in dem Betriebe der Eisen- 
bahnen ihre Quelle finden. 

Außerdem hat der Staat auch die Benutzer der Bahnen zu 
einer Abgabe gelegentlich bestimmter ihnen dargebotenen Lei- 
stungen herangezogen, welche aber in den Einnahmen der Bahnen 
und daher auch in deren Betriebsüberschuß nicht zum Ausdruck 
kommt, indessen für jene die Eisenbahnen Benützenden sich 
gleichwohl als ein Teil des von ihnen für die Transportleistung 
zu erlegenden Gesamtpreises und somit auch als eine von den 
Bahnen für den Staat herbeigeschaffte Einnahme darstellen. 

Das aus dem Betrieb der französischen Hauptbahnen als 



*) Ueber die besonderen Leistungen für den Staat und deren 
Geldwert sowie, über die Steuereinkünfte aus dem Eisenbahnwesen cf, 
S. 357 Anm. 2 und S. 424 ff. , wo auch diejenigen Einnahmearten des 
Staates angegeben sind, die wir als besonderen aus den Eisenbahnen 
sich ergebenden Nutzen nicht anerkennen konnten; wenn wir mit letz- 
teren an jener Stelle auch die Gewerbesteuer aus der Berechnung der 
Vorteile des Staates ausscheiden mußten, so liegt das nur an der Un- 
möglichkeit^ die betreffenden Summen nach Maßgabe der vorliegenden 
Rechnungsergebnisse von denen der Grundsteuer zu trennen. 
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Technerischer Ueberschuß sich ergebende Oesamt hat in 
dem, wie wir wiederholt sahen, ungünstigen Jahre 1893 betragen : 

1. Betriebsüberschuß (ezkl. Eapitalrenien- 

steuer von 26,t Millionen Frs.) 490 032 629 Frs. 

2. Vorteile des Staates: 

Von den Compagnien bezogene Steuern (inkl. 

Kapitabrentensteuer) 87 723 280 , 

Steuer yon Eilgutyerkebr (inipöt sur le trans- 

port) 48 352 521 , 

Ersparnisse durch Leistungen der Comp agnien 130 064 854 „ 

Zusammen Vorteile des Staates . . . . . 266 140 655 Frs. 

Rechnerische Gesamtaufbringung 756 173 284 Frs. 

Das ist auf 1 km Betriebsl&nge 21 391 ,. 

und auf 1 Einwohner Frankreichs .... 19,7i , 

Die Torstehend berechnete Gesamtaufbringung der franr 
zosischen Hauptbahnen wird für die Gegenwart noch durch 
den Mechanismus des compte de Texploitation (1893 um 
13201189 Frs.) erhöht, indem dessen Defizits nicht aus den 
Betriebsüberschüssen der in vollem Betrieb stehenden Bahnen, 
sondern mittelst Zuschreibung zu den Anlagekosten vorläufig 
durch den Kredit der Gesellschaften gedeckt werden. Auch 
ist daran zu erinnern, daß der Staat an dem Betriebsüber- 
schuS der Hauptbahnen aus seinem eigenen Staatsbahnnetze 
(1893 mit 8901921 Frs.) beteiligt ist. 

Die Einnahmen und immittelbaren Vorteile aber, welche 
der Staat wegen der Existenz der Eisenbahngesellschaffcen, 
der von denselben aufgebrachten Kapitalien und des Eisen- 
bahnbetriebes sich anrechnen kann, wendet der Staat im großen 
und ganzen — je nach den Betriebsergebnissen des einzelnen 
Jahres in wechselndem Umfange — bis auf weiteres dem Eisen- 
bahnwesen als solchem wieder zu, indem er in jenen den Gegen- 
wert findet, um den Compagnien die für die von ihm über- 
nommenen Baukostenanteile, welche gleichwohl unter dem 
Titel von Gesellschaftsobligationen aufgebracht sind und noch 
werden, nötigen Zins- und Tilgungssummen in Form von An- 
nuitäten zuzustellen und den Compagnien des weiteren die Prä- 
stierung der ihnen obliegenden KapitaUasten, welche durch die 
den Gesellschaften auferlegten Neuanlagen vorläufig regelmäßig 
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wachsen, einschließlich des vom Staate bewilligten Minimal- 
untemehmergewinns und namentlich einschließlich der ihnen 
auferlegten Zwangsamortisationsquoten, zu ermöglichen, indem 
er ihnen die hierzu fehlenden Summen in Form Ton Vorschuß- 
weisen und verzinslichen Garantiezahlungen leiht. Mit anderen 
Worten : der Staat findet für seine gegenwärtigen Aufwendungen 
fOr das Eisenbahnwesen einschließlich derer, die er nur vorschuß- 
weise leistet, in dem, was er bereits heute aus den Eisenbahnen 
zieht, vollkommene Deckung, verwendet aber, da er prinzipiell 
bis zum Aufhören der Garantiebedürfbigkeit der Bahnen und 
bis zur erfolgten Rückzahlung der Garantievorschüsse auf jeden 
Gewinn fClr seine Beteiligung an den Eisenbahnen verzichtet, 
sein gegenwärtiges rechnungsmäßiges Einkommen aus jenen 
inkl. der aus Leistungen der Eisenbahnen für ihn erwachsen- 
den Ersparnisse in deren Interesse, so daß einstweilen das 
von den Eisenbahnen herbeigeschaffte Gesamt, einschließlich 
des größten Teiles derjenigen Beträge, welche der Staat in 
irgend welcher Form aus dem Eisenbahnwesen auf sich leitet, 
fast in seiner ganzen Höhe privat wirtschaftlichen Charakter 
annimmt und sich nach den Kanälen, in die dasselbe geleitet 
wird, sei es als Yensinsungs- und Tilgungsquote der Eisenbahn- 
kapitalien, sei es als Untemehmergewinn darstellt. Erst in 
dieser Form läßt sich jene Gesamtaufbringung mit der der 
Bahnen anderer Länder, zumal der der preußischen Staats- 
bahnen, vergleichen, während die Form, welche der unmittelbare 
Nutzen aus dem Eisenbahnwesen in Frankreich vorläufig annimmt 
(cf. S. 807), weil mit dessen ganzer Eisenbahnpolitik zusammen- 
hängend, dem französischen Eisenbahnwesen eigentümlich ist. 

In jener rein privatwirtschaftlichenForm ausgedrückt, 
verteilt sich das von den französischen Hauptbahnen herbei- 
geschaffte Gesamt im Jahre 1893 so, wie aus der Tabelle 
auf S. 809 ersichtlich wird. 

Die Gesamtaufbringung der Bahnen stellt sich nach Aus- 
weis der nebenstehenden Aufstellung in Frankreich auf 
21632 Frs. pro Kilometer und auf 19,» 4 Frs. pro Kopf der 
Bevölkerung, bei den preußischen Staatsbahnen (cf. 
Tabelle S. 810) auf 14 824 Mark = 18530 Frs. pro Küo- 
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Bei den französischen Haupt- 
bahnen betrug 1893 


absolut 
Frs. 


pro 1 km 

Betriebs- 

l&nge 

Frs. 


auf den 
Kopf der 

völkerung 
Frs. 


1. die Verzinsung der Eapitalschuld 
für die Anlagekosten der konzes- 
sionierten Bahnen (Aktien- und 
Obligationen) 

2. die wirkliche und stetig steigende 
Amortisation (der Aktien und 
Obligationen) 

3. der üntemehmergewinn (Super- 
dividende) 

4. Verzinsung und Tilgung des An- 
lagekapitals des Staatsbahnnetzes 


540160487 

99 478 094 

100092 600 

24 980 996 


15 280 

2 814 
2 881 

707 


14.09 

2,5. 

2,61 
0,65 


zusammen ') . 


764 707177 


21632 


19,94 



meter und auf 15,45 Frs. pro Kopf der Bevölkerung, welcher 
letzteren Zahl der Nutzen der in Preußen noch vorhandenen 
wenigen Privatbahnen und der Wert der Leistungen der 
Eisenbahnen fQr die Post (cf. S. 804, Anm. 1), das Militär etc., 
zugezählt werden müßte, um bei annähernd derselben Eilometer- 



') Es ist hervorzuheben, daß obige Zahlen das Ergebnis der Eisen- 
bahnuntemehmung im Durchschnitt aller Linien und Strecken der Haupt- 
bahnen darstellen, während in der Praxis der französischen Garantie- 
berechnung infolge der Zuschreibung der Defizits des Compte de Tex- 
ploitation partielle zu den Baurechnungen, femer aus dem Umstände, 
daß eine Anzahl von Sekundärbahnen keine Staatsgarantie genie&en, der 
Nord keine beansprucht, dieselbe in Form von provisorischen Zahlungen 
auf den Garantiebedarf und Saldozahlungen auf verifizierte Betriebs- 
rechnungen gewährt wird, endlich, daß der Staat in seinem Staatsbahn- 
netze selbst auch an den Betriebsüberschüssen beteiligt ist, die Bilanz 
aus dem Verhältnis des Staates zu dem gesamten Eisenbahnwesen für 
das jährliche Staatsbudget sich anders stellt, als nach der obigen Durch- 
schnittsberechnung (auch im Vergleich mit der auf S. 807) zum Ausdruck 
kommt, so zwar, daß der Staat nach Deckung des Garantiezuschusses 
nahezu noch die gesamte Verzinsung für seine sämtlichen übrigen aus 
dem Eisenbahnwesen ihm erwachsenden Lasten einschließlich der Defizits 
seines eigenen Staatsbahnnetzes gedeckt sieht. Cf. darüber oben S. 438 ff. 
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I 

Bei den preußischen Staats- 
bahnen betrug 1898/94 ') 


absolut 
Mark 


pro 1 km 
Betriebs- 
lange 

Mark 


auf den 
Kopf der 

Tölkerung 
Mark 


1. die Verzinsung der Eisenbahn- 
schuld 

2. die wirkliche Amortisation . . 


213612 978 
5 420 267 


8 288 
210 


6,t, 

0,171 


Summe von 1 und 2 . 

3. der eigentliche Nutzen des Staates 
(.üntemehmergewinn*) .... 


219 033 245 
163 127 233 


8 498 
6 326 


7^8» 
5.«T» 


Summe von 1, 2 und 3 . 


882160478 


14824 


12,i«o 



eine Kopfquote von etwa 13 bis 14 Mark, ist gleich 16,» 5 bis 
17,50 Frs., zu erhalten*). 

Was die Verzinsung der Eisenbahnkapitalschuld anlangt, 
so absorbierte dieselbe in Frankreich 73% der von den sechs 
Gompagnien herbeigeschafilen Oesamtaufbringung, in Preußen 



*) lieber die für Verzinsung und Amortisation ausgegebenen Sum- 
men cf Schremmer im .Archiv für EijBenbahnwesen* 1894, S. 1044. 
Der Berechnung der Prokopf zahlen lieg^ die aus dem Ergebnis der 
Volksz&hlungen von 1890 und 1895 sich ergebende mittlere Bevölke- 
rungszahl zu Grunde. — Von 1882/83 bis 1893/94 sind die rechnungs- 
mäßigen üeberschOsse von 138 auf 382.i Millionen Mark gestiegen. 
Das höchste Mehr betrug 1888/89: 52,t, die Differenz von 189^3 zu 
1893/94 : 42,5 (im Vorjahre nur 2,») Millionen Mark. — Der Eisenbahnfiber- 
schuß, welcher im Etat fQr 1895/96 bereits auf rund 410 Millionen Mark 
veranschlagt war. dürfte nach den Daten der Betriebseinnahmen (die 
Rechnungsergebnisse pro 1895/96 liegen noch nicht vor) für dieses Jahr 
die weitaus stärkste Zunahme des wirklichen Ueberschusses seit der 
Verstaatlichung aufweisen und zeigt das erste Halbjahr 1896/97 abermals 
bessere Resultate als die entspechenden Monate des Vorjahres. 

*) Will man annehmen, daß von den rund 5,s Milliarden des 
Eapitalbetrages der Eisenbahnschuld Preußens rund 4,k Milliarden im 
Inland vermögenssteuerpflichtig wären, so würden auf dieselben rund 
170 Millionen steuerpflichtiges Einkommen fallen, so daß erstere etwa 
2,s5 Millionen Ergänzungssteuer, letztere etwa 5 bis 6 Millionen Ein- 
kommensteuer (3 reap. 47«) erbringen müßten, welche Beträge der 
Position 1 der obigen Tabelle ab- und der Position 3 zugerechnet wer- 
den könnten. 
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56 ^/o des von den Staatsbahnen erwirtschafteten Nutzens, so- 
weit wir letzteren oben zur Darstellung bringen konnten. 

In Frankreich wurden aber 1893 außerdem 99,5 Millio- 
nen Frs. = 0,58^/0 von der 17,« Milliarden Frs. betragenden 
Eisenbahnkapitalschuld getilgt, von der preußischen Eisen- 
bahn schuld, welche sich Ende des Rechnungsjahres 1893/94 
nach Abzug der sogenannten Abschreibungen auf 5567 548179 
Mark belief, dagegen nur 5,4 Millionen Mark, das sind 
etwa 0,09^/0, wobei diese Tilgungsquote noch geringer aus- 
fallt, wenn dieselbe unter Außerachtlassung der nur schein- 
baren Tilgung durch Abschreibungen in Verhältnis zu der 
wirklichen Kapitalschuld gesetzt wird^). Jener Unterschied, 
der sich in dem Verhältnis der beiderseitigen Tilgung der 
Eisenbahnschulden zeigt, ist angesichts der Thatsache, daß die 
Eisenbahnschulden in Preußen heute zum weitaus größten 
Teile Staatsschulden und zwar keiner Tilgungspflich t 
unterworfene Staatsschulden sind^), einschneidender Natur. 

Daß das preußische Eisenbahngarantiegesetz, welches es 
in praxi vollständig in das Belieben der über das jeweilige Budget 
beschließenden Faktoren stellt, ob sie die Eisenbahn Über- 
schüsse im Interesse einer wirklichen Schuldentilgung ver- 
wenden wollen oder nicht, unzureichend ist, und daß auch 
die sogenannten Abschreibungen oder Verrechnungen auf die 
Eisenbahnschuld, welche nach der im Jahre 1884 zwischen 
der Regierung und der Volksvertretung getroffenen Verein- 
barung für einen Teü jener Ueberschüsse in Höhe der Amorti- 
sationserspamisse, welche durch die Umwandlung der tilgbaren 



') Das Anlagekapital der vollspurigen preußischen Staatsbahnen 
betrug Ende 1893/94: 6 772 805 642 Mark, wovon bis zum Anfang dieses 
Jahres 44,6 Millionen getilgt waren, nach deren Abzug die Kapital- 
schuld sich auf 6728,6 Millionen Mark stellte, von welcher Summe die 
obige Tilgungsqnote nur noch 0,o8 7« beträgt. 

^ Anfang 1896 betrug die Masse der der Tilgungspflicht nicht 
unterworfenen preußischen Konsols bereits 6294 Millionen Mark bei einer 
gesamten Staatsschuld von 6476 Millionen, denen noch 1276 Millionen 
Mark als ('/&) Anteil Preußens an den Schulden des Deutschen Reiches 
(Anfang 1895: 2126 Millionen Mark) hinzuzurechnen sind, für welche 
überhaupt keinerlei Tilgung vorgesehen ist. 



Digitized by LjOOQ IC 



— 812 — 

Eisenbahnobligationen in untilgbare Konsols gemacht werden, 
eintreten sollen, nur eine fiktive Tilgung der Eisenbahnschuld 
darstellen, haben wir bereits in der Anmerkung zur Seite 401 
gezeigt: Denn vorhandene Ueberschüsse auf bewilligte An- 
leihen verrechnen, bedeutet nichts anderes als neue Schulden 
bei vorhandenen Finanzmitteln vermeiden und von den alten 
Schulden nichts tilgen, wobei es zweifelhaft ist, ob nicht 
manche jener thatsächlich verrechneten Anleihesummen unbe- 
willigt geblieben wären, wenn die auf sie zu verrechnenden 
Ueberschüsse ihre teilweise Bestimmung in einer planmäßigen 
Tilgung hätten finden müssen. Preußen ist bei diesem System 
dazu gelangt, daß 1896/97 nur etwa 0,5 ^/o von seiner Staats- 
schuld, d. h. einschließlich seiner Eisenbahnschuld, getilgt 
werden, während der französische Staat von seiner Staats- 
schuld heute zwar nicht mehr wie 0,9 ®/o tilgt, gleichzeitig 
aber den Eisenbahncompagnien durch seine Garantie- 
vorschüsse es ermöglicht, ihrer Verpflichtung nachzukommen, 
die Kapitalschulden der dem Staate bereits als 
Obereigentümer gehörenden und ihm dereinst lasten- 
frei zufallenden Bahnen gegenwärtig mit über 0,58 ^/o 
zu tilgen und diese Tilgungsquote jährlich zu steigern. 
Während der französische Staat sich derart in den all- 
mählich schuldenfrei werdenden Eisenbahnen ein gewaltiges 
EinkUnfke tragendes Aktivvermögen gegenüber seinen Staats- 
schulden heranwirbt, vermehrt Preußen seine Staatsschuld, die 
einstweilen zum größten Teil mit der Eisenbahnschuld iden- 
tisch ist, wenn seine Eisenbahnüberschüsse nicht reichen, sowohl 
durch Anleihen fQr neue Eisenbahnbauten als auch f&r andere 
Reichs- und Staatszwecke, ohne in auch nur annähernd ge- 
nügender Weise zu tilgen, und läuft bei Beharren auf diesem 
Wege Gefahr, nach Tilgung der noch vorhandenen etwa 182 Mil- 
lionen Mark einer Zwangstilgung unterliegenden Schulden, 
seine Schuldenlast ebenso wie die seines Anteils an den Schulden 
des Reichs ins Unendliche wachsen zu sehen und schließ- 
lich den »Unternehmergewinn" aus seinem werbenden Eisen- 
bahnbesitz, der heute fast in seinem Gesamt für allgemeine 
Staatsausgaben benutzt wird, und darüberhinaus event.auch 
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noch eigentliche Steuereinnahmen zur Verzinsung seiner 
Schulden zu einer Zeit verwenden zu müssen, in welcher die 
französischen Eisenbahnen mit dem Sinken ihrer Zinslast und 
bei sich von selbst ergebendem Steigen ihrer Ueberschüsse in 
der Lage sein werden, ihre Wirkung als Verkehrsinstrument zu 
Gunsten der französischen Volkswirtschaft in der machtvollsten 
Weise zu entfalten. Zu jener Zeit würde der preußische Staat 
also — wenn nicht rechtzeitig eine Umkehr auf dem bisher 
eingeschlagenen Wege erfolgt — den Unternehmergewinn aus 
seinen Eisenbahnen nicht mehr zur Verwendung für allge- 
meine Staatsbedürfuisse zur Verfügung haben und gleichzeitig 
die Steuerkraft seiner Bürger, denen er mittelst seiner immer 
noch verschuldeten Bahnen im gewerblichen Wettkampfe 
der Nationen nicht in gleich ausgiebiger Weise, wie das zu 
thun Frankreich in der Lage sein wird, zu Hilfe kommen 
könnte, versiegen sehen. 

Des weiteren ist die Möglichkeit, auf die wir schon 
wiederholt aufmerksam gemacht haben, ins Auge zu fassen, 
daß die Eisenbahnen durch das Aufkommen neuerer Ver- 
kehrsmittel entwertet werden und da&, wenn in solchem 
Falle eine künftige Generation außer den von ihr selbst für 
ihre produktive Thätigkeit oder sonstwie benötigten Anleihen 
auch noch d i e Schulden, welche eine ältere Generation wegen 
des Erwerbs jener unterdessen entwerteten Anlagen kontra- 
hiert hat, tragen sollte, die Last für jene zu schwer werden 
könnte und damit ein der künftigen von der heutigen Genera- 
tion zugefügtes Unrecht involvieren würde ^). Vor solchen 



') Cf . 406 ff. — Wenn gegen die Forderung einer stärkerenTilgung 
der preußischen Staatsschulden eingewendet wird, daß diese zum 
weitaus überwiegenden Teile zur Vermehrung des werbenden Vermögens 
des Staates kontrahiert wären, und daß insbesondere der Staatsbahnbesitz 
damit teils erworben teils ausgebaut worden sei, so wird dabei ein 
wichtiger, bei den großen in Eisenbahnen angelegten Kapitalien be- 
sonders hervorzuhebender Gesichtspunkt nicht ausreichend gewürdigt, 
daß nämlich im Eisenbahnwesen, bei welchem die Technik naturgemäß 
eine große Rolle spielt, angesichts der rasch fortschreitenden Entwicke- 
lung gerade der technischen Seite des Verkehrswesens mit der Mög- 
lichkeit weitgehender Umwälzungen in der Betriebsart und in den Be- 
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Verlusten hat die französische Eisenbahnpolitik den Staat be- 
wahrt, da, wenn selbst die heimfallenden Eisenbahnen einstmals 
entwertet sein soUten, das fSr den französischen Staat nur ein 
lucrum cessans, kein damnum emergens bedeuten würde. 

Aber auch in der Gegenwart darf die Fülle der Eisen- 
bahnüberschüsse nicht über die Gefahr hinwegtauschen, in 
welche die Staatsfinanzen beim Eintritt ungewöhnlicher Zeiten 
namentlich während eines immerhin möglichen unglücklichen 
Krieges hineintreiben, wenn die Zinsenlast bleibt und 
gleichzeitig die Quellen zur Beschaffung der Mittel für deren 
Bestreitung versiegen sollten ^). 

Das erste Erfordernis auf dem Wege der dringend nötigen 
Umkehr ist, daä die maßgebenden Faktoren unseres Staats- 
lebens sich von der Ueberzeugung durchdringen lassen, da& 
die bisherigen Abschreibungen von der Eisenbahnkapitalschuld 
durch Verrechnung keine Amortisation jener bedeuten, 
daß damit der vornehmste Zweck, dem die Verstaatlichung 
der preußischen Bahnen zu dienen bestimmt war (cf. S. 748), 

triebsmitteln gerechnet und dementsprechend die Frage der Belastung 
der Staatsbahnen mit Schuldzinsen beurteilt werden muß. In dieser 
Hinsicht braucht nur an die Bedeutung, welche die Elektrizität bereite 
jetzt auf dem Gebiete des Verkehrswesens gewonnen hat, von neuem 
erinnert zu werden. Wenn die Elektrizität in Deutschland vorerst zwar 
nur als Triebkraft bei Klein- und Straßenbahnen genutzt wird, so ist 
doch in Fachkreisen bereits das Problem der Verwendung derselben fQr 
den Betrieb neuartiger Verbindungslinien, z. B. zwischen Berlin-München 
und Berlin-Köln, diskutiert worden, und geht man in Ruüland ebenso 
wie in Amerika ernstlich mit dem Plane um, einzelne der Haupt- 
linien als elektrisch betriebene Schwebebahnen einzurichten. Auch in 
der preußischen Staatsbahnverwaltung wird die Einführung des 
elektrischen Betriebes zunächst auf der einen oder anderen alten 
dem örtlichen Personenverkehr dienenden Strecke bereits erwogen, 
und diese Erwägungen versprechen ein positives Ergebnis. 
Angesichts solcher Thatsachen wird die stärkere Tilgung der preußischen 
Staatsschuld, welche im wesentlichen Eisenbahnschuld ist, zur dringend- 
sten Notwendigkeit, will der preußische Staat sein Aktivvermögen nicht 
eines Tages um fast sieben Milliarden verringert sehen, für welche er 
trotzdem Schuldzinsen weiter tragen müßte. 

Cf. Kammacher in den .Preußischen Jahrbüchern*, Band 79, 
S. 620. 
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in keiner Weise erfüllt wird, und daß bei der Nichterfüllung 
dieses Zweckes nicht nur die Zukunft unseres Volkes bedroht 
wird, sondern auch der Staat in der Gegenwart sich behindert 
glaubt und teilweise behindert ist, bei währender und sich 
mehrender Zinslast als Eisenbahnunternehmer der Wirtschaft 
seiner Bürger mit Ermäßigung des Aufwandes für die Be- 
friedigung eines ihrer wichtigsten Bedürfnisse, d. i. das des 
Verkehrs, zu Hilfe zu kommen und das zu thun, wozu der 
französische Staat die ihm unterthänigen Privatcompagnien, 
soweit dieselben sich derartige Ermäßigungen nicht von selbst 
angelegen sein lassen, eventuell zwingt. 

Auch noch andere sehr bemerkenswerte Verschiedenheiten 
zwischen der Art, wie sich die Revenuen der Eisenbahnunter- 
nehmungen einerseits in Frankreich, und andererseits in 
Preußen (Deutschland) darstellen, sind hervorzuheben. 

In Frankreich ist der eigentliche ünternehmer- 
gewinn der Eisenbahnen von der Abgabe, die sich der 
Staat von dem einzelnen Benutzer derselben zahlen läßt, 
scharf geschieden. Jenen muß der französische Staat den 
Gompagnien überlassen und eventuell vorschußweise ergänzen, 
solange er an dem System der Exploitierung seiner Bahnstraßen 
durch die Privatunternehmungen festhalten will, wobei er dem- 
selben aber bestimmte Grenzen gezogen hat, das darüber Hinaus- 
gehende im Interesse der Allgemeinheit für sich beanspruchend. 

Die Steuer von den Transportleistungen als solchen 
hätte der französische Staat als Ertragssteuer in Pro- 
portion zu den mittleren Erträgnissen aus der Transportgeba- 
rung der Gesellschaften anlegen können, so daß dieselbe in 
allen Tarifsätzen als ein Teil des Transportpreises aufgegangen 
wäre und der Staat die so oder so nach dem Ertrag bemessene 
Steuer von den Gesellschaften jährlich eingezogen hätte. Jener 
hat aber vorgezogen, seine Bürger, wenn sie die Bahnen zur 
Reise oder zur Verfrachtung benutzen, klar und einfach wissen 
zu lassen, daß und welchen Teil von dem von ihnen that- 
^U^hlich zu zahlenden Transportpreise sie als V e r k e h r s s t e u e r, 
aber nur für den Dienst des Eilverkehrs, und auch bei 
diesem nur, wenn es sich nicht um eigentliche Lebensmittel 
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handelt, dem Staate entrichten, und welcher Teil den Gesell- 
schaften zufällt und damit nach Deckung der Betriebskosten 
wiederum den Privatwirtschaften zurückfließt. Dabei ist be- 
merkenswert, wie der Staat durch diese scharfe Scheidung 
zwischen dem steuerlichen und dem gewerblichen Teil 
des Transportpreises sich eine Handhabe gesichert hat, welche 
er im geeigneten Moment dazu benutzen konnte, die Compagnien 
auf friedlichem Wege zu Tarifermäßigungen zu nötigen, 
da dieselben der Macht der öffentlichen Meinung gegenüber 
nicht wagen konnten, hinter den Opfern, die der Staat durch 
Steuernachlässe zum Besten des Verkehrs zu bringen be- 
reit war, zurückzubleiben. 

In Preußen besteht eine also genannte Verkehrssteuer 
bei Reise- und Güterbewegung nicht, der Staat zieht aber 
aus dem Betrieb seiner Bahnen noch über die Verzinsung der 
Eisenbahnschuld und nach Abzug Ton sogenannten Tilgungs- 
quoten besonderen ^ünternehmergewinn**. 

Wenn zweifellos zuzugeben ist, daß dem preußischen Staate 

von jener als Unternehmergewinn von ihm selbst deklarierten 

Summe ein Teil unter dem Titel zusteht, daß er seiner Zeit 

in ähnlicher Weise wie der französische zur Entstehung der 

Bahnen beigetragen hat, also neben den Kapitalien, die er 

für von vornherein als Staatsbahnen gebaute Linien verwendet 

hat, auch aus Subventionen und Garantieverpflichtungen her 

Kapitalien in den früheren Privatbahnen über die durch den 

Ankauf derselben kontrahierte Eisenbahnschuld hinaus angele^ 

hat, und daß die Bahnen auch heute, wenn sie in Privathänden 

wären, fraglos ohne die Deckung durch seine Staatshoheit 

ebensowenig bestehen könnten, wie sie ohne eine solche hätten 

entstehen können — so wird doch der Rest jenes Untemehmer- 

gewinns nicht anders als wie durch eine dem Verkehr auferlegte 

Steuer aufgebracht aufgefaßt werden können: denn aus dem 

Öebührenbegriff läßt sich der sogenannte »Untemehmer- 

gewinn** der preußischen Staatsbahnen nicht erklären. 

Die Gebühr ist von einer Steuer insofern scharf zu unter- 
scheiden, als es sich bei der Steuer um einen Zwangsbeitrag 
2u den Gesamtausgaben des Staates handelt, der nach den 
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obersten Grundsätzen der Steuerlehre darum auch auf die G e- 
samtbeit aller Bürger nach ihrer Leistungsfähigkeit ver- 
teilt werden soll, während die Gebübr ein Präzipualbeitrag ist, 
der seitens des Staates darum vom Einzelnen erhoben wird, 
weil ersterer diesem innerhalb des Rabmens von Staatsleistun- 
gen — die als solche zu gewähren den Staatszwecken ent- 
spricht und deren Aufwand darum zu einem im Verhältnis zu 
dem Interesse der Allgemeinheit an jener Staatsleistung 
stehenden Teil zu deren Lasten aufgebracht werden muß — 
eine besondere Leistung darbietet, bei welcher der sich jener 
Leistung Erfreuende dem Staate gleichzeitig Kosten provoziert, 
aus deren Ersatz der andere Teil des Aufwandes bestritten 
werden soll. 

Wenn aber eine solche äußerlich vielleicht als Gebühr 
erscheinende Zahlung an den Staat ihrem Betrage nach über 
die Höhe eines derartigen Präzipualbeitrags hinausgeht, wenn 
sie also „ungebührlich" hoch wird, so wird man die betreffende 
Zahlung, wenigstens was jenen Ueberschuß angeht, nicht 
mehr unter den Begriff der Gebühr subsumieren dürfen. 

Daß der Staat von sich aus z. B. für die Rechtssicher- 
heit eintritt und unter seiner Hoheit eine Gerichtspflege auf- 
stellt, liegt innerhalb des Rahmens seiner ältesten und vor- 
nehmsten Staatszwecke; und er wäre überhaupt kein Staat, wenn 
er der Allgemeinheit die Hilfe der Rechtsfestigung nicht böte. 
Wenn aber der Staat aus den Gerichtsgebühren resp. Gerichts- 
kosten so große Einnahmen ziehen wollte, daß aus denselben 
nicht nur die gesamten Kosten der Gericlitspflege gedeckt 
würden, sondern darüber hinaus noch Reineinnahmen sich 
zeigten, die der Staat zu allgemeinen Zwecken verwenden 
würde, so läge der Fall einer Besteuerung der Rechts- 
pflege vor. 

Zweifellos werden dem Staat auch wirtschaftlich nutz- 
bare Leistungen sowohl aus allgemeinen Gründen der Staats- 
raison als auch aus speziell wirtschaftlichen Gründen über- 
lassen werden können und in gewissen Fällen überlassen werden 
müssen; — wirtschaftliche Leistungen, die eventuell auch seitens 
der Privaten dargeboten werden könnten, von denen aber sämt- 

Eaufmann, Eisenbahnen Frankreichs. II. 52 
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liehe Faktoren des Staatslebens Übereinstimmend der Ansicbt 
gewesen sind, dais der Allgemeinheit am besten dadurch 
gedient wäre, wenn gerade der Staat sie übernähme. 

Der Staat aber, der aus solchen Gesichtspunkten wirt- 
schaftliche Leistungen im Interesse der Allgemeinheit über- 
nommen hat, steht bezüglichen Privatunternehmern keineswegs 
gleich. Die ganze Begründung, warum derartige Leistungen, 
wie z. B. der Post- und Eisenbahnverkehr, vom Staate unter 
rechtlichem oder thatsächlichem Ausschluß der Privatthätigkeit 
übernommen wurden, würde sofort zusammenfallen, wenn die 
Konsequenz aus jener üebemahme die wäre, dai der Staat 
bei solchen Betrieben die ihm gebotene Möglichkeit, große 
materielle Vorteile aus denselben zu ziehen, in den Vorder- 
grund schieben und die ihm zugefallenen, wirtschaftlich nutz- 
baren Betriebe unter Ausschluß der Konkurrenz nach Analogie 
von Steuermonopolen verwalten wollte, welche letzteren 
jener unter ganz anderen Gesichtspunkten ausbildet. Der 
Staat betreibt z. B. ein Tabakmonopol nicht unter dem Ge- 
sichtspunkt, daß sich die gesetzgebende Gewalt in üeberein- 
stimmung mit der öffentlichen Meinung gesagt hätte, es ge- 
höre zu den Aufgaben des Staates, in eigener Verwaltung 
und unter Ausschluß aller Privatthätigkeit, der Allgemeinheit 
der Raucher so gute und so billige Zigarren wie irgend mög- 
lich zu liefern, sondern der Gesichtspunkt fbr die Aufstellung 
und Aufrechterhaltung eines derartigen Monopols ist nur der, 
daß dasselbe dem Staat die beste Handhabe bietet, aus der 
Luxuskonsumtion des Rauchens die höchste Steuer zu ziehen, 
wobei es für den Staat sehr vorteilhaft ist, daß er überdies 
noch den eigentlichen Fabrikations- und Handelsgewinn dem 
Steuerertrage hinzufügen kann. 

Wenn es dagegen aus Gründen ganz anderer Natur 
zweifellos richtig ist, daß der Staat z. B. den Nachrichtenverkehr 
von Ort zu Ort ausschließlich betreibe, so wird er gewiß 
berechtigt und verpflichtet sein, von den Benutzem der Post 
als Vergütung für die ihnen durch die Beförderung ihrer Briefe 
geleisteten Dienste Gebühren zu erheben, damit der Staat nicht 
in die Lage komme, auf Kosten der Allgemeinheit den Ein- 
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zelnen, welche die Post in größerem oder geringerem Aus- 
maß in Anspruch nehmen, unentgeltlich zu dienen. Die 
sichtbaren Reinüberschüsse aber, die sich für die Staats- 
kasse aus solchen Betrieben ergeben, können weder aus dem 
Gebührenprinzip gerechtfertigt werden, noch daraus, daß es 
sich dabei um einen nach Analogie der Privatwirtschaft er- 
zielten Oewerbegewinn des Staates handle. Denn das war 
nicht der Gesichtspunkt, unter welchem der Staat das aus- 
schließliche Recht auf den Postbetrieb oder die überwiegend 
große Anzahl der Eisenbahnen in seine Hand nahm, daß er 
Unternehmergewinn aus solchen Staatsbetrieben mache. 
Auch ist eine Bestimmung des Begriffs des Staates dahin, 
daß derselbe die ihm zur Erfüllung seiner Staatszwecke 
nötigen Mittel selbst erwirtschaften solle, statt dieselben 
Yon den Einzelwirtschaften zusammensteuern zu lassen, 
nichts weniger als zum Gemeingut der deutschen Nation 
geworden, sollte auch noch so oft „bewiesen" werden, daß 
die kapitalistische Produktionsweise sich überlebt habe und 
„höheren" Wirtschaftsformen Platz machen müsse, und sollten 
auch noch so große Kreise der Nation, solchen Lehren, von 
deren Schlagworten hypnotisiert, andächtig lauschend, ähnliches 
erwünschen. Einstweilen sind die großen Anstalten des Ver- 
kehrswesens bei uns unter ganz anderen Motiven in die Hand 
des Staates gelegt worden, als daß er sie betreibe, um einen 
Gewinn aus ihnen herauszuwirtschaften, der, wenn von Pri- 
vaten erzielt, in den Augen jener selben Kreise als „Unter- 
nehmergewinn* für unberechtigt gelten würde, sondern es 
sollte der Grund dafür nur der sein, daß der Staat als deren 
Verwalter der Allgemeinheit größere und bessere Dienste 
zu leisten vermöge, als das Privatunternehmer könnten ^). 



^) Auch G. Cohn, der im Übrigen den Steuercharakter des ünter- 
nehmergewinns der preußischen Staatseisenbahnverwaltung anerkennt 
und mit Genugthuung begrüßt, sagt (, System der Finanzwissenschaft*, 
Stuttgart 1889, S. 619 f.): , Soviel ist gewiß — auf Ueberschüsse (aus 
der Verwaltung der zu verstaatlichenden Bahnen) ist bei der Ent- 
schließung zur Staatsbahnpolitik in Preußen nicht gerechnet worden. 
Konnte doch der verdienstvolle Vertreter dieser Politik in jenen Jahren 
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Wenn sich demnach bei solchen vom Staate, sei es dem 
Recht oder der Thatsache nach, ausschließlich betriebenen 
wirtschaftlich nutzbaren Anstalten, die eventuell auch von Pri- 
vaten betrieben werden könnten, Beineinnahmen zeigen, die 
über die Erstattung der Betriebskosten sowie über die Ver- 
zinsung und Amortisation der Anlage- und Betriebskapitalien 
und etwaige Inreservestellungen hinausgehen, so nimmt ein 
derartiger üeberschuß, sobald derselbe ilir allgemeine 
Staatszwecke verwendet wird, den Charakter einer Steuer 
an und zwar in unserem Beispiele den Charakter einer Ver- 
kehrssteuer vom Nachrichten-, Personen- und Güterverkehr, 
ebenso wie bei unserem ersterwähnten Beispiele etwaige Ueber- 
schüsse aus der Gerichtspflege dem Begriff einer Steuer von 
der Rechtspflege entsprechen würden; Steuern, welche der 
Staat als Zwangsbeiträge zu seinem Aufwand bei 
der Verfolgung seiner allgemeinen Staatszwecke 
von allen denjenigen eintreiben würde, welche ebensowenig 
die Rechtspflege wie den Transport ihrer Person, ihrer Nach- 
richt, ihres Gutes entbehren und beide nicht anders denn beim 
Staat finden können. — 

Will man demnach den in Preußen also genannten ünter- 
nehmergewinn mit dem entsprechenden Erträgnis der Eisen- 
bahnen Frankreichs vergleichen, so müssen im letzteren Fall 
die Superdividende (der eigentliche Untemehmergewinn) und 
der impöt sur le transport zusammengerechnet werden. 

Dann ergibt sich für Frankreich als die über die Deckung 
der Betriebskosten und Kapitallasten der Eisenbahngesell- 
schaften hinausgehende Summe im Jahr 1893 ein Betrag von: 

untemehmergewinn *) (Superdividende) . 100 092 600 Fra. 
Impöt sur le transport 48 352 621 ^ 

zusammen . 148 445 121 Frs., 



(1880) die Bedenken der Opposition über die Rentabilität der Staats- 
bahnen im Abgeordnetenhause mit dem Trumpf abfertigen, ob man bei 
Festungen nach der Rente frage." 

') Der Umstand, daß der Untemehmergewinn der Aktionäre der 
Hauptbahnen Frankreichs einstweilen teilweise mittelst Vorachüssen des 
ötaates effektuiert wird, bedeutet, nachdem wir gesehen haben, daß 
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gleich 4200 Frs. pro Kilometer. Betriebslänge, während in 
Preußen der „Unternehmergewinn" der Staatseisenbahnen 
1893/94: 6326 Mark = 7908 Frs. pro Kilometer betragen hat. 
Ist in jenem Surplus des Eisenbahnerträgnisses Frank- 
reichs scharf unterschieden, wieviel der Staat als Transport- 
steuer einhebt, von dem, was als eigentlicher Untemehmergewinn 
weiten Kreisen der Bürger des Landes zufließt und in deren 
Händen werbendes Kapital bedeutet, so hat umgekehrt der 
preußische Staat — wenn man selbst davon absehen wiU, 
daß er jenen Gewinn nur durch eine Besteuerung des. Ver- 
kehrs erzielen konnte — bei Verwendung seines angeblichen 
üntemehmergewinns für allgemeine Staatszwecke dem 
Charakter eines solchen keine Rechnung getragen. Das Cha- 
rakteristische eines über die Verzinsung und Erhaltung der 
vorhandenen Wirtschaftsmittel erzielten eigentlichen „Unter- 
nehmergewinns" liegt darin, daß derselbe in der Hand des 
Unternehmers von neuem nutzbringende Anlage in eigenen 
oder in fremden Unternehmungen, aus denen jener eine Rente 
ziehen will, findet, daß dieses erwirtschaftete Kapital somit 
als werbendes den Einzelwirtschaften des Landes zurück- 
geführt wird. Der vom Privaten in seiner eigenen oder in den 



diese Vorschüsse dem Staate mit den Zinsen derselben zurückkommen 
werden, nur ein taktisches Mittel bei Durchführung dessen Eisenbahn- 
politik, um durch Eskomptierung eines Teiles der zukünftigen Re- 
venuen die gegenwärtig an den Compagnien Beteiligten in ihrem 
Interesse an den Bahnen festzuhalten, und zugleich eine berechtigte 
Nivellierung der Eisenbahnnettogewinne, ohne welche die Gegenwart 
nur das Risiko, die Zukunft nur den Genuß aus dem Eisenbahnwesen 
hätte. Umgekehrt hat in Preußen, da der Staat den ganzen Unter- 
nehmergewinn angeblich zur Steuererleichterung nutzt und nicht dem 
Eisenbahnwesen zurückführt und zudem die Kisenbahnkapitalien nur 
ganz ungenügend amortisiert, die Gegenwart den ganzen Vorteil, 
während der Zukunft nichts oder zu wenig bleiben wird, um seiner- 
zeit das Verkehrsinstrument der Eisenbahnen dem wirtschaft- 
lichen Leben Preußens in einer der französischen ebenbürtigen Weise 
darbieten zu können, wenn erst nach Amortisation der Eisenbahn- 
kapitalien der Hauptbahnen Frankreichs dort alle Betriebsüber- 
schüsse derselben zu Reineinnahmen geworden sein werden. 
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Unternehmungen anderer erworbene und zurückgelegte Thaler 
wird bei ihm zu einem neue Arbeits- und Erwerbsgelegenheit, 
neue Produkte, neuen Wohlstand und damit vermehrte 
Steuerkraft schaffenden Element. 

Indem der preußische Staat aber den von ihm gemachten 
Unternehmergewinn nicht wieder für diese Unternehmen, also 
zu deren Erweiterung und Verbesserung oder zur 
Amortisation ihrer Anlagekapitalien, sondern zu Ausgaben 
verwendet, die anderenfalls aus Einnahmen zu bestreiten wären, 
welche der Staat aus der durch jenen Thaler sich regenerie- 
renden Steuerkraft der Privatwirtschaften schöpfen könnte, so 
hat der Staat, nachdem er als Unternehmer der Eisenbahnen 
seinen wirtschaftenden Unterthanen bereits eine Erwerbs- 
gelegenheit nahm, deren Unterlage er als einen wichtigen 
Teil des „Volks Vermögens*' nunmehr selbst bewirtschaftet, 
auch die Kapitalien der Bewirtschaftung durch Private ent- 
zogen, welche, aus seinem angeblichen Unternehmergewinn 
erfliefiend, für Staatsausgaben allgemeiner Natur benutzt 
werden, während jene Privaten mit deren Hilfe die von ihnen 
zu zahlende Steuer, wenn sie Franzosen wären, erwirtschaf- 
ten könnten und würden^). So erhält der sogenannte Eisen- 
bahnuntemehmergewinn Preußens, der äußerlich zur Minderung 
der Steuerlast führt, auch aus diesem doppelten Gesichts- 
punkt der Schmälerung der privaten Erwerbsraög- 
lichkeit und wirtschaftlichen Bethätigung den Charakter 
einer Belastung der Privatwirtschaften. 

Die Verkehrssteuer aber, welche den sogenannten 
Uuternehmergewinn der preußischen Staatsbahnen thatsächlich 



Auf den Kopf der französischen Bevölkerung fiel 1893 ein Be- 
sitz in Kisenbahnobligationen von 435 Frs., das ist mehr als die Hälfte 
der Kopfquote der staatlichen Rentenschuld nach Kapitalisierung der- 
selben (öOO Frs.), und eine Rente von 13,i5 Frs. (ohne Abzug der Steuer 
auf Wertpapiere etc.), das ist nicht ganz zwei Drittel nach Abzug der 
Steuer (ca. 1,8 Fr.), fast die Hälfte der für Verzinsung und Tilgung der 
Staatsschuld zu berechnenden Kopfquote von 22,08 Frs., welche in Frank- 
reich durch Steuern aufgebracht werden muß. Cf. den Abschnitt U 
des Kap. 18, insbesondere S. 410. 
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herbeischaffl; , entfernt sich um so weiter von den Grundbe- 
dingungen einer richtig angelegten Steuer, als die Erträgnisse 
derselben zwar wie die jeder anderen Steuer für allgemeine 
Zwecke verwendet werden, die Steuer selbst aber keinerlei 
Bücksicht auf die Leistungsfähigkeit derer nimmt, die 
sie tragen müssen, und wahllos erhoben wird sowohl vom Groß- 
industriellen, der bei Verfrachtung in ganzen Waggons und ganzen 
Zügen die billigsten Transportpreise erzielt, wie vom kleinen 
Krämer in der Provinzstadt, der seine Waren zu den teureren Sätzen 
des Stückguts beziehen muß, ebenso vom Vergnügungsreisen- 
den, wie von dem Geschäftsmann, der, den Austausch zwischen 
Produktion und Konsumtion vermittelnd, seinem Arbeitsverdienst 
nachgeht. Jene Steuer verteuert zu Ehren jenes Untemehmer- 
gewinns zugleich die für den Konsum bestimmte Wagenladung 
Kartoffeln oder die der Produktion dienende Sendung von 
Rohstoffen an die Industrie und die der Landwirtschaft nötigen 
Dungstoffe, während die Zustellung des Postpackets, das 
etwa einen Sterlett aus dem Kaspischen Meer oder einen 
Pariser Damenhut enthält, bei tieferem Zuschauen unter dem 
Selbstkostenpreise der staatlichen Transportanstalten erfolgt. 
Im Gegensatze zu solchen Verhältnissen, die an dieser 
Stelle nur angedeutet werden konnten, hat der französische 
Staat die Besteuerung der Eisenbahntransporte klar und 
deutlich als solche hingestellt und dabei — abgesehen von 
einer kurzen Zeit der Not — den für die Produktion und den 
Massenkonsum des Landes nötigen, d. h. den eigentlichen 
Frachtgüterverkehr der petite vitesse, ebenso bei der 
grande vitesse den Verkehr der eigentlichen Lebensmittel 
von einer Besteuerung freigelassen, dadurch aber sich von 
jedem fiskalischen Interesse an der Höhe der Gütertarife frei- 
gehalten und den Bahnen es wegen dieser damit erleichtert, sich 
den Bedürfnissen des Landes ohne Rücksicht auf ein be- 
sonderes Staatsinteresse anzupassen. Der französische Staat 
besteuert weder den für die Produktion noch den für die Ver- 
proviantierung mit den unentbehrlichen Lebensbedürfnissen 
nötigen Verkehr. Er besteuert in der grande vitesse niu: den 
Reiseverkehr oder die Herbeischaffung von solchen Konsum- 
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tibilien etc., an welche der leistungsfähigste Teil der Be- 
völkerung die Anforderung besonderer Qualität stellt, und fOr 
welche er dementsprechend höhere Preise zu zahlen bereit ist. 

Das Maß und die Opportunität einer Steuer vom Trans- 
portverkehr ist überhaupt diskutierbar; das Prinzip aber, 
nach welchem die einmal bestehende Steuer in Frankreich an- 
gelegt ist, ist jedenfalls, weil klar und auf der unmittelbaren 
Beziehung der Steuer zum Objekt beruhend, richtiger als das 
preußische, welches die Steuer versteckt und, von derselben 
den Güterverkehr nicht freilassend, die Preisbildung nach- 
teilig beeinflussen muß. 

Indem jedoch der franzosische Staat bei der Benutzung 
der Privatindustrie für die immer weitergehende Ausstattung 
seines Eisenbahnnetzes auf die ihm aus dem Eisenbahnwesen 
erwachsenden und von uns wiederholt charakterisierten Ein- 
nahmen und geldwerten Vorteile zu Gunsten des Verkehrs- 
wesens verzichtet, hat er es den Eisenbahnuntemehmungen 
ermöglicht, zu ihrer Erweiterung und zum Ausbau ihrer Linien 
immer wieder neue Kapitalien heranzuziehen ^), und konnte daher 
jene zwingen und zwang sie, an der Erweiterung des Bahn- 
netzes beständig weiter zu arbeiten und nach den Vorschriften 
des Staates selbst Linien, welche von vornherein als unrentabel 
gelten mußten, zu bauen, die der Staat gleichwohl, sei es für 
seine spezifischen Zwecke — als vor allem strategische Linien — , 
sei es zur Hebung der Erwerbsfahigkeit und damit der wirt- 
schaftlichen und Steuerkraft der betreffenden Gegenden und 
dadurch zugleich zur Stärkung der Nation im ganzen für nötig 
und nützlich erachtete. 

Die französische Eisenbahnpolitik, die also vorging, hat 
ihrem Lande in den Eisenbahnen ein mächtiges Verkehrswerk- 
zeug zu schaffen und dasselbe im Verhältnis zu dessen Ein- 
wohnerzahl reicher auszugestalten verstanden, als das in irgend 
einem anderen Großstaate geschehen ist. 

*) In welchem Maßstab die großen Eisenbahngesellschaften den Geld- 
markt in Anspruch haben nehmen müssen (in dem Jahrzehnt 1884 bis 
1893 im Tagesdurchschnitt für 2000 Stück über 800000 Frs.), 
cf. S. 386 ff. 
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Von allem Anfang an hat der französische Staat dieses 
Yerkehrsinstrument nicht selbst ausführen, sondern dessen Aus- 
bau der Privatindustrie überlassen wollen; ebenso hat der- 
selbe, nachdem er erst durch verschiedene Vorlagen in den 
dreißiger Jahren und durch wiederholt eingesetzte außerparla- 
mentarische Kommissionen und parlamentarische Beratungen 
mit der Meinung der maßgebenden Kreise der Nation Fühlung 
genommen hatte, in allen Zeitläuften daran festgehalten, daß, 
wie auch die Bau frage im einzelnen Falle behandelt werden 
möge, der Staat sich vom Betriebe der Eisenbahnen auf 
jeden Fall so lange fernzuhalten habe, bis ihm das fertig 
ausgerüstete und ausgebaute Eisenbahnnetz lastenfrei zufalle. 
Aber auch in der Baufrage war es bezeichnend, daß, als die 
Regierung in der Vorlage des Gesetzes von 1842 die Er- 
stellung wenigstens des Unterbaues der in jenem klassierten 
Bahnen durch den Staat vorgesehen hatte, das Parlament 
die Ergänzung der Vorlage dahin veranlagte, daß der gesamte 
Bau der Bahnen Privatunternehmern in allen den Fällen zu 
überlassen sei, in denen sich solche mit genügender Quali- 
fikation fänden, und ist es weiterhin bezeichnend, daß der 
Staat von allen in jener älteren Zeit des Eisenbahnwesens 
klassierten Linien thatsächlich nur die eine kurze Linie Nlmes- 
Montpellier vollständig ausgeführt hat, während er alle anderen, 
auch von ihm bereits in Angriff genommene, baldigst und, wie 
wir sahen, unter Ersatz der von ihm bereits aufgewendeten 
Kosten an Privatunternehmer zur Weiterführung der Bauten 
konzessionierte. Seitdem, und besonders seit den Fusionen, 
welche der Staat gerade zu dem Zweck eingeleitet hatte, ist 
in Frankreich an dem Prinzip festgehalten worden, daß der 
Staat, unter Währung aller seiner Hoheitsrechte und besonders 
auch seines Heimfallsrechtes, der Privatunternehmung 
vorschreiben solle, welche Bahnen dieselbe auszuführen und 
einstweilen auch zu bewirtschaften hätte. 

Der eingehend von uns geschilderte Kampf der siebziger 
Jahre, welcher um die vorzeitige UeberfÜhrung aller Bahnen 
in volles Staatseigentum geführt wurde, vermochte 
jenes Prinzip wohl eine kurze Zeit in den Hintergrund zu 
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drängen; über die Betriebsfrage aber, welche im Falle des 
Sieges der Freunde der Verstaatlichung notwendig, wenigstens 
zunächst, im Sinne des Staatsbetriebes hätte beantwortet 
werden müssen, vermochte sich selbst ein Parlament nicht 
schlüssig zu machen, in welchem die Yerstaatlichungspartei 
eine Majorität besaß, und wurde mit den Verträgen von 1883 
der alte Grundsatz, durch die Privatuntemehmung die vom 
Staate klassierten Bahnen schaffen zu lassen, wiederum in den 
Vordergrund gerückt. 

Bei seiner Eisenbahnpolitik hat der französische Staat 
das Interesse, welches an den Eisenbahnen in zwiefacher 
Beziehung vorhanden ist, auf zwei Schultern gelegt. Das 
privatwirtschaftliche Interesse den Compagnien über- 
lassend, behielt er für sich die Vertretung der Interessen der 
Allgemeinheit, die Sorge für dieses allgemeine Interesse 
gerade durch die Art seiner Verbindung mit den Compagnien 
bei sich stets wach erhaltend und zugleich vor Einseitig- 
keit bewahrend. 

Als der Mächtigere kann und soll jeder Staat, der 
sich seiner Aufgabe bewußt ist, die Interessen der Allgemein- 
heit in nachdrücklicher Weise jedem Einzelinteresse gegenüber 
vertreten. Der französische Staat war aber bei dieser 
Vertretung den privaten Eisenbahnuntemehmergesellschaften 
gegenüber um so machtvoller ausgestattet, als er bei dem 
System seiner Eisenbahnpolitik, d. i. der Zusammenkoppelung 
von Privatwirtschaft, Staatshilfe und Allgemeininter- 
esse, jene Compagnien in immer größere materielle Abhängig- 
keit von sich zu bringen verstanden hat, so daß es ihm ge- 
lingen konnte, die Privatunternehmungen zu immer größeren 
Leistungen im Interesse der Allgemeinheit anzupeitschen. Wenn 
der Staat dieselben gleichzeitig durch seine Zinsgarantie 
unterstützte, so schützte er sich selbst davor, von einseitigen 
Doktrinen und zumal von egoistischen Wünschen mächtiger 
Wählerkreise vorangedrängt, vermeintliche Interessen der 
Allgemeinheit in einer Weise zu verfolgen, die sein System 
hätte überspannen und die Früchte desselben illusorisch machen 
können. 
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Der französische Staat hat derart Sorge tragen können, daß 
immer wieder neue und vom privatwirtschaftlichen Standpunkt 
aus immer unrentablere Bahnen, die aber der Gesamt Wirt- 
schaft des Landes dienen, gebaut wurden, und daß selbst 
das letzte große Programm, welches die Versorgung ganz 
Frankreichs in allen seinen Teilen mit Bahnen und Wasser- 
straßen in vielleicht übergroßem Maße vollenden wollte und, 
in dieser Form auf einmal in Angriff genommen, eine momen- 
tane Ueberstürzung bezeichnet, dennoch wiederum von der 
Privatindustrie zur Ausführung übernommen wurde, und daß 
auch diese Bahnen dem Lande von jener thatsächlich ge- 
schaffen werden. 

Alles das hat der französische Staat erreicht, weil er 
von Anbeginn der Eisenbahnen an einerseits sein Wesen als 
hochthronender Wahrer der Interessen der Allgemeinheit — 
als die sichtbare Allgemeinheit — erkannt und andererseits, das 
Wesen der wirtschaftlichen Unternehmung nicht verkennend, 
sich davor hat hüten wollen, seine Energie und Initiative, 
sein Allgemeininteresse durch das Interesse an Unter- 
neJbmergewinn, unter welchem jenes unabw eislich hätte 
leiden müssen, herabzuwürdigen. 

So kann das Verhältnis, wie sich dasselbe zwischen dem 
französischen Staat und seinen Eisenbahngesellschaften durch 
die Geschichte des französischen Eisenbahnwesens hin 
thatsächlich entwickelt hat, dem Geschichtschreiber der eng- 
lischen Eisenbahnpolitik Antwort geben, wenn derselbe in 
seiner bedeutungsvollen Arbeit: „Der Staat und die Eisen- 
bahnen" fragt ^): 

„. . . . Durch welche Mittel soll der Widerspruch auf- 
gehoben werden, der zwischen dem Erwerbszwecke solcher 
Unternehmungen und den öffentlichen Anforderungen aus der 
Natur der Sache besteht oder bestehen muß? Dasselbe 
Unternehmen, welches zwar vom Staate konzessioniert, all- 



*) Cf. den Aufsatz von Gustav Cohn: , Jahrbücher für National- 
ökonomie und Statistik% XXXIII, 1879; auch , Volks wirtschaftliche Auf- 
sätze*, Stuttgart 1882, S. 71 ff. 
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gemeinen und besonderen Vorschriften unterworfen wird, 
welches aber innerhalb aller dieser Schranken doch zuletzt 
ein spekulatives Unternehmen bleibt, das möglichst hohen 
Gewinn erzielen will, und eben darum nach der Natur aller 
spekulativen Unternehmungen sein Kapital einsetzt mit der 
Gefahr des Verlustes oder der Unfruchtbarkeit, wie will man 
ihm verbieten, sein Interesse geltend zu machen, wenn man 
nicht von Staats wegen den Verlust im einzelnen und im 
ganzen verbürgt, eine Bürgschaft, die natürlich ihrerseits 
einen entsprechenden Eingriff der Staatsverwaltung in die 
Verwaltung der Aktiengesellschaft mit sich bringt? Wo 
nimmt denn der Staat das Recht her, wenn er nicht eine 
Minimumgrenze des Gewinnes sichert, gerade dieser Art ge- 
winnsuchender Unternehmungen zu befehlen, dafi sie ihre 
Interessen den öffentlichen Interessen dienstbar machen solle? 
Und auf der anderen Seite, wenn er mit der Geltendmachung 
solches Rechtes anfangt, wo findet er die gewinnsuchenden 
Kapitalisten, welche auf seine Bedingungen eingehen? 

So sehe ich also in der Aktienunternehmung für die 
Eisenbahnen nicht eine Form der , Selbstverwaltung^ (nach 
Ansicht von Lorenz v. Stein), welche die Teilnahme des 
Volkes an den öffentlichen Angelegenheiten im Gegensatz zu 
der Ausbreitung der Staatsverwaltung befördern soll, sondern 
ich sehe darin schlechterdings einen Notbehelf, welcher, 
so fehlerhaft er ist, nicht vermieden werden kann da, wo 
die Staatsverwaltung aus irgend einem Gininde nicht so be- 
schaffen ist, diese große öffentliche Pflicht in die Hand zu 
nehmen. 

Wie ich das oben bereits ausgedrückt habe: es war eine 
politische N o t und nicht eine ökonomische Tugend und noch 
viel weniger eine politische Tugend, wenn je nach dem 
Zwange der eigentümlichen Verfassungs- und Verwaltungs- 
zustände der englische Staat, die Schweiz, Frankreich und 
vollends die Staaten des Ostens das erste Menschenalter der 
Eisenbahnen in den Händen von Aktiengesellschaften hingehen 
ließen. Und es ist durchaus eine positive Frage der besonderen 
Staatszustände , wenn heute oder fernerhin, hier oder dort, 
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die Entscheidung zu treffen ist, ob die Zeit für die Staats- 
verwaltung der Eisenbahnen gekommen ist oder nicht . . / 

Unser Autor hat ganz recht: es handelt sich hier um 
die „positive Frage der besonderen Staatszustände des ein- 
zelnen Landes**, und er hat ebenfalls recht, wenn er weiter 
unten in demselben Aufsatz sagt: „Nur auf dem positiven 
Boden eines einzelnen Staates oder Reiches ist eine Ausein- 
andersetzung (ob Staats- oder Privatbahnen) möglich/ — Da 
dem aber so ist, so ist die übrige Deduktion von Cohn, der 
a priori von einer „politischen Not** spricht, die auch 
Frankreich in das System der Privatbahnen getrieben habe, 
für die dortigen Verhältnisse nicht zutreffend: 

Frankreich hat in seinem Eisenbahnwesen nie anders 
vorgehen wollen, als es vorgegangen ist, und hat von An- 
beginn seines Eisenbahnwesens an gewußt, wie eine Unter- 
nehmergesellschaft von einem sich seiner Machtmittel 
bewußten Staat „als Verwalter öffentlicher Angelegen- 
heiten** benutzt werden kann. Der französische Staat hat 
den „Widerspruch** aufzuheben verstanden „zwischen dem 
Erwerbszwecke solcher Unternehmungen und den öffentlichen 
Anforderungen". Er hat durch das System seiner Politik 
die Privatinitiative, die „innerhalb der ihr vom Staat ge- 
zogenen Schranken** Gewinn zu erzielen hofft, dazu zu ver- 
anlassen verstanden, mit der „Gefahr des Verlustes**, anfangs 
des ganzen Verlustes, dann die Verlustchance dem immer 
größer werdenden Risiko entsprechend proportional mil- 
dernd, dafür aber mehr und mehr die Eisenbahnverwaltung 
durch die Staatsaufsicht beengend und immer weiter ge- 
zogenen Staatszwecken dienstbar machend — ihr Kapital für 
den Bau stets neuer Bahnen einzusetzen. Der französische 
Staat hat die Privatinitiative gleichzeitig gezwungen, dieses 
Kapital zuzüglich aller für den Eisenbahnbau und -Betrieb 
aufgenommenen Schulden bis zum Ablauf der derselben zu- 
gebilligten Konzessionen zu amortisieren. Der Staat hat 
sich das Recht vorbehalten, allüberall „einzugreifen in die 
Verwaltung jener Aktiengesellschaften**, und nicht gezögert, 
von diesem Rechte ausgiebigen Gebrauch zu machen; er hat 
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jene Verwaltungen soweit unter seinen Willen zu beugen 
verstanden, daß sie die Eisenbalinnetze Frankreichs so dicht 
ausbauen müssen, wie es die kühnsten Forderungen einer 
wildbewegten Zeit nur haben verlangen können. Der Staat 
zwingt jene Verwaltungen, ihre Tarife allen Bedürfnissen 
und vernünftigen Wünschen des Landes anzupassen und, wenn 
nötig, herabzusetzen; der Staat zwingt diese Unternehmer- 
gesellschaften, ihm seinerzeit ihre 40 000 km Eisenbahnlinien, 
deren Eigentum er sich vorbehalten hat, und die sie ihm auf 
ihre Kosten ausbauen müssen, lastenfrei zu übergeben, und 
für die Vorschüsse, die der Staat jenen UntemehmergeseU- 
schaften macht, hat er sich deren ganzes mobiles Eigentum zu 
Pfand stellen lassen. 

Das alles hat der französische Staat aber durchsetzen 
können, weil er die oben formulierten Vorbedingungen that- 
sächhch erfüllt und den Aktionären jener GeseUschaften in 
laufender Zeit ein Minimum von Gewinn zugesichert hat, 
das allerdings tief unter dem Gewinne bleibt, den dieselben 
hätten machen können, wenn sie nicht alle die ihren Gesell- 
schaften vom Staat fortdauernd aufgebürdeten unrentabeln 
Linien hätten ausbauen müssen, von deren Bau und Betrieb 
der Staat sich selbst befreit hat, und deren Bau er kaum in 
derselben Ausdehnung unternommen haben würde, wenn er 
damit seine Einnahmen aus einem eventuellen umfassenden 
Staatsbahnnetz, das er in Händen gehabt, zu kompromit- 
tieren hätte fürchten müssen. 

Die eventuellen Zubußen des Staates, die er infolge der 
obigen Garantien in laufender Zeit jenen üntemehmergesell- 
schaften leisten muß, entnimmt der Staat den rechnungs- 
mäßigen Ueberschüssen, die ihm dasselbe Eisenbahn- 
wesen liefert, an das er dieselben im wesentlichen darum nur 
zurückführt, damit er schließlich in den Genuß von weit über 
1200 Millionen Reineinnahmen aus einem gewaltigen werben- 
den Staatseigentum gelange, das als solches den größten Teil 
seiner Schulden aufwiegen wird, während jene Reineinnahmen 
genügen werden, auch seine ganze bis zum Augenblick des 
Heimfalls der Bahnen auflaufende Schuld zu verzinsen, so daß 
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der französische Staat im Augenblick des lastenfreien Heim- 
falls der Bahnen jenen Reineinnahmen entsprechende Steuer- 
reduktionen eintreten lassen oder den Transportpreis auf 
den ihm nunmehr frei von allen Lasten gehörenden Bahnen 
zu Gunsten des ganzen Landes so niedrig wird bemessen 
können, daß durch dieselben ausschließlich die reinen Kosten des 
eigentlichen Eisenbahnbetriebs gedeckt werden. — Eine 
derartig erleichterte Befriedigung ihres Verkehrsbedürfnisses 
wird aber für die französische Volkswirtschaft im 
Wettkampf mit den konkurrierenden Nachbarnationen eine um 
so größere Kräftigung bedeuten, je weniger jene rechtzeitige 
Vorsorge trefifen sollten, auch ihrer Volkswirtschaft ein von 
der Notwendigkeit der Verzinsung seines Anlage- 
kapitals aus dem Betriebe befreites, gleich wirkungs- 
volles Verkehrsinstrument dereinst darbieten zu können. 

Jenes von einer vorausschauenden Politik fest ins Auge 
gefaßte Ziel haben die Staatsmänner Frankreichs durch zwei 
Menschenalter hindurch konsequent unter dem Drang aller 
»der eigentümlichen Verfassungs- und Verwaltungszustände" 
ihres Landes zu verfolgen gewußt — und alles das soll nicht 
die Folge einer ^ökonomischen" und einer , politischen" 
Tugend sein, sondern nur das Zeichen einer „politischen Not" ? 
Was ist denn für die Staatsregierung „ökonomische Tugend" ? 
— Das Verdienst, möglichst große ökonomische Vorteile der 
Gesamtheit zu sichern. Wasistdas: „politischeTugend"? — 
Die Verhältnisse und Zustände eines Landes genau kennen, 
um aus solcher Kenntnis heraus die Entwicklung jener Ver- 
hältnisse leiten zu können; Pläne fassen, die der Allgemeinheit 
zum Nutzen gereichen sollen, und in konsequenter, mit allen 
Möglichkeiten und Umständen rechnenden Durchführung dieser 
Pläne das Gewollte thatsächlich zu erreichen wissen! 

So aber ist die Eisenbahnpolitik Frankreichs 
alles in allem genommen bisher vorgegangen. 
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Berlchtif^ODf^en In BDcb II. 

Seite 91 nnter Nordnetz, Zeile: 100 bis 200 km, in Spalte: 6. Serie, lies: 0^ 
statt 0^. 

Seite 160, Zeile 24 von oben lies: „(S. ISQ)*" statt ,.(S. i&S)**. 

Seite 182, Zeile 18 von oben lies : .an zweiter and dritter Stelle* statt »oder 
dritter Stelle". 

Seite 235, Zeile 17,18 von oben sind die Worte : ^m 24 Jahren, auf jeden Fall 
aber* zu streichen. 

Seite 261, Zeile lo von unten lies: .im Kapitel 7 und 9" statt „im Eapit«! 9". 

Seite 277, Zeile 6 von oben lies: .Kapitel 7** statt „Kapitel 6*. 

Seite 280, Zeile 20 von oben lies: „Garanten" statt „Garantien". 

Seite 902, Zeile i von oben lies : „zurückgeblieben wären" statt »sind**. 

Seite 567, letEte Textzeile lies: „um 10 bis 250,0* statt .um 10 bis 150'o*- 

Seite 599, in Zeile 6 des Anmerkung8text«s beginnt die auf jener Seit« ver- 
merkte Anmerkung 1. 

Seite «23, Zeile 5 von oben lies : .auf übei 3 Cent." statt ^auf 8 Cent." 

Seite 656, vorletzte und letzte Zeile lies: „und die Ulrich etc. . . . auf 20 0,0 
ansetzt" statt „und den . . . angesetzt". 

Seite 722. zweite Tabelle, lies für den Personenkilometer beim Jahre 1855 : ^,5,91* 
statt .5,7e«. 
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